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Einleitung. 


Das  Bedürfilis  des  Orandbesitzes,  Kredit  nach  Maßgabe  seiner 
wirtschafUichen  Eigenart  aufzunehmen,  kann  auf  doppelte  Art  be- 
friedigt werden.  Diesem  Zwecke  dient  entweder  der  direkte  Ver- 
kehr zwischen  dem  kreditsuchenden  Grundbesitzer  und  dem  kredit- 
gebenden Kapitalisten  durch  die  Individualhypothek  oder  die  Yer- 
mittelung  der  Bodenkreditanstalten,  die  das  Anlage  suchende  Kapital 
wie  Strahlen  in  einem  Brennpunkte  sammeln  und  dem  kreditbe- 
dürftigen Grundbesitz  zuf&hren.  Die  ersten  Kreditinstitute  und  bis 
in  die  zweite  Hälfte  des  Torigen  Jahrhunderts  die  einzigen  Kredit- 
vermittler dieser  Art  waren  in  Preußen  die  Landschaften,  die  auf 
der  Assoziation  der  Schuldner  beruhten.  Ihre  Tätigkeit  erstreckte 
sich  aber  nur  auf  den  landwirtschaftlichen  Großgrundbesitz.  Der 
städtische  und  kleine  ländliche  Grundbesitz  war  von  landschaftlicher 
Beleihung  von  Tomeherein  ausgeschlossen.  Während  in  anderen 
deutschen  Staaten  wie  Hannover,  Kassel,  Sachsen-Altenburg  u.  a., 
öfTentliche,  durch  staatliche  Subvention  unterstützte  Institute  für  den 
Grundbesitz  sorgten,  während  die  französische  Begierang  in  dem 
großen  Credit  foncier  eine  Zentralhypothekenbank  für  das  ganze 
Land  geschaffen  hatte,  entbehrte  in  Preußen  der  städtische  und 
kleine  ländliche  Grundbesitz  bis  Anfang  der  60er  Jahre  jeglicher 
Ereditorganisation.   Er  war  allein  auf  das  private  Kapital  angewiesen. 

Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderrs  war  der  Mangel  einer  solchen 
Organisation  noch  nicht  fühlbar,  da  eine  hypothekarische  Belastung 
des  mittleren  und  kleineren  ländlichen  Grundbesitzes  seitens  der 
Bauern  nicht  möglich  war  und  in  den  Städten  dem  noch  geringen 
Bedürfnis  genügend  Privatkapital  zor  Verfügung  stand.  Im  ersten 
und  vor  allem  im  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  aber  voll- 
zog sich  auf  dem  Gebiete  des  Kreditwesens  ein  bedeutungsvoller 
Umschwung.  Die  Agrarreformen  hatten  freie  Verfügung  auch  über 
den  bäuerlichen  Besitz  geschaffen  und  damit  die  erste  Bedingung 
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2  Einleitung. 

zur  intensiTeren  Bearbeitung  des  Bodens  gegeben.  Als  gläcklicher 
Umstand  kam  ferner  nach  der  Agrarkrisis  von  1820  eine  bis  Mitte 
der  70er  Jahre  anhaltende  Preissteigerung  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte und  damit  eine  Steigerung  der  Reinerträge  hinzu.  Die  großen 
Fortschritte  endlich,  die  seit  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  auf 
dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften  und  Technik  gemacht  worden 
sind,  schufen  die  Bedingungen  zu  einer  rationellen  Landwirtschafts- 
pflege und  steigerten  die  Intensität  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes gewaltig  und  damit  naturgemäß  das  Ereditbedürfnis  des 
ländlichen  Grundbesitzers.  Diese  Entwickelung  ließ  eine  Organisa- 
tion des  Bodenkredits  sehr  vermissen.  Es  war  dies  um  so  mehr 
f&hlbar,  als  infolge  der  durch  die  Agrarreform  geschaffenen  freien 
Yeräußerlichkeit  der  ländliche  Grundbesitz  in  steigendem  Maße  mit 
Hypothekenschulden  belastet  worden  war. 

Eine  gleiche  Steigerung  des  Ereditbedürfiiisses  zeigte  sich  um 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  in  den  Städten.  Die  durch  den  Auf- 
schwung von  Industrie  und  Handel  rasch  wachsende  Bevölkerung 
veranlaßte  eine  Ausdehnung  der  Städte  und  damit  eine  Steigerung 
der  Bodenwerte.  Diese  aber  bewirkte  ihrerseits  eine  Erweiterung 
der  Ereditgrenze.  So  trat  auch  in  den  Städten  der  Mangel  einer 
Bodenkreditorganisation  immer  deutlicher  hervor. 

Während  auf  der  einen  Seite  das  Bedürfnis  nach  Hypothekar- 
kredit stieg,  nahm  auf  der  anderen  der  Geldverkehr  eine  wesentlich 
andere  Richtung  an  als  in  früheren  Jahren.  Früher  war  ein  jeder 
Kapitalist  bestrebt,  eine  gute  Hypothek  zu  erlangen,  die  ihm  volle 
Sicherheit  des  Kapitals  und  übUche  Verzinsung  gewährte.  Mehr 
konnte  nicht  erwartet  werden,  da  die  Hypothek  fast  die  einzige  Form 
war,  Kapital  sicher  anzulegen,  d.  h.  ohne  eigene  Arbeit  zu  verwerten. 
Mit  der  Entwickelung  der  Industrie  und  der  Zusammenziehung  des 
Kapitals  in  großen  industriellen  Unternehmungen,  vor  allem  mit 
dem  Ausbau  der  Eisenbahnen  durch  Aktiengesellschaften  seit  den 
40er  Jahren  wurde  eine  neue  Yerwertungsmöglichkeit  des  Kapitals 
geschaffen,  die  im  Vergleich  mit  der  Hypothek  bedeutende  Vorteile 
versprach.  Die  von  den  Aktiengesellschaften  in  Aussicht  gestellten 
und  gewährten  Dividenden  überstiegen  meist  den  Hypothekenzinsfuß 
und  veranlaßten  häufig  Kündigungen  des  in  Hypotheken  angelegten 
Kapitals  zum  Zwecke  rentablerer  Verwertung  in  Aktien.  Als  zweiter 
Konkurrent  auf  dem  Geldmarkt  traten  neben  die  Aktie  die  kommu- 
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naien  nnd  staatlichen  Anleihepapiere.  Boten  diese  Papiere  auch 
nicht  einen  höheren  Zins  als  die  Hypotheken,  so  teilten  sie  doch 
mit  den  Aktien  den  großen  Vorzag,  daß  dem  Kapitalisten  dorch 
Anlage  seines  Kapitals  in  solchen  Effekten  die  freie  Verfügbarkeit 
über  sein  Oeld  blieb.  Dnrch  den  Verkauf  der  Papiere  konnte  er 
sich  jederzeit  wieder  in  den  Besitz  des  baren  Kapitals  setzen. 

Diese  Entwickelang  des  Oeldverkehrs  war  die  Ursache,  daß  nicht 
dem  gesteigerten  £[reditbedärfiiis  ein  gesteigertes  Kapitalangebot 
gegenübertrat,  sondern  sich  das  Kapital  vielmehr  immer  mehr  von 
der  hypothekarischen  Beleihong  abwandte,  zam  großen  Schaden  des 
Grundbesitzes.  Da  der  Grundbesitzer  außer  stände  ist,  gleich  dem 
Eaufioianne  einen  Teil  seines  Vermögens  in  Geldform  zu  verwandeln 
and  mit  dem  Erlös  die  etwa  gekündigten  Kapitalien  zu  decken,  so 
wird  er  durch  jede  Kapitalkfindigung  in  seiner  Existenz  bedroht,  wenn 
es  ihm  nicht  gelingt,  sich  ein  neues  Darlehen  zu  verschaffen. 

Da  von  privater  Seite  das  Geldangebot  immer  geringer  wurde« 
tauchten  bald  Bestrebungen  auf,  die  immer  lauter  eine  Organisation 
des  Bodenkredits  forderten.  Im  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
finden  wir  eine  Unzahl  von  Projekten,  die  mit  den  verschiedensten 
Mitteln  der  Kreditnot  des  Grundbesitzes  abhelfen  wollen.  Von  1840 
an  vei^g  fast  kein  Jahr,  in  dem  nicht  der  preußischen  Regierung 
neue  Pläne  und  Gesuche  um  Konzessionierung  von  Bodenkredit- 
anstalten vorgelegt  worden  wären.  Ist  auch  keines  von  diesen  Pro- 
jekten verwirklicht  worden,  so  sind  sie  doch  von  Bedeutung,  weil  sie 
die  Staatsregierung  veranlaßten,  zur  Frage  des  Bodenkredits  Stellung 
zu  nehmen,  und  weil  sie  den  Anstoß  zur  späteren  Gründung  der 
Hypothekenaktienbanken  gegeben  haben. 


1.  Kapitel.    Die  Entwlekelung  der  Hypothekenbankpolitlk 

in  Prenssen. 

I.  Die  ersten  Versuche  zur  Begelung  des  Hypothekarkredits. 

Für  die  preußische  Begieruug  lag  eine  doppelte  Möglichkeit 
vor,  eine  Organisation  des  Immobiliarkredits  zu  schaffen.  Sie  konnte 
einmal  dem  Beispiel  mehrerer  deutscher  Staaten  folgen,  selbst  die 
Gründung  von  Kreditinstituten  in  die  Hand  nehmen  und  mit  Staats- 
mitteln dem  Grundbesitz  zu  Hilfe  kommen  oder  die  Gründung  pri- 
vater Bodenkreditanstalten  forden).  Tatsächlich  hat  die  Regierung 
in  einem  Fall  den  ersten  Weg  beschritten,  um  ihn  allerdings  bald 
für  immer  wieder  zu  verlassen.  Im  Jahre  1S35  gründete  sie  das 
königliche  Kreditinstitut  für  Schlesien.  Das  Institut  war  als  Er- 
gänzung der  schlesischen  Landschaft  gedacht  und  brachte  infolge- 
dessen auch  nur  dem  ritterschaftlichen  Grundbesitz  Erleichterung. 
Seine  Aufgabe  sollte  sein,  den  Besitzern  solcher  Güter  in  Schlesien, 
die  in  den  landschaftlichen  Kreditverband  aufgenommen  waren,  die 
Aufnahme  von  privilegierten  Ffandverschreibungen  zu  gewähren. 
Diese  sollten  unmittelbar  hinter  den  landschaftlichen  Forderungen 
eingetragen  werden.  Für  die  Sicherheit  dieser  auf  den  Inhaber 
lautenden  Ffandverschreibungen  haftete  der  preußische  Staat.  Aus- 
nahmsweise konnte  das  Institut  auch  in  geeigneten  Fällen  die  Re- 
gulierung der  Schuldverhältnisse  solcher  Grundbesitzer  übernehmen, 
denen  auf  genannte  Weise  keine  Hilfe  gewährt  werden  konnte.  Aber 
schon  nach  fünfzehn  Jahren  wurde  die  Bank  wieder  geschlossen. 
Im  Jahre  1850  bestimmte  die  Regierung,  daß  keine  neuen  Anträge 
von  dem  Institut  mehr  berücksichtigt  werden  durften.  Der  bis  dahin 
vom  Staate  gewährte  Vorschuß  soll  ihm  zwar  verbleiben,  doch  wird 
dieser  nicht  weiter  erhöht  i) 

Für  die  Folgezeit  hat  die  preußische  Regierung  jede  Unter- 
stützung oder  Garantie  für  Schuldverschreibungen  von  Bodenkredit- 

1)  Bömn,  Staatsrecht  der  preuß.  Monarchie.    Leipzig  1884.    S.  377. 
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anstalten  abgelehnt.  Als  1866  Hannover  und  Hessen-Nassan ,  die 
staatliche  Institute  besaßen,  dem  preußischen  Staate  emyerleibt 
wurden,  wälzte  die  Regierung  die  Staatsgarantie  auf  die  Provinz  und 
Kommune  ab,  da  eine  solche  Garantie  fOi  Unternehmen,  welche  die 
Befugnis  haben,  unbeschränkte  Anleihen  aufzunehmen,  im  Wider- 
spruch steht  zu  §  103  der  preußischen  Verfassungsurkunde  von  1850.  ^ 
Die  zweite  Möglichkeit,  dem  Grundbesitz  Kapital  zuzuführen, 
war  die  Förderung  privater  Bodenkreditanstalten  durch  den  Staat 
Hierzu  war  jedoch  die  preußische  Regierung  lange  Zeit  nicht  zu  be- 
w^en.  Sie  versuchte  vielmehr  auf  andere  Weise  dem  Ereditbedürf- 
nis  des  Grundbesitzes  neue  Quellen  zu  eröffiien.  Zunächst  wurde 
in  dem  Sparkassenreglement  vom  12.  Dezember  1838  bestimmt,  daß 
die  Bestände  der  Kassen  vorzüglich  in  Hypotheken  angelegt  werden 
sollen.  2)  Vorteil  hatten  von  dieser  Bestimmung,  soweit  städtische 
Kassen  in  Betracht  kamen,  die  städtischen  Grundbesitzer,  und  so- 
weit es  sich  um  Kreißkassen  handelte,  ländliche  Güter  kleineren 
TJmfangs.  Yon  großer  Bedeutung  war  aber  diese  Unterstützung  des 
Grundbesitzes  nicht,  und  die  Klagen  hörten  nicht  auf.^)  Deshalb 
wandte  sich  die  Regierung  1848  an  die  Landschaften  mit  der  Frage, 
ob  es  möglich  sei,  einmal  die  Ejreditgrenze  der  Grundstücke,  die 
bereits  beliehen  waren,  hinauszurücken,  oder  sodann  den  Kreis  der 
zu  beleihenden  Grundstücke  zu  erweitem.  Die  Antwort,  welche  die 
Regierung  auf  die  erste  Frage  erhielt,  war  völlig  negativ,  und  nur 
zwei  Landschaften,  die  ostpreußische  und  die  schlesische^  sind  auf 

1)  Felix  Hbcht,  Die  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkreditinstitate 
in  Dentschland.    Leipzig  1 890.    8.  8. 

2)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause. 
Jahrg.  1857.    Regierungskommissar  Noah:  S.  1042. 

3)  Sparkassengelder  waren  in  Hypotheken  angelegt: 

1857 13  225  990  Tlr. 

1858 21544113     , 

1859 22  372  725      , 

1860 24  209  828      ^ 

1861 27  437  714     „ 

1862 31393  239      „ 

1863 36  034  426      „ 

1864 40  755  664      „ 

1865 46  410  813      „ 

H.  BalMBB,  Die  Onmdkreditinstitute  in  Preußen  (Zeitschrift  des  Egl. 
Preuß.  Statist  Bureaus,  Jahrg.  1866).  S.  226. 
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den  zweiten  Vorschlag,  aoch  andere  als  ritterschaftliche  Liegen- 
schaften in  den  Kreis  der  Beleihnngen  zu  ziehen,  eingegangen.  Die 
ostpreußische  Landschaft  dehnte  ihre  Beleihnngen  bis  aof  Güter  mit 
mindestens  500  Tlr.  Beinertrag  ans,  während  die  schlesische  Land- 
schaft noch  weiter  ging  nnd  die  Beleihnngsfähigkeit  f&r  jedes  länd- 
liche Omndstflck  mit  nnr  40  Tlr.  Beinertrag  anerkannte. 

Die  Yorschläge,  die  von  1840—60  ans  privaten  Kreisen  ge- 
macht wnrden,  rieten  zumeist  noch,  dem  Vorbild  der  Landschaften 
zu  folgen.  Anch  der  städtische  nnd  bäuerliche  Grundbesitz  soll  sich 
zu  ähnlichen  Kredityerbänden  zusammenschließen  wie  der  ritter- 
schaftliche Großgrundbesitz.  Alle  Projekte  stimmten  darin  überein, 
daß  der  Staat  die  neuen  unternehmen  mit  Zuschüssen  oder  durch 
die  Erlaubnis  der  Ausgabe  zinsfreier  Banknoten  unterstützen  müsse. 
Die  preußische  Begierung  verhielt  sich  zu  diesen  Anregungen,  deren 
Mehrzahl  den  Kreditbedürfnissen  des  Berliner  Grundbesitzes  ange- 
paßt waren,  sehr  passiv.  Eine  Lösung  der  Grundkreditfrage  auf  dem 
Wege  der  Assoziation  der  Schuldner  nach  Art  der  Landschaften 
hielt  sie  zwar  für  nicht  ausgeschlossen.  Sie  erklärte  sich  sogar 
wiederholt  bereit,  solche  Vereinigungen  fördern  und  unterstützen  zu 
wollen.  0  Die  vorgelegten  Projekte  erschienen  ihr  jedoch  bei  näherer 
Prüfung  unausführbar,  weil  sie  zu  bedeutende  Privilegien  für  sich 
verlangten,  wie  das  Becht  der  Banknotenausgabe  oder  die  Erlaubnis, 
auch  andere  als  Bealkreditgeschäfte  machen  zu  dürfen  und  sie  zu 
große  Geldopfer  vom  Staat  erwarteten,  die  ohne  Ungerechtigkeit 
gegen  andere  Gemeinden  für  einzelne  nicht  gemacht  werden  könnten. 
Sie  müßten  aber  eine  unerschwingliche  Höhe  erreichen,  wenn  alle 
Kommunen  in  gleicher  Weise  bedacht  würden. 

Trotz  Ablehnung  aller  Vorschläge  drängte  die  Verlegenheit  des 
Grundbesitzes  zu  immer  neuen  Versuchen,  die  Begierung  zu  be- 
stimmen, aus  ihrer  Buhe  herauszutreten.  Auch  im  Abgeordneten- 
hause wurde  die  Frage  bei  Gelegenheit  eines  Antrages  des  Abge- 
ordneten von  Lavergne-Peguilhen  eingehend  erörtert  ^)  Der  Antrag 
befürwortete  die  Gründung  von  Hypotheken-Spar-  und  Leihbanken, 
verlangte  aber  ebenfalls  die  Erlaubnis  zur  Ausgabe  zinsfreier  Bank- 

1)  H.  V.  PoscHiiiGXB,  fiankwesen  and  Bankpolitik  in  Preußen.  3  Bde. 
Berlin  1S78.    Bd.  IL  S.  243. 

2)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhaus. 
Sitzung  vom  6.  Mai  1S57. 


Die  Entwickelnng  der  Hypothekenbankpolitik  in  Preußen.  7 

noten.  Die  zur  Begründung  dem  Antrag  beigefügte  Denkschrift 
enthielt  einen  Tollständig  ausgearbeiteten  Statutenentworf.  Die  An- 
tragsteller wünschten,  daß  die  Begierong  auf  Grand  dieses  Entwurfs 
allgemeine  Normativbestimmungen  aufstellte,  die  bei  Neugründung 
von  Bodenkreditanstalten  die  Grundlage  der  Gesellschaftsstatuten 
bilden  sollten.  Auch  dieses  Projekt  hielt  noch  an  dem  Prinzip  der 
Yereinigung  der  Schuldner  fest  Die  Denkschrift  bezeichnet  als 
Muster  für  die  zu  gründenden  Institute  die  preußischen  Landschaften, 
die  aUerdings  in  ihrer  bisherigen  Verfassung  nicht  mehr  genügten, 
weil  ihre  Taxprinzipien  auf  den  kleinen  Grundbesitz  nicht  anwend- 
bar und  die  stadtischen  und  bäuerlichen  Grundbesitzer  von  vorn- 
herein von  einer  Beteiligung  ausgeschlossen  waren.  In  der  Kom- 
mission ^X  an  die  der  Antrag  verwiesen  wurde,  sprach  sich  der 
Begierungskonmiissar  gegen  die  Aufstellung  von  allgemeinen  Nor- 
mativbestimmungen aus,  da  ihre  Beobachtung  bei  der  Verschieden- 
heit der  agrarischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Landesteilen  nicht 
möglich  sei.  Die  Kommission  vertrat  zwar  eine  andere  Ansicht 
Sie  wollte  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen  die  Bedingungen  fest- 
gestellt sehen,  unter  denen  die  Konzession  von  Bodenkreditsmstalten 
von  der  Regierung  zu  erwarten  sei.  Trotzdem  wurde  aber  von  einer 
Prüfung  des  Entwurfs  abgesehen  und  nur  die  Frage  erörtert,  ob  ein 
BedürMs  vorliege,  die  Entwickelnng  solcher  Kreditinstitute  zu  fördern. 
Diese  Frage  wurde  auch  in  dieser  Kommission  allgemein  bejaht 
Den  zweiten  Teil  des  Antrags,  den  Banken  das  Recht  der  Bank- 
notenausgabe zu  gewähren,  lehnten  die  Vertreter  des  Handels  und 
Finanzministeriums  prinzipiell  ab.  Sie  betonten,  daß  die  im  Boden- 
kreditgeschäft festgelegten  Werte  niemals  die  Grundlage  zu  einer 
Banknotenemission  bilden  können.  Das  Banknotenrecht  könne  nur 
für  Institute  in  Frage  kommen,  deren  Hauptgeschäft  in  der  Diskon- 
tierung von  Geschäftswechseln  besteht,  von  Wechseln,  die  aus  Kredit- 
käufen hervorgegangen,  eine  zu  einem  bestimmten  Tage  fallige 
Zahlung  repräsentierten.  Dies  Geschäft  sei  die  unmittelbare  und 
unentbehrliche  Grundlage  der  Notenzirkulation,  weil  binnen  kürzester 
Frist  die  Hauptbestandteile  der  Aktiva  in  Geld  umgesetzt  werden 
könnten. 

In  der  Plenarversammlung  vom  5.  Mai  1857  bezweifelte  der 

1)  KoQunissionsbericht :     Drucksachen    des    Abgeordnetenhauses    1857. 
Aktenstack  123. 
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Landwirtschaftsminister  von  Mamteuffel  überhaupt  dieDringlichkmt 
des  Bedürfiiisses  nach  neuen  Ereditinstituten.  Auch  könnte  er  es 
nicht  als  Aufgabe  der  Regierung  ansehen,  den  häufigen  Guterwechsel 
zu  unterstfttzen  und  die  Möglichkeit  der  Verschuldung  zu  erleichtem. 
Der  Minister  war  ebenso  wie  der  Begierungskommissar  in  der  Eom- 
mission  gegen  die  Gewährung  des  Banknotenprivilegs,  weil  ein  in 
Hypotheken  festgelegtes  Kapital  nicht  als  Deckung  für  jederzeit  ein- 
lösbare Noten  gelten  könne. 

Das  Abgeordnetenhaus  lehnte  den  Antrag  ab,  sprach  aber  die 
Erwartung  aus,  daß  die  Staatsregierung  ihre  Aufmerksamkeit  und 
Fürsorge  der  Regelung  des  Bealkredits  zuwenden  würde. 

Haben  so  die  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  einen 
direkten  Erfolg  nicht  gehabt,  so  veranlaßten  sie  doch  die  Regierung, 
sich  eingehender  mit  der  Bodenkreditfirage  zu  befassen.  Es  fanden 
zunächst  auf  Anregung  des  Landwirtschaftsministers  Konferenzen 
statt  ^),  ^bei  denen  sämtliche  beteiligte  Ministeri  en  durch  Kommissare 
vertreten  waren.  Das  Bedürfois  einer  Reform  der  bestehenden  Boden- 
kreditinstitute und  der  Errichtung  neuer  Anstalten  zur  Förderung 
des  Hypothekarkredits  wurde  anerkannt.  Über  die  Einrichtung  dieser 
Institute  wurde  aber  eine  Einigung  nicht  erzielt. 

Einen  neuen  und  diesmal  erfolgreichen  Anstoß  zur  Regulierung 
des  Bodenkredits  gaben  die  Verhandlungen  des  königlichen  Landes- 
ökonomiekollegiums  und  die  Denkschrift  des  Direktors  des  Stati- 
stischen Bureaus  Dr.  Engel,  die  aus  diesen  Verhandlungen  hervor- 
gegangen ist  2}  Im  Jahre  1861  faßte  das  LandesökonomiekoUegium 
seine  Ansichten  und  Arbeiten  über  die  Zustände  des  Grundbesitzes 
in  Preußen  in  einer  Reihe  von  Resolutionen  zusammen,  in  denen 
die  Dringlichkeit  der  Regelung  des  Immobiliarkredits  nachdrücklich 
betont  wurde.  Aber  wieder  erscheint  als  das  einzige  Mittel  zur  Ab- 
hilfe der  Kreditnot  der  Zusammenschluß  der  kreditsuchenden  Grund- 
besitzer. Engel  glaubte  sich  aber  von  solchen  Vereinigungen  eine 
wirkliche  Besserung  der  Ejreditverhältnisse  nicht  versprechen  zu 
dürfen  und  verfaßte  eine  Denkschrift,  in  der  er  einen  neuen,  in 


1)  FoscHiNGBB,  a.  a.  0.  S.  267. 

2)  Dr.  Engbl,  Der  Gnmdkredit  and  das  KapitalbedQrfois  des  Grtmdbe- 
sitzes  befriedigt  durch  eine  Preußische  Bodenkreditbank.  Berlin  1862  (Denk- 
schrift); Ders.,  Die  Hypothekenobligationen  ausgebenden  Grundkreditinstitute. 
Zeitschrift  des  Egl.  Freuß.  Statistischen  Bureaus.  Jahrg.  1875.    S.  333  ff. 
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Preußen  noch  nicht  beschrittenen  Weg  vorschlägt.  Sein  Plan  geht 
dahin,  die  kapitalistische  Unternehmongsfonn  der  Aktiengesellschaft, 
die  sich  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels  so  gut  be- 
wahrt hat,  auch  in  den  Dienst  des  Bodenkredits  zu  stellen.  Zur 
Grundlage  seines  Entwurfs  macht  er  nicht  die  Vereinigung  der 
Schuldner,  sondern  die  Vereinigung  der  Gläubiger.  Im  wesentlichen 
schließt  sich  Engel  an  die  Organisation  des  Pariser  Credit  foncier  an, 
der  in  kurzer  Zeit  große  Kapitalien  zusammengebracht  und  dem 
Grundbesitz  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  zugeführt  hat  War 
somit  die  Idee  nicht  neu,  so  gebährt  doch  Engel  das  Verdienst, 
zum  erstenmal  in  Preußen  die  Grundzüge  der  Einrichtung  eines 
solchen  Instituts  dargelegt  zu  haben.  Die  bisherigen  Vorschläge 
ZOT  Gründung  von  Grundkreditinstituten  scheiterten  alle  an  den 
großen  Vorrechten,  die  sie  in  Anspruch  nahmen  und  ohne  welche 
die  neuen  Institute  nicht  gedacht  werden  konnten.  Engel  zeigte, 
daß  die  Bildung  von  Hypothekenaktienbanken  auch  ohne  staatliche 
Sabvention  oder  das  Recht  der  Banknotenausgabe  möglich  sei.  ^) 

Auf  Grund  der  Denkschrift  bildeten  sich  bald  nach  ihrer  Ver- 
öffentlichung zwei  Eapitalistengruppen,  welche  die  Verwirklichung 
des  ENGELschen  Planes  übernehmen  wollten.  An  der  Spitze  der 
einen  Gruppe  stand  das  Berliner  Bankhaus  S.  Bleichröder  in  Ver- 
tretung des  Hauses  Bothschild  in  Paris.  Die  andere  Gruppe  wurde 
Ton  französischen  Firmen,  Andr^,  Marcuaril,  Hallet  fr^res  u.  a.  ge- 
bildet^) Das  Zustandekonmien  der  beiden  Unternehmen  wurde  aber 
durch  das  Verlangen  eines  Monopols  für  die  Banken  vereitelt.  Ein 
solches  Privileg  wollte  die  Regierung  einem  Bealkreditinstitut  nicht 
gewähren. 

Die  Denkschrift  Engels  veranlaßte  die  Begierung,  noch  einmal 
Beratungen  darüber  anzustellen,  unter  welchen  Bedingungen  über- 
haupt die  Eonzession  von  Hypothekenaktienbanken  gewährt  werden 
könnten.  Diese  Beratungen  fanden  im  Mai  1 863  unter  Mitwirkung 
aller  bei  der  Frage  beteiligten  Ministerien  statt.  Das  Ergebnis  dieser 
Verhandlungen  war  der  Erlaß  der  Normativ bestimmungen 
von  18  63.    Nach  diesen  war  zur  Eröffnung  und  Führung  des  Hypo- 

1)  Auf  den  weiteren  Plan  Ekobls,  mit  den  Hypothekenbanken  Versiehe- 
mngBgesellschaften  zu  verbinden,  kann  nicht  n&her  eingegangen  werden,  da 
et  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt. 

2)  Zeitschrift  des  Kgl  Preuß.  Statistischen  Bureaus  1S75.    a.  a.  0.  S.  337. 
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thekengewerbes  eine  besondere  Eonzession  nicht  erforderlich,  sondern 
es  genügte  die  Beobachtung  der  festgesetzten  Normen.  In  zwei 
Fällen  unterlagen  die  Hypothekenbanken  noch  besonderen  Vorschriften. 
Waren  die  Institute  als  Aktiengesellschaften  gedacht,  so  bedurften 
sie  bis  1S70  einer  besonderen  staatlichen  Genehmigung  zur  recht- 
lichen Entstehung.  Durch  die  Aktiennovelle  vom  11.  Juni  1870  fiel 
diese  Schranke.  Einer  besonderen  Eonzession  bedurften  die  Banken 
aber  femer  nach  dem  preußischen  Gesetz  vom  17.  Juni  1S33,  wenn 
sie  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  auf  Inhaber  beabsich- 
tigten. Dieses  Gesetz,  das  bis  zum  Erlaß  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches in  Eraft  geblieben  ist,  wurde  durch  §  795  BGB  abgelöst. 

n.  Die  Normativbestimmungen  von  1863  und  1867. 

Erst  nach  langem  Widerstreben  hat  die  preußische  Regierung 
ihre  Zustimmung  zur  Gründung  von  Hypothekenbanken  gegeben. 
Der  Grund  lag  in  der  Verschiedenheit  der  Auffassung  von  dem 
Nutzen,  den  die  Banken  dem  Grundbesitz  bringen  würden.  Von 
agrarischer  Seite  betrachtete  man  diese  Produkte  kapitalistischer 
Spekulation  mit  größtem  Mißtrauen.  Man  glaubte  nicht  an  die 
Liebenswürdigkeit  der  Kapitalisten,  die  dem  Grundbesitz  ihre  Unter- 
stützung anboten.  Wenn  Begierungsrat  Gamp  1 SS3  schreibt  i),  daß 
die  kapitalistischen  Bodenkreditinstitute  keineswegs  dem  Interesse 
des  Grundbesitzes  dienen,  sondern  allein  ihren  eigenen  Nutzen  ver- 
folgen, so  ist  dies  keine  neue  Auffassung,  sondern  entspricht  ganz 
der  Ansicht,  die  schon  bei  Gründung  der  Hypothekenbanken  bei  den 
Agrariern  herrschte.  Dies  zeigt  auch  der  Jahresbericht  des  König- 
lichen Landesökonomiekollegiums  von  1868 ^2).  Er  weist  daraufhin, 
daß  der  Realkredit  nicht  imstande  ist,  so  hohe  Zinsen  zu  gewähren, 
wie  die  Aktienkapitalien  zu  gewinnen  gewöhnt  sind.  Daher,  fürchtet 
er,  wird  dem  Grundbesitz  von  dieser  Seite  schwerlich  Hilfe  kommen. 
Überdies  hält  er  die  Ausgabe  von  Grundkreditpapieren  durch  solche 
Institute  für  sehr  gefahrvoll.  Daher  sei  es  die  Pflicht  des  Staates, 
die  Entwickelung  der  Hypothekenbanken  scharf  zu  überwachen. 

Auch  die  preußische  Regierung  teilte  dieses  Mißtrauen,  das  den 
Hypothekenbanken   von   Anfang   an  entgegengebracht  wurde.    Sie 

1)  Gamp,  Der  landwirtschaftliche  Kredit  und  seine  Befriedigung.  Berlin 
i8S3.    S.  61. 

2)  Jahresbericht  des  Kgl.  Landesökonomiekollegiums  1868.    S.  347. 
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hatte  aber  noch  ein  weiteres  Bedenken,  dem  schon  1857  derLand- 
wirtschaftsminister  von  Maih^euffel  im  Abgeordnetenhause  Aos- 
drack  gegeben  hatte.  Sie  fürchtete  durch  die  Konzessionierung  von 
Hypothekenbanken  der  leichteren  Verschuldung  des  Grundbesitzes 
Vorschub  zu  leisten  und  dadurch  seine  gesunde  Entwickelung  zu 
stören.  In  den  ersten  Normatiybestimmungen  sucht  sie  deshalb 
diese  Gefahren  möglichst  zu  beseitigen. 

Die  Organisation  der  Hypothekenaktienbanken  ist  in  ihren  Grund- 
zägen  den  preußischen  Landschaften  nachgebildet.  Die  Gesellschaften 
sind  befugt,  Schuldverschreibungen,  Pfandbriefe,  zu  emittieren,  deren 
Erlös  zur  hypothekarischen  Beleihung  des  Grundbesitzes  verwandt 
wird.  Als  Deckung  für  die  ausgegebenen  Pfandbriefe  dienen  vor 
allem  die  erworbenen  Hypotheken,  an  zweiter  Stelle  das  Grund- 
kapital der  Gesellschaft,  das  Aktienkapital  und  der  Reservefonds. 
Es  gilt  als  das  oberste  Grundgesetz  der  Verwaltung  einer  Hypotheken- 
bank, daß  die  insgesamt  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  jeder- 
zeit durch  Hypotheken  in  gleichem  Betrage  gedeckt  sind.  Das 
Aktienkapital  soll  erst  im  äußersten  Notfall  zur  Deckung  herange- 
zogen werden.  Dementsprechend  enthalten  auch  die  Normativbe- 
stimmungen die  Vorschrift  (§  8),  daß  der  Betrag  der  ausgegebenen 
Pfandbriefe  die  Summe  der  von  den  Banken  erworbenen  Hypotheken 
Dicht  übersteigen  darf.  Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor, 
jederzeit  zu  prüfen,  ob  das  Gleichgewicht  zwischen  Pfandbriefen  und 
Hypotheken  von  den  Banken  auch  in  der  Tat  beobachtet  wird.  Da 
das  Aktienkapital  als  Reservefonds  dienen  soll,  so  ist  es  ersichtlich, 
daß  diese  Bestimmung  nur  solange  von  Bedeutung  ist,  als  das  Aktien- 
kapital im  Verhältnis  zu  der  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  Pfand- 
briefe nicht  zu  gering  bemessen  wird.  Daher  soll  der  Pfandbrief- 
omlauf  höchstens  den  zehnfachen  Betrag  des  Aktienkapitals  erreichen, 
d.  h.  das  Grundkapital  soll  mindestens  10  u/o  der  Pfandbriefsumme 
darstellen  (§  3).  Mit  diesen  Bestimmungen  versuchte  die  Regierung 
den  Hypothekenbankpfandbriefen  eine  ähnliche  formelle  Sicherheit 
zu  gewährleisten,  wie  sie  bei  den  Schuldverschreibungen  der  „  neuen " 
Landschaften  bestand.  ^)  Die  Wirkung  dieser  Vorschriften  wird  bei 
den  Hypothekenbanken  jedoch  dadurch  abgeschwächt,   daß  ihnen 

1)  Aach  bei  den  „neuen**  Landschaften  steht  der  Gesamtsumme  der  aus- 
gegebenen Pfandbriefe  die  gleichlautende  Gesamtsumme  der  erworbenen  Hypo- 
theken gegenüber,  w&hrend  die  Pfandbriefe  der  „alten**  Landschaften  einzeln 
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neben  der  hypothekarisoben  Beleibnng  von  Gnindstftcken  nocb  weitere 
BankgescbiUfte  gestattet  worden  (§  13).  Bei  dem  Konkurse  einer 
Bank  bafteten  somit  sowobl  die  erworbenen  Hypotbeken  wie  ancb 
das  sonstige  Vermögen  der  Oesellsobaft  fSr  sämtliche  Verbindlicb- 
keiten,  mocbten  diese  nnn  aas  dem  Verkauf  der  Pfandbriefe  oder 
aus  anderen  Ereditgescbäften  bervorgegangen  sein.  Überdies  batte 
sieb  die  Begierang  wobl  das  Becbt  der  Eontrolle  Torbebalten,  eine 
Verpflicbtong  zur  Beanfsicbtigong  aber  dorcbaos  abgelehnt  Diese 
weitgebende  Aufgabe,  die  einer  wenigstens  moralischen  Garantie 
gleichgekommen  wäre,  glaubte  die  Staatsverwaltung  nicht  über- 
nehmen zu  können.  Sie  hielt  im  übrigen  eine  solche  formelle  Sicher- 
stellung, selbst  wenn  sie  in  ausreichendem  Maße  vorhanden  wäre, 
nicht  flir  genügend,  ja  f&r  wenig  ausschlaggebend  im  Vergleich  zur 
materiellen  Sicherheit  und  Vollwertigkeit  der  als  Unterlage  dienen- 
den Hypotheken. 

Die  Qualität  der  Pfandbriefe  richtet  sich  in  erster  Linie  nach 
der  Güte  der  Deckungshypotheken,  welche  ihrerseits  wieder  abhängig 
ist  von  den  mehr  oder  weniger  soliden  Grundsätzen,  nach  denen  die 
Institute  ihre  Beleihungen  vornehmen.  Der  Eardinalpunkt  der  ganzen 
Hypothekenbankfrage  ist  die  Taxierung  und  Bestimmung  der  Be- 
leihungsgrenze.  Deshalb  hält  es  die  Regierung  für  gefährlich,  die 
Begelung  dieses  wichtigen  Punktes  der  Willkür  der  Bankverwaltung 
zu  überlassen,  da  eine  falsche  Bewertung  der  zu  beleihenden  Grund- 
stücke die  weittragendsten  Folgen  für  die  Sicherheit  der  Pfandbriefe 
nach  sich  ziehen  muß.  Sie  gibt  den  Banken  einen  festen  Maßstab 
für  die  Taxierung  der  Pfandobjekte  und  zwar  den  amtlich  ermittelten 
Grundsteuerreinertrag  bezw.  Gebäudesteuemutzungswert  Die  Grenze 
der  zulässigen  Beleihung  bestimmt  sie  nach  den  jährlichen  Leistungen 
des  Schuldners.  Zinsen,  Amortisation  und  Verwaltungskostenbei- 
träge, also  die  jährlich  zu  zahlende  Annuität  sollte  nach  Abzug  aller 
diesen  Leistungen  vorangehenden  Verpflichtungen,  wie  Steuer ,  Ver- 
sicherungsprämie usw.,  bei  Liegenschaften  zwei  Drittel  des  jährlichen 
Beinertrages,  bei  Gebäuden  ein  Viertel  des  jährlichen  Nutzungswertes 
nicht  übersteigen  (§  1).  Durch  diese  Bestimmung  glaubte  die  Be- 
gierung  nicht  nur  im  Literesse  der  Pfandbriefgläubiger  übermäßige 
Beleihungen  verhindern,  sondern  auch   emer  Überschuldung   des 

durch  eine  spezielle  Hypothek  an  einem  aaf  dem  Papier  bezeichneten  Gute 
gedeckt  wurden. 
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Gnmdbesitzes  vorbeugen  zu  können.  Diese  Absicht  erhellt  anch  aus 
den  §§  1  und  2.  Hiemach  sollen  die  Darlehen  in  der  Kegel  von 
Seiten  der  Institute  unkündbar  sein  und  durch  Amortisation  zurück- 
gezahlt werden  können.  Die  Unkündbarkeit  der  Hypothek  sichert 
dem  Orundbesitzer  die  ungestörte  Verwertung  des  aufgenommenen 
Kapitals.  Die  Verlegenheit,  die  ihm  aus  einer  vorzeitigen  Kündigung 
erwachsen  und  ihn  unter  Umständen  zu  größerer  Verschuldung  unter 
ongünstigeren  Bedingungen  zwingen  würde,  ist  ihm  hierdurch  er- 
spart Selbst  für  den  Fall  der  Wertverminderung  des  belasteten 
Grundstückes  kann  ihm,  sofern  kein  unwirtschaftliches  Verfahren 
seinerseits  vorliegt,  nur  der  Teil  des  Darlehns  gekündigt  werden,  der 
in  dem  Werte  der  verbleibenden  Substanz  des  Pfandobjekts  nicht 
mehr  seine  statutenmäßige  Deckung  findet  (§  2).  Für  die  Amorti- 
sation wird  eine  Mindestquote  von  V2  ^/o  des  Darlehns  festgesetzt, 
am  den  Tilgungszwang  nicht  dadurch  unwirksam  zu  machen,  daß 
dem  Schuldner  die  Möglichkeit  bleibt,  nach  Belieben  die  jährliche 
Abschlagszahlung  sehr  niedrig  anzusetzen.  Ein  Amortisationsmini- 
mum von  V2  0/0  ermöglicht  es  dem  Schuldner,  seine  Schuld  im  Laufe 
eines  Menschenalters  zu  tilgen. 

Das  Mißtrauen ,  das  den  Hypothekenbanken  entgegengebracht 
wurde,  die  Furcht  vor  der  Ausbeutung  des  Grundbesitzes  durch  die 
kapitalistischen  Kreditinstitute  veranlaßten  die  preußische  Regierung, 
auch  besondere  Schutzbestimmungen  für  den  Schuldner  zu  treffen. 
Die  Pfandbriefe,  die  bei  Ausreichung  der  Darlehnsvaluta  an  die  Hy- 
pothekenschuldner zum  Nominalwert  zur  eigenen  Verwertung  an 
Stelle  baren  Geldes  gegeben  werden  i),  dürfen  zu  keinem  geringeren 
Zinssatz  ausgefertigt  sein,  als  welchen  die  Schuldner  an  die  Gesell- 
schaft als  Hypothekenzins  zu  entrichten  haben  (§  6).  Auch  ist  den 
Hypothekenschuldnem  ausdrücklich  das  Recht  gegeben,  ihr  Darlehn, 
das  sie  in  Pfandbriefen  erhalten  haben,  in  gleicher  Weise  zurück- 
zuzahlen. 

Trotzdem  die  Regierung  den  ganzen  Geschäftsbetrieb  der  Hypo- 
thekenbanken durch  die  Normativbestimmungen  in  feste  Grenzen 
eingeengt  und  der  freien  Bestimmung  der  Bankleitung  nur  geringen 
Spielraum  gelassen  hatte,  glaubte  sie  doch  ihre  Pfandbriefe  nicht 
als  deposital-  und  pupillarfahig  ansehen  zu  können  (§  9).  Daß  dies 
später  bei  viel   größerer  Freiheit  der  Banken  nicht  geschehen  ist> 

1)  Ein  Verfahren,  das  besonders  bei  den  Landschaften  allgemein  üblich  war. 
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läßt  sich  erklären.  Wenn  es  aber  trotz  der  weitgehendsten  Beein- 
flassong  des  Geschäftsbetriebes  der  preußischen  Regierang  zu  ge- 
fährlich schien,  den  Pfandbriefen  der  Hjpothekenaktienbanken  die 
Qualität  eines  mfindelsicheren  Papieres  beizulegen,  so  erhellt  hieraus, 
daß  sie  die  Lage  der  Ffandbriefgläubiger  auch  trotz  der  Normativ- 
bestimmungen keineswegs  als  gesichert  ansah. 

Von  Seiten  der  Grundbesitzer  wie  auch  der  bald  ins  Leben  ge- 
rufenen Gründungskomitees  wurden  diese  Bestimmungen  keineswegs 
mit  der  Begeisterung  aufgenommen,  wie  man  nach  den  vielen  An- 
strengungen um  Erlangung  fester  Normen  hätte  erwarten  sollen. 
Sie  wurden  allgemein  fär  zu  eng  gehalten,  als  daß  es  möglich  sei, 
daraufhin  Institute  ins  Leben  zu  rufen,  die  den  Interessen  der  Grund- 
besitzer und  Kapitalisten  entsprächen,  i)  Da  sich  aber  trotzdem 
mehrere  Gruppen  bildeten,  die  sich  bereit  erklärten,  die  gestellten 
Bedingungen  anzunehmen,  trat  die  Frage  in  den  Vordergrund,  ob 
die  Zahl  der  etwa  zu  gründenden  Institute  beschränkt  werden  solle 
oder  nicht  Der  Landwirtschaftsminister  sprach  sich  für  das  Mono- 
pol einer  einzigen  großen  Bank  aus,  während  die  übrigen  Minister, 
vor  allem  der  Handelsminister  von  Itzenplitz,  für  Zulassung  der 
freien  Konkurrenz  eintraten.  ^)  In  diesem  Sinne  entschied  auch  die 
Majorität  des  Staatsministeriums  in  der  Sitzung  vom  9.  Januar  1864. 

Die  in  §  1  der  Normativbestimmungen  gegebene  Beleihungs- 
grenze  erschien  der  Begierung  selbst  bald  als  zu  eng.  Schon  1 864 
setzte  sie  die  kaum  gegründeten  Gesellschaften  davon  in  Kenntnis, 
daß  der  beleihungsfahige  Betrag  bei  Gebäuden  von  V4  auf  Vs  des 
jährlichen  Nutzungswertes  erweitert  werden  und  daß  ferner  bei  Be- 
rechnung der  Beleihungshöhe  nur  die  Zinsen,  nicht  mehr  Amortisa- 
tion und  Yerwaltungskostenbeiträge  in  Betracht  kommen  sollten. 
Aber  auch  auf  Grund  dieser  neuen  Beleihungsgrenze  glaubten  die 
Banken  nicht  ihren  Zweck  erfüllen  zu  können  und  wandten  sich 
1867  an  den  Handelsminister  mit  dem  Antrag  auf  Verleihung  der 
Depositalfähigkeit,  um  ihren  Pfandbriefen  ein  größeres  Absatzfeld 
zu  schaffen.    Der  Antrag  wurde  abgewiesen.  ^)    Eine  zweite  Eingabe 

1)  Enosl,  Zeitschrift  des  Kgl.  Preuß.  Statistischen  Bureaus,  a.  a.  0.  8.  338. 

2)  PosomNOBB  a.  a.  0.  III.  S.  t67  fif. 

3)  Weil  damit  eine  so  ausgedehnte  Einwirkung  der  Aufsichtsbehörde  auf 
den  Qesch&ftsbetrieb  der  Gesellschaften  erforderlich  sein  würde,  wie  sie  von 
selten  der  Institute  selbst  nicht  erwünscht  erschien,  noch  von  selten  des  Staats 
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bezweckte  eine  Erweiterong  der  Beleihungsgrenze.  Diese  Petition 
wurde  anoh  durch  die  Resolution  der  beiden  Häuser  des  Landtags 
Tom  September  1866  unterstützt,  die  dahin  lautete,  die  königliche 
Staatsregierung  aufeufordem,  dem  Landtag  in  kürzerer  Frist  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  auf  Grund  dessen  den  Hypothekenbanken 
eine  gesunde  Entwickelung  ermöglicht  werde.  Bis  zu  einer  gesetz- 
liehen Regelung  kam  es  damals  zwar  nicht;  doch  wurde  das  Ge- 
such um  Erweiterung  der  Beleihungsgrenze  genehmigt.  Die  Höhe 
der  zulässigen  Beleihung  wurde  jetzt  unabhängig  von  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Schuldners  für  ländliche  Liegenschaften  auf  den  20  fachen 
Betrag  des  Grundsteuerreinertrages,  für  Gebäude  auf  das  10 fache 
des  Gebäudesteuemutzungswertes  festgesetzt.  Die  Beleihungsgrenze 
für  Gebäude  erlitt  eine  besondere  Einschränkung  dadurch^  daß  die 
Beleihung  über  die  Hälfte  derjenigen  Summe  nicht  hinausgehen 
durfte,  mit  welcher  die  verpfändeten  Gebäude  gegen  Feuersgefahr 
versichert  waren.  Mit  dieser  Änderung  sind  die  früheren  Bestim- 
mungen über  die  Festsetzung  der  Beleihungsgrenze  nicht  beseitigt, 
vielmehr  wird  es  den  Banken  freigestellt,  beide  Berechnungsmethoden 
nebeneinander  zu  benutzen. 

Die  Regierung  konnte  sich  nicht  dazu  verstehen,  die  Bewertung 
der  zu  beleihenden  Grundstücke,  wie  es  vielfach  gewünscht  wurde, 
in  die  Hand  der  Bankverwaltung  zu  legen.  Ln  Interesse  der  Pfand- 
briefgläubiger glaubte  sie  an  dem  Steuerreinertrag  festhalten  zu 
müssen. 

Die  Erwartungen,  die  man  an  die  neu  gegründeten  Bodenkredit- 
anstalten geknüpft  hatte,  wurden  in  den  ersten  Jahren  ihres  Be- 
stehens nicht  erfüllt.  Die  Klagen  über  die  herrschende  Ereditnot 
des  Grundbesitzes  nahmen  eher  zu  als  ab.  Sowohl  den  beiden  Häu- 
sern des  Landtages  als  auch  dem  Norddeutschen  Reichstag  wurden 
wiederholt  Entwürfe  vorgelegt,  die  eine  gesetzliche  Regelung  der 
Hypothekenbankfrage  auf  anderer  Grundlage  bezweckten.  Am  1.  Ok- 
tober 1867  brachte  der  Abgeordnete  von  Lehnsdorf  im  Reichs- 
tage einen  Antrag  ein  i),  der  auf  Gründung  von  Hypothekenbanken 
f3r  den  städtischen  und  ländlichen  Grundbesitz  durch  Kommunen 
oder  andere  öffentliche  Verbände  hinzielte.    Da  in  dem  Entwurf  aber 

wegen  der  damit  verbundenen  Verantwortung  übernommen  werden  könnte. 
PoscHiNGBB  a.  a.  0.  III.  S.  16S. 

1)  Stenographische  Berichte  des  Reichstags.    Sitzung  vom  1.  Okt.  1S67. 
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eine  Garantie  der  öffentlichen  Körperschaften  für  die  aasgegebenen 
Pfandbriefe  vorgesehen  war,  wurde  er  schon  in  der  zu  seiner  Be- 
ratung erwählten  Kommission  heftig  bekämpft.  Ein  Yerbesserung»- 
antrag  des  Abgeordneten  Fühling  kam  ebensowenig  wie  der  Lehns- 
DOBFsche  Entwurf  im  Plenum  zur  Verhandlung.  Ein  gleiches  Schick- 
sal erlebte  der  am  12.  Dezember  1867  dem  Abgeordnetenhause 
vorgelegte  Entwurf  des  Dr.  Glaser,  der  die  Gründung  einer  Staats- 
hypothekenbank  verlangte.  ^)  Auch  aus  privaten  Kreisen  wurde  noch 
einmal  der  Versuch  gemacht,  die  Regierung  f&r  eine  Abänderung 
der  Normativbestimmungen  zu  gewinnen.  Die  Berliner  Diskonto- 
gesellschaft und  die  Firma  S.  Bleichröder  legten  1867  dem  Staats- 
ministerium eine  Denkschrift  vor,  in  der  die  Bildung  eines  großen 
Zentralinstituts  befürwortet  wurde.  Als  besonderes  Privileg  wurde 
für  das  Unternehmen  Depositalfahigkeit  der  Pfandbriefe  und  Pflicht 
des  Staates  zur  Kontrolle  verlangt.  Das  Projekt  wurde  von  der 
Regierung  abgelehnt.^) 

m.    Die  Preussische  Centralbodenkredit-Aktiengesellsohaft. 
Die  Normativbestimmungen  und  die  Statuten  der  Hypotheken- 
banken. 

Einen  vollständigen  Bruch  mit  der  bisherigen  preußischen  Hjpo- 
thekenbankpolitik  brachte  das  Jahr  1870  durch  die  Gründung  der 
Preußischen  Gentralbodenkredit- Aktiengesellschaft.  In 
diesem  Institut  wurde  das  abgelehnte  Projekt  der  Diskontogesellschafb 
und  der  Firma  S.  Bleichröder  aus  dem  Jahre  1867  mit  geringen  Ab- 
änderungen verwirklicht.  3)  Hatte  die  preußische  Regierung  bisher 
die  Konzession  von  Hypothekenaktienbanken  von  der  strengen  Be- 
obachtung der  Normativbestimmungen  abhängig  gemacht,  so  verzich- 
tete sie  bei  der  Preußischen,  Gentralbodenkredit-A.-G.  auf  die  Befol- 
gung der  wichtigsten  Grundsätze  dieser  Bestimmungen. 

Zum  erstenmal  wurde  einer  Hypothekenbank  in  Preußen  die 
oft  geforderte  Freiheit  des  Taxverfahrens  gewährt  Der  Steuerrein- 
ertrag wurde  als  Wertmaßstab  vollständig  beseitigt  und  die  Be- 

1)  Stenographische  Berichte  des  preußischen  Abgeordnetenhattses.  Sitzung 
vom  12.  Dez.  1867. 

2)  PosomNGBR  a.  a.  0.  III.  S.  ITC. 

3)  Nicht  gewährt  wurde  die  Depositalf&higkeit  der  Pfandbriefe. 
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Wertung  der  zu  beleihenden  Pfandobjekte  ganz  in  das  Ermessen  der 
Bankleitong  gelegt  Nach  Art.  36  c  und  63  der  Statuten  s)  erläßt 
der  Yerwaltungsrat  (Aufsichtsrat)  der  Bank  die  Ausführungsbestim- 
mungen, nach  denen  die  Wertermittelungen  zu  treffen  sind.  Das 
Statut  (Art  63)  enthält  nur  allgemeine  Bestimmungen  über  die  An- 
haltsponkte,  die  bei  der  Taxe  berücksichtigt  werden  sollen.  Maß- 
gebend ist  in  allen  Fällen  sowohl  der  Ertragswert  als  auch  der  durch 
onverdäGhtige  Eiwerbsdokumente  oder  auf  anderem  Wege  ermittelte 
Yerkaufiswert  Die  Höhe  der  zulässigen  Beleihung  wird  für  Liegen- 
schaften auf  V39  f&r  Gebäude  auf  die  Hälfte  des  so  ermittelten 
Weites  festgesetzt  (Art.  62).  Der  durch  diese  große  Freiheit  be- 
grändeten  Ausdehnung  des  Oeschäftskreises  wird  in  den  Art.  5  und 
74  Rechnung  getragen,  nach  welchen  die  Gesamtsumme  der  von  der 
neuen  Gesellschaft  in  Umlauf  gesetzten  Pfandbriefe,  die  nach  den 
Normatiybestinmiungen  den  zehnfachen  Betrag  des  Grundkapitals 
nicht  überschreiten  sollte,  auf  den  zwanzigfachen  Betrag  des  bar  ein- 
gezahlten Aktienkapitals  erhöht  wurde.  Diese  Erweiterung  des  Pfand- 
biiefinaximums  ist  später  auch  einzelnen  anderen  Banken  gewährt 
worden. 

Von  gleicher  Bedeutung  wie  die  Befreiung  von  der  schablonen- 
haften Taxierung  nach  dem  Grundsteuerreinertrag  war  die  durch 
Art  71  und  66  aufgehobene  Beschränkung  der  Ausgabe  kündbarer 
Darlehen  und  der  Verzicht  auf  ein  Amortisationsminimum  von  V2  ^/o 
(Art  68).  Die  Normativbestimmungen  enthalten  zwar  keine  Bestim- 
mungen über  die  Ausgabe  kündbarer  Darlehen.  Doch  finden  wir, 
wie  im  nächsten  Abschnitt  gezeigt  werden  wird,  in  den  Statuten 
fast  sämtlicher  Hypothenbanken  eine  Yorschrift,  welche  die  Gewäh- 
rung solcher  kündbaren  Hypotheken  auf  den  Betrag  des  Aktien- 
kapitals beschränkt  Trotz  Widerstrebens  der  Banken  mußten  sie  diese 
Bestimmung  in  ihre  Statuten  au&ehmen.  Der  Preußischen  Gentral- 
bodenkredit-Aktiengesellschaft  wurde  auch  hierin  Tolle  Freiheit  gelassen 
(Art  71).  Es  wurde  ihr  gestattet,  kündbare  Darlehen  nach  Belieben 
zu  gewähren.  Die  Rückzahlung  dieser  Hypotheken  erfolgt  entweder 
zu  einem  bestimmten  Termin,  bis  zu  welchem  die  Schuld  unkünd- 
bar ist,  oder  nach  Torhergehender  Kündigungsfrist,  die  im  allge- 
meinen sechs  Monate  nicht  überschreiten  soll.    Die  Bückzahlung  der 

3)  Statuten  der  Preußischen  Centralbodenkredit- Aktiengesellschaft  vom 
21.  Min  1870. 

Yrlnken,  Hypothekenbaaktn.  2 
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tmkflndbaren  Darlehen  erfolgt  in  Amortisationsraten,  deren  Höhe 
allein  der  freien  Vereinbaning  der  Bank  mit  dem  Schuldner  fiber- 
lassen ist  (Art  68).  Namentlich  diese  letzte  Neuerung  war  von 
größter  Bedeutung. 

In  den  ersten  Statuten  vom  21.  März  1870  war  der  Wirkungs- 
kreis der  Preußischen  Gentralbodenkredit- Aktiengesellschaft  wie  der 
der  meisten  anderen  Hypothekenbanken  auf  das  preußische  Staats- 
gebiet beschränkt;  aber  schon  am  10.  Mai  1871  wurde  er  mit  mini- 
sterieller Genehmigung  auf  das  Gebiet  des  ganzen  Deutschen  Reichs 
ausgedehnt  (Art  6). 

War  durch  diese  Bestimmungen  die  Bewegungsfreiheit  des  neuen 
Instituts  eine  beträchtlich  größere  als  die  der  fibrigen  preußischen 
Banken,  so  gewährte  die  Regierung  ihm  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Pfiuidbriefabsatzes  solche  Yorzfige,  daß  eine  Konkurrenz  der  anderen 
Banken  auch  hier  gänzlich  ausgeschlossen  wurde.  Sie  verlieh  der 
Bank  das  Zeugnis  der  größten  Vertrauenswflrdigkeit  dadurch,  daß 
sie  die  Bestellung  des  Vorstandes  von  der  Bestätigung  des  Königs 
abhängig  machte  (Art  23).  In  den  Augen  des  kaufenden  Publikums 
mußte  diese  Bevorzugung  einer  einzigen  Bank  die  Pfandbriefe  dieses 
Instituts  als  besonders  sicher  erscheinen  lassen.  Das  Vertrauen  zu 
diesen  Papieren  wurde  aber  noch  bedeutend  gestärkt  durch  die  Be- 
stellung eines  ständigen  Begierungskommissars,  der  den  Geschäfte- 
betrieb der  Bank  dauernd  zu  fiberwachen  hat  (Art  60).  Außerdem 
sollte  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  drei  ständige  Revi- 
soren wählen.  Diese  Revisoren  haben  die  Ausgabe  der  Pfandbriefe 
sowie  die  Beobachtung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden 
Vorschriften  der  Statuten  zu  kontrollieren.  Sie  haben  femer  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Verwaltungsrat  die  Inventarien,  Jahresrechnungen 
und  Bilanzen,  sowie  zeitweilig  die  Kassen  und  Portefeuilles  der  Ge- 
sellschaft zu  prüfen.  Soweit  hierzu  erforderlich,  sind  sie  berechtigt, 
jederzeit  Einsicht  in  die  Bücher,  Rechnungen,  Korrespondenzen  und 
Urkunden  der  Gesellschaft  zu  nehmen  (Art  43).  Schien  es  sonach, 
als  ob  hierdurch  eine  genaue  Beobachtung  der  Statuten  garantiert 
wflrde,  so  wurde  dem  auch  äußerlich  dadurch  Ausdruck  gegeben, 
daß  der  Kommissar  sowie  einer  der  drei  Revisoren  auf  den  aus- 
zugebenden Pfandbriefen  das  Vorhandensein  der  statutenmäßigen 
Deckung  und  die  Befolgung  der  Bestimmungen  über  die  Gesamt- 
summe der  Pfandbriefe  durch  ihre  Unterschrift  zu  bestätigen  haben 
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(Art  60  and  74).  Als  drittes  Mittel  endlich,  den  „  Central^'-Pfand- 
briefen  einen  sicheren  und  stetigen  Absatz  zu  schaffen,  dient  die 
Bestimmung  des  Art  81,  nach  welchem  die  von  der  Bank  erworbenen 
Hypothekenforderungen  nicht  f&r  sämtliche  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  haften  soUen.  Sie  werden  vielmehr  aus  deren  Yermögen 
ausgeschieden  und  ausschließlich  als  Sicherheit  für  die  Inhaber  von 
.Central "-Pfandbriefen  unter  Mitverschluß  des  Staatskommissars 
deponiert 

Mit  dieser  Befreiung  von  den  lästigen  Vorschriften  der  Normativ- 
bestimmungen und  der  großen  Erweiterung  des  Geschäftsbetriebes 
der  neuen  Bodenkreditbank  stellte  die  Begierung  dem  Institut  auch 
eine  neue  Aufgabe.  Die  Gesellschaft  soUte  sich  nicht  auf  die  hypo- 
thekarische Beleihnng  des  Grundbesitzes  und  die  Ausgabe  von  Pfand- 
briefen beschränken.  Sie  sollte  vielmehr  eine  Zenbralstelle  werden 
f&r  sämtliche  landschaftlichen  wie  kapitalistischen  Bodenkredit- 
anstalten Preußens,  eine  Zentralstelle,  die  den  Pfandbriefverkauf 
sämtlicher  Institute  regeln  und  von  den  lokalen  Marktverhältnissen 
unabhängig  machen  soU.  Die  Bank  ist  berechtigt  (Art.  4),  mit  den 
bestehenden  landschaftlichen  Vereinen  und  Grundkreditanstalten  be- 
sondere Verträge  abzuschließen,  nach  welchen  die  einzelnen  Institute 
auf  die  Ausgabe  eigener  Pfandbriefe  verzichten,  statt  dessen  das 
Zentralinstitut  fOr  B^hnung  der  einzelnen  Gesellschaften  „Central  "- 
Pfandbriefe  emittiert.  Zur  Verzinsung  und  Amortisation  dieser  „Cen- 
tral^'-Pfandbriefe  leisten  die  Gesellschaften  entsprechende  Zahlungen 
an  die  Zentralbank.  Der  Grund  für  diese  neue  Aufgabe  lag  in  dem 
Umstand,  daß  die  geringen  Erfolge,  welche  die  Hypothekenbanken 
in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  erzielten,  zum  Teil  auf  die 
Schwierigkeiten  zurfickgefQhrt  wurden,  die  mit  dem  Pfandbriefver- 
kauf verbunden  waren.  Die  Begierung  glaubte  nun  in  der  Zentrali- 
sierung der  Pfandbriefe  ein  Mittel  gefunden  zu  haben,  den  Absatz 
zu  regeln.  Dieser  Gedanke  veranlaßte  sie,  mit  dieser  einen  neuen 
Aufgabe  noch  eine  zweite  zu  verbinden:  die  Zentralisierung  der  Eom* 
munalanleihen.  Auch  die  öffentlichen  Verbände  litten  wie  die  Hypo- 
thekenbanken unter  der  Schwierigkeit,  ihre  Schuldverschreibungen 
zu  gflnstigen  Kursen  auszugeben.  Das  mobile  Kapital  wurde  von 
der  Industrie  und  dem  Handel  so  stark  in  Anspruch  genommen,  daß 
fest  verzinsliche  Papiere  nur  schwer  zu  verkaufen  waren.  Besonders 
litten  kleinere  Verbände  unter  diesem  Druck,  da  ihre  Obligationen 
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fast  ganz  auf  den  lokalen  Markt  angewiesen  waren.  Dieser  Um- 
stand bewog  die  Regienmg,  das  neue  Institut  auch  in  den  Dienst 
des  Eommonalkredits  zu  stellen.  Nach  Art  2, 3  83  andl84  ist  die 
Gesellschaft  berechtigt,  an  Provinzen,  Kreise,  Städte  und  Landes- 
meliorationsgesellschaften auch  ohne  hypothekarische  Sicherheit  Dar- 
lehen zu  gewähren  und  auf  Grand  dieser  Fordenmgen  fest  verzins- 
liche Obligationen  auszugeben.  Das  Deckungsverhältnis  der  Bank- 
forderungen und  der  ausgegebenen  „Kommunal  "-Obligationen  ist  das 
gleiche  wie  bei  den  Pfandbriefen.  Der  Zweck  dieser  Aufgabe  war, 
die  unendlich  zahlreichen  Anleihen  kleiner  und  kleinster  Verbände, 
die  sich  gegenseitig  Konkurrenz  boten,  durch  „  Gentral^-Obligationen 
zu  ersetzen. 

Nach  Orundung  der  Preußischen  Centralbodenkredit-Aktiengesell- 
schaft  bestanden  im  preußischen  Staate  sechs  Hypothekenaktienbanken, 
von  denen  die  „Erste  preußische  Hypothekenaktienbank''  (gegr  1 864, 
Berlin),  die  „Preußische  Hypothekenaktienbank''  (gegr.  1864,  Berlin), 
die  „Ponmiersche  Hypothekenaktienbank"  (gegr.  1866,  Göslin)  und 
die  , J^eußische  Bodenkreditaktienbank^'  (gegr.  1 868,  Berlin)  den  Nor- 
mativbestinmiungen  unterstanden,  während  die  1862  vor  der  An- 
nexion Frankfurts  gegründete  „Frankfurter  Hypothekenaktienbank" 
und  die  ,  J^eußische  Gentralbodenkredit-Aktiengesellschaft"  den  preu- 
ßischen Bestimmungen  nicht  unterworfen  waren.  Zwei  Jahre  später, 
im  Jahre  1872,  erlangten  zwei  weitere  Banken  die  Konzession  der  Re- 
gierung, die  „Schlesische  Bodenkredit- Aktiengesellschaft  in  Breslau  und 
die  „Deutsche  Hypothekenbank-Aktiengesellschafb  in  Berlin",  die  ihre 
Statuten  ebenfalls  den  Normativbestimmungen  anpassen  mußten,  wäh- 
rend in  demselben  Jahre  die  „Erste  preußische  Hypothekenbank"  liqui- 
dierte, da  sie  eine  gedeihliche  Entwickelung  unter  der  Herrschaft  der 
geltenden  Bestimmungen  fär  ausgeschlossen  hielt.  Es  bestanden  also 
damals  zwei  Arten  von  Hypothekenaktienbanken,  auf  der  einen  Seite  die 
nicht  unter  den  Normativbestimmungen  stehenden  Frankfurter  Hypo- 
thekenaktienbank und  die  Preußische  Gentralbodenkredit-Aktienge- 
sellschaften,  auf  der  anderen  Seite  die  fünf  Normativbanken.  Da  aber 
die  Normativbestimmungen  denGharakter  vonYerwaltungsvorschriften 
hatten  und  nicht  in  Form  eines  Gesetzes  erlassen  waren,  glaubte  die 
Regierung,  sich  bei  der  Konzessionierung  von  Hypothekenbanken  nicht 
streng  an  sie  halten  zu  müssen.    Sie  hat  dies  1893  bei  Erlaß  der 


Die  Entwickelang  der  Hypothekenbankpolitik  in  Preußen.  21 

neaen  Normativbestimmangen  aach  ausdrücklich  bekannt  gegeben,  i) 
Während  sie  teils  Abweichungen  gestattete,  machte  sie  teils  die 
Genehmigung  der  Statuten  von  der  Aufnahme  von  Vorschriften  ab- 
hängig, die  in  den  Normativbestimmungen  nicht  enthalten  waren. 
Es  herrschte  also  nicht  nur  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen 
Kormativbanken  und  freien  Banken,  sondern  auch  die  Statuten  der 
Normativbanken  stimmten  nicht  überein.  Infolgedessen  gestaltete 
sich  die  Konkurrenz  unter  den  Instituten  sehr  ungleich. 

Nach  den  Normativbestimmungen  sollte  der  Grundsteuerrein- 
ertrag und  der  Gebäudesteuemutzungswert  als  alleiniger  Wertmaß- 
stab bei  der  Wertermittelung  der  Pfandobjekte  dienen.  Für  die 
Taxierung  von  Gebäuden  kam  die  Feuerversicherungssumme  als  Maß- 
stab insofern  in  Betracht,  als  die  Beleihung  einen  bestimmten  Teil 
dieser  Summe  nicht  überschreiten  durfte.  Grundlage  der  Taxe  blieb 
aber  in  allen  Fällen  der  Gebäudesteuemutzungswert,  durch  die  Feuer- 
versicherungssunmie  wurde  nur  eine  Höchstgrenze  bestimmt.  Im 
allgemeinen  ist  an  dieser  Bestimmung  in  den  Statuten  auch  fest- 
gehalten worden.  Doch  ist  außerdem  allen  Banken  auch  die  Be- 
nutzung landschaftlicher  Taxen  gestattet  worden.  Von  großer  Be- 
deutung war  diese  Abweichung  von  den  Normativbestimmungen  zwar 
nicht,  da  die  Landschaften  sich  hüteten,  für  ihre  Eonkurrenzinstitute 
Taxen  aufzunehmen.  Die  Benutzung  einer  landschaftlichen  Taxe 
kam  für  die  Hypothekenbanken  in  Frage,  wenn  das  landschaftliche 
Darlehen  zwei  Drittel  des  ermittelten  Wertes  des  Pfandobjektes  nicht 
erreichte  und  eine  zweitstellige  Hypothek  innerhalb  der  ersten  zwei 
Drittel  hinter  der  Landschaft  ermöglichte. 

Die  Regierung  gestattete  aber  zugunsten  einer  einzigen  Bank 
noch  eine  zweite  Abweichung  von  §  1  der  Normativbestimmungen, 
die  viel  wichtiger  war  als  die  erste.  In  einem  Statutennachtrag 
von  1872  erlaubte  sie  der  Pommerschen  Hypothekenaktienbank  bei 
der  hypothekarischen  Beleihung  von  Gebäuden  in  Städten«  in  welchen 
die  Versicherung  der  Gebäude  gegen  Feuersgefahr  bei  öffentlichen 
Feuersozietäten  vorgeschrieben  war,  vom  Gebäudesteuemutzungswert 
abzusehen  und  die  Feuerversicherungssumme  als  alleinigen  Wert- 
maßstab  zu  betrachten.  2) 

War  somit  schon  bei  der  Bestimmung  der  Wertfaktoren,  die 

1)  Reichsanzeiger  vom  5.  Joli  1893. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1872.  S.  549. 
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fttr  die  Taxe  maßgebend  sein  sollten,  die  Übereinstimmung  mit  den 
Normatiybestimmnngen  and  eine  Einheitlichkeit  nicht  gewahrt,  so 
noch  viel  weniger  bei  der  Festsetzung  der  Beleihungsgrenze.  Nach 
den  Normativbestimmungen  sollte  die  Beleihung  über  den  zwanzig- 
fachen Betrag  des  Grundsteuerreinertrags  und  den  zehnfachen  Be- 
trag des  Gtebaudesteuemutzungswertes  nicht  hinausgehen.  Aber 
keine  der  fftnf  Normativbanken  war  wenigstens  bei  ländlichen  Liegen- 
schaften statntenmäiüig  an  diese  Bestimmung  gebunden.  Die  Höhe 
der  Darlehen  auf  Gebäude  war  zwar  fär  sämtliche  Banken  mit  Aus- 
nahme der  Pommerschen  Hypothekenbank  den  Normativbestim- 
mungen gemäß  auf  den  zehnfachen  Gebäudesteuemutzungswert  fest- 
gelegt Ffir  ländliche  Liegenschaften  aber  galt  die  Vorschrift  des 
§  1  der  Normativbestimmungen  nur,  soweit  Liegenschaften  ohne 
Baulichkeiten  in  Frage  kamen.  Waren  dagegen  die  Grundstücke 
mit  landwirtschaftlichen  Gebäuden  besetzt,  so  wurde  ihre  Beleihungs- 
f&higkeit  bis  zum  Betrage  des  fünf-  und  zwanzigfachen  Grundsteuer- 
reinertrags abzüglich  der  fünf-  und  zwanzigfachen  Grundsteuer  er- 
weitert 0 

Schon  bald  nach  der  Gründung  der  Preußischen  Gentralboden- 
kredit-Aktiengesellschaft  gewährte  die  Regierung  den  Normativbanken 
auch  eine  Erweiterung  des  §  3  der  Normativbestimmungen,  nach  wel- 
chem die  Summe  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  den  zehnfachen  Be- 
irag des  Aktienkapitals  nicht  überschreiten  durfte.  Wie  bei  dem 
Zentralinstitut  wurde  die  Gesamtsumme  innerhalb  weniger  Jahre 
auf  den  zwanzigfachen  Betrag  des  Grundkapitals  erhöht 

Neben  diesen  Erweiterungen  der  Normativbestimmungen  findet 
sich  in  den  Statuten  der  Banken  aber  auch  eine  den  Geschäfts- 
betrieb einengende  Bestimmung,  die  in  den  Normativbestimmungen 
nicht  enthalten  war,  die  schon  im  vorigen  Abschnitt  erwähnte  Be- 
schränkung der  Ausgabe  kündbarer  Darlehen.  Diese  Beschränkung 
haben  außer  der  Pommerschen  Hjpothekenaktienbank,  die  von  An- 
fang an  auf  diesem  Gebiete  volle  lYeiheit  besaß  (§18  der  Statuten)  ^), 
sämtliche  Normativbanken  in  ihre  Statuten  aufnehmen  müssen.  Doch 
ist  der  Höchstbetrag  der  kündbaren  Darlehen  auch  nicht  bei  allen 
Instituten  gleich.    Während  bei  der  Preußischen  Hypothekenaktien- 

1)  Amtsblatt  der  königlichen  Begierong  zu.  Potsdam  Tom  19.  Dezember 
1873;  TOm  24.  Joli  1874;  Yom  2.  Juli  1875;  vom  24.  Juli  1891. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  186C.  S.  704. 
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bankOf  der  Preußisohen  Bodenkreditaktienbank  2)  und  der  Schlesi- 
sehen  Bodenkreditaktienbank  ^)  in  Breslau  die  Snmme  der  kündbaren 
Hypotheken  das  bar  eingezahlte  Grundkapital  nicht  überschreiten 
dnifte,  war  fUr  die  Deutsche  Hypothekenaktienbank  ^)  die  Gesamt- 
somme  auf  den  Betrag  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des  halben  Re- 
servefonds festgesetzt  Die  von  dieser  Vorschrift  betroffenen  Banken 
haben  oft  den  Versuch  gemacht,  von  der  Regierung  die  Aufhebung 
dieser  Beschrankung  zu  erlangen.^)  Doch  ist  dies  nur  der  Deutschen 
Hypothekenaktienbuik  gelungen.  In  einem  Statutennachtrag  vom 
b.  Mai  1882  wurde  ihr  die  unbeschränkte  Ausgabe  kündbarer  Dar- 
lehen gestattet 

Es  ist  begreiflich,  daß  bei  dieser  Verschiedenheit  in  den  Rechten 
ond  Beschränkungen  der  verschiedenen  Banken,  vor  allem  der  nicht 
anter  den  preußischen  Bestimmungen  stehenden  und  der  an  die 
Normativbestimmungen  gebundenen  Institute,  häufig  Versuche  ge* 
macht  wurden,  die  auf  Abschaffung  der  Normativbestimmungen  und 
Gleichstellung  sämtlicher  Banken  hinzielten.  Diese  Bestrebungen 
gingen  nicht  nur  aus  den  Ejreisen  der  unter  der  Ungleichheit  leiden- 
den Banken,  sondern  auch  der  kreditsuchenden  Grundbesitzer  hervor. 
Am  15.  März  1883^)  reichte  eine  Vereinigung  von  Grundbesitzern 
dem  Herrenhause  durch  ein  Mitglied  des  Hauses,  Dbter,  einen  An- 
trag ein,  der  vor  allem  die  Beseitigung  des  Steuerreinertrages  als 
Wertmaßstab  forderte.  Man  argumentierte  richtig,  daß  es  doch  un- 
billig sei,  wenn  einem  Institut,  der  Preußischen  Centralbodenkredit- 
Aktiengesellschaft  völlige  Freiheit  auf  dem  Gebiete  des  Taxverfahrens 
gewährt  würde,  sämtliche  übrigen  Banken  an  einen  Maßstab  zu  binden. 


1)  Preußische  Gesetzessammlang  1864.  S.  285  ff.  Der  Betrag  wurde  1879 
aweitert  aof  die  Höhe  des  Aktienkapitals  zuzQglich  des  halben  Reserrefonds. 
Amtsblatt  der  königlichen  Regierang  zu  Potsdam  vom  3.  Oktober  1879. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1869.  S.  121  §  24.  In  einem  Statuten- 
nachtrag  Ton  1874  wurde  der  Betrag  auf  die  Sunmie  des  Aktienkapitals  und 
des  halben  Reserrefonds  erhöht.  Amtsblatt  der  königlichen  Regierung  zu 
Potsdam  vom  24.  Juli  1874. 

3)  Preußische  Gesetzessanmüung  1872.  S.  227  §  38. 

4)  Preußische  Gesetzessammlung  1872.  S.  558. 

5)  So  z.  B.  von  der  Preußischen  Hypothekenaktienbank  in  den  Jahren 
1881,  1883,  1884.    Geschäftsbericht  für  1884  (Deutscher  Ökonomist  Nr.  118). 

6)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Herrenhauses.  Sitzung 
?om  15.  MArz  1883.  S.  130. 
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der  Tielleicht  bei  der  Bewertung  der  Pfandobjekte  nebenbei  berfick- 
gichtigt  werden  könnte,  der  aber  niemals  eine  freie  Taxe  ersetzen  dürfe. 
Neben  der  fireien  Taxe  befürwortete  der  Antrag  weiter  die  Aufhebung 
der  schon  früher  der  Fommerschen  Hjpothekenaktienbank  und  später 
der  Deutschen  Hypothekenbank- Aktiengesellschaft  erlassenen  Be- 
schränkung der  Ausgabe  kündbarer  Darlehen  und  endlich  die  Besei- 
tigung des  Amortisationsminimums  Ton  V2  ®/o.  Die  zur  Beratung  ge- 
wählte Kommission  stellte  die  hervorgehobenen  Mängel  nicht  in 
Abrede,  glaubte  aber  einen  Ausweg  nicht  schaffen  zu  können  und 
lehnte  das  Gesuch  ab,  das  infolgedessen  im  Plenum  gar  nicht  zur 
Beratung  kam. 

Ein  ähnliches  Schicksal  erlebte  der  am  10.  Mai  1883^)  dem 
Herrenhause  durch  Dr.  Waenigeb  vorgelegte  Antrag  des  Zentral- 
verbandes der  Haus-  und  Grundbesitzervereine  Deutschlands.  Das 
Gesuch  erstrebte  dieselben  Änderungen  wie  der  DsTEBsche  Antrag. 
In  der  Begründung  wurde  besonders  auf  die  Konkurrenz  der  außer- 
preußischen Hypothekenbanken  hingewiesen,  die,  ohne  unter  den 
NormativbestimmuDgen  zu  stehen,  einen  großen  Teil  ihrer  Tätigkeit 
nach  Preußen  verlegt  hätten.  Die  Vertreter  der  königlichen  Regierung 
gaben  in  der  Justizkommission,  an  die  dieser  Antrag  ebenfalls  ver- 
wiesen wurde,  die  vorhandenen  Übelstände  zu.  Doch  fanden  sie 
den  Grund  fär  die  Mißstände  nicht  vorzugsweise  in  den  bestehenden 
Normativbestimmungen,  sondern  vielmehr  darin,  daß  die  außer- 
preußischen Banken  nicht  an  diese  gebunden  waren  und  sie  daher 
ein  nicht  gerechtfertigtes  Übergewicht  über  die  preußischen  Institute 
erhalten  hätten.  Auf  die  Normativbestimmungen  glaubte  die  Re- 
gierung aber  nicht  verzichten  zu  dürfen.  Sie  dachte  vielmehr  daran* 
durch  Vereinbarung  mit  den  übrigen  Bundesstaaten  oder  durch  reichs- 
gesetzliche Regelung  die  außerpreußischen  Banken  unter  ähnliche 
Bestimmungen  stellen  zu  können. 

Die  Bestrebungen  der  Hypothekenbanken  selbst  richteten  sich 
im  wesentlichen  auf  dieselben  drei  Punkte  wie  die  oben  genannten 
Anträge  der  Grundbesitzer.  Außer  der  Deutschen  Hypothekenbank- 
Aktiengesellschaft  (der  die  unbeschränkte  Ausübe  kündbarer  Dar- 
lehen gestattet  wurde)  hat  kein  Institut  ein  Entgegenkommen  von 
Seiten  der  Regierung  gefunden. 

1)  Stenographische  Berichte  der  Yerhandlangen  des  Herrenhauses.  Sitzung 
vom  tO.  Mai  1883.  S.  206/7. 
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.    IV.    Die  yonnativbestimmiingen  vom  27.  Juni  1893. 

Trotz  der  von  allen  Seiten,  selbst  von  der  Kegierang  aner- 
kannten TJntauglichkeit  der  Normativbestimmnngen  von  1863  haben 
diese  doch  dreißig  Jahre  lang  allen  Anstürmen  getrotzt  und  den 
preußischen  Hypothekenbanken  einen  dornenvollen  Weg  vorgezeichnet 
Aber  auch  sie,  die  von  unvergänglicher  Dauer  schienen,  mußten 
endlich  faUen.  Sie  wurden  1893  seitens  der  Minister  des  Innern, 
der  Justiz,  der  Finanzen  und  der  Landwirtschaft  einer  Revision  unter- 
zogen, die  den  Erlaß  neuer  Normativbestimmungen  am  27.  Juni  1893 
zur  Folge  hatte.  In  den  neuen  Normativbestimmungen  hat  die 
preußische  Regierung  ihren  bisherigen  Standpunkt  in  der  Hypotheken- 
bankfrage aufgegeben.  Ihr  früheres  Mißtrauen  weicht  hier  der  Er- 
kenntnis, daß  die  Bodenkreditaktienbanken  tatsächlich  einem  volks- 
wirtschaftlichen Bedürfnis  entsprachen  und  nicht  durch  staatliche 
Bevormundung  in  ihrer  Entwickelung  gehindert  werden  dürfen,  sollen 
sie  ihren  Zweck  erfüllen  und  der  volkswirtschaftlichen  Entwickelung 
Rechnung  tragen.  Überdies  hatten  ihr  die  Vorgänge  bei  der  Fommer- 
schen  Hypothekenaktienbank  in  den  80er  Jahren  gezeigt,  daß  die 
alten  Normativbestimmungen  auch  trotz  ihrer  engen  Vorschriften 
nicht  im  stände  waren,  die  Solidität  der  Institute  zu  garantieren. 

Die  neuen  Normativbestimmungen,  die  im  wesentlichen  den  Sta- 
tuten der  Preußischen  Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft  nachge- 
bildet waren,  erfüllten  die  meisten  und  wichtigsten  Forderungen  der 
Banken.  Die  Regierung  läßt  den  Steuerreinertrag  als  Wertmaßstab 
ganzlich  fallen  und  beschränkt  sich  auf  ganz  allgemeine  Bestimmungen 
über  die  Wertsermittelung.  Nach  §  3  muß  die  bei  der  Beleihung  der 
P&ndobjekte  angenommene  Sicherheit  sowohl  durch  den  Ertrags- 
wie  Verkaufswert  vollkommen  gerechtfertigt  sein.  Die  Beleihung  von 
Bauplätzen  und  noch  nicht  fertig  gestellten  Neubauten  ist  demnach, 
da  sie  ja  einen  Ertrag  nicht  gewähren,  ausgeschlossen.  Bei  der  Ab- 
schätzung sind  lediglich  die  dauernden  Eigenschaften  und  der  Er- 
trag zu  berücksichtigen,  den  das  Objekt  bei  gewöhnlicher  Bewirt- 
schaftung in  den  Händen  eines  jeden  Besitzers  gewähren  kann. 
Während  bisher  nur  der  Ertrag  und  zwar  nicht  der  tatsächlich  er- 
zielte Ertrag  der  letzten  Jahre,  sondern  der  zum  Zweck  der  Steuer- 
veranlagung ermittelte  Ertrag  bei  der  Bewertung  berücksichtigt  wurde, 
können  nach  §  3  neuer  Fassung  auch  die  sonstigen  Eigenschaften, 
die  sich  nicht  unmittelbar  im  Ertrage  zeigen  müssen,  mit  in  Betracht 
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gezogen  werden.  Von  dem  nach  eigener  Taxe  gefundenen  Werte 
dürfen  bei  ländlichen  Liegenschaften  zwei  Drittel«  bei  stadtischen 
Objekten  die  Hälfte  beliehen  werden.  In  Städten  mit  normal 
fortschreitender  Entwickelung  darf  bei  besonders  guter  Lage  des 
Orondstückes  die  Beleihung  bis  zu  60^/0  des  Wertes  ausgedehnt 
werden. 

Überdies  wurde  der  Geschäftsbetrieb  der  Hypothekenbanken  noch 
dadurch  erweitert,  daß  neben  Hypotheken  auch  Orundschuldforde- 
rungen  zur  Pfandbriefdeckung  zugelassen  wurden.  Die  oft  geforderte 
Befreiung  von  dem  Zwang,  in  der  Regel  nur  nnktlndbare  Darlehen 
zu  geben,  wurde  zwar  nicht  in  vollem  Umfang  gewährt,  doch  wurde 
der  Höchstbetrag  solcher  Hypotheken,  der  sich  bisher  entweder  auf 
den  Betrag  des  Aktienkapitals  oder  des  Aktienkapitals  zuzuglich  des 
halben  Beservefonds  belief,  beträchtlich  erhöht  Nach  den  neuen 
Normativbestimmungen,  die  auch  auf  diesem  Gebiete  Einheitlichkeit 
herstellten,  darf  die  Hälfte  sämtlicher  Forderungen  zur  Pfandbrief- 
deckung aus  kündbaren  Hypotheken  bestehen  (§  2).  Die  Regierung 
geht  aber  noch  einen  Schritt  weiter.  Sie  bestimmt  (§  7),  daß  jedem 
Darlehnsnehmer  urkundlich  das  Recht  eingeräumt  werden  muß, 
spätestens  nach  Ablauf  des  zehnten  Jahres  nach  der  Darlehnsaof- 
nahme  seine  Schuld  ganz  oder  teilweise  zurückzuzahlen.  Dadurch 
wird  auch  das  unkündbare  Darlehen  für  den  Schuldner  nach  Ab- 
lauf der  zehnjährigen  Frist  tatsächlich  ein  kündbares,  während  der 
Bank  auch  dann  noch  nicht  ein  Eündigungsrecht  zusteht.  Den  Be- 
strebungen, die  auf  Herabsetzung  der  Amortisationsquote  bei  un- 
kündbaren Darlehen  hinzielten,  gab  die  Regierung  kein  Gehör.  Sie 
hielt  an  dem  Minimum  von  V2  Vo  fest,  da  sie  glaubte,  daß  in  Er- 
mangelung eines  solchen  Minimums  der  beabsichtigte  Zweck,  all- 
mähliche Abstoßung  der  Schuld  während  eines  Menschenalters,  nicht 
erreicht  werden  könnte. 

Die  Normativbestimmungen  von  1893  enthalten  außer  den  oft 
geforderten  Erleichterungen  noch  eine  Anzahl  von  neuen  Bestim- 
mungen, die  das  Verhältnis  der  Darlehnsnehmer  zur  Bank  einheit- 
lich regeln  und  den  Schuldner  vor  Übervorteilung  schützen  sollen. 
Nach  §  4  dürfen  die  Darlehen  nur  in  barem  Gelde  gegeben  werden. 
Diese  Bestimmung  soll  verhindern,  daß  beim  Verkauf  der  früher  oft 
nach  dem  Beispiel  der  Landschaften  als  Darlehnsvaluta  gegebenen 
Pfandbriefe  der  Schuldner  eventuell  Kursdifferenzen  zu  tragen  hat 


Die  Entwickeluog  der  Hypothekenbankpolitik  in  Preußen.  27 

Einen  neaen  Yorteil  brachte  femer  der  §  6  dem  Schuldner.  Hier- 
nach ist  die  Bank  verpflichtet,  sobald  10  ^/o  oder  bei  eintretender 
Terioßerang  des  Pfandobjektes  schon  wenn  5  ^/o  der  Schuld  getilgt 
sind,  dem  Schuldner  auf  Verlangen  Quittung  und  Löschungsbe- 
willignng  für  den  getilgten  Betrag  zu  erteilen.  Durch  die  hierdurch 
entstehende  Eigentümerhypothek  wurde  es  dem  Orundbesitzer  er- 
möglichty  für  den  getilgten  Teil  des  Darlehens  eine  neue  Anleihe 
au&unehmen  oder  aber  mit  der  Bank  für  den  Best  der  Schuld  einen 
neuen  ülgungsplan  zu  yereinbaren  und  so  seine  jährlichen  Leistungen 
lu  vermindern. 

Die  preußische  Begierung  glaubte  aber  der  in  den  neuen  Nor- 
mativbestimmnngen  den  Banken  gewährten  Freiheit  der  Werter- 
mittelung ein  Gegengewicht  entgegenstellen  zu  müssen.  Die  Be- 
sorgnis vor  zu  hoher  Beleihung  der  Pfandobjekte,  die  sie  1863  ver- 
anlaßte,  den  Hypothekenbanken  die  Taxierung  ganz  aus  den  Händen 
zu  nehmen,  war  auch  jetzt  noch  nicht  völlig  geschwunden.  Die 
Begierung  glaubte  aber  durch  eine  intensive  Eontrolle  des  gesamten 
Oeschaftsverfahrens  der  Institute  einer  solchen  GefUirdung  der  Pfand- 
brie^läubiger  vorbeugen  zu  können.  Sie  bestimmt  deshalb  (§  3), 
daß  die  vom  Aufsichtsrat  der  Banken  zu  erlassenden  genauen  Aus- 
fl&hrungsbestimmungen  über  das  Taxverfahren  der  Aufsichtsbehörde 
zur  Prüfung  vorzulegen  seien.  Zur  fortlaufenden  Eontrolle  der  ein- 
zelnen Beleihungsgeschäfte  müssen  die  Institute  mit  dem  jährlichen 
Oeschäftsabschluß  ein  Verzeichnis  der  vorgekommenen  Beleihungen 
einreichen,  aus  welchem  das  Verhältnis  der  angenommenen  Be- 
leihungswerte  zu  den  Orundsteuerreinerträgen  bezw.  Oebäudesteuer- 
notzungswerten  zu  ersehen  ist  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  und 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  die  im  allgemeinen  den  Vor- 
schriften der  Artikel  31  und  185  a  (§§  40  und  261)  des  Handels- 
gesetzbuches unterliegen,  kommen  noch  die  besonderen  Bestimmungen 
der  §§  8  und  9  der  Normativbestimmungen  von  1893  in  Anwendung, 
die  einen  genauen  Einblick  in  den  gesamten  Geschäftsbetrieb  der 
Institute  gestatten.  Zur  Wahrnehmung  ihres  AuMchtsrechtes  be- 
halt sich  die  Begierung  das  Becht  vor  (§11),  für  beständig  oder 
Ar  einzelne  Fälle  besondere  Eommissare  zu  ernennen. 

Der  Ereis  der  Kebengeschäfte,  d.  h.  der  Geschäfte,  die  mit  der 
Yermittelung  des  Bodenkredits  nicht  in  unmittelbarem  Zusanunen- 
bange  stehen,  begrenzen  die  neuen  Kormativbestimmungen  in  der 
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Hauptsache  auf  die  Nutzbarmachung  der  verfugbaren  ICassenbestände 
und  die  Annahme  von  Depositengeldern.  Die  Gewährung  von  Dar- 
lehen an  Körperschaften  öffentlichen  Rechts  ohne  hypothekarische 
Sicherstellung,  die  1870  der  Preußischen  Gentralbodenkredit-Aktien- 
gesellschaft  als  neue  Aufgabe  zugeteilt  war,  wurde  jetzt  allen  Hypo- 
thekenbanken gestattet. 

Die  in  den  Normativbestimmungen  von  1893  verschärften  Nor- 
men über  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  und  die  Veröffentlichung 
der  Betriebsergebnisse   der  Banken    konnten   die  großen  Vorteile, 
welche  die  neuen  Vorschriften  brachten,  nicht  beeinträchtigen.    Sie 
führten  im  Gegenteil  dazu,  daß  das  Vertrauen  zu  den  Pfandbriefen 
dieser  jetzt  so  sehr  unter  den  Augen  der  Öffentlichkeit  arbeitenden 
Institute  bedeutend  gesteigert  wurde.    Doch  ein  erstrebenswertes  Ziel 
hatten  die  Banken  noch  nicht  erreicht:  die  Anerkennung  der  Mündel- 
sicherheit ihrer  Pfandbriefe.    Schon  wiederholt  waren  Anträge,  die 
auf  Verleihung  dieses  Vorrechtes  hinzielten,  von  der  Regierung  ab- 
gewiesen worden.    In  den  meisten  süddeutschen  Staaten  dagegen 
hatte  man  die  Anlegung  von  Mündel-  und  Stiftungsgeldem  in  Pfand- 
briefen einer  Mehrzahl  von  süddeutschen  Instituten  gestattet.    Diese 
waren  infolgedessen  den  preußischen  Banken  auf  dem  Gebiete  des 
Pfandbriefabsatzes  nicht  unbedeutend  überlegen.    Als  aber  mit  der 
Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Anlegung  von  Mündel- 
geldern für  das  ganze  Reich  einheitlich  geregelt  werden  sollte,  traten 
die  preußischen  Banken  noch  einmal  geschlossen  für  die  Aufnahme 
ihrer  Pfandbriefe  in  die  Klasse  der  mündelsicheren  Papiere   ein. 
Nach  §  1807  BGB.  ist  die  Verwendung  von  Hypothekenbankpfand- 
briefen zur  Anlegung  von  Mündelgeldern  im  allgemeinen  nicht  ge- 
stattet  Doch  bestimmt  Art.  212  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch,   daß    die   landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach 
welchen  gewisse  Wertpapiere  zur  Anlegung  von  Mündelgeldern  für 
geeignet  erklärt  sind,  in  Kraft  bleiben.    Die  einzige  Möglichkeit,  ihr 
Ziel  noch  in  letzter  Stunde  zu  erreichen,  bestand  für  die  preußischen 
Hypothekenbanken  also  darin,  noch  vor  Erlaß  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches die  Regierung  zur  Gewährung  der  Mündelsicherheit  zu 
gewinnen.    Sie  brachten  bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Einfüh- 
rungsgesetzes zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  im  Abgeordnetenhause 
einen  dahinzielenden  Antrag  ein,  der  aber,  trotzdem  er  in  der  zu 
seiner  Beratung  gewählten  Kommission  eine  günstige  Aufnahme  ge- 
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fimden  hatte,  abgelehnt  wurde.  ^)   Als  Hauptgrund  fftr  die  Abweisung 
des  Antrages  seitens  der  Kegierung  machte  der  Landwirtschafts- 
minister  ton  Hammerstein  und  der  Justizminister  Schönstedt  den 
Umstand  geltend,  daß  sich  die  Tätigkeit  der  Hypothekenbanken  vor- 
wiegend auf  den  städtischen  Grundbesitz  erstrecke.    Der  Wert  der 
städtischen  Grundstücke,  die  vielfach  reine  Spekulationsobjekte  seien, 
sei  aus  vielen  Gründen  so  großen  Schwankungen  ausgesetzt,  daß  der 
Staat  eine  dauernde  Garantie,   die  ja  mit  der  Anerkennung  der 
Mündelsicherheit  verbunden  sei,  fOr  die  Sicherheit  von  Papieren, 
deren  Wert  auf  solchen  Unterlagen  beruhe,  nicht  übernehmen  könne. 
IGt  dem  Fehlschlagen  dieses  letzten  Versuches  ist  die  Frage  der 
Mündelsicherheit  der  preußischen  Hypothekenbankpfandbriefe  end- 
gültig erledigt 

Die  selbständige  Hypothekenbankpolitik  Preußens  ist  hiermit 
abgeschlossen.  Am  1.  Januar  1 900  ist  zugleich  mit  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  ein  Keichshypothekenbankgesetz  in  Erafb  getreten,  das 
die  Einwirkung  der  Einzelstaaten  auf  das  Hypothekenbankwesen  in 
Zukunft  ausschließt  und  ihnen  nur  das  Recht  der  Eontrolle  über 
den  Geschäftsbetrieb  der  Banken,  deren  Hauptniederlassung  in  ihrem 
Gebiete  liegt,  überträgt 


2.  Kapitel.    Die  Ordnung  des  Hypothekenbankwesens  durch 

das  Deutsche  Kelch. 

Das  Beichshypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  unterscheidet 
sich  von  der  bisherigen  Ordnung  des  Hypothekenbankwesen  durch 
die  Einzelstaaten  schon  äußerlich  in  der  angewandten  Methode. 
Gesetzliche  Bestimmungen  waren  nur  in  wenigen  Staaten  getroffen, 
und  wo  sie  bestanden,  betrafen  sie  nur  die  rechtliche  Sicherstellung 
der  Ffandbriefgläubiger.  Eine  besondere  Regelung  der  inneren 
Verwaltung  der  Bodenkreditanstalten  fehlte  außer  in  Preußen  in 
sämtlichen  deutschen  Staaten.  Die  Ausübung  des  Hypothekenbank- 
gewerbes und  die  Errichtung  neuer  Institute  bedurfte  keiner  be- 
sonderen Genehmigung.  Eine  staatliche  Eonzession  war  nach  dem 
im  größten  Teile  Deutschlands  geltenden  Recht  nur  für  die  Aus- 
gabe    von    Schuldverschreibungen    auf   Inhaber    erforderlich.     In 

1)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  im   Abgeordnetenhaus 
1S99.    82.  Sitzung.    S.  2586. 


80  2.  Kapitel., 

Preußen  dagegen  verlangte  die  Regierung,  wie  gezeigt,  bei  der 
Gründung  und  Organisation  der  Hypothekenbanken  die  Beobachtung 
bestimmter  Normativbestimmungen.  Eine  besondere  Eonzeßsion  war 
aber  nach  dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1833  ebenfalls  nur  fOr  die 
Ausgabe  von  Inhaberschuldv^rschreibungen  vorgeschrieben.  Diese 
Bechtsungleichheit  schien  schon  längst  im  Interesse  des  Publikums, 
das  zum  großen  Teil  nicht  imstande  ist,  die  Qualität  der  ver- 
schiedenen Pfandbriefe  zu  beurteilen  und  zu  unterscheiden,  als 
auch  im  Interesse  der  Banken  selbst  eine  einheitliche  Regelung 
notwendig  zu  machen.  Auf  diesen  Weg  wies,  wie  die  Begifindung 
zum  Entwurf  des  Hypothekenbankgesetzes  0  hervorhebt,  schon  die 
Art  des  Geschäftsbetriebes  der  Hypothekenbanken.  Die  Institute 
beschränken  sich  weder  bei  ihren  Beleihungen  noch  bei  dem  Ab- 
satz ihrer  Pfandbriefe  auf  das  Gebiet  des  Bundesstaates,  in  welchem 
sie  ihren  Sitz  haben.  Schon  in  früheren  Jahren,  so  zuerst  1868, 
dann  1879/80,  hatte  man  versucht,  das  Hypothekenbankwesen 
Deutschlands  einheitlich  zu  regeln.  Die  Versuche  waren  aber 
sämtlich  an  dem  mannigfach  gestalteten  Zivilrecht  der  Einzelstaaten 
gescheitert  Nach  Fertigstellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  trat 
der  Gedanke  einer  Ordnung  des  Hypothekenbankwesens  durch  die 
Reichsgesetzgebung  wieder  in  den  Vordergrund.  Im  Juni  1897  trat 
im  Reichsjustizamt  eine  Eommisson  von  Sachverständigen  aus  den 
Kreisen  der  Hypothekenbanken  zur  Begutachtung  der  Grundzüge 
eines  Hypothekenbankgesetzes  zusammen.^)  Im  November  1897 
fanden  auch  Beratungen  der  Regierung  mit  Vertretern  der  Interessen 
des  Grundbesitzes  statt.  ^)  Am  3.  Februar  1899  wurde  sodann  dem 
dem  Reichstag  der  Entwurf  eines  Hypothekenbankgesetzes  vorgelegt, 
der  am  17.  Juni  1899  mit  einigen  Änderungen  en  bloc  angenommen 
wurde.  Die  Vollziehung  durch  den  Kaiser  erfolgte  am  13.  Juli  1899. 
Das  Hypothekenbankgesetz  geht  über  den  Rahmen  der  Ent- 
würfe von  1879/80,  die  nur  die  rechtliche  Lage  des  Pfandbrief- 
gläubigers einheitlich  regeln  sollten,  hinaus.  Es  enthäit  nicht  nur 
Bestimmungen  über  die  rechtliche  Sicherstellung  der  Pfandbrief- 
besitzer, sondern  legt  auch  im  Anschluß  an  die  preußischen  Normativ- 
bestimmungen von  1893  eine  Grundlage  für  die  innere  Verwaltung 

1)  Drucksachen  des  Reichstages  1898/99.    Aktenstück  Nr.  106. 

2)  GöppBBT,  Hypothekenbankgesetz  Yom  13.  Juli  1899.    GüTTBNTAOSche 
Sammlung  deutscher  Reich sgesetze.    Berlin  1900.  S.  IT. 
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der  Institute  fest.  Das  Gesetz  beseitigt  aber  abweichend  von  den 
preuUschen  Bestimmungen  das  Prinzip  der  Normativbestimmungen 
und  führt  für  die  Errichtung  neuer  Gesellschaften  einen  Konzessions- 
zwang ein.  Nach  der  Begründung  ist  zur  Erteilung  der  Genehmigung, 
die  in  die  Hand  des  Bundesrats  gelegt  ist  (§  1),  nicht  nur  die  Be- 
obachtung der  im  Gesetz  enthaltenen  Normen  erforderlich,  sondern 
auch  der  Nachweis,  daß  zur  Gründung  neuer  Institute  ein 
Bedürfnis  vorliegt  Da  die  früheren  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Ausgabe  von  Inhaberschuldverschreibungen  durch 
§  795  BGB.  zum  Beichsgesetz  geworden  sind,  so  ist  nach  heutigem 
Recht  die  Errichtung  von  Hypothekenbanken,  die  Inhaberpfandbriefe 
ausgeben,  von  einer  doppelten  Eonzession  abhängig.  Von  vornherein 
ist  der  Kreis  der  Institute,  die  sich  mit  der  hypothekarischen  Be- 
leihung und  Ausgabe  von  Pfandbriefen  befassen  dürfen,  auf  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
beschränkt  (§  2).  Für  diese  Beschränkung  macht  die  Begründung 
den  Umstand  geltend,  daß  es  bei  dem  großen  Umfang  und  der 
langen  Dauer  der  durch  die  Ausgabe  von  Handbriefen  entstehenden 
Verpflichtungen  eines  gesicherten  und  gegen  nachträgliche  Ver- 
minderung geschützten  Kapitals  bedarf.  Da  es  bei  Privatpersonen 
und  den  andern  Gesellschaftsformen  an  einer  solchen  rechtlich  ge- 
sicherten Grundlage  fehlt,  so  sind  diese  vom  Hypothekenbank- 
gewerbe ausgeschlossen.  Allzu  große  Bedeutung  ist  dieser  Be- 
schränkung nicht  zuzumessen.  Sie  entspricht  mit  verschwindender 
Ausnahme  den  bestehenden  Verhältnissen.  Bis  zum  Erlaß  des 
Hypothekenbankgesetzes  wurden  Hypothekenbankgeschäfte  im  Sinne 
des  Gresetzes  fast  ausschließlich  von  Aktiengesellschaften  vor- 
genommen. Eine  Ausnahme  bilden  zwei  eingetragene  Genossen- 
schaften, die  Bayerische  Landwirtschaftsbank  in  München  (gegr.  1896) 
nnd  der  Danziger  Hypothekenverein  in  Danzig  (gegr.  1868).  ^)  Auf 
diese  beiden  bistitute  finden  die  Vorschriften  des  Hypotbeken- 
bankgesetzes  keine  Anwendung  (§  45,2).  Sie  bleiben  den  bisher 
für  sie  geltenden  Bestinamungen  unterworfen. 

Das  Beichsgesetz  baut  sich  in  seinen  Vorschriften  über  die 
Organisation  und  innere  Verwaltung  der  Hypothekenbanken  in  der 
Hauptsache  auf  die  preußischen  Normativbestimmungen  von  1893 

1)  Eine  dritte,  die  Nationalbypothekenkreditgesellschaft  in  Berlin  (früher 
in  Stettin)  ist  1897  sngnmde  gegangen. 


82  2.  Kapitel. 

auf.  Abweichend  von  den  preußischen  Bestimmungen  sieht  es  aber 
nicht  mehr  in  dem  durch  sorgföltige  Ermittlung  festgestellten  Yer- 
kaufswert  die  Grundlage  für  die  Beleihung  der  Ffandobjekte.  Man 
ging  bei  der  Beratung  des  (jesetzes  von  der  Erwägung  aus>  daß 
die  Banken  für  ihre  Forderungen  nur  insoweit  gesichert  seien,  als 
sie  für  den  Fall  der  Zwangsversteigerung  der  Liegenschaften  auf 
Befriedigung  rechnen  könnten.  Dieser  Gedanke  zeigt  sich  auch 
schon  in  den  Normativbestimmungen  von  1893,  nach  welchen  der 
bei  der  Beleihung  angenommene  Wert  den  Yerkaufswert  nicht  über- 
steigen sollte.  Das  Schwergewicht  lag  jedoch  noch  auf  dem  Ertrags- 
wert der  Objekte.  Nach  dem  Gesetz  soll  allein  der  Yerkaufswert 
für  die  Bemessung  des  Darlehns  maßgebend  sein.  Der  Ertrag,  den 
die  Liegenschaft  gewährt,  soll  nur  dann  in  Betracht  gezogen  werden, 
wenn  der  Yerkaufswert  durch  einen  durch  besondere,  nicht  in  der 
Beschaffenheit  des  Grundstücks  liegende  Umstände  erhöhten  Er- 
trag beeinflußt  ist  In  diesem  Fall  sind  nur  die  dauernden  Eigen- 
schaften des  Objekts  und  der  Ertrag,  den  das  Grundstück  bei 
ordnungsmäßiger  Bewirtschaftung  jedem  Besitzer  nachhaltig  ge- 
währen kann,  zu  berücksichtigen  (§  12).  Auch  sind  nach  wie  vor 
Grundstücke,  die  einen  dauernden  Ertrag  nicht  gewähren,  insbesondere 
Bergwerke  und  Brüche,  grundsätzlich  von  der  Beleihung  aus- 
geschlossen. Doch  erleidet  diese  Yorschrift  dadurch  eine  wichtige 
Ausnahme,  daß  die  Beleihung  von  Bauplätzen  und  Neubauten,  die 
noch  nicht  ertragsfahig  sind,  gestattet  wird.  Das  Gesetz  geht  zwar 
nicht  soweit,  den  Banken  das  Baugeldgeschäft  ganz  frei  zu  geben. 
Da  diese  Art  von  Geschäften  mit  größerem  Risiko  verbunden  ist 
als  die  sonstigen  Hypothekenbankgeschäfte,  dann  auch  weil  die 
Bauplätze  und  halbfertigen  Bauten  keine  Erträge  abwerfen  und 
die  Hypothekenzinsen  nicht  selbst  aufbringen,  erschien  eine  Be- 
schränkung erforderlich.  Nach  §  12  soll  die  Gesamtsumme  der 
auf  Bauplätze  und  Neubauten  bewilligten  Hypotheken,  soweit 
sie  zur  Pfandbriefdeckung  benutzt  werden,  den  zehnten  Teil  des 
Gesamtbetrages  der  Darlehnshypotheken  und  die  Hälfte  des 
bar  eingezahlten  Aktienkapitals  nicht  überschreiten.  Inwieweit 
die  Hypothekenbanken  ihr  Grundkapital  zu  derartigen  Beleihungen 
verwenden,  bleibt  ihrem  Ermessen  anheimgestellt.  Doch  wird  in 
dem  Berichte  der  Kommission  i),   die  mit  der  Durchberatung  des 

1)  Drucksachen  des  Reichstages  1898/99.   Aktenstück  Nr.  32  t. 


Die  Ordnung  des  Hypotbekenbankwesens  durch  das  Deutsche  Reich.    33 

Entwurfs  betraut  war,  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  eine 
Festlegung  des  Aktienkapitals  in  Hypotheken  mit  nicht  geringen 
Gefahren  verbunden  ist.  Seiner  Aufgabe,  als  Keservefonds  zu  dienen, 
entsprechend  muß  das  Grundkapital  wenigstens  zum  größten  Teil 
in  leicht  TerfDgbaren  Werten  angelegt  sein. 

Die  Beleihungsgrenze  ist  im  Hypothekenbankgesetz  abweichend 
Ton  den  Normativbestimmungen  allgemein  auf  drei  Fünftel  der  er- 
mittelten Werte  festgelegt.  Doch  kann  die  Zentralbehörde  eines 
Bundesstaates  diese  Grenze  f&r  landwirtschaftliche  Grundstücke  in 
ihrem  Gebiete  auf  zwei  Drittel  des  Wertes  erweitem.  Hierdurch 
erleiden  die  Verhältnisse  in  Preußen  für  den  ländlichen  Grund- 
besitx  keine  Veränderung.  Für  den  städtischen  Grundbesitz  dagegen 
hat  die  Beleihungsgrenze  gegen  früher  eine  Erweiterung  erfahren. 
Nach  den  Normativbestimmungen  durften  städtische  Liegenschaften 
nur  in  Ausnahmefallen  bis  zu  drei  Fünftel  ihres  Werts  beliehen 
werden,  während  der  Begel  nach  die  erste  Hälfte  nicht  überschritten 
werden  sollte.  Eine  besondere  Unterscheidung  innerhalb  der  Be- 
leihungsgrenze nach  Art  der  Lage,  Größe  und  Entwicklung  der 
Städte  hat  das  Gesetz  nicht  mehr  getroffen,  da  derartige  Umstände 
schon  im  Werte  der  Liegenschaften  zum  Ausdruck  kommen. 

Die  schon  in  den  Normativbestimmungen  von  1893  begonnene 
Beseitigung  des  Amortisationszwangs  wird  in  dem  Gesetz  wenigstens 
for  städtische  Grundstücke  völlig  durchgeführt.  Bestehen  bleibt 
nur  ein  teilweiser  Tilgungszwang  für  Hypotheken  an  ländlichen 
Grundstücken.  Nach  §  6  muß  die  Hälfte  aller  Hypotheken  an 
ländlichen  Liegenschaften  aus  unkündbaren  Amortisationshypotheken 
bestehen.  Auch  diese  Beschränkung  wurde  in  der  Kommission  leb- 
haft angefochten,  so  daß  sie  in  erster  Lesung  gestrichen  wurde. 
In  der  zweiten  Lesung  wurde  sie  jedoch  wieder  aufgenommen,  das 
Amortisationsminimum  aber  auf  V«  ^/o  reduziert,  obwohl  der  Ent- 
wurf das  in  den  Normativbestimmungen  auf  V^  Vo  festgestellte 
Mitiimnm  beibehalten  hatte  (§  18,3  des  Entwurfs).  0  Die  Be- 
stimmung, daß  der  Anfang  der  Amortisation  auf  eine  Beihe  von 
zehn  Jahren  hinausgeschoben  werden  darf,  ist  auch  mit  in  das  Ge- 
seti  übergegangen  (§  20).  Da  nach  §  18  der  Schuldner  das  Becht 
erhält,    seine   Schuld   spätstens  nach  Ablauf  von    10  Jahren   zu 


l)  Dnieksachen  des  Reichstages  1898/9.    Aktenstück  Nr.  106. 
Franken,  Hypothokenbanktn.  3 


34  2.  Kapitel. 

kündigen,  auch  für  den  Fall,  daß  der  Bank  ein  solches  Recht  nicht 
eingeräumt  ist,  so  bleiben  die  Verhältnisse  in  Preußen  unverändert 

Ähnlich  wie  die  Normativbestimmungen  enthält  auch  das 
Hypothekenbankgesetz  eine  Reihe  von  Schutzbestimmungen  für  den 
Schuldner.  Sie  bestehen  vor  allem  in  der  Forderung  nach  völliger 
Elarlegung  der  Vertragsbedingungen,  unter  welchen  die  hypothe- 
karischen Darlehn  von  den  Hypothekenbanken  gewährt  werden 
(§  14 — 20).  Die  Qrundzüge  der  Darlehnsbedingungen  sind  von  den 
Banken  bekannt  zu  geben  und  bedflrfen  der  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde. Es  ist  namentlich  zu  bestimmen,  welche  Nachteile 
den  Schuldner  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  treffen,  sowie  die 
Voraussetzungen^  unter  welchen  die  Bank  befugt  ist,  die  vorzeitige 
Bückzahlung  eines  Darlehns  verlangen.  Eine  vorzeitige  Rück- 
zahlung kann  nur  aus  besonderen  in  dem  Verhalten  des  Schuldners 
liegenden  Gründen  gefordert  werden  (§  19).  Die  Darlehen  sollen 
der  Regel  nach  in  Geld  ausgezahlt  werden  (§  14).  Die  Ge- 
währung von  Darlehen  in  Hypothekenpfandbriefen  der  Bank  zum 
Nennwert  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Satzung  der  Bank  sie  aus- 
drücklich gestattet  und  der  Schuldner  sich  damit  einverstanden 
erklärt  In  diesem  Fall  ist  dem  Darlehnsnehmer  urkundlich  das 
Recht  einzuräumen,  die  Rückzahlung  der  Hypothek  nach  seiner 
Wahl  in  Geld  oder  in  Pfandbriefen  der  Bank  zum  Nennwert  zu 
bewirken. 

Abweichend  von  den  preußischen  Bestimmungen  ist  den  Banken 
die  Erhebung  besonderer  Verwaltungsunkostenbeiträge  untersagt 
Die  Leistung  des  Schuldners  beschränkt  sich  auf  die  ausbedungenen 
Zinsen  und  die  Tilgungsbeiträge.  Diese  Jahresleistungen  sollen, 
wie  aus  §  21  folgt,  in  der  Regel  bis  zur  vollendeten  Tilgung  gleich 
bleiben.  Da  die  Zinsen  aber  selbstverständlich  nur  für  den  noch 
nicht  amortisierten  Teil  des  Kapitals  verlangt  werden  können,  so 
ist  die  diesen  Betrag  übersteigende  Quote  der  Annuität  zur  Tilgung 
zu  verwenden,  sodaß  der  Tilgungsbeitrag  von  Jahr  zu  Jahr  progressiv 
steigt  Hierdurch  wird  der  Schuldner  davor  geschützt,  daß  die 
Banken  an  Stelle  der  verbotenen  Verwaltungsunkostenbeiträge  einen 
Teil  der  Zinsen  vom  ursprünglichen  Kapital  fortlaufend  zu  ihren 
Gunsten  berechnen.  Ein  solcher  Zinsenzuschlag  ist  jedoch  nach  dem 
Gesetz  in  einem  Fall  doch  möglich.  Wird  nämlich  der  Beginn  der 
Amortisation  hinausgerückt  (§  20),  so  kann  bestimmt  werden,  daß 
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der  Schuldner  von  Anfang  an  die  volle  Annuität  zu  leisten  hat 
Der  für  den  jährlichen  Tilgungsbeitrag  festgesetzte  Prozentsatz 
wird  aber  nicht  zur  Amortisation  verwendet,  sondern  zugunsten 
der  Bank  und  zwar  solange,  bis  vertragsmäßig  die  Abzahlung  des 
Darlehns  beginnen  soll.  Das  Oesetz  glaubt  ein  solches  Verfahren 
nicht  verbieten  zu  dfirfen,  da  die  der  Bank  zufließenden  Tilgungs- 
beitrige  zur  Deckung  des  bei  der  Pfandbriefausgabe  erlittenen 
Disagios  verwandt  werden.  Würde  vorgeschrieben,  fährt  die  Be- 
gründung aus,  daß  die  Amortisation  unter  allen  Umständen  sofort 
ihren  Anfang  nehmen  müsse,  so  wären  die  Banken  genötigt,  zwecks 
Tilgung  des  Disagios  sich  für  eine  Beihe  von  Jahren  oder  für  die 
ganze  Dauer  der  Amortisation  eine  höhere  Jahresleistung  zu  be- 
dingen, womit  dem  Interesse  des  Schuldners  in  der  Regel  nicht  ge- 
dient sein  würde.  Nach  den  Normativbestimmungen  war  auch  bis- 
her für  Preußen  ein  solches  Verfahren  nicht  verboten.  Der  Schuldner 
war  daher  ofb  im  unklaren,  was  er  eigentlich  neben  den  Zinsen 
noch  an  besonderen  Leistungen  zu  entrichten  hatte.  Die  sich  hier- 
aus ergebenden  Unzuträglichkeiten  beseitigt  das  Gesetz  durch  die 
Vorschrift,  daß  auch  diese  Beträge  in  der  Darlehnsurkunde  genau 
zu  bezeichnen  sind  (§  20  Abs.  1,  Satz  2),  sodaß  der  Schuldner  in 
jedem  Fall  weiß,  wie  teuer  ihm  das  Bankdarlehn  zu  stehen  kommt 
Hat  somit  das  Hypothekenbankgesetz  das  Verhältnis  des  Eredit- 
nehmenden  Orundbesiteers  zu  der  Hypothekenbank  genau  geregelt, 
80  sah  es  doch  seine  eigentliche  Aufgabe  in  der  einheitlichen 
Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger.  Eine  rein  materielle  Sicher- 
Btellung  der  Schuldverschreibungen,  wie  sie  in  den  preußischen 
Normativbestimmungen  und  vor  1883  in  den  süddeutschen  Staaten 
versucht  worden  war,  schien  nicht  zu  genügen.  Das  zeigte  das 
Schicksal  der  Deutschen  Orundkreditbank  in  Gotha.  Ebensowenig 
entsprach  sie  dem  Wesen  des  Hypothekenbankpfandbriefs.  Die 
Pfandbriefe  sind  als  ein  Ersatz  für  die  ihnen  zugrunde  liegenden^ 
mit  dem  Oelde  des  Pfandbriefgläubiger  erworbenen  Hypotheken  zu 
betrachten  und  müssen  deshalb  in  diesen  nicht  nur  ihre  wirtschaft- 
liche Deckung,  sondern  auch  ihre  rechtliche  Sicherung  finden.  Das 
Hypothekenbankgesetz  sucht  beiden  Forderungen  gerecht  zu  werden. 
Die  Vorschriften  über  die  materielle  Sicherstellung  der  Schuld- 
verschreibungen entsprechen  im  wesentlichen  den  Bestimmungen 
der  preußischen  Normativbestimmungen  von  1893,  sind  jedoch  ge- 

3* 
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naner  spezialisiert  and  erheblich  verschärft    Der  Gesamtbetrag  d( 

ausgegebenen  Pfandbriefe  mnß  jederzeit  dnrch  Hypotheken,  die  de 

in  S§  11  nnd   12  gegebenen  Taxvorschriften  entsprechen,  gedecl 

werden.    Diese  Taxvorschriften  sind  ganz  allgemein  gehalten  ni 

sollen  den  Hypothekenbanken  nnr  andeuten,  von  welchen  Oronc 

Sätzen  beim  Taxverfabren  ausgegangen  werden  soll.    Sie  bilden  d: 

Grundlage    für  eine   von   jeder  Bank   aufzustellende   genaue  Ai 

Weisung  über  die  Wertsermittlung,  die  der  Aufsichtsbehörde  zi 

Genehmigung  vorzulegen  ist    Neben  dieser  Überwachung  der  b 

der  Taxe  zu   befolgenden   Grundsätze  verschärft  das  Gesetz  di 

schon  in  den  Normativbestsmmungen  für  Preußen  vorgeschriebe!] 

Beaufsichtigung  des   gesamten  Geschäftsbetriebs  der  Hypothekei 

banken.   Zwar  soll  auch  nach  dem  Gesetz  diese  Aufsicht  nicht  al 

Pflicht  in  dem  Sinne  aufgefaßt  werden,  daß  die  Aufsichtsbehörd 

den  Geschäftebetrieb  fortlaufend  in  all  seinen  Einzelheiten  zu  übei 

wachen  hätte,  doch  betont  die  Begründung  ausdrücklich,  daß  di 

Staatsbehörde  ebensowenig  von  der  Ausübung  des  Aufsichterechl 

gänzlich  Abstand  nehmen  könnte.    Die  Ausführung  der  EontroU 

ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  übertragen.    Sie  ist  nicht  einheil 

lieh  geregelt,  sondern  kann  in  mannigfaltiger  Weise  gehandhal 

werden.     Die  weitgehenden  Befugnisse,  die  das  Gesetz  (§  4)  de 

Aufsichtebehörde  gibt,  sollen  es  dieser  ermöglichen,  sich  jederze: 

einen  Einblick  in  die  Verhältnisse  der  Banken  zu  verschaflfen  un 

die  Abstellung  von  Mißständen  herbeizuführen.     Insbesondere  U 

sie  berechtigt,  jeder  Bank  einen  Staatekommissar  zur  Seite  zu  stellei 

der  unter  ihrer  Leitung  die  Aufsicht  ausübt    Von  diesem  Beoli 

hat    die   preußische   Aufsichtebehörde   keinen   Gebrauch   gemach 

Stott  dessen  hat  sie  zur  Beaufsichtigung  sämtlicher  Banken  eine 

Bankinspektor  ernannt    In  Sflddeutechland  und  bei  der  Preußische 

Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft,  bei  der  schon  vor  Erlaß  de 

Hypothekenbankgesetzes  ein  Stoat«kommissar  bestellt  war,  ist  ma 

auf  den  vom  Gesetz  vorgeschlagenen  Weg  eingegangen. 

Neben  der  Staateaufsicht  hat  das  Hypothekenbankgesetz  aue 
die  schon  durch  die  Normativbestimmungen  für  Preußen  ermög 
lichte  öffentliche  Eontrolle  durch  die  Interessenten  beibehalter 
Außer  den  sehr  spezialisierton  Vorschriften  über  Aufstellung  de 
Bilanz  und  des  Geschäfteberichte  bestimmt  §  23  femer,  daß  di 
Hypothekenbanken    in  jedem  Halbjahr    das   Verhältnis    der   um 
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laofenden  Pfandbriefe  zu  den  als  Deckung  dienenden  Werten  mit 
allen  Einzelheiten  besonders  bekannt  zu  geben  haben. 

Auf  dem  bisher  betrachteten  Gebiete  ist  das  Hypothekenbank- 
gesetz in  der  Hauptsache  den  preußischen  Normativbestimmungen 
gefolgt    In  andern  Punkten  verläßt  es  diese  Bahn  und  geht  weit 
über  die  preußischen  Bestimmungen  hinaus  durch  Schaffung  eines 
juristischen  Bechts  der  Pfandbriefgläubiger  an  den  Deckungswerten. 
Nach  den  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  erlassenen  Landes- 
gesetzen wurde  die  rechtliche  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  durch 
Teipfandung  der  einzelnen  Hypotheken  an  die  Gläubiger  hergestellt, 
wobei  ein  von  der  Bank  bestellter  Pfandhalter  die  Gläubiger  zu 
Tertreten  hatte.    Das  Hypothekenbankgesetz  folgt   diesem  Vorbild 
nichty  schließt   sich  vielmehr  an   das  österreichische  Gesetz  vom 
24.  April  1874  an,  das  den  Pfandbriefgläubigem  fEb:  ihre  Forderungen 
ein  Vorzugsrecht  im   Eonkurse    gewährt    Die   von   den  Landes- 
regierungen  gewährten  Pfandrechte    werden   dadurch   aufgehoben 
($53).    Das   Vorzugsrecht   der  Pfandbriefgläubiger  erstreckt  sich 
jedoch  nicht  auf  sämtliche  Vermögensstücke  der  Hypothekenbank, 
soodem    nur    auf  die  zur  Deckung  der  Pfandbriefe  bestimmten 
Hypotheken  und  sonstige  Werte.   Im  Eonkurse  bildet  die  Gesamt- 
lieit  der  zur  Pfandbriefdeckung  bestimmten  Werte  eine  besondere 
Uagse,  aus  welcher  die  Gläubiger,  deren  Ansprüche  sich  auf  den 
Besitz  von  Pfandbriefen  der  Anstalt  stützen,  vor  den  übrigen  Eonkurs- 
gläabigem  zu  befriedigen  sind.    Dies  auf  bestimmte  Gegenstände 
beschränkte  Vorzugsrecht  ist  der  Eonkursordnung  fremd.    Eine  Ab- 
weichung schien  jedoch  in  diesem  Fall  geboten,  da  ein  allgemeines, 
die  ganze   Eonkursmasse    treffendes  Vorzugsrecht    im  Sinne   des 
§  61  EO.  die  sonstigen  Gläubiger  der   Bank  in  unbilliger  Weise 
benachteiligen  wurde. 

Das  Vorzugsrecht  der  Pfandbriefgläubiger  tritt  aber  erst  in 
Kraft  für  den  Fall  des  Eonkurses.  Um  daher  den  Pfandbrief- 
besitzem  auch  eine  Gturantie  zu  geben,  daß  bei  Ausbruch  des 
Konkurses  die  zur  Deckung  bestimmten  Werte  noch  im  Besitz  der 
Bank  sind,  schafft  das  Gesetz  ein  besonderes  Eontrollorgan,  das 
Insütut  des  Treuhänders.  Seine  Bestellung  erfolgt  durch  die  Auf- 
richtsbehörde.  Als  Aufgabe  bestimmt  ihm  das  Gesetz,  den  Bestand 
der  vorschriftsmäßigen  Deckungswerte  zu  kontrollieren  und  für  die 
Erfaaltimg  der  Deckung  Sorge  zu  tragen.    Die  Pfandbriefnnterlagen 
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sollen  grundsätzlich  in  Hypothekenforderangen  bestehen.  Doch  ist 
es  nicht  aasgeschlossen,  daß  infolge  Ton  Rückzahlungen  der  Hypo- 
thekenbestand sich  verringert  and  die  vorgeschriebene  Höhe  nicht 
mehr  erreicht  Für  diesen  Fall  ist  die  fehlende  Hypothekendecknng 
dorch  Schnldversohreibangen  des  Reichs  oder  eines  Bundesstaates 
oder  endlich  darch  Geld  za  ersetzen.  Alle  zar  Pfandbriefdeckang 
dienenden  Werte  sind  von  der  Bank  in  einem  besonderen  Register, 
das  ebenfalls  der  Eontrolle  des  Trenhänders  unterliegt,  genau  zu 
bezeichnen.  Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  findet  in  der  Gesamt- 
summe der  in  diesem  Register  aufgeführten  Werte  ihre  Grenze. 
Der  Treuhänder  hat  auf  jeden  einzelnen  Pfandbrief  das  Vorhanden- 
sein der  vorschriftsmäßigen  Unterlagen  durch  seine  Unterschrift 
zu  bestätigen.  Er  hat  aber  nicht  nur  über  das  Gleichgewicht  der 
Pfandbriefe  und  Deckungswerte  zu  wachen,  sondern  auch  die  Ur- 
kunden über  die  in  das  Hypothekenregister  eingetragenen  Hypotheken 
sowie  die  in  das  Register  eingetragenen  Wertpapiere  und  das  zum 
Ersatz  von  Hypotheken  dienende  Geld  unter  dem  Mitverschluß  der 
Bank  zu  verwahren,  sodaß  keiner  von  beiden  ohne  Mitwirkung  des 
andern  über  sie  verfügen  kann.  Unter  den  Hypothekenurkunden 
sind,  soweit  Briefhypotheken  in  Frage  kommen,  die  Hypothekenbriefe 
zu  verstehen.  Handelt  es  sich  um  Buchhypotheken  (BGB.  §  1116), 
über  die  ein  Brief  nicht  ausgestellt  wird,  so  sind  diejenigen  Ur- 
kunden unter  gemeinsamen  Verschluß  zu  bringen,  die  zur  Vornahme 
von  Verfügungen  über  die  Hypothek  erforderlich  sind ;  fehlen  diese, 
so  die  Urkunden,  die  der  Bank  zum  Beweise  ihrer  Rechte  dienen. 
In  letzter  Linie  dienen  die  Straf  Vorschriften  der  §§  36—39  zum 
Schutz  der  Pfandbriefgläubiger.  Sie  treten  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuchs  (§314,  320,3,  325,9)  ergänzend 
zur  Seite. 

Die  durch  das  Hypothekenbankgesetz  geschaffene  einheitliche 
Regelung  des  Verhältnisses  der  deutschen  Hypothekenbanken  zu 
ihren  Hypothekenschuldnem  und  Pfandbriefgläubigem  hat  auch 
eine  genaue  Umgrenzung  des  Geschäftskreises  der  Institute  erforder- 
lich gemacht,  soweit  er  sich  nicht  auf  die  Vermittlung  des  Real- 
kredits erstreckt.  Eine  Beschränkung  des  Geschäftsbetriebs  bestand 
bisher  nur  fOr  die  preußischen  Gesellschaften,  während  die  außer- 
preußischen Institute   zum  Teil  in  sehr  großem  Umfange  ander- 


Die  Ordnung  des  Hypothekenbankwesens  dorcb  das  Deutsche  Reich.    39 

weitige  Bankgeschäfte  wie  auch  dasVersicherungsgeschäft  betrieben.^) 
In  Anbetracht  der  wesentlichen  Unterschiede,  die  zwischen  dem 
kurzfristigen  Personalkredit  und  dem  langfristigen  Inmiobiliarkredit 
bestehen,  und  die  eine  Verbindung  beider  Formen  nur  in  geringem 
Maße  ohne  Gefahr  zulassen,  war  naturgemäß,  daß  ein  für  das  ganze 
Reich  geltendes  Gesetz  den  Geschäftskreis  der  Hypothekenbanken 
grundsätzlich  auf  den  Betrieb  der  eigentlichen  Hypothekenbank- 
geschäfte beschränkte.  Wenn  bei  den  Instituten,  die  in  größerem 
Um£Emge  auch  anderweitige  Bankgeschäfte  betreiben,  die  Ver- 
bindung der  verschiedenen  Geschäftszweige  IJnzuträglichkeiten  nicht 
herbeigeführt  hat,  so  lag  dies  daran,  daß  die  Verbindung  meist  eine 
sehr  lockere  war.  In  der  Praxis  wurden  die  einzelnen  Zweige  ganz 
getrennt  verwaltet. 

Der  Ereis  der  Nebengeschäfte,  die  das  Gesetz  in  Verbindung 
mit  den  eigentlichen  Hypothekenbankgeschäften  gestattet,  ist  in  §  5 
genau  festgelegt.  Er  entspricht  im  wesentlichen  der  den  preußischen 
Banken  früher  durch  die  Normativbestimmungen  gezoge  neu  Grenze, 
erleidet  jedoch  eine  Einschränkung  dadurch,  daß  die  Annahme  von 
Depositen,  die  nach  den  Normativbestimmungen  an  keine  Grenze, 
gebunden  war,  nur  bis  zum  Betrage  des  halben  Aktienkapitals  ge- 
stattet ist 

Die  tief  einschneidende  Bedeutung,  die  die  Vorschrift  des  §  5 
fär  die  außerpreußischen  Banken  haben  würde,  ist  aber  durch  das 
Gesetz  selbst  sehr  abgeschwächt.  Die  Beschränkung  des  Geschäfts- 
kreises ist  nämlich  für  die  bestehenden  Institute  nur  insoweit 
zwingendes  Becht,  als  sie  nicht  vor  dem  1.  Mai  1898  gemäß  ihren 
Statuten  Geschäfte  in  weiterem  Umfange  betrieben  haben  (§  46). 
Die  Institute,  die  vor  dem  gegebenen  Zeitpunkt  auf  Grund  ihrer 
Statuten  zu  andern  als  den  in  §  5  gestatteten  Geschäften  berechtigt 
waren  und  hiervon  auch  Gebrauch  gemacht  haben,  behalten  auch 
fernerhin  dieses  Recht  Machen  sie  aber  von  dieser  Befugnis,  ihren 
Betrieb  in  der  bisherigen  Ausdehnung  beizubehalten,  Gebrauch,  so 
müssen  sie  sich  eine  andere  Beschrwkung  gefallen  lassen.  Nach 
§  46,2  ist  der  Pfandbriefnmlauf  dieser  „gemischten  **  Hypotheken- 
banken auf  den  zehnfachen  Betrag  des  Aktienkapitals  zuzüglich  des 
Beservefonds  beschränkt,   während  bei  den  „reinen^  Hypotheken- 

1)  Z.  B.  die  Älteste  Hypothekenbank  Deutschlands,  die  Bayerische  Hypo- 
theken- und  Wechselbank  in  München  (gegrOndet  1835). 
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banken  die  Höhe  der  gesamten  P£Andbriefsiiiiime  auf  den  f&nfizehn- 
faohen  Betrag  des  Qmndkapitals  und  Beservefonds  festgelegt  ist 
Diese  Benachteiligung  findet  ihren  Qrund  in  der  Tatsache,  daß  das 
Aktienkapital  and  der  Beservefonds  nicht  nnr  als  Bücklage  für  die 
Pfandbriefscholden,  sondern  auch  für  alle  sonstigen  Verbindlich- 
keiten der  Bank  dienen  soll.  Da  bei  den  ,,gemischten*'  Banken 
die  im  Mobiliar-  und  Personalkreditgeschäft  übernommenen  Ver- 
pfiiohtungen  einer  Beschränkung  nicht  unterliegen,  erschien  es  an- 
gemessen, die  durch  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  wenigstens  an  eine  engere  Grenze 
zu  binden. 

Das  Hypothekenbankgesetz  hat  aber  nicht  nur  den  Kreis  der 
zulässigen  Nebengeschäfte  eingeengti  es  hat  auch  den  Hypotheken- 
banken eine  neue  Aufgabe  zugewiesen.  Nach  §  5  Ziffer  3  sind  die 
Banken  befugt»  Darlehen  an  inländische  Eleinbahnuntemehmungen 
gegen  Verpfandung  der  Bahnen  zu  gewähren.  Diese  Darlehns- 
forderungen  dürfen  aber  nicht  zur  Pfandbriefdeckung  benutzt  werden, 
vielmehr  können  die  Institute  auf  Grund  dieser  Guthaben  besondere 
Schuldverschreibungen,  sog.  Eleinbahnobligationen,  ausgeben.  Dieser 
Geschäftszweig  regelt  sich  analog  der  schon  in  den  Normativ- 
bestimmungen von  1893  vorgesehenen  und  seit  1870  von  der 
Preußischen  Centralbodenkredit- Aktiengesellschaft  vorgenommenen 
Gewährung  von  Darlehen  an  inländische  Körperschaften  öffent- 
lichen Bechts.  Das  Verhältnis  dieser  Forderungen  zu  den  aus- 
gegebenen Kleinbahn-  bez.  Kommunalobligationen  unterliegt  den 
gleichen  Bestimmungen  wie  das  Verhältnis  der  Pfandbriefsumme 
zu  den  Deckungshypotheken.  Die  erworbenen  Forderungen  sind 
gleichfalls  wie  die  Hypotheken  in  einem  besonderen  Begister  auf- 
zuführen und  unterliegen  ebenfalls  der  Kontrolle  des  Treuhänders. 

Das  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  bildet  den  Ab- 
schluß einer  Beihe  von  tastenden  Versuchen  der  Einzelstaaten,  die 
mannigfaltigen  Interessen,  die  in  den  Hypothekenbanken  ihre  Ver- 
tretung finden  sollen,  in  Einklang  zu  bringen  und  zu  schützen. 
Mit  ihm  ist  die  Einheitlichkeit  auf  dem  Gebiete  des  Inunobiliar- 
kreditwesens  für  das  Deutsche  Beich  in  der  Hauptsache  hergestellt. 


3.  EiplteL    Die  TOlkswirtschaftllehen  Wirkungen  der  Hypo- 
thekenbankpolltik  In  Prenfsen  nnd  Im  Deutsehen  Releh* 

I.  Die  Interessen  der  Grundbesitzer. 

Die  Entwicklung   der   deutschen  Volkswirtschaft  im  19.  Jahr- 
hundert hat  zu  einer  Umbildung  des  gesamten  Kreditwesens  ge- 
füllt   Noch  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  war  es  die 
Begel,  daß    bei   Kreditgeschäften    der   Darlehnsnehmer    und   der 
Darlehnsgeber  in  direkter  persönlicher  Beziehung  zueinander  standen« 
ohne  eine  Vermittlung  in  Ansprach   zu  nehmen.    Im  Laufe  der 
letzten  fiUifzig  Jahre  hat  sich  dagegen  der  ganze  Kreditrerkehr  in 
relativ  wenigen  großen  Banken  zentralisiert,  die  aus  allen  Teilen 
des  Landes  und  aus  allen  Schichten  der  Bevölkerong  Kapital  zu- 
sammenziehen und  es  von  der  Zentralstelle  aus  dem  kreditsnchenden 
Unternehmer  zuführen.    Die  Tätigkeit  der  wenigen  Bankinstitute, 
die  schon  früher  bestanden,  beschränkte  sich  bis  1860  im  wesent- 
Lcben   auf  das  Greldwechselgeschäft  ^    Soweit  sich  jedoch  die  In- 
stitute aach  in  den  Dienst  der  Kreditvermittlang  gestellt  hatten, 
V  handelte  es  sich  nnr  um  den  Personal-  und  Mobiliarkredit    Im 
ersten  Teil   dieser  Arbeit  ist  zu  zeigen  versucht  worden,  wie  die 
Entwicklung  unserer  Volkswirtschaft  za  einer  Organisation   auch 
des  Bodenkredits  hindrängte,  und  wie  diese  Anfang  der  60er  Jahre 
in  der  Form  von  Aktiengesellschaften  ins  Leben  getreten  sind. 

Die  Hypothekenaktienbanken  sind  kapitalistische  Unter- 
nehmungen, die  durch  Ansammlung  großer  Kapitalmassen  und 
deren  Verteilung  an  den  Omndbesitz  in  Form  hypothekarsisch 
sichergestellter  Darlehen  die  Befriedigung  des  GrundkreditbedürCnisses 
der  Orundeigentflmer  bezwecken.  Die  Tätigkeit  der  Listitute  geht 
also  über  die  rein  vermittelnde  hinaus.  Sie  vermitteln  nicht 
zwischen  Darlehnsnehmer  und  -Geber,  sondern  treten  selbst  als 

1)  SoMBABT,  Die  deatsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert.  Berlin 
1900.   S.  209. 
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Kreditnehmer  und  Kreditgeber  auf.  Dem  einzelnen  Passivgeschäft 
steht  nicht  ein  entsprechendes  Aktivgeschäft  gegenüber,  sondern 
der  Summe  der  Passivgeschäfte  entspricht  die  Summe  der  Aktiv- 
geschäfte. Dadurch  verschwindet  jede  persönliche  Beziehung  zwischen 
dem  kreditsuchenden  Grundbesitzer  und  dem  kreditbietenden  Kapita- 
listen, ein  Vorgang,  den  Sombart^)  treffend  als  „Yersachlichung 
oder  Entseelung  des  Yertragsverhältnisses  der  beiden  Kontrahenten'* 
bezeichnet  Die  Bank  erspart  dem  kreditbedfirftigen  Grundeigen- 
tümer die  Mühe,  einen  Kapitalisten  aufzusuchen,  der  gewillt  ist, 
sein  Geld  in  Hypotheken  anzulegen.  Sie  nimmt  dem  anlage- 
suchenden Kapitalisten  die  Last  ab,  einen  Grundbesitzer  zu  finden, 
der  ihm  für  die  Sicherheit  seines  Kapitals  und  einer  entsprechenden 
Verzinsung  die  nötige  Garantie  leistet.  Infolge  der  Verschmelzung 
dieser  beiden  Funktionen  des  Kreditgebens  und  des  Kreditnehmens 
vereinigen  sich  die  Interessen  des  Grundbesitzers  und  der  Kapita- 
listen in  der  einen  Hand  der  Bank.  Der  Zweck  der  Institute 
erschöpft  sich  aber  nicht  in  der  Erfüllung  dieser  beiden  Aufgaben. 
Ihre  Eigenschaft  als  Aktiengesellschaft,  als  kapitalistische  Unter- 
nehmung berechtigt  sie  auch  auf  die  Erzielung  eines  Gewinns  zur 
Verzinsung  des  Grundkapitals  bedacht  zu  sein.  Die  Hypotheken- 
banken erscheinen  also  endlich  als  Vertreterinnen  einer  dritten  Per- 
sonengruppe, ihrer  Aktionäre. 

Die  Eigenart  der  kapitalistischen  Bodenkreditinstitute  hat  die 
preußische  Begierung  und  später  die  gesetzgebenden  Organe  des 
Deutschen  Beichs  veranlaßt,  die  Gesellschaften  besonderen  Vor- 
schriften zu  unterstellen  und  sich  einen  weitwehenden  Einfluß  auf 
ihren  Geschäftsbetrieb  vorzubehalten.  Nachdem  die  bisherigen  Aus- 
führungen die  Maßnahmen  der  preußischen  Begierung  und  der 
deutschen  Gesetzgebung  zur  Begelung  des  Hypothekenbankwesen 
im  Zusammenhang  dargestellt  haben,  soll  im  folgenden  unter- 
sucht werden,  ob  und  wie  die  preußische  und  die  deutsche  Hypo- 
thekenbankpolitik die  Institute  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
unterstützt  hat 

Die  erste  und  wichtigste  Aufgabe  der  Hypothekenbanken  be- 
steht in  der  Befriedigung  des  Bedürfiiisses  der  ländlichen  und 
städtischen  Grundeigentümer  nach  Hypothekenkredit    Die  Grund- 


1)  SoMBABT  a.  a.  0.  S.  221. 
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läge  des  Immobiliarkredits  ist  der  Ormid  und  Boden,  der  dem 
Gläubiger  znr  Sicherstellung  verpfändet  wird.  Die  Person  des 
Schuldners  tritt  bei  dieser  Kreditform  in  den  Hintergrand.  Für 
die  Höhe  des  Darlehens  ist  der  Wert  des  Onmdstücks  als  Unter- 
pfand allein  maßgebend.  Dadurch  unterscheidet  sich  der  Immobiliar- 
kredit wesentlich  vom  Personalkredit,  der  allein  auf  dem  Vertrauen 
zu  der  Leistungsfähigkeit  und  der  Solidität  des  Schuldners  beruht 
Er  bietet  durch  die  Haftung  eines  unzerstörbaren  Pfandobjekts  auf 
die  Dauer  eine  beträchtlich  höhere  Sicherheit  als  der  auf  mensch- 
lichen Eigenschaften  beruhende  Personalkredit.  Diese  befähigt  ihn, 
auch  erhöhten  Ansprüchen  des  Kreditnehmers  zu  genügen.  Der 
Personalkredit  erfüllt  seine  volkswirtschaftliche  Aufgabe,  wenn  er 
zu  mäßigem  Zinsfuß  jedem  Darlehnsuchenden  in  ausreichendem 
Maße  zu  Gebote  steht,  d.  h.  in  dem  Maße,  als  der  ELreditbedürftige 
ihn  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  benötigt  und  nach  seiner  wirtschaft- 
lichen Lage  und  Stellung  würdig  ist.  Der  Grundkredit  muß  aber 
noch  weiteren  Erfordernissen  entsprechen.  Die  Verschiedenheit  der 
Anforderungen,  die  an  Personal-  und  Immobiliarkredit  gestellt  werden, 
und  die  ihre  Berechtigung  in  der  verschiedenartigen  Sicherstellung 
des  Gläubigers  findet,  hat  ihren  Grund  in  der  Verwendungsart  beider 
E[reditformen.  Während  der  Personalkredit  seine  größte  Verwendung 
in  kaufinännischen  und  industriellen  Unternehmungen  findet,  die 
den  Wert  des  kreditierten  Kapitals  tagtäglich  oder  doch  in  ganz 
kurzen  Fristen  reproduzieren  und  eine  baldige  Tilgung  der  Schuld 
gestatten,  dient  das  auf  dem  Wege  des  Hypothekarkredits  auf- 
genonoimene  Kapital  hauptsächlich  zum  Ankauf  von  Liegenschaften, 
zur  Abfindung  von  Miterben  bei  Übernahme  eines  Grundstücks  im 
Erbgang  oder  zu  Meliorationen  größeren  Umfangs. 

Der  Wert  des  Darlehens  geht  in  diesem  Falle  in  den  Wert  des 
Orund  und  Bodens  über^  wodurch  eine  Tilgung  in  kurzer  Zeit  aus- 
geschlossen wird,  da  ^wc  der  Wert  der  laufenden  Nutzung  eines 
solchen  Kapitals  in  den  Wert  des  während  einer  Betriebsperiode 
erwirtschafteten  Produkts  übergegangen  ist  und  das  Kapital  selbst 
für  noch  weitere  Benutzung  weiter  gebraucht  wird^  ^)  Diese  Eigen- 
tümlichkeit des  in  dem  Grund  und  Boden  investierten  Kapitals 
zwingen  den  Grundbesitzer,  bei  Benutzung  des  Immobiliarkredits 
aich  auf  lange  Zeit  einen  ungestörten  Genuß  seines  Darlehens  zu 

1)  Kimw,  Geld  und  Kredit  Berlin  tS85.  Bd.  II.  S.  312. 
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sichern  und  eine  plötzliche  Eflndigong  seitens  des  Gläubigers  ent- 
weder für  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  vertragsmäßig  aoszuschließcn. 
Gilt  dieser  Ausschloß  des  Eündigungsrechts  als  wesentliches  Er- 
fordernis des  Grundkredits  überhaupt,  so  doch  vor  allem  des  länd- 
lichen Grundbesitzes. 

Der  ländliche  Grundbesitz  stellt  die  Grundlage  der  landwirt- 
schaftlichen Urproduktion  dar.  Er  ist  seiner  Natur  nach  das 
konservative  Element  in  der  Volkswirtschaft  Generationen  hindurch 
bleibt  die  Mehrzahl  der  ländlichen  Güter  in  derselben  Familie,  und 
nur  ausnahmsweise  fallen  sie  der  Spekulation  anheim.  Der  Grund- 
besitzer, der  ein  hypothekarisches  Darlehen  auf  sein  Gut  aufoimmt, 
denkt  nicht  daran,  sich  durch  einen  Verkauf  seines  *  Besitzes  die 
Mittel  zur  Ablösung  seiner  Schuld  zu  verschaflTen.  Es  wird  ihm 
aber  oft  schwer  werden,  im  Fall  einer  Eündigung  seiner  Hypothek 
in  kurzer  Zeit  ein  neues  Darlehen  unter  günstigen  Bedingungen  zu 
erhalten.  Wenn  es  ihm  überhaupt  gelingt,  so  wird  die  Umwandlung 
der  alten  Schuld  in  eine  neue  nicht  ohne  Eosten  und  Beschwerden 
möglich  sein.  Tritt  eine  solche  Eündigung  häufiger  ein,  was  gerade 
in  Zeiten  großer  Geldknappheit  zu  geschehen  pflegt,  so  erwachsen 
dem  Grundbesitzer  die  größten  Schwierigkeiten,  und  er  sieht  sich 
schließlich  genötigt,  sein  Gut  doch  ganz  oder  zum  Teil  zu  ver- 
äußern. Der  Ausschluß  einer  Eündigung  eines  hypothekarischen 
Darlehens  ist  also  für  ihn  eine  Lebensbedingung.  Da  es  dem  länd- 
lichen Grundbesitzer  unmöglich  ist,  das  investierte  Eapital  auf 
einmal  aus  seinem  Besitz  herauszuziehen,  ohne  ihn  zu  veräußern, 
so  bleibt  ihm  nur  eine  allmähliche,  auf  eine  Reihe  von  Jahren  ver- 
teilte Schuldtilgung.  Deshalb  ist  die  zweite  Anforderung,  die  der 
ländliche  Grundbesitzer  an  den  Immobiliarkredit  stellt,  die  Möglich- 
lichkeit  einer  ratenweisen  Tilgung  durch  jährliche  Amortisation. 

Hierdurch  unterscheidet  sich  der  ländliche  Grundkredit  vom 
städtischen.  Auch  für  den  städtischen  Grundbesitzer  ist  es  ein 
Vorteil,  wenn  er  sich  auf  lange  Zeit  vor  einer  Eündigung  seiner 
Hypothekenschuld  gesichert  weiß.  Doch  verlangt  er  nicht  einen 
völligen  Verzicht  auf  das  Recht  der  Eündigung,  sondern  es  genügt 
ihm,  wenn  ihm  für  bestimmte  Zeitperioden  ein  Ausschluß  der 
Eündigung  zugesichert  wird.  Der  städtische  Grundbesitz  ist  vor 
allem  der  Sitz  der  Industrie  und  des  Handels;  er  ist  aber  nicht 
nur  der  Sitz  des  Handels,  sondern  ist  selbst  Handelsobjekt  ge- 
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worden.    Dadurch  hat  er  den  Charakter  als  Rentenfonds,  den  der 
ländliche  Grand  and  Boden  tragt,  verloren  and  ist  zur  Ware  ge- 
worden.  Die  Beweglichkeit,  die  er  damit  gewonnen  hat,  ist  für  den 
Gnmdkredit  nicht  ohne  Folgen  geblieben.    Der  stadtische  Gnmd- 
eigentAmer  verlangt  nicht  nur  eine  ünkändbarkeit  des  Hypotheken- 
darlehns nicht,  sondern  er  hat  sogar  eine  direkte  Abneigung  gegen 
solche  Hypotheken,   da   sie    die  Verkauf lichkeit   des  Orundstäcks 
erschweren.    Nicht  selten  stellt  nämlich  der  Käufer  die  Bedingung, 
dafi  die  auf  dem  Objekt  lastenden  Hypothekenschulden  abgestoßen 
werden.  0   Der  städtische  Grundbesitzer  hat  aber  noch  einen  zweiten 
Gnmd,  ein  kündbares  Darlehen  dem  unkündbaren  vorzuziehen.   Eine 
onkündbare  Hypothek  ist  naturgemäß  stets  Amortisationshypothek. 
Der  städtische  Grundeigentümer  hat  aber  wenig  Neigung,  seinen 
Besitz  schuldenfrei  zu  machen,  da  er  inmier  mit  der  Möglichkeit 
des  Verkaufs  rechnet    Er  kann  die  Überschüsse,  die  seine  Erwerbs- 
titigkeit  abwirft,  in  Handel  und  Industrie  rentabler  verwerten  als 
dadurch,  daß  er  seine  Schuld  abträgt  und  damit  nur  den  ersparten 
Zins  verdient    Was   er  verlangt,   ist  möglichst  geringe  jährliche 
Leistung,  damit  seinem  Unternehmen  möglichst   wenig  Betriebs- 
niittel  entzogen  werden.    Es  ist  zuzugeben  i),  daß  die  unkündbare 
Amortisationshypothek   wie   für  den  ländlichen   so   auch   für  den 
städtischen  Grundbesitzer  von  großem  Wert  sein  kann.  Bei  steigendem 
Zinsfuß  ist  der  Inhaber  einer  unkündbaren  Hypothek  vor  dem  Be- 
sitzer eines  kündbaren  Darlehens  entschieden  im  Vorteil.   In  diesem 
falle  wird  der  Besitzer  eines  kündbaren  Darlehens  sich  bei  Gefahr 
der  Kündigung  eine  Erhöhung  des  Zinsfußes  gefallen  lassen  müssen, 
während  der  Inhaber  einer  unkündbaren  Amortisationshypothek  den 
ursprünglich   vereinbarten   niedrigen  Zinsfuß  beibehalten  kann  bis 
zur  völligen  Tilgung  des  Kapitals.    Tritt  aber  der  entgegengesetzte 
Fall  ein,  sinkt  der  Zinsfuß,  wie  es  seit  den  70  er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  Deutschland  geschehen  ist,  so  kann  jetzt  der  In- 
haber  eines   kündbaren  Hypothekendarlehns  besser   dem   Zinsfuß 
folgen  als   der  andere,    er   kann  entweder  eine  Ermäßigung  des 
Zinses  verlangen  oder  seinerseits  kündigen,  da  er  Kapital  zu  billigeren 
Bedingungen  bekommen  kann.    Auch  die  Praxis  hat  sich  für  den 


1)  BvGHMHBBRGBB,  Agrarwesen  and  Agrarpolitik  in  Waqnbrb  Lehr-  und 
Handboch  der  PoliÜBchen  Ökonomie.  Teil  IT.  Bd.  2.  S.  120. 
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stadtischen  Grundbesitz  gegen  die  unkündbare  Amortisationshypothek 
entschieden.  Nach  dem  (Geschäftsbericht  der  Rheinischen  Hypotheken- 
bank in  Mannheim  von  1885  i)  waren  von  den  aasstehenden  Dar- 
lehen im  Betrage  von  78  MilL  M.  nur  11  Mill.  M.,  also  etwa  15<^/o, 
unkündbare  Amortisationsdarlehen.  Der  Rest  von  67  MilL  M.  war 
zum  weitaus  größten  Teil  für  eine  Reihe  von  Jahren  gegenseitig 
unkündbar.  Von  den  beiden  Vorzügen,  die  man  dem  Annuitäten- 
darlehen nachrühmt,  der  ünkündbarkeit  und  der  Möglichkeit  einer 
allmählichen  Abtragung  des  Darlehens  auf  Grund  eines  für  Jahr- 
zehnte konstanten  Darlehenszinses,  betrachtet  der  städtische  Grund- 
besitz die  ünkündbarkeit  als  das  für  ihn  wichtigere  Moment  und 
sucht  es  losgelöst  von  dem  Amortisationszwang  beizubehalten. 

Es  ist  vielfach,  besonders  in  der  ersten  Zeit,  aber  auch  später 
noch,  bezweifelt  worden,  ob  Hypothekenbanken  in  Form  von  Aktien- 
gesellschaften zur  Lösung  der  Grundkredit&age  überhaupt  befähigt 
sind.  Man  hat  immer  wieder  darauf  hingewiesen,  daß  die  Hypotheken- 
banken kapitalistische  Unternehmungen  sind,  die  nur  ihre  eigenen 
Zwecke  verfolgen  und  dem  Grundbesitz  eher  Schaden  als  Nutzen 
brächten.  Ist  dies  wirklich  der  Fall?  Ist  eine  Befriedigung  des 
Grundkreditbedürfnisses  durch  Aktiengesellschaften  nicht  möglich? 

Die  Veranlassung  zur  Gründung  von  Hypothekenbanken  war 
der  umstand,  daß  dem  gesteigerten  Ereditbedürfiiis  ein  sich  immer 
mehr  verringerndes  Geldangebot  gegenüberstand.  Die  erste  Aufgabe 
der  Institute  bestand  also  darin,  dem  Grundbesitz  eine  neue  Geld- 
quelle zu  öffnen.  Daß  die  Gesellschaften  hierzu  wohl  befähigt 
waren,  beweist  die  Tatsache  '^),  daß  1897  für  rund  6  Milliarden  M. 
Pfandbriefe  deutscher  Hypothekenbanken  im  Reiche  kursierten  die 
sämtlich  durch  Hypotheken  gedeckt  waren.  Der  Mangel  an  Hypothekar- 
kredit zeigt  sich  aber  nicht  nur  in  dem  Umstände,  daß  dem  ge- 
samten Ereditbedürfnis  ein  zu  geringes  Kapitalangebot  gegenüber- 
steht, sondern  auch  darin,  daß  es  dem  einzelnen  Grundbesitzer 
nicht  gelingt,  ein  Darlehen  in  solcher  Höhe  zu  finden,  wie  er  es  zu 
seinen  wirtschaftlichen  Zwecken  bedarf.  Die  Höhe  eines  Hypotheken- 
darlehens ist  im  einzelnen  Fall  von  dem  angenommenen  Wert  des 
als  Pfandobjekt  bestimmten  Grundstücks  abhängig.    Das  Darlehen 

1)  Abgedruckt  in  Nr.  170  des  ^Der  deutschen  Ökonomist*".    Berlin  1885. 

2)  btenographische  Berichte  des  Reichstages  1898/99.  Aktenstück  106. 
8.  931. 
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wird  den  angenommenen  Wert  nicht  ganz  erschöpfen,  da  eine  zu- 
Terlassige,  ganz  genaue  Bewertung  niemals  möglich  ist  und  der 
Oläabiger  mit  der  Gefahr  einer  zu  hohen  Taxierung  oder  späteren 
Wert?erminderung  rechnen  muß.  Ist  es  nun  schon,  solange  die 
FriTathypothek  die  einzige  Geldquelle  des  Grundbesitzers  darstellt; 
ein  Zofiül,  wenn  ein  Grundeigentümer,  der  ein  Darlehen  von  be- 
stimmtem Betrage  sucht,  auch  einen  Kapitalisten  findet,  der  gerade 
die  gewünschte  Summe  in  Hypotheken  anzulegen  gewillt  ist,  so 
wild  ein  Privatmann,  dessen  Vermögen  ganz  oder  doch  zum  großen 
Teil  in  dem  kreditierten  Kapital  besteht,  bei  der  Darlehnsgewährung 
nur  einen  möglichst  geringen  Teil  des  angenonmienen  Wertes  be- 
leihen wollen,  um  sein  Vermögen  möglichst  sicher  anzulegen.  Eine 
Aktiengesellschaft  kann  aber,  da  sie  jederzeit  große  Sunmien  zur 
Verftgung  hat  oder  sich  durch  erweiterten  Pfandbriefverkauf  be- 
schaffen kann,  in  jedem  Augenblick  ein  beliebig  hohes  Darlehen  ge- 
wahren, soweit  genügende  Sicherheit  geboten  wird.  Sie  kann  aber 
auch  bei  der  Beleihung  eher  als  ein  Privatmann  dem  Wert  des 
Pbndobjekts  Rechnung  tragen.  Sie  darf,  auch  ohne  daß  die 
Solidität  des  Instituts  darunter  leidet,  eine  höhere  Quote  des  Werts 
beleihen,  da  sie  einmal  eine  größere  Erfahrung  in  der  Taxierung 
Ton  Grundstücken  besitzt  als  der  Durchschnitt  der  privaten  Kapita- 
listen und  daher  die  Wahrscheinlichkeit  einer  richtigen  Taxe  zu- 
nimmt, dann  aber  auch,  weil  sie  nicht  wie  jener  ihr  ganzes  Ver- 
mögen und  das  durch  den  Pfandbriefverkauf  erzielte  Kapital  in 
einem  einzigen  Objekt  anlegt,  sondern  auf  hunderte  verteilt  und 
daher  ein  Verlust  an  einer  Hypothek  für  das  Unternehmen  weniger 
gefahrvoll  ist  als  für  den  Privatmann. 

Der  erste  Teil  der  Aufgabe,  eine  reichliche  Versorgung  des 
Grundbesitzes  mit  Kapital,  dürfte  also  durch  eine  Aktienbank  wohl 
gelöst  werden  können. 

Sind  die  Hypothekenaktienbanken  denn  auch  in  der  Lage,  den 
weiteren  Anforderungen  der  Grundbesitzer  gerecht  zu  werden,  auf 
ein  Kündigungsrecht  zu  verzichten  und  die  ratenweise  Bückzahlung 
zu  gestatten?  Von  einem  privaten  Kapitalisten  kann  diesen  Be- 
dingungen überhaupt  nicht  entsprochen  werden.  Der  Privatmann 
will  sich  durch  Anlegung  seines  Kapitals  in  Hypotheken  eine  feste 
Bente  sichern.  Wird  nun  die  Hypothek  in  jährlichen,  kleinen 
Baten  getilgt,  so  verringert  sich  von  Jahr  zu  Jahr  fortlaufend  die 
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Bente,  die  das  sich  yermindernde  Kapital  abwirft.  Daffir  erh&lt 
der  Gläubiger  sein  Kapital  in  kleinen  Summen  zurück ,  die  er  in- 
folge der  Geringfügigkeit  der  Beträge  nicht  sofort  wieder  produkti? 
verwenden  kann.  Er  kann  sich  also  auf  die  Bedingung  der  raten- 
weisen Abzahlung  des  Darlehens  nicht  einlassen,  da  sie  seinem  Zweck, 
Genuß  einer  festen  Beute,  widerspricht  Die  Hypothekenbanken 
dagegen  können  ihren  Schuldnern  die  Amortisation  gestatten.  Die 
jährlichen  Abschlagszahlungen  der  Schuldner  vereinigen  sich  in 
ihrer  Hand  zu  großen  Summen,  die  eine  sofortige  produktive  Vo 
Wendung  ermöglichen.  Das  Institut  ist  aber  auch  in  der  Lage,  die 
Wünsche  der  städtischen  Grundbesitzer  zu  berücksichtigen  und 
auch  ohne  allmähliche  Tilgung  auf  das  Kflndigungsrecht  für  be- 
stimmte Zeit  zu  verzichten.  Die  Bank  hat  gar  keine  Interesse 
daran,  eine  Hypothek  zu  kündigen,  solange  der  Schuldner  seinen 
Verpflichtungen  nachkommt  Andererseits  kann  sie  sich  auch  ein 
Kündigungsrecht  des  Schuldners  gefallen  lassen,  da  sie  für  die 
zurückfließenden  Kapitalien  jederzeit  Verwendung  hat 

Die  Vereinigung  einer  großen  Zahl  von  Kreditgeschäften  be- 
fähigt also  die  Banken,  auch  die  Forderungen  der  Grundbesitzer 
über  die  Art  der  Bückzahlung  zu  erfüUen. 

Die  letzte  Anforderung  endlich,  welcher  der  Grundkredit  ent- 
sprechen muß,  lautet :  niedriger  Zinsfuß.  Wenn  die  bisher  genannten 
Vorteile,  welche  die  Hypothekenbanken  dem  Grundbesitz  gewähren, 
auch  zugegeben  werden,  so  wird  die  Möglichkeit  der  Erfüllung  dieses 
letzten  Erfordernisses  von  vielen  Seiten  bestritten  und  damit  der 
wirtschaftliche  Nutzen  der  Institute  geleugnet  Die  Banken  sind  bei 
der  Festsetzung  des  Hypothekenzinsfußes  von  der  augenblicklichen 
Lage  des  Geldmarktes  genau  ebenso  abhängig  wie  jedes  andere 
Kreditinstitut,  wie  jeder,  der  Kredit  in  Anspruch  nimmt  oder  ge- 
währt Sie  können  nicht  willkürlich  die  Höhe  des  Zinsfußes  be- 
stimmen. Nach  unten  hin  bestimmt  sich  die  Höhe  durch  den  Zins, 
den  die  Gesellschaften  ihren  Pfandbriefgläubigem  selbst  zahlen 
müssen.  Nach  oben  hin  wird  sie  durch  die  Konkurrenz  der  Institute 
unter  sich  und  mit  den  privaten  Hypothekenvermittlem  in  Schranken 
gehalten.  In  der  Tat  zeigt  die  Praxis,  daß  der  Pfandbrief-  und  Hypo- 
thekenzinsfuß annähernd  der  gleiche  ist,  daß  also  die  Hypotheken- 
banken nur  einen  wenig  höheren  Zins  nehmen  als  sie  selbst  geben 
müssen.    Wie  ist  es  aber  dann  möglich,  daß  die  Gesellschaften 
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^Vjo  Dividende  an  ihre  Aktionäre  verteilen,  wie  es  z.  B.  die 
deutschen  Hypothekenbanken  in  den  letzten  Jahren  getan  haben? 
Es  mnfi  vor  allem  berücksichtigt  werden,  daß  das  Aktienkapital 
ebenso  wie  das  dnrch  den  Pfandbriefverkaof  zusammengezogene  Ea- 
pitii  produktiv  angelegt  wird.  Die  Dividende  setzt  sicdi  somit  ans 
iwei  Faktoren  zusammen,  einmal  aas  dem  Zins,  den  das  Kapital 
selbst  aotbringt,  and  zweitens  ans  einer  Bisikoprämie,  die  den  er- 
zielte Gewinn  der  (Gesellschaft  darstellt.  Bei  einer  Dividende  von 
6*/o  würde  also,  wenn  die  normale  Vendnsnng  des  Aktienkapitals 
mit  4  ^lo  angenonunen  wird,  der  Gewinn  der  Gesellschaft  2  Vo  des 
Onmdkapitals  betragen.  Dieser  Gewinn  setzt  sich  zusammen  aus 
d«r  bei  Abschluß  eines  Hypothekengescdiiftes  erhobenen  Provision, 
aus  etwaigen  Kursgewinnen  bei  Begebung  der  Pfiandbriefe  und  end- 
lieh ans  den  Übersi^hüssen,  welche  die  Nebengeschafte  der  Banken 
eigebeiL 

Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Hypothekenbanken  auch  trotz  ihrer 
£ig«iischaft;en  als  kapitalistische  Unternehmungen  dem  Grundbesitz 
za  m&ßigem  Zinsftiß  Kredit  gewähren  können. 

Als  Besultat  der  bisherigen  Untersuchung  stellt  sich  heraus, 
dsfi  sieh  die  Idee,  das  Hypothekarkreditbedür&is  des  Grundbesitzes 
durch  AktiengeseUschaften  zu  befriedigen,  sehr  wohl  verwirklichen 
lifit    Es  hat  sich  gezeigt,  daß  die  Institute  imstande  sind,  samtr 
liehen  Anforderungen,  die  der  Grundbesitzer  berechtigterweise  an  den 
Gnmdkredit  stellt,  zu  genügen.    Den  preußischen  Hypothekenbanken 
ist  es  jedoch  lange  Zeit  nicht  gelungen,  die  auf  sie  gestellten  Er* 
Wartungen  zu  erfüllen.    Der  Grund  für  diesen  Mißerfolg  lag  in  dem 
Verhalten  der  preußisdnen  Begierung,  die   den  Banken  eine  am 
grünen  Tisch  ausgeklügelte  Verfassung  aufewang,  die  ihnen  die  Lö- 
sung ihrer  Aufgabe  zum  Teil  sehr  erschwerte,  zum  Teil  direkt  un- 
möf^oh  machte. 

Die  Voraussetzung  zur  Gewahrung  eines  den  wirtschaftlichen 
Bedürfoissen  des  Grundbesitzes  entsprechenden  Hypothekarkredits 
ist  die  möglichst  genaue  Kenntnis  von  dem  Werte  des  Unterpfandes. 
Der  Wert  eines  Gfundstückes,  eines  Geb&udes  ist  von  einer  Beihe 
von  Faktoren  abhängig,  wie  Bodenqualität,  Lage  usw.,  die  in  ihrer 
Gesamtheit  bei  der  Wertermittelung  berücksichtigt  werden  müssen. 
Die  preußische  Begierung  hat  aber  in  ihren  ersten  Normativbestim- 
Fr  in  ken,  Hypothake&bankcn*  4 
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mangen  von  1863  und  1867  den  Hypothekenbanken  die  Möglichkeit 
einer  ausreichenden  Wertermittelang  verweigert  Sie  entzieht  den 
Banken  die  eigene  Schätzung  ganz  und  bestimmt  als  alleinigen 
Wertmaßstab  den  Orundsteuerreinertrag  und  Oeb&udesteuemutzungs- 
wert  Wenn  nun  der  zur  Steuerveranlagung  ermittelte  Reinertrag 
in  der  Tat  den  wirklich  erzielten  Reinertrag  darstellt,  so  kann  er 
doch  als  alleiniger  Maßstab  bei  der  Bewertung  nicht  in  Betracht 
kommen.  Die  Höhe  des  Reinertrages  wird  nicht  allein  durch  die 
Qualität  des  Grund  und  Bodens  bestimmt,  sondern  auch  durch  die 
besondere  Tflchtigkeit  oder  üntüchtigkeit  des  Bewirtschafters.  Er 
steht  also  unter  dem  Einfluß  von  Bedingungen,  die  fBr  den  Wert 
der  Liegenschaft  ohne  Belang  sind.  Andrerseits  kommen  für  die 
Wertbestimmung  wichtige  Momente,  wie  besonders  die  günstige  Lage, 
in  ihm  nicht  immer  zum  Ausdruck.  Der  Orundsteuerreinertrag  und 
Oebäudesteuemutzungswert  ist  aber  nicht  einmal  mit  dem  wirklich 
erzielten  Reinertrag  identisch. 

Die  Bewertung  der  Liegenschaften  zur  Veranlagung  der  Qrund- 
steuer  findet  nach  dem  Oesetz  vom  21.  Mai  1861 1)  in  der  Weise 
statt,  daß  zuerst  f&r  die  zu  einer  Gemeinde  oder  einem  selbständigen 
Gutsbezirk  gehörigen  Grundstücke  „Oemarkungskarten^  hergestellt 
werden  (§  22).  Die  einzelnen  Liegenschaften  der  „Gemarkung^ 
werden  nach  Eulturarten  unterschieden  und  zwar  in  Ackerland, 
Gärten,  Wiesen,  Holzungen,  Wasserstücke  und  Ödland  (§  5).  Für 
jede  dieser  Eulturarten  werden  Bonitätsklassen  gebildet  Nach  Auf- 
stellung der  Gemarkungskarten  werden  für  jeden  landrätlichen  Kreis 
Elassifikationstarife  aufgestellt,  welche  die  verschiedenen  im  Kreise 
vorkonmienden  Kulturarten  und  Bonitätsklassen  übersichtlich  auf- 
weisen (§  6).  Sodann  wird  für  jede  Klasse  einer  jeden  Kulturart  der 
Reinertrag  pro  Morgen  ermittelt  und  in  den  Klassifikationstarif  einge- 
tragen (§  7).  Um  nicht  jedes  Grundstück  besonders  einschätzen  zu 
müssen  (§  28),  werden  für  jede  Bonitätsklasse  Normalmusterstücke 
ausgesucht  Durch  Yergleichung  mit  diesen  Musterstücken  wird  die 
Ertragsfahigkeit  sämtlicher  Liegenschaften  eingeschätzt 

Nach  dem  Gesetz  vom  gleichen  Tage,  betreffend  die  Einführung 
einer  allgemeinen  Gebäudesteuer '^),  ist  der  Nutzungswert  der  zur 


1)  Preußische  Gesetzessammlung  1861.  S.  253  ff. 

2)  Preußische  Gesetzessammlung  1861.  S.  317  ff. 
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Gebiudesteaer  herangezogenen  Gebäude  in  Städten  and  den  länd- 
lichen Ortschaften,  in  welchen  eine  überwiegende  Anzahl  von  Wohn- 
gebäaden  regelmäßig  durch  Yermietang  benutzt  werden,  nach  dem 
mittleren  jährlichen  Mietwert  derselben  festzustellen  (§  6)  und  letz- 
terer nach  den  durchschnittlichen  Mietpreisen  abzumessen,  welche 
umerhalb  der  dem  Yeranlagungsjahr  vorangegangenen  zehn  Jahre 
in  der  Stadt  oder  Ortschaft  bedungen  worden  sind.  Die  Gebäude- 
Bteueneranlagung  sollte  alle  fünfzehn  Jahre  einer  Revision  unter- 
zogen werden  (§  20). 

Bald  nach  Erlaß  der  Normativbestimmungen  stellte  sich  heraus, 
dafi  weder   der    Grundsteuerreinertrag   noch    der   Gebäudesteuer- 
notzangswert    den    wirklichen  Reinerträgen    entsprachen    und   als 
Wertmaßstab   gänzlich   unbrauchbar  waren.    Schon  der  Umstand, 
daS  nicht  jedes  einzelne  Grundstück  besonders  taxiert,  sondern  nur 
doreh  Vergleichung    mit  einem   ebenfalls   abgeschätzten  Normal- 
grondstück  bewertet  wurde,  machte  es  zweifelhaft,  ob  die  Schätzung 
nberall  richtig  ausfiel.    Es  ist  auch  psychologisch  zu  erklären,  daß 
bei  der  Abschätzung  der  Steuerveranlagung  der  Wert  der  Grund- 
stdcke  von  dem  Eigentümer  möglichst  niedrig  angegeben  wurde, 
da    ja    auf    einen     höheren    Reinertrag     eine    höhere     Steuer 
fiel.    Über   die  Mängel   einer   solchen  Werttaxe  ist   oft   geklagt 
worden.    Doch  vermochten  weder  Klagen  noch  Petitionen  die  Re- 
gierung   zu    veranlassen,    den    Hypothekenbanken    eine    andere 
Wertermittlung    zu    gestatten.     Schon   in   der  Versammlung   der 
Eoquetekommission  des  Norddeutschen  Bundes  vom  17.  März  1868^) 
sagte  der  als  Sachverständiger  vernommene  preußische  Abgeordnete 
Lasker:    ^Die  Einschätzung  zur  Grundsteuer  ist  in  Preußen  (als 
Taxgrundlage)  gar  nicht  zu  gebrauchen,  so  ungleich  und  falsch  ist 
sie  durch  die  Schuld  der  Beteiligten  ausgefallen.    Einzelne  Kreise 
haben  in  der  Kunst  der  Minderschätzung  Außerordentliches  geleistet, 
und  fast  überall  verfuhr  man  willkürlich.    Die  Folge  ist,  daß  der 
ermittelte  Ertrag   gänzlich  unbrauchbar  ist  zur  Wertermittlung^. 
Dies    wird    auch   vom   Vorsitzenden   der   Kommission,    Geheimen 
Oberfinanzrat  Wollny,  bestätigt  2):    „Sie  (Lasker)  haben  bemerkt, 

1)  Stenographische  Berichte  der  Euquete  des  Norddeutschen  Bandes  über 
das  Hjpothekenbankwesen  vom  13.  März  1S6S  bis  19.  Juni  1868  (veranstaltet 
Tom  Ausschuß  des  Bundesrates  ftkr  Handel  und  Verkehr).    Berlin  186^.  ö.  17. 

2)  a.  a.  0.  S.  23 

4» 
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daß  die  Gnindsteaerresultate  keineswegs  einen  ganz  Enverlisa 
Mafistab  abgeben,  und  diese  Bemerkungen  werden,  wie  man 
geben  mnß,  doroh  die  gemachten  Erfahrungen  teilweise  bestfi 
Es  ist  mir  namentlich  in  Erinnemng,  daß  das  Verhältnis 
Omndstenerreinertrages  zu  den  Resultaten  der  Landschaftsti 
außerordentlich  variabel  ist,  und  daß  in  derselben  Provinz 
Beleihungen  nach  den  Resultaten  der  Omndsteuerveranlagnng 
Anwendung  desselben  Multiplikators  auf  den  Reinertrag  ein 
etwa  25  <^/o,  das  andere  Mal  60  <^/o  (!)  der.  landschafklichen  Taxe 
sorbieren  würden**. 

In  gleichem  Sinne  äußert  sich  auch  Rodbebtüs^)  über 
Orundsteuertaxe. 

Daß  die  Gebiudesteuertaxe  gleichfalls  zur  Wertermittlung 
tauglich  war,  bestätigt  die  Denkschrift  des  Finanzministers  Brrr 
über  die  gemäß  §  20  des  Gebäudesteuergesetzes  ausgeführte  < 
malige  Revision  der  Steuerveranlagung  von  1880.  Bitter  s 
fest,  daß  „schon  bei  der  ersten  Aufnahme  unrichtige  Aufzeichnui 
und  willkürliche  Schätzungen  in  großer  Zahl  vorgekommen  sei 
Geradezu  unsinnig  erscheint  der  Zwang  zur  ausschließlichen 
nutzung  der  Gebäudesteuertaxe,  wenn  man  die  Resultate  der  er 
Revision  den  Ergebnissen  der  ersten  Veranlagung  gegenübersi 
Nach  der  oben  genannten  Denkschrift  hatte  sich  im  Laufe 
fün&ehn  Jahre  von  1865 — 80  der  Wert  des  Grund  und  Boden 
den  Städten  um  36,1  o/o,  auf  dem  Lande  um  27,6  o/o  gesteige 

1)  Bodbsbtüs-Jaobtzow,  Die  Ursache  und  Abhilfe  der  heutigen  Kr 
not.    Berlin  1868.  S.  108. 

2)  Stenographische  Berichte  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  : 
Aktenstück  123. 

3)  Auf  die  einzelnen  Provinzen  yerteilte  sich  die  Wertsteigemng : 


Brandenburg  (exkl.  Berlin) 21,4^, 

Berlin 26,4 

Schleswig-Holstein 26,8 

Pommern 28,4 

Posen 28,8 

Schlesien 30,7 

Sachsen    .    .    , 33,6  <», 

Hessen-Nassau 33,8 

Ostpreußen 38,1 

Westpreußen 38,9 

Westfalen 40,6 

Hannover 44,4 

Rheinland •    .  45,6  oj 


0 
0 

b 

0 
0 

b 

0 

0 

b 

b 
b 
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Nach  den  Vorscbriften  stellte  sich  also  die  zulässige  Höhe  des 
Bankdarlehens  Ton  1865 — 80  auf  den  zehnfachen  Betrag  der  in  den 
Jihren  1855 — 65  durchschnittlich  erzielten  Mietpreise.  Nach  ddr 
BeTision  1880  stieg  die  Beleihungsgrenze  plötzlich  um  36  und  28  <>/o, 
nachdem  sie  fünfzehn  Jahre  lang  allen  Wertveränderungen  zum 
Trotz  stabil  geblieben  war. 

Von  gleichem  Wert  für  das  Taxverfahren  wie  der  Steuerrein- 
ertng  war  auch  die  an  zweiter  Stelle  in  Betracht  kommende  Feuer- 
Tenioherungssumme.  Sie  soll  zwar  in  der  Regel  nur  nebenbei  be- 
rücksichtigt werden,  kann  aber  auch  wie  bei  der  Ponunerschen 
Hypothekenbank  als  alleiniger  Wertmaßstab  gelten.  Von  den  G^- 
fahieOf  die  eine  solche  auf  die  Feuerrersicherungssumme  gestützte 
Beleihung  für  den  Pfandbrie^läubiger  mit  sich  bringt,  wird  im 
niehaten  Abschnitt  gesprochen  werden.  Für  den  Schuldner  ist  sie 
nnter  umständen  von  Vorteil  Die  Abschätzung  eines  Hauses,  die 
bei  Aufiiahme  einer  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  vorgenommen 
wird,  ist  keineswegs  stets  zuverlässig;  sie  braucht  es  auch  nicht  zu 
sein,  da  erst  im  Fall  eines  Brandes  der  Schaden  genau  abtaxiert 
nnd  die  Entschädigung  erst  nach  dieser  zweiten  Taxe  festgesetzt 
wird.  Es  ist  dem  Hauseigentflmer  nicht  unmöglich,  die  erste  Taxe 
m  seinen  Gunsten  zu  beeinflussen  und,  um  seine  Kreditfähigkeit 
XQ  erweitem,  den  Wert  des  Objekts  höher  erscheinen  zu  lassen, 
(ÜB  er  in  Wirklichkeit  ist  Der  Versicherungsgesellschaft  erwächst 
hieraus  kein  Schaden,  da  ja  entsprechend  der  Versicherungssumme  die 
jihrlidi  zu  zahlende  Prämie  steigt,  ohne  daß  sie  deshalb  im  Sohaden- 
ialle  zur  Zahlung  dieser  Summe  verpflichtet  wird.  Faul  Voigt')  hat 
nachgewiesen,  daß  solche  Überversicherungen  selbst  bei  öffentlichen 
feoersozietäten  vorgekommen  sind.  Diese  künstliche  Erhöhung  der 
feoerversicherungssumme  hat  aber  ihre  Grenze.  Da  die  Versicherungs- 
gesellschaften  nur  den  Materialwert  eines  Gebäudes  berücksichtigen,  so 
ist  es  klar,  daß  die  Versidnerungssumme  bei  neuen  Häusern  erheblich 
höher  ist  als  bei  alten  Gebäuden.  Der  bei  Verkauf  oder  Beleihung  zu 
berücksichtigende  Wert  richtet  sich  aber  keineswegs  allein  nach  dem 
Materialwert,  sondern  vor  allem  auch  nach  dem  Wert  des  überbauten 
Onrndstflcks,  der  in  der  Versicherungssumme  gar  nicht  zum  Ausdruck 
kommt  Daher  steht  oft  die  Feuerversicherungssumme  alter,  im 
Imiem  einer  Stadt  gelegenen  Gebäude  erheblich  hinter  dem  wahren 

1)  Paul  Voigt,  Hypothekenbanken  und  Beleihungigrenze  Berlin  1899. 
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Wert  des  Objekts  znrfick  ^),  während  andrerseits  die  Versioherungs- 
snmme  nener  Häuser  an  der  Peripherie  der  Stadt  den  wirklichen 
Wert  übersteigt  So  ist  gerade  die  Oefahr  einer  Überrersichening 
bei  weniger  wertvollen  Liegenschaften  größer  als  bei  Gebäuden, 
deren  Wert  dorch  ihre  Lage  gesichert  ist 

Es  ergibt  sich  also,  daß  auch  die  Versicherungstaxe  für  die 
Wertermittlang  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielen  kann  und 
als  alleiniger  Wertmaßstab  nicht  betrachtet  werden  darf. 

Da  die  preußischen  Hypothekenbanken  in  den  ersten  dreißig 
Jahren  ihres  Bestehens  bei  der  Beleihung  von  ländlichen  Liegen- 
schaften und  Gebäuden  an  die  beiden  zum  Zweck  der  Steuer- 
veranlagung und  Versicherung  aufgenommenen  Taxen  gebunden 
waren,  so  war  ihnen  damit  die  Möglichkeit  genommen,  die  Beleihung 
dem  wahren  Werte  der  Pfandobjekte  anzupassen.  Waren  die  Liegen- 
schaften unter  ihrem  Wert  eingeschätzt,  so  konnten  die  Banken  dem 
gerechtfertigten  Ereditbedürfnis  der  Grundbesitzer  nicht  genügen, 
und  diese  mußten  unter  Umständen  ganz  auf  die  Hilfe  der  Bank 
verzichten. 

Die  neuen  Normativbestimmungen  von  1893,  welche  die 
schablonenhafte  Taxierung  nach  einem  bestimmten  Maßstab  fallen 
ließen,  wurden  daher  von  dem  Grundbesitz  mit  großem  Beifall  be- 
grüßt Die  allgemeinen  Vorschriften  des  §  3  über  das  Taxver&hren 
entsprachen  sowohl  dem  Interesse  der  Pfandbriefgläubiger,  der  Bank 
selbst  wie  auch  vor  allem  demjenigen  der  Schuldner,  der  Grund- 
eigentümer. Jetzt  wurde  es  den  Instituten  ermöglicht,  neben  dem 
wirklichen  Ertragswert  auch  den  Verkehrswert  der  Liegenschaften 
zu  berücksichtigen  und  damit  eine  denkbar  genaue  Wertermitte- 
lung zu  erzielen.  Die  Banken  konnten  nach  den  neuen  Bestimmungen 
auch  den  durch  irgend  welche  Umstände  hervorgerufenen  Wert- 
veränderungen des  Grund  und  Bodens  folgen  und  sich  dem 
wechselnden  Kreditbedürfnis  anpassen.  Damit  war  das  Haupthindernis 
zu  einer  freien  und  dem  Grundbesitz  nutzbringenden  Entfaltung 
der  Hypothekenbanken  beseitigt 

Es  ist  oben  versucht  worden,  zu  zeigen,  daß  die  Verschieden- 
heit des  ländlichen  und  städtischen  Grundbesitzes  einen  verschieden- 
artigen Tilgungsmodus   erfordern,  und  daß  die  Hypothekenaktien- 

1)  J.  GoLDBOHHiDT,  ZuF  Kritik  der  Hypothekenbanken,  in  Schmollbrs 
Jahrbach  1901.  Jahrgang  XXV.  S.  1025. 
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banken  ihrem  Wesen  nach  beßLhigt  sind,  den  sich  daraas  er- 
gebenden Wünschen  der  ländlichen  nnd  städtischen  Grundbesitzer 
Sechnimg  zu  tragen. 

Den  preußischen  Hypothekenbanken  war  jedoch  die  Erffillang 
dieser  Anforderungen  lange  Zeit  nur  zum  Teil  ermöglicht   Da  die 
pieoßische  Regierung  bei  der  Konzession  der  Institute  hauptsäch- 
lich das  Interesse  des  landlichen  Grundbesitzes  im  Auge  hatte,  so 
legte  sie  der  Gewährung  unkündbarer  Amortisationsdarlehen  keinerlei 
Hindemisse  in  den  Weg.    Sie  erkannte,  daß  der  Ausschluß  eines 
Eöndigungsrechts  des  Gläubigers  sowohl  für  den  einzelnen  Grund- 
besitzer wie   auch  fOr  die  Lage  der  ganzen  Landwirtschaft  Ton 
grtfiter  Bedeutung  ist.    Daher  verlangt  sie,  daß  die  TJnkündbarkeit 
der  Hypothek  selbst  im  Fall  der  Wertverminderung  des  Pfands- 
objekts in  gewissem  Sinne  gewahrt  bleibe,  sofern  die  Verminderung 
nicht  auf  einem  unwirtschaftlichen  Verfahren  des  Besitzers  beruhU 
Diese  Bestimmung  entsprach  ohne  Zweifel  dem  Interesse  des  länd- 
lichen Grundbesitzers.    Die  Ilegierung   ging  jedoch  in  ihrem  Be- 
streben, den  Grundbesitz  vor  Überschuldung  zu  bewahren,  zu  weit 
Sie  verlangte  für  die  unkündbare  Amortisationshypothek  eine  jähr- 
liche Abzahlungsquote  von  mindestens  V2  ^/o.    Dies  Amortisations- 
miwirnnm  erschien  zu  hoch  und  wurde  allgemein  als  eine  drückende 
Last  empfunden.    Bodbebtus^)  spricht  sich  dahin  aus,   daß  die 
Abhil&vorsohläge,  die  sich  auf  eine  hohe  Amortisation  stützen,  keine 
Hilfe  gewähren  könnten.    Der  Hypothekenverkehr  aller  seit  zehn 
Jahren  (1876)  gegründeten  Hypothekenbanken  sei  verhältnismäßig 
gering  geblieben,  lediglich  deshalb,  weil  sie  eine  Tilgung  innerhalb 
emes  Zeitraums  von  25 — 40  Jahren  verlangen.    Schon  in  den  Ver- 
handlungen der  Enquetekommission  1868^)  wurde  die  Amortisations- 
qnote  von  V2  ^/o  ^  zu  hoch  bezeichnet.   Ebenso  tritt  auch  Enies^) 
Ar  geringe  Abschlagszahlungen  ein. 

1)  a.a.O.  8.  tt2. 

2)  Der  als  SachTont&ndiger  yernommene  Prof.  Bbckxb  führte  aus:  „Was 
spesieU  die  Bedeutung  der  Amortisation  angeht,  so  erscheinen  kleine  Amor- 
tisationaqaoten  besonders  empfehlenswert,  weil  sie  den  Schuldner  sehr  wenig 
drücken.  Mit  74  ^o  Amortisation  kann  ich  meine  Schulden  in  62  Jahren,  mit 
*yb  %  in  100  Jahren  los  werden.  Das  sind  keine  Lasten,  die  den  Grundbesitzer 
irgendwie  drücken*^.  (Stenographischer  Bericht  der  Enquetekommission.) 

3)  y,EB  liegt  ein  fOr  den  Grundbesitz  sehr  empfindlicher  Fehler  der  Bank- 
politik Tor,  wenn  die  Verwaltung  eines  Kreditinstitutes  grunds&tzb'ch  auf  eine 
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Die  preußische  Regierung  hat  jedoch  alle  Anträge  und  Petitionen, 
die  auf  Herabsetzung  des  vorgeschriebenen  Amortisationsminimums 
hinzielten,  abgewiesen.  Selbst  in  den  Normativbestimmungen  von 
1893,  die  sonst  allen  Forderungen  der  Grundbesitzer  gerecht  wurden, 
hat  sie  an  einer  Tilgungsquote  von  mindestens  Va  o/o  festgehalten. 

War  also  den  Banken  die  Ausgabe  unkfindbarer  Amortisations- 
darlehen in  unbeschränktem  Maße  gestattet  und  damit  dem  Be* 
dürfiiis  des  ländlichen  Grundbesitzes  Rechnung  getragen,  so  wurde 
hingegen  der  Ausgabe  kündbarer  Darlehen  eine  enge  Grenze  gesetzt 
Dadurch  wurde  es  den  preußischen  Banken  zum  Teil  unmöglich 
gemacht,  auf  die  Forderungen  des  städtischen  Grundbesitzers  ein- 
zugehen. Sobald  die  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  kflndbaren 
Darlehen  den  als  Afaximalgrenze  festgesetzten  Betrag  erreicht  hatte* 
mußten  sich  die  städtischen  Grundeigentflmer  entweder  zur  Über- 
nahme einer  Amortisationshypothek  verstehen  oder  auf  die  Hilfe 
der  Banken  ganz  verzichten.  Diese  Benachteiligung  des  städtischen 
Grundbesitzes  war  um  so  größer,  als  auch  f&r  ihn  die  Bestinamung 
aber  das  Amortisationsminimum  galt 

Die  neuen  Normativbestimmungen  von  1893  haben  ^uoh  auf 
diesem  Gebiet  Wandel  geschaffen.  Die  frühere  Beschränkung  der 
Ausgabe  kündbarer  Darlehen  wurde  zum  Teil  aufgehoben  und  damit 
dem  städtischen  Grundbesitzer  die  Möglichkeit  gegeben,  in  größerem 
Maße  als  bisher  den  Kredit  der  Hypothekenbanken  zu  benutzen. 
Die  Unkündbarkeit  der  Darlehen  von  Seiten  des  Schuldners  wurde 
ganz  beseitigt  Nach  §  7  der  neuen  Bestimmungen  ist  nach  Ablauf 
von  zehn  Jahren  jedes  Darlehen  von  dem  Schuldner  kündbar.  Es 
war  dies  eine  wichtige  Neuerung  und  ein  großer  Vorzug  für  den 
Grundbesitzer,  zumal  da  er  nach  §  6  den  Beginn  der  Amortisation 
auf  zehn  Jahre  hinausschieben  konnte.  Auf  diese  Weise  genießt  er 
fast  sämtliche  Vorteile  der  kündbaren  Hypothek,  ohne  unter  ihren 
Nachteilen  leiden  zu  müssen. 

Es  ergibt  sich  aus  obiger  Untersuchung,  daß  die  ersten  Maß- 
nahmen der  preußischen  Regierung,  die  Normativbestimmungen  von 

hohe  Amortisationsquote  und  damit  auf  möglichBte  Abkürzung  der  Kreditdauer 
hinarbeitet  Je  kleiner  die  jährliche  Tilgungsquote  im  Verhältnis  zum  durch- 
schnittlichen Reinertrag  des  Pfandgutes  ist,  um  so  sicherer  kann  ihre  ununter» 
brochene  Entrichtung  von  selten  des  Schuldners  stattfinden/*  Knxbs  a.  a.  0. 
S.  3S6. 
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1863  dem  Interesse  und  dem  Nutzen  der  Grundbesitzer  wenig  entr 
ipraehen.  Daß  die  ersten  Bestimmungen  verfehlt  waren,  erklärt 
Utk  zum  Teil  daraus,  daß  es  in  Preußen  auf  diesem  Gebiete  noch 
an  jeglicher  Erfahrung  mangelte.  Es  ist  aber  im  Interesse  des 
Onmdbesitzes  zu  bedauern,  daß  die  Regierung  dreißig  Jahre  lang 
in  ihnen  festgehalten  hat,  trotzdem  sie  längst  ihre  Schwächen  er- 
kannt hatte.  Die  Normativbestimmungen  Ton  1893  müssen  dagegen 
iD  der  Hauptsache  als  eine  gute  Grundlage  für  eine  dem  Grund- 
besitz nutzbringende  Entwickelung  der  Hypothekenbanken  anerkannt 
werden. 

Das  Hypothekenbankgesetz  vom  1 3.  Juli  1 899  schreitet  auf  dem 
TOD  den  zweiten  preußischen  Bestimmungen  eingeschlagenen  Weg 
weiter  fort    Seine  große  Bedeutung  für  den  Grundbesitz  beruht  auf 
der  nunmehr  völlig  durchgeführten  Scheidung  zwischen  ländlichem 
Büd  städtischem  Grundbesitz.    Die  preußischen  Bestimmungen  waren 
den  Bedürfnissen  des  ländlichen  Grundeigentümers  angepaßt.    Das 
binderte  jedoch  nicht,  daß  die  Hypothekenbanken  sich  immer  mehr 
Ton  der  Beleihung  ländlicher  Liegenschaften  zurückgezogen  und  die 
Beleihung  städtischen  Grund  und  Bodens   bevorzugten.  0     Dieser 
üntwickelung  hatten  die  preußischen  Bestimmungen  von  1893  schon 
teilweise  Bechnung  getragen.    Volle  Anerkennung  findet  sie  jedoch 
erst  im  Reichsgesetz.    Es  beseitigt  die  für  Preußen  bisher  vorge- 
sehriebene  Ertragstaxe  und  setzt  an  ihre  Stelle  die  Werttaxe.    Die 
Vorliebe  der  preußischen  Regierung  für  Feststellung  der  Beleihungs- 
grenze  nach  einem  Vielfachen  des  Ertrages  findet  ihren  Hauptgrund 
in  dem  Streben,  dem  Grundbesitz  eine  indirekte  Verschuldungsgrenze 
XD  setzen  und  ihn  vor  Überschuldung  zu  bewahren.    Die  Belastung 
soll  nicht  nach  dem  Wert  des  Pfandobjektes  bemessen  werden,  son- 
dern die  jährliche  Leistung  des  Schuldners  nach  der  Ertragsfähig- 
kmt  des  Grundstückes.    Am  deutlichsten  ausgesprochen  ist  dieser 
Grundsatz  in  den  ersten  Bestimmungen  von  1863.    Seine  Spuren 
finden  sich  aber  auch  noch  in  den  Abänderungen  von  1867  und  1893. 
Daß  das  Hypothekenbankgesetz  mit  dieser  Methode  vollständig  ge- 
brochen hat,  ist  vor  allem  für  den  städtischen  Grundbesitz   von 
gröfiter  Bedeutung  gewesen.    Für  ihn  trifft  es  am  wenigstens  zu, 
daß  sich  der  Wert  allein  nach  seinen  Erträgen  bestimmt.    Diese 

1)  im  Jahre  1897  entfielen  von  den  6  Milliarden  Hypothekendarlehn  der 
Hypothekenbanken  Vs  auf  städtische  Grundstücke  (Begründung  S.  931). 
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Erkenntnis  hat  auch  dazu  geführt,  die  Beleihung  von  Bauplätzen 
und  Neubauten,  die  noch  nicht  ertragsfahig  sind,  zuzulassen.  Den 
preußischen  Banken  war  bisher  das  Baugeldergeschäft  gänzlich  unter- 
sagt (NormatiTbestimmungen  §  8,3).  Die  Mehrzahl  der  außerpreu- 
ßischen Institute  war  dagegen  einer  solchen  Beschränkung  nicht 
unterworfen.  Tatsächlich  wurden  von  diesen  Banken  nicht  nur  in 
erheblichem  umfange  Neubauten  und  Bauplätze  beliehen,  sondern 
diese  Hypotheken  auch  zur  Pfandbriefdeckung  benutzt.  Daher  lag 
bei  Beratung  eines  für  das  ganze  Reich  geltenden  Hypothekenbank- 
gesetzes die  Befürchtung  nahe,  daß  eine  Unterdrückung  des  Bau- 
geldergeschäfts nicht  ohne  nachteilige  Folgen  für  das  städtische 
Baugewerbe  bleiben  werde,  da  ein  Ersatz  für  die  bisher  von  den 
Hypothekenbanken  zur  Verfügung  gestellten  Baugelder  schwerlich 
sobald  zu  beschaffen  gewesen  sein  würde.  Es  ist  jedoch  nicht  un- 
begründet, daß  die  preußische  B^gierung  bisher  Bedenken  trug,  das 
Baugeldergeschäft  den  Hypothekenbanken  freizugeben.  Gerade  bei 
diesem  Geschäft  liegt  die  Gefahr  oft  sehr  nahe,  daß  die  Bank  zur 
Deckung  ihrer  Forderung  an  Kapital  und  Zinsen  das  beliehene  Ob- 
jekt übernehmen  muß.  Die  Übernahme  eines  ertraglosen  Grund- 
stückes ist  aber  für  die  Bank  stets  mit  Verlusten  verbunden.  Die 
Begründung  zum  Hypothekenbankgesetz  weist  zwar  darauf  hin,  daß 
die  Banken  diese  Gefahren  bisher  zu  vermeiden  gewußt  haben,  und 
daß  die  Bauhypotheken  sich  in  relativ  kurzer  Zeit  in  feste  Anlage- 
hypotheken umwandeln.  Die  große  Gefahr  solcher  Geschäfte  läßt 
sich  jedoch  nicht  wegleugnen.  Sie  verlangt  viele  Vorsicht  und  eine 
stetige  Eontrolle  der  Bank  über  die  Ausführung  des  Baues,  das  zu 
verwendende  Baumaterial  usw.,  sodaß  eine  Beschränkung  des  geföhr- 
lichen  Geschäftszweiges  wohl  berechtigt  war. 

Von  größter  Bedeutung  f&r  den  städtischen  Grundbesitz  ist  die 
im  Gesetz  völlig  durchgeführte  Beseitigung  des  Amortisationszwanges 
bei  städtischen  Hypotheken.  In  der  unterschiedlosen  Behandlung 
städtischen  und  ländlichen  Grundbesitzes  durch  die  preußische  Re- 
gierung zeigt  sich  eine  gänzliche  Verkennung  des  Realkreditgeschäfts. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  man  dem  städtischen  Grundbesitzer 
eine  Amortisationshypothek  aufzwingen  will,  wenn  er  sie  nicht  für 
zweckmäßig  hält  Die  Folge  einer  solchen  Bestimmung  ist,  daß  der 
Grundbesitzer  auf  die  Hilfe  der  Bank  verzichtet  und  dem  Institut 
die  Lösung  seiner  Aufgabe  unmöglich  gemacht  wird.    Es  ist  ebenso- 
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wenig  einleachtend,  daß  eine  Amortisationsbypothek  zur  Pfandbrief- 
deckung  mebr  geeignet  ist  als  eine  kündbare.  In  beiden  Fällen 
muß  das  Darlehen  in  gleicher  Weise  darch  den  Wert  des  Pfand- 
objektes gedeckt  sein.  Daß  das  Gesetz  für  Hypotheken  auf  länd- 
liche Qrondstficke  zum  Teil  einen  Amortisationszwang  beibehält,  ent- 
spricht den  tatsächlichen  Verhältnissen.  Die  von  den  Banken  auf 
lindliche  Liegenschaften  ausgegebenen  Darlehen  sind  fast  sämtlich 
amortisierbar.  Es  bedeutet  aber  einen  entschiedenen  Fortschritt  fCUr 
den  preußischen  Grundbesitz,  daß  das  Gesetz  das  Tilgungsminimum 
auf  V4  ^/o  reduziert  hat.  Wenn  es  auch  richtiger  gewesen  wäre,  die 
Höhe  der  jährlichen  Amortisationsrate  der  freien  Vereinbarung  der 
Bank  und  des  Schuldners  anheimzustellen  und  auf  ein  Minimum 
überhaupt  zu  verzichten,  so  kann  doch  die  festgesetzte  Höhe  der 
Quote  nicht  als  drückend  bezeichnet  werden. 

Die  im  Gesetz  geforderte  völlige  Klarstellung  der  Vertragsbe- 
dingungen, die  der  Schuldner  eingehen  muß,  sollte  eigentlich  selbst- 
rerständlich  sein.  Sie  entspricht  den  Anforderungen,  die  der  Ge- 
schäftsverkehr an  jeden  Geschäftsmann  stellt  und  die  niemand 
ungestraft  vernachlässigen  kann. 

Durch  die  Vorschrift  des  §  14,  nach  welchem  Hypothekendar- 
lehen auch  in  Pfandbriefen  ausgezahlt  werden  können,  fällt  für  die 
preußischen  Banken  die  Verpflichtung,  nur  Gelddarlehen  zu  gewähren, 
fort    Bisher  stand  es  nur  den  außerpreußischen  Instituten  frei,  die 
Form  des  Darlehns  beliebig  zu  wählen.    Für  den  Schuldner  ist  es 
imter  Umständen  ein  Vorteil,  sich  das  Darlehn  in  Pfandbriefen  aus- 
zahlen zu  lassen.    Er  übernimmt  zwar  dann  die  Schuldverschrei- 
bungen zum  Nennwert  und  hat  also,  wenn  der  Kurs  unter  Pari  steht, 
den  Eursverlust  zu  tragen.    Da  er  aber  seine  Schuld  in  gleicher 
Weise  wieder  zurückzahlen  kann,  so  ist  der  Verlust,  falls  der  Pfand- 
briefkurs inzwischen  nicht  gestiegen  ist,  nur  scheinbar.     Ist  der 
Kurs  gefallen,  so  erzielt  der  Schuldner  sogar  einen  Gewinn.    Die 
Bestimmung,  daß  er  nach  Wahl  ein  Pfandbriefdarlehen  auch  in  Geld 
zurückzahlen  kann,  hat  ihren  Grund  darin,  daß  früher  von  einigen 
Banken  dem  Schuldner  nicht  nur  das  Recht  vorbehalten,  sondern 
vielmehr  die  Pflicht  auferlegt  wurde,  das  Darlehen  in  Pfandbriefen 
zurückzuzahlen.    Stieg  nun  in  der  Zwischenzeit  der  Börsenpreis  der 
Pfandbriefe,  so  war  dem  Schuldner  die  Rückzahlung  des  Darlehens 
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nur  unter  schweren  Opfern  möglich.    Diese  Unzaträglichkeit  : 
durch  das  Oesetz  beseitigt. 

Wie  die  vorstehende  Erörterung  zeigt,  hat  sich  die  Lage  d 
Orundbesitzes  in  Preußen  nach  Erlaß  des  Hypothekenbankgeseta 
erheblich  verbessert  Die  Banken  sind  jetzt  imstande,  wie  soh 
früher  die  außerprenßischen  Institute,  allen  Anforderungen  ihi 
Schuldner  gerecht  zu  werden.  Dem  Orundbesitzer  selbst  ist  ( 
Möglichkeit  gegeben,  durch  eigene  Eontrolle  einer  Übervorteila 
seitens  der  Bank  entgegenzutreten. 

n.  Die  Interessen  der  Pfandbriefgläubiger. 

Der  Befriedigung  des  Hypothekarkreditbedürfnisses  der  st&d 
sehen  und  ländlichen  Orundbesitzer  steht  als  zweite  selbständi 
Aufgabe  der  Hypothekenbanken  die  Zusammenziehung  großer  Kapit 
massen  gegenüber.  Treten  die  Banken  nach  der  einen  Seite  hin  ] 
Kreditgeber  auf,  so  erscheinen  sie  auf  der  anderen  Seite  als  Sjred 
nehmer.  Sie  sind  somit  einerseits  Oläubiger  der  Orundbesitzer,  andr 
seits  Schuldner  der  Kapitalisten,  die  ihnen  zum  Zweck  der  Darlehi 
gewährung  ihr  Kapital  zur  YerfElgung  stellen.  Für  diese  Eapife 
gewäbrung  müssen  demi  Kapitalisten  selbstverständlich  besondc 
Vorteile  geboten  werden,  die  ihn  veranlassen,  sein  Oeld  fremd 
Personen,  an  denen  er  keinerlei  Interesse  hat,  zur  Verwertung 
überlassen.  Er  muß  einmal  sicher  erwarten  dürfen,  daß  ihm  8< 
Kapital  ungeschmälert  erhalten  bleibt,  er  muß  auf  spätere  Bü< 
gäbe  unbedingt  rechnen  können.  Dem  Kapitalisten  muß  zweite 
für  die  Oewährung  des  Kredits  eine  Vergütung  und  zwar  eine  m( 
liehst  hohe  und  sichere  Vergütung  in  O^stalt  von  Zinsen  in  Ai 
sieht  gestellt  werden.  Die  Erfüllung  dieser  beiden  Erfordernd 
würde  in  einer  Zeit  mit  relativ  geringer  Verwertungsmöglichkeit  c 
Kapitals  dem  Orundbesitzer  genügend  Mittel  in  Oestalt  von  hy] 
thekarischen  Darlehen  zuführen.  In  einer  entwickelten  Volkswi 
Schaft  jedoch,  die  mit  blühender  Industrie  und  ausgebildetem  Hand 
mit  der  Oründung  von  zahlreichen  wirtschaftlichen  Unternehmung 
die  Möglichkeit  der  Kapitalanlage  in  Aktien,  Obligationen  usw.  i 
unermeßliche  steigert  und  der  Spekulation  ein  weites  Feld  eröffii 
muß  noch  ein  drittes  Moment  zur  Sicherheit  und  Rentabilität  < 
Anlage  hinzutreten,  soll  dem  Orundbesitzer  das  notwendige  Le 
kapital  erhalten  bleiben:  die  ständige  Verfügbarkeit  über  das  ai 
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geliehene  Kapital.  Hat  ein  Kapitalist  sein  Vermögen  in  Hypotheken 
fefit  angelegt,  so  ist  es  ihm  unmöglich,  eine  gänstige  Eonjanktnr 
im  richtigen  Augenblick  wahrzunehmen  und  sein  Kapital  rentabler 
ni  Tenrerten,  d.  h.  sich  einen  höheren  Zinsgenaß  zn  yerschaflfen,  als 
ihm  eine  Hypothek  bieten  kann,  da  eine  Realisation  eines  in  Hypo- 
theken angelegten  Kapitals  stets  mit  Weitläofigkeiten  verbunden  ist 
Der  Gläubiger  muß  die  Kündigungsfrist  abwarten,  ehe  er  sein  Geld 
iQiäokerh&lt,  und  unter  Umständen  ist  dann  der  günstige  Zeitpunkt 
zur  besseren  Verwertung  verstrichen.  Daher  pflegt  gerade  in  Zeiten 
iofsteigender  Konjunktur  dem  Grundbesitz  wenig  Kapital  zuzu- 
fließen. Der  Mangel  der  ständigen  Verfügbarkeit,  der  die  Kapital- 
anlage in  Hypotheken  unbequem  macht,  tritt  in  solcher  Zeit  be- 
sonders scharf  hervor.  Diese  UnvoUkommenheit  der  Hypothek  ist 
Termieden  in  dem  sogenannten  Pfandbrief. 

Der  Pfandbrief  stellt,  eine  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
lautende  Schuldverschreibung  der  Bodenkreditanstalt  dar,   die  als 
IGttelgUed  zwischen  Grundbesitzer  und  Kapitalisten  eingeschoben 
vird.    Seine  Entstehung  fallt  in  das  letzte  Drittel  des  18.  Jahr- 
hondorts.    Der  Name  bedeutet  im  ursprünglichen  Sinne  bei   den 
»alten^  Landschaften  ein  übertragbares  Dokument,  das  mit  einem 
Pfandrecht  an  einer  bestimmten  Hypothek   ausgestattet  war.    Er 
hatte  somit  einmal  dieselbe  Sicherheit  wie  die  Hypothek  selbst    Er 
hatte  aber  andrerseits  vor  der  Hypothek  den  Vorzug,  daß  er  ohne 
besondere  Formalitäten  von  Hand  zu  Hand  übertragen  werden  konnte. 
Otmit  war  die  freie  Veräußerlichkeit  des  Hypothekenkapitals  her- 
gestellt,  da  der  Pfandbriefinhaber  sich   durch  einen  Verkauf  des 
Baineres  jederzeit  in  den  Besitz  des  baren  Geldes  setzen  konnte. 
Der  Charakter  des  Pfandbriefes  änderte  sich  aber  bald.    Die  Haftung 
eines  speziellen  Gutes  für  einen  bestimmten  Pfandbrief  wurde  be- 
seitigt   An  ihre  Stelle  trat  die  Gesamthafkung  sämtlicher  von  der 
Landschaft  erworbenen  Hypotheken  ffir  die  insgesamt  ausgegebenen 
Pfandbriefe.    Im  Fall  eines  Konkurses  stand  es  aber  dem  Pfand- 
briefinhaber firei,  sich  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  eine  dieser 
Hypotheken  in  Höhe  seiner  Forderung  überweisen  zu  lassen.    Da- 
dareh verlor  der  Pfemdbrief  seine  Natur  als  Hypothek  und  wurde 
zur  reinen  Schuldurkunde  der  Landschaft    Trotzdem  aber  blieb  die 
Baterielle  IKcherheit  dieses  nO^uen'^  Pfandbriefes  die  gleiche  wie  die 
der  „alten*^,  da  die  Landschaften  nicht  mehr  Pfandbriefe  ausgeben 
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durften,  als  sie  Hypotheken  im  gleichen  Werte  schon  vorher  erworben 
hatten.  Die  materielle  Sicherstellung  des  Pfandbriefgläubigers  be- 
ruhte einmal  auf  diesem  Gleichgewicht  der  Schuldverschreibungen 
und  der  als  Deckung  dienenden  Hypothekenforderungen,  zweitens 
auf  den  strengen  und  genau  kontrollierten  Tazvorschriften,  nach 
welchen  die  Landschaften  arbeiteten,  und  die  eine  Beleihung  über 
den  wahren  Wert  der  Pfandobjekte  nach  Möglichkeit  ausschlössen. 
Da  die  Landschaften  sich  auf  die  Vermittelung  des  Realkredits 
beschränkten,  so  war  es  ausgeschlossen,  daß  die  erworbenen  Hypo- 
theken f^r  sonstige  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  haftbar  ge- 
macht werden  konnten. 

Die  Idee  des  Pfandbriefsystems  ist  auch  von  den  Hypotheken- 
banken übernommen  worden.  Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  die 
Pfandbriefe  der  Aktiengesellschaften  in  Preußen  dem  Kapitalisten 
dieselben  Vorzüge  bieten  wie  die  der  Landschaften.  Bezüglich  der 
fireien  Veräußerlichkeit  ist  dies  ohne  weiteres  zu  bejahen.  Die  Sicher- 
stellung der  Pfandbriefgläubiger  bei  den  Aktiengesellschaften  ist 
aber  eine  wesentlich  andere  als  bei  den  Landschaften,  sie  ist  auch 
keineswegs  bei  allen  Instituten  gleich.  Sie  ist  einmal  abhängig  von 
dem  wahren  Wert  der  als  Unterpfand  dienenden  Hypotheken,  zweitens 
von  den  Bechten,  welche  die  Gläubiger  an  den  Unterlagen  haben. 
Diese  zweite,  die  formelle  Sicherheit,  ist  bei  den  Hypothekenaktien- 
banken deshalb  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil  diese  Gesellschaften 
im  Gegensatz  zu  den  Landschaften  neben  den  Realkreditgeschäften 
auch  noch  sonstige  Bankgeschäfte  treiben.  Den  Charakter  des 
„Pfandbriefes^  in  dem  Sinne,  daß  mit  dem  Besitz  der  Urkunde  ein 
Pfandrecht  an  einem  bestimmten  Wertobjekt  verbunden  ist,  haben 
jsämtliche  Hypothekenbankpfandbriefe  mehr  oder  weniger  verloren. 
Am  meisten  Ähnlichkeit  mit  den  Landschaftspfandbriefen  haben  die 
Schuldverschreibungen  der  englischen  Hypothekenbanken.  In  Eng- 
land 1)  müssen  die  von  den  Hypothekenbanken  erworbenen  Sicher- 
heiten, soweit  auf  Grund  derselben  Pfandbriefe  ausgegeben  werden 
sollen,'  zum  Eintrag  in  ein  öffentliches  Buch  (Register  of  Securities) 
angemeldet  werden.  Ein  solches  Buch  wird  für  jede  Gesellschaft 
bei  der  Office  of  Land  Registry,  einer  durch  das  Gesetz  vom  29.  Juli 
1862  zur  Beurkundung  der  Rechtsverhältnisse  an  Grund  und  Boden 
eingesetzten  Behörde,  geführt.    Zum  Zweck  der  Eintragung  sind  die 

1)  Drucksachen  des  deutschen  Reichstags  1879.    Aktenstück  50. 
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über  die  Sioherheitsbestellang  errichteten  Urkanden  und  eine  von 
einem  amtlioh  bestätigten  Taxator  aufgestellte  Abschätzung  der  frag- 
lichen Grandstücke  zu  überreichen.  Aus  der  Taxation  muß  sich  er- 
geben, daß  das  gewährte  Darlehen  zwei  Drittel  des  Wertes  des  zur 
Sicherheit  verpfändeten  Grundstücks  nicht  übersteigt  Die  von  der 
Gesellschaft  ausgefertigten  Pfandbriefe  sind  vor  ihrer  Ausgabe  eben- 
falls bei  dem  OfBce  of  Land  Registry  vorzulegen.  Hier  wird  ein 
zweites,  gleichfalls  öffentliches  Buch,  das  Pfandbriefregister,  geführt, 
in  welches  die  sämtlichen  Pfandbriefe  eingetragen  werden.  Auf  der 
Urkunde  wird  der  Tag  der  Vorlegung  und  die  Seitenzahl  der  Ein- 
tragung in  das  Register  vermerkt  Ein  Pfandbrief,  der  diesen  Ver- 
merk nicht  trägt,  gewährt  dem  Besitzer  keinerlei  Rechte  an  den 
registrierten  Sicherheiten.  Dagegen  haften  diese  ausschließlich  für 
die  Kapital-  und  Zinsansprüche  der  Besitzer  der  eingetragenen  Pfand- 
briefe. Jede  Verfügung  darüber  seitens  der  Bank  zu  anderen  Zwecken 
ist  unzulässig  und  hat  keine  rechtliche  Wirkung.  In  dieser  Ein- 
richtung ist  den  englischen  Pfandbriefbesitzem  eine  formelle  Sicher- 
heit garantiert  Die  materielle  ist  auch  hier  wie  in  jedem  Fall  von 
der  Zuverlässigkeit  der  Bewertung  der  Pfandobjekte  abhängig. 

In  Deutschland  ist  schon  vor  Erlaß  des  Reichshypothekenbank- 
gesetzes zweimal  (in  den  Jahren  1879/SO)  der  Versuch  gemacht 
worden,  die  Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger  durch  Gewährung 
eines  Faustpfandrechtes  an  den  Deckungshypotheken  einheitlich  zu 
gestalten.  Der  Versuch  ist  aber  beidemal  gescheitert.  Den  deutschen 
Einzelstaaten  war  jedoch  durch  §  17  des  Einführungsgesetzes  zur 
Eonkursordnung  die  Möglichkeit  gegeben,  durch  Spezialgesetze  den 
Ffandbriefinhabem  ein  solches  Faustpfandrecht  zu  gewähren.  Von 
dieser  Befugnis  haben  auch  verschiedene  Staaten  Gebrauch  gemacht, 
so  Sachsen-Eobnrg-Gotha  nach  dem  Zusammenbruch  der  Grund- 
kreditbank in  Gotha  durch  Gesetz  vom  4.  April  1885,  so  Baden, 
Mecklenburg  u.  a.  m. 

Eine  dritte  Möglichkeit,  den  Pfandbriefgläubigem  eine  formelle 
Sicherstellung  ihrer  Forderungen  zu  garantieren,  besteht  in  der  Ge- 
währung eines  allgemeinen  oder  speziellen  Vorzugsrecht  im  Eonkurse. 
Diesen  Weg  haben  Osterreich,  Frankreich  und  seit  1900  das  Deutsche 
Reich  eingeschlagen.  Das  Vorzugsrecht  sichert  den  Pfandbrief- 
inhabem  eine  vorzugsweise,  abgesonderte  Befriedigung  aus  den  er- 
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worbenen  Hypothekenforderungen  und  allen  sonstigen  zur  Pfand- 
briefdeckung bestimmten  Werten. 

Die  preußische  Regierung  bat  weder  ?on  der  Befugnis  des  §  1 7 
des  Einführungsgesetzes  zur  Eonkursordnung  Gebrauch  gemacht, 
trotzdem  sie  selbst  bei  Beratung  der  Eonkursordnung  den  Antrag 
auf  Aufnahme  des  §  17  in  das  EinfBbrungsgesetz  gestellt  hatte  Oi 
noch  eine  sonstige  formelle  Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger 
versucht.  Einige  preußische  Banken  haben  sich  zwar  bemüht,  diesen 
Mangel  dadurch  abzustellen,  daß  sie  Bestimmungen  in  ihre  Statuten 
aufnahmen,  nach  welchen  die  erworbenen  Hypothekenforderungen 
allein  zur  Deckung  der  Pfandbriefe  dienen  sollen,  oder  sogar  eine 
vom  sonstigen  Geschäftsbetrieb  abgesonderte  Aufbewahrung  der 
Hypotheken  versprochen  wird.  ^)  Doch  ist  diesen  statutarischen  Be* 
Stimmungen  eine  rechtliche  Bedeutung  nicht  beizumessen,  da  nach 
§  3  EO.  ein  Anspruch  auf  abgesonderte  Befriedigung  ans  Gegen- 
standen, die  zur  Eonkursmasse  gehören,  nur  in  den  von  diesem  Ge- 
setz ausdrücklich  zugelassenen  Fällen  geltend  gemacht  werden  kann. 

Die  preußische  Regierung  hat  sich  darauf  beschränkt,  in  ihren 
Normativbestimmungen  eine  materielle  Sicherstellung  der  Gläubiger 
zu  erstreben.  Sie  vertrat  die  Ansicht,  daß  es  richtig  sei,  eine  for- 
melle Sicherheit  auf  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  herbeizu- 
führen, da  der  größte  Teil  der  deutschen  Hypothekenbanken  ihre 
Tätigkeit  über  das  ganze  Reich  hin  ausdehnen  und  ihre  Pfandbriefe 
ebenfalls  im  ganzen  Reiche  kursieren.  ^)  Die  Hauptgefahr  der  Pfand- 
briefbesitzer lag  auch  ihrer  Ansicht  nach  nicht  in  dem  Mangel  eines 
juristischen  Anspruches  an  den  Unterlagen,  sondern  in  dem  Mangel 
einer  absolut  zuverlässigen  Bewertung  der  beliehenen  Liegenschaften. 
Deshalb  entzog  sie  den  Banken  die  eigene  freie  Wertermittelung 
und  schrieb  ihnen  vor,  die  Beleihungen  nach  dem  Steuerreinertrag 
bezw.  Feuerkassenwert  vorzunehmen. 

Im  vorigen  Abschnitt  wurde  zu  zeigen  versucht,  daß  dieser 
Wertmaßstab  selten  zuverlässig  war  und  dem  Interesse  der  kredit- 
suchenden Grundbesitzer  nicht  entsprach.    Ebensowenig  aber  ent- 

1)  Stenographische  Berichte  der  Yerhandlongen  des  Abgeordneten* 
haases.  Sitzung  Yom  30.  Oktober  1877.  Landwirtschaftsminister  Dr.  Frixpbnthal. 

2)  Z.  B.  Preußische  Centralbodenkredit-Aktiengesellschaft.  Statuten  §  81. 

3)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses^ 
Sitzung  vom  30.  Oktober  1877. 


Die  Yolksirirtschaftl.  Wirkangen  der  Hypothekenbankpolitik  in  Preuiten.  65 

sprach  er  dem  ihm  von  der  RegieruDg  zugedachten  Zweck,  eine  zn 
hohe  Bewertung  zu  verhindern.  Wurde  bei  der  Einschätzung  zur 
Grund-  und  Gtobäudesteuer  auf  der  einen  Seite  eine  möglichst  nie- 
drige Taxe  angestrebt,  um  eine  möglichst  geringe  Steuer  zahlen  zu 
müssen,  so  drängte  andrerseits  das  Ereditbedflrfiiis  der  Grundbesitzer 
auf  eine  künstliche  Erhöhung  der  Einschätzung.  Die  Gebäudesteuer- 
taxe war  ganz  unbrauchbar,  weil  sie  auf  den  Erträgen  einer  weit 
zurückliegenden  Zeit  beruhte.  Nach  der  ersten  Bevision  1880  wurde 
der  Wert  der  Gebäude  auf  Grund  der  Mieterträge  der  Jahre  1870 
bis  1880  festgestellt  Bei  der  Bevision  ergab  sich  eine  enorme 
Steigerung  der  Mieterträge  gegen  die  vorhergehende  Periode.  Be- 
ruhte diese  Steigerung  zum  Teil  auf  der  natürlichen  Entwickelung 
der  Städte  und  entsprach  somit  dem  wirklichen  Wert  der  Objekte, 
so  war  sie  zum  Teil  doch  auch  auf  die  betrügerischen  Manöver  der 
Bauspekulanten  zurückzufahren.  Goldsghmidt  0  sftgt  hierüber: 
«Diese  Beleihungsgrenze  (der  zehnfache  Nutzungswert)  deckte  sich 
aber  keineswegs  mit  der  ihr  zugrunde  liegenden  Bestimmung,  eine 
erhebliche  Überdeckung  der  Beleihungsobjekte  über  die  zur  Sicherung 
für  die  Darlehen  bestimmte  Maximalsicherheit  zu  schaffen.  In  Wirk- 
lichkeit gingen  die  Darlehen  nach  jenem  Maßstab  oft  weit  über  die 
Beleihungswertgrenze  hinaus,  da  der  Nutzungswert  auf  einer  über- 
spannten Konjunktur  beruhtet  Handelte  es  sich  um  die  Beleihung 
neuerrichteter  (Gebäude,  so  versagte  der  Gebäudesteuernutzungswert 
ganz.  Es  wurde  dann  ein  mutmaßlicher  Nutzungswert  zugrunde 
gelegt,  der  bei  der  enormen  Mietsteigerung  Anfang  der  70er  Jahre 
leicht  zu  hoch  angesetzt  werden  konnte,  sodaß  er  zwar  den  augen- 
blicklichen Mieterträgen  entsprach,  auf  die  Dauer  sich  aber  nicht  hielt. 
Gleich  ungeeignet  zur  Verhinderung  zu  hoher  Beleihungen  war 
der  Feuerkassenwert  als  Wertmaßstab.  Paul  VoiaT^)  konstatiert 
für  Berlin  eine  regelmäßige  und  anscheinend  systematische  Über- 
versicherung fast  aller  auf  Spekulation  und  zum  Zweck  baldiger 
Weiterveräußerung  erbauten  Gebäude,  nicht  nur  bei  Versicherungs- 
aktiengesellschaften, sondern  auch  bei  der  städtischen  Feuersozietät 
m  Berlin.    Zum  gleichen  Ergebnis  kommt  Goldschmidt.  3)    Die 

1)  GoLDeoHmDT,  Ztur  Kritik  der  deatschen  Hypotheken  banken,  in  Sgex ollbbs 
Jakrbncli  1901  a.  a.  0.  pag.  1025ff. 

2)  a.  a.  0.  S.  12. 

3)  a.  a.  0.  S.  t025ff. 

?rink«n,  nypofhekoibAnkea.  5 
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staatliche  Aufsicht  konnte  tTberleihongen  aach  nicht  yerhindem. 
Gingen  die  von  den  Banken  gewährten  Darlehen  nicht  über  das  fest- 
gesetzte Vielfache  des  Steuerreinertrages  hinaus,  so  war  der  Auf- 
sichtsbehörde die  Möglichkeit  einer  weiteren  Prüfung  der  Taxe  ge- 
nommen. Im  übrigen  betrachtete  die  Regierung  diese  Eontrolle 
nur  als  ein  Becht,  nicht  aber  als  Pflicht 

Es  war  also  durch  die  alten  Normati?bestimmungen  von  1863 
eine  Schädigung  der  Pfandbriefgläubiger  keineswegs  ausgeschlossen. 
Die  Vorschriften  gewährten  ihnen  weder  materielle  noch  formelle 
Sicherheit  Die  neuen  Normati?bestimmungen  von  1893  brachten 
auf  diesem  Gebiete  einen  Fortschritt,  obgleich,  wie  die  Bankkata- 
strophen Ton  1900  ff.  zeigen,  auch  jetzt  ?on  einer  absoluten  Sicher- 
heit nicht  gesprochen  werden  kann.  Es  war  aber  sicherlich  ein  be- 
deutender Fortschritt,  daß  ausschließlich  den  Leitern  der  Institute 
jetzt  die  Verantwortung  übertragen  wurde,  die  bisher  eigentlich  nie- 
mand, weder  Staat  noch  Direktion,  getragen  hatte.  Hatte  die  Re- 
gierung wiederholt  jede  Verantwortung  oder  Aufsichtspflicht  abge- 
lehnt, so  beriefen  sich  die  Leiter  der  Banken  bei  Verlusten  auf  die 
genaue  Befolgung  der  Normati?bestimmungen,  die  ihnen  eine  eigene 
Prüfung  der  Pfandobjekte  erließen.  Die  Bestimmungen  des  §  3  der 
neuen  Normativbestimmungen  entsprechen,  wenn  sie  befolgt  werden, 
allen  Anforderungen,  die  der  Pfandbriefgläubiger  an  das  Beleihungs- 
Terfahren  stellen  kann.  DafQr,  daß  sie  befolgt  werden,  sollten  die 
Vorschriften  der  §§  8,  9,  10,  11  eine  Garantie  bieten.  Diese  Hoff- 
nung hat  sich  als  trügerisch  erwiesen.  Auch  die  detailiertesten  Be- 
stimmungen über  Aufstellung  der  Bilanz,  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung usw.  können  ein  unsolides  Verfahren  der  Bank  und  Verluste 
der  Pfandbriefgläubiger  nicht  verhindern,  so  lange  eine  Eontrolle 
und  Nachprüfung  der  Beleihungsobjekte  im  einzelnen  nicht  möglich 
ist  Die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  des  §  3  der  neuen  Nor- 
mativbestimmungen kann  nach  dem,  was  oben  über  die  Zuver- 
lässigkeit des  Steuerreinertrags  gesagt  ist,  als  eine  solche  Prüfung 
und  Eontrolle  nicht  betrachtet  werden. 

Das  Resultat  unserer  Untersuchung  über  die  Interessenvertretung 
der  Pfandbriefgläubiger  durch  die  preußische  Hypothekenbankpolitik 
ist  also  ebenfidls  ein  negatives.  Die  Bestrebungen  der  preußischen 
Regierung  zum  Schutz  der  Pfandbrief  gläubiger  haben  sich  als  gänz- 
lich unwirksam  erwiesen.    Sie  haben  nur  dazu  gedient,  die  Pfand- 
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briefbesitzer  über  den  Wert  ihres  Pfandbriefes  zn  täuschen.  Wenn 
auch  die  Begierong  eine  Verpfliohtnng  zur  steten  Eontrolle  nicht 
anerkannt  hat,  so  genügte  doch  schon  das  Torbehaltene  Aufsichts- 
recht, um  den  Gläubiger  in  Sicherheit  zu  wiegen  und  ihm  die  eigene 
Kontrolle  als  unnötig  erscheinen  zu  lassen. 

Das  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  nimmt  den  Pfand- 
briefgläubigem das  Gefühl  der  Selbstverantwortlichkeit  in  noch  viel 
höherem  Maße  als  die  preußischen  Bestimmungen.  Die  bei  der  Wert- 
ermittelung zu  beobachtenden  Grundsätze  unterliegen  auch  fernerhin 
der  Aufsicht  der  Behörde.  Der  ganze  Geschäftsbetrieb  untersteht 
der  Kontrolle  eines  Staatskommissars.  Der  staatlich  bestellte  Treu- 
händer ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  ausgegebenen  Pfand- 
briefe jederzeit  durch  Hypotheken  in  gleichem  Betrage  gedeckt  sind. 
Da  mag  man  noch  so  oft  betonen,  daß  auch  durch  diese  bis  ins 
kleinste  gehende  staatUche  Aufsicht  eine  Garantie  für  Sicherheit  der 
Pfandbriefe  nicht  geboten  werden  kann,  dadurch  wird  man  das  Yer- 
trauen  des  Pubhkums  zu  seiner  Behörde  nicht  erschüttern.  Das 
deutsche  Volk  kann  sich  schwer  von  dem  Gedanken  trennen,  in 
seiner  Begierung  seinen  natürlichen  Beschützer  zu  sehen.  Das  Hypo- 
thekenbankgesetz trägt  dazu  bei,  dies  Gefähl  noch  zu  stärken,  da- 
durch, daß  es  der  eigenen  Tätigkeit  der  Pfandbriefgläubiger  keinen 
Baum  läßt  und  ihnen  die  Sorge  für  die  Sicherheit  ihres  Kapitals 
ganz  abnimmt  Kein  Wunder,  daß  nach  der  Bankkatastrophe  von 
1900  Verschärfung  der  Staatsaufsicht  verlangt  wurde.  Der  Erfolg 
dieser  Hilferufe  war  in  Preußen  die  Einführung  des  Bankinspektors. 
Die  preußische  Begierung  hat  im  Gegensatz  zu  den  süddeutschen 
Staaten  diese  Form  gewählt,  weil  sie  fürchtete,  daß,  wenn  bei  den 
einzelnen  Instituten  Bankkommissare  ernannt  würden,  noch  mehr 
als  bisher  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  werden  müßte,  daß  einzelne 
Institute  durch  den  Hinweis  auf  die  ständige  Kontrolle  das  Publi- 
kum über  eine  unsolide  Geschäftsführung  hinwegtäuschten.  Aber 
schon  der  Begierungskommissar  Holterüann  weist  in  der  Sitzung 
des  preußischen  Abgeordnetenhauses  vom  21.  März  1901  ^)  darauf 
hin,  daß  ein  wesentlicher  unterschied  zwischen  den  beiden  Kontroll- 
organen nicht  bestehe. 

Die  Tätigkeit  des  Bankinspektors  und  Bankkommissars   ent- 


i)  Stenographische  Berichte  S.  3774. 
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spiidit  in  der  Hauptsache  der  Aufgabe  des  Anfsiohtsrates  ^)  der 
Aktiengesellschaften,  sie  besteht  in  der  Überwachung  der  Gtoschäfts- 
f&hmng  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung.  Wohl  kein  Institut  ist 
in  den  letzten  Jahren  so  häufig  in  Presse  und  Broschflrenlitteratur 
angegrüBTen  worden  wie  der  Aufsichtsrat  der  Aktiengesellschaften, 
und  oft  nicht  mit  unrecht  Die  Orttnde  ffir  die  Verfehlungen  der 
Aufsiohtsratsmitglieder  liegen  jedoch  nicht  in  dem  Institut  selbst, 
sondern  in  den  Personen,  die  mit  dem  verantwortungsvollen  Amt 
betraut  waren.  Die  Wahl  des  Aufsichtsrates  erfolgt  durch  die 
Oeneralversammlung  der  Aktionire,  von  denen  man  annehmen  sollte, 
daß  sie,  da  sie  ja  in  erster  Linie  an  dem  guten  Bestand  der  Oe- 
sellschaft  interessiert  sind,  bei  der  Wahl  des  Aufsichtsorganes  mit 
größter  Vorsicht  zu  Werke  gingen.  Daß  dem  jedoch  nicht  so  ist, 
steht  fest  Die  Hoffiiung,  daß  die  Aktionäre  nach  den  in  den  letzten 
Jahren  gemachten  Erfahrungen  sich  in  Zukunft  ernsthafter  darum 
kflmmem,  wie  der  Aufsichtsrat  zusammengesetzt  ist,  insbesondere 
aber  Personen  umfaßt,  die  fOr  die  gestellten  Aufgaben  als  sachver- 
ständig gelten  können,  erscheint  zwar  als  Utopie.  Das  Interesse  der 
meisten  Aktionäre  erschöpft  sich  in  der  Ho&ung  auf  reiche  Divi- 
dende, und  erst  bei  Ausbruch  eines  Konkurses  erinnern  sie  sich,  daß 
sie  eigentlich  auch  Pflichten  übernommen  haben.  So  werden  den 
Aktiengesellschaften  oft  Elemente  als  Aufsichtsratmitglieder  zugefQhrt, 
denen  die  Fähigkeit  zur  Ausübung  ihrer  Aufgabe  gänzlich  fehlt 
Mit  der  Unkenntnis  ihrer  Pflichten  verbindet  sich  ein  Mangel  des 
Gefühles  ihrer  großen  Verantwortung.  Sie  beziehen  hohe  Tantiemen 
und  lassen  im  übrigen  den  Vorstand  schalten  und  walten.  2) 


1)  §  246  des  HandelsgesetzbOches;  §  4  des  HypothekenbankgoBetses. 

2)  Beim  Zusammenbrach  der  Preußischen  Hypothekenaktienbank  haben 
die  gerichtlichen  Verhandlungen  ergeben:  1.  Es  sind  gesetzlich  und  statata- 
risch  Yerbotene  Geschäfte  gemacht  worden  und  auch  solche,  die  zum  Teil 
unsinnig  zu  nennen  sind.  2.  Der  Aufsichtsrat  hat  sich  um  die  Bilanz  und 
ihre  Unterlagen  wie  überhaupt  um  die  Art  des  Geschäftsbetriebs  absolut  nicht 
gekfimmert  und  infolgedessen  Bilanzen  unterschrieben,  deren  Unrichtigkeit 
auch  bei  Anwendung  der  geringsten  Sorgfalt  erkennbar  gewesen  wftre.  3. 
Der  Aufsichtsrat  hat  so  gut  wie  keine  Revisionen  Yorgenommen.  4.  In  bezug 
auf  einzelne  frühere  und  jetzige  Mitglieder  des  Aufsichtsras  liegen  noch  yiel 
gravierende  Umst&nde  vor,  aus  denen  hervorgeht,  daß  sie  die  Lage  der  Bank 
seit  Jahren  kennen  mußten.  5.  Einzelne  frühere  und  jetzige  Mitglieder  des 
Aufsichtsrats  haben  durch  ihre  Manipulationen  dazu  beigetragen,  den  jetzigen 
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Das  Hypotbekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  scheint  mit  der 
Unfähigkeit  des  Aufsichtsrates  zu  rechnen.  Neben  dem  hochbesol- 
deten privaten  Eontrollorgan  führt  es  f&r  die  Hypothekenbanken  den 
mit  den  gleichen  Befugnissen  ausgestatteten  Bankkommissar  bezw. 
-Inspektor  ein«  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  hierdurch  das  Gef&hl 
der  großen  Verantwortung,  die  der  Aufsichtsrat  übernimmt,  nicht 
gestärkt  wird.  Mit  den  technischen  Schwierigkeiten,  die  der  Aus- 
übung einer  wirksamen  Eontrolle  entgegenstehen,  hat  der  Staats- 
kommissar ebenso  zu  kämpfen  wie  das  Organ  der  Aktionäre.  Eine 
Bürgschaft  für  durchaus  solide  Geschäftsfülurung  können  beide  nicht 
übernehmen.  Daher  erscheint  die  Bestellung  eines  staatlichen  Auf- 
sichtsorganes  überflüssig,  ja  sogar  schädlich,  da  sie  nur  dazu 
beitragt,  die  öflfentlicbe  Meinung  zu  täuschen.  Wenn  Aktionäre  und 
Aufsichtsrat  ihre  Pflichten  vernachlässigen,  so  kann  es  doch  nicht 
Aufgabe  des  Staates  sein,  für  sie  einzutreten  und  eine  Pflichtver- 
letzung noch  zu  erleichtem. 

Als  zweites  staatliches  Eontrollorgan  führt  das  Hypothekenbank- 
gesetz das  Institut  des  Treuhänders  ein.  Im  ersten  Entwurf  zum 
Gesetz  war  dies  Organ  als  Vertreter  der  Pfandbriefgläubiger  gedacht 
Seine  Bestellung  sollte  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend 
die  gemeinsamen  Rechte  der  Inhaber  von  Schuldverschreibungen, 
durch  eine  Versammlung  der  Pfandbriefgläubiger  erfolgen.  Durch 
Eommissionsbeschluß  wurde  jedoch  dieser  Vertreter  der  Pfandbrief- 
gläubiger in  einen  durch  die  Aufsichtsbehörde  zu  ernennenden  staat- 
lichen Beamten  umgewandelt  Als  Grund  hierfftr  wurde  geltend  ge- 
macht, daß  das  Interesse  der  Pfandbriefbesitzer  an  einer  solchen 
Versammlung,  in  der  es  sich  nur  um  die  Bestellung  eines  Vertreters 
handele,  sehr  gering  sein  werde,  sodaß  die  nötige  Zahl  von  Teil- 
nehmern meist  von  der  Bank  selbst  zur  Teilnahme  werde  veranlaßt 
werden  müssen.  Dadurch  würde  der  Bank  also  eine  Beeinflussung 
der  Wahl  ermöglicht  M 

Auch  hier  tritt  also  der  Staat  wieder  für  die  Interesselosigkeit 
des  Publikums  ein.  Die  Schaffung  eines  besonderen  Organs  zur 
Überwachung  des  vorschriftsmäßigen  Deckungsverhältnisses  zwischen 
Pfandbriefen  und  Hypotheken  war  durch  die  Bestellung  eines  Ab- 

ZMtand    der   Bank  herbeiiafOhren.    Dentscher   Ökonomist   Jahrgang  XIX, 
Kr.  942  S.  10. 

t)  Kommissionsbericht  S.  2169. 
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sonderuDgsrechts  an  den  Decknn^werten  bedingt.  Wie  weit  jedoch 
die  Befugnisse  und  Pflichten  dieses  Organs  gehen  sollten,  erschien 
zweifelhaft.  Im  ersten  Entwurf  des  Gesetzes  war  dem  Vertreter  der 
Gläubiger  auch  eine  materielle  Prüfung  der  Deckungshypotheken 
vorbehalten.  Ein  Eommissionsantrag  trat  dieser  Anschauung  mit 
Becht  entgegen.  Eine  solche  Eontrolle  würde  zu  großer  Belastung 
des  Vertreters  und  der  Bank  führen ,  ohne  ihren  Zweck  zu  erreichen. 
Der  Antrag  forderte  völlige  Beseitigung  der  materiellen  Prüfung. 
Hiergegen  wandte  sich  ein  zweiter  Antrag,  der  einen  Mittelweg  ein- 
schlug. Er  ging  davon  aus,  daß  die  Wertermittelnng  für  die  Sicher- 
heit der  Pfandbriefe  zu  wichtig  sei,  um  der  Prüfung  gänzlich  ent- 
zogen zu  sein.  Daher  sollte  der  Treuhänder  wenigstens  prüfen,  ob 
bei  der  Wertermittelung  die  von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigten 
Taxvorschriften  befolgt  sind,  nicht  aber,  ob  der  angenommene  Wert 
dem  wirklichen  Wert  des  Pfandobjektes  entspricht.  In  diesem  Sinne 
hat  auch  die  Kommission  entschieden. 

Die  praktische  Durchführung  seiner  Aufgabe  ermöglicht  das 
(besetz  dem  Treuhänder  dadurch,  daß  es  ihm  das  Becht  gibt,  die 
Hypothekendokumente  unter  seinem  Verschluß  zu  verwahren,  wo- 
durch den  Banken  eine  Verfügung  [über  die  Deckungswerte  regel- 
mäßig genommen  wird.  Zur  Herausgabe  von  solchen  Werten  aus 
dem  gemeinsamen  Verschluß  ist  der  Treuhänder  nur  berechtigt,  so- 
weit die  verbleibenden  Hypotheken  und  Wertpapiere  zur  Pfandbrief- 
deckung noch  genügen  oder  die  Bank  eine  andere  vorschriftsmäßige 
Deckung  beschafft  (§31,2).  Diese  Vorschrift  erleidet  jedoch  eine 
Ausnahme.  Bedarf  nämlich  die  Bank  einer  Hypothekenurkunde  nur 
zu  vorübergehendem  Gebrauch,  so  hat  der  iSreuhänder  sie  heraus- 
zugeben, ohne  daß  die  Bank  verpflichtet  ist,  eine  andere  Deckung 
zu  schaffen  (§31^  3).  Diese  vorübergehende  Aufgabe  des  Mitver- 
schlusses seitens  des  Treuhänders  kann  zum  Zwecke  der  Prozeß- 
führung, Beteiligung  an  einer  Zwangsversteigerung  oder  Zwangsver- 
waltung  usw.  erforderlich  sein,  i)  Der  Verzicht  auf  eine  Ersatz- 
deckung  ist  nach  der  Begründung  ^)  dadurch  gerechtfertigt,  daß  durch 
die  Herausgabe  der  Urkunde  allein  das  Vorzugsrecht  der  Pfand- 
briefgläubiger nicht  berührt  wird.    Beim  Zusammenbruch  der  Preu- 

1)  GÖPPBBT,  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899,  Berlin  (Guttxntag) 
1900,  S.  65. 

2)  8.  948. 
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ßisehen  Hypothekenbank  hat  sich  jedoch  heransgestellt,  daß  das 
Voizügsrecht  in  diesem  Fall  sehr  wohl  alle  Bedentang  verliert  Anf 
Grand  des  §  31, 3  hat  der  Vorstand  dieses  Instituts  im  Dezember 
1900  dem  Treuhänder  einen  Betrag  von  etwa  25  Mill.  M.  abverlangt  0 
Dief  Dokumente  wurden  aber  nicht  zu  dem  angegebenen  Zweck  be- 
natzt, sondern  teils  lombardiert,  teils  zediert,  ohne  daß  der  Treu- 
händer davon  erfuhr  und  ihm  die  Lombard-  bezw.  Zessionsurkunden 
eingehändigt  worden  wären.  Diese  Verfügung  war  den  Pfandbrief- 
gläubigem  gegenäber  natürlich  wirksam,  sodaß  diese  um  den  inso- 
weit veruntreuten  Betrag  geschädigt  waren. 

Da  sich  die  Entnahme  von  Urkunden  zu  vorübergehendem  Ge- 
brauch ohne  Hinterlegung  anderer  Deckung  nicht  wohl  vermeiden 
läßt,  so  erscheint  das  Verlangen  nicht  ungerechtfertigt,  daß  die 
Dokumente  nicht  der  Bankleitung,  sondern  dem  Gericht  oder  dem 
Notar  direkt  übergeben  werden.  Dadurch  würde  der  Treuhänder  die 
Gewißheit  erhalten,  daß  ein  Mißbrauch  der  Urkunden  ausgeschlos- 
sen ist  2) 

Eine  Schädigung  der  Pfandbriefgläubiger  erscheint  noch  in  einem 
zweiten  Fall  nicht  unmöglich.  Dienen  nämlich  Hypothekenforde- 
rungen als  Pfandbriefdeckung,  über  die  ein  Hypothekenbrief  nicht 
ausgestellt  ist  (Buchhypotheken  BGB.  §  11 16  ff.),  so  ist  der  Treu- 
händer nicht  in  der  Lage,  eine  unrechtmäßige  Verfügung  über  diese 
Guthaben  zu  verhindern.  Nach  §  873  CPO.  ist  zur  Verpfändung 
einer  solchen  Hypothek  nur  eine  Eintragung  in  das  Grundbuch  er- 
forderlich. Durch  den  Pfandungseintrag  erlangt  der  pfandende  Gläu- 
biger ein  Vorrecht  vor  dem  Pfandbriefbesitzer.  Hier  versagt  also 
die  Eontrolle  des  Treuhänders  und  der  einzige  Schutz  der  Pfand- 
briefgläubiger besteht  in  den  Strafvorschriften  der  §§  37  ff. 

Die  Sicherheit  der  Pfandbriefe  ist  also  auch  nach  dem  Hypo- 
thekenbankgesetz keineswegs  garantiert.  Dies  Resultat  fährt  zu  der 
Frage,  wie  ein  wirksamer  Schutz  der  Pfandbriefgläubiger  zu  erreichen 
seL  Ich  glaube,  ein  solcher  Schutz  durch  den  Staat  ist  überhaupt 
nicht  möglich.  Der  Eardinalpunkt  der  ganzen  Hypothekenbankfrage 
ist  die  Bewertung  der  Pfandobjekte.  Die  Geschichte  der  preußischen 
Hypothekenbankpolitik  hat  gezeigt,  daß  eine  schablonenhafte  Taxie- 
rung nach  bestinmiten  Wertmaßstäben  ungeeignet  ist.    Es  liegt  im 

1)  Dentscher  Ökonomist  Nr.  942,  Jahrgang  XIX,  S.  9. 

2)  Deutscher  Ökonomist  Jahrgang  XIX,  Nr.  943  S.  23. 
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Interesse  aller  Beteili^n,  daß  die  individuellen  Eigenschaften  der 
Pfandobjekte,  die  allein  ausschlaggebend  sind,  genügend  Berück- 
sichtigung finden.  Die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  haben  dargelegt, 
daß  auch  die  freie  Taxe  nicht  als  durchaus  zuverlässig  gelten  kann. 
Die  Katastrophe  des  Jahres  1900  hat  eine  Unzahl  von  Vorschlägen 
zur  Besserung  des  Taxwesens  hervorgerufen.  Die  meisten  gipfelten 
in  der  Forderung,  den  Banken  die  eigene  Bewertung  wieder  zu  ent- 
ziehen und  in  die  Hände  öffentlicher,  staatlicher  oder  kommunaler 
Behörden  zu  legen,  nach  Art  der  Orts-  und  Feldgerichte  in  Hessen- 
Nassau.  Wissentlich  falsche  Taxen  würden  dadurch  gewiß  ausge- 
schlossen, irrtümlich  unrichtige  Bewertungen  jedenfalls  nicht  Daher 
erscheint  es  mir  sehr  gefährlich,  diesen  Forderungen  Gehör  zu  geben 
und  die  Taxierung  der  Pfandobjekte  Behörden  zu  übertragen.  In 
den  Augen  des  Publikums  würde  dies  einer  öffentlichen  Garantie 
gleichkommen,  einer  Garantie,  die  keine  Behörde  übernehmen  kann. 
Die  Banken  würden  dadurch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  öffent- 
lichen Instituten  gleich  werden.  Die  Auswahl  der  Beleihungsobjekte 
ist  die  wichtigste  Aufgabe  der  Bankleitung.  Fußen  die  leitenden 
Organe  der  Institute  auch  auf  Schätzungen  vereidigter  Taxatoren» 
so  bleibt  ihnen  eine  eigene  Schätzung  und  Auswahl  der  zu  beleihen- 
den Liegenschaften  nicht  erspart  Wenn  nun  diese  wichtigste  Auf- 
gabe der  Organe  auf  die  Behörde  abgewälzt  wird,  so  werden  die 
Banken  ihren  Charakter  damit  gänzlich  ändern.  Unrichtige  Taxen 
werden  niemals  ganz  ausgeschlossen  werden  können,  es  sind  eben 
Schätzungen.  Wissentlich  falsche  Taxen  zu  verhindern  ist  Sache 
der  Strafgesetzgebung. 

Gänzlich  verfehlt  scheinen  mir  endlich  auch  die  Vorschläge,  die 
auf  einen  höheren  Schutz  durch  verschärfte  staatliche  Aufsicht  hin- 
zielen. Es  wird  den  Staatsbehörden  wie  bisher  unmöglich  sein,  den 
komplizierten  und  schwer  zu  übersehenden  Geschäftsbetrieb  der 
Hypothekenbanken  zu  überwachen.  In  der  Praxis  könnte  eine  zu- 
verlässige Eontrolle  nur  dadurch  ermöglicht  werden,  daß  der  Bank- 
leitung ein  ständiger,  banktechnisch  geschulter  Staatskommissar  zur 
Seite  gestellt  würde,  der  jedes  einzelne  Geschäft  noch  vor  Abschluß 
nach  allen  Seiten  hin  prüft  Damit  hätte  er  die  Aufgabe  der  Bank- 
leitung zu  erf&llen,  und  diese  würde  dadurch  überflüssig.  Auch  hier- 
durch werden  also  die  Institute  ihren  Charakter  als  private  Gesell- 
schaften verlieren.    Eine  solche  Eontrolle,  wie  sie  in  den  Normativ- 
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bestiinmangen  und  dem  Hypothekenbankgesetz  vorgesehen  ist,  dient 
nur  dazo^  bei  den  Interessenten  die  Erwartung  zu  begründen,  daß 
ihr  Interesse  überall  durch  die  Staatsbehörde  aasreichend  gewahrt 
würde,  und  daß  es  deshalb  einer  weiteren  Prüfung  ihrerseits  nicht 
mehr  bedürfe.  Von  Bedeutung  scheinen  mir  aber  die  §§  9  und  10 
der  Normativbestimmungen  von  1893  und  §  28  des  Hypotheken- 
bankgesetzes zu  sein,  weil  sie  den  Interessenten  wenigstens  die  Mög- 
lichkeit geben,  den  allgemeinen  Oang  des  Oeschäftsbetriebes  zu  ver- 
folgen. Noch  mehr  aber  deshalb,  weil  sie  diese  an  ihre  Pflicht 
erinnern,  nicht  jeden  Schutz  von  oben  zu  erwarten,  sondern  auch 
selbst  einen  Teil  der  Verantwortung  zu  tragen.  Die  Beobachtung 
und  Verfolgung  der  Veröffentlichungen  einer  Bank  kann  natürlich 
noch  keinen  genügenden  Schutz  bieten.  Sie  trägt  aber  dazu  bei, 
das  Gefühl  der  eigenen  Verantwortlichkeit  zu  stärken.  Dies  gilt  ins- 
besondere für  die  Aktionäre,  die  in  erster  Linie  Verluste  zu  tragen 
haben,  in  ihrer  Gesamtheit  aber  auch  einen  nicht  unbedeutenden 
Einfluß  auf  die  Geschäftsführung  besitzen.  Größte  Grewissenhaftig- 
keit  bei  der  Wahl  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrates  bietet  eine 
größere  Sicherheit  als  die  sehr  problematische  Staatskontrolle. 

TT  f.  Die  Hypothekenaktienbanken  als  Erwerbsgesellsohaften. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  gezeigt,  daß  auch  bei 
der  Gewährung  von  Darlehen,  die  durch  Verpfändung  von  Immobilien 
gedeckt  sind,  ein  Risiko  des  Kreditgebers  nicht  ausgeschlossen  ist. 
Die  Gefahr  eines  Verlustes  steigert  sich  bei  den  Hypothekenaktien- 
banken noch  besonders  dadurch,  daß  sie  sich  nicht  auf  die  Gewäh- 
mng  eines  solchen  Bodenkredites  beschränken,  sondern  auch  Per- 
sonalkreditgeschäfte in  mehr  oder  weniger  großem  Umfange  betreiben. 
Wegen  dieses  Risikos  ist  es  für  jedes  Kreditinstitut,  mag  es  sich 
iuf  die  relativ  sicheren  Bodenkreditgeschäfte  beschränken  oder  nicht, 
notwendig,  sich  neben  dem  zu  Darlehenszwecken  angesammelten 
Kapital  einen  besonderen  Fonds  zu  beschaffen,  auf  den  es  im  Fall 
der  Not  zurückgreifen  kann,  soll  nicht  bei  dem  geringsten  Verlust 
das  Unternehmen  in  seiner  Existenz  bedroht  sein.  Bei  den  Land- 
Behaften  wird  diese  Forderung  durch  die  Gesamthaftung  der  Mit- 
glieder erfüllt,  die  mit  ihrem  gesamten  Vermögen  in  erster  Linie 
erentuelle  Verluste  zu  tragen  haben.  Für  die  staatlichen  und  pro- 
Tumellen  Institute  übernimmt  der  Staat  bezw.  die  Provinz  das  Ri- 
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8iko.  Bei  den  Aktiengesellschaften  endlich  dient  das  Aktienkapital 
als  Reservefonds  für  etwaige  Verluste.  Als  Äquivalent  für  die  in 
erster  Linie  zu  tragende  Oefahr  wird  andrerseits  mit  Becht  auch 
ein  Anteil  am  etwaigen  Oewinn  gefordert  und  erwartet  werden|,können. 
Bei  den  Landschaften  kommt  diese  Anteilnahme  nicht  direkt  zum 
Ausdruck.  Sie  besteht  aber  nichtsdestoweniger.  Erzie  It  die  Land- 
schaft einen  Überschuß,  so  kann  sie  ihren  Mitgliedern  den  Hypo- 
thekenzinsfuß herabsetzen.  In  dieser  Ermäßigung  des  Zinsfußes  be- 
steht der  Anteil  der  Landschaftsmitglieder  am  Oewinn.  Die  Ent- 
schädigung der  Aktionäre  der  Hypothekenbanken  tritt  dagegen  in 
direkter  Form,  in  Gestalt  von  Dividenden  in  Erscheinung.  Es  kann 
nun  fQglich  als  die  dritte  Aufgabe  der  Hypothekenbanken  betrachtet 
werden,  auch  das  Aktienkapital  durch  Gewährung  angemessener 
Dividenden  dauernd  dem  Institut  zu  erhalten.  Wenn  das  Streben 
der  Banken  dahin  geht,  diese  Dividende  über  den  landesüblichen 
Zinsfuß  zu  steigern,  so  ist  das  natürlich,  da  ja  doch  die  Aktionäre 
in  erster  Linie  der  Gefahr  eines  Verlustes  ausgesetzt  sind  und  neben 
der  Verzinsung  auch  eine  Risikoprämie  beanspruchen  können.  Es 
ist  den  Banken  oft  zum  Vorwurf  gemacht  worden,  daß  die  Erzielung 
einer  hohen  Dividende  auch  auf  Kosten  der  Pfandbriefgläubiger  und 
der  Grundbesitzer  das  vornehmste,  wenn  nicht  einzige  Bestreben 
der  Institute  sei.  Dieser  Vorwurf  scheint  doch  zu  weit  zu  gehen. 
Mir  scheint]  vielmehr,  daß  die  Interessen  der  Grundbesitzer,  der 
Pfandbriefgläubiger  und  der  Aktionäre  im  Grunde  solidarisch  sind. 
Je  besser  die  Gesellschaften  imstande  sind,  die  berechtigten  An- 
forderungen der  Grundbesitzer  zu  erfüllen,  und  je  weiter  sie  somit 
ihre  Tätigheit  ausdehnen  können,  desto  höher  stellt  sich  auch  der 
Gewinn,  also  auch  die  Dividende  der  Aktionäre.  Je  mehr  die  Banken 
die  Interessen  der  Pfandbriefgläubiger  durch  vorsichtige  Auswahl 
und  Bewertung  der  Beleihungsgrundstücke  verfolgen,  desto  geringer 
ist  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Verlustes,  den  vor  allem  das  Aktien- 
kapital zu  tragen  hätte.  Wenn  die  Bestrebungen  der  Gesellschaften 
also  auf  Gewährung  reicher  Dividenden  gerichtet  sind,  so  liegt  die 
Möglichkeit  hierzu  doch  allein  in  der  möglichst  vollkommenen  Lö- 
sung der  Aufgaben,  die  ihnen  der  Grundbesitz  und  die  Pfandbrief- 
gläubiger stellen.  Deshalb  ist  die  Furcht  vor  unsolider  Geschäfts- 
führung der  Banken  zur  Erzielung  hoher  Dividenden,  welche  die 
Gründung  von  Hypothekenbanken  in  Preußen  trotz  des  starken  Bedürf- 
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nisses  so  lang  verhindert  hat,  und  die  die  Regierung  schließlich  veran- 

laSte,  in  den  Normativbestimmnngen  von  L863  die  engen  Yorschriften 

zu  geben  nicht  berechtigt.    Durch  die  Beschränkungen,  die  diese 

Verordnungen  enthielten,  hatten,  wie  oben  gezeigt,  der  Grundbesitz 

and  die  Oläubiger  ebenso  zu  leiden  wie  die  Banken  selbst.    Der 

Nachteil,  den  die  Banken  durch  die  Normativbestimmungen  erlitten, 

bestand  eben  darin,  daß  sie  den  Bedürfhissen  der  Grundbesitzer  und 

der  Kapitalisten  nicht  Bechnung  tragen  konnten.    Dadurch  wurde 

Urnen  ein  ausgedehnter  Geschäftsbetrieb  unterbunden,  sie  wurden 

Fon  vielen  Geschäften  ausgeschlossen,  die  keinerlei  Gefahren  mit 

sich  gebracht  hätten. 

War  somit  einerseits  eine  gesunde  Entwickelung  der  Hypotheken- 
banken in  Preußen  in  höchstem  Maße  gehindert,  so  steigerten  sich 
die  nachteiligen  Wirkungen  der  Normativbestimmungen  für  die  Ge- 
sellschaften dadurch,  daß  sie  im  Wettbewerb  mit  anderen  Instituten 
ganz  außerordentlich  geschwächt  wurden.  Die  Normativbestinmiungen 
galten  bis  1893  nur  für  fünf  Hypothekenbanken.  Neben  diesen 
yNormativbanken  **  beteiligten  sich  aber  nicht  nur  die  zwei  nicht 
unter  den  Normativbestimmungen  stehenden  preußischen  Banken, 
die  Frankfurter  Hypothekenbank  und  die  Preußische  Gentralboden- 
kredit- Aktiengesellschaft,  sondern  auch  die  meisten  süddeutschen 
Hypothekenbanken  an  dem  Beleihungsgeschäft  in  Preußen.  Die 
meisten  auswärtigen  Institute  etablierten  in  Berlin  Generalagenturen, 
Subdirektionen  usw.  i)  Da  diese  Banken  ebenfalls  nicht  an  die  Nor- 
mativbestimmungen gebunden  waren  und  den  Wünschen  der  Grund- 
besitzer in  bezug  auf  Beleihungsgrenze,  Eündbarkeit  bezw.  Unkünd- 
barkeit und  Amortisation  der  Darlehen  nach  eigenem  Ermessen  ent. 
sprechen  konnten,  waren  sie  den  preußischen  Instituten  weit  über- 
legen. Daß  diese  Verhältnisse  der  preußischen  Begierung  nicht 
unbekannt  waren,  zeigt  der  Bericht  des  Landwirtschaftsministers 
über  die  landwirtschaftliche  Verwaltung  Preußens  1881/83  ^):  „Abge- 
sehen von  der  eigenartig  organisierten  Preußischen  Gentralboden- 
kredit-Aktiengesellschaft  zu  Berlin  und  der  vor  dem  Jahre  1866 
gegründeten  Frankfurter  Hypothekenbank  sind  die  preußischen  Hypo- 
thekenbanken statutenmäßig  entsprechend  den  von  der  Staatsregierung 
1863 — 67  erlassenen  sogenannten  Normativbestimmungen  für  die 

1)  6oLD8GB]in>T  a.  a.  0. 

2)  Deatscher  Ökonomist  Jahrgang  1885  Nr.  124. 
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Errichtcmg  von  HypothekenbaDken  in  wichtigen  Punkten,  namentlich 
in  betreff  der  Wertermittelung,  der  Gewährung  kundbarer  Hypo- 
thekendarlehen ohne  Amortisation  und  der  Bemessung  der  Amorti- 
sationsrate in  der  freien  Geschäftstätigkeit  behindert,  und  sie  be- 
finden sich  daher  unverkennbar  in  der  Konkurrenz  mit  den  außer- 
preußischen Hypothekenbanken  einigermaßen  im  Nachteil'^. 

Es  bestand  aber  nicht  nur  der  Unterschied  von  Normativbanken 
und  freien  Banken  in  Preußen,  sondern  die  Normativbanken  selbst 
waren  sich  nicht  einmal  gleich.  Die  Normativbestimmungen  von  1893 
brachten  auch  den  Banken  selbst  zum  größten  Teil  die  Erfflllung 
ihrer  Wünsche.  In  den  wesentlichsten  Punkten  wurden  die  preu- 
ßischen Institute  jetzt  den  außerpreußischen  gleichgestellt  Erst 
nachdem  der  Zwang  einer  schablonenhaften  Taxe  nach  einem  gänz- 
lich unbrauchbaren  Wertmaßstab  gefallen  war,  konnten  sie  den 
Konkurrenzkampf  mit  den  freien  Instituten  erfolgreich  aufnehmen. 
Die  einzige  nachteilige  Vorschrift^  die  sich  auch  in  den  neuen  Nor- 
mativbestimmungen erhalten  hat,  betraf  die  Festsetzung  eines  Amor- 
tisationsminimums von  V2  ^/o*  Diese  Bestimmung  hatte  aber  an 
Bedeutung  einigermaßen  verloren,  da  die  Ausgabe  kündbarer  Dar- 
lehen in  größerem  Umfange  als  bisher  gestattet  wurde  und  außer- 
dem der  Beginn  der  Amortisation  auf  zehn  Jahre  hinausgerückt 
werden  konnte.  Bezüglich  der  Gewährung  von  Darlehen  standen 
sich  jetzt  sämtliche  Institute  annähernd  gleich.  Es  war  aber  noch 
ein  wichtiger  Unterschied  zwischen  den  preußischen  und  den  meisten 
süddeutschen  Banken  auf  dem  Gebiete  des  Pfandbriefabsatzes.  Der 
Verkauf  der  Pfandbriefe  ist  die  Kapitalquelle  der  Hypothekenbanken. 
Je  günstiger  sich  dieser  Verkauf  gestaltet,  je  höher  der  Pfandbrief- 
knrs  auf  dem  Kapitalmarkt  steht,  desto  reichlicher  fiießen  den 
Banken  die  Mittel  zu  Beleihungszwecken  zu.  Den  meisten  süd- 
deutschen Instituten  ist  von  ihren  Regierungen  ein  Absatzfeld  er- 
öffnet, das  für  sie  von  größter  Bedeutung  geworden  ist  Die  süd- 
deutschen Regierungen  haben  nämlich  den  Pfandbriefen  ihrer  Hypo- 
thekenbanken die  Qualität  der  mündelsicheren  Papiere  zuerkannt, 
sie  haben  also  gestattet,  daß  Mündel-  und  Stiftungsgelder  in  Hypo- 
thekenbankpfandbriefen angelegt  werden.  Dadurch  ist  den  Papieren 
aber  nicht  nur  ein  neues  Absatzfeld  eröffnet,  sondern  es  ist  ihnen 
auch  der  Stempel  der  äußersten  Sicherheit  aufgedrückt,  so  daß  sie 
auch  vom  privaten  Publikum  zur  Kapitalanlage  sehr  gesucht  sind. 
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Die  preußische  Begienmg  hat  den  Hypothekenbankpfandbriefen  die 
Anerkennung  der  pnpillarisohen  Sicherheit  von  jeher  ausdrücklich 
Terweigert,  so  oft  auch  die  Banken  darum  nachgesucht  haben.  Die 
Erfahrungen  der  letzten  Jahre  haben  das  Verhalten  der  preußischen 
Begienmg  gerechtfertigt.  Die  Hjpothekenbankpfandbriefe  sind,  so- 
lange sich  die  Institute  nicht  auf  Bodenkreditgeschäfte  beschränken 
oder  den  Papieren  ein  juristisches  Pfandrecht  an  den  Deckungs- 
hypotheken gewährt  wird,  nichts  anderes  als  Schuldverschreibungen 
der  Gesellschaften  und  unterscheiden  sich  nur  wenig  von  den  Oblir 
gationen  anderer  Erwerbsgesellschaften.  Die  mangelnde  Pupillar- 
sicherheit der  Pfandbriefe  war  es  auch  nicht,  die  den  Hypotheken- 
banken den  Verkauf  erschwerte,  sondern  der  Umstand,  daß  einem 
Teil  Ton  ihnen,  den  säddeutschen,  dieser  Vorzug  eingeräumt  war, 
wodurch  die  preußischen  Banken  auf  dem  Kapitalmarkt  geschwächt 
wurden.  Sie  suchten  sich  dadurch  zu  helfen,  daß  sie  die  zum  Rück- 
kauf ausgelosten  Pfandbriefe  zu  einem  höheren  Kurse  einlösten 
als  sie  ausgegeben  waren,  sie  denmach  mit  einer  Einlösungsprämie, 
die  zwischen  5 — 20  7o  schwankte,  versahen.  Den  Nachteil  von  diesem 
Verfahren  hatten  die  Grundbesitzer,  da  die  Prämien  durch  einen 
erhöhten  Hypothekenzins  gedeckt  werden  mußten.  Deshalb  ist  in 
den  Normativbestimmungen  von  1893  die  Ausgabe  von  Prämien- 
pfandbriefen verboten  worden.  Außer  der  Gewährung  von  Einlösungs- 
prämien sahen  sich  viele  Banken  auch  veranlaßt,  den  Provinzial- 
banken  und  Agenten,  die  sich  mit  dem  Verkauf  der  Pfandbriefe 
befaßten,  besonders  hohe  Provisionen  zu  zahlen,  die  über  die  sonst 
üblichen  Verkaufsprovisionen  beträchtlich  hinausgingen.  ^)  Es  kann 
nicht  geleugnet  und  soll  nicht  entschuldigt  werden,  daß  hierdurch 
unlautere  Elemente  unter  den  Agenten  zu  unreellen  und  betrüge- 
rischen Handlungen  veranlaßt  wurden,  daß  dem  Publikum  Pfand- 
briefe als  durchaus  sicher  angepriesen  wurden,  von  deren  Sicherheit 
der  Agent  keine  Kenntnis  hatte.  Es  darf  aber  auch  nicht  vergessen 
werden,  daß  die  preußischen  Banken  sich  seit  ihrer  Gründung  in 
sehr  schwieriger  Lage  befunden  haben.  Die  preußische  Hypotheken- 
bankpolitik trägt  einen  großen  Teil  der  Schuld,  wenn  die  Gesell- 
sehaften  auf  Aushil&mittel  verfielen,  die  zum  Schaden  des  kaufen- 
den Publikums  mißbraucht  werden  konnten. 

1)  Die  Banken  gaben   1~2>,  w&hrend  der  gewöhnliche  ProTinonssatz 
Vs^/«  kaum  aberateigt 
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Aach  das  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  hat  die 
Stellung  der  deutschen  Hypothekenbanken  zu  einander  nicht  einheit- 
lich gestaltet  Der  alte  unterschied  zwischen  den  süddeutschen  und 
preußischen  Banken  besteht  in  gewissem  Orade  nach  fort  Nach 
Art  211  EQ.  zum  BOB.  behalten  die  Pfandbriefe  der  süddeutschen 
Institute,  soweit  sie  als  mündelsicher  anerkannt  waren,  diese  Qualität 
auch  fernerhin.  Durch  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
hat  diese  Bevorzugung  noch  an  Bedeutung  gewonnen.  Das  Gesetz 
verlangt  nämlich  nicht  nur  die  Anlegung  von  Mündelgeldern  in 
pupillarsicher  anerkannten  Papieren,  sondern  auch  an  Nachlaßgeldem 
(BGB.  §  2119),  von  dem  zum  eingebrachten  Gut  der  Frau  gehörigen 
Geld  (§  1377)  u.  a.  m.  (§  1288,  1642). 

Eine  ähnliche  Wirkung  wie  die  Anerkennung  der  Mündelsicher- 
heit f&r  einzelne  Pfandbriefe  hat  auch  die  verschiedene  Form  der 
Staatskontrolle  auf  die  Beurteilung  der  Schuldverschreibungen  durch 
die  öffentliche  Meinung  gehabt.  Ist  auch  in  Wirklichkeit  der  Unter- 
schied zwischen  dem  Bankkommissar  und  dem  Bankinspektor  nicht 
von  wesentlicher  Bedeutung,  so  hält  doch  das  Publikum  die  ständige 
Aufsicht  eines  Kommissars  fQr  eine  größere  Garantie  als  die  peri- 
odisch wiederkehrende  Eontrolle  des  für  mehrere  Banken  angestellten 
Bankinspektors.  Im  Interesse  der  Banken  hätte  es  daher  gelegen, 
die  Form  der  Aufsichtsorgane  einheitlich  zu  gestalten.  Die  Bevor- 
zugung des  §  46,  nach  welchem  den  „gemischten^*  Hypothekenbanken 
der  erweiterte  Geschäftsbetrieb  erhalten  bleiben  soll,  kommt  in  der 
Hauptsache  ebenfalls  nur  den  außerpreußischen  Banken  zu  statten. 
Den  preußischen  Instituten  war  durch  die  Normativbestimmungen 
schon  eine  so  enge  Grenze  gezogen,  daß  für  sie  §  46  kaum  Be- 
deutung hat  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Ausnahme  ergab  sich 
daraus,  daß  viele  Banken  in  sehr  großem  Umfange  Personalkredit- 
geschäfte betrieben.  Den  Banken  diese  Tätigkeit  ganz  zu  unter- 
sagen, hätte  unter  Umständen  den  Buin  dieser  Institute  herbei- 
geführt. Die  Gefahren,  die  eine  Verbindung  von  Personal-  und 
Realkreditgeschäften  gewöhnlich  mit  sich  bringt,  sind  durch  das 
Yorzugsrecht  der  Pfandbriefgläubiger  zum  Teil  beseitigt 

Die  Erweiterung  des  G^schäftskreises  der  Hypothekenbanken 
durch  die  Befugnis,  Darlehen  an  öffentliche  Körperschaften  und 
Eleinbahnen  zu  gewähren,  hat  von  Seiten  der  Banken  wenig  Be- 
achtung gefunden.     Nach  einer  Zusammenstellung  des  Deutschen 
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Ökonomist^)  standen  1902  den  ausgeliehenen  Hypotheken  im  Be- 
trage von  7099  Mill.  M.  den  nnr  164  Mill.  M.  Eommunal-  und 
6  MilL  M.  Eleinbahndarlehen  gegenüber.  Von  den  164  Mill.  M. 
Eommonaldahrlehen  entfiel  die  Hälfte  (79,649  Mill.  M.)  allein  auf 
die  preußische  Gentralbodenkredit-AktiengesellschafL 

Aber  trotz  der  Mängel,  die  auch  das  Hypothekenbankgesetz 
nicht  beseitigt  hat,  haben  auch  die  Hypothekenbanken  selbst 
dem  Beichsgesetz  wesentliche  Verbesserungen  zu  verdanken.  Dem 
Schuldner  gegenüber  befinden  sich  jetzt  sämtliche  Institute  in  der 
gleichen  Lage.  Das  Gesetz  ermöglicht  ihnen,  den  verschiedenartigen 
Bedürfnissen  des  Grundbesitzers  nach  allen  Seiten  hin  Bechnung 
zu  tragen.  Zwar  wird  die  Genehmigung  und  Eontrolle  der  Dar- 
lehnensbedingungen  nicht  von  einer  Zentralstelle  einheitlich  ausge- 
übt, sondern  von  der  Zentralbehörde  der  einzelnen  Bundesstaaten, 
in  denen  sich  der  Hauptsitz  der  Bank  befindet.  Dadurch  waren  TTn- 
zuträglichkeiten  nicht  ausgeschlossen.  Da  die  Banken  sich  bei  ihrer 
Tätigkeit  nicht  auf  den  einen  Bundesstaat,  in  dem  ihre  Hauptnieder- 
lassung sich  befindet,  beschränkt,  so  lag  die  Möglichkeit  vor,  daß 
ein  Staat  den  von  ihm  beaufsichtigten  Banken  laxere  Beleihungs- 
grundsätze  gestattete  als  der  Staat,  in  dem  die  Beleihung  vorgenommen 
wird,  seinen  eigenen  Banken  gewähnt  Dadurch  würde  eine  ähn- 
liche Benachteiligung  dieser  Institute  im  Eonkurrenzkampfe  hervor- 
gerufen, wie  sie  bisher  für  dis  preußischen  Banken  bestand.  Dem 
tritt  das  Gesetz  dadurch  entgegen,  daß  es  f&r  diesen  Fall  eine  zweite 
Genehmigung  seitens  des  Staates  verlangt,  in  dem  die  Beleihung  vor- 
genommen wird. 

Die  Aufsicht  und  Genehmigung  der  Taxgrundsätze  einer  Reichs- 
behörde zu  übertragen,  ist  mit  Becht  vermieden.  Die  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Teilen  des  Reichs  sind  zu  verschieden,  als  daß  sie 
eine  einheitliche  Regelung  zuließen.  Den  Banken  genügt  es  auch, 
wenn  in  den  einzelnen  Beleihungsgebieten  die  gleichen  Grundsätze 
für  sämtliche  Institute  gelten,  sodaß  eine  Bevorzugung  einer  Bank 
nicht  mehr  möglich  ist.  ^ 

Besultat  Als  Gesamtresultat  unserer  Untersuchung  ergibt 
sich,  daß  die  preußische  Hypothekenbankpolitik  in  ihren  ersten 
Äußerungen,  in  den  Normativbestimmungen  von  1863,  als  auch  in 
ihren   späteren  Wandlungen   als   verfehlt  betrachtet  werden  muß, 

1)  Jahrgang  1903.  Nr.  1074.  ,  x,  •  -- / »  /  -  ^i^ 
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wenn  auch  in  den  letzten  Maßnahmen  von  1893  ein  Verständnis 
ffir  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Hypothekenbanken  nicht  zu 
Terkennen  ist.  In  den  ersten  Bestimmungen,  welche  die  preußische 
Regierung  zur  Begulierung  des  Hypothekenbankwesens  erlassen  hat, 
lag  sowohl  ein  prinzipieller  Fehler  als  auch  ein  Fehlgreifen  bei  der 
Wahl  der  Mittel  zur  DurchfQhrung  der  von  der  Regierung  verfolgten 
Zwecke.  Der  prinzipielle  Fehler  der  preußischen  Hypothekenbank- 
politik lag  in  der  Absicht  der  Begierung,  einem  Interessenkreis  einen 
besonderen  Schutz  angedeihen  zu  lassen  auf  Kosten  eines  andern« 
Um  den  Pfandbesitzer  zu  schützen,  wurde  der  Orundbesitz  benach- 
teiligt. Der  Irrtum  bei  der  Wahl  der  Mittel  zur  Durchführung  be- 
stand einmal  darin,  daß  man  versuchte,  das  in  stetem  Fluß  befind- 
liche Wirtschaftsleben  in  starre  Formen  zu  zwängen,  zweitens  darin, 
daß  man  zu  Mitteln  griff,  die  den  Anschein  der  größten  Zuver- 
lässigkeit erweckten,  sich  in  Wirklichkeit  aber  als  sehr  problematisch 
erwiesen. 

Der  erste  Fehler  wurde  in  den  Normativbestimmungen  von  1893 
zum  großen  Teil  beseitigt  Den  Banken  wurde  die  zur  Lösung  ihrer 
Aufgabe  notwendige  Bewegungsfreiheit  in  weitgehendem  Maße  ge- 
währt Es  ist  ein  Irrtum  anzunehmen,  die  in  den  Normativbe- 
stimmungen von  1893  gegebene  Freiheit  sei  die  Ursache  der  Bank- 
katastrophe von  1900  gewesen.  Wenn  wir  die  Ursache  in  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  suchen  wollen,  so  müssen  wir  weiter 
zurückgehen,  und  es  scheint  vielleicht  kein  Zufall,  daß  die  beiden 
größten  Opfer  der  Katastrophe,  die  Preußische  und  Pommersche 
Hypothekenbank  den  Normativbestimmungen  von  1863  unterstanden 
haben.  Die  Ursache  der  Hypothekenbankkrisis  beruht  vielmehr  auf 
der  Unföhigkeit  und  Unehrlichkeit  der  leitenden  und  Aufsicht 
führenden  Organe.  Die  Direktoren  der  zusammengebrochenen 
Banken  haben  Jahre  lang  durch  Vornahme  von  Statuten-  und  ge- 
setzwidrigen Geschäften,  die  Aufsichtsratsmitglieder  haben  durch 
grobe  Vernachlässigung  ihrer  Pflichten  die  Institute  dem  Untergang 
entgegengefahrt 

Das  Hypothekenbankgesetz  hat  den  Hypothekenbanken  noch 
größere  Freiheit  im  Verkehr  mit  den  Grundbesitzern  gegeben  und 
damit  auch  den  preußischen  Banken  den  ihnen  so  lange  verschlossenen 
Weg  zu  einer  gedeihlichen  Entwickelung  eröffnet  Durch  die  außer- 
ordentlich verschärfte  Staatsaufsicht  hat  es  jedoch  noch  mehr,  als 
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es  schon  durch  die  preußische  Normativbestimmimgen  geschehen 
war,  die  öffentliche  Meinung  von  einer  eigenen  Eontrolle  abgelenkt 
Es  bleibt  den  Pftndbriefbesitzem  zwar  unbenommen,  neben  dem 
Treuhänder  noch  einen  Vertreter  ihrer  Interessen  zur  Eontrolle  der 
Oeschäftsf&hrung  zu  bestellen. i)  Es  ist  aber  ersichtlich,  daß  von 
diesem  Becht  nur  in  den  seltensten  Fällen  Gebrauch  gemacht  werden 
wird.  Der  Staat  hat  ja  den  Schutz  der  Oläubiger  äbemommen.  Da 
bleibt  für  die  eigene  Eontrolle  wenig  Baum.  Und  doch  sollten 
solche  Eatastrophen ,  wie  sie  das  Jähr  1900  gebracht  hatte,  jedem 
eine  Warnung  sein,  nicht  jeden  Schutz  und  alle  Hilfe  von  oben  zu 
erwarten.  So  sehr  sie  auch  als  nationales  Ungläck  zu  beklagen 
sind,  80  haben  sie  doch  auch  eine  gute  Seite.  Lebhafter  wie  jede 
andere  Mahnung  rufen  sie  jedem  zu,  sein  Wohl  und  Wehe  nicht 
der  Ffirsorge  anderer  anzuTortrauen,  sondern  selbst  die  Verantwortung 
für  sein  Tun  und  Lassen  zu  äbemehmen.  Sie  tragen  damit  bei 
zur  Verselbständigimg  des  Menschen,  zur  Menschwerdung  des  Volks. 

1)  Gesetz,  betreffend  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  Ton  Schold- 
Terachreibongen,  §  1. 
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Inhang:  Die  NormatiTbestlmmungen  tod  1863  und  1898. 


I.  Die  Normativbestimmungen  von  1868. 

§  I.  Hypothekendarlehne  dürfen  Ton  der  Gesellschaft  nnr  in  solcher 
Höhe  ausgegeben  werden,  daß  die  gesamten  jährlichen  Leistungen  der  Hypo- 
thekenschuldner an  Zins,  Amortisation  und  Verwaltungkostenbeiträgen  bei 
Liegenschaften  2/3  des  jährlichen  Reinertrags,  bei  Gebäuden  ^a  des  jähr- 
lichen Nutzungswerts,  zu  welchem  die  als  Unterpfand  haftenden  Liegen- 
schaften und  Gebäude  behufs  Veranlagung  zur  Grund-  bez.  Gebäudesteuer 
nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1861  abgeschätzt  worden  sind, 
abzüglich  der  diesen  Leistungen  vorangehenden  Verpflichtungen,  nicht 
übersteigen. 

§  2.  Verminderungen  des  Werts  der  verpfändeten  Grundstücke,  in- 
sofern denselben  kein  unwirtschaftliches  Verfahren  des  Besitzers  zugrunde 
liegt,  ingleichen  solche  Ab  Veräußerungen,  deren  Unschädlichkeit  nach 
Maßgabe  des  Gesetzes  vom  3.  März  1850  von  der  zuständigen  Behörde 
bescheinigt  wird,  berechtigen  die  Gesellschaften  zur  Kündigung  des  ge- 
gebenen Darlehns  nur  in  dem  Betrage,  der  in  dem  Werte  der  verbleibenden 
Substanz  des  Pfandobjekts  nicht  mehr  seine  statutenmäßige  Deckung 
findet,  zur  Kündigung  des  gesamten  Betrages  des  Darlehns  aber  nur  dann, 
wenn  der  gedeckt  bleibende  Betrag  desselben  nicht  mehr  den  geringsten 
8atz  einer  zulässigen  Darlehnsbewilligung  erreicht 

§  3.  Der  Gesellschaft  ist  die  Ausgabe  von  Hypothekenbriefen  (Pfand- 
briefen), kündbaren  und  unkündbaren  zusammengenommen,  nur  bis  zum 
zehn&chen  Betrage  des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  gestattet 

§  4.  Kündbare  Hypothekenbriefe  dürfen  zu  keinem  höheren  als  dem 
Betrage  deijenigen  Hypothekenforderungen,  welche  die  Gesellschaft  mit 
gleicher  Frist  ihren  Schuldnern  zu  kündigen  berechtigt  ist,  und  höchstens 
zum  Betrage  des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  ausgegeben  werden. 

§  5.  Für  kündbare  und  unkündbare  Hypothekenbriefe  sind  je  ein, 
höchstens  zwei  bestimmte  Zinssätze  nach  Wahl  der  Gesellschaft  festzu- 
setzen. Die  Ausgabe  von  Hypothekenbriefen  zu  einem  andern  Zinsfuß 
ist  dann  an  die  Ermächtigung  des  Finanz-  und  Handelsministers  geknüpft. 

§  6.  Hypothekenbriefe,  die  bei  Ausreichung  der  Darlehnsvaluta  an 
die  Hypothekenschuldner  zum  Nominalwert  statt  baren  Geldes  gegeben 
werden,  dürfen  zu  keinem  geringeren  Zinssatz  ausgefertigt  sein,  als  welchen 
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die  Schuldner,  abgesehen  von  Amortisation  nnd  Yerwaltnngskostenbeitrftgeny 
an  die  Gesellschaft  zn  entrichten  haben. 

§  7.  Den  Schuldnern,  die  beim  Darlehnsempfong  die  Hypotheken- 
briefe znm  Nominalwert  in  Zahlung  erhalten,  ist  das  Becht  znr  Bück- 
uhlong  des  Darlehns  in  gleicher  Art  ausdrücklich  Torzubehalten. 

§  S.  Die  Stellung  des  Staatskommissahus  zur  (Gesellschaft  ist  in 
der  bei  Aktiengesellschaften  Oberhaupt  üblichen  Weise  abzugrenzen.  Der 
Staatskommissar  erhält  damit  zwar  das  Becht  zur  Kontrolle  darüber,  daß 
der  Betrag  der  von  der  Oesellschaft  angegebenen  Hypothekenbriefe  die 
Summe  der  von  derselben  erworbenen  Hypothekenforderungen  nicht  über- 
steigt; dagegen  ist  demselben  der  Gesellschaft  gegenüber  eine  Verpflichtung 
xnr  Ausübung  der  Kontrolle  nicht  aufzuerlegen,  auch  kann  die  ünter- 
uiehnung  der  Hypothekenbriefe  durch  den  Staatskommissar  nicht  statt- 
finden. 

§  9.  Die  Hypothekenbriefe  sind  als  depositalfähig  oder  pupilhirisch 
sicher  nicht  anerkannt  worden. 

§  1 0.     Die  Stempelfreiheit  ist  den  Hypothekenbriefen  nicht  beizulegen. 
§  11.     Das  Minimum   der  j&hrlichen  Amortisation  für  unkündbare 
hypothekarische  Darlehne  ist  auf  V2  ^/o  festzusetzen. 

§  12.  Die  Ausstellung  von  Scheinen  au  porteur  über  unyerzinsliche 
Deposita  ist  unzulässig. 

§  13.  Die  Diskontierung,  der  Kauf  und  die  Beleihung  Ton  Wechseln, 
sowie  der  Erwerb  oder  die  Beleihung  von  Wertpapieren  ist  der  Gesell- 
schaft nur  nach  Grundsätzen  der  preußischen  Bank  zu  gestatten. 

§  14.  Sofern  den  Hypothekenschuldnem  die  Verpflichtung  auferlegt 
werden  soll,  die  Verluste  der  Gesellschaft  und  zwar  in  erster  Linie  mit- 
zutragen, ist  denselben  ein  entsprechender  Einfluß  auf  die  Geschäfts- 
führung der  Gesellschaft  einzuräumen.  Dies  läßt  sich  dadurch  erreichen, 
daß  den  Schuldnern  das  Becht  der  Selbstwahl  ihrer  Vertreter  gewährt 
und  den  letzteren  ein  Mitbeschließungsrecht  in  den  Gesellschaftsangel^en- 
heiten,  namentlich  auch  in  bezug  auf  die  Begulierung  des  Geldverkehrs 
bdgelegt  wird. 


n.  Die  Normativbestiinmungen  von  1893. 

§  1.  Der  Geschäftsverkehr  der  Hypothekenbanken  ist,  soweit  der- 
selbe nicht  die  Gewährung,  Vermittelung  oder  Tilgung  von  Hypotheken- 
nnd  Grundschulddarlehen,  den  Erwerb ,  die  Beleihung,  die  Versicherung 
ond  den  Umsatz  der  Hypothekenpfeindbriefe  oder  die  Gewährung  von 
Darlehn  an  Korporationen  und  OflTentliche  Genossenschaften  zum  Gegen- 
stand hat,  auf  die  nutzbare  Anlegung  verfügbarer  Kassenbestände  und 
die  Annahme  von  Depositen  mit  folgenden  Maßgaben  zu  beschränken^ 

1.  Die  Bank  ist  berechtigt,  Kassenbestände  nutzbar  anzulegen  durch 
Bänterlegong  bei  Bankhäusern  und  Bankanstalten,  durch  Ankauf  und  Be- 
lefliung  der  von  ihr  ausgegebenen  Pfandbriefe,  femer  durch  Ankauf  von 

6* 


84  Anhang. 

Wechseln  nnd  Wertpapieren,  sowie  im  Lombardgesch&ft  nach  den  Grund- 
sätzen der  Beichsbank. 

2.  Die  Bank  darf  Gelder  verzinslich  annehmen 

a)  zum  Zweck,  die  Erwerbung  von  Hypotheken  oder  Grundschuld- 
forderungen zu  vermitteln  oder  dafür  Pfandbriefe  auszuhändigen; 

b)  mit  mindestens  vierwOchentlicher  Kündigungsfrist.  Jederzeit  rück- 
zahlbare  Gelder  dürfen  nur  unverzinslich  angenommen  werden. 

3.  Die  Banken  sind  befugt,  das  Inkasso  von  Wechseln,  Anweisungen 
und  Wertpapieren  zu  besorgen. 

Grundstücke  zu  erwerben   ist  den  Hypothekenbanken  nur  gestattet 

a)  zur  Benutzung  als  Geschäftsräume; 

b)  behufs  Sicherstellung  oder  Verwertung  von  (Jesellschaftsfor- 
forderungen. 

§  2.  Der  Gesamtbetrag  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  muß  in  Hübe 
des  Nennwerts  jederzeit  durch  Hypotheken  oder  Grundschulden  von  min- 
destens gleicher  Höhe  und  Zinsleistungen  gedeckt  sein  und  zwar  mindestens 
zur  H&lfte  dnrch  unkündbare  Amortisationsforderungen.  Bei  vorzeitiger 
Bückzahlung  unkündbarer  Forderungen  (§  7)  dürfen  an  Stelle  derselben  bis 
zum  Ablauf  der  planmäßigen  Tilgungsperiode  kündbare  Hypotheken  und 
Grundschuldforderungen  oder  solche  mit  festen  Bückzahlungsterminen  zur 
Deckung  benutzt  werden. 

Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen,  deren  EinlAsungswert  den  Nennwert 
übersteigt  (Zuschlags-Prämienpfandbriefe)  sowie  von  solchen  Pfandbriefen, 
deren  Inhabern  ein  Eündigungsrecht  eingeräumt  ist,  ist  nicht  gestattet 

Aktiengesellschaften  und  Eommanditgesellschafton  auf  Aktien  dürfen 
bei  einem  eingezahlten  Grundkapital  von  weniger  als  10  Millionen  nicht 
über  das  15 fache,  bei  einem  höheren  Betrage  nicht  über  das  20fiGu^he 
des  bar  eingezahlten  Grundkapitals  an  Pfandbriefen  ausgeben. 

Aus  den  Pfandbriefen  muß  das  Wesentliche  des  zwischen  der  Hypo- 
thekenbank und  dem  Inhaber  bestehenden  Bechtsverh&ltnisses,  insbesondere 
inbetreff  der  Eündbarkeit  der  Pfandbriefe  ersichtlich  sein.  Die  Bank  darf 
auf  das  Becht  zur  Kündigung  der  Pfandbriefe  nur  insoweit  verzichten, 
als  ihr  die  Kündbarkeit  der  zur  Unterlage  diendenden  Hypotheken  und 
Grundschuldforderungen  ausgeschlossen  ist.  Demgemäß  darf  die  Kündbar- 
keit der  Pfandbriefe  keinesfalls  für  einen  längeren  als  zehnjährigen  Zeit- 
raum ausgeschlossen  werden  (§  7). 

§  3.  Die  Beleihung  von  Grundstücken  darf,  soweit  die  Hypotheken 
und  Grundschulden  als  Unterlage  der  Pfandbriefe  benutzt  werden,  nur 
nach  folgenden  Grundsätzen  erfolgen: 

1.  Die  Beleihung  ist  der  Begel  nach  nur  zur  ersten  Stelle  zulässig; 
sie  darf 

a)  bei  ländlichen  Grundstücken  2/3, 

b)  bei  städtischen  Grundstücken  V2»  bei  besonders  gut  gelegenen 
Grundstücken  in  größeren  Städten  mit  normal  fortschreitender 
Entwickelung  ^/lo, 
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e)  bei  WeinbergeD,  W&ldem  und  solchen  LiegenschafteD,  deren  Ertrag 

auf  Anpflanxong  beruht,  nnd  deren  Wert  unter  Berücksichtigung 

dieser  Anpflanzung  abgeschätzt  ist,  V^  des  ermittelten  Werts  nicht 

übersteigen. 

Im  Fall  der  Nr.  1  c  kann,  wenn  die  dauernde  wirtschaftliche  Unter- 

haltnog  der  Anpflanzung  rechtlich  sichergestellt  ist,  die  Beleihung  bis 

lü  Vs  des  Werts  erfolgen. 

2.  Die  bei  der  Beleihung  angenommene  Sicherheit  muß  sowohl  durch 

den  Ertrags-  als  auch  durch  den  Verkaufswert  des  beliehenen  Grundstücks 

Tollkommen  gerechtfertigt  sein.     Bei  der  Abschätzung  siud  lediglich  die 

danemden  Eigenschaften  des  zu  beleihenden  Grundstücks  und  der  Ertrag, 

den  das  Grundstück  bei  gewöhnlicher  Bewirtschaftung  in  den  Händen 

eines  jeden  Besitzes  gewähren  kann,   zu  berücksichtigen.    Insbesondere 

ist  bei  Beleihung  Ton  Fabriken  und  gewerblichen  Anlagen  nur  der  von 

der  jeweiligen  Benntznngsart  unabhängige,  dauernde  Wert  zu  berück- 

nchtigen. 

3.  Bergwerke,  Steinbrüche,  Torfistiche  und  ähnliche,  einen  dauernden 
Ertrag  nicht  gewährende  Grundstücke,  sowie  Bauplätze  dürfen  überhaupt 
nicht  beliehen  werden.  Darlehen  auf  Neubauten  dürfen  zur  Unterlage  von 
Pfandbriefen  erst  dann  benutzt  werden,  wenn  die  beliehenen  Baulichkeiten 
Tollkommen  fertiggestellt  und  ertragsfähig  sind.  Die  nach  Vorstehendem 
zu  erlassenden  Vorschriften  über  die  Wertermittlung  sind  der  Aufsichts- 
behörde einzureichen. 

Der  Aufsichtsbehörde  ist  femer  nach  deren  näherer  Anweisung  mit 
dem  jährlichen  Geschäftsabschlufl  ein  Verzeichnis  der  vorgekommenen 
Beleihungen  vorzulegen,  aus  welchem  das  Verhältnis  der  angenommenen 
Beleihungswerte  zu  den  Grundsteuerreinerträgen  bew.  Gebäudesteueraus- 
zugswerten  zu  ersehen  ist 

§  4.  Die  allgemeinen  Bedingungen  der  Darlehnsge Währung,  ins- 
besondere die  für  den  Fall  der  verzögerten  Zahlung  den  Schuldner  eines  Dar- 
lehns  treffenden  Nachteile  sind  im  Statut  anzugeben.  Die  von  den  Banken 
ausgegebenen  Darlehnsprospekte  und  Antragsformulare  müssen  sämtliche 
von  den  Schuldnern  zu  übernehmenden  Barverpflichtungen,  namentlich 
auch  in  Ansehung  der  sog.  Nebenleistungen  und  einer  etwaigen  Hinaus- 
scbiebung  des  Beginns  der  Tilgung  (§  6,i)  klar  ersehen  lassen. 

Die  Darlehnsvaluta  ist  den  Schuldnern  stets  in  barem  Gelde  zu  ge- 
währen. Zinsen  und  diesen  rechtlich  gleichstehende  Leistungen  des 
Schuldners,  insbesondere  bei  A.  G.  und  E.  G.  a.  A.  die  unter  der  Bezeichnung 
Verwaltungskostenbeiträge  oder  ähnliche  vom  Schuldner  zu  entrichtende 
Beiträge,  dürfen  nur  in  Prozenten  des  jeweiligen  Darlehnsrests  erhoben 
werden.  Der  überschießende  Betrag  der  vereinbarten  Jahresleistung  ist 
zum  Zweck  der  Tilgung  zu  verwenden.  Auf  Verwaltungskostenbeiträge 
und  ähnliche  Leistungen,  die  insgesamt  den  Betrag  von  V4  ^o  der  Schuld 
nicht  überschreiten,  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  An- 
wendung. 
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§  5.  Die  Yoranssetzangen,  unter  denen  die  Hypothekenbanken  be- 
rechtigt sein  sollen,  die  von  ihnen  unkündbar  gewährten  Darlehen  den 
Schnldnem  ansnahmsweise  aufzukündigen,  sind  im  Statut  festzusetzen. 
Der  Fall  der  Auflösung  der  Bank  darf  als  ein  solcher  Efindigungsgrund 
nicht  angenommen  werden. 

Bei  Verminderung  des  Werts  der  beliehenen  Grundstücke,  welcher 
ein  unwirtschaftliches  Verfahren  des  Besitzers  nicht  zugrunde  liegt,  des- 
gleichen bei  solchen  Abver&ußerungen,  deren  Unschädlichkeit  nach  Maß- 
gabe der  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen  von  der  zuständigen  Behörde 
bescheinigt  wird,  darf  ein  Eündigungsrecht  nur  in  dem  Betrage,  der  in  dem 
verminderten  Wert  des  Pfandobjekts  nicht  mehr  die  statutenmäßige 
Deckung  findet,  hinsichtlich  des  ganzen  Darlehns  aber  nur  dann  ausbe- 
dungen werden,  wenn  der  gedeckt  bleibende  Betrag  nicht  mehr  den  ge- 
ringsten Satz  einer  zulässigen  Darlehnsbewilligung  erreicht 

§  6.  Bei  unkündbaren  Amortisationsdarlehn  muß  der  jährliche  Til- 
gungsbetrag des  Schuldners  mindestens  ^2  ^/o  der  Darlehnssumme  be- 
tragen. Der  Beginn  der  Amortisation  darf  höchsten  auf  10  Jahre  hinaus- 
gerückt werden. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  nach  Veröffentlichung  der  Jahresbilanz  jedem 
Schuldner  auf  Verlangen  mitzuteilen,  welcher  Betrag  am  Schluß  des  Vor- 
jahrs amortisiert  war.  Sie  ist  femer  verpflichtet,  sobald  10  ^/o  oder  bei 
eintretender  Veräußerung  des  Pfandobjekts  S^/o  der  Schuld  getilgt  sind, 
auf  Verlangen  des  Schuldners  Quittung  und  Löschungsbewilligung  für  den 
getilgten  Betrag  zu  erteüen.  Die  Verpflichtung  zur  Fortzahlung  der  nach 
dem  ursprönglichen  Tilgungsplan  zu  entrichtenden  Jahresleistung  bleibt 
hierbei  unberührt,  soweit  nicht  mit  Zustimmung  beider  Teile  für  den  ver- 
minderten Schuldbetrag  ein  neuer  Tilgungsplan  abgeschlossen  wird. 

§  7.  Jedem  Darlehnsnehmer  muß  urkundlich  das  Recht  eingeräumt 
werden,  spätestens  zum  Ablauf  des  zehnten  Jahres  nach  der  Darlehns- 
aufnahme  seine  Schuld  nach  voraufgegangener  Kündigung  ganz  oder  teil- 
weise in  bar  zurückzuzahlen.  Die  Kündigungsfrist  darf  9  Monate,  bei 
kündbaren  Darlehn  die  der  Bank  selbst  eingeräumte  KündigungsMst  nicht 
überschreiten. 

Abschlagszahlungen  von  weniger  als  1000  M.  ist  die  Bank  anzunehmen 
nicht  verpflichtet,  sie  ist  auch  befugt,  angebotene  Abschlagszahlungen 
nach  ihrem  Belieben  um  höchstens  1000  M.  zu  erhöhen  oder  zu  ermäßigen 
und  braucht  Teilzahlungen  nur  gegen  Einräumung  des  Vorrechts  für  den 
ungetilgten  Betrag  anzunehmen.  In  Ansehung  einer  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  zulässigen  Bückzahlung  dürfen  Bückzahlungsprovisionen 
seitens  der  Bank  nicht  erhoben  und  die  Bestellung  einer  Kündigungs- 
1[aution  nicht  gefordert  werden. 

§  8.  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung kommen  die  Vorschriften  des  Art.  31  und  I85a  des  H.6J3. 
(18.  Juli  1884)  mit  folgender  Maßgabe  zur  Anwendung: 

1.  In  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  in  getrennten  Positionen 
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der  Betrag  der  eingegangenen  Hypothekenzinsen,  der  Terwaltongs- 
kostenbeitrSge  und  der  etwaigen  sonstigen  Leistungen  der  Schuldner 
(ProTisionen  usw.),  soweit  sie  nicht  Eapitalabtragung  sind,  anzuführen, 
ebenso  die  Höhe  der  Ton  der  Anstalt  gezahlten  Pfandbriefeinsen. 

2.  In  der  Bilanz  sind  in  gesonderten  Positionen  anzugeben: 

A.  unter  den  Aktiven 

a)  der  Betrag  der  zur  Deckung  der  Püandbriefe  bestimmten  Hypo- 
theken und  Grundschuldforderungen. 

b)  Die  Höhe  der  rückständigen  Jahresleistungen   der  Schuldner. 

c)  Die  der  Bank  gehörigen  Grundstücke  nach  ihrer  Gesamtzahl 
und  unter  Ansatz  der  nach  Vorschrift  des  H.G.B.  (Art.  31,  185  a,  239a) 
m  berechnenden  Werte. 

B.  unter  den  Passiven 

die  ausgegebenen  Pfandbriefe  nach  ihrem  Nennwert. 

3.  Das  gesamte  im  Berichtsjahre  bei  Regelung  von  Pfandbriefen 
entstandene  Disagio  und  die  durch  diese  Begelang  erwachsenen  Unkosten 
sind  zu  Lasten  des  Berichtsjahres  zu  verrechnen. 

4.  Wenn  im  Fall  der  Hinausrückung  der  Amortisation  (§  6,2)  die 
Tilgungsbeiträge  zugunsten  der  Banken  verrechnet  werden,  dürfen  diese 
Forderungen  in  der  Bilanz  nur  als  besondere  Aktivposten  eingestellt 
werden.  Dasselbe  gilt  von  sonstigen,  von  den  Darlehnsnehmem  besonders 
übernommenen  Nebenleistungen  (für  die  Herstellung,  Abstempelung  und 
Begelung  der  Pfandbriefe,  Provisionen  usw.);  diese  Beträge  dürfen  den 
Schuldnern  höchstens  auf  10  Jahre  gestundet  werden. 

3  9.     Aus  der  Bilanz  oder  dem  Geschäftsbericht  muß  hervorgehen: 

1.  Der  Gesamtbetrag  der  den  Banken  zustehenden  ländlichen  und 
städtischen  Hypotheken-  bez.  Grundschulden. 

2.  Der  Gesamtbetrag  der  Amortisations-  sowie  der  ohne  Amortisation 
gewährten  Darlehen. 

3.  Die  Zahl  der  gewährten  Darlehen. 

4.  Die  Zahl  der  Zwangsversteigerungen  und  Zwangsrerwaltungen 
(getrennt  nach  ländlichen  und  städtischen),  an  denen  die  Gesellschaft  im 
Berichtsjahr  beteiligt  war. 

5.  Die  Zahl  der  Grundstücke,  die  die  Gesellschaft  im  Berichtsjahr 
hat  übernehmen  müssen,  sowie  die  Verluste  oder  Gewinne,  die  beim 
Wiederverkauf  der  erstandenen  Grundstücke  eingetreten  sind. 

6.  Die  einzelnen  Buchwerte  der  von  der  Gesellschaft  erstandenen 
und  noch  nicht  wieder  verkauften  Grundstücke. 

7.  Die  von  den  der  Gesellschaft  zustehenden  Jahresleistungen  vor- 
handenen Bückstände,  getrennt  nach  dem  Jahr  der  Fälligkeit. 

8.  Die  im  Berichtsjahr  im  Wege  der  regelmäßigen  Amortisation 
sowie  die  aus  andern  Gründen  erfolgten  Bückzahlungen. 

§  10.  Die  Bilanz  und  die  Gewinn-  und  Yerlustrechnung  sind  ohne 
Verzug  im  Deutschen  Beichsanzeiger  und  den  sonst  durch  das  Statut 
hierzu  bestimmten  Öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  machen. 
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Von  den  GTeschäftsberichten  nebst  Bilanz,  Gewinn-  und  YerluBt- 
rechnnng  ist  jedem  Inhaber  von  Pfandbriefen,  der  dies  durch  Vorlegung 
des  Stocks  oder  Talons  bis  zum  Schloß  des  Geschäftsjahrs,  für  welches 
der  Bericht  gegeben  ist,  und  später  solange  der  Vorrat  reicht,  Terlang% 
ein  Dmckexemplar  gegen  Zahlung  ?on  höchstens  50  Pf.  und  Srstattang 
der  Portokosten  zu  verabfolgen« 

§  1 1.  Die  Aufsichtsbehörde  ist  befugt,  für  ständig  oder  für  einzelne 
Fälle  zur  Wahrnehmung  des  Aufsichtsrechts  einen  Kommissar  zu  ernennen. 
Derselbe  ist  insbesondere  befugt,  die  Gesellschaftsorgane  inkL  der  General- 
versammlung gtQtig  zu  berufen,  ihren  Beratungen  beizuwohnen  und  jeder- 
zeit von  der  Kasse,  den  Bflchem,  Bechnungen  und  sonstigen  Schriftstficken 
der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen. 
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Einleitung. 


Darch  Patent  vom  15.  Juni  1815  ^)  nahm  Preußen  die  heutige 
Provinz  Westfalen  mit  allen  Rechten  der  Landeshoheit  und  Ober- 
herrlicbkeit  in  Besitz. 

Der  Regierungsbezirk  Munster,  der  nach  der  Verordnung  vom 
15.  April  1815^)  mit  den  Bezirken  Minden  und  Hamm  die  Provinz 
Westfalen  bildete,  umfaßte  das  vormalige  Oberstift  Münster,  mit 
Ausschluß  der  Kirchspiele  Salzbergen,  Emsbüren  und  Schepsdorf, 
die  Grafschaften  Tecklenburg  und  Steinfurt,  die  Obergrafschaft 
Lingen,  das  Vest  Recklinghausen  und  die  Herrschaften  Anholt  und 
Gemen. 

Die  Regierung  zu  Münster  trat  am  3.  August  1816  in  Tätig- 
keit und  veröffentlichte  am  10.  August  1816  eine  Bekanntmachung, 
dorch  welche  der  Bezirk  die  im  wesentlichen  heute  noch  bestehende 
Einteilung  erhielt  in  die  Immediatstadt  Münster  sowie  die  zehn 
landrätlichen  Kreise:  Ahaus,  Beckum,  Borken,  Coesfeld,  Lüding- 
hausen, Münster,  Recklinghausen,  Steinfurt,  Tecklenburg,  Waren- 
dorf. 3) 

Trotz  dieser  Mehrzahl  von  selbständigen,  teils  unter  weltlicher, 
teils  unter  geistlicher  Herrschaft  stehenden  Territorien,  die  im 
Jahre  1815  zu  dem  Regierungsbezirk  Münster  vereinigt  wurden, 
geben  die  wirtschaftlichen  Zustände,  zumal  für  unsere  Untersuchung, 
im  wesentlichen  das  Bild  eines  einheitlichen  Gebietes.  Die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  seit  etwa  hundert  Jahren  bereits  unter 
preußischer  Herrschaft  stehenden    Grafschaften    Tecklenburg   und 


1)  Gesetzefl- Sammlung  fflr  die  Kgl.  Preußischen  Staaten  1815,  Seite  195. 

2)  Oesetzes- Sammlung  1815  S.  85—98. 

3)  Bahlmann,  der  Regierungsbezirk  Münster.  Münster  1893,  8.  51.  — 
Von  allen  seither  eingetretenen  Änderungen  ist  für  die  nachstehenden  Unter- 
■achangen  nur  erw&hnenswert,  daß  zu  Beginn  des  Jahres  1857  die  Gemeinde 
Lienen,  die  früher  zur  Grafschaft  Tecklenburg  gehört  hatte,  1816  aber  dem 
Kreise  Warendorf  zugeteilt  wurde,  wieder  zum  Kreise  Tecklenburg  kam. 

Biller,  Hand-Leinwandiodastiie.  1 


2  EinleituDg.  ^ 

Oberlingen  einerseits  und  die  der  übrigen  Territorien  andrerseits 
können  je  als  gleich  betrachtet  werden.  Die  teilweise  enklavierten 
Herrschaften  Steinfurt,  Anholt,  Gemen  konnten  bei  ihrer  geringen 
Ausdehnung  eigene  Wirtschaftskörper  nicht  bilden,  und  auch  das 
Vest  Recklinghausen,  in  Klima,  Bodenart  und  Bevölkerung  von  den 
angrenzenden  Teilen  des  Hochstiftes  nicht  abweichend,  bedarf  keiner 
gesonderten  Betrachtung,  umsoweniger,  da  das  Erzbistum  Köln  — 
zu  dem  das  Vest  Recklinghausen  gehörte  —  und  das  Bistum 
Munster  seit  langen  Jahren  durch  Personalunion  miteinander  ver- 
bunden waren. 

Zu  hoher  Blüte  konnte  der  Hauptnahrungszweig  des  Landes, 
Ackerbau  und  Viehzucht,  nicht  gelangen  bei  dem  größtenteils 
schlechten  Boden,  den  ausgedehnten  Heiden,  Sümpfen  und  Mooren 
und  den  Gemeinheiten,  die  fast  die  Hälfte  des  Bodens  bedeckten. 0 
Dazu  kam  die  mit  den  Eigenbehörigkeitsverhältnissen  zusammen- 
hängende Tatsache,  daß  der  Landmann  nicht  mehr  zu  erwirtschaften 
strebte,  wie  er  für  sein  und  der  Seinen  Unterhalt,  sowie  für  Ent- 
richtung der  öffentlichen  Abgaben  nötig  hatte. 

Der  geringe  Graswuchs  gestattete  vielfach  nur  eine  spärliche 
und  schlechte  Viehzucht.  Düngermangel  führte  zur  sogenannten 
Piaggendüngung  und  entzog  dadurch  einen  großen  Teil  des  Bodens 
der  Bewirtschaftung.'^) 

Immerhin  reichte  die  Gesamtgelreideproduktion  für  die  in- 
ländische Bevölkerung  aus  und  erlaubte  dem  Hochstifte  sogar  einen 
jährlichen  Export,  der  Grafschaft  Tecklenburg  hingegen  nur  in  be- 
sonders guten  Jahren,  während  schlechte,  selbst  mittlere  Ernten 
Einfuhr  nötig  machten. 

Die  landwirtschaftliche  Arbeitsverfassung  war  den  Zeitverhält- 
nissen  entsprechend   zufriedenstellend.     Der   größte  Teil    der  Be- 


1)  Über  die  Landwirtschaft  im  alteu  Müiisterlande  vergl.  v.  8chwbrz, 
BeschreibuDg  der  Landwirtschaft  in  Westfalen  und  Kheinpreußen.  Stuttgart 
1836.  L  Teil  S.  115 — 241,  sowie  Philippi,  Hundert  Jahre  preußischer  Herr- 
schaft im  Müusterlande.    Münster  1904,  S.  21  ff. 

2)  Das  Wesen  der  Plaggendüngung  bestand  darin,  daü  die  obere  Narbe 
des  während  einiger  Jahre  brach  ^eh^genen  Bodens  abgestochen  wurde,  einige 
Zeit  mit  Jauche  durchtränkt  und  dann  als  Dünger  verwandt  wurde.  So  war 
für  die  Düngung  eines  Landes  ein  etwa  viermal  so  großer  Komplex  zur  Be- 
schaffung der  Plaggen  nötig.  Alle  Bemühungen,  dieses  unökonomische  Ver- 
fahren auszurotten,  waren  vergeblich. 
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wohner,  eigenbebörige  Bauern,  lebte  in  einem  Abbängigkeits- 
verbältnis,  das  gegen  übermäßige  Anforderungen  und  Willkür  durch 
Gesetze  geschützt  war.  Nach  Schwerz  ^)  war  „der  Kolon,  wenngleich 
eigenbehörig,  leibeigen,  seinem  Gutsherrn  mit  Blut  und  Gut  zugetan, 
ein  Freiherr  im  Vergleich  mit  einem  Zeitpächter.  Der  Unterschied 
zwischen  ihrem  beiderseitigen  Lose  ist  so  groß,  daß  kein  Zeitpächter 
in  ganz  Deutschland  ist,  der  nicht  würde  mit  einem  der  größeren 
westfälischen  leibeigenen  Kolonen  tauschen  wollen." 

Trotz  der  verhältnismäßig  günstigen  persönlichen  Stellung  des 
Bauern  waren  dessen  Verpflichtungen  zum  Teil  beschwerlich.  Be- 
sonders verhängnisvoll  konnte  namentlich  der  Sterbefall  werden,  der 
den  Gutsherrn  zum  alleinigen  oder  teilweisen  Erben  des  beweglichen 
Nachlasses  des  Hörigen  machte.  Daß  dem  Bauern  daher  häufig 
die  Lust  fehlte,  durch  besonderen  Fleiß  sein  Vermögen  zu  ver- 
größern, liegt  auf  der  Hand. 

Alles  in  allem  waren  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Be- 
wohner im  letzten  Viertel  des  Jahrhunderts  befriedigend.  Stellen- 
weise zeigte  sich  ein  gewisser  Wohlstand.  Am  Ende  des  Jahr- 
hunderts gab  es  nicht  wenige  Leute,  die  eine  Summe  baren  Geldes 
in  ihrer  Truhe  bergen  konnten. 

Diesen  Wohlstand  verdankte  das  Land  weniger  seinem  Haupt- 
nahrnngszweige,  der  Landwirtschaft,  als  vielmehr  den  zahlreichen 
Nebengewerben.  Mochten  diese  im  einzelnen  klein  und  unbedeutend 
sein,  auch  im  ganzen  nur  bei  wenigen  Zweigen  größere  Bedeutung 
haben,  in  ihrer  Gesamtheit  waren  sie  für  das  ganze  Land  die 
Quelle  steigenden  Verdienstes.  Es  sei  nur  kurz  erwähnt:  der 
Durchfuhrverkehr,  den  das  Hochstift  und  namentlich  Tecklenburg- 
Lingen  aufwies  als  Vermittler  einmal  zwischen  dem  Rhein  und  den 
deutschen  Nordseehäfen  und  dann  zwischen  Mitteldeutschland  und 
Holland,  die  große  Zahl  der  sogenannten  Hollandgänger,  die  Packen- 
träger und  Messerhändler,  die  Holzschuhschnitzerei  usw.  ^) 

Das  Gewerbe,  das  an  Bedeutung  alle  anderen  weit  überragte, 
war  jedoch  unstreitig  die  Verfertigung  von  Leinwand.  Ausgeübt 
von    der  gesamten   Bevölkerung,   mit   im   Lande   erzeugten    Roh- 

1)  a.  a.  0.  I.  Teil  S.  13  f. 

2)  PmLipPi  a.  a.  0.  Sioibmund,  Versuch  einer  Üarstellunf^  des  Bezirks 
MAnster.  Hamm  1S19.  Holsgeub,  Beschreibung  der  Grafschaft  Tecklenbur^. 
Berlin  179S.  passim. 

1* 


4  Einleitnog. 

Stoffen,  die  auch  im  Lande  ihre  volle  Umbildung  za  Ferti 
fabrikaten  erfahren,  war  die  Leinwandbereitang  zur  Grundlage  d 
Wohlstandes  wie  der  Existenz  eines  großen  Teiles  der  Einwohn 
überhaupt  geworden. 

um  die  Bedeutung  und  Wichtigkeit  dieses  Oewerbes  für  d 
einzelne  Familie  zu  zeigen,  mag  zuerst  in  großen  Zügen  geschilde 
werden,  in  welchen  Formen  der  gesamte  Produktionsprozeß  si< 
abspielte. 


1.  Kapitel.    Die  Lelnwandlndustrle  des  Mfinsterlandes 
und  Ihre  Entwlcklmig  Im  18.  Jahrhundert. 

1.   Darstellung  des  Betriebes. 

Nur  noch  spärlich  waren  im  Münsterlande  gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  Überreste  der  alten  Arbeitsmethode  vorhanden,  bei 
der  die  Herstellung  der  Leinwand  ausschließlich  Sache  der  Frauen 
war,  die  Männerarbeit  zuerst  beim  Flachsbau  auftrat,  um  allmählich 
ausgedehntere  Beschäftigung  beim  Produktionsprozesse  zu  finden.  In 
allen  Stadien  arbeiteten  beide  Geschlechter  zusammen.  Die  größere 
Eörperkraft  erfordernden  Manipulationen  waren  wohl  den  Männern 
überlassen,  während  die  Weiber  die  Arbeit  jener  Stunden  allein 
yerrichteten,  welche  die  Männer  auf  andere  Weise  nutzbringender 
zubringen  konnten.  Aber  als  durchgehendes  System  ist  diese  Teilung 
der  Arbeit  nicht  anzusehen. 

Die  Leinwandverfertigung  in  Münster-Tecklenburg  war  in  allen 
ihren  Stadien  fast  ausschließlich  Nebengewerbe;  und  zwar  nicht 
allein  der  Landwirtschaft,  wenngleich  sie  durchaus  überwog  wegen 
ihrer  Vorherrschaft  im  Lande  überhaupt,  sowie  wegen  ihres 
Betriebes,  der  die  meiste  Zeit  zur  Nebenbeschäftigung  gestattete. 

Die  Zubereitung  der  Gespinstfaser,  das  heißt  das  Reinigen  des 
Pflanzenstengels  vom  Baste,  geschah  ausschließlich  im  Hause  des 
flachs-  oder  hanfbauenden  Landmannes.  Zu  einer  selbständigen  Be- 
schäftigung war  sie  noch  nicht  gediehen.  Von  den  zur  Herstellung 
der  Faser  notwendigen  Tätigkeiten  des  Rifi'elns,  Röstens,  Brechens, 
Schwingens  und  Hecheins  waren  die  körperlich  sehr  anstrengenden, 
wie  das  Brechen  —  zumal  das  des  Hanfes  —  Männerarbeit.  ^) 

Gleichwie  die  Zubereitung  der  Faser  hatte  sich  das  Verspinnen 
zum  Faden  im  Münsterlande  nicht  zum   eigenen  Gewerbe  heraus- 

1)  Darstellung  des  Betriebes  der  Leinwand beroitung  im  Hochstifte 
Münster  s.  Sohwkbz,  Beschreibung  der  i.andwirtschaft  I.  Teil  8.  73— S2, 
237—240;  in  der  Grafschaft  Teclclenburg  s.  Holsche  a  a.  0.  S.  113—133. 
ScHwnz  a.  a  O.  8.  128—133. 


6  1.  Kapitel. 

bilden  können.  Diese  Entwicklang  ist,  im  Gegensatze  namentlich 
zu  Schlesien  mid  Ravensberg,  in  Münster  auch  später  nicht  einge- 
treten. Die  wenigen  hier  aufgeführten  berufsmäßigen  Spinner 
waren  zum  größten  Teile  Witwen,  die  durch  möglichst  einfache  und 
leichte  Arbeit  ihre  kärglichen  Einnahmen  erhöhen  wollten.  Der 
Schwerpunkt  der  Oamerzeugung  lag  im  Hause  des  Bauern.  Hier 
verwendete  Alt  und  Jung,  Mann  und  Frau,  Herr  und  Knecht  die 
freien  Stunden,  besonders  die  Zeit  der  langen  Wintermuße  nutz- 
bringend. Wenn  HolscheO  erzählt,  daß  das  zur  Kette  oder 
Schierung  bestimmte  6arn,  da  es  besser  und  egaler  gearbeitet  sein 
mußte,  häufig  von  Männern,  das  aus  Hede  oder  Werg  hergestellte 
Einschlaggarn  hingegen  von  Frauen  und  Kindern  bereitet  würde, 
so  scheint  dos  wohl  mehr  lokale  wie  allgemeine  Richtigkeit  gehabt 
zu  haben.  Im  allgemeinen  fand  eine  solche  Teilung  zwischen  den 
Geschlechtern  nicht  statt.  Die  Kinder  lernten  bereits  im  Alter 
von  fünf  Jahren  die  Handhabung  des  Spinnrades;  sie  waren  daher 
den  Heuerlingen  und  Tagelöhnern  keine  Last,  sondern  trugen  im 
Gegenteil  zur  Erhöhung  der  Einnahmen  bei.  Die  weitere  Folge 
war  die  frühe  Eheschließung  bei  den  kleinen  Leuten  und  eine  ver- 
hältnismäßig starke  natürliche  Bevölkerungszunahme. 

Oft  versammelte  die  „  Spinnstube "  eine  große  Gesellschaft,  die 
bei  Scherz  und  Gesang  das  Spinnrad  emsig  schnurren  ließ.  Diese 
Spinnabende  erregten  häufig  Ärgernis,  so  daß  die  Regierungen  sich 
genötigt  sahen,  einzuschreiten. 

Die  „Dorfordnung  für  das  Fürstentum  Minden,  Grafschaft 
Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen**  vom  7.  Februar  1755  2)  be- 
stimmte z.  B.  im  §  26:  „Da  auch  an  verschiedenen  Orten  tFblich, 
daß  die  jungen  und  ledigen  Leute  unterm  Verwände  der  Spinnerey 
ausgehen,  und  bis  Mitternacht  und  noch  länger  zusammenbleiben, 
dabey  aber  allerhand  Muthwillen,  Bosheit  auch  wohl  gar  Diebereyen 
ausgeübt  zu  werden  pflegen,  so  soll  das  sogenannte  Spinnengehen 
hinführe  ganz  und  gar  abgeschafft  seyn,  und  derjenige,  welcher  da- 
gegen handelt  und  des  Abends  zum  Spinnen  läuft,  mit  8  ggr.,  und 
der,  welcher  Gesellschaften  zum  Spinnen  in  seinem  Hause  gestattet, 
mit  Einem  Rthlr.  bestrafet  werden." 


1)  a.  a.  0.  S.  116. 

2)  Abgedruckt  bei  Holsche  a.  a.  0.  S.  4*25. 
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Die  Wirkung  dieser  Bestimmung  war  recht  gering;  denn  die 
Klagen  über  das  Spinnengehen  und  die  Spinnstuben  nahmen 
nicht  ab. 

Was  an  Garnen  nicht  verkauft  wurde  —  und  das  war  der  bei 
weitem  größte  Teil  — ,  erhielt  im  Hause  seine  Weiterverarbeitung. 
Da  das  Weben  meist  im  Frühjahr  und  Sommer  geschah,  fiel  es 
einer  Person  zu,  die  bei  der  Hauptberufstätigkeit  am  ehesten  zu 
entbehren  war.  So  wurde  es  denn  zur  Arbeit  für  die  Frauen.  Der 
Tagelöhner  allerdings,  der  mit  Weib  und  Kind  während  des  ganzen 
Tages  zu  arbeiten  hatte  und  zum  Weben  keine  Zeit  fand,  mußte 
sein  Oam  in  rohem  Zustande  verkaufen  —  den  Hausbedarf  deckte 
eventuell  der  Lohnweber  — ,  wozu  er  meist  schon  aus  Mangel  an 
barem  Gelde  gezwungen  war.  Der  größere  Bauer  dagegen  hielt 
sich,  namentlich  in  Gegenden,  wo  —  wie  in  Tecklenburg  —  die 
Leinwandbereitung  besonders  stark  betrieben  wurde,  eine  eigene 
Person  zum  Weben,  ein  sogenanntes  Wirkemädchen,  das  den 
ganzen  Sommer  hindurch  wirkte,  teils  bei  dem  Bauern  selbst,  teils 
bei  Nachbarn,  die  kein  eigenes  Wirkemädchen  hielten.  Nach 
HOLSCHE  0  verfertigte  ein  solches  Mädchen  täglich  fünf  bis  sechs 
Legge- Ellen  2),  so  daß  in  zwei  bis  drei  Wochen  ein  großes  Stück 
Leinen  fertig  war.  Wer  für  Geld  weben  ließ,  gab  dem  Mädchen 
außer  der  Kost  je  nach  der  Größe  des  Stückes  Leinwand  1 V2  bis 
2  Taler.  Vom  Kaufmann  erhielt  es  dazu  ein  Trinkgeld  von  12 
Guten- Groschen.  Im  übrigen  erhielt  ein  Wirkemädchen  einen 
Jahreslohn  von  etwa  20  Talern,  von  dem  ein  Teil  in  einem  mit 
Hanf  besäten  Stück  Landes  bestand. 

Bevor  die  Leinwand  in  den  Verkehr  kommen  konnte,  bedurfte 
sie  der  Vervollkommnung  namentlich  durch  das  Bleichen.  In 
Tecklenburg,  wo  nur  gebleichtes  Garn  verwebt  wurde,  geschah  das 
Bleichen  vom  Produzenten  des  Garnes  auf  Privatbleichen,  verkauft 
wurde  es  meist  roh.  Anders  im  Hochstifte.  Hier  wurde  nur 
rohes,  ungebleichtes  Garn  verarbeitet  und  die  Verfeinerung  der 
Ware,  die  nur  im  Stück  erfolgen  konnte,  geschah,  falls  das  Produkt 
verkauft  wurde,  fast  immer  im  großen  auf  Rechnung  des  Händlers. 
Nur  die  Hausleinwand  erhielt  auf  eigner  Bleiche  oder  von  berufs- 


1)  a.  a.  0.  S.  inff. 

2)  1  Leggeelle  ist  etwa  gleich  1/2  Meter. 
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mäßigen   Bleichern   ihre   Weiße,   wenn  sie  nicht   ungebleicht  zu 
Kleidungsstücken  verarbeitet  wurde. 

Betrachten  wir  unabhängig  von  dieser  Produktionsweise  der 
ländlichen  Wirtschaften  die  verschiedenen  Betriebssysteme,  in  denen 
die  Leinwandbereitung  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  Münster- 
Tecklenburg  vor  sich  ging,  so  zeigt  sich,  daß  die  Systeme  ohne 
scharfe  Grenzlinie,  ineinander  übergehend,  sich  gegenseitig  kreuzend, 
nebeneinander  lagen.  Die  Grundlage  der  Leinwandbereitung  war 
das  Hauswerk,  die  „gewerbliche  Arbeit  im  Hause,  für  das  Haus  aus 
selbsterzeugten  Rohstoffen.'' i)  Der  Landmann  baute  seinen  Flachs 
an  und  verarbeitete  ihn,  um  den  Leinenbedarf  seines  Hauses  zu 
decken.  Das  eigene  Bedürfnis  war  einzige  Richtschnur  für  die 
Produktion.  Die  zahlreichen  freien  Stunden,  die  regelmäßig  durch 
Spinnen  oder  Weben  ausgefüllt  wurden,  lieferten  größere  Mengen, 
als  sie  das  eigene  Haus  bedurfte.  Der  Bauer  verkaufte  sein  über- 
schüssiges Produkt  und  zwar  bei  guten  Preisen  des  Fabrikates  in 
steigendem  Maße.  Diese  Marktproduktion  nahm  an  Wichtigkeit 
immer  mehr  zu  und  wurde  stellenweise  die  Grundlage  der  Wirtschaft 
überhaupt  Es  war  jedoch  schwer  für  den  einzelnen  Bauern,  sein 
Produkt  stets  lohnend  und  bequem  abzusetzen.  Er  geriet  *in  zu- 
nehmende Abhängigkeit  von  dem  Abnehmer  seiner  Waren,  dem 
Händler.  Dieser  hinwiederum  suchte  seine  Herrschaft  über  den 
Weber  auszudehnen  und  zu  befestigen,  und  zwar  vornehmlich  da- 
durch, daß  er  diesem  auf  noch  zu  liefernde  Waren  Vorschuß  ge- 
währte und  nach  verwickelten  Zahlungsmethoden  mit  ihm  ab- 
rechnete. So  wurde  der  ursprünglich  selbständige  Weber  zu  einem 
Arbeiter,  der  zwar  dem  Namen  nach  frei  und  unabhängig,  in 
Wirklichkeit  jedoch  auf  den  direkten  Abnehmer  seines  Produktes, 
den  Verleger,  angewiesen  war.  Dieses  sogenannte  Verlagssystem 
erschien  nicht  in  seiner  reinen  Form,  wo,  wie  bei  den  landesherrlichen 
Schauanstalten,  die  Gesetze  die  Unabhängigkeit  der  Weber  fixierten. 
Das  19.  Jahrhundert  jedoch  ließ  die  Entwicklung  zum  reinen  Ver- 
lagssystem ungehindert  geschehen.  Die  verschiedentlich  erwähnten 
Fabriken  haben  wohl  auch  nur  darin  bestanden,  daß  eine  Anzahl 
Personen  ausschließlich  für  denselben  Abnehmer  nach  dessen  Vor- 
schriften arbeiteten  und  zwar  in  ihren  eigenen  Wohnungen.      Die 

1)  BücHBR  im  Handwörterbuch  der  btaatswissenschaftcn,  Art.  Gewerbe. 
2.  Aufl.  Bd.  IV  S.  36(»Ü\    Desgl.  für  die  Terminologie  im  folgenden. 
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eigentliche  Fabrik  tritt  in  der  Münsterländer  Leinwandverfertigong 

erst  viel  später  aa£ 

Eigentliche  Handwerker  gab  es  kaum.    Von  Kundenprodaktion 

konnte  keine  Rede  sein,  wo  das  ganze  Land  nicht  allein  seinen 
eigenen  Hausbedarf  selbst  deckte,  sondern  auch  bedeutende  Waren- 
produktion betrieb.  Dagegen  waren  die  Lohnweber  nicht  un- 
bekannt Zwar  sind  nicht  alle  als  gewerbsmäßig  tätige  Weber  auf- 
gezeichnete Personen  als  Lohnwerker  anzusehen.  Ein  Teil  von 
ihnen  war  im  Verlagsverhältnis  tätig,  ein  anderer,  größerer  Teil, 
der  die  Leinwandbereitung  mit  eigenen  Produktionsmitteln  auf 
eigene  Bechnong,  aber  in  etwas  ausgedehnterem  Maße  betrieb, 
rechnete  sich  zu  den  berufsmäßigen  Webern.  Immerhin  fanden 
manche  Weber  ihr  Brot,  indem  sie  für  die  ärmeren  Klassen,  denen 
es  an  Zeit  mangelte,  das  von  diesen  gesponnene  Garn  gegen  Lohn  ver- 
arbeiteten. Oft  sah  auch  der  wohlhabendere  Mittelstand  das  Weben 
für  seiner  unwürdig  an  und  brachte  sein  Gespinst  zum  Luhnweber. 
Ausgeprägter  und  von  größerer  Bedeutung  war  die  Verselbständigung 
der  Vervollkommnung  des  Linnens  als  Lohnwerk.  Die  Färberei 
war  durchweg,  die  Bleicherei,  namentlich  im  Hochstifte,  häufig  ein 
eigenes  Gewerbe. 

Der  große  Einfluß,  den  die  in  den  Städten  viel  früher  und 
schärfer  durchgeführte  Arbeitsteilung  den  mittelalterlichen  Leine- 
weberzünften gewährt  hatte,  war  durch  die  merkantilistlsche  Wirt- 
schaftspolitik zum  größten  Teile  gebrochen.  Ge^en  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  waren  die  Leineweberzünfte  im  Münsterschen 
hinsichtlich  der  Warenproduktion  für  das  Ausland  zu  relativer  Be- 
deutungslosigkeit herabgesunken.  DerSchwerpunki  derLein- 
wand Verfertigung  für  den  weiteren  Absatz  lag  durch- 
aus auf  dem  flachen  Lande. 

2.    Die  Ausdehnung  des  Leinwandgewerbes  am  Ende 

des  18.  Jahrhunderts. 

Zwei  Hauptgebiete  sind  bei  unserer  Betrachtung  der  Linnen- 
verfertigung stets  zu  unterscheiden^  das  der  Hanf-  und  das  der 
Flachs-Erzeugung.  Verschieden  schon  im  18.  Jahrhundert,  ist 
auch  die  Weiterentwicklung  in  beiden  ganz  verschiedenartig  ver- 
laufen. 

Der  Hanf  wurde  zu  einem  gröberen  Gewebe,  dem  sogenannten 
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Löwendlinnen,  verwendet  Es  war  eine  festere  Leinwand  von  ge- 
ringerer Weiße,  wie  die  des  Flachses  nnd  so  dicht  nnd  fest  gewebt, 
daß  Regen  und  Nässe  nicht  leicht  hindurchkamen.  Sie  kam  meist 
gebleicht  oder  gefärbt  in  den  Handel.  Ihre  Hauptprodnktionsgebiete 
waren  Osnabrück,  Tecklenburg  und  Lingen,  der  nördliche  Teil  von 
Bavensberg  und  einige  Kirchspiele  im  Hochstifte  Mflnster  an  den 
Grenzen  von  Tecklenburg  und  Lingen. 

Die  Flachsleinwand,  deren  Erzeugung  im  ganzen  Fürstbistam 
geschah,  hatte  innerhalb  des  Hochstiftes  zwei  besondere  Prodnktions- 
zentren:  einmal  im  Westen  an  der  holländischen  Grenze  in  den 
unfruchtbaren  Gebieten  des  Kreises  Borken  und  den  angrenzenden 
Teilen  der  Kreise  Ahaus,  Coesfeld  nnd  Steinfiirt  und  andrerseits 
im  Kreise  Warendorf,  der  mit  Ravensberg  und  Lippe  an  Güte  und 
Feinheit  des  Produktes  die  unbestreitbar  erste  Leinwandgegend 
Deutschlands  darstellte. 

Über  den  Ursprung  der  Mönsterschen  Leinenindnstrie  sind  wir 
nicht  unterrichtet.  Jedenfalls  aber  ist  sie  sehr  alt  und  hat  im 
Mittelalter  für  die  Stadt  Münster  wesentliche  Bedeutung  gehabt ') 
Es  ist  wohl  weniger  eine  bestimmte  Tatsache,  als  vielmehr  das  Zu- 
sammenwirken einer  Reihe  von  Momenten  als  Ursache  für  das  Ge- 
werbe anzusehf^n. 

Das  feuchte  Klima  und  der  lehmige  Sand-  und  sandige  Lehm- 
boden waren  dem  Flachsbau  günstig.  2)  Wo  der  Flachs  nicht 
geriet,  da  kam  um  so  besser  der  Hanf  fort  besonders  auf  sandigem 
Boden.  Wenn  der  Hanf  trotzdem  verhältnismäßig  weniger  angebaut 
wurde,  so  lag  das  daran,  daß  man  nicht  verstand,  richtig  damit 
umzugehen,  und  daß  es  an  den  zur  Bearbeitung  des  Hanfstengels 
notwendigen  Bockemühlen  fehlte.  3) 


1)  Nach  HiLDBBRAND,  Vergangenheit  und  Gegenwart  der  deutseben 
LeineninduRtrie,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  Band  13 
S.  221,  war  schon  im  Jahre  815  in  Westfalen  die  Leinwand  ein  sehr  wenig 
kostbarer  Stoflf,  da  das  Damonstift  zu  Freckenhorst  (Kreis  Warendorf)  schon 
bei  seiner  Gründung  verpflichtet  wurde,  jedem  ankommenden  Fremden  zwei 
linnene  Tücher  (duo  lintea)  zu  geben. 

2)  So  rechnet  Sioismund  a.  a.  0  S.  49  beispielsweise  im  Landkreise 
Münster  in  mittleren  Jahren  bei  Weizen  den  4 — 5  fachen,  bei  Roggen  den 
5—6  fachen,  bei  Gerste  den  (>— 7  fachen,  bei  Hafer,  Buchweizen  und  Hülsen- 
frucht den  S— 9  fachen,  bei  Hanf  den  64  fachen  Ertrag. 

3)  Münstersches  Wochenblatt  1785  No.  1. 
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Für  die  Landwirtschaft  hingegen  war  der  Boden  zum  großen 
Teil  wenig  geeignet.  Von  dem  gesamten  kultivierten  Lande  war 
nur  der  kleinste  Teil  als  gut  zu  bezeichnen.  Zur  Charakteristik 
der  BodeuTerhältnisse  möge  folgende  nach  den  Angaben  der  Land- 
räte aus  dem  Jahre  1817  zusammengestellte  Tabelle  dienen.^)  Sie 
gibt  die  Größe  der  jeweiligen  Bodengattung  in  Morgen  an. 

Tabelle  1. 


l 


Kreis 


Kultivierter  Boden 


Acker- 

an 
Gartenl. 


Wiesen 
nnd 


Hiervon  ist  d.  Boden 


Weiden       fH^t    |mittelm.| schlecht 


Kaltiv. 

Boden 

zasamm. 


AhauB 

52  304 

10  712 

13  832 

Borken 

25  188 

22  464 

10  531 

Lüdinghaufien 

80  311 

29  663 

13  978 

Tecklenburg 

38  014 

19  687 

6  637 

Warendorf 

55  211 

13  780 

7  168 

Ge- 
samt- 
flächen- 
inhalt 


15  180, 
24  976 
39  916 
18  020 
32  646 


34004 
39145 
56480 
33  044 
29176 


63  016 
74  652 
110  374 
57  702 
68  991 


10  922 
11289 
34186 
10  275 
11259 


121927 
67783 


195865 
153724 


21031  =  165591 
68447,136426 
612311141481 


Die  bei  diesen  Zuständen  naturgemäß  recht  mangelhafte  Er- 
giebigkeit des  Landbaues  und  die  geringe  Intensität  der  Landwirt- 
schaft überhaupt  gestattete  hinreichende  Muße  zur  Nebenarbeit,  ja 
machte  eine  einträgliche  Nebenbeschäftigung  zur  Notwendigkeit. 
Die  unfreiwillige  Muße  wurde  oft  noch  vermehrt  infolge  des  Zu- 
standes  der  Wege  namentlich  in  den  Gegenden  mit  Eleiboden. ''^) 
ScHWERZ  schreibt  darüber  3):  „Furcht  und  Grausen  erregend  sind 
die  Wege  in  den  Kleigegenden  Westfalens!  Eingekerkert,  wie  auf 
Robinsons  Insel,  sitzt  bei  etwas  ungünstigem  Wetter  jeder  Be- 
wohner daheim  und  verliert  die  Gelegenheit,  Meliorationen  zu 
machen,  sein  Gespann  zu  beschäftigen,  seine  Provisionen  bei- 
zufahren, seine  Produkte  mit  Vorteil  zu  versilbern,  sein  Feld  zu 
gehöriger  Zeit  zu  bestellen.  Die  Arbeit  überhäuft  sich  zu  einer 
anderen  Zeit.  Gespann  und  Geräte  leiden ;  die  Zeit,  das  kostbarste 
Kapital,  welches  der  Landwirt  zu  seiner  Arbeit  hat,  geht  verloren. 
Der  Verkehr  unter  den  Menschen  stockt,  und  die  Industrie  liegt  in 
Fesseln." 

Um  so  wichtiger  mußte  bei  den  traurigen  Verkehrsverhältnissen 
die  günstige  Lage  des  Münsterlandes  zu  den  Nordseehäfen  und  be- 


1)  Zusammengestellt  nach  Angaben  aus  M.  St-A.  R.  M.  No.  156. 

2)  Klei  auch  Klai  ist  ein  fetter,  lehmiger  Boden.   £r  befindet  sich  in  dem 
s&d-,  Südost-  und  südwestlichen  Teile  des  Regierungsbezirkes. 

3)  Beschreibung  der  Landwirtschaft  usw.  a.  a.  0.  S.  30. 
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soDders  die  Nabe  Hollands  sein.  Und  zweifellos  ist  die  Nähe  der 
holländischen  Grenze  einer  der  Hauptgrönde  för  die  Blüte  des  Oe- 
werbfleißes  in  Münster-Tecklenburg.  *) 

So  schien  denn  das  Land  geradezu  prädestiniert  zu  sein,  Deben 
der  Landwirtschaft  vorzüglich  Leinwandproduktion  für  den  Export 
zu  treiben.  Das  Wirtschaflssystem  des  18.  Jahrhunderts  hin- 
wiederum konnte  für  seine  Bemühungen  zur  Hebung  der  Landes- 
kultur kaum  ein  geeigneteres  Objekt  als  die  Leinwandbereitung 
finden.  Der  Rohstoff  wurde  im  Lande  erzeugt;  die  gesamte  Ver- 
arbeitung geschah  im  Lande  und  noch  dazu  in  Stunden,  die  sonst 
vielleicht  nicht  ,,nützlich^'  angewendet  wurden;  das  fertige  Produkt 
ging  ins  Ausland  und  brachte  bares  Geld  herein.  Was  konnte  das 
merkantilistische  Herz  Schöneres  begehren! 

Die  großen  Wirtschaftspolitiker  richteten  denn  auch  ihr  Haupt- 
augenmerk auf  die  Beförderung  der  Spinnerei  und  Weberei. 

Damit  es  nicht  an  Garn  fehlte,  wurde  in  Preußen  das  Spinnen 
allen  Hökerweibern,  Handwerkerfrauen  und  Bürgertöchtem,  die 
in  öffentlichen  Läden  feilhielten,  anbefohlen.  Die  Soldaten  mußten 
spinnen;  in  Strafanstalten  wurde  Spinnen  als  Hauptbeschäftigung 
eingeführt;  Spinnerkolonien  wurden  gegründet. 2) 

In  der  „Dorfordnung  für  das  Fürstentum  Minden,  Grafschaft 
Ravensberg,  Tecklenburg  und  Lingen"'  vom  7.  Februar  1755  3)  wurde 
den  „Untertanen*  ans  Herz  gelegt,  „sich  immer  mehr  und  mehr 
auf  den  Flachsbau,  die  Spinn-  und  Weberei  zu  applizieren  and  an 
den  Orten,  wo  diese  nützliche  Hantier-  und  Nahrung  noch  nicht 
gewesen,  sollen  die  Beamten  und  Unterbedienten  dessen  augenschein- 
liche Vorteile  vorstellen  und  solche  Hantierung  einzuführen  suchen." 
Zur  weiteren  Vermehrung  der  Ausfuhr  rohen  Garnes*)  hatten  die 
Beamten  und  besonders  die  Bauerschaftsvorsteher  die  Einwohner, 
die  sich  mit  dem  Flachsbau  und  dem  Spinnen  noch  nicht  abgaben, 
möglichst  hierzu  anzuhalten  und  zu  ermuntern.    Außerdem  konnte 


1)  Siehe  auch  Mbitzbn,  der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Ver- 
h&ltnishe  des  prouß.  Staates.     Band  II,  Berlin  1869,  S.  400. 

*2)  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im  t9.  Jahr- 
hundert.   Halle  1890,  S.  29  und  450. 

3)  Abgedruckt  bei  Holschk  a  a.  0.  S.  405. 

4)  In  anderen  Gegenden,  z.  B.  in  Schlesien,  war  die  Garnausfuhr  verboten. 
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ein  jeder  auch  Wollgarn  spinnen,  selbst  färben,  weiter  verarbeiten 
ond  auf  den  Wochenmärkten  feilbieten. 

„Insbesondere  müssen  getreae  Hausmütter  ihren  Kindern  das 
Knütten  erlernen  lassen  oder  ihnen  selbst  beibringen,  maßen  sie 
solche  Arbeit  bei  dem  Hüten  des  Viehs  verrichten  und  solcher- 
gestalt die  Zeit,  welche  sonsten  nur  im  Müßiggang,  auch  wohl  gar 
Ausübung  allerhand  Mutwillens  zugebracht  worden,  nützlich  an- 
wenden und  nicht  nur  die  Kleidung,  welche  sie  sonsten  zu  kaufen 
genötigt  gewesen,  selbst  machen,  sondern  auch  sogar  etwas  zum 
Verkauf  erübrigen  können/* 

Eine  Magd,  die  Löwendlinnen  tüchtig  weben  konnte,  gehörte 
zur  ersten  Mägdeklasse  und  erhielt  als  solche,  wenn  sie  zwanzig 
Jahre  alt  war,  sechs  bis  sieben  Taler,  in  den  Städten  bis  acht  Taler 
Lohn  einschließlich  des  Weinkaufs.  ^) 

Diese  Bestimmungen  erhielten  ihre  Vervollständigung  durch 
Vorschriften  über  das  gegenseitige  Verhältnis  von  Weber  und 
Händler,  über  den  Gebrauch  eines  richtigen  und  geeichten  Haspels, 
sowie  über  die  gehörige  Fadenzahl  der  Gebinde.  Den  krönenden 
Abschluß  der  gesamten  Maßnahmen  bildete  die  energisch  durch- 
geführte landesherrliche  Kontrolle  der  Leinwand  auf  den  Schau- 
anstalten, zu  deren  Benutzung  jeder  Leinwandverkäufer  verpflichtet 
war.  2) 

Der  Erfolg  entsprach,  noch  unterstützt  von  günstigen  Konjunk- 
turen, den  Bemühungen.  Nach  den  alljährlich  im  Fabriken- 
departement aufgestellten  Generaltabellen  hatte  im  Jahre  1785  der 
Leinenexport  aller  preußischen  Provinzen  den  Wert  von  0  Millionen 
Talern,  darunter  waren  5V4  Millionen  aus  Schlesien,  230730  Taler 
aus  Tecklenburg  und  Lingen,  und  f  79  576  aus  Minden-Ravensberg.^) 
Er  wurde  jedoch  viel  höher  geschätzt. 

Im  Jahre  1793  war  der  auswärtige  Absatz  gestiegen  auf 
6469287  Taler,  davon  entfielen  auf  Schlesien  5709  543,  auf  Tecklen- 
bnrg-Lingen  231500,  auf  Minden-Ravensberg  172611  Tal  er.  Nach 
einer  Übersicht,  die  der  Staatsminister  v.  Struensee  zu  Anfang  der 


1)  Geftindeordnung  vom  16.  Juni  1753,  §  33,6  abgedruckt  bei  Holschb, 
a  a.  0.  S.  4S3. 

2)  N&heres  darüber  s.  unten  8.  20  ff. 

3)  T.    VoBAHM,    Statistik   dos  zoll  vereinten    und    nördlichen  Deutsch- 
lands, Band  I,  Berlin  1S58,  8.  tl7,  12u. 
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Regierung  Friedrich  Wilhelms  III.  der  damals  zusammenberafenen 
Immediat-Finanzkommission  vorlegte,  war  f&r  das  Jahr  1795/96^)  die 

Einfuhr  Ausfuhr 

an   Flachs,  ungehechoit 625  375  Taler     255  618  Taler 

„       gesponnen  und  Zwirn 

Hanf  und  Werg 

roher  und  gebleichter  Leinwand 
Battist  und  Schleier  .... 
anderen  leinenen  Zeugen  .  .  . 
lein.   Strümpfen   u.  Handschuhen 

Kanten  und  Spitzen 

Segeltuch 


2  614  709 

99 

3212013 

>» 

144  425 

» 

46 

>» 

4  575  477 

» 

8  420  498 

» 

1  49S  2S2 

W 

2  260  250 

9t 

69  779 

)} 

167  491 

91 

— 

99 

41  101 

>» 

208  339 

M 

208  862 

*9 

36  152 

99 

» 

9  772  538 

»> 

14  565  879 

» 

Mehrausfuhr 

4  793  341 

«> 

Die  Gesamteinfuhr  im  Jahre  1795/96  betrag  53341956,  die 
Gesamt  ausfuhr  51567  053  Taler.  ^) 

Relativ  nahm  zu  Ende  des  Jahrhunderts  Tecklenbarg  die 
erste  Stelle  im  preußischen  Staate  ein.  Zwar  widmete  Friedrich  II. 
der  schlesischen  Leinenindustrie  seine  besondere  Fürsorge  and  ver- 
bot nach  eingehenden  statistischen  Erhebungen  die  Einfuhr  der  hol- 
ländischen und  westfälischen  Leinwand  in  die  östlich  der  Weser 
gelegenen  Provinzen.  Diese  sollten  ausschließlich  mit  schlesischer 
Leinwand  versorgt  werden  ^),  aber  da  Tecklenburg  hauptsächlich  ins 
Ausland  lieferte  und  zwar  Gewebe,  die  denen  Schlesiens  keine 
Konkurrenz  machten,  so  hatte  die  Bestimmung  hierauf  wenig 
Einfluß.  Die  große  Bedeutung  des  Hantbaues  in  Tecklenburg 
zeigt  nachstehende  Tabelle.  Die  Zahlen  gründen  sich  auf  die  An- 
gaben der  Eammertabellen,  das  heißt  der  nach  den  Angaben  der 
Landräte  von  den  Kriegs-  und  Domänenkammern  über  das  Anbau- 
Verhältnis,  den  Ernteertrag  und  dessen  Wert  in  tabellarischer  Form 
erstatteten  Berichte.*) 


1)  DiBTBBici,  der  Volkswohlstand  im  Preußischen  Staate.   Berlin  1846. 

S.  24. 

2)  Bbhrb,  Geschichte  der  Statistik  in  Brandenburg- Preußen  bis  zur 
Gründung  des  Königlich  Statistischen  Bureaus.  Berlin  1905,  S.  357. 

3)  Bbhrb,  a.  a.  0.  S.  260  Anmerkung. 

4)  Kbug,  Betrachtungen  über  den  Nationalreichtum  des  preußischen 
Staates  S.  87,  Spalte  7  und  8;  Bd.  II  S.  189.  Siehe  auch  Schmollbr,  Klein- 
gewerbe a.  a.  0.  S.  514,  515. 
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Tabelle  2. 


1801-1^06 
Kammer- Dep  arte* 
ments 

1 


Grösse     Oesamtanban- 
,in  Qua-  fläche  aof  1 Q  aa- 


drat- 
Meilon 

•i 


drat-Meile 
in  Morgen  *) 

3 


Von  Spalte  8  ent- 
fallen auf  Flachs 
n.  Hanf.     Morgen 

absolut  I       ^/o 

4  h 


Mit  einem 
Brutto- 
erträge 
von  .  ,  . 
Talern 
(i 


Anzahl  der 
Leineweber 


in  den 
SUldton 


aaf  dem 
Lande 


Ostpreossiscfaes 
Littanisches   .  . 
Marienwerder- 
schefl    .  .  . 

Brombergisches 

Posensches  .  .  . 

Pommern    .  .  . 

Neoxnark  .  .  .  . 

Kannark  .  .  .  . 


Schlesien  .... 
Magdeburg  .  .  . 
Halberstadt    mit 
Hohenstein 

Minden  

Ravensberg    .  . 
Tecklenbarg  .  . 

Mark 

Kleve 


409 
295 

406 
200 
408 
506 
206 
447 

683 
104 

46 
31 
27 
6 
45 
22 


4341,45 
3767,38 

3486,89 
2807,73 
2177,89 
2901,01 
3532,40 
4675,01 

6071  53 
8246,88 

7074,40 
4525,00 
5964,00 
7189,00 
3672,00 
3139,47 


238 


86 
138 

191 

361 
266 

310 

865 

1153 

2009 

123 


5,5 


3,9 

4,8 

4,1 

5,9 
3,2 

4,4 

19,1 
19,3 
28,1 

3,9 


2  380 


860 
1380 

1  910 

3  610 

2  660 

3  100 
8  650 

11690 
20  090 

1230 


1023 
367 
468 

1793 


48 
118 

356 
66 
325 
445 
431 
2000 


14  656 
585  i  1584 


221 

29*) 
338 
70 


1474 

1264 

151«) 
642 
63 


Von  den  20090  Talern  Bruttoertrag  für  Tecklenburg  kommen 
1 7  280  Taler  auf  Hanf.  Prozentuell  überragt  mithin  Tecklenburg 
»elbst  Minden  und  Bavensberg  in  bezog  auf  Anbaufläche  für 
Flachs  und  Hanf  ganz  bedeutend  und  ist  eher  ein  Linnen-  als  ein 
Ackerbauländchen.  Die  geringe  Zahl  der  in  den  Spalten  7  und  8 
angegebenen  Leineweber  —  allerdings  sind  diese  Zahlen  für  alle 
Departements  als  zu  niedrig  anzusehen  -  zeigt,  daß  es  sich  in 
Tecklenburg  weniger  um  berufsmäßige  Weberei  als  vielmehr  um 
landwirtschaftliche  Nebenbeschäftigung  handelte. 

Daß  bei  der  starken  Ausdehnung  des  Hanfbaues,  sowie  bei  dem 
ungünstigen  Boden  oft  nicht  unbeträchtliche  Mengen  Getreide, 
namentlich  aus  dem  Hochstifte  Münster  eingeführt  werden  mußten, 
ist  bereits  oben  erwähnt. 

Hanfsamen  wurde  verhältnismäßig  wenig  gewonnen,  teils,  weil 
man  das  Vorurteil  hegte,  der  aus  selbstgezogenem  Samen  erzielte 
Hanf  würde  nach  einigen  Jahren  unbrauchbar,  teils,  weil  man,  um 
einen  besseren  Stengel  zu  erhalten,  die  Pflanze  nicht  ganz  ausreifen  ließ. 

1)  Die  Qaadratmeile  ist  zu  22  222^0  Morgen  angenommen. 

2)  Tecklenbarg  und  Liugen. 
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Aus  Tecklenburg  allein  gingen  in  den  achtziger  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts  8  bis  10  000  Takr  för  Hanfsamen  ins  Ausland. 
Hauptb^zu^sländer  waren  die  Oegend  bei  Harsewinkel  im  Ravens- 
bergischen  und  Holland.  Da  aber  der  Holländer  Samen  weniger 
gut  gedieh  und  der  Harsewinkeler  ziemlich  teuer  war  —  er  kostete 
meist  über  zwei  Taler  pro  Osnabrücker  Scheffel  — ,  so  hatten  die 
vielfachen  Ermahnungen  der  Theoretiker  und  der  Behörden  am  Ende 
des  Jahrhunderts  Erfolg,  und  die  Bauern  begannen,  namentlich  in 
den  Kirchspielen  Lienen  und  Ladbergen,  selbst  Samen  zu  ziehen 
und  zwar  mit  gutem  Erfolge.  0  D&  d&s  Teichen  des  Hanfes  einen 
nnangeue  hnien  Geruch  gibt,  der  bei  der  Ausdehnung  des  Hanfbaaes 
durch  <iie  ganze  Grafschaft  ging,  so  war,  wie  Holsghe  meint ''), 
^im  Monat  August  auf  dem  platten  Lande  nicht  gut  reisen,  wenn 
man  nicht  dabei  denkt:  bonus  odor  ex  re  qualibet*^. 

Die  Anzahl  der  Spinnräder  und  Webstühle  anzugeben,  ist  un- 
möglich. Soviel  steht  fest,  daß  fast  in  jedem  Hause  neben  mehreren 
Spinnrädern  nicht  selten  auch  mehrere  Webstöhle  vorhanden  und 
in  Betrieh  waren. 

In  den  sechs  Jahren  1781  — 1786  wurden  aus  der  Grafschaft 
Tecklenburg  ins  Ausland  versandt  50980  Stück  Löwendlinnen  mit 
einer  Gesamtlänjre  von  391S6r)4  Legge-Ellen  und  einem  Gesamt- 
werte von  82063:^  Talern. -^i  Rechnet  man  dazu  einen  kauf- 
männischen Gewinn  von  6  ^\i  —  8266  Taler  — ,  so  ergibt  sich  eine 
jährliche  Einnahme  von  1 46 03S  Talern.  Bei  einer  Bevölkerung  von 
etwa  iSOoo  Einwohnern  entfallt  auf  den  Einzelnen  eine  Summe 
von  über  S  Talern,  auf  eine  Familie  von  durchschnittlich  5,7 
Köpfen  mithin  45— r^O  Taler.  Dabei  sind  gar  nicht  berücksichtigt 
die  Haasleinwand  sowie  die  auf  der  Schauanstalt  zu  Ibbenbüren 
durchschnittlich  jährlich  behandelten  1063«/3  Stücke. 

Über  das  Fürstenbistum  Münster  fehlen  entsprechende  für 
das  ganze  Land  gültige  Daten.  Ob  im  alten  Hochstifte  die  Leinwand- 
bereituDg  eine  so  tatkräftige  Unterstützung  fand,  wie  man  seiner 
Wichtigkeit  und  Ausdehnung  nach  hätte  erwarten  sollen,  sei  dahin- 
gestellt •  I 

Der  vom  Domkapitel  abhängige  Landesherr  konnte  allerdings 
nicht  so  energisch  eingreifen  wie  der  absolute  Herrscher  in  Preußen. 

1)  IIoLScuK  a.  a.  0.  S.  111.  2)  a  a.  0.  S.  U4.  3)  Holschb,  a.  a. 
O.  S.  vri.        4i  Thilippi,  a.  a.  O.  S.  74  Insstreitet  es. 
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Jedenfalls  aber  galt  die  Fürsorge  der  FüBSTBNBBBGschen  Pollbk 
aoch  der  LeiDeDindustrie  in  hohem  Maße,  wie  die  Edikte  zum 
Schatze  der  Bauern  gegen  Betrügereien  der  Leiusamenhändler  i), 
sowie  fiber  die  Schaaanstalten  zu  Oelde  und  Warendorf  ^)  zeigen. 
Zur  Beförderung  des  Oewerbf  leißes  bestimmte  schon  eine  Verordnung 
Tom  4.  Januar  1732,  daß  der,  welcher  im  Hochstifte  neue  Fabriken 
oder  Manufakturen  einführen  würde,  fünf  Jahre  lang  von  allen 
bürgerlichen  Lasten  befreit  sein  und  auf  Verlangen  auf  längere  Zeit 
einen  Oktroi  erhalten  sollte.')  Welche  sonstigen  Mittel  man  zur 
Hebung  der  Industrie  anwandte,  mögen  nachstehende  Privilegien 
dartun,  welche  eine  im  Jahre  1787  in  Bbcholt  errichtete  Fabrik  für 
Plüsch,  Kamelhaare  und  Wolle  erhielt.-*) 

1.  Während  zwölf  Jahre  darf  kein  anderer  im  Amte  oder  der 
Stadt  Bocholt  eine  solche  Fabrik  anlegen. 

2.  Das  in  der  Stadt  Bocholt  anzulegende  Fabrikhaus  soll, 
wenn  es  nur  zur  Fabrik  gebraucht  wird  und  von  dem  Fabrikanten 
selbst  bewohnt  wird,  von  Schätzung,  Einquartierung  und  Personal- 
lasten auf  zwölf  Jahre  frei  sein.  Sollte  die  Fabrik  sich  gut  ent- 
wickeln, so  kann  sich  der  Inhaber  nach  zwölf  Jahren  um  eine 
Verlängerung  der  Freiheit  bewerben. 

3.  Die  Fabrik,  sowie  alle  Meister,  Gesellen  und  sonstigen  Ar- 
beiter sind  von  allem  Oildezwang  frei  und  keinem  Amt-  oder 
Gildemeister  unterworfen. 

4.  Die  in  der  Fabrik  verfertigten  W^aren  können  in  und 
außer  dem  Lande  verkauft  werden,  und  den  Ämtern  und  Gilden 
ist  verboten,  sich  störend  einzumischen. 

5.  Die  Bettler  in  der  Stadt  Bocholt  sollen  obrigkeitlich  an- 
gehalten werden,  gegen  Bezahlung  in  der  Fabrik  zu  arbeiten. 
Jedoch  übernimmt  die  Obrigkeit  hierdurch  nicht  die  Verpflichtung, 
der  Fabrik  Arbeiter  zu  verschaffen,  sondern  sie  ist  nur  insoweit 
dazu  verpflichtet,  als  die  Polizei  es  für  nützlich  hält 

6.  Um  die  Errichtung  der  Fabrik  nicht  durch  Prozesse  zu 
verzögern,  haben  bei  entstehenden  Streitigkeiten,  die  zu  einem 
Prozesse  führen  können,  Beamte  und  Bichter  sich  ins  Mittel  zu 


1)  Münstersche  Kdikte  (Scotti)  Ko.  383;  508. 

2)  Siehe  unten  I   Kap.  No.  3. 

3)  M.  St.-A.  Eabinettaregistrator  P.  XII,  B.  33. 

4)  M.  St.-A.  Kabinettsregistratur  P.  Xll,  B.  33. 
Bill  er,  Hand-Leinwmndmdastrie. 
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legen,  um  die  Differenz  durch  Vennittlung  und*  Vergleich  beizu- 
legen.   War  die  Vermittlung  vergeblich,  und  ist  der  Prozeß  un- 
vermeidlich, so  sollen  die  Richter  diese  Sache  sehr  beschleunigen. 
Gelten   derartige  Bestimmungen   auch  mehr   für  einen    ganz 
neuen  Industriezweig  als  für  das  uralte  Leinengewerbe,  immerhin 
können    solche    merkantilistischen    Bestrebungen    an    der  Leinen- 
industrie nicht  spurlos  vorübergegangen  sein. 

Über  das  Hochstift  lassen  sich  noch  weniger  wie  über  die  Graf- 
schaft Tecklenburg  zahlenmäßige  Angaben  machen,  da  Münster  alle 
statistischen  Tabellen  als  Staatsgeheimnis  ansah  und  deshalb  nicht 
veröffentlichte.  ^)  Was  wir  über  das  Leinengewerbe  im  18.  Jahr- 
hundert wissen,  ist  so  gut  wie  gar  nichts.  Die  für  das  Folgende 
benutzten  archivalischen  Quellen  betreffen  nur  einzelne  Teile.  Doch 
gestatten  die  Angaben  aus  den  ersten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts^) 
den  Schluß,  daß  die  Leineweberei  und  Spinnerei  Nebenarbeit  fast 
der  ganzen  Bevölkerung  war,  und  daß  Garn  und  Leinwand  dem 
Hochstifte  die  Gelder  für  die  einzufahrenden  Produkte  brachten.') 

3.    Die  Leggen. 

Wie  schon  bemerkt,  hatte  das  merkantilistische  Ziel  eines  mög- 
lichst ausgedehnten  Exportes  von  Fabrikaten  die  scharfe  Trennung 
von  Stadt  und  Land  verwischt  und  hatte  sie  verwischen  müssen. 
Um  eine  möglichst  „günstige"*  Handelsbilanz  zu  erzielen,  bedurfte 
es  der  Heranziehung  des  bedeutenden  Leinwandgewerbes  für  den 
Export.  Die  fruchtbarste  und  einträglichste  Stelle  dieses  G^werbs- 
zweiges  aber  war  das  platte  Land,  wo  der  Rohstoff  erzeugt  und  die 
Fabrikation  in  sonst  vielleicht  untätigen  Stunden  vorgenommen 
wurde.  Gegen  die  Freigabe  des  Landes  kämpften  die  städtischen 
Weber,  besonders  dort,  wo  sie  in  starken  Zünften  organisiert 
waren.  Mit  der  steigenden  Macht  der  Landesherren  nahm  der 
Einfluß  der  Zünfte  ab,  und  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  war 
der  Kampf  fast  überall  zugunsten  des  flachen  Landes  ent- 
schieden. **) 


1)  P.  F.  Wbddioen,  statistische  Übersicht  von  Westfalen.  Berlin  1791; 
Vorbericht.        2)  Siehe  unten  II.  Kap.  No.  2. 

8)  Münsterschcs  Wochenblatt  1785  No.  t. 

4)  Über  diese  Kämpfe  speziell  für  die  Leinwand weberei  vergl.  Potthoff, 
die  Leinenleggen  in  der  Grafschaft  Ravensberg.    Leipzig  1900. 
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Da  nun  der  Merkantilismus  sich  der  Erkenntnis  nicht  ver- 
schloS,  daß  nur  der  Export  guter  und  reeller  Waren  von  längerer 
Dauer  sein  würde,  galt  es,  seinen  Ausfuhrartikeln  im  Auslande  einen 
möglichst  guten  Ruf  zu  verschaffen.  Für  das  städtische  Gewerbe 
übernahm  die  Zunft  oder  der  Rat  die  Garantie  für  die  Güte  des 
Produktes;  die  von  ihnen  errichteten  städtischen  Leinwandschau- 
häuser reichen  bis  in  das  Mittelalter  zurückJ)  Solange  die 
Verfertigung  des  Linnens  auf  dem  Lande  nur  der  Befriedigung  des 
häuslichen  Bedarfes  diente»  hatte  der  Staat  so  wenig  Ursache 
kontrollierend  einzugreifen,  wie  bei  dem  auf  Bestellung  arbeitenden 
kleinen  Lohnweber.  Mit  dem  Eintritt  des  Landwebers  in  die  für 
den  Auslandsmarkt  arbeitenden  Klassen  änderte  sich  das. 

An  Stelle  der  ausgebildeten  Berufsweber  waren  hier  Personen 
tätig,  denen  Spinnerei  und  Weberei  nur  Füllarbeit  war.  Um  über- 
haupt eine  exportfähige  Menge  zusammenzubekommen,  mußte  man 
zahlreiche  dieser  von  den  verschiedensten  Personen  und  aus  den 
verschiedensten  Materialien  hergestellten  Produkte  zusammenlegen. 
Damit  war  die  Notwendigkeit  einer  Kontrolle  gegeben.  Gewisse  all- 
gemeine Bestimmungen  mußten  erlassen,  bestimmte  Sorten  als 
Typen  aufgestellt  und  besondere  Maße  vorgeschrieben  werden. 

Dadurch  nur  konnte  man  auch  der  wichtigen  Aufgabe  gerecht 
werden,  den  Kaufmann  zu  unterstützen,  der  bei  dem  Merkantilisten 
als  das  hervorragendste  Glied  im  Wirtschaftsleben  betrachtet 
wurde.  Eine  von  staatlich  angestellten  und  vereideten  Fachleuten 
gegebene  Gkurantie  befreite  ihn  von  der  Gefahr,  übervorteilt  zu 
werden  oder  unbrauchbare  Ware  zu  erhalten. 

Doch  auch  dem  kleinen  Landmanne  konnte  Schutz  gewährt 
werden.  Die  Stadt  hielt  eine  Anzahl  gelernter  Zunftgenossen  zu- 
sammen, die  den  Kaufleuten  geschlossen  gegenübertraten.  Der 
kleine  Weber  besaß  auf  seinem  einsamen  und  abgelegenen  Hofe 
keine  Kenntnis  der  Konjunkturen  und  konnte  sein  Erzeugnis  nicht 
vorteilhaft  absetzen.  Er  stand  dem  die  Verhältnisse  übersehenden 
geschäftsgewandten  Kaufrnanne  gegenüber  und  war  ihm  aus- 
geliefert Die  Kaufbedingungen  des  Händlers  mußte  er  annehmen, 
wollte  er  überhaupt  seine  Ware  los  werden. 

Den  Bedürfnissen    aller  Teile    suchte    der  Staat    gerecht    zu 

1)  Vergl.  Potthoff,  a.  a.  0.  S.  9  ff.    Schmollbb,  die  Straßburger  Tücher 
nnd  Weberzonft.  Straßburg  1879  passim. 

2* 
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werden  durch  die  Einrichtang  besonderer  Anstalten,  in  denen  die 
Eontrolle  und  der  Markt  für  die  Leinwand  stattfinden  sollte,  durch 
die  sogenannten  Leinenleggen.  ^) 

So  waren  die  Leggen  außer  Einrichtungen  mit  der  ursprüng- 
lichen Hauptabsicht,  „die  überschfissige  Hausleinwand  der  länd- 
lichen Bevölkerung  exportfähig  zu  machen**^),  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  zur  Grundlage  der  Organisation  des 
Leinengewerbes  wie  des  Leinwandhandels  überhaupt  geworden. 

In  der  Lösung  der  gewerbepolizeilichen  Aufgabe  stellten 
die  Leggen  nichts  anderes  dar  als  die  alten  Eontrollstationen,  die 
Schauhänser,  wie  sie  Rat  und  Zunft  schon  in  der  mittelalterlichen 
Stadt  eingerichtet  hatten.  Die  Leinwand  wurde  von  vereideten 
Beamten  entfaltet,  über  einen  Meßtisch,  die  Leggebank,  gezogen,  auf 
Lange,  Breite  und  Güte  geprüft  und  je  nach  Befund  gestempelt 

Ihre  besondere  und  wichtigere  Eigentümlichkeit  bestand  darin, 
daß  sie  den  Markt  für  Angebot  und  Nachfrage  in  Leinwand  dar- 
stellten, daß  sich  hier,  wo  die  Erzeugnisse  aus  all  den  ungezählten 
und  weitverzweigten  Quellen  zusammenflössen,  dem  Händler  die  Ge- 
legenheit bot,  die  erforderliche  Menge  passender  Ware  beieinander 
zu  finden,  und  der  Produzent  infolge  der  Eonkurrenz  der  Abnehmer 
einen  angemessenen  Preis  erzielen  konnte. 

Erst  dort  erhielten    die    Leggen    ihre    volle    Be- 
«deutung,  wo  sich  auf  dem  platten  Lande  eine  Leinen- 
Exportindustrie  entwickelt  hatte. 

Ohne  Zwangscharakter  vermochten  die  Leggen  ihre  Aufgabe  nicht 
zu  erfüllen.  Alles  verkaufte  oder  ausgeführte  Leinen  mußte  zuvor  die 
Legge  passiert  haben. 

Nebenbei  boten  die  Schauanstalten  eine  günstige  Gelegenheit 
zur  Vermehrung  der  landesherrlichen  Einkünfte. 

Wohl  als  erste  landesherrliche  Legge  in  Westfalen  ist  die  be- 
reits im  Jahre  1650  errichtete  Anstalt  der  Grafschaft  Tecklenburg 
anzusehen.     Später  kamen  die  zu  Cappeln  und  Ibbenbüren  hinzu. 


1)  Das  Wort  ^ Legge**,  auch  wohl  ^Lage**,  «.Leye**,  ist  abauleiten  vom 
Worte  biegen".  Die  Leinen  waren  wurden  von  Beamten  über  einen  Meßtisch, 
«Leggebank",  gezogen,  ^gelegt"  und  geprüft.  Ober  Leggen  rergl.  auch 
PoTTHOFP  a.  a.  0. 

2)  BOcHEB,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  2.  Aufl.  Bd.  IT 
S.  367. 
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Nach  einigen  früheren  Modifikationen  der  gräflichen  Leggeordnung 
Tom  Jahre  1710  erging  am  16.  April  1760  Ton  Berlin  ans  eine 
neue  ^  Leggeordnung  f&r  die  Grafschaften  Tecklenburg  und  Lingen^  0 

Im  Bistum  Münster  waren  die  landesherrlichen  Leggen  eben- 
falls nicht  anbekannt.  Über  ihre  genaue  Zahl  sind  wir  leider  nicht 
unterrichtet.  Nur  über  die  zu  Oelde  im  Amte  Stromberg  und  die 
ZQ  Warendorf  war  einiges  Material  zu  finden.^) 

Wenngleich  die  Gelder  Legge  bereits  in  den  1780  er  Jahren, 
also  zu  einer  Zeit;  in  der  unsere  Betrachtungen  erst  einsetzen,  ein- 
ging, so  mögen  doch  an  dieser  Stelle  einige  kurze  Notizen  darüber 
folgen.  Der  Mangel  an  Nachrichten  über  die  westfälischen  landes- 
herrlichen Bchauanstalten,  sowie  die  Erkenntnis,  daß  die  fruchtlosen 
Bemühungen  zur  Au&echterhaltung  der  Legge  nicht  allein  dem 
19.  Jahrhundert  angehören,  sondern  bereits  hundert  Jahre  früher 
sich  abspielten,  wird  die  nachstehenden  Ausführungen  entschuldigen. ') 

Schon  im  17.  Jahrhundert  war  die  Gelder  Legge  verpachtet. 
Die  Verpachtung  vom  12.  April  1692  wurde  am  31.  Gk tober  1710 
auf  zehn  Jahre  verlängert  mit  den  Bestimmungen: 

1.  Kein  Linnen  soll  bei  Strafe  von  25  ggr.  und  Konfiskation 
ungestempelt  aus  dem  Krem  Stromberg  und  dem  Stifte  Münster 
ausgeführt  werden. 

2.  Die  Stempelung  soll  durch  zwei  vereidete  Ajntspächter  ge* 
schehen  und  dafür  nicht  mehr  als  2  mg.  pro  Stück  gegeben 
werden. 

3.  Die  Käufer  sollen  den  Anpächtern  das  erste  Gebot  gönnen. 

4.  Die  Pächter  —  es  waren  deren  fünf  —  haben  für  die 
Legge  100  Taler  und  für  die  Kalander  10  Taler  Pacht  zu  zahlen:  4) 


1)  Potthoff,  a.  a.  0.  S.  S2. 

2)  Leider  ist  es  trotz  vielfachen  Suchens  nicht  gelungen,  Qber  andere 
landesherrlichen  Leggen  des  Mttnsterlandes  Material  zu  finden.  Jedenfalls 
aber  hat  auch  die  bedeutende  Leinenindubtrie  im  westlichen  Teile  des 
üocbstiftes  eine  Legge  besessen.  Über  Dülmen  und  Münster  siebe  Kbumbholtz, 
die  Gewerbe  der  Stadt  Münster  bis  zum  Jahre  1666.   Leipzig  1898,  S.  308,  311  f. 

3)  Vergl.  für  das  Folgende  über  die  Gelder  Legge  Gesagte  M.  St-A. 
Hoflcammer  32,  33  a,  33  b,  36,  U8. 

4)  Im  Stromberger  Kreise  wuchs  meist  Hanf,  weniger  Flachs.  Dement- 
sprechend ist  auch  unter  Stromberger  Garn  stets  das  Hanf-  und  Hedegam 
and  anter  Gelder  Leggeleinen  das  grobe  Hanf-  und  Hedeleinen  zu  verstehen. 
Kalander  ist  die  zum  Ql&nzen  und  Gl&tten  des  Gewebes  dienende  Presse. 
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Diese  Festsetzangen  zeigen  deatlich,  daß  es  Leinenhändler  sind, 
die  sich  durch  die  Pachtung  der  Legge  das  Handelsmonopol 
fär  Leinwand  verschaffen  wollen.  Deutlicher  wird  dies  ausge- 
sprochen in  dem  Pachtkontrakte  vom  23.  Februar  1732,  durch  den 
vier  Bürger  die  Legge  und  Kalander  gegen  jährlich  80  Taler  auf 
10  Jahre  übernehmen.  Hierin  heißt  es,  daß  keiner  außer  den 
Pächtern  ungestempeltes  Leinen  einkaufen  dürfe.  Femer  sollen  die 
Stücke  nicht  mehr  in  der  Mitte,  sondern  am  Ende  gestempelt 
werden.  Auch  diese  zugunsten  der  Pächter  getroffenen  Ver- 
schärfungen scheinen  nicht  erfolgreich  gewesen  zu  sein,  denn 
im  Jahre  1742  erfolgt  überhaupt  kein  Angebot 

Die  Leggegebühren  wurden  fortan  von  vereidigten  Legge- 
meistern  eingenommen  und  zur  Hof kasse  abgeführt  Die  Kalander 
waren  weiterhin  verpachtet  und  zwar  zu  dem  geringen  Preise  von 
2  Talern  pro  Jahr. 

Wie  gering  überhaupt  die  Reineinnahmen  waren,  erhellt  aus 
folgenden  Zahlen.  Vom  1.  Oktober  1730  bis  zum  23.  Sep- 
tember 1732,  also  innerhalb  zweier  Jahre,  wurden  auf  der  Gelder 
Legge  behandelt  2560  Rollen  Leggeleinen.  Daf&r  war  zu  zahlen  an 
Meß-  und  Stempelgeldern,  sowie  an  Kalandergebühren  von  jeder 
Rolle  18  Pfennige,  insgesamt  137  Reichstaler  4  Schillinge.  Die  Un- 
kosten waren  : 

Rth-.  8chL  Pf. 

för  die  beiden  Leggemeister  an  Jahresgehalt    ...  50  —  — 

Miete  für  das  Lokal 8  —  — 

Bindfaden  und  Taue 13  3  4 

•  Tinte  zum  Stempeln 3  10  — 

Reparaturen —  7  — 

schwarze  Bänder 1  —  — 

Kohle —  10  — 


76       10         4 

Es  blieb  also  eine  Reineinnahme  von  60  Rtlm.  31  Schi. 
8  Pf.  Davon  gingen  noch  ab  die  Pachtbeträge  in  Höhe  von 
110  Talern.  Es  ist  einleuchtend,  daß  die  Pächter  sich  von  ihrem 
durch  die  Pachtung  erhaltenen  Handelsmonopol  keinen  großen  Vorteil 
versprechen  mußten. 

Auch  unter  der  fürstlichen  Verwaltung  erhöhten  sich  die  Ein- 
nahmen nicht  (siehe  Tab.  3   S.  23).      Nur  durch  die  allergrößte 
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Einsohränkang  aller  Ausgaben  konnten  f&r  die  Hofkammer  Ein- 
künfte beransgewirtschaftet  werden.  Die  Unkosten  setzten  sieb  zu- 
sammen aas  dem  Gebalt  des  Leggemeisters,  der  för  den  Monat 
1  Taler  erbielt,  und  den  Ausgaben  fflr  Bindfaden,  Tinte,  Papier, 
Bänder  usw.  Die  von  der  Stadt  Oelde  fflr  die  Benntzung  des  Eat- 
bauses  als  Leggelokal  geforderte  Miete  von  8  Rtlm.  wurde  einfacb 
nicbt  bezablt 

umstände  verscbiedener  Art  wirkten  auf  einen  sicberen  Rück- 
gang des  Leinenbandeis  und  der  Legge  bin.  Als  das  Stromberger 
Leggeleinen  sieb  eines  guten  Rufes  und  damit  großen  Absatzes  er- 
freute, nabmen  Hintergebungen  der  Scbauanstalt  von  Seiten  der 
Händler  wie  der  Produzenten  zu.  Daneben  scbadeten  Privat- 
leggen,  die  ibr  Privilegium  dnrcb  eine  Abgabe  an  den  Leggemeister 
erkauften,  dem  Anseben  des  ganzen  Institutes.  Dazu  kam,  daß  der 
Leinwandexport  flberbaupt  im  Stromberger  Kreise  auf  Kosten  der 
Gamausfubr  stark  zurückging.  Alle  Versnobe,  diese  Entwicklung 
aufzubauen,  mißglückten.  Um  die  Mitte  des  Jabrbunderts  soll  fflr 
etwa  40  000  Reicbstaler  Garn  aus  dem  Stromberger  Kreise  ins  Aus^ 
land,  voraebmlicb  nacb  Osnabrflck,  gegangen  sein. 

In  den  fünfziger  Jabren  stiegen  die  Leggeeinnabmen  dank  der 
jetzt  im  finanziellen  Interesse  scbärfer  durcbgefflbrten  Überwacbung 
des  Auslandsbandeis.  Nach  Abzug  aller  Unkosten  blieben  für  die 
Hofkammer  verfügbar: 


Rtlr. 

Schi. 

Pf. 

icl 

laelis  1750/51     ...     33 

12 

1 

1751/52 

.     37 

27 

3 

1 

1752/53     , 

• 

.     43 

10 

10 

J 

1753/54     . 

36 

3 

10 

i 

1754/55     . 

.     48 

19 

6 

1 

1755/56     . 

50 

27 

9 

1756/57 

51 

16 

1757/58 

.     40 

— 

1758/59 

.     21 

1759/60 

.     19 

3 

Der  siebenjährige  Erleg  versetzte  aber  der  Gelder  Legge  einen 
Schlag,  von  dem  sie  sich  nie  wieder  erholt  bat.  Die  Überschfisse 
betrugen : 


1)  FQr  1760/61  war  die  Rechnung  nicht  aufzufinden. 


Die  LeinwandinduBtrie  des  Mantterlandee  und  ihre  Entwicklang  etc.     26 


Rtlr. 

Sohl. 

Pf. 

ichael 

is  1761/62     .     .     .     — 

23 

4 

1762/63 

20 

5 

1763/64 

2 

18 

4 

1764/65 

3 

1765/66 

% 

,     — 

16 

1766/67     . 

— 

14 

1767/68     . 

11 

8 

1768/69     . 

23 

4 

1769/70     . 

1 

24 

1 

1770/71     . 

2 

23 

10 

Zar  Wiederherstellung  der  gänzlich  verfallenen  Anstalt  erging 
am  16.  Aagust  1771  fftr  das  Amt  Stromberg  eine  neue  Legge- 
ordnang.  0 

Bei  Strafe  der  Konfiskation  warde  in  dieser  Ordnung  verboten, 
Leinwand  zu  versenden,  ehe  sie  auf  der  Legge  zu  Oelde  gestempelt 
war.  Die  Leggemeister  hatten  alles  Leinen,  das  ungestempelt  aus- 
^fOhrt  werden  sollte,  anzuhalten  und  zwecks  weiterer  Untersuchung 
der  Angelegenheit  in  der  Amtsrentmeisterei  in  Stromberg  zu  depo- 
nieren. Sollte  die  Leinwand  selbst  nicht  ertappt  werden,  so  war 
für  jedes  Stflck  eine  Strafe  von  10  Reichstalem  zu  zahlen. 

Hausleinen  war  nicht  stempelpflichtig.  Zur  Beförderung  des 
Gewerbes  wurde  der  Leinwandhandel  jedem  freigestellt,  ein  etwaiges 
Handelsmonopol  also  nicht  gestattet  Die  Frivatleggetische  wurden 
aufgehoben.  Genaue  und  scharfe  Bestimmungen  über  Größe  und 
Qualität  des  zu  stempelnden  Linnens  sollten  die  Exportfähigkeit  er- 
höhen. Jedes  Stflck  Leggeleinen  mußte  21  Ellen  lang  und 
wenigstens  ^4  Ellen  breit  sein;  jeder  Weber  hatte  ein  nach  dem 
auf  der  Legge  befindlichen  eisernen  Maßstabe  geeichtes  Maß  im 
Hause  zu  halten.  AUe  Scherrahmen  im  Amte  Stromberg  mußten  von 
gleicher  Länge  sein. 

Die  Überwachung  dieser  Bestimmungen  fiel  in  Orten,  in  denen 
Webergilden  bestanden,  den  Gildemeistem  zu,  die  von  den  zu 
zahlenden  Strafen  bis  zur  Höhe  von  ^^  Talern  einen  Teil  für  ihre 
Bemühungen  erhielten.  Über  die  Kontrolle  auf  dem  Lande  waren 
keine  Vorschriften  gegeben. 

Li  der  Zeit  von  drei  Wochen  nach  Erlaß  der  Verordnung 
mußten  alle  Webekämme  bei  Vermeidung  einer  Strafe  von  1  Reichs- 

1)  Vergl.  hierüber  besonders  M.  8t. -A.  Hofkammer  No.  HS. 
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taler  auf  20,  21  oder  22  Gänge  gesetzt  und  vom  Leggemeister 
daraufhin  visitiert  werden, 

Leinwand,  die  nicht  dicht,  fest  und  ohne  Mängeli  sondern  lose 
und  schadhaft  war,  wurde  auf  der  Legge  nicht  gestempelt,  und 
gegen  Zahlung  der  doppelten  G^fihren  zurfickgegeben,  und  der 
Weber  zahlte  2  Taler  Strate.  Das  Verbot  vom  Jahre  1765,  nach 
dem  der  Gebrauch  des  Kalkes  auf  Privatbleichen  bei  25  Beichs- 
talem,  auf  öffentlichen  bei  50  Reichstalern  Strafe  untersagt  war,  er- 
hielt seine  Erneuerung.  Auf  sonstige  betrfigerische  Manipulationen, 
wie  das  Weißen  mit  Kalk  oder  in  Backöfen  wurde  eine  Strafe  von 
25  Talern  gelegt. 

Die  Stempelung  geschah  je  nach  der  Gflte  und  man  hatte  dem- 
gemäß Kronenleinen,  Ober-  und  Unterband.  Der  Stempel  kam  ans 
Ende  der  Rolle,  nicht  in  die  Mitte.  An  Maß-  und  Stempelgebähren 
waren  för  jedes  Stück  Leinen  14  Pfennige  zu  entrichten.  Mehr 
darfte  nicht  gefordert  werden. 

Die  fürstlichen  Beamten  in  Stromberg  schlichteten  alle  etwaigen 
Streitigkeiten.  Bei  Strafen  bis  zu  10  Reichstalem  war  eine 
Appellation  ausgeschlossen.  Von  allen  Strafgeldern  erhielt  der 
Denunziant  die  Hälfte,  gleichviel  ob  er  freiwillig  gebandelt  hatte 
oder  nicht 

Aach  diese  verschärfte  Ordnung  hatte,  wie  die  Überschüsse 
der  folgenden  Jahre  zeigen,  keinen  durchschlagenden  Erfolg. 


Beineinnahmen  der  Gelder  Legge 


Rtlr. 

Schi. 

Pf. 

Michaelis 

177172     .     . 

1 

7 

9 

1772/73     .     .     . 

6 

18 

8 

1773/74     .     .     . 

6 

18 

8 

1774/75     .     .     . 

1 

15 

9 

1775/76     .     . 

5 

1776/77      .     .     . 

8 

18 

7 

1777/78     .     .     . 

7 

20 

4 

177S79     .     .     . 

6 

27 

2 

In  manchen  Jahren  stand  der  ohnehin  stark  zurückgegangene 
Leinwandhandel  fast  ganz  still.  Während  Ende  der  50  er  Jahre  sich 
noch  sechs  Kaufleute  in  Oelde  mit  dem  Absatz  von  Leinwand  be- 
schäftigten, war  es  Ende  der  70  er  Jahre  noch  einer. 

Steigende    Oampreise   bei   sinkenden   Leinwandpreisen   lassen 
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diese  Erscheinung  als  naturgemäß  erscheinen.  Fär  1  Stack  Legge- 
leinen  von  21  Ellen  wurde  gezahlt  1771:  1  Rtlr.  9  Schi.  4  Pf.; 
1778:  desgl.;  1779:  fBr  die  beste  gewöhnliche  Sorte  1  Rtlr.  7  Schi. 
Für  Garn  dagegen  ergab  sich:  1771  bekam  man  f&r  1  Rtlr. 
9  Stücke  ungebleichten  Games;  1779:  7^2  bis  8  Stücke.  Hierzu 
kam:  1.  daß  zur  Verfertigung  eines  Stückes  Leinen  ein  ganzer  Tag 
yerging,  an  dem  sonst  ein  Stück  Garn  gesponnen  werden  konnte; 

2.  daß  das  Garn  zweimal  gebleicht  und  gekocht  werden  mußte; 

3.  daß  die  nötigen  Geräte  angeschafft  und  erhalten  werden 
mußten;  4.  daß  nur  noch  ein  Kaufmann  vorhanden  war,  die 
Preise  mitbin  leicht  sehr  gedrückt  sein  konnten. 

So  war  es  nicht  wunderzunehmen,  daß  der  Landmann  von 
der  Verfertigung  der  Leinwand  abkam  und  das  Garn  verkaufte.  0 

Der  Fürstbischof  suchte  dem  entgegenzutreten  durch  einen 
Erlaß  aus  dem  Jahre  1780,  nach  welchem  jeder  schatzpflichtige 
„Untertan^  des  Amtes  Stromberg  aus  seinem  groben  Garn  Leinen 
verfertigen  und  sich  dabei  möglichster  Verbesserung  befleißigen 
sollte.  Gleichzeitig  erhielt  die  Leggeordnung  von  1771  einige  Ab- 
änderungen. Alles  zu  Leggeleinen  geeignete  Garn  wurde  einem  Aus- 
ftihrzoll  von  6  Pf.  ffh  jeden  Reichstaler  unterworfen.  Bei  Strafe 
von  50  Reichstalem  war  jedem  inländischen  Kaufmann  untersagt, 
solange  die  Legge  bestand,  ungestempeltes  Leinen  auszufahren.  Die 
Breite  des  Gewebes  mußte  wenigstens  P/ie  Münstersche  Ellen  be- 
tragen, die  Länge  blieb  freigestellt,  jedoch  nicht  über  100  Doppel- 
ellen. Der  Landmann  sollte  das  Mädchen,  das  die  Leinwand  ver- 
fertigt hatte,  mit  zur  Legge  bringen,  damit  sie  die  Bemerkungen 
des  Leggemeisters  über  die  Ware  hörte  und  sich  darnach  richten 
konnte. 

Zur  Vereinfachung  der  Kontrolle  und  namentlich  des  Handels 
erhielt  der  Weber  vom  Leggemeister  einen  mit  den  gleichen 
Zeichen  wie  das  gestempelte  Leinen  versehenen  Schein,  auf  Grund 
dessen  der  Händler  die  Leinwand  kaufen  konnte,  ohne  sie  gesehen 

1)  Inwieweit  die  angefahrten  Zahlen,  als  nor  Yon  wenigen  Jahren  her- 
rtthrend,  durch  etwaige  plötzliche  und  vorfibergehende  Schwankungen  der 
Konjonktor  Tenirsacht  oder  beeinflußt  sind,  bleibe  ununtersucht;  die  resul- 
tierende Tatsache  ist  unbestreitbar.  £ine  Berechnung,  die  dem  Landmanne 
zeigen  wollte,  welch*  große  Summen  ihm  durch  den  Gamverkauf  entgingen 
(M.  St-A.  Hofkammer  No.  32),  hat  abrigens  im  wesentlichen  analoge  Zahlen. 
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zu  haben.  Bis  zur  Verschickung  bewahrte  der  Händler  das  Leinen 
auf  der  Legge  auf. 

Interessant  ist  auch  die  recht  merkantilistisch-polizeistaatliche 
Bestimmung,  die  dem  Leinenhändler  bei  Strafe  von  5  Rtlm. 
untersagte,  dem  Weber  für  das  schlechte  Gewebe  denselben  Preis 
wie  für  das  gute  zu  zahlen,  damit  dieser  sich  befleißige,  möglichst 
vollkommene  Ware  zu  liefern. 

Auch  mit  Prämien  zur  Aufmunterung  versuchte  man  es  jetzt 
Jede  Weberin,  die  dreimal  hintereinander  Leinwand  von  der  besten 
Sorte  gefertigt  hatte,  erhielt  ein  Quldenstück  zur  Belohnung,  und 
der  Hausvater,  der  in  einem  Jahre  das  meiste  gute  Leinen  zur 
Legge  gebracht  hatte,  erhielt  5  Reichstaler.  Die  Leggegebühr  wurde 
auf  2  ggr.  4  Ff.  pro  Rolle  festgesetzt. 

Falls  auch  diese  Bestimmungen  nicht  den  erwünschten  Erfolg 
haben  sollten,  so  würde  die  Oamausfuhr  ganz  verboten  werden. 

Trotz  des  unverkennbaren  Bestrebens,  anstatt  der  scharfen  Be- 
stimmungen größere  Freiheit  und  Beweglichkeit  eintreten  zu  lassen, 
schlug  auch  dieser  Versuch  gänzlich  fehL  Die  Weberei  im  Amte 
Stromberg  sank  mehr  und  mehr.  Den  Behörden  kam  es  schließlich 
zum  Bewußtsein,  daß  Zwang  allein  die  Blüte  eines  Oewerbes  nicht 
bewirken  kann.    Die  Oelder  Legge  entschlief  sanft. 

Der  Mittelpunkt  tür  Herstellung  und  Versand  der  feinen  Lein- 
wand im  Müuiterlande  war  seit  langem  unstreitig  Warendorf  ge- 
wesen.  Und  nicht  allein  für  das  Münsterland.  Warendorfer 
Leinen  hatte  einen  guten  Klang  in  ganz  Deutschland.  Die  Waren* 
dorfer  Bleichen  waren  weithin  berühmt.  Warendorf  war  auch  die 
Lehrmeisterin  der  Ravensberger  feinen  Leinwandmanufaktor.  Bis 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  bleichte  vornehmlich  Warendorf 
für  Ravensberg  die  feine  Leinwand.  Mit  „Warendorfer  Leinwand'' 
bezeichnete  man  später  die  besonders  dichten  und  feinen  Ravens- 
berger Gewebe.^) 

Über  den  Ursprung  der  Warendorfer  Legge  sind  wir  nicht 
unterrichtet.  Wie  bedeutend  diese  aber  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts war,  zeigt  die  Abschlußrechnung  für  das  Jahr  1753.'^) 


1)  PoTTHor,  a.  a.  0.  S.  71  Anmerkung. 

2)  Warendorfer  Stadt- Archiv.    Da  dieses  Archiv  nicht  geordnet  ist,  kann 
eine  genauere  Angabe  der  Quelle  nicht  erfolgen. 
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Wahrscheinlich  anter  dem  Bracke  der  Ravensberger  Eonkarrenz, 
der  die  preußischen  Könige  ganz  andere  ünterstutzangen  gewährten 
wie  die  Mflnsterschen  Bischöfe  ihrem  Lande  %  sowie  aach  darch 
die  Yerheerangen  des  siebenjährigen  Krieges  ging  der  glänzende 
Handel  bald  zaräck.  Dies  gab  den  Anlaß  za  der  neaen  verschärften 
Leggeordnang  vom  25.  März  1765.^) 

Da  diese  Ordnung  von  der  Annahme  aasging,  nur  die  Nach- 
lässigkeit der  Weber  in  bezug  auf  Qflte,  Länge  und  Breite  der  Lein- 
wand hätte  den  Verfall  bewirkt,  glaubte  sie  auch  nur  durch  möglichst 
eingehende  und  scharfe  Bestimmungen  den  alten  Glanz  zurfickbringen 
zu  können. 

Obwohl  ihr  Bereich  das  ganze  Amt  Sassenberg  war,  bezog  sie 
sich  vornehmlich  auf  Warendorf,  und  zwar  insofern,  als  sie  Waren- 
dorf zum  Mittelpunkt  des  Leinwandhandels  im  ganzen  Amte 
machte,  und  damit  der  Warendorfer  Leineweberzunft  das  Handels- 
monopol verlieh. 

Der  Zweck  der  Stempelung  war  überhaupt  ein  doppelter. 
Einmal  sollte  der  Stadt  Warendorf  die  Akzise  gesichert,  und  sodann 
dem  Kaufmanne  Güte,  Länge  und  Breite  garantiert  werden.  Zur 
Erreichung  des  ersten  Zweckes  mußte  alles  graue  Leinen  ohne 
Unterschied,  bevor  es  zur  Bleiche  kam,  zur  Legge  gebracht  werden 
und  erhielt  dort  von  zwei  vom  Magistrate  zu  Warendorf  beauftragten 
vereideten  Leggemeisteru  einen  deutlich  erkennbaren  viereckigen 
Akzisestempel,  den  sogenannten  kleinen  Stempel.  Für  diesen 
Stempel  war  zu  zahlen  bei  in  der  Stadt  Warendorf  fabrizierter 
Leinwand  1  Schilling,  bei  auswärtiger,  sowie  bei  Drillich  oder 
Damast  2  Schillinge.  Dieser  Stempelung  unterlag  auch  die  Haus- 
leinwand, die  sonst  von  jeder  Kontrolle  frei  war.   Von  Linnen,  das, 

1)  Über  die  Unterstfttsungen  der  preuOischen  Landesteile,  insbesondere 
in  Rafreniberg,  t.  Potthoff  a  a.  0.  Rbub,  die  historische  Entwicklung  der 
Bielefelder  Leinenindastrie.  Vortrag,  gehalten  auf  der  Jabresversammlang 
des  Hansischen  OeschicbtsTereins  zu  Bielefeld,  gedruckt  in  den  «Hansischen 
Geschichtsbl&ttern'*  Jahrgang  1895. 

2)  M.  St.-A.  Kabinettsregistratur  F.  XII,  B   33. 
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ohne  die  Legge  passiert  zu  haben,  die  Stadt  verließ,  war  eine  er- 
höhte Abgabe  von  2  Schillingen  zu  zahlen. 

Damit  alle  im  Amte  Sassenberg  zum  Verkauf  bestimmte  Lein- 
wand, sowohl  die  grobe,  wie  die  mittlere  und  die  feine,  die 
geforderte  Länge  von  54  Ellen  und  eine  Breite  von  IV2  Ellen  er- 
hielt, sollten  die  Oildemeister  und  Vorsteher  der  Gilden  und  Brüder- 
schaften bei  3  Reichstalern  Strafe  alle  Scherrahmen  auf  ein  gleiches 
Maß  bringen,  alle  vierzehn  Tage  das  Leinen  durch  Beeidigte  auf 
den  Webstühlen  visitieren  lassen  und  Fehler  mit  Strafen  bis  zu 
^/3  Reichstalern  ahnden.  Wo  keine  Oilden  existierten,  hatten  die 
Weber  selbst  durch  zwei  Beauftragte  die  Aufsicht  auszuüben.  Als 
Muster  und  Regulativ  für  die  Beschaffenheit  der  Ware  hielt 
das  Leinentuchmacheramt  in  Warendorf  ein  mit  dem  Amtssiegel  ver- 
sehenes, gut  gefertigtes  und  appretiertes  Stück  von  der  gröbsten 
Sorte  auf  der  Legge. 

Die  Bestätigung  seiner  Qualität  erhielt  das  Linnen  durch  den 
sogenannten  großen  Leggestempel.  Zur  Verhütung  der  früher 
geübten  Betrügereien,  indem  das  Leinen  solange  gereckt  wurde,  bis 
es  die  benötigte  Länge  besaß,  dann  aber  beim  Bleichen  wieder  ein- 
lief und  somit  trotz  Stempels  die  vorgeschriebenen  Maße  nicht 
besaß,  bekam  es  jetzt  den  großen,  runden  Stempel  nicht,  bevor  es 
auf  der  Bleiche  fast  weiß  geworden  war.  Die  Zeichnung  geschah 
an  den  Enden  des  Stückes. 

Bei  5  Reichstalern  Strafe  war  es  untersagt,  die  Leinwand  von 
der  Bleiche  fortzunehmen,  ehe  sie  gemessen  und  geprüft  war.  Der 
große  Stempel  war  kostenlos. 

Außer  Landes  hergestellte  Leinwand  war  ohne  Unterschied  zur 
Bleiche  zugelassen,  erhielt  auch  den  Akzisestempel,  nicht  jedoch  den 
großen.  So  verschaffte  man  den  einheimischen  Bleichen  Verdienst 
und  erhielt  die  Akzisegebühren,  ohne  im  Ausland  ein  Mehrangebot 
an  Leinwand  mit  dem  Warendorfer  Leggezeichen  zu  bewirken. 

Hinsichtlich  der  Bleichezeit  blieb  es  bei  den  Magistrats- 
bestimmungen von  1754.  Darnach  hatten  die  Bleicher  ihr  Leinen 
am  5.  April  zur  ersten,  der  Mai-Bleiche,  auszulegen,  durften  es  aber 
nicht  vor  dem  10.  April  begießen.  Die  zweite,  die  Herbst-Bleiche, 
begann  am  Tage  nach  dem  St  Jakobus-Feste  (25.  Juli).  Den  Ver- 
suchen einiger  Bleicher,  ihren  schlecht  gebleichten  Waren  die  er- 
forderliche Weiße  zu  geben  durch  blaue  Seife,  eigens  präpariertes 
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Wasser  oder  andere  scharf  beißende  Materien  trat  man  mit 
10  Talern  Strafe  entgegen. 

Alle  Strafgelder  sollten  in  der  Weise  verwendet  werden,  daß 
ein  Drittel  die  Armen  der  Stadt  Warendorf  erhielten,  ein  zweites 
Drittel  die  Beaufsichtiger  nnd  Denunzianten,  und  der  Rest  zu 
Prämien  f&r  besonders  gute  Bleicher  und  Damastweber  diente. 

Zwecks  Beförderung  der  Weberei  in  der  Stadt  Warendorf  wurde 
verordnet,  daß  alle  ehrlichen  auswärtigen  Lein  wand  weber,  die 
wenigstens  zwei  Jahre  bei  einem  Zunftmeister  gelernt  hatten  und 
das  Meisterstück  anfertigen  konnten,  unentgeltlich  in  die  Bürger- 
schaft Warendorfs  und  gegen  eine  Gesamtabgabe  von  liöchstens 
5  Talern  auch  in  die  Zunft  aufgenommen  werden  mußten.  Dazu 
erhielten  sie  für  fünf  Jahre  Freiheit  von  allen  bürgerlichen  Lasten, 
die  feinen  Damastweber  neben  freier  Aufnahme  in  die  Zunft  und 
Bürgerschaft  noch  längere  Freiheiten. 

Inwieweit  der  Geheime  Bat  seinen  Auftrag  erledigt  hat,  das 
weitere  über  eine  etwaige  Einfuhrung  der  Leggeordnung  in  andere 
Städte  und  Wigbolde  des  Amtes  zu  veranlassen,  ist  nicht  bekannt 

Unverkennbar  stellt  diese  Leggeordnung  das  £ompromiß  dar 
zwischen  dem  merkantilistisch  gesinnten  Staatsmanne,  der  für  einen 
möglichst  ausgedehnten  Export  auch  die  Landweber  heranziehen 
will,  und  den  auf  ihrem  Monopol  beharrenden  Zünften  und  Städten. 
Das  Übergewicht  liegt  hier  unstreitig  bei  den  letzteren.  Denn  be- 
ruhte die  Schananstalt  Warendorf  auch  auf  landesherrlicher  Ver- 
ordnung, und  stand  der  fürstlichen  Behörde  das  Oberaufsichtsrecht 
zu,  in  Wirklichkeit  war  sie  mehr  eine  städtische  oder  zünftlerische 
Anstalt  Sie  diente  vorzugsweise  dazu,  der  Stadt  die  Akzisegebühren 
ZQ  sichern,  eine  Aufgabe,  die  dem  Wesen  der  Leggen  eigentlich 
ganz  fremd  ist,  entlastete  durch  die  Bestimmung,  daß  ein  Drittel 
der  Strafgelder  den  Armen  zufallen  sollte,  die  Stadt  von  einem  Teile 
der  Armenlast,  und  machte  Warendorf  zu  dem  ausschließlichen 
Leinwand-Handelsplatz  im  Amte  Sassenberg.  Die  Eontrolle  über 
die  Weber  stand  in  erster  Linie  der  Zunft  zu,  und  gleichsam  nur 
die  letzte  Revision  geschah  auf  der  Bleiche.  Noch  inniger  wurde 
der  Zusammenhang  dadurch,  daß  die  Leinwand  nur  auf  Amtsbleichen, 
das  heißt  also  Bleichen  der  Zunft,  ausgelegt  werden  durfte.  Aus- 
gelegt aber  mußte  sie  sein,  wenn  sie  geleggt  werden  wollte.  Die 
Amtsbleichen  hinwiederum   durften  nur  Zunftmeister  benutzen,   so 
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daß  die  ganze  Maßregel  darauf  hinaaslief,  den  Leinenhandel 
Amtes  Sassenberg  in  der  Stadt  Warendorf  zn  konzentrieren.  Da- 
gegen konnte  die  erleichterte  Aufnahme  in  Zunft  und  Bürgerschaft 
doch  nur  ein  schwaches  Gegengewicht  darstellen. 

Immerhin  erlebte,  wohl  mit  eine  Folge  der  Leggeordnung,  die 
Warendorfer  Anstalt  in  den  folgenden  Jahren  eine  gewaltige  BlSte- 
zeit.    Bereits  im  Jahre  1765  begann  diese.    Es  wurden  gestempelt 

1765  0: 

Auf  der  Maibleiche  Auf  der  Herbstbleiciie 


In  der  Stadt  gewebt 
Auswärts 


^v-- 


429  Stücke 
1424 


» 


486  Stocke 
2391 


» 


1853  Stocke 


2877  Stocke 


Während  gewöhnlich  die  Maibleiche  die  stärker  belegt  war, 
zeigte  sich  im  Einföhrungsjahre  der  neuen  Leggeordnung  das  Um- 
gekehrte. 

Wie  sehr  der  Verkehr  sich  in  der  Folge  noch  steigerte,  zeigt 
die  in  nachstehender  Tabelle  (Tab.  4)  erfolgte  Zusammenstellung 
der  nach  dem  Akziseausweise  gebleichten  Stücke.^) 

Tabelle  4. 


4  0'mm 
\i  i  i 

1 

'  1778 

1779 

1780      1781 

1782 

1783 

1784 

1785 

Auf  der  Mai- 
bleiche 
Ind.  Stadt  gew.*   1095 

Auswärts       „      4  990 

1 

1100 
5  172 

986 
5  836 

980 
6  481 

969 
6  317 

943 
4  822 

1038 
5  964 

1038 
5  965 

948 
4  253 

6  085 

6  272 

6  822 

7  461     7  286     5  765 

1 

7  002 

7  003  !  5  201 

1 

A.  d.  Herbet- 
bleiche 
In  d.  Stadt  gew. 
Auswärts       f, 

785 
4  421 

713 
4  304 

717 
4  962 

904 
5  468 

1 

696        678 
4  373     8  794 

675 
4  016 

675 
4  016 

661 
3  548 

5  206     5  017  i  5  679 


6  372 


5  069 


4  472 


4  691 


4  691 


4  209 


Zusammen  11  291  |ll  289  ll2  501   13  833  il2  855  |l0  237  jll  693  |ll  694     9410 

Weitere  Nachrichten  über  die  Warendorfer  Legge  fehlen.  Ob 
und  inwieweit  die  im  Jahre  1786  erhobenen  lebhaften  Klagen  über 
den  Verfall  des  Gewerbes^)  begründet  waren,  kann  daher  nicht  unter- 


1)  Warendorfer  Stadt- Archiv. 

2)  M.  St  -A.  Kabinettsregistratur  P.  XII,  B.  33. 

3)  1785  wurden  gebleicht  9410  Stacke  gegen  13833  im  Jahre  1780. 
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icht  werden.  Der  Rückgang  scheint  in  den  allgemeinen  Verhält- 
issen  des  Leinwandbandeis  begründet  gewesen  zu  sein,  ^j  Immerhin 
rfreaten  sich  die  Warendorfer  Bleichen  bis  ans  Ende  des  Jahrhan- 
erts  starker  Benutzung  namentlich  auch  von  auswärtiger  Leinwand. 

Neben  Osnabrück  war  lange  Zeit  hindurch  Tecklenburg  ein 
Gttelpunkt  für  den  Handel  mit  Hanfleinwand,  der  Löwend.  Zweifel- 
M  sind  während  des  ganzen  1 7.  Jahrhunderts,  namentlich  in  dessen 
weiter  Hälfte,  die  Leggen  von  Osnabrück  und  Tecklenburg  die 
ientralpunkte  für  den  gesamten  Löwendhandel  Deutschlands  ge- 
wn. 

Über  die  Tecklenburger  Leggeeinrichtung  sind  wir  etwas  ge- 
loer  unterrichtet.  ^) 

Auch  in  der  Grafschaft  Tecklenburg  war  alles  für  den  Handel 
istimmte  Leinen  —  das  heißt  nur  Löwend  —  leggepflichtig.  Die 
über  häufig  geübte  Praxis,  daß  ausländische  Ware  zur  Legge  kam 
id  mit  dem  Stempel  versehen  als  Tecklenburger  Leinwand  ins 
Island  zurückging,  wurde  später  verboten.  Man  wollte  nicht  durch 
nnehrtes  Angebot  den  Preis  der  in  Ansehen  stehenden  Löwend 
ficken.3)  Es  war  jedoch  den  an  der  Grenze  wohnenden  Eauf- 
iten  gestattet,  sich  zum  Messen  der  ausländischen  Ware  eigene 
)ßtische  zu  halten;  sie  mußten  aber  eidlich  geloben,  daß  in  ihrem 
mse  niemand  inländisches,  ungeleggtes  Leinen  kaufen  oder  an- 
hmen  wollte.^)  Auch  das  Zusammenpacken  von  inländischer 
d  ausländischer  Ware  war  verboten.  ^) 

Die  Maße  der  Löwend  zeigten  nicht  jene  Starrheit  wie  auf 
Q  Münsterschen  Leggen.  Die  Länge  eines  Stückes  war  über- 
apt  nicht  vorgeschrieben,  die  Breite  mußte  wenigstens  eine  bra- 
nter   Elle   betragen.^)     Das   der   Leinwand   schädliche  Weißen 


1)  Siehe  auch  TabeUe  5  S.  35. 

2)  HoLSCBB  a  a  OS.  119  ff.  Kbünitz,  Enzyklopädie  der  Staats-,  Stadt-, 
OS-  und  Landwirtschaft.  Berlin  1799.  Band  76,  S.  596  ff.  Die  Leggeordnung 
derte  Tom  16.  April  1766. 

3)  Yor  dem  Verbot  soll  der  vierte  Teil  alles  in  Tecklenburg  geieggten 
Dnena  aasl&ndisches  gewesen  sein.  Das  Verbot  wurde  viel  bek&mpft,  blieb 
er  bestehen. 

4)  Potthoff  a.  a.  0.  8.  S5.        5)  Potthoff  a.  a.  0.  S.  85. 

6)  1  Leggeelle  war  gleich  1,75  brabanter  £llen,  1  brab.  Elle  also  gleich 
.  0,69  Meter. 
Biller,  Hand-Lemwandindnstrie.  8 
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mit  Kalk  oder  Erhitzen  im  Backofen  wurde  mit  10  Talern  Strafe 
belegt. 

Als  Mittel  zar  Erkennung  des  betrfigerischen  Verfahrens  dienten 
eiserne  Haken,  mit  denen  der  Leggemeister  in  die  Leinwand  hinein- 
fuhr; entstand  dabei  ein  Loch,  so  war  das  Gewebe  in  unzulässiger 
Weise  bearbeitet.  Die  Benutzung  von  Ealk  war  auch  evident,  wenn 
die  Rolle  beim  Lösen  oder  Schütteln  staubte. 

Das  Leggezeichen  war  eine  Krone  mit  dem  Tecklenburger 
Wappen.  Je  nach  der  Lage  dieses  Zeichens  zu  den  Bändern,  welche 
die  Bolle  zusammenhielten,  bekam  das  Leinen  seine  die  Beschaffen- 
heit charakterisierende  Bezeichnung.  Die  beste  Sorte  erhielt  den 
Stempel  über  die  Bänder,  das  heißt  also  nach  den  Längsseiten  des 
Stückes  zu,  und  trug  den  Namen  Oberband.  Bei  der  geringeren 
Ware,  dem  Unterband,  fand  der  Stempel  innerhalb  der  Bänder, 
also  nach  der  Mitte  des  Stückes  zu,  seinen  Platz.  Was  sich  an  Güte 
und  Breite  zu  keiner  der  beiden  Bezeichnungen  qualifizierte,  erhielt 
als  Einband  keinen  Stempel,  sondern  wurde  nur  gemessen.  Neben 
dem  Stempel  bekamen  alle  Sorten  die  gemessene  Länge  und  Breite 
aufgedrückt. 

Bei  der  Legge  waren  beschäftigt  ein  Leggemeister,  ein  Legge- 
kontroUeur,  zwei  Leggeknechte  und  zwei  Leggejungen.  Von  jedem 
geleggten  Stücke  Leinwand  erhielt  der  Landesherr  je  nach  der 
Größe  des  Stückes  4—8  Gute  Groschen,  die  Leggebedienten  je  2 
Gute  Groschen.  Leggemeister  und  Kontrolleur  bezogen  daneben 
noch  ein  festes  Jahresgehalt  von  je  50  Beichstalem.  Der  nach 
Abzug  aller  Unkosten  für  die  landesherrliche  Kasse  verbleibende 
Überschuß  betrug  in  den  achtziger  Jahren  die  gewaltige  Summe 
von  jährlich  ca.  1400  Talern. 

Der  Verkehr  auf  der  Anstalt  war  zu  jener  Zeit  in  der  Tat  ein 
ganz  enormer.  Die  Tabelle  5  ist  nach  den  Angaben  der  Legge- 
register  zusammengestellt  0  (Tab.  5  S.  35.)  Die  angeführten 
Zahlen  bedürfen  wohl  keines  weiteren  Kommentars.  Sie  sprechen 
für  sich  allein  deutlich  von  der  Bedeutung  der  Anstalt,  sowie  von 
der  Wichtigkeit  der  Löwendindustrie  für  die  ganze  Grafschaft 

Tm  Gegensatze  zu  den  beiden  anderen  oben  erwähnten  Schan- 
anstalten  war  in  Tecklenburg  die  Markteigenschaft  der  Legge  deut- 


1)  UoLBOHB  a   a.  0.  S.  122£f.,  EbOmitz  a.  a.  0.  Bd.  76  B.  596ff. 
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lieh  ausgeprägt  >)  In  Oelde  verschaffte  die  Einrichtung,  solange  sie 
Terpachtet  war,  nur  den  Pächtern  das  Leinwandhandelsmonopol, 
oach  1771  konnte  sich  auch  trotz  Freistellung  des  Handels  bei  dem 
gesunkenen  Leinenabsatz  und  dem  Fehlen  der  Konkurrenz  ein 
Harkt  nicht  entwickeln.  2)  In  Warendorf  konnten  nur  die  Zunft- 
brfider  bleichen,  und  da  die  Leinwand  bei  der  Leggung  bleichen 
mußte,  ging  der  ganze  Verkehr  in  Leinwand  durch  ihre  Hände. 


Tabelle  5. 

Auf  der  Legge 
wnrden  gezeichnet 

Ober- 
h 

Stficke 

u.  Unter- 
»and 

EUen 

Einband 
Stücke  1    Ellen 

Zusammen 
Stücke  1     Ellen 

Gesamt- 
wert in 
Talern 

TriniUtIa  1780/81 
1781/82 
1782/83 

1788/84 
1784/85 
1785/86 

7  885 

7  825 

8  282 
8  024 

7  601 

8  780 

613  599 
609  657 
636  013 
615  637 
581  626 
685  212 

433 
825 
335 
383 
343 
264 

29  083 
58  186 
21916 
25  969 
23  817 
17  939 

8  318 
8  650 
8  617») 

8  407 
7  944 

9  044 

642  682 
667  843 
657  929^) 
641606 
605  4433) 
703  151 

138  000 
126173 
142  570 
138  084 
130  845 
150  961 

48  397 

3  741  744 

2  583 

176  910 

50  980 

3  918  654 

826  633 

Die  Tecklenburger  Anstalt  hingegen  ordnete  den  Handels- 
yerkehr  auf  der  Legge  in  für  die  damalige  Zeit  fast  idealer  Weise. 
DaS  die  Wirklichkeit  manchmal  nicht  so  ideal  war,  ist  zu  bedauern, 
nicht  aber  auf  das  Konto  der  Verordnungen  zu  setzen. 

Ein  Mitglied  der  Königlichen  Kammer-Deputation  setzte  all- 
jährlich unter  Hinzuziehung  der  Kaufleute  ein  oder  mehrere  Male 
den  Preis  des  Ober-  und  des  ünterbandes  fest.  Beide  Sorten 
difTerierten  im  Preise  um  4  Pfennige  Osnabrückisch  pro  Elle.  Die 
Preisbestimmung  war  wesentlich  beeinflußt  durch  die  Handelsver- 
hältnisse in  Osnabrück  und  Bremen.  Der  behördlich  festgesetzte 
Preis  wurde  auf  der  Legge  an  einer  allen  Besuchern  sichtbaren 
Stelle  angeschrieben  und  galt  als  Mindestpreis. 

Jeder  Leinenhändler  hatte  eine  Anzahl  Bauern  und  Heuer- 
leute, die  „Leinenkunden^   die  ihm  das  ganze  Jahr  hindurch  ihre 


1)  Was  von  der  Legge  zu  Tecklenbnrg  gesagt  wird,  gilt  auch  fOr  die 
beiden  anderen  Leggen  in  der  Grafschaft,  die  zu  Cappeln  und  Ibbenbaren. 

2)  In  den  70er  Jahren  war  nar  ein  H&ndler  in  Oelde. 

3)  Die  Zahlen  bei  Holsohb  a.  a.  0.  und  EbOnitz  a.  a.  0.  massen  auf 
einem  Irrtam  beruhen. 

3* 
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Leinwand  brachten,  und  denen  er  das  ganze  Jahr  hindurch  Geld 
und  Waren  vorschoß.  Empfing  nun  der  Handler  das  Linnen,  so 
rechnete  er  mit  dem  Bauern  ab  and  gewährte  weiteren  Vorsdiüfl. 
So  kam  denn  der  kleine  Landmann  häufig  sehr  tief,  bis  su  dnigen 
hundert  Talern,  in  Schulden.  Die  Zinsen  waren  allerdings  niedrig; 
denn  der  Hauptgrund  für  den  Kaufmann  war  der,  daß  dei  Bauer 
nicht  zu  einem  anderen  Händler  gehen  durfte,  so  lange  der  erste  noch 
ein  Pfandrecht  an  der  Ware  besaß.  Für  den  Landmann  hatte  die 
leichte  Art  der  Schuldaufhahme  die  Wirkung,  daß  er  immer  tiefer 
in  Schulden  geriet,  und  die  Verarmung  mancher  Familie  hatte  ihren 
Grund  in  der  bequemen  Kreditgewährung  seitens  des  Händlers. 
Da  der  Löwendhandel  recht  einträglich  war,  der  Kaufmann  unter 
Umständen  einen  Taler  auf  100  Leggeellen  verdiente,  so  konnte  auch 
wohl  ein  unsicherer  Kredit  gewährt  werden.  Wenn  die  schlechten 
und  weiten  Wege  es  dem  Bauern  oft  zu  unrentabel  und  beschwerlich 
machten,  sein  Gewebe  selbst  zur  Legge  zu  bringen,  so  erboten  sich 
die  Kauf  leute  es  auf  Wagen  dorthin  zu  schaffen;  natürlich  nur  ihr 
eigenes.  0 

So  hatte  sich  allmählich  eine  bedauerliche  Abhängigkeit  des 
Bauern  vom  Leinenhändler  herausgebildet,  derzufolge  jener  manchen 
angünstigen  Kaufbedingungen  ohnmächtig  gegenüberstand.  Das 
aber  war  nicht  etwa  der  Leggeeinrichtung  oder  der  Leggeordnung 
zuzuschreiben,  sondern  war  ein  notwendiges  Ergebnis  der  Zeitver- 
hältnisse.  Wären  die  Leggebestimmungen  nicht  so  klar  und  scharf 
gewesen,  oder  hätte  gar  eine  Legge  nicht  bestanden,  die  Abhängige 
keit  und  damit  die  Not  der  Weber  wäre   ungleich  größer  gewesen. 

Die  Tecklenburger  Legge  hat,  das  kann  wohl  behauptet  werden, 
durchaus  wohltuend  für  den  Prodazenten  wie  den  Händler  gewirkt. 

4.  Der  LeinwandabsatE. 

Auf  den  Leggen  gelangte  die  Leinwand  aus  den  Händen  der 
Prodazenten  in  die  der  Händler.  An  sie  knüpfte  sich  daher  die 
ganze  Organisation  des  Leinen  handeis. 

1 )  Kamen  E&ufer  and  Verkäufer  nicht  gleichzeitig  zur  Legge,  so  stellte 
der  Leggemoister  über  die  gelef^gten  Stücke  einen  Schein  aas,  auf  dem  der 
Name  des  Webers  und  der  des  Kaufmanns  sowie  das  Zeichen  und  die  Maße 
der  Leinwand  vermerkt  waren.  Diesen  Schein  präsentierte  der  Bauer  dem 
H&ndler  und  erhielt  hierauf  sein  Geld. 
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Der  Garnbandel  bedurfte  der  Leggeeinrichtang  nicht  In 
dem  Maße,  wie  der  Oamverkaof  zunahm,  mußte  daher*  der  Legge- 
Terkehr  sinken.  Und  namentlich  in  einigen  Gegenden  des  Hoch- 
stiftes hatten  Mangel  an  Zeit  zum  Weben  sowie  an  Kapital,  um  bis 
zum  Verkaufe  des  Gewebes  warten  zu  können,  sowie  die  oben  ge- 
schilderte sinkende  Tendenz  des  Leinenpreises  gegenfiber  der  stei- 
genden Tendenz  des  Gampreisesi  zu  vermehrten  Garnverkaufe 
gefährt  In  Tecklenburg  verarbeitete  jede  Haushaltung  ihr  Garn 
selbst  Der  Verkauf  des  Garns  galt  eis  Zeichen  von  Armut  und 
besonders  von  UnWirtschaftlichkeit  und  Habgier.  Die  gamverkau- 
fenden  Hausfrauen  wurden  mit  Schimpfiiamen  wie  „schlechte  Wirt- 
schafter^, „Knngelweiber^  oder  „Eassenschwestern^  belegt  >)  Auch 
trotz  der  erwähnten  Bemfihungen  der  preußischen  Könige  blieb  der 
Gamabsatz  der  Grafschaft  Tecklenburg  sehr  unbedeutend.  Im  Färst- 
bistum  geschah  der  Handel  mit  Garn  yomehmlich  auf  die  Weise, 
daß  der  Bauer  sein  Garn  beim  Krämer  gegen  Ware  eintauschte, 
das  Land  durchziehende  Gamsammler  die  so  zerstreuten  Mengen 
znsammenfaBten  und  den  Gamhändlem  ablieferten,  durch  die  sie 
dann  in  großen  Quantitäten  ins  Ausland  geschafft  wurden,  nament- 
lich nach  Irland  und  den  Gegenden  am  Niederrhein.  2)  Die  Gam- 
sammler holten  natflrlich  das  Garn  auch  direkt  aus  den  Bauern- 
häusern. 

Im  Jahre  1816  zählte  man  3) 


in  dem  Kreise       Qarnhändler 

Garnsammler 

Ahaus     .     . 

.     .               4 

44 

Beckum  .     . 

.     .               5 

27 

Borken    .     . 

.     .             13 

Coesfeld  .    . 

.     .               2 

4 

Lüdinghausen  . 
Münster-Stadt 

.     .               2 
.     .               2 

5     • 

Münster-Land   . 

3 

2 

Becklinghausen. 
Steinfurt.     .     , 

1 

2 

3 

Tecklenburg 
Warendorf  .     , 

8 

14 

1)  M.  St.-A.     A.  N.  Z.    0.  P.  No.  261. 

2)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    0.  P.    No.  261. 

3)  M.  St-A.    R.  M.  No.  t56. 
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Löwend  kam  fast  ausschließlich  in  fertigem  Zustande  zur  Legge 
und  damit  in  die  Hand  des  Kaufmanns,  der  sie  daher  ohne  weiteres 
vertreiben  konnte.  Die  westfälische  Flachsleinwand  hingegen,  die 
nur  im  Stück  gebleicht  wurde,  kaufte  der  Händler  meist  in  rohem 
Zustande  und  gab  ihr  die  weitere  Vervollkommnung  auf  eigene 
Rechnung  entweder  in  eigenen  Etablissements  oder  durch  Lohn- 
bleicher. Er  war  also  in  gewissem  Sinne  „Fabrikkaufinann".  Dafi 
viele  kleine  Weber  ihre  Leinwand,  wo  nicht  wie  in  Warendorf  die 
Leggeordnung  es  verbot,  selbst  bleichten,  ist  naturgemäß. 

In  Tecklenburg  bestand  die  Einrichtung,  daß  jeder  Eaulinann 
auf  der  Legge  eine  Kiste  hatte,  in  der  das  gezeichnete  Leinen  unter 
Verantwortlichkeit  der  Leggebedienten  aufbewahrt  wurde,  bis  ein 
halbes  oder  ein  viertel  Pack  >)  beisammen  war,  das  dann  ins  Aus- 
land ging.  2) 

Die  Hauptabsatzplätze  für  die  Münster-Tecklenburger  Leinwand 
waren  Bremen  und  Holland.  Fuhrleute,  die  Waren  aller  Art  ins 
Munsterland  gebracht  hatten,  nahmen  bei  ihrer  Buckfahrt  je  etwa 
40—50  Stück  Linnen  auf  ihren  Wagen  mit  ^)  Die  Kauf  leute  im 
Auslande,  Großhändler  in  des  Wortes  modemer  Bedeutung,  besorgten 
den  Weitervertrieb  über  See.  Flachsleinwand  ging  besonders  nach 
England,  Spanien,  Portugal,  Holland  und  deren  Kolonien.  Löwend 
fand  ihre  Hauptverwendung  in  jenen  Ländern  zu  Säcken  und 
Segeln,  in  den  Kolonien  zu  Sklavenkleidern.  Die  bessere  diente 
auch  zu  Hemden,  Bettüchern  usw.  Welche  Bedeutung  für  die 
ausländischen  Großhändler  die  durch  die  Leggeanstalt  ausgesprochene 
Garantie  der  Güte  und  Reellität  der  Ware  hatte,  erhellt  aus  einem 
gutachtlichen  Berichte  eines  Münsterschen  Regierungsrates  vom 
Jahre  1818.^)  „Der  Kaufmann  in  Amsterdam  erhält  sein  Gut  in 
Schiffsladungen  bis  vor  sein  Lager  und  Packhaus,  nicht  Wohnhaus, 
das  immer  von  jenen  getrennt^  oft  eine  halbe  Stunde  weit  entfernt 
Er  verkauft  oft  noch  an  demselben  Tage,  oft  schon  Tage  und 
Wochen  vorher  und  ohne  selbst  das  Gut  gesehen  zu  haben  und 
oft,   ohne  es  je  zu   sehen  oder  auf  sein  Lager  kommen  zu  lassen. 

1)  Ein  Pack  war  gleich  7000  bis  8000  Leggeellen. 

2)  HoLSCHB  a.  a.  0.  S.  120. 

3)  Wbddiqbn,  Neues  westfälisches  Magazin  zur  Geographie,  Hiatorie  und 
Statistik;  BOckeburg  1789,  Heft  8  S.  825. 

4)  M.  St-A.    A.  N.  Z.  Sp.  198. 
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Wie  kann  das  anders  geschehen,  als  nach  zuTerlässig  bestimmten 
Sorten  und  nach  richtigem  Maße?^^ 

Da  der  inländische  Kaufmann  etwa  5 — 10  ^/o  -)  an  der  Ware  ver- 
diente und  sein  Geld  drei-  bis  fünfmal  jährlich  Umschlag,  so  war 
der  Leinwandhandel  auch  bei  nur  einigermaßen  gehendem  Absätze 
sehr  einträglich,  nnd  er  wäre  es  noch  viel  mehr  gewesen,  hätte 
nicht  der  Mangel  eines  Leinwand-Zentralhandelsplatzes  den  Handel- 
treibenden mancher  Vorteile  beraubt.  Denn  trotz  der  Leggeanstalten 
und  der  großen  Wichtigkeit  des  Leinwandmarktes  zu  Borken  konnte 
Ton  einem  zentralisierten  Handel  keine  Rede  sein. 

Die  aus  diesem  Mangel  sich  ergebenden  Nachteile  erkannte 
man  sehr  wohl,  trachtete  auch  danach,  eine  Handelszentrale  zu  er- 
richten, einen  nennenswerten  Erfolg  erzielte  man  jedoch  nicht 
Interessant  ist  ein  Artikel  des  „Münsterschen  Wochenblattes'^  '^),  in 
dem  auf  die  großen  Schäden  aus  der  bestehenden  Zersplitterung 
hingewiesen  wird.  Es  heißt  dort:  „Garn  und  Leinwand  bringen 
dem  Hochstifte  die  Gelder  für  die  einzuführenden  Produkte.  Um 
den  Leinwandhandel  blühender  zu  machen,  müßte  ein  Haupstapel- 
lager  in  Münster  angelegt  werden.  Flachs,  Garn,  Leinwand,  das 
zum  Teil  die  Einwohner  auf  dem  Lande  im  ganzen  Hochstifte  ver- 
arbeiten und  verfertigen,  wird  sämtlich  von  den  Fabrikanten,  Auf- 
käufern oder  Verkäufern  an  auswärtige  Kommissionäre  in  fremden 
Ländern  zum  Verkauf  gesandt,  indem  es  sowohl  den  Fabrikanten 
wie  den  Verkäufern  an  genügender  Kenntnis  fehlt,  die  Leinwand 
direkt  zu  verkaufen,  sondern  es  ist  ihnen  nur  der  einzige  Weg  nach 
Holland  bekannt.  Dort  befinden  sich  oft  Kommissionslager  von 
Leinwand  von  mehr  als  eine  halbe  Million  Gulden  an  Wert,  welche 
Angehörigen  dieses  Hochstiftes  zugehören,  und  die,  nachdem  viele 
Kommissionen  aus  Ost  und  West,  wie  auch  aus  sonstigen  Ländern 
eingeben,  in  ein  paar  Monaten  verkauft  werden  und  zwar  teils  per 
comptant  und  zum  Teil  auf.  sechs  Wochen,  auch  zwei,  höchstens 
drei  Monaten  Zeit  Die  Eigentümer  der  Leinwand  erhalten  aber 
nicht  gleich  von  ihrem  Kommissionär  Nachricht,  daß  alle  ihre  Ware 
verkauft  ist  und  auf  die  erwähnte  kurze  Zeit,  sondern  man  meldet 
ihnen  einige  Monate  später,  daß  nur  erst  ein  Teil  davon  und  zwar 


1)  HOLBCHB  a.  a.  0.  S.  122,  124;  Wbddigbn,  a.  a.  0.  Heft  S  S.  319,  324. 

2)  1785,  No.  l. 
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auf  Tier,  fünf,  sechs  Monate  Zeit  verkauft  sei.  Inzwischen  betreibt  der 
Kommissionär  mit  den  Geldern  Qeschäfte.  Braucht  der  Eigentümer 
inzwischen  Geld,  so  bekommt  er  was  vom  Eommissionär  gegen 
5 — 6^/o  Zinsen.  Macht  der  Eommissionär  inzwischen  bankerott, 
80  haben  die  Produzenten  auch  einen  beträchtlichen  Schaden;  das 
ist  schon  oft  vorgekommen.  Deshalb  wäre  eine  Gesellschaft  sehr 
zweckmäßig,  die  den  Gesamtverkauf  in  Händen  hätte." 

In  scharfen  Worten  spricht  sich  auch  Jusrus  Moser  gegen 
die  Art  des  Löwendhandels,  die  den  Seestädten  den  größten  Nutzen 
und  Gewinn  gewähre,  aus.  ^)  „Alles  was  wir  jetzt  in  den  Land- 
städten tun,  ist  dieses,  daß  wir  unsere  Manufakturen  einem  Bremer 
oder  Hamburger  vertrauen  und  uns  durch  dieselben  herumfuhren 
lassen.  Mancher  ist  gar  so  feige  oder  geldbedürftig,  daß  er  gleich 
in  Bremen  und  Hamburg  verkauft  und  sich  dem  Preise  unterwirft, 
welchen  die  auf  der  Börse  daselbst  versammelten  Aufkäufer  seiner 
Verlegenheit  oder  seiner  kurzen  Einsicht  bestimmen.''  Der  Land- 
städter wisse  gar  nicht,  wann  er  sein  Linnen  am  vorteilhaftesten 
absetzen  könne.  Ohne  sich  darum  zu  kümmern,  wann  an  den 
großen  Handelsplätzen  die  Weltmarktspreise  festgesetzt  würden, 
verkaufe  er  es  gleich  nach  Pfingsten,  während  der  Seestadter,  im 
Besitze  der  Kenntnis  aller  Preis  und  Absatz  beeinflussenden  Momente, 
die  günstigste  Zeit  abwarten  könne.  Wie  ganz  anders  zu  den 
Zeiten  der  Hansa,  wo  die  einheimischen  Kauf  leute  sich  der  fremden 
Fahrzeuge  nur  zum  Transport  ihrer  eigenen  Waren  bedienten, 
die  sie  in  fremden  Ländern  in  eigenen  Packhäusem  aufstapelten 
und  durch  eigene  Angestellte  verkauften,  wo  sie  durch  diese 
Bedienten  schnell  und  zuverlässig  über  alle  Konjnnkturenschwan- 
kungen  im  Absatzgebiete  unterrichtet  wurden!  Jetzt  könne  sich 
kein  landstädtischer  Kaufmann  hingegen  rühmen,  zuverlässige  Nach- 
richten aus  dem  Konsumtionslande  seiner  Waren  zu  besitzen,  die 
Ursachen  des  steigenden  oder  fallenden  Wechsels  rechtzeitig  zu  be- 
merken und  so  die  richtigen  Maßregeln  sofort  zu  ergreifen. 

nKaum  kann  er  noch  eine  geringe  Zahlung  durch  eigene 
Wechsel  verrichten.  Moses  und  Abraham  rechne  ich  aber  nicht 
mit.  Diese  können  freilich  Wechsel  in  Menge  schreiben;  aber  darf 
man  fragen  wie?    Und  können  wir  ohne  Erröten  daran  gedenken? 


1)  Patriotische  Phantasien.    Ausgabe  Berlin  186S  Teil  I,  No.  2. 
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Sie  lassen  die  Wedisel  in  Bremen,  Hamburg  oder  Amsterdam  auf- 
hxdeUf  schicken  solche  zur  Erbebung  an  ihre  Freunde  in  Spanien 
oder  England   xmd    verkaufen    uns    dann    ihre    Anweisungen  auf 
das  erhobene  Geld.    Der  Hamburger,  Bremer  oder  Holländer  ge- 
winnt also   daran   ein  Halbes   ?om  Hundert,  der  Engländer  and 
Spanier  ebensoviel   and  Moses   und  Abraham  sicher   ein  Ganzes. 
Und  w(dier  rflhren  diese  Gelder?    Sind  es  nicht  Zahlungen,  die 
wir  aas  Spanien  and  England  zu  fordern  hatten?    Geschehen  sie 
mcfat  fOir  Waren,  die  man  aus  dem  Lande  nach  den  Seestädten  ge- 
schickt hatte?     Und  verkauft  man  uns  nicht  unser  eigen  Geld? 
£rst  schnellen  ans  die  Seestädter  um  die  Ware,  und  nun  plündern 
sie  ansem  Beutel    Kann   man   sich    etwas   Schimpflicheres   vor- 
stellen?   Und  würde   nicht  ein  Kind  aus  der  alten  Hanse  sagen, 
wir  hätten  allen  Verstand    verloren?'^     „Jetzt  ist  es  einem  See- 
städter leicht,  den  Handel  eines  ganzen  Landes  zu  verderben,    un- 
gestraft macht  er  die  Wappen  und  Zeichen  anderer  Länder  nach, 
drückt  solche  auf  schlechte  Ware  und  verleumdet  damit  die  Bed- 
Uchkeit  des  Mannes  und   des  Ortes,   der   mit  aller  Treue  seinem 
Zeichen  und  Wappen  Ehre   zu  machen  suchte.    Er  verändert  das 
Gewicht,  verkürzt  die  Elle  und  verkauft  Polnisch  für  Preußisch,  bis 
endlich  die  Empfänger,  der  schlechten  Ware  überdrüssig,  auf  eine 
nene  Spur  geleitet   und   durch  andere  Länder  oder  Waren  besser 
versorgt  werden«^ 

Diese  Ausführungen,  sowohl  die  Mosers  wie  die  des  „Mün- 
sterschen  Wochenblattes*S  sind  jedenfalls  übertrieben;  soviel  aber 
ist  anbestreitbar,  das  die  damaligen  Verhältnisse  im  Handels- 
verkehr dem  Kaufmanne  in  den  Großhandelsplätzen  ein  beträcht- 
liches Übergewicht  verliehen  gegenüber  seinen  vielen,  kleine- 
ren Kollegen,  die  im  Lande  zerstreut  waren  und  untereinander 
in  keiner  Beziehung  standen.  Dieses  Übergewicht  nicht  auszu- 
nutzen, wie  es  andrerseits  der  kleinere  Händler  wieder  gegenüber 
dem  Weber  tat,  dazu  lag  keine  Veranlassung  vor.  Der  oben  an- 
geführte Weitervertrieb  im  Auslande  durch  Kommissionäre,  so 
daß  also  der  einheimische  Kaufmann  Besitzer  der  Ware  blieb, 
scheint  die  Ausnahme  gewesen  zu  sein.  Regel  war  wohl  der  feste 
Kauf. 

Die  Mißlichkeit  in  den  Handelsverhältnissen  wurde  dadurch 
vermehrt,  daß  sich  viele  Personen   mit  geringen  Mitteln  und  noch 
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geringeren  Kenntnissen  sowie  mit  wenig  Untemehmongsgeist 
auf  den  Leinwandhandel  warfen  and  ihre  Ware  möglichst  schnell 
wieder  abzusetzen  suchten,  ohne  sich  darum  zu  kümmern,  was 
daraus  wurde,  sobald  sie  sich  nicht  mehr  in  ihren  Händen  be- 
fand. 1) 

In  den  politischen  Verhältnissen  lag  obendrein  geradezu 
die  Notwendigkeit  für  Münster-Tecklenburg,  wie  für  ganz  Deutschland, 
sich  eines  großen  Teiles  seiner  IndustricTorteile  durch  andere 
Völker  berauben  zu  lassen.  Exportiert  mußte  werden.  Ohne  Flotte 
und  ohne  Kolonien  aber  blieb  Deutschland  auf  das  Ausland  an- 
gewiesen, dessen  Politik  im  höchsten  Qrade  merkantilistisch  war. 
Auf  Leinwand  lag  in  England  ein  Einfuhrzoll  von  40<)/o,  der  für  die 
nach  Amerika  und  für  die  über  Lissabon  und  Cadix  nach  Indien 
bestimmte  allerdings'  größtenteils  zurückerstattet  wurde.  *^)  Englische 
Kolonien  konnten  nur  über  englische  Häfen  beziehen.  In  die  spa- 
nischen Kolonien  konnte  Leinwand  nur  auf  spanischen  Schiffen 
und  durch  spanische  Bürger  nach  Bezahlung  eines  Zolles  von  40  ^^/o, 
in  portugisische  nur  auf  portugisischen  Schiffen  mittels  eines 
Zolles  von  10  ^/o  und  nach  Frankreich  nur  gegen  einen  lO^/oigen 
Zollzuschlag  eingeführt  werden.^)  So  fielen  die  größten  Vorteile 
deutschen  Fleißes  anderen  Nationen  zu.  Deutschlands  Fürsten 
aber  sahen  dem  untätig  zu. 

Hätte  für  den  Leinwandhandel  ein  Zentralmarkt  bestanden,  der 
als  ebenbürtiger  Kontrahent  mit  den  ausländischen  Händlern 
die  Kaufbedingungen  festsetzen  konnte,  und  wären  sich  die 
deutschen  Jb'ürsten  ihrer  gemeinsamen  Interessen  bewußt  gewesen 
und  dem  Auslande  mit  energischen  handelspolitischen  Maßnahmen 
gegenüber  getreten,  zweifellos  wären  die  Früchte  so  emsigen 
Fleißes  vieler  tausend  Hände  für  das  Inland  größer  und  schöner 
gewesen. 


1)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Qroßherzogtum  Berg  A.  15. 

2)  Moser,  Patriotische  Phantasien  a.  a.  0.  I,  Mo.  2. 

3)  Aus  dem  Berichte  des  Präfekten  des  Ems-Departements  über  die  in 
seinem  Gebiete  vorhandene  Industrie,  tSlO.  M.  StA.  A.  N.  Z.  Großherzog- 
tum  Berg  A.  15. 
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2.  Kapitel.   Der  Bflekgang  der  Lelnenlndnstrle  im  Mfinster- 
lande  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 

1.  Die  Gründe  des  Rückgangs. 

Wie  die  oben  angeführten  Daten  aus  den  Warendorfer  and 
Tecklenb  arger  Leggeregistem  dartan,  stand  in  den  siebenziger  und 
achtziger  Jahren  des  18.  Jabrhanderts  die  Leinwandmanofaktor  in 
ganz  besonderer  Blüte.  Die  Weltkonjanktaren  waren  günstig.  Die 
fielen  Kriege,  namentlich  der  nordamerikanische  Freiheitskampf, 
steigerten  die  Nachfrage  nach  Linnen.  Und  doch,  als  Preaßen  1815 
den  Begierangsbezirk  Münster  besaß,  sollte  es  an  dessen  Leinen- 
indastrie keine  allza  große  Freade  mehr  erleben.  Die  Absatzmög- 
Uchkeit  war  gesanken,  die  Preise  der  Fabrikate  waren  gefallen.  An 
den  großen  Marktplätzen  lagerte  die  auch  za  stark  herabgesetzten 
Preisen  anverkäafliche  Ware.  Zahlreiche  Webstühle  standen  still. 
Es  war  die  Zeit  des  Leinwandrückganges  im  ganzen  Lande. 

Dieser  Bückgang  war  jedoch  keineswegs  ganz  plötzlich,  auch 
nicht  durch  eine  besondere  wirtschaftliche  Maßnahme  oder  ein 
sonstiges  bestimmtes  Ereignis  hervorgerufen.  Langsam  war  er  heran- 
geschlichen, bis  er  nach  endlich  wiederhergestelltem  Frieden  allen 
als  eine  furchtbare  Tatsache  ?or  die  Augen  trat.  Die  schon  im 
letzten  Dezennium  des  18.  Jahrhunderts^)  vermehrten  Klagen  über 
den  zunehmenden  Rückgang  der  Industrie  wurden  als  nur  vorüber- 
gehende, durch  die  kriegerischen  Ereignisse  bedingte  wenig  beachtet, 
und  erst  als  auch  die  Friedensjahre  den  erhofften  Aufschwung  nicht 
brachten,  sich  die  Lage  im  Gegenteil  eher  noch  verschlimmerte,  da 
stieg  die  Erkenntnis,  daß  man  es  weniger  mit  einer  akuten  Krisis 
als  vielmehr  mit  einer  verhängnisvollen  Depression  zu  tun  hatte. 
Schade  nur,  daß  die  wirkliche  Ursache  so  spät  und  unvollkommen 
erkannt  wurde  und  die  zur  Wiederbelebung  des  Gewerbes  unter- 
nommenen Schritte  daher  so  resultatlos  verlaufen  mußten. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  kurz  diese  Ursachen.  Wie  es  ja 
überhaupt  unmöglich  ist,  das  bunte,  vielgestaltige  Leben  in  ein  starres 
Schema  bannen  und  durch  ein  paar  kalte  Sätze  und  Formeln  dem 
gesamten,  anendlich  komplizierten  und  verschlungenen  Wirtschafts- 
organismus gerecht  werden  zu  wollen,   so  können  und  sollen  auch 


1)  M.  St-A.  Kabinettsregistratur  P.  XII,  B.  33. 
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die  im  folgenden  angeführten  Gründe  nicht  absolute  Vollst&ndigkeit 
beanspruchen.  In  typischen  Momenten  mag  das  Wichtigste  dar- 
gestellt werden. 

Die  Ursachen  des  Verfalles  sind  politischer,  wirtschaftlicher, 
technischer  und  kultureller  Art 

Als  die  ?erh&ngnis?ollste  Maßregel  für  die  Leinwandyerfertigüng 
Deutschlands  wurde  früher  und  wird  noch  heute  die  Kontinental- 
sperre bezeichnet  Sie  ist  es  auch;  weniger  allerdings  direkt  als 
vielmehr  indirekt,  insofern  sie  den  Entwicklungsgang  besohleonigte 
und  durch  den  Anstoß  zu  technischen  VerTollkomnmangen  andere, 
mächtigere  Faktoren  wirksam  werden  ließ. 

England  und  namentlich  Irland  bezogen  iftr  ihre  ziemlich 
bedeutende  Leineweberei  das  Qam  fast  ausschließlich  aus  dem  Aus- 
lande. Für  Irland  allein  rechnete  man  jährlich  etwa  16  Millionen 
Pfund  deutsches  und  holländisches  Gam.^)  Als  die  Kontinental- 
sperre die  weitere  Einfuhr  unmöglich  machte,  stiegen  die  Gam- 
preise  in  England  ganz  gewaltig,  um  so  mehr  als  nun  auch  die 
bisher  von  Deutschland  gedeckte  Nachfrage  nach  Leinwand  in  den 
überseeischen  Kolonien  und  Ländern  in  England  Deckung  suchte. 
Da  warf  sich  das  englische  Kapital  mit  aller  Macht  auf  die  Flachs- 
spinnerei. Die  bisher  stets  vergeblichen  Versuche,  die  Baumwoll- 
spinnmaschinen auch  für  Flachs  zu  verwenden,  erzielten  dank  der 
rastlosen  Anstrengungen  ein  günstiges  Resultat  Prämien  für 
Flachsbau,  halbjährlich  steigende  Einfuhrzölle  auf  fremdes  Leinen- 
garn, Rückzölle  für  ausgeführte  Leinwand  feuerten  zu  weiteren 
Bemühungen  an.'^)  Bald  hatte  die  englische  Industrie  sich  einen 
sicheren  überseeischen  Markt  verschafft  Nach  Wiedereintritt  des 
Friedens  war  nach  deutschem  Leinen  dort  kein  Begehr  mehr. 

Dazu  trat  das  Bestreben  der  anderen  Länder,  ihr  Leinwand- 
bedürfnis mehr  und  mehr  selbst  zu  befriedigen. 

In  Spanien  begann  man,  selbst  Leinwand  zu  erzeugen  und  sich 
vom  Auslande  unainiäDgig  zu  machen.  Hohe  Zölle  unterstützten 
dies  Bestreben.  Belgien  mit  seiner  alten  und  bedeutenden  Lein- 
wandindustiie  hatte  während  seiner  Vereinigung  mit  Frankreich 
(1802—1815)  den  französischen  Markt  erobert   und  bekam  in  der 


1)  SoHMOLLBR,  Kleingewerbe  a.  a.  0.  S.  458. 

2)  ScHMOLLEB,  ELleingewerbc  a.  a.  0.  S.  459. 
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Yereinigang  mit  Holland  (1815 — 1831)  dessen  Markt  sowie  den  der 
Kolonien  Hollands  in  die  Hände,  während  Holland  sich  selbst  durch 
Zollmaßregeln  gegen  das  Ansland  schützte.  Da  Holland  einen  Teil 
seiner  Kolonien  an  England  yerloren  hatte,  so  war  seine  Nachfrage 
Oberhaupt  schon  geringer.^)  Die  Losreißung  der  mittel-  und  süd- 
amerikanischen Kolonien  ?om  Mutterlande  in  den  zwanziger  Jahren 
des  Jahrhunderts  machte  für  die  Zeit  der  Unruhen  jedes  Qeschäft 
dorthin  unsicher. 

Nicht  genug  damit,  daß  sich  das  Ausland  gegen  deutsche 
Leineneinfuhr  schützte,  selbst  in  Deutschland  vermochte  dieses  dank 
dessen  politischer  und  wirtschaftlicher  Zerrissenheit  steigenden  Absatz 
zu  erlangen.  Das  von  allen  Märkten  ausgeschlossene  Deutschland 
bot  sich  selbst  ungeschützt,  ja  mit  ofiTenen  Armen  dem  Frem- 
den dar. 

Beim  Wettbewerbe  auf  demselben  Markte  aber  konnte  die 
deutsche  Industrie  mit  der  ausländischen,  namentlich  mit  der  eng- 
lischen auf  die  Dauer  nicht  konkurrieren.  Dieser  standen  ganz 
andere  Produktionsmittel  zu  Gebote.  Gegenüber  dem  unorganisierten, 
zersplitterten  Kleinbetriebe  mit  dem  primitiven  Spinnrade  und  Web- 
stuhle besaß  der  konzentrierte,  mit  allen  maschinellen  Hilfsmitteln 
ausgestattete  Großbetrieb  Englands  einen  bedeutenden  7orsprung. 
Zur  Verarbeitung  des  Flachses  durch  Spinnmaschinen  bedurfte  es 
einer  besonderen  Zubereitung  der  Faser.  Das  alte  Rösten,  Brechen 
and  Schwingen  gab  einen  an  Haltbarkeit  und  Glätte  unzureichenden 
Faden.  Man  schritt  zur  Errichtung  besonderer  Flachsbereitungs- 
anstalten und  gelangte  so  zu  einer  ganz  anderen  Herstellungs weise. 
An  die  Stelle  der  weitverzweigten  Industrie  trat  der  konzentrierte 
Betrieb.  Der  Unternehmer  kaufte  den  Flachs  in  großen  Mengen 
auf,  bereitete  ihn  in  eigenen  maschinellen  Anlagen  im  großen  zu  und 
und  verspann  ihn  dann  vermittels  Spinnmaschinen  zu  gleichmäßigem 
egalem  Game.^)  Dieser  Prozeß  mußte  gegenüber  dem  Kleinbetriebe 
in  bezug  auf  Qualität  und  Preis  der  Ware  einen  großen  Fortschritt 
bedeuten.    Hinzu  kam,  daß  das  Maschinengarn,  namentlich  in  seinen 


1)  Vergl.  auch  Zdcmebmaivk,  Blüte  und  Verfall  des  Leinengewerbes  in 
Schlesien.  Breslau  1S85  8.  281  ff.,  v.  Rbdbn,  der  Leinwand-  und  Garnbandel 
Norddaotschlands.   Hannorer  183S. 

2)  HiLDSBRANi) ,  Vergangenheit  and  Gegenwart  der  deutschen  Leinen- 
indofitrie  a.  a.  0. 
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weniger  feinen,  also  den  gebränchlichsten  Sorten,  zum  Weben  ge- 
eigneter war.  Es  stellte  sich  heraus,  daß  der  Weber  damit  täglich 
etwa  ein  Drittel  mehr  zustande  bringen  konnte. i)  Die  Nachfrage 
nach  Maschinengarn  stieg,  Handgam  konnte  nur  zu  stark  gedrückten 
Preisen  Absatz  finden.  Das  Schwergewicht  dieser  Entwicklung  fiel 
in  die  dreißiger  und  vierziger  Jahre,  als  mit  der  Maschine  auch  die 
feineren  Qarnsorten  hergestellt  wurden.  Der  Wert  der  englischen 
Flachsgamausfuhr  betrug  ^^) : 


1832  . 

8  705 

Pfand  S 

Iterli 

1833  .  . 

72  006 

j» 

>» 

1834  .  . 

136  312 

V 

» 

1835  . 

216  635 

» 

ff 

1836  . 

318  772 

» 

» 

1837  .  . 

479  307 

» 

ff 

1838  .  . 

746  163 

9} 

>» 

1839  . 

818  485 

» 

ff 

1840  . 

822  876 

i; 

V 

1841   .  . 

970  840 

» 

1» 

1842  .  . 

1023  978 

ff 

» 

1843  .  . 

873  164 

V 

ff 

1844  .  . 

1021  796 

1) 

tf 

Schon  im  Jahre  1818  hatte  die  Flachsspindel  in  der  Fabrik 
etwa  120  mal  so  viel  geliefert  als  ein  Handspinnrad.  In  den  vierziger 
Jahren  nahm  man  an,  daß  ein  Arbeiter  mit  Hilfe  der  Spinnmaschinen 
500  mal  so  viel  liefern  könne  als  ein  Handspinner.  Die  Maschinen- 
spinnerei nahm  einen  bedeutenden  Aufschwung,  am  geringsten  jedoch 
in  Deutschland.  Im  Zollverein  existierten  1843:  20  Spinnereien 
mit  36000  Spindeln,  1861:  38  mit  136492  Spindeln. 


1865  gab  es  im  Zollverein     . 

in  Österreich  . 
Frankreich  . 
Großbritannien 


»; 


219  000  Spindeln 
340  000 
600  000 
1781000        „       ») 


91 


y» 


1)  ScHMOLLBB,  Kleingewerbe  a.  a.  0.  S.  464. 

2)  DiBTBRici,  Ötatistische  Übereicht  der  wichtigsten  Gegenstände  des 
Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Preußischen  Staate  und  im  deatscben  ZolWer- 
bände.    3.  Fortsetzung.   Berlin  1848,  S.  518. 

3)  ScHMOLLBR,  Kleingewerbe  a.  a.  0.  S.  468;  465  f. 
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Die  Anlage  einer  Flachsmaschinenspinnerei  war  ziemlich  kost- 
spielig. DiETERicii)  berechnet  für  10000  Spindeln  und  die  anmittel- 
bar dazu  gehörigen  Vorrichtungen  allein  120  000  Taler.  Eine  Flachs- 
maschinenspinnerei koste  nach  verschiedenen  Anschlägen  für  Gebäude, 
Maschinen,  Spindeln  usw.  300  000—400  000  Taler,  für  4000  Spindeln 
immer  noch  150000—200000  Taler. 

Wie  stark  die  Gampreise  sanken,  zeigt  eine  Zusammenstellung 

Ton  HoFFMANN.2)    Während  die  Flachspreise  in  Schlesien  für  das 

Schock  Garn  von  60  Stück  ^)  durchschnittlich  18  Taler  betrugen, 

waren  die  Gampreise  daselbst: 

Bestes  Schlechtes 

1785 38  Taler  31  Taler 

1793 40      „  34      „ 

1803 44      „  35      „ 

1813 32      „  30       „ 

1823 25      „  21       „ 

1833 23V2„  18      „ 

1843 24      „  —      „ 

Betrug  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  mithin  der  Spinnerlohn 
noch  20—24  Taler  für  besseres  Garn,  so  waren  es  1833  nur  noch 
5V2  Taler,  also  2,4  Sgr.  pro  Stück;  das  schlechtere  Garn  warf  über- 
haupt keinen  Verdienst  mehr  ab.  Rechnet  man  etwa  zwei  Tage  zur 
Verfertigung  eines  Stückes,  so  ist  ersichtlich,  wie  unlohnend  die 
Leinengam-Handspinnerei  geworden  war. 

Der  jährlich  für  Moltgam^)  erzielte  Durchschnittsertrag  der  fünf 
westfälischen  Kreise  Halle,  Bünde,  Herford,  Bahden  und  Minden 
sank  von  1537000  Talern  in  den  Jahren  1790—1810  auf  nicht 
weniger  als  555000  Taler  in  den  Jahren  1823  und  1824.    Anfang 

1)  a.  a.  0.  S.  518. 

2)  «Versoch  einer  allgemeinen  Übersicht  der  etaatswirtschaftlichen  und 
sittlichen  Wirkungen  der  Spinnmaschinen  im  Bereiche  des  deutschen  Zoll- 
Tereins  and  zunächst] im  preußischen  Staate";  in  seinem  „Nachlaß  kleiner 
Schriften*  Berlin  1847,  S.  161. 

3)  In  Schlesien  galt: 

1  Schock  ^  60  Stück, 

l  Stück     »    4  Str&hnen  oder  12  Zaspeln, 

1  Zaspel  »  20  Gebinde, 

1  Gebind  —  20  Faden, 

1  Faden    »    4  Schlesische  Ellen. 

4)  Ein  etwas  gröberes  meist  zum  Einschlag  verwandtes  Flachsgarn. 
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der  dreißiger  Jahre  war  der  Oamhandel  in  jenen  Bezirken  gänzlich 
unbedeutend  geworden.  0 

Die  ordinären  westfälischen  Game  kosteten  in  den  vieniger 
Jahren  etwa  1  Groschen  pro  Stück  (26—30  Stficke  fSr  einen  Taler), 
so  daß  kaum  der  Preis  des  Flachses  bezahlt  war.^) 

Bei  den  stark  gesunkenen  Preisen  suchten  Spinner  und  Gam- 
händler  sich  schadlos  zu  halten  durch  betrfigerische  Manipulationen 
und  zerstreuten  so  zu  ihrem  eigenen  Schaden  das  besonders  in 
Deutschland  sich  teilweise  hartnäckig  erhaltende  Vorurteil  gegen  das 
Maschinengam.  Ja,  die  absolut  zuverlässige,  reelle  Gleichmäßigkeit 
des  Maschinengespinstes  in  Verbindung  mit  der  besseren  Verarbei- 
tungsmöglichkeit sicherte  diesem  einen  um  ein  Drittel  höheren  Preis 
wie  die  gleiche  Qualität  Handgam.^) 

Dem  steigenden  Notstande  durch  hohe  Schutzzölle  zu  begegnen, 
zögerte  man  mit  Rücksicht  auf  die  Weber,  denen  man  das  Garn 
nicht  verteuern  wollte.^)  Denn  auch  diese  befanden  sich  in  keiner 
glänzenden  Lage.  Die  Konkurrenz  des  Auslandes,  hauptsächlich 
jedoch  die  gesunkene  Nachfrage  nach  Leinwand  überhaupt  schmälerten 
ihren  Verdienst  5) 

Der  Leinwandeiport  Irlands  betrugt): 

1800 34  563  868  Yards 

1802 35  615  854      „ 

1804 43  140  629  „ 

1806 39  126  241  „ 

1808 43  992  086  „ 

1810 36  898  270  „ 

1812 35  845  453  „ 

1814 43  003  226  „ 

1816 45  729  629  „ 

1818 50  925  308  „ 

1820 43  613  218  „ 

1822 46  601703  „ 

1824 94  493  377  „ 


1)  Fbbbbr,  Beiträge  zur  EenDtnis  des  gewerblichen  und  koiniiierziellen 
Zustandes  der  preußischen  Monarchie.   Berlin  1 829,  8.  92. 

2)  Amtlicher  Bericht   über  die  allgemeine  Deatsche  Gewerbeausstellung 
zu  Berlin  im  Jahre  1844.  Berlin  1845,  I.  Band,  S.  390. 

3)  ScHMOLLBB,  Kleingewerbe  a.  a.  0.  8.  459. 

4)  Vergl   ZiMMBBMANN  a.  a.  0.  8.  303. 

5)  Siehe  onten  in  diesem  Kapitel.        6)  ZnmamiAWf  a  a.  0.  8.  328. 
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Die  Oesamtleinenaosfohr  Großbritanniens  hatte  einen  Wert  ^)  von : 


1830  .  . 

.  2  017  775 

Pfund 

Sterling 

1831  .  , 

.  2  461704 

tt 

}i 

1832  .  . 

.   1774  727 

}> 

»» 

1833  .  . 

.  2  167  024 

>f 

>» 

1834  . 

.  2  443  346 

»y 

yt 

1835  .  . 

.  2  992  143 

it 

9t 

1836  .  , 

.  3  326  325 

♦> 

w 

1837  .  , 

.  2  127  445 

>» 

9» 

1838  .  . 

.  2  820  272 

19 

>f 

1839  .  . 

.  3  414  967 

f9 

9» 

1840  .  , 

.  3  306  088 

» 

99 

1841   .  . 

.  3  356  030 

» 

99 

1842  .  . 

,  2  360  152 

yj 

» 

1843  . 

.  2816111 

>» 

>9 

1844  . 

.  3  055  243 

•t 

ti 

Diese  steigende  Aasfahr  ist  weniger  begründet  in  vermehrter 
Anwendang  des  Maschinenwebstahles  als  vielmehr  im  billigen  and 
beqaemen  Bezog  der  Game,  in  vergrößerten  and  sicheren  Absatz- 
märkten and  in  der  geschilderten  Konzentration  des  Betriebes.  Aach 
in  England  war  die  Weberei  fast  aasschließlich  Lohnwerk  aaf 
Handstählen.  Der  Maschinenstahl  trat  erst  am  die  Mitte  des  Jahr- 
handerts  mehr  in  den  Yordergrand.  Im  Jahre  1835  waren  in  ganz 
Großbritannien  erst  309  Maschinenstühle  für  Leinwand  vorhanden. 2) 
Die  Einfohrang  des  Schnellschützen  hatte  allerdings  eher  and 
schneller  als  in  Deatschland  stattgefanden. 

Einen  angleich  größeren  Aufschwong  noch  nahm  das  Gewerbe 
mit  der  Einf&hrang  and  Verbesserung  des  Maschinenwebstahles 
sowie  der  Hilfsmaschinen,  wie  Schaß-,  Spal-,  Aafwind-,  Zettel-, 
Schlichtr,  Meß-,  Falt-,  Scher-  and  Appretarmaschinen.^) 

Der  deatsche  Verleger  weigerte  sich,  die  mechanischen  Hilfs- 
mittel einzaführen.  Er  fürchtete  dadarch  seinen  einzigen  Vorteil  vor 
dem  Aaslande,  die  geschickte  and  geübte  Hand  des  Arbeiters,  za 
verlieren.^)    Wie  beim  Garn,   so  sachten   aach  bei  der  Leinwand 


1)  Die  Werte  für  1830  und  1831 :  Zimmxsmann  a.  a  0.  S.  329,  fOr  1832 ff.: 
DiBTMRicL  Statistische  Obersicht,  3.  Fortsetzung,  S.  520. 

2)  ScBMOLLKB,  Kleingewerbe  a.  a.  0.  S.  548. 

3)  ScHMOLLEB,  die  Entwicklung  and  Erisis  der  deutschen  Weberei  im 
19.  Jahrb.  Berlin  1873,  S.  11.       4)  Potthoff,  Leinenleggen  8.  110. 

Bill  er,  Hand-Leinirmndlndiiftrla.  4 
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Weber  und  Händler  sich  durch  nachlässige  und  betrügerische  Ware 
zu  entschädigen.  Der  Ruf  der  deutschen  Leinwand  im  Auslande 
litt  darunter  stark,  zur  großen  Freude'  des  konkurrierenden  Aus- 
landes. 

Alle  jene  angeführten  Gründe  hätten  jedoch  nicht  den  einge- 
tretenen Erfolg  gezeitigt,  wäre  nicht  die  Leinwand  überhaupt  von 
ihrem  Throne  gestoßen  worden.  An  ihre  Stelle  trat  das  Baumwoll- 
gewebe. 

Zwar  hatte  die  Baumwollweberei  schon  unter  Friedrich  11.  in 
Preußen  aus  gekauftem  Garne  begonnen.  Einzelne  Fabrikanten  er- 
hielten auch  zur  Anlegung  von  Eattunfabriken  namhafte  Unter- 
stützungen. Doch  waren  die  baumwollenen  Zeuge  sehr  wenig  ver- 
breitet. Nach  Graf  Mirabeaus  Schätzung  betrug  der  Wert  aller 
in  der  letzten  Begierungszeit  Friedrichs  11.  in  den  preußischen 
Staaten  fabrizierten  Baumwollenwaren  nur  800000  Taler.  Für  1802 
berechnet  Krug  die  Fabrikationssumme  auf  2658906  Taler,  die 
Anzahl  der  Baumwollstühle  auf  7323,  dagegen  die  Stühle  für  wollene 
Zeuge  auf  14039  und  die  für  Leinen  auf  41420.^)  Bei  den  hohen 
Preisen  blieb  die  Baumwolle  eine  Luxusware. 

Da  revolutionierte  die  Technik  die  ganze  Bedürfnisbefriedigung 
an  EleidungsstofTen.  Mit  der  Erfindung  und  Verbesserung  der 
Baumwollspinnmaschine  sank  der  Preis  des  Gespinstes  und  damit 
des  Gewebes  bedeutend.  Die  Nachfrage  stieg  und  reizte  wieder  zu 
vermehrter  Produktion  an.  Die  Bedingungen  der  Bohstofferzeugung 
waren  äußerst  günstig.  Der  junge  nordamerikanische  Freistaat 
mußte  zur  Verringerung  des  Druckes  seiner  gewaltigen  Staatsschuld 
exportieren.  Einen  natürlichen  Vorzug  besaß  das  Land  für  die 
Baumwollkultur.  Immer  neue  Flächen  jungfräulichen  Bodens  wurden 
bebaut,  ihre  Erzeugnisse  konnten  zu  billigen  Preisen  angeboten 
werden  und  fanden  willige  Abnehmer. 

Nach  DiETERici  ^)  war  die  Gesamtproduktion  an  Baumwolle  — 
davon  sind  etwa  84  ^/o  auf  Nordamerika  zu  rechnen  —  in  Ballen 
(der  Ballen  gleich  ca.  300  Pfund): 


1)  DiBTBBici,  Yolkswohlstand  S.  24. 

2)  Statistische  Übersicht,  die  Angaben  für   1S28— 1S44:   3.  Fortsetzung 
S.  377;  fQr  1845ff:  5.  Fortsetzung,  Berlin  1857,  S.  545. 
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1828/29 1235  000 

1829/30  ......  1304000 

1830/31 1  435  000 

1831/32 1214  716 

1832/33 1449  873 

1833/34 1  539  000 

1834/35 1  688  000 

1835/36 1914  615 

1836/37 1  998  000 

1837/38 2  180  000 

1838/39 1788  497 

1839/40 2  596  800 

1840/41 2  161000 

1841/42 2  185  000 

1842/43 2  780  000 

1843/44 2  504  000 

1844/45 2  751  030 

1845/46 2  604  657 

1846/47 2  207  200 

1847/48 2  901  024 

1848/49 3  155  500 

1849/50 2  661300 

1850/51 2  862  000 

1851/52 3  584  000 

1852/53 3  993  900 

Der  Absatz  geschah  fast  ausschließlich  in  Europa.  Aach 
Deutschland  nahm  an  der  aufstrebenden  Baumwollindustrie  lebhaften 
Anteil. 

Fast  könnte  man  sagen:  eine  neue  Ära  begann.  Die  alten 
Zeiten  schwanden,  wo  es  der  Stolz  des  Einzelnen  war,  eine  Kleidung 
zu  besitzen,  die  ihn  jahrelang  schützte.  Das  durch  die  franzö- 
sische Bevolntion  aus  seiner  Lethargie  aufgerüttelte  Europa  war  fDr 
diesen  neuen,  ^modernen*'  Geist  nicht  mehr  unempfänglich.  Was 
bei  der  haltbaren  und  teueren  Leinwand  ausgeschlossen  war,  jetzt 
wurde  es  Ereignis.  Der  neue  billige  StofT  gewährte  die  Möglichkeit 
größerer  Veränderung,  häufigeren  Wechsels  in  der  Kleidung. 

Länger  hielt  sich  die  Leinwand  auf  dem  Lande,  wo  man  der 
veränderten  Mode  der  Städter  mißtrauisch,  ja  feindlich  gegenüber- 
stand und  von  dem  „  neumodischen  Schwindel "  nichts  wissen  wollte. 
Hier  hat  erst  in  viel  späterer  Zeit  die  Baumwolle  auch  die  Haus- 
leinwand, den  Stolz  der  Hausfrau,  verdrängt. 

4* 
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Welche  Erfolge  die  technische  Entwicklung  aufwies,  geht  daraus 
herror,  daß  der  Arbeitslohn  eines  Spinners  bei  vierziger  Garn  und  1000 
Strängen  in  England  betrug:  1806:  9^/12  Schilling,  1823:  6^12  ScL, 
1834:  2^/12  Seh.  und  trotzdem  der  Arbeiter  keine  Einbuße  erlitt  i) 

In  Berlin  kostete  der  Zentner  Baumwolle  je  nach  Qualität  2): 

1817 64—70  Taler 

1820 52—68 

1823 23—41 

1826 26—40 

1829 19—36 

1832 20—27 

1835 28—35 

1838 15—28 

1841 16—23 

1844 14—20 

1846 13—18 


99 


M 


»> 


ff 


»> 


» 


>» 


99 


)) 


99 


Entsprechend  sank  der  Preis  des  Games.    Das  Pfund  Mule- 
Twist  Nr.  40  kostete  durchschnittlich  nach  Berliner  Preiskuranten^): 

1817 3272  Silbergroschen 


1820 
1823 
1826 
1829 
1832 
1835 
1838 
1841 
1844 
1846 


30 

22  V2 
22 

17 

1472 
I6V2 
14 

uV-i 
9 

93/4 


Die  Preise  für  .die  fertigen  Gewebe  zeigen  das  Schwinden  der 
Wettbewerbsfähigkeit  des  Flachses  gegenüber  der  Baumwolle. 
DiETERici^)  berechnet  den  Preis  einer  Elle 


Tuch 

Leinwand     .     .     . 
baumwollene  Waren 
seidene  Waren. 


1806 

1831 

1843 

auf 

auf 

auf 

IV2  Taler 

IV2  Taler 

IV2  Tal  er 

71/2  Sgr. 

7V2  Sgr. 

7Vj  Sgr. 

20 

6         „    IV2  Pfg. 

6 

1   Taler 

25 

25 

i)  Berliner  Auastellungsbericht,  Band  I,  S.  246. 

2)  HoFFMANN,  Wirkungen  der  Spinnmaschinen  a.  a.  0.  S.  75. 

3)  Hoffmann  a.  a.  0.  S.  85.        4)  Yolkswohlstand  8.  30,  152,  218. 
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Daß  die  sinkenden  Preise  nicht  etwa  auf  Kosten  der  Produzenten 
erzielt  wurden,  beweist  die  starke  Zunahme  der  Banmwollwebstflhle. 
Beispielsweise  stieg  im  preußischen  Staate  von  1825 — 1834  die 
Bevölkerung  von  100  auf  110,23,  die  Anzahl  der  in  Baumwolle  und 
Halbbaumwolle  gehenden  Stühle  von  100  auf  143,45.^) 

Es  war  eben  der  vermehrte  Konsum  in  Verbindung  mit  sinkenden 
Produktionskosten,  der  den  Preis  so  gering  gestaltete.  Nach  Dietebici 
und  Engels  Berechnungen  entfiel  in  Preußen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  ein  Verbrauch  2): 


1806               1831 

1842            1849 

an  Leinwand    .     .     . 

4  Ellen     51/2     Ellen 

5      Ellen   5      Ellen 

„  Baumwollstoffen  . 

3/4     „          7 

13         „     16 

„  Wollgeweben  .    . 

V2     »          1 

1V3       M          1 

yt  seidenen  Waren  . 

V4       „        ^VlOO           „ 

W                /Ö                  >9 

Die  Oefahrlichkeit  der  Baumwolle  f&i  die  Leinwand  ist  nament- 
lich in  den  ersten  Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  sehr  unterschätzt, 
teilweise  selbst  übersehen  worden.  Und  doch  muß  gerade  das 
Emporblühen  der  Baumwollindustrie  als  die  Hauptursache  für  den 
Rückgang  des  Leinengewerbes  in  Deutschland  angesehen  werden. 

Zu  den  angefahrten,  in  ganz  Deutschland  wirksamen  Momenten 
treten  für  das  Münsterland  noch  einige  besondere.  Münster,  dessen 
Absatzgebiete  vornehmlich  Holland,  Spanien,  England  und  deren 
Kolonien,  weniger  das  Inland  waren,  litt  besonders  schwer  unter 
den  wirtschaftspolitischen  Maßnahmen  jener  Staaten.  Den  Ausfall 
auf  dem  Lilandsmarkte  abzusetzen,  ging  kaum  an.  Die  äußerst 
mangelhaften  Verkehrsverhältnisse  verteuerten  den  Transport  der 
Ware  zu  sehr,  falls  sie  ihn  überhaupt  gestatteten;  die  ringsherum 
liegenden,  stark  Leinwand  produzierenden  Gegenden  (Hannover, 
Minden-Bavensberg,  Lippe,  Bheinprovinz)  stellten  eine  überlegene 
Konkurrenz  dar.  Die  in  diesen  Oegenden  zahlreichen  gewerbsmäßigen 
Spinner  und  Weber  sahen  sich  ungleich  mehr  zu  erhöhter  An- 
strengung genötigt  wie  der  als  Hauptberuf  Landwirtschaft  treibende 
Münsterländer. 

Damit  haben  wir  den  Punkt  berührt,  der  für  unsere  Betrach- 
tung von  außerordentlicher,  ja  grundlegender  Bedeutung  ist. 

Der   Münsterländer  spann  und  webte  nur  in   seinen  Muße- 

1)  DiSTBBioi,  Statistische  Übersicht  S.  398. 

2)  S.  a.  ScBMOLLKt,  Kleingewerbe  8.  474. 
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stunden.  Gab  es  deren  wenige,  so  erlaubten  ihm  eben  günstige 
Umstände,  seinem  Hauptgewerbe  —  wohl  ausschließlich  Landwirt- 
schaft —  in  ausgedehnterem  Maße  nachzugehen,  und  schließlich 
nahm  ihn  die  Landwirtschaft  ganz  in  Anspruch,  hatte  er  keine  freie. 
Zeit,  so  spann  und  webte  er  eben  nicht  Die  entgehende  Einnahme 
für  verkaufte  Leinwand  war  ihm  dann  entbehrlicher.  Die  fible 
Angewohnheit,  nicht  mehr  zu  erwirtschaften  als  fOr  des  Haoses 
Unterhalt  notwendig  war  Ot  stand  zwar  der  Entwicklung  der  Land- 
wirtschaft entgegen,  war  aber  erklärlich  bei  dem  eigenbehörigen 
Bauern,  dessen  beweglicher  Nachlaß  häufig  ganz  oder  zur  Hälfte 
vom  Gutsherrn  für  sich  beansprucht  wurde.  Das  neue  Jahrhundert 
schaffte  hier  jedoch  Wandel.  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  ver- 
schwanden, die  Ablösung  der  schwer  drückenden  Lasten  und  Ab- 
gaben wurde  gesetzlich  geregelt  Ein  freier  Herr  auf  eignem  Grund 
und  Boden  entstand;  und  diesen  Boden  zu  pflegen,  zu  erhalten  und 
zu  verbessern  war  sein  Ziel,  war  seine  Freude.  Einen  gegen  früher  ge- 
steigerten Ertrag  seinem  Lande  abzuringen,  wurde  seine  stolze  Aufgabe. 
Der  Anstoß  zum  intensiven  Landwirtschaftsbetriebe  war  damit  gegeben. 
Noch  ein  anderer  nicht  minder  wichtiger  Umstand  kam  hinzu.  >) 
Der  größte  Teil  der  Bodenfläche  war  mit  Wäldern^  Heiden,  Brüchen 
und  Mooren  bedeckt,  stellenweise  waren  drei  Viertel  des  Grund  and 
Bodens  als  Gemeinheiten  der  intensiveren  Privatnutzung  entzogen. ') 
Die  unter  französischer  Herrschaft  in  größerem  Maße  begonnene 
Teilung  dieser  Marken  fand  ihre  energische  konsequente  Weiter- 
führung, als  die  auf  Grund  der  Gemeinheitsteilungs-Ordnong  vom 
7.  Juni  1821^)  in  Münster  errichtete  Generalkommission  ihre  Tätig- 
keit begann.  Bis  zum  Jahre  1 848  sind  durch  ihre  Vermittlung  im 
Regierungsbezirk  Münster  insgesammt  3134  Dienst-  und  Abgaben- 
pflichtige abgelöst  worden.  An  Spanndiensten  waren  aufgehoben 
17543  Tage,  an  Handdiensten  18052  Tage.  An  Entschädigungen 
wurden  bei  den  Ablösungen  festgestellt  2530395  Mark  Kapital, 
67581  Mark  Geldrente,  42850  Liter  Boggenrente  und  31405 
Hektar  Land.^) 


1)  Siehe  oben. 

2)  Yergl.  Hasslhoff  und  Bbbxb,  die  £ntwicklttng  dar  Landeakoltnr  in 
der  Provinz  Westfalen  im  19.  Jahrhundert.  Münster  1900.  S.  65  ff. 

3)  Yergl.  Tabelle  I,  S.  11.        4)  Ges.-Sammlang  1S21  8.  53,  83. 
5)  Habblhoff  and  Bbbmb  a.  a.  0.  S.  71. 


Der  BQckgang  der  Lemenindostrie  im  M&nsterlande  etc.  55 

Allein  in  den  Jahren  1830—1860  gingen  an  aufgeteilten 
Marken  in  Privatbesitz  über  beispielsweise  in  den  Kreisen:  Coes- 
feld 27644  ha,  Borken  16334  ha,  Lüdinghausen  14680  ha,  Münster 
32  025  ha,  Beckum  6  663  ha.  0  Zur  Urbarmachung  dieses 
Landes  bedurfte  man  Arbeitskräfte,  denen  es  möglich  war  auch  in 
nicht  gar  zu  strengen  Wintern  ununterbrochen  zu  arbeiten.  Damit 
sank  die  Zahl  der  Mußestunden  bedeutend.  Eine  weitere  Folge 
war,  daß  Arbeitskräfte  gesucht  und  mit  hohen  Löhnen  be- 
zahlt worden.  Die  Leinwandverfertigung  aber  erforderte  viel  Zeit 
und  Arbeit  Das  mochte  unwesentlich  sein,  solange  die  zahlreichen 
freien  Stunden  gar  nicht  anders  ausgenutzt  werden  konnten,  und 
solange  der  hohe  Preis  der  Leinwand  die  viele  Arbeit  lohnend  machte 
und  das  nicht  seltene  Mißraten  des  Flachses  ertragen  ließ,  unter 
den  neuen,  veränderten  Bedingungen  mußte  es  der  Landmann  nicht 
nur  für  wenig  einträglich,  sondern  häufig  sogar  für  nachteilig  er- 
achten. Mühe  und  Arbeit  auf  das  im  Preise  gesunkene  Linnen  zu 
verwenden.  Am  längsten  erhielt  sich  die  Spinnerei  in  seinem  Hause, 
da  sie,  Ton  Kindern  und  alten  Leuten,  sowie  in  den  —  wenn  auch 
stark  reduziert,  so  doch  immer  noch  bleibenden  —  Mußestunden 
betrieben,  auch  bei  vermindertem  Verdienste  einträglich  blieb. 
Meist  aber  war  es  Produktion  für  den  Hausbedarf,  wie  denn  auch 
der  Webstuhl  auf  dem  Lande  eher  zu-  als  abnahm.  Die  Warenpro- 
duktion, das  heißt  Herstellung  für  den  weiteren  Absatz,  ging  zurück. 

Nicht  zu  vergessen  ist  ferner,  daß  die  Verbesserung  der  notorisch 
schlechten  Wege  im  Münsterlande  eine  wichtige  Aufgabe  der  preu- 
ßischen Verwaltung  war,  und  daß  der  Wegebau  namentlich  den 
ärmeren  Klassen  in  den  Wintermonaten  gute  Beschäftigung  gewährte.  ^) 

Doch  wie  all  diese  Momente  nicht  gleichzeitig  und  plötzlich 
auftraten,  sondern  erst  nach  längerem,  allmählichem  Werden  sich 
zu  ihrer  ganzen  Bedeutung  entwickelt  hatten,  so  konnte  ihre  volle 
Wirkung  sich  auch  nur  im  Laufe  der  Zeit  ofifenbaren.  Erst  nach 
jahrzehntelangem  Kampfe  unterlag  das  Hand-Leinwandgewerbe  seinen 
Feinden. 

Im  Lichte  der  Statistik  schien  der  Entwicklungsgang  im 
Münsterlande  während  der  ersten  Jahrzehnte  die  Macht  vernich- 
tender Einflüsse  geradezu  Lügen  zu  strafen.  3) 

1)  Habxlhow  und  Bbsme  a.  a.  0.  8.  70. 

2)  M.  St.-A.   A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352.       3)  Siehe  unten  H.  Kap.  No.  3. 
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2.    Das  Gewerbe  im  sweiten  JahrBehnt  des  19.  Jahrhunderts. 

unter  dem  Druoke  der  Ereignisse  war  im  Mflnsterlande  die 
LeinwandverfertiguDg  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  stark  zurflok- 
gegangen  und  bereitete  der  preußischen  Verwaltung  im  allgemeinen 
wenig  Freude.  Nach  dem  Berichte  des  Begierungsrates  Eottmkieb  i), 
der  im  Jahre  1818  eine  Studienreise  zum  Zwecke  der  Untersuchung 
der  Verhältnisse  in  der  Leinenmanufaktur  in  die  Kreise  Ahaus, 
Beckum,  Borken,  Coesfeld,  Lüdinghausen,  Steinfurt  und  Warendorf 
unternommen  hatte,  war  innerhalb  der  letzten  vier  bis  fSnf  Jahre 
der  ausländische  Absatz  um  die  Hälfte  gesunken  und  auch  der 
Best  nur  durch  rastlose  Bemühungen  und  große  Anstrengungen 
zu  halten.  Weber,  die  früher  vier  bis  fünf  Stühle  besessen  hätten, 
seien  auf  zwei  heruntergekommen.  In  den  Kreisen  Steinfurt,  Coesfeld 
und  Lüdinghausen  habe  sich  der  Absatz  um  die  Hälfte  vermindert, 
im  südlichen  Teile  des  Kreises  Beckum  solle  er  um  vier  Fünftel 
gesunken  sein.  Warendorf  bringe  statt  früher  14000 — 16000  Stücke 
Leinwand  nur  noch  4  000 — 5  000  jährlich  in  den  Handel.  Einigermaßen 
gehalten  haben  sich  die  feinen  Sorten  der  Kreise  Ahaus  und  Borken, 
während  die  gröberen  auch  hier  verminderter  Nachfrage  begegneten. 
Am  besten  gestaltete  sich  der  Löwendabsatz  im  Kreise  Tecklen- 
burg  und  dem  nördlichen  Teile  von  Warendorf.  Nach  Aufstellungen 
der  Gemeindebehörden  lieferte  beispielsweise  der  Kreis  Ahaus  1817 
etwa  20000  Stücke  gegen  die  vierfache  Anzahl  früher.  Im  Beckumer 
Kreise  hatten  Leinwandhandel  und  Weberei  1818  fast  ganz  auf- 
gehört, so  daß  von  einem  kaufmännischen  Umsätze  kaum  noch  die 
Rede  sein  konnte.  Nach  den  Berichten  der  Bürgermeister  ver- 
fertigte der  Kreis  Borken  noch  jährlich  für  den  Handel  3850 
Stücke,  Coesfeld  nur  noch  ca.  13  000  Ellen  gegenüber  mehr  wie 
40000  Ellen  früher.*^) 

Im  Jahre  1816  waren  auf  der  Warendorfer  Bleiche  4038  Stücke 
Leinwand  3);  gegen  11000—12000  Stücke  in  den  achziger  Jahren 
des  vorhergehenden  Jahrhunderts  ein  bedeutender  Rückgang.  Der 
Kreis  Tecklenburg  verfertigte  an  Löwendlinnen  1816*): 


1)  M.  St.-A.  A.  N.  Z.    Sp.  198. 

2)  M.  St.-A.  A.  N.  Z.     Sp.   198. 

3)  M.  St.-A.  R.  M.  No.  156. 

4)  M.  St.-A.  R.  M.  No.  156. 
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Oberband     Unterband     Zus.  Leggeellen  Einband 

Si&oke  Stacke  Stucke        EUen 

3386  531  313  080  56         3390 

Vergleicht  man  dagegen,  daß  in  den  Jahren  1780 — 86:  3918654 
Ellen,  also  im  Durchschnitte  jährlich  653109  zur  Tecklenborger 
Legge  kamen,  so  ist  die  verminderte  Produktion  evident 

Lnmer  aber  war  die  Leinwandbereitung  ffir  alle  Kreise  neben 
dem  Ackerbau  der  Haupterwerbszweig,  ihre  Bedeutung  war  noch 
eine  sehr  große. 

Um  das  Jahr  1818  betrug  nach  den  Angaben  der  Eaufleute 
und  Gemeindebehörden  der  Leinwandhandel  0  - 


uu     . 

1» 

Borken     .... 

99 

3  850       „ 

99 

Coesfeld    .... 

» 

60  000  Ellen 

fi 

Lüdinghausen     .     . 

)) 

4  800  Stücke 

t» 

Steinfart  .... 

)f 

32  700       „ 

99 

Warendorf     .     .    . 

)) 

6  000  2)  ,^ 

Diese  den  Handel  betrefifenden  Angaben  sind  naturgemäß  nicht 
identisch  mit  denjenigen  der  Produktion.  Größere  Handelsplätze 
erhöhen,  das  Fehlen  solcher  verringert  die  Zahlen.  Im  Kreise 
Lfidinghausen  sind  1816  z.B.  gewebt  737  040  Ellen  gleich  12284 
Stacke  Leinwand^),  ui  <lon  Handel  kamen  im  Kreise  nur  4800 
Stücke.  Andrerseits  wiesen  in  den  stärker  Handel  treibenden 
Kreisen  Ahaus   und  Steinfurt  nachstehende  größere  Märkte  auf^): 

im  Kr.  Ahaus:       Legden  \        ^  /.^/v  «x«  u 

Asbeck  f        ^  ^^^  Stücke 


I        8  000 


Stadtlohn  4  500 
Gronau 
Epe 

im  Kr.  Steinfart:  Emsdetten  12  000 

Berghorst  6  000 

Rheine  \  «  ^^^ 

Mesum  }  ^  »00     „ 

Neaenkirchen  4  900      ,, 


99 

99 


1)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    Sp.  198. 

2)  Darunter  Bind  ca.  2500  aas  dem  Kreise  Beckam. 

3)  M.  St-A.    R.  M.  No.  156.        4)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    Sp.  198. 
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Der  Kreis  Tecklenborg  erzielte  1616  aas  seinem  Leinwand- 
verkauf immer  noch  88787  Rtlr.  10  Sgr.  6  Pfg.  *) 

Auch  der  erwähnte  Bericht  des  Begierungsrats  Kottmeieb 
schildert  die  Bedeutung  der  Leinwandweberei  und  des  Leinwand- 
handeis'^J:  „Obgleich  sehr  gesunken,  ist  die  Leinwandweberei  und 
der  Leinwandhandel  doch  immer  noch  von  so  großem  Umfange,  daß 
alle  übrigen  Gewerbe  dagegen  im  Schatten  stehen.  Folgende  Be- 
rechnung gibt  ein  schönes  erfreuliches  Bild  von  dem  stillen,  noch 
niemals  durch  Druckschriften  und  öffentliche  Blattei  zur  Schau 
gestellten  Fleiße  in  diesem  Gewerbe  des  Münsterlandes.*^  Nach  ihm 
werden  in  achtzehn  Orten  und  deren  Umgebungen,  die  er  bereist 
hat,  jährlich  115231  Stucke  Leinwand  verfertigt  mit  einem  Gesamt- 
werte von  ca.  975  829  Talern,  und  rechnet  man  einen  kaufmannischen 
Gewinn  von  12^0,  also  117099  Taler,  hinzu,  so  ergeben  sich 
1092918  Taler.  Vor  einem  halben  Jahrzehnt  sei  der  Handel  mehr 
als  doppelt  so  groß  gewesen,  beinahe  drei  Fünftel  der  damals  tatigen 
Weberstühle  ständen  still.  Da  die  bereisten  Kreise  1818  eine  Be- 
völkerung von  234511  Köpfen  aufwiesen,  ergäbe  sich  ein  Betrag 
von  4,7  Taler  auf  den  Kopf. 

Absolute  Genauigkeit  und  Zuverlässigkeit  ist  diesen  Angaben 
allerdings  nicht  beizumessen.  Zu  den  in  den  Zeitverh&ltnissen  be- 
gründeten naturgemäß  ungenauen  Daten  über  Produktion  und  Handd 
konmit  die  nach  dem  jeweiligen  Privatinteresse  des  Einzelnen  ver- 
schiedene Färbung  der  Berichte  und  Angaben.  Daß  die  Ausfüh- 
rungen des  Regierungsrates  KoTTBfEiEB  sich  vorzugsweise  stützten 
auf  Darstellungen  der  Leinwandhändler,  und  daß  es  sich  dabei 
nur  um  die  eventuelle  Einrichtung  der  den  Kaufleuten  so  er- 
wünschten Leggen  handelte,  das  darf  nicht  vergessen  werden. 

Soviel  jedoch  zeigen  uns  alle  die  Angaben,  daß  trotz  beträcht- 
lichen Bückganges  das  Leinwandgewerbe  im  Münsterlande  auch 
unter  preußischer  Herrschaft  eine  grundlegende  Stellung  im  \^rtr 
schaftsieben  einnahm.  Wie  weit  es  hier  an  relativer  Bedeutung 
die  meisten  Gegenden  Preußens  übertraf,  zeigt  folgende  Berechnung 
aus  dem  Jahre  1816. 


1)  M.  St.-A.    R.  M.  No.  156. 

2)  Siehe  S.  14. 
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Tabelle  6. 


Provin» ») 

^ 1 

Preußen 

Pawn 

Bimdeobiirg  .... 

Pommern 

Sdileden 

Saehsen 

WttMien 

8tMt*) 

Beg.-Bex.  Münster . 


Be- 

Tölkening') 


1 457  255 
820176 
1283616 
682  652 
1 942  068 
1 197  053 
l  066  270 
1 870  908 

10849031 

850518 


Anzahl  der 

geverbs- 

miflsig 

gehenden 

BtfthleS) 


Anzahl  der 
als  Neben- 
be^chäfüg. 

tätigen 
Stühle  3)«) 


Zu- 
sammen 
Stahle  ^) 

5 


735 

64  831 

65566 

1173 

5  098 

6271 

5401 

22838 

28239 

1631 

24105 

25736 

16245 

11529 

27774 

6338 

9364 

15702 

6664 

20541 

27205 

4858 

6564 

11422 

43045 

164  870 

207  915 

2382 

10  719 

13101 

1  Stuhl 

kommt 

auf  .  .  . 

Personen 

6 


22,2 
130,8 
45,5 
26,5 
69,9 
76,2 
39,2 
163,8 

49,8 

26,8 


Daß  die  relative  Bedeutung  der  Leineweberei  keinen  Schluß 
auf  die  absolute  zulaßt,  braucht  nicht  weiter  ausgeführt  werden. 
Betrachten  wir  die  gewerbsweise  gehenden  Stühle  allein,  so  steht 
absolot  wie  relativ  Schlesien  und  nach  ihm  Westfalen  weit  voran; 
in  Westfalen  hinwiederum  steht  Münster  an  erster  Stelle.  Von  den 
als  Nebenbeschäftigung  laufenden  Stühlen  Westfalens,  das  in  bezug 
auf  deren  Anzahl  nur  von  Preußen  und  Pommern  wesentlich  über- 
ragt wird,  entf&Ut  mehr  als  die  Hälfte  allein  auf  Münster.  Noch 
im  Jahre  1825  gingen  nebenberufliche  Stühle:  in  Minden  10196, 
in  Münster  dagegen  10381.  Das  Verhältnis  der  gewerbsmäßigen 
Stühle  in  den  Bezirken  Minden  und  Münster  war  im  Jahre  1825: 
1104  zu  1364.'0  An  Webstuhlzahl  überragte  mithin  am  Anfange 
des  Jahrhunderts  das  Münsterland  selbst  das  berühmte  Linnenland, 
den  Regierungsbezirk  Minden! 

Untersuchen  wir  die  Verteilung  der  Weberei  innerhalb  des  Be- 
zirkes etwas  näher.  Über  die  Zubereitung  der  Faser  sowie  über 
die  Spinnerei  fehlen  jegliche  Angaben   und  müssen  auch  bei  der 

1)  Die  Angaben  fflr  die  Regierangsbesirke  waren  leider  nicht  zn  be- 
konmen.       2)  Nach  Yubahm  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  131. 

3)  Nach  ScHMOLLSB,  Kleingewerbe  8.  508,  516. 

4)  Es  Bind  alle  nebengewerblich  t&tigen  Stühle  gez&hlt,  sie  sind  jedoch 
aberwiegend  Leinwandstahle.    Siehe  auch  Tabelle  7  S.  64,  Sp.  S— 10. 

5)  Über  die  Zul&asigkeit  der  Addition  beider  Webstuhlarten  (Spalten  3 
und  4)  siehe  unten.       6)  Ohne  Neuchatei.       7)  Fkebib  a.  a.  0.  S.  100. 
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Art  dieser  Tätigkeiten  fehlen.  Wie  sollte  man  die  Zobereitnng  der 
Gespinstfaser  von  den  fibrig^n  Arbeiten  des  Landmannes  scheiden ; 
und  wie  sollte  man  die  Spinnerei  statistisch  erfassen?  Besaß  doch 
nicht  allein  jedes  Haus  mehrere  Spinnräder,  fast  f&r  jedes  Familien- 
glied eins,  von  denen  manche  gar  nicht  oder  nnr  wenig  benutzt 
worden,  sondern  es  fehlte  auch  jeder  Anhaltspunkt,  der  einen  er- 
heblichen Schluß  von  der  Kenntnis  der  Zahl  der  Räder  gestattet 
hätte.  So  hielt  man  sich  denn  an  die  leichter  erfaßbaren,  nicht  in 
so  großer  Zahl  vorhandenen  und  regelmäßiger  laufenden  Weber- 
stühle. 

Die  Zählung  nur  dieser  knüpfte  sich  an  das  königliche  Schreiben 
vom  Jahre  1806  an,  durch  das  allen  Kammern  aufgegeben  wurde, 
fortan  bei  den  Webereien  den  Stuhl  als  allgemeine  und  feste  Basis 
der  Berechnung  anzunehmen  und  nach  den  für  jeden  Stuhl  be- 
rechneten Fraktionssätzen  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  den 
Betrag  der  verarbeiteten  Materialien  und  der  verdienten  Arbeitslöhne, 
sowie  endlich  den  Betrag  des  Betriebskapitals  zu  schätzen.  Die 
Fraktionssätze  waren  fSr  Leinwand  folgendermaßen  festgesetzt: 

Bei  Leinen  und  Damast  erfordert  ein  Stuhl  fünf  Arbeiter 
und  für  238  Taler  Material  mit  258  Taler  Arbeitslohn,  also  zu- 
sammen 496  Taler  Betriebskapital. 

Bei  Zwillich  und  Drillich  erfordert  ein  Stuhl  sechs  Ar- 
beiter und  für  299  Taler  Material  mit  178  Taler  Arbeitslohn,  also 
zusammen  477  Taler  Betriebskapital.  ^) 

So  sorgfältig  diese  Zahlen  auch  aufgestellt  sein  mögen,  und 
so  ausgeschlossen  es  sein  muß,  etwas  besseres  an  ihre  Stelle  zu 
setzen,  für  unsere  Betrachtung  haben  sie  schon  deswegen  unter- 
geordneten Wert,  weil  diese  für  den  Berufsweber  möglicherweise 
gültigen  Angaben  für  den  Landwirt- Weber  wertlos  werden  müssen. 
Ob  die  Berechnungen  überhaupt  för  den  „berufsmäßigen"  Web- 
stuhl des  Münsterlandes  zutreffen,  bleibe  als  sehr  fraglich  dahin- 
gestellt. 

Die  erste  allgemeine  Zählung  der  Webstühle  in  Münster  fand 
im  Jahre  1816  in  Verbindung  mit  der  Bevölkerungszählung  statt. 
Nach  ihr  waren  Webstühle  2) 


1    Bbhbb,  Geschichte  der  Statistik  in  Brandenbarg-Preußen  a.  a.  0. 
8.  353  f.        2)  M.  St-A.    R.  M.  No.  156. 
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im  Kreise 

für  Leinen- 

zoDge 
gewerhsmäßig 

Ahaus 99 

Beckum  .... 

257 

Borken  .... 

117 

Coesfeld .... 

234 

Lüdinghausen  .     . 
Münster-Land  . 

271 
199 

Münster- Stadt  . 

20 

Becklinghausen 
Steinfurt     .     . 

286 
374 

Tecklenhurg     . 
Warendorf  .     .     . 

40 
485 

als  Neben- 
beschäftigung *) 
[für  alle  Arten 
von  Zeugen] 
2413 
134 
1  276 

1  200 
443 
412 

277 
813 

2  540 
1  211 


2382  10  719 

Für  die  folgenden  Untersuchungen  mögen  vorzugsweise  die 
Ergebnisse  der  seit  dem  Jahre  1819  alle  drei  Jahre  veranstalteten 
Gewerbezählong  herangezogen  werden,  die  in  den  —  meistens 
nicht  allgemein  veröffentlichten  —  Gewerbetabellen  zusammen- 
gestellt sind.^) 

Es  handelte  sich  auch  hier  nur  um  die  Zählung  der  Weber- 
stühle, nicht  der  Weber.  Bei  der  Art  der  Aufnahme  wird  die  Zahl 
wohl  regelmäßig  zu  gering  angegeben  sein.  Die  B.egierung  faßte 
nämlich  die  von  den  unteren  Behörden  meist  auf  Grund  allgemeiner 
Schätzungen  erhaltenen  Zahlen  zu  einer  Gesamttabelle  zusammen. 
Es  war  eher  eine  Schätzung,  denn  eine  Zählung.  Gar  zu  leicht 
aber  entzogen  sich  auf  den  abgelegenen  Gehöften  die  Stühle  der 
Beobachtung  ebensogut  wie  in  konzentrierten  Wohnplätzen,  und 
das  um  so  eher,  als  bei  den  Einwohnern  Furcht  vor  behördlichen 
Haßnahmen,  besonders  vor  Steuern,  wirksam  war.  Der  Wert  der 
Daten  liegt  mehr  im  Belativen  als  im  Absoluten,  und  nur  um 
für  das  Folgende  Yergleichungspunkte  zu  erhalten,  sind  in  der 
Tab.  7  S.  64  und  später  teilweise  die  Zahlen  als  unbedingte  be- 
handelt ') 

Auch  die  Unterscheidung  zwischen  den  gewerbsweise  und  den 
als  Nebenbeschäftigung  gehenden  Webstühlen  blieb  in  den  Gewerbe- 


1)  Über  das  Henrorragen  der  Leinwandstühle  unter  diesen  vgl.  Tab.  2. 

2)  Die  Oewerbetabellen  des  Regierungsbezirks  Monster  von  1819—1831 
liehe  M.  St-A.    A.  N.  Z.    8p.  179.        3)  Desgl.  Tab.  1,  Spalte  6. 
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tabellen  bestehen.  Wo  die  Grenze  zwischen  beiden  lag,  ist  nicht 
ersichtlich.  Nach  Schmolleb^)  kann  das  Eriteriam  f&r  die  Auf- 
nahme in  die  Rubrik  der  nebenberuflich  tätigen  Stühle  nicht  der 
Umstand  sein,  ob  neben  der  Produktion  fär  den  eigenen  Bedarf 
auch  ab  und  zu  einige  Stücke  Leinwand  verkauft  werden,  sondern 
ob  der  Besitzer  des  Stuhles  in  der  Hauptsache  Bauer,  Handwerker 
oder  sonst  was  ist  und  nebenher  seine  freie  Zeit  zum  Weben  be- 
nutzt. Stühle  dagegen,  die  einem  Weber  gehören,  der  auch  nicht 
das  ganze  Jahr  am  Webstuhl  sitzt,  yielleicht  den  ganzen  Sommer 
auf  Tagelohn  geht,  gehören  in  die  Kategorie  der  gewerbsweise 
tätigen.  Wie  man  die  trotzdem  manchmal  schwankende  Orenze 
zwischen  Hausarbeit  und  gewerblicher  Arbeit  gezogen  hat,  ist  nicht 
bekannt. 

Betrachtet  man  die  Angaben  über  Münster,  so  ist  man  geneigt, 
keine  begrenzte  Unterscheidung,  sondern  Willkür  anzunehmen.  Auch 
bei  klar  zu  Tage  liegenden  Verhältnissen  muß  hier  mit  ziemlicher 
Oleichgültigkeit  vorgegangen  sein.  Anders  lassen  sich  die  beträcht- 
lichen Schwankungen  nicht  erklären.  Um  nur  ein  Beispiel  heraus- 
zugreifen, seien  die  Zahlen  für  den  Kreis  Beckum  angeführt^)  Man 
zählte  Webstühle 


im  Jahre 

gewerbsw.     nebenberufl. 
tätig 

1819     .     . 

253 

73 

1822     .     . 

160 

189 

1825     .     . 

69 

227 

1828     .     .     . 

341 

144 

1831      .     .     . 

92 

354 

Daß  hier  kein  System  geherrscht  hat,  ist  offensichtlich.  Ähn- 
liche Beispiele  ließen  sich  mehrere  geben.  3) 

Etwas  mehr  Zusammenhang  zeigen  die  Summen  der  jeweilig 
gezählten  Stühle,  nämlich: 

1819 326 

1822 349 

1825 293 

1828 485 

1831 446 


1)  Kleingewerbe  S.  49S£f.  2)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  179. 

3)  Ebenda 
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Selbst  wenn  wir  die  von  Schmoller  konstruierte  Unterscheidung 
als  bei  der  Zählang  maßgebend  annehmen,  so  ist  in  bezog  auf  Lei- 
stung and  Bedeutung  des  einzelnen  Stuhles  zwischen  beiden  Kate- 
gorien ein  Unterschied  nicht  zu  machen.  Die  Stühle  beider  Ru- 
briken waren  tatig  meist  nur  im  Winter  und  gewährten  ihrem 
Besitzer  neben  einer  anderen  Beschäftigung  Arbeit,  also  „Neben- 
e^werb*^  Die  Zahl  wirklicher  Berufsweber  war  in  Münster  höchst 
unbedeutend. 

Es  dürfte  daher  wohl  angängig  sein,  die  Summe  der  gewerbs- 
mäßig und  der  als  Nebenbeschäftigung  laufenden  Stühle  als  ein 
geschloßenes  Ganzes,  eine  Einheit  zu  betrachten.  ^) 

Über  das  Betriebssystem  der  Weberei,  ob  sie  geschah  für  eigene 
Rechnung,  gegen  Lohn,  für  den  Verleger  oder  in  Fabriken,  besagen 
die  Tabellen  nichts. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  gebe  Tab.  7  zunächst 
eine  Übersicht  über  die  gesamte  Textilindustrie  des  Münsterlandes 
nach  der  Zählung  des  Jahres  1819.  ^) 

Seidenweberei  ist  noch  unbekannt^  und  die  Verarbeitung  der 
Wolle  hat  ihre  frühere  Bedeutung  verloren.  Auch  die  Baumwoil- 
weberei  ist  von  nennenswerter  Bedeutung  nur  in  den  Kreisen  Borken 
und  Warendorf,  wo  namentlich  in  den  Städten  Bocholt  und  Waren- 
dorf die  Verfertigung  von  „Baumseide" 3)  ihren  Hauptsitz  hat.*) 
Der  Leinwandbereitung  gegenüber  ist  jedoch  alles  andere  von  höchst 
untergeordneter  Wichtigkeit  Von  den  2934  gewerbsweise  betrie- 
benen Stühlen  entfallen  2153  oder  73,4  >,  von  den  9459  neben- 
beruflichen sogar  9370  oder  99,1^/0  auf  Leinwand.  Die  gegen 
1816  eingetretene  Minderzählung  von  1489  Stühlen  kann  angesichts 
der  Zeitumstände  sowie  der  Zählungsmethode  nicht  überraschen. 

1)  Aach  der  Versach,  die  nebenberaflichen  Stühle  gleich  einem  Bruch- 
teile der  gewerbsmftßigen  zu  setzen,  ist  aussichtslos.  2)  M.  St.-A.  A.  N.  Z. 
8p.  179.       3)  Oewebe  aus  baumwollener  Kette  und  woUenem  Einscldag. 

4)  In  und  bei  Bocholt  wurden  1820  auf  420  Stühlen  gewebt:  11300  Stück 
Dimitty,  1900  Stück  weißer,  13  200  Stück  gefärbter  und  2000  Stück  gedruckter 
Bombaasin  (Baumseide);  zusammen  28400  Stück,  im  Durchschnittswerte  von 
je  5  Beichstalem.  Vor  dem  Jahre  1811  sollen  hier  sogar  jährlich  über 
40000  Stück,  je  20  brabanter  EUen  lang  und  ^s— 1  Elle  breit,  yerfertigt  sein. 
Im  Kreize  Warendorf  wurden  im  Jahre  1816  hergestellt  4663  Stück  Bettbühren, 
2443  Stück  Bettkissen  and  233  Stück  Baumseiden.  (Sioibmund,  Versuch  einer 
topogr.-Btatist  Darztellang  des  ganzen  Bezirks  Münster.    S.  6,  71,  125). 
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An  Webstuhldicbte,  wie  sie  Spalte  12  Tab.  7  S.  64  darstellt, 
ragen  bervor  die  Kreise  Borken,  Abaos,  Steinfort,  Tecklenburg  ond 
Warendorf,  also  die  nacb  Holland  nnd  Hannover  zn  gelegenen 
Grenzkreise.  Diese  Erscheinung  findet  ihre  Erklärung  in  der  Tat- 
sache, daß  eben  die  Grenze  befördernd  auf  das  Leinengewerbe  ein- 
irirkte  nnd  besonders  darin,  daß  der  größte  Teil  des  Bodens  jener 
Kreise  zn  dem  für  die  Landwirtschaft  ungeeignetsten  des  ganzen 
Regierungsbezirkes  gehörte. 

Im  Kreise  Tecklenburg,  dessen  Löwend  wenn  auch  gesunkenen, 
so  doch  noch  leidlichen  Absatz  fand,  und  dessen  dichte  Bevölkerung 
bei  dem  unfruchtbaren  Boden  ohne  ausgedehntes  Leinen-Neben- 
gewerbe nicht  hätte  leben  können,  erreichte  die  gewerbliche  Tätig- 
keit ihren  Höhepunkt,  indem  auf  14,7  Einwohner  1  Leinenwebstuhl 
entfiel.  In  den  Kreisen  Beckum,  Münster  und  Recklinghausen  ließen 
außer  der  größeren  Fruchtbarkeit  des  Bodens  noch  andere  Umstände, 
wie  starker  Gamhandel,  Nähe  der  Hauptstadt,  großer  Schiffbau  und 
Olmfillerei  die  Weberei  in  ihrer  relativen  Wichtigkeit  zurücktreten. 
Immer  aber  blieb  sie  auch  hier  noch  so  weit  verbreitet^  daß  man 
die  Leinwandbereitung  neben  dem  Ackerbau  als  den  Haupterwerbs- 
zweig der  ganzen  Bevölkerung  anzusehen  hat 

Aus  der  jedenfalls  auffallenden  und  interessanten  Parallelität 
zwischen  Webstuhl-  und  Bevölkerungsdichte  in  den  Kreisen  ^)  weiter- 
gehende Schlüsse  zu  ziehen,  erscheint  jedoch  höchst  gewagt,  wenn 
auch  ohne  weiteres  zuzugeben  ist,  daß  die  meist  unfruchtbaren 
^  Leinwandkreise  *"  nur  diesem  Gewerbe  ihre  dichte  Bevölkerung  ver- 
dankten. 


1)  Es  betrug 

im  Kreise 

iie  Bevölkerungs- 
dichte 

Webstuhl- 
dichte 

Borken 

55,7 

29«8 

Tecklenburg  .    .    . 

52,9 

14,7 

Warendorf     .    . 

51,8 

22,7 

Ahaus    .... 

50,9 

17,6 

Becklinghaasen  . 

50,2 

68,5 

Steinfort    .    .    . 

46,5 

29,8 

Coesfeld     .    .    . 

45,8 

33,3 

Beckum     .    .    . 

44,5 

93,9 

Lfidinghaasen 

43,8 

44,3 

Monster     .    .    . 

34,2 

57,2 

Biil«r,  Huid-Leiiiirandindnttrie. 
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Der  Schwerpunkt  der  Leinenindostrie  lag  auf  dem  Lande,  wenn 
überhaupt  bei  den  damaligen  unbedeutenden,  vollständig  ländlichen 
Charakter  tragenden  Städten  zwischen  Stadt  und  Land  unterschieden 
werden  kann. 

Es  gingen  1819  Leine weberstfihle 

Tabelle  8. 


Im  Kreise 


In  den  SUdten^ 
Ge-     I     Als 


werbs- 
weise 


Neben- 
besch. 


Zusam- 
men 


Auf  dem  Lande 


Ge- 
werbe- 
weise 


Als 
Neben- 
besch. 


Znsam- 
men 


Ahaus   .  .  . 

Beckum  .  .  . 

Borken  .  .  . 

Coesfeld  .  .  . 

Lüdinghausen  . 

Münster  .  .  . 
Beeklinghausen 

Steinfurt   •  . 

Tecklenburg  . 

Warendorf  .  . 


Begierungsbezirk 


11  : 

138  I 
3  ; 

93 
107 

21 

15 

99 

20 
182 


268 
19 
38 
82 

100 
11 
63 
44 

191 


279 

157 

41 

176 

207 

32 

78 

143 

211 

182 


26 
115 
159 
224 
230 

87 
170 
206 

26 
204 


1669 
54 

1012 
695 
253 
399 
324 
853 

2248 

1047 


1695 

169 

1171 

919 

483 

486 

494 

1059 

2274 

1251 


689 


816  :  1505  i  1447 


8554   10  001 


Auch  die  Webstuhldichte  mußte  auf  dem  Lande  eine  relativ 
größere  sein.  Von  der  Bevölkerung  —  mit  Ausnahme  der  Stadt 
Münster  —  entfielen  79,4 o/o  (absolut:  70337  auf  die  Städte,  271763 
auf  das  Land),  von  den  Webstühlen  hingegen  86,9%  auf  das 
platte  Land. 

Da  die  Schwarz-  und  Schönfärber,  die  Zeugdrucker,  die  Seiler 
und  Reepschläger  als  von  der  Leinwandverfertigung  als  solcher  völlig 
losgelöste  selbständige  Handwerker  außerhalb  des  Rahmens  unserer 
Betrachtung  fallen,  so  interessiert  uns  von  den  Tätigkeiten  zur 
Vervollkommnung  des  Gewebes  nur  die  Bleicherei.  Nur  im  Jahre 
1819  sind  die  Bleichen,  nicht  jedoch  die  Bleicher  gezählt  und  zwar 
jedenfalls  in  einer  Weise,  die  das  Resultat  unbrauchbar  macht  Eine 

1)  Es  sind  dies:  Ahaus,  Gronau,  Stadtlohn.  Vreden  (Er.  Ahaus),  Ahlen, 
Beckum,  Ölde,  Sendenhorst,  Stromberg  (Kr.  Beckum),  Anholt,  Bocholt«  Borken, 
Werth  (Kr.  Borken),  Billerbeck,  Coesfeld,  Dülmen,  Haltern  (Kr.  Coesfeld), 
Drensteinfurt,  Lüdinghausen,  Olfen,  Werne  (Er.  Lüdinghausen),  Telgte,  Wol- 
beck  (Kr.  Münster),  Dorsten,  Recklingbausen  (Kr.  Recklinghausen),  Horstmar, 
Metelen,  Ochtrup,  Rheine,  öteinfurt  (Kr.  Steinfurt),  Bevergern,  Ibbenbüren, 
Lengerich,  Tecklenburg,  Westerkappeln  (Kr.  Tecklenburg),  Freckenhont, 
Harsewinkel,  Sassenberg,  Warendorf  (Kr.  Warendorf). 
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statiBtische  Erfassung  mag  bei  der  Art  und  Weise  des  Bleichens 
zur  damaligen  Zeit  auch  wohl  äußerst  schwierig  gewesen  sein.  Ver- 
mutlich sind  nur  die  „gewerbsmäßigen"  Bleichen  gezählt,  ob  aber 
sämtlich  und  nach  welchem  Prinzipe,  ist  unbekannt.  Im  großen  und 
ganzen  ist  jedoch  auch  die  Kenntnis  der  Zahl  der  Bleichen  für  die 
Untersuchung  des  Leinwandgewerbes  ziemlich  wertlos,  da  die 
Mönsterschen,  namentlich  die  Warendorfer  Bleichen  viel  mit  aus^ 
wärtigen  Zeugen  belegt  wurden  i),  und  andererseits  viel  Leinen  aus 
Münster  auf  ausländische  oder  auswärtige  Bleichen  ging  2),  unge- 
rechnet der  großen  Mengen,  die  ungebleicht  in  Benutzung  kamen. 

Wie  die  Zählungen  der  Bleichen  von  1816  und  1819  in  Einklang 
zu  bringen  sind,  scheint  unerfindlich. 

Man  zählte 


Im  Kreise 


1816') 


Bleichen  Bleicher^) 


1819») 
Leinwand- 
bleichen 


Ahaos  .  . 
Be<dnim  .  .  . 
Borken  .  .  . 
Coesfeld  .  .  . 
Lfidinghaiiaen  . 
Münster-Stadt  . 
Münster-Land  . 
Eecklinghansen 
Steinfart  .  . 
Tecklenbarg  . 
Warendorf  .     . 


101 


196 


35 

83 

13 

46 

4 

8 

3 

3 

23 

45 

5          i 

6 

0            1 

31 

2          1 

S 

T          1 

51 

14 

8 

3 

7 

3 

31 


I 


198 


477 


I 


79 


Fassen  wir  das  Ergebnis  kurz  zusammen.  Zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  ist  wie  in  ganz  Preußen  so  auch  im  Münsterlande 
die  Leinwandindustrie  stark  zurückgegangen  —  nach  Schätzungen 
Ton  Zeitgenossen  um  mehr  als  die  Hälfte  —,  sie  bedeutet  aber,  da 
noch    auf  31  Einwohner  1  Webstuhl   kommt,   immer  noch  einen 


1)  Siehe  onten  IIL  Kap.  No.  2. 

2)  «Yiel  Leinen  wird  yerkanft  das  Stück  zu  5—6  Reichstalem,  und 
nachdem  es  gefärbt,  gegländert,  gesteift,  gew&chst  ist,  kaufen  wir  es  fOr 
10 — 12  Reichstalem  von  den  Ausländem  zurQck."  (MQnstersches  Wochen- 
blatt 1785,  No.  1.)  3)  M.  St.-A.  R.  M.  No.  156.  4)  Siehe  Tabelle  7, 
S.  64,  8p.  13.        5)  D.i.  die  Zahl  derauf  den  Bleichen  beschäftigten  Personen. 
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Nebenerwerbszweig  von  großer  Wichtigkeit  Haaptsitze  der  Pro- 
daktion  der  feinen  Flacbsleinwand  sind  nach  wie  Tor  der  gegen 
Holland  gelegene  Grenzbezirk  (Kreise  Ahaas,  Borken,  Coesfeld  nörd- 
licher Teil,  Steinfort  westlicher  Teil)  and  der  zom  raTenabergiscdien 
Linnengebiet  gehörige  sfidöstliche  Teil  des  Kreises  Warendorf.  Hanf- 
leinwand  (Löwend)  wird  vorzagsweise  hergestellt  im  Kreise  Tecklenborg 
und  den  angrenzenden  Teilen  der  Kreise  Steinfdrt  und  Warendorf. 

Der  Betrieb  hat  sich  gegen  früher  nicht  geändert  Haoptpro- 
duzent  ist  der  Bauer,  der  in  seinen  Mußestanden  Spinner  und  Weber 
ist,  und  der  den  seine  Ware  abnehmden  Kaufleuten  nur  infolge 
etwa  Yon  ihnen  erhaltener  Vorschüsse  nicht  TÖilig  frei  and  onab- 
hängig  gegenübersteht  Die  Anzahl  der  gewerbsmäßig,  d.  h.  von 
Berofswebern  betriebenen  Webstühle  ist  sehr  gering.  Die  Angaben 
der  Statistik  in  dieser  Hinsicht  sind  irreführend. 

Teilweise  hat  die  Weberei  auch  abgenommen  auf  Kosten  der 
Spinnerei 

Das  Löwend  erhält  seine  Weiße  fast  nur  im  Garn  und  zwar 
auf  den  Bleichen  der  Spinner  und  Weber.  Eigentliche  Leinwand* 
bleichen  gibt  es  daher  z.  B.  im  Kreise  Tecklenburg  nicht  Dagegen 
existieren  in  den  Flachsleinwandgegenden  keine  Garn-,  sondern  nur 
Stückbleichen,  da  alles  Flachslinnen  nur  im  Stücke  gebleicht  wird. 
Die  Bleichen  sind  zum  Teil  größere  Betriebe,  da  häufig  die  Kauf- 
leute die  ungebleicht  gekaufte  Ware  auf  eigene  Rechnung  im  großen 
vervollkommnen  lassen. 

Klagen  über  Betrügereien  und  Nachlässigkeit  der  Weber  and  der 
Händler  werden  mehrfach  laut*) 

Der  Verkauf  ans  Ausland  vollzieht  sich  noch  in  denselben 
Formen  wie  im  vorhergehenden  Jahrhundert,  nur  daß  die  Gewerbe- 
freiheit den  Kreis  der  Handeltreibenden  erweitert  hat 2) 

3.  Die  Entwicklung  des  Leinwandgewerbes  in  MünBter 
während  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderte. 

Verhängnisvoll  mußte  die  Wirkung  aller  oben  angeführten 
Momente  auf  die  alte,  blühende  Leinwandindustrie  Prraßens  sein. 


1)  M.  St.-A.  R.  M.  No.  156.  M.  8t-A.  A  N.  Z.  Sp.  i98.  BL  St-A. 
A.  N,  Z.  No    261. 

2|  M.  St-A.  A.  N.  Z.  Sp.  198.  Siebe  auch  oben  S.  37  ff.  Hilimdraiu), 
a  a.  O.  S.  215  ff. 
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Dm  rom  Merkantilismus  mit  vieler  Mühe  zu  glänzender  Höhe  ge- 
brachte Gewerbe  fermochte  dem  starken  Anstürmen  einer  neuen 
Epoche  nicht  zu  widerstehen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  --•  und 
es  wäre  auch  eine  überflüssige  Arbeit  — ,  den  Verlauf  der  Leinen- 
manufaktur in  Preußen-Deutschland  in  ausführlicherem  Bilde  dar- 
natellen.O  Nur  dann  mag  im  folgenden  unser  Blick  über  die 
Orenzen  Mfinatera  hinausschweifen,  wenn  Maßnahmen  und  Zustände 
der  AUgemeinhrit  das  münsterländische  Gewerbe  besonders  berühren 
oder  wenn  im  Vergleich  mit  dem  größeren  Ganzen  die  Verhältnisse 
des  Teiles  Münster  klarer  und  deuüicher  in  die  Erscheinung  treten. 

Verkehrt  ist  es  jedoch,  den  BQckgang  im  neuen  Jahrhundert 
als  einen  plötilichen  anzusehen,  so  etwa,  daß  Spinnräder  und  Web- 
stühle wie  über  Nadit  verschwanden  und  weite  Kreise  in  Not  und 
Elend  zurückließen.  In  jahrzehntelangem  Kampfe  zuckte  mehr  denn 
einmal  noch  ein  hoffhungsvoUes  Licht  empor.  Nach  den  Gtewerbe- 
tabellen  nahm  die  Zahl  der  Webstühle  in  Preußen  sogar  bis  in  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  hinein  stetig  zu. 

Es  wurden  in  Preußen  Leinenwebstühle  gezählt'^): 


Oewerbs. 

Als  Nebenb. 

Zusammei 

1819  .  .  . 

.  34  794 

141  458 

176  252 

1822  .  .  . 

.  33  169 

186  611 

219  780 

1825  .  .  . 

.  38  380 

196  075 

234  455 

1828  .  .  . 

.  38  867 

207  869 

246  736 

1831  .  .  . 

.  35  668 

216  780 

252  448 

1834  .  .  . 

.  36  879 

220  343 

257  222 

1837  .  .  . 

.  35  877 

246  294 

282  171 

1840  .  . 

.  37  971 

254  441 

292  412 

1843  .  .  . 

.  34  451 

276  071 

310  522 

1846  .  .  . 

45  029 

278  122 

323  151 

1)  Vergl.  daraber  n.  a.  Schmollsb,  Kleingewerbe;  derselbe,  Entwicklang 
und  Krisii  der  deoUcben  Weberei  im  19.  Jahrhundert;  Zimmermann,  a.  a.  0.; 
T.  ViKBASN,  a.  a.  0.;  Hildbbrand,  a.  a.  0. 

2)  Die  nicht  in  amtlichen  Publikationen,  sondern  in  Privatarbeiten  zer- 
streoten  Zslilen  sind  entnommen :  Sohmollxr,  Kleingewerbe  a.  a.  0. ;  Dibtbeioi, 
Yolkiwohlstand  im  Preuß.  Staate;  derselbe,  die  Statistischen  Tabellen  des 
FnußiseheB  Staates  naek  der  amtlichen  Aufnahme  des  Jahres  1843.  Berlin 
1845.  HomiAini,  die  BevAlkerong  des  preuß.  Staates  nach  den  Ergebnissen 
der  amtlichen  Aufnahme  des  Jahres  1837.  Berlin  1839.  Fbrbbk,  Beiträge 
cur  Kenotnii  des  Zostandes  der  preuß.  Monarchie.   Oewerbetabellon  für  1846. 
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Ganz  die  gleiche  Erscheinang  spiegelt  sich  in  den  Münsterscben 
Spezialtabellen  wieder.  Gleich  ist  der  Entwicklangsgang  bei  beiden 
jedoch  nur  im  Ausgange,  im  Erliegen  des  Gewerbes.  Verschieden, 
völlig  verschieden  hingegen  ist  er  in  Münster  von  denen  der  anderen 
Gegenden  in  bezag  anf  den  Weg,  den  er  nahm. 

Das  mag  gleich  am  Anfange  mit  aller  Schärfe  betont  werden, 
daß  die  Leinwandindustrie  im  19.  Jahrhundert  in  Münster  einen 
ganz  anderen  Verlauf  genommen  hat  wie  in  Schlesien  und  Bavens- 
berg.  Hier  bestanden  ganze  Spinnerkolonien,  die  in  ihrem  Erwerbe 
ausschließlich  auf  Spinnen  angewiesen  waren,  im  Münsterlande  fehlte 
es  daran  gänzlich,  i)  Die  hier  als  Berufsspinner  bezeichneten  Per- 
sonen, wahrscheinlich  kaum  100  im  ganzen  Bezirke,  waren  alte,  für 
anstrengendere  Arbeiten  zu  schwache  Leute  und  Witwen,  die  durch 
leichte  Spinnarbeit  ein  armseliges  Leben  fristeten.  Sanken  in 
Schlesien,  Bavensberg,  teilweise  auch  in  Sachsen  mit  den  Garnpreisen 
die  Spinnerlöhne,  so  war  Hunger  und  Not  unausbleiblich  und  die 
Ursache  für  entsetzliche  Bevolten  gegeben.  Stockte  der  Gamabsatz 
im  Münsterlande,  so  verringerte  sich  nur  der  durch  Spinnen  erzielte 
Zuschuß  zum  Einkommen,  die  Hauptquelle,  die  Landwirtschaft,  blieb. 
Der  ausfallende  Zuschuß  war  zu  ertragen  oder  anderweitig  zu  er- 
setzen. Ebenso  war  es  mit  der  Weberei.  Unfähig  zu  anstrengenderer 
Arbeit  und  ohne  Aussicht  auf  anderweitigen  Erwerb  erlagen  die 
Berufsweber  im  schlesischen  Gebirge  zahlreich  dem  Hungertyphus; 
nur  durch  äußerste  Anstrengung  und  bereitwillige  Staatsunterstützung 
vermochte  dank  ihrer  besonders  feinen  Gewebe  die  Bavensberger 
Leineweberei  sich  nach  trüben  Übergangszeiten  zur  modernen  Li- 
dustrie  zu  entwickeln;  diese  Entwicklung  war  für  sie  eine  Not- 
wendigkeit.'^) Der  Münstersche  Bauer  trat  einfach  von  der  Weberei 
für  den  Absatz  zurück.  Der  intensivere  Landwirtschaftsbetrieb 
machte  sich  im  Mehrertrage  glänzend  für  den  verschwundenen 
Leinenverkauf  bezahlt. 

Schließlich   konnte  der  Landwirt  auch   bei   stark   gedrückten 


1)  Ziffernm&ßige  Angaben  stammen  erst  aus  der  Mitte  des  Jahrhunderts. 
Siehe  Tabelle  11  S.  143. 

2)  Über  die  Schlesische  lodustrie  siehe:  Zimmermasr,  a.  a.  0 ,  sowie 
Y.  MiNCTOLi,  die  Lage  der  Weber  und  Spinner  im  Schlesischen  Qebirge  und 
die  Maßregeln  der  preußischen  Staatsregierung  zur  Verbesserung  ihrer  Lage. 
Berlin  1851.    Über  Ravensberg:  PotthofVi  a.  a.  0.;  Rbbsb,  a.  a.  0. 


Der  Rttekgang  der  Leinenindastrie  im  MQnsterlande  etc.  71 

Preisen  noch  spinnen  and  weben,  da  ja  bei  Arbeit  in  den  Muße- 
stunden ein  geringes  Entgelt  noch  gater  Lohn  war. 

Damit  soll  natürlich  nicht  geleugnet  werden,  daß  namentlich  in 
den  Zeiten  des  Überganges  der  gesunkene  Garn-  und  Leinwand- 
absatz den  armen  Tagelöhnern  und  Heuerlingen  auch  in  Münster 
recht  empfindlich  wurde.  ^) 

Zu  diesem,  wenn  man  so  sagen  darf,  subjektiven  Momente  trat 
ein  anderes,  objektives,  der  Unterschied  zwischen  der  westfälischen 
und  der  schlesischen  Leinwand.  Jene  diente  ganz  anderen  Zwecken 
als  die  schlesische  und  sächsische.  Sie  deckte,  begünstigt  durch 
schonen  Flachs,  geübte  Spinner  und  Weber,  aufgemuntert  und  er- 
halten durch  bessere  Preise,  mit  ihren  mittelfeinen  und  feinen  Waren 
den  Bedarf  der  wohlhabenden  Klassen. 2)  In  den  vierziger  Jahren 
rechnete  man  vom  Bielefelder  Eiportleinen  durchschnittlich  10  Stück 
auf  den  Zentner;  da  der  Durchschnittspreis  eines  Stückes  20  Rtlr. 
war,  betrug  der  Wert  eines  Zentners  ....*..  200  Btlr. 

Vom  schlesischen  Leinen  war  der  Zentner  ....    70 — 80  Rtlr. 

und  vom  rohen  Weserlinnen 40 — 50  Rtlr. 

wert 

Das  Warendorfer  und  Borkener  Linnen  aber  stand  dem  Biele- 
felder mindestens  gleich.  Auf  dem  Leinwandmarkt  zu  Borken  war 
beispielsweise  1843  der  Dorchschnittspreis  für  ein  Stück  von  61  Ber- 
liner Ellen  Länge  und  ^'a  Ellen  Breite  13—40  Reichstaler.  3) 

Diese  feinen  Sorten  waren  viel  weniger  bedroht  wie  etwa  die 
schlesischen  und  sächsischen,  die  eine  Ware  darstellten,  wie  sie  in 
jedem  Hause  täglich  gebraucht  wurde,  und  die  bei  den  mäßigen 
Preisen  nicht  in  der  verlangten  Güte  hätte  beschafft  werden  können 
ohne  starke  Zuhilfenahme  des  Maschinengarnes. ^)  Die  besseren 
Leinen  und  Damaste  hatten  auch  von  der  Baumwolle  wenig  zu 
fürchten. 

Die  Hanfleinwand  aber  ging  ihren  eigenen  Weg.  Alles  für  den 
Flachs  so  verhängnisvolle  war  für  den  Hanf  viel  weniger  wirksam. 


1)  über  deren  vermehrte  Beschäftigung  bei  der  Urbarmachung  der 
geteUten  Gemeinheiten,  bei  der  Landwirtschaft  überhaupt,  bei  Wegebauten 
usw.  ist  schon  gehandelt 

2)  Berliner  Aosstellungsbericht  I,  S.  4  t  4. 

3)  Berliner  Aussteliungsbericht  I,  S.  436. 

4)  Berliner  Ausstellungsbericht  I,  S.  422. 
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ja,  der  steigende  Import  der  Baumwolle,  der  dem  Flachs  zum  Ver- 
derben gereichte,  brachte  den  Hanf  zn  neuem  Leben  und  neuer 
Blüte.«) 

Eine  völlig  gesonderte  Behandlung  des  Entwicklungsganges  der 
Flachs-  und  der  Hanfleinwand  wird  durch  die  Statistik,  die  zwischen 
Hanf  und  Flachs  nicht  unterscheidet,  erschwert 

Nach  allen  bisher  gemachten  Ausführungen  liegt  der  Gtodanke 
nahe,  daß  die  Weiterentwicklung  des  Münsterschen  Linnengewerbes, 
weit  entfernt,  wie  in  Schlesien  ein  trauriges  Kapitel  in  der  Gtesehichte 
des  Landes  darzustellen,  eher  eine  von  den  Bewohnern  selbst  ge* 
wünschte,  ja  erfreuliche  Erscheinung  gewesen  sei.  und  dem  w&re 
in  der  Tat  so,  hätte  es  nicht  jene  Übergangszeiten  gegeben,  in  denen 
namentlich  die  ärmeren  Klassen  sich  der  Unverkäuflichkeit  ihrer 
Ware  gegenüber  sahen,  und  die  yielfach  schwache  Existenzen  zu 
armen  Orts  heranterdrückten.  Denn  wenngleich  der  dauernde  Friede 
bald  auch  wieder  konsolidierend  und  anziehend  auf  den  Leinwand- 
absatz einwirkte,  die  alte  Blüte  konnte  nicht  wieder  erreicht  werden. 
Die  große  Teilnahmslosigkeit,  mit  der  die  Bevölkerung  allen  staat- 
lichen Bestrebungen  zur  Wiederauf  helfung  des  Gewerbes  begegnete, 
beweist  jedoch,  daß  es  sich  um  einen  wirklichen  Notstand  im  Lande 
nirgends  gehandelt  hat,  und  daß  auch  die  ärmere  Bevölkerung  die 
kritischen  Zeiten  bald  überwand.^) 

Die  durch  die  preußischen  Gesetze  vom  26.  Mai  lSi8^)  und 
25.  Oktober  1821^)  erfolgte  Aufhebung  der  Binnenzölle  und  inneren 
Verbrauchssteuern  und  die  Verlegung  der  Zollschranken  an  die 
Grenze  hatte  im  allgemeinen  für  das  Münsterland  keine  besondere 
Bedeutung.  Eines  Erziehungs-  oder  Schutzzolles  bedurfte  seine 
Leinwandeiportindustrie  nicht,  die  sich  nur  durch  ausländischen 
Absatz  zu  erhalten  vermochte,  und  die  Möglichkeit,  fortan  unbean- 
standet im  ganzen  Staate  absetzen  zu  können,  war  bei  den  schlechten 
Kommunikationsmitteln  und  der  gewaltigen  Konkurrenz  im  Lilande 
ziemlich  wertlos.  Außerdem  waren  die  Zollsätze  derart  niedrig,  daß 
von  einem  Schutzzoll  keine  Rede  sein  konnte.  Der  Einfuhrzoll  für 
den  Zentner  betrug:  bei  Flachs,  Werg,  Hanf,  Hede  5  Sgr;  bei 
Leinengarn,  gebleicht  nnd  geerbt  1  Rtlr;  bei  Packleinen  und  Segel- 

1)  Näheres  darüber  siehe  unten  II.  Kap.  No.  3  b. 

2)  Siehe  darüber  Kap.  111,  No.  1;  2;  3.        3)  Ge8.-äaDiiiilaDg  8.  65. 
4)  Ges. -Sammlung  S.  165. 
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toeh  5  Sgr;  bei  ungebleichter  Leinwand  2  Btlr;  bei  gebleichter, 
gefirbter  und  gedruckter  Leinwand,  bei  Zwillich,  Drillich,  Tischzeug, 
Bindern,  Battist  usw.  10  Rtlr.  Die  Einfuhr  rohen  Games  war  frei 
An  Ausfuhrzoll  bezahlte  der  Zentner:  Flachs,  Werg,  Han(  Hede 
10  Sgr;  rohes  Oam  15  Sgr. 

\^chtiger  war  die  Bestimmung,  daß  ungebleichtes  Leinen  auf 
der  Orenze  Ton  Leobschütz  bis  Reichenbach  in  Schlesien  nach  den 
sehlesiflchen  Bleichereien  und  Märkten,  sowie  an  der  Grenze  der 
ftorinz  Westftden  nach  den  Bleichereien  in  den  westlichen  ProTinzen 
toUbm  eingehen  durfte.  Diese  Klausel  kam  ganz  besonders  den 
stark  mit  ausländischen  Waren  belegten  müusterschen  Bleichen  zu- 
statten, die  denn  auch  sichtlich  emporblühten. 

Zugleich  aber  verzerrt  diese  Erscheinung  das  schon  an  sich 
ungenaue  Bild  der  Statistik  über  Ein-  und  Ausfuhr  so,  daß  seine 
Verwertung  ausgeschlossen  ist.  Genau  erfaßt  wurden  nur  zollpflichtige 
Waren.  Soweit  Ein-  oder  Ausfuhr  zollfrei  waren,  fehlte  es  an 
Literesse  und  an  der  Möglichkeit,  genauere  statistische  Erhebungen 
zu  machen.  Die  Angaben  über  die  Ausfuhr  sind  daher  durchweg 
als  zu  niedrig  anzusehen.  Die  bedeutende  Mehreinfuhr  an  roher 
Leinwand  besagt  nichts  weiter,  als  daß  die  einheimischen  Bleichereien 
sich  im  Auslande  großer  Beliebtheit  erfreuten  und  aus  dem  aktiven 
zollfreien  Veredelungsverkehre  —  das  Wort  allerdings  nur  im  be- 
dingten Sinne  gebraucht  —  beträchtlichen  Nutzen  zogen.  Auf  die 
Leinenindustrie  des  Lilandes  gestatten  die  Zahlen  ebensowenig  einen 
Schluß,  wie  etwa  die  einer  stärkeren  Ausfuhr  gebleichten  Linnens. 
So  ist  es  denn  wohl  verständlich,  wenn  bei  unserer  Untersuchung 
die  Handelsstatistik  nur  äußerst  selten  und  mit  großer  Vorsicht 
herangezogen  worden  istO 

Daß  die  Benutzung  der  anderen  Zahlenquelle,  der  Gewerbe- 
tabellen, auch  nicht  ohne  eine  gewisse  reservatio  mentalis  möglich 
ist,  ist  bereits  erwähnt  Daß  sie  aber  in  ihrer  Spezialisierung  auf 
das  Münsterland  sowie  in  bezug  auf  die  Relativität  ihrer  Angaben 
wohl  brauchbar  sind,  ist  auch  betont 


1)  Die  Angaben  seit  1S24  sind  enthalten  in:  Fbbbbr,  a.  a.  0.  Derselbe, 
Neue  Beitrige  usw.  Darntici,  Statistische  Übersicht  der  wichtigsten  Gegen- 
stände des  Verliehrs  und  Yerbrauchs  im  Preußischen  Staate  und  im  deatschen 
ZollTerbande.  Berlin  1838.  Derselbe,  Fortsetzung  I— V  dazu.  BerUn  1842 
\Ab  1857.    Derselbe,  der  VoUcs Wohlstand  im  Preußischen  Staate. 
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Welches  Bild  gewähren  uns  denn  diese  Gewerbetabellen? 
Wollten  wir  unser  Urteil  allein  auf  sie  gründen,  so  wäre  es  bald 
dahin  gefaßt:  in  steter,  erfreulicher  Fortentwicklung  gelangt  das 
Leinengewerbe  im  Münsterlande  zu  immer  größerer  Blüte. 

Gewerbsmäßige  wie  als  Nebenbeschäftigung  laufende  Webstühle 
nehmen  zu,  schneller  noch  wie  die  Bevölkerung.   (Siehe  Tab.  9.; 

Von  1819—1831  stieg  die  Bevölkerung  von  357539  auf  390629  *), 
also  um  9,2  o/o,  die  Zahl  der  Webstühle  hingegen  um  17,3<^/o.  Das 
Bild  hat  sich  gegen  1819  kaum  verändert,  in  fast  allen  Kreisen  ist 
die  Webstuhldichte  eine  größere  geworden.    Sie  betrug  im  Kreise: 

1819  1831 

Ahaus 17,6  16,9 

Beckum 93,9  71,5 

Borken 29,8  31,4 

Coesfeld 33,3  28,2 

Lüdinghausen 44,3  43,6 

Münster-Land  .......  57,2  50,3 

Recklinghausen 68,5  63,7 

Steinfurt 29,8  23,4 

Tecklenburg 14,7  15,2 

Warendorf 22,7 20,5 

Reg.-Bezirk  (ohne  Münster-Stadt)     29,7  27,7 

Die  steigende  Webstuhldichte  bei  relativ  größerer  Webstuhl-  als 
Bevölkerungszunahme  beweist  auch,  daß  die  Leinwandkreise  eine 
besonders  starke  Zunahme  und  nicht  einen  Rückgang  der  Bevölke- 
rung zu  verzeichnen  haben,  wie  die  Statistik  auch  bestätigt. 

Wie  durchaus  überwiegend  der  Alleinbetrieb  war,  d.  h.  die 
Familie  einen  Webstuhl  besaß,  zeigt  eine  auf  Grund  finanzministe- 
rieller Verfügung?:  im  Jahre  1827  angestellte  Erhebung.^) 

Daß  diese  gegenüber  der  vorhergehenden  Gewerbezählung  von 
1825  ein  auffallendes  Mehr  an  Stühlen  nachweist,  darf  uns  nach 
allem  vorher  Gesagten   nicht  wundernehmen.*)    Viele   früher  der 

1)  Hoffmann,  Neueste  Übersicht  der  Bodenflftche,  der  Bevülkeroog  und 
des  Viehstandes  der  einzelnen  Kreise  des  preuß.  Staates.    Berlin  1S33,  S.  74. 

2)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  166.    Auch  für  das  Folgende. 

3)  £s  handelte  sich  um  eine  zum  Zwecke  der  Besteuerung  zu  machende 
Aufnahme  der  Anzahl  der  Leineweber  und  der  von  ihnen  gewerbsmäßig 
betriebenen  Stuhle.  Wie  wenig  das  geschehen  ist,  zeigen  die  Zahlen  der 
Tabelle  10,  S.  76,  wie  auch  die  Bemerkungen  der  Landr&te. 
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Erfassung  entzogenen  Stfible  wurden  gezählt  0;  andererseits  fehlen 
allerdings  auch  manche  der  in  den  Gewerbetabellen  verzeichneten.^ 
Den  Unstimmigkeiten  genauer  aof  len  Qmnd  zu  gehen,  ist  ein 
zweck-  und  aussichtsloses  Bemühen.  Fär  unsere  spatere  Unter- 
suchung ist  besonders  die  aus  dieser  Erhebung  resultierende  Er- 
kenntnis wichtig,  daß  die  Zahlen  der  Oewerbetabellen  regelm&Big 
viel  zu  niedrig  sind. 

Tabelle  10. 


Kreis 


Zahl  der 
Leine- 
weber 


Zahl  der 
von  ihnen 
betrieben. 
Webstöhle 


Es  haben 

2  Stühle 

u.  weniger 

4 


Es  haben 
mehr  wie 
2  Stühle 


Von  d«i  Sp.  6  Angegebea. 
bedien«!  sieh  der 


Gehilfen 
6 


Familien- 
mitglieder 

7 


Ahaus 

Beckum  .  .  .  .  , 

Borken 

Coesfeld .  .  .  .  , 
Lüdinghausen.  . 
MÜDster-Stadt 
Münster-Land. 
Becklinghausen 
Steinfurt    ... 
Tecklenburg.  . 
Warendorf    .  . 


2372 

818 

1737 

1716 

660 

9 

730 

603 

1756 

2706 

404 


2468 

2369 

3 

2 

468 

814 

4 

^ 

1875 

1734 

3 

1914 

1716 

— 

— 

832 

659 

1 

24 

7 

2 

852 

725 

5 

798 

599 

4 

' 

2162 

1752 

4 

2804 

2705 

1 

1 

529 

403 

1 

— - 

1 

2 


4 
3 

4 


Beg.-Beidrk.  .  . 


13011 


14726 


12983 


28 


13 


15 


Von  einem  größeren  Betriebe  kann  mithin  auch  bei  etwaiger 
gewerbsmäßiger  Weberei  nicht  die  Rede  sein.  Bei  14  726  Stühlen 
und  13011  Webern  entfallen  auf  den  einzelnen  Weber  im  Durch- 
schnitt 1,1  Stühle.    Betriebe   mit  mehr  als  2  Stühlen  und   noch 

1)  Der  Landrat  des  Kr.  Ahaus:  „Die  Abweichung  gegen  1825,  wo  1824 
'Weberstühle  fOr  Leinen  nachgewiesen  waren,  ^wird  daher  kommen,  weil  da- 
mals die  Besitzer  die  Stühle  nicht  alle  deklariert  haben,  weil  ne  eine  Abgabe 
vermuteten."*     Als  wenn  es  jetzt  anders  wärel 

2)  Der  Landrat  des  Kr.  Warendorf  verzeichnet  für  die  Gemeinde  Lienen 
keinen  Webstuhl  und  fügt  hinzu:  ^Eigentliche  Weber  sind  zu  Lienen  nicht 
vorhanden,  es  wird  aber  dort  von  den  Kingesessenen  auf  etwa  550  Webe- 
stühlen das  sogenannte  Löwendlinnen  (Hausleinen)  zum  eigenen  Gebrauche 
und  auch  zum  Verkaufe  angefertigt  Diese  Weberei  wird  jedoch  nur  als 
Nebengeschäft  durch  das  Gesinde  betrieben,  wenn  solches  mit  der  Landwirt- 
schaft nicht  beschäftigt  werden  kann.  Diese  Art  Weberei  findet  in  vielen 
Gemeinden  des  hiesigen  Kreises,  besonders  auf  dem  Lande  statt* 
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nai  j&ehr  Qehfilfenbetriebe  sind  geradezu  verschwindend.  Da  nun 
oiob  §  13  des  Qewerbesteaergesetees  ?om  30.  Mai  1820  ^)  die  Weberei 
aod  Wirkerei  steuerfrei  blieb,  sofern  sie  als  Nebenbeschäftigung 
neben  anderen  Gewerben  oder  auf  nicht  mehr  als  2  Stühlen  betrieben 
forde,  so  konnte  der  Gewerbesteuerbetrag  der  Weber  im  Bezirke 
nur  gering  sein.^)  Im  Jahre  1827  waren  zur  Gewerbesteuer  9  Leine- 
weber mit  einem^Gesamtbetrage  von  36  Talern  herangezogen.  Es  ist 
daher  auch  ausgeschlossen,  die  Gewerbesteuer  bei  der  Untersuchung 
der  Weberei  heranzuziehen. 

Die  Zunahme  der  Webstühle  dauerte  bis  in  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts fort 

Es  wurden  nachgewiesen: 


Im  Jahre 

1S19 
1822 
1825 
1828 
1831 
1834 
1837 
1840 
1843 
1846 


Zusammen 

Gtowerbswdse     Als  Nebenbeschäfkigung 
laufende 

11  523 

2153 

9  370 

11  960 

1998 

9  962 

12  388 

2007 

10  381 

13  408 

2990 

10  418 

13  468 

2427 

11  041 

14  042 

2811 

11  231 

15  295 

3226 

12  069 

13  223 

2905 

10  318 

12  lb4 

2390 

9  794 

15  029 

3221 

11  808 

Bedeutet  die  zunehmende  statistische  Zahl  der  Webstühle  nun 
dne  gleiche  Blüte  des  Gewerbes?  Daß  dies  keineswegs  der  Fall  zu 
sein  braucht,  sei  in  einigen  Worten  ausgeführt.  Auf  die  Mangel- 
kaftigkeit  der  statistischen  Aufnahme  und  der  Methode,  die  nament- 
lidi  darin  besteht,  daß  nur  die  Webstühle  und  zwar  die  ^gehenden^ 
—  was  das  eigentlich  für  die  Statistik  besagen  soll,  ist  schwer  yer- 
atindHch  —  gezählt  sind,  und  daß  der  in  seiner  praktischen 
Anwendang  durch  nichts  begründete  Unterschied  zwischen  gewerbs- 


1)  6eB.-SuiiiBhuig  S.  619, 

2)  Aach  all  Nebenbeschäftigung  konnten  größere  und  vollkommenere 
Betriebe  vorkommen.  So  verfertigte  z.  B.  im  Kirchspiel  Lengerich  (Kr.  Tecklen- 
iMVg)  jemaad  auf  drei  Stühkn  aofier  Leinwand  auch  Damaat  und  auf  Bestell ong 
nach  allen  Mostoni  Tischgedecke.  £r  war  Ackerwirt  und  betrieb  die  Weberei 
nur  nebenbei  mit  HOlfe  seiner  Kinder. 
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mäßig  and  als  NebeDbeschäiligung  gehenden  Stühlen  als  einzige 
Spezialisierung  gemacht  ist,  soll  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

Der  Einwand,  die  viel  zn  niedrigen  Zahlen  müßten  bei  wieder- 
holten Zählungen  zuverlässiger  und  genauer  und  damit  von  selbst 
höher  werden,  ist  angesichts  der  starken  Schwankungen  in  den 
Tabellen,  sowie  der  Tatsache,  daß  1827:  14726,  1828  hingegen 
nur  13  408  Stühle  gezählt  wurden,  wenig  stichhaltig  und  er- 
schöpfend. 

Die  Webstühle  konnten  zunehmen  und  dennoch  das 
Gewerbe  seine  frühere  Bedeutung  verlieren. 

Der  Bauer  arbeitete  nicht  allein  für  den  Export^  sondern  auch 
für  sich.  Die  Produktion  für  den  Markt  war  überhaupt  nur  Über- 
schußproduktion über  den  eigenen  Bedarf  hinaus.  Die  bei  günstigen 
Zeiten  und  Umständen  vermehrte  Tätigkeit  für  den  Markt  schränkte 
sich  bei  weniger  geeigneten  Verhältnissen  ein.  Die  Deckung  des 
Hausbedarfs  dagegen  blieb  und  damit  der  Webstuhl.  Auch  bei 
Absatzproduktion  besaß  der  Bauer  meistens  nur  einen  Stuhl.  Ja, 
mancher,  dem  die  veränderten  Verhältnisse  in  der  Landwirtschaft 
ein  eigenes  Besitztum  oder  die  vermehrte  Arbeitsgelegenheit  die 
Möglichkeit  zur  Gründung  einer  Familie  verschaffte,  erblickte  in  dem 
Webstuhl  ein  bequemes  und  notwendiges  Hausgerät  zur  Befriedigung 
seines  Kleidungsbedürfnisses.  Bei  der  zunehmenden  Hauptberufs- 
beschäftigung blieb  es  immer  fraglich,  ob  die  Produktion  die  Deckung 
des  Hausbedarfs  weit  überstieg,  ob  wie  ehedem  zu  bestimmter  Zeit 
ein  gewisses  Quantum  Leinen  geliefert  werden  konnte,  um  so  mehr, 
als  der  gesunkene  Leinwandpreis  wenig  anregend  wirkte. 

In  den  Städten  hingegen  suchte  die  große  Schar  der  Arbeiter 
und  kleinen  Handwerker  ihre  schwache  Existenz  durch  nebenerwerb- 
liches Weben  zu  befestigen,  sei  es,  daß  sie  jetzt  Zeit  fanden,  ihren 
eigenen  Bedarf  zu  befriedigen,  sei  es,  daß  sie  als  Lohnweber  f&r 
ihre  Mitbürger  tätig  wurden.  Der  größte  Teil  der  Zunahme  aller 
Webstühle  von  1819 — 1831^)  entfallt  auf  diese  Kategorie. 

Die  Verteilung  der  Leineweberstühle  war  folgende: 


1)  Von  1831  bis  1846  sind  die  entsprechenden  Zahlen  leider  nicht  be- 
kannt. Die  hier  angeführten  sind  zusammengestellt  nach  M.  St-A.  A.  N.  Z. 
8p.  179. 
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In 

den  Städten 

Anf  dem  Lande 

GewerbBw, 

Nebenb. 

Zos. 

Gewerbsw. 

Nebenb. 

Zus. 

1819    . 

.     .     706 

816 

1522 

1395 

8554 

9  949 

1822    . 

.     .     669 

971 

1640 

1329 

8991 

10  320 

1825    . 

.     .     657 

2595 

3252 

1350 

7786 

9  136 

1828    . 

.     .     889 

2352 

3241 

2101 

8066 

10  167 

1831     . 

.     .     640 

2358 

2998 

1777 

8683 

10  460 

Ffir  den  auswärtigen  Absatz  haben  die  stadtischen  Nebenberufs- 
weber schwerlich  gearbeitet') 

Schließlich  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  zahlreiche  Weber  sich 
beim  Buckgange  des  Leinwandabsatzes  auch  auf  die  Verarbeitung 
anderer  Stoffe,  namentlich  der  Baumwolle,  legten  und  je  nachdem 
Flachs-  oder  Baumwollgarn  verwebten,  während  ihre  Stühle  sicherlich 
häufig  der  Leinwand  zugeschrieben  wurden.*^) 

Aus  alledem  erhellt  deutlich,  wie  gefährlich  es  ist,  eine  Statistik 
ohne  Berücksichtigung  der  tausend  Fäden,  die  jede  ihrer  Zahlen 
mit  den  verschiedensten  Verhältnissen  und  Umständen  verknüpfen, 
zu  betrachten«  Nur  dann  können  die  statistischen  Erhebungen  ein 
volles  und  lebenswahres  Bild  ergeben,  wenn  sie  als  Kinder  ihrer 
Zeit  und  der  obwaltenden  Verhältnisse  in  Verbindung  mit  diesen 
hingenommen  werden.  Andernfalls  können  nur  zu  leicht  aus  den 
rein  objektiven  Zusammenstellungen  die  verschiedensten  subjektiven 
Schlüsse  gezogen  werden. 

So  erhalten  auch  die  Zahlen  der  Gewerbetabellen  für  Münster 
bei  Berücksichtigung  der  Begleitumstände  eine  ihrem  Aussehen  ganz 
entgegengesetzte  Deutung. 

Der  Wert  der  statistischen  Angaben  wird  dazu  wesentlich  be- 
einträchtigt durch  das  bereits  erwähnte  Fehlen  einer  Unterscheidung 
zwischen  Flachs  und  Hanf.  Da  diese  Unterscheidung  jedoch  von 
grundlegender  Wichtigkeit  ist,  so  soll  im  folgenden  der  Entwicklungs- 
gang der  Flachs-  und  der  der  Hanfleinwand  gesondert  behandelt 
werden. 


I)  Wie  anbedeatend  die  st&dtiBche  Berufsweberei  gewesen  ist  ergiebt 
lieh  daraoB,  daß  nach  der  Erhebung  vom  Jahre  1827  (S.  76)  selbst  in  der 
Hauptstadt  Münster  Ton  zusammen  neun  Leinewebern  mit  24  Stühlen  nur  zwei 
Ober  zwei  Stühle  im  Betrieb  hatten  und  zwar  die  Zuchthausfabrik  zehn  und  ein 
gewisser  Henk  haus  drei  Stühle.  Die  übrigen  sieben  Weber  hatten  also  ins- 
gesamt nur  elf  Stühle  in  Betrieb,  werden  große  Exportweber  mithin  nicht 
gewesen  sein.        2)  Näheres  siehe  unten  S.  81. 
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a)  Flachsleinwand. 

Solange  der  Hauptprodozent  der  Leinwand,  der  Baaer,  nur 
Erzeugnisse  eigener  Vorarbeit  weiter  verarbeitete,  trat  in  bezog  auf 
Anbau  des  Flachses  und  Zubereitung  der  Gespinstfaser  keine  wesent- 
liche Änderung  ein.  Sie  hielten  sich  in  ihrer  Ausdehnung  parallel 
mit  der  Leinenindustrie  äberhaupi  Das  Spinnen  für  den  Verkauf 
blieb  hauptsachlich  Nebenarbeit  der  ärmeren  Klassen.  Berufsspinner 
gab  es  kaum.  Auch  die  Technik  blieb  die  gleiche.  Mechanische 
Flachsspinnereien  waren  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  Jahrhunderts 
im  Mfinsterlande  unbekannt,  die  im  Jahre  1840  erwähnte  Anstalt 
mit  70  Spindeln  0  verschwand  bald  wieder  aus  der  Statistik.  In 
ganz  Preußen  zählte  man  1846  erst  10  Maschinenspinnanstalten  mit 
37576  Spindeln.'^)  Da  die  mechanische  Herstellung  der  feineren 
Nummern  anfangs  nicht  gelingen  wollte,  so  behielten  die  Handgarne 
in  den  besseren  Sorten  zunächst  hinlänglichen  Absatz,  vornehmlich 
ins  Bergische  (Elberfeld  und  Barmen).^)  Der  Verkauf  des  Qames 
stieg,  oft  auf  Kosten  der  Weberei,  deren  Erzeugnisse  bei  gesunkenen 
Preisen  die  Arbeit  weniger  lohnend  machten.  Zu  den  Borkener 
Leinen  wurde  noch  in  den  vierziger  Jahren  Handgam  zur  Kette 
wie  zum  Einschlag  verwendet.^) 

Mit  der  Entwicklung  und  Vervollkommnung  der  Spinnmaschinen 
verdrängte  jedoch  auch  bei  den  feineren  Geweben  das  mechanische 
das  Handgespinst.  Besonders  die  stärkeren  und  gleichmäßigeren 
Kettengarne  wurden  von  der  Spindel  geliefert  Der  lebhafte  Export 
auch  der  braunschweigischen  und  hannoverschen  Game  ins  Bergische 
und  ins  Rheinland  vermehrte  die  Konkurrenz.*^)  Mit  der  zunehmenden 
Verwendung  des  Maschinengespinstes  durch  die  inländischen  Weber 
drohte  auch  im  Inlande  der  Absatz  aufzuhören.  Der  Arbeitslohn 
des  Spinners  sank.  Hildebrand  ^)  nimmt  an,  ein  guter  Kettengam- 
spinner  mache  aus  1  Taler  Flachs  etwas  mehr  als  2  Taler  an  Garn 
und  brauche  hierzu  15  Tage.  Schätze  man  den  Arbeitslohn  auf 
35  Silbergroschen,  so  entfalle  auf  den  Tag  2  Sgr.  3  Pfg.  Ein  Ein- 
schlagspinner,  der  seinen  Flachs  weniger  rein  zn  machen  braucht, 


f)  DiBTEsici,  Statisdscbe  Übersicht,  2.  Forts,  a.  a.  0.  8.  613. 

2)  GewerbetabeUen  f.  d.  J.  1846.        S)  M.  6t- A.    A.  N.  Z.   0.  P.  No.  260. 

4)  Berliner  AoBstellirngsberieht  I,  S.  436. 

5)  M.  St -A.    A.  N.  Z.    Sp.  198.    M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  260 
und  No.  261.        G)  a.  a.  0.  Bd.  13,  8.  243. 
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bringe  es  zq  2  Sgr.  5  Pfg.  täglich.  Der  Werggarnspinner  erziele 
für  den  Tag  l  V2 — 1^/4  Sgr.  Meistens  werde  nur  der  Flachs  bezahlt 
Aüch  die  Einffihrang  des  Spinnens  mit  zwei  Händen  hat  trotz 
erhöhter  Produktivität  eine  durchgreifende  Besserung  nicht  be- 
wirkt. 

Einen  allgemeinen  Notstand  hatten  die  ungünstigen  Verhältnisse 
zwar  nicht  zur  Folge,  da  es  an  Leuten,  deren  ausschließlicher  Beruf 
das  Spinnen  war,  fehlte.  Doch  unternahm  die  Regierung  im  Inter- 
esse der  ärmeren  Bevölkerung,  denen  die  Verstopfung  der  Neben- 
einnahmequelle recht  fQhlbar  wurde.  Schritte,  um  dem  Gtcmabsatz 
wiederaufzuhelfen  J) 

Die  Weberei  behielt  ihren  Hauptsitz  auf  dem  platten  Lande. 
Doch  mußten  die  erheblichen  landwirtschaftlich-technischen  Fort- 
schritte auf  den  fruchtbareren  Eleiboden  von  größerem  Einfluß 
wie  auf  den  sterilen  Sandboden  sein.  So  war  der  Kreis  Beckum 
mit  seinem  ffir  feinen  Flachs  günstigen  Boden  soweit  „herunter- 
gekommen^, daß  die  Weber  Leinwand  für  Salzsäcke  an  die  Salinen 
verkauften.^)  Auch  Schwerz  ^)  schreibt,  daß  nichts  einen  Landwirt 
in  den  Kleigegenden  dazu  bewegen  könne,  Gespinstpflanzen  zu 
bauen.  Nur  die  Notwendigkeit,  seine  weiblichen  Dienstboten  in  den 
langen  Abenden  sonst  arbeitsleerer  Wintertage  zu  beschäftigen, 
zwinge  ihn  dazu.  Besser  hielt  sich  in  den  Sandgegenden  die  Lein- 
wandbereitung als  Nebenerwerbsquelle. 

Nach  ScfiwERZ^)  waren  die  üblichsten  Gewebesorten  das 
Breittnch,  IV2  Brabanter  Ellen  breit  und  51V2  Ellen  lang;  das 
Schmaltucb,  1  Elle  breit  und  ohne  bestimmte  Länge;  das  Werg- 
tuch  aus  Hede. 

Wenn  die  Hede  fein  gehechelt  war,  diente  das  Wergtuch  den 
geringen  Leuten  zu  Hemden,  sonst  zu  Säcken  u.  dgl. 

Am  meisten  wurde  das  Breittuch  angefertigt  Es  war  die  beste 
Sorte.  Es  enthielt  auf  1 V2  Ellen  Breite  1100—1400,  ja  2000  Fäden. 
Dieses  feinere  Leinen  wurde  mehr  und  mehr  die  ausschließliche 
Ware,  wie  ja  die  gewöhnlicheren  Zeuge  überhaupt  viel  eher  unver- 
käuflich wurden.    Ihr  Hauptmarkt  war  zu  Borken,  wo  nicht  unbe- 


1)  Näheres  darüber  siehe  unten  Jll.  Kap.,  No.  3  und  4. 

2)  M.  8t-A.    A.  N.  Z.    8p.  No.  198. 

3)  Beschreibung  der  Landwirtschaft,  I,  a.  a.  0.  S.  181. 

4)  Ebenda  a.  a.  0.  I,  S  237  ff. 

Bill  er.  Hand-LtixnrBndfaidiiBtrie.  6 
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deutende  Umsätze  stattfanden J)  Erhalten  konnte  sich  aach  der 
Absatz  feiner  gemusterter  Stoffe,  Damast,  Tischgedecke  u.  dgl.  Die 
westfälische  Damastweberei  hatte  ihren  Sitz  in  Bielefeld  und  Waren- 
dorf. In  den  Gegenden  mit  größerer  und  intensiverer  Produktion 
fanden  auch  technische  Verbesserungen  eher  Eingang,  der  Jacquard- 
stuhl und  namentlich  der  Schnellschütze.  War  nach  Sghmoller-) 
das  mittlere  Ergebnis  zwölfstündiger  Arbeit  beim  alten  Webstuhl 
3 — 6  Ellen,  so  beim  verbesserten  Handstuhl  mit  Schnellschfitze  etwa 
8  Ellen  feine  und  20  Ellen  starke  Leinwand.  Der  wenig  för  den 
Markt  arbeitende  Bauer  legte  sich  den  Schnellschützen  natürlich 
nicht  zu,  sondern  behielt  den  alten  Handstuhl  in  dem  ehrwürdigen 
Zustande,  wie  er  von  den  Vorfahren  hinterlassen  war.  Einzelne 
Verleger  bemühten  sich  —  natürlich  im  eigenen  Interesse  —  um 
die  Einführung  der  Schnellweberei.  So  suchte  z.  B.  im  Jahre  1837 
ein  Kaufmann  Koch  in  Coesfeld  sie  in  Aufnahme  zu  bringen,  indem 
er  einen  der  Schnellweberei  kundigen  Gesellen  hielt,  der  die  dortigen 
Weber  in  die  neue  Methode  einführen  sollte.^)  Damit  ging  das 
Verhältnis  zwischen  Weber  und  Abnehmer  über  den  Rahmen  eines 
rein  kaufmännischen  hinaus.  Der  Händler  wirkte  direkt  auf  den 
Produktionsprozeß  ein,  das  Verlagssystem  trat  in  deutlicher  Aus- 
prägung hervor.  Ausgebildet  hatte  sich  das  Verlagsverhältnis  mit 
der  Verwendung  von  Maschinengamen.  Diese  stammten  fast  aus- 
schließlich aus  England,  wurden  von  den  Händlern  im  großen  ge- 
kauft und  an  die  einzelnen  Weber  verteilt  Damit  verschwand  der 
letzte  Rest  der  früheren  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  des 
Bauern.  Er  wurde  zum  nebenberuflichen  Lohnarbeiter.  Die  feine 
Damastindustrie  mit  ihren  komplizierteren  Jacquardstühlen  und  ihrer 
schwierigeren  und  kunstvolleren  Arbeit  mußte  alsbald  weiter  zur 
Fabrik  führen.  In  der  Tat  wird  denn  auch  aus  dem  Jahre  1837 
berichtet,  daß  die  Damastfabrik  der  Erben  Eickholt  zu  Warendorf 
bereits  8  große  Webstühle  und  dazugehörige  Schlagmaschinen  und 
außerdem  150  Weber  auf  Ganz-  und  Halbleinen  beschäftigte.^)  Im 
Jahre  1844  hatte  die  Firma  bereits  32  Jacquardstühle  meist  im 
eigenen  Fabrikgebäude  laufen.^)     Die  Anfange  des  Eabriksystems 


1)  Berliner  AuBBtellungsbericht  1,  S.  436. 

2)  Entwicklung  der  deutschen  Weberei  S.  tO  und  12. 

3)  M.  St.-A.    A.  K.  Z.    0.  P.  No.  352.        4)  Ebenda.       5)  Ebenda. 
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im  Leinwandgewerbe  gehen  also  auch  im  Münsterlande  weit  genog 
zarück.  Daß  der  Inhaber  Fabrikant  and  Verleger  gleichzeitig  war, 
ist  keine  auffallende  eigentümliche  Erscheinung. 

Der  Aufschwung  einzelner  Firmen  kann  uns  jedoch  nicht  Ober 
den  KQckgang  der  Lein  wand  Verfertigung  als  Landesgewerbe  hinweg- 
täuschen. Bereits  1829  war  während  des  ganzen  Sommers  in  Waren- 
dorf keine  feine  Leinwand  verkauft  worden J)  1832  bewilligte  der 
Handelsminister  500  B^chstaler  zur  Aufhilfe  der  verarmten  Fabri- 
kanten, d.  h.  der  Leinwandhändler  zu  Nienberg  (Kr.  Ahaus).'^j 
Schon  in  den  Produktionszentren  stockte  der  Absatz!  und  die 
Klagen  über  den  gesunkenen  Leinwandabsatz  nahmen  nicht  ab.^) 
Wenn  sie  in  den  späteren  Jahrzehnten  weniger  lebhaft  wurden,  so 
war  das  ganz  natürlich.  Man  mußte  sich  eben  darin  fügen  und  tat 
es  auch  bald  und  teilweise  willig,  als  die  Baumwolle  das  Erbe  der 
Leinwand  ganz  übernahm.  Der  zunehmende  Absatz  der  Baumwoll- 
waren führte  bald  manchen  Weber  von  dem  Linnen  zu  dem  neuen 
Stoff  oder,  richtiger  gesagt,  viele  begannen  je  nach  Bedarf  und  Be- 
stellung Leinwand  oder  Baumwollstoffe  zu  produzieren.  Doch  blieb 
diese  Entwicklung  anfänglich  beschränkt,  einen  rechten  Fortgang  ver- 
mochte sie  nicht  zu  nehmen.  Es  fehlte  der  große  Anstoß  dazu.  Dieser 
kam,  als  im  Jahre  1837  infolge  übergroßer  Eisenbahnbauten  in  Amerika 
eine  furchtbare  Handelskrisis  ausbrach.^)  Der  Absatz  der  europäischen 
Fabrikate  stockte.  England,  welches  in  den  Jahren  1835 — 1837 
seine  Spinnereien  von  10  auf  15  Millionen  Spindeln  vermehrt  und 
seine  Gesamtproduktion  von  280  auf  400  Millionen  Pfund  pro  Jahr 
gesteigert  hatte,  wurde  besonders  hart  getroffen.  Die  britischen 
Spinner  suchten,  da  Frankreich,  Belgien  und  Osterreich  durch  hohe 
Zolle  versperrt  waren,  ihren  Oarnabsatz  auf  dem  gegen  geringe  Zölle 
zugänglich  gebliebenen  zollvereinsländischen  Markte,  und  dieser  Mit- 
bewerb  der  englischen  Twiste  aller  Art  bewirkte  ein  starkes  Sinken 
der  Gampreise.  Der  im  Zolltarif  von  1843—1845  erhöhte  Zoll  war 
für  das  Inland  ohne  Bedeutung,  da  ihn  das  Ausland  trug. 

Die  stark  herabgesetzten  Garnpreise  verbilligten  die  Baumwollen- 
waren, erhöhten  deren  Konsum  auf  Kosten  der  Leinwand  und  reizten 


1)  M.  8t-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352. 

2)  Ebenda.         3)  Ebenda.     M.  St-A.     A.  N.  Z.     Sp.  198;    A.  N.  Z. 
O.  P.  No.  260;  No   261. 

4)  Fflr  das  Folgende  siehe  Beriiner  Aasstellungsbericht  I,  S.  236. 
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ZOT  Baumwollweberei  an,  die  bei  den  uDgünstigen  LeineDpreisen  als 
doppelt  rentabel  erschien. 

Vermochten  die  Baumwollstühle  Monsters  anfangs  keine  be- 
deutende Zunahme  aufzuweisen  so  änderte  sich  das  plötzlich. 

Man  zählte  an  Baumwollstühlen  ^j : 

1819 493 

1822 686 

1825 #739 

1828 497 

1831 624 

1834 904 

1837 1376 

1840 3250 

1843 3679 

1846 7955 

Auch  als  die  britische  Industrie  durch  günstige  Handelsverträge 
ausgedehnte  orientalische  Absatzgebiete  gewann  und  die  Oarnpreise 
dadurch  wieder  in  die  Höhe  gingen,  änderte  sich  das  Verhältnis 
nicht.  Für  alle,  die  in  der  Weberei  ihr  Heil  suchten,  bot  sich  in 
der  Nesselweberei  ein  geeigneter  und  lohnender  Ersatz  für  die  morsch 
gewordene  Leinenindustrie.  Immer  gewaltiger  wurden  die  Fortschritte 
der  Nesselweberei,  immer  mehr  Leineweber  gingen  zu  dem  neuen 
Erwerbszweig  über^),  und  um  die  Mitte  des  Jahrhundeits  war  die 
Leinenindustrie  von  der  Nesselfabrikation  derart  überflügelt,  daß 
diese  alsbald  die  bedeutendste  Industrie  des  Landes  wurde.^)  Im 
Kreise  Warendorf  lag  nach  dem  Berichte  des  Landrats  der  einstige 
Hauptnahrungszweig,  die  Leineweberei,  fast  ganz  darnieder,  und  die 
Händler  wußten  für  den  Leinenhandel  keine  guten  Aussichten  zu 
eröffnen.^)  Im  ganzen  Regierungsbezirke  beschränkte  sich  die  Fabri- 
kation feinerer  Flachsleinwand  auf  das  sogenannte  Hausmacherlinnen, 
für  den  Verkauf  wurde  nur  noch  sehr  wenig  geliefert.^) 

Dank  der  Zolltarif  bestimmung,  daß  rohes  Leinen  an  der  Grenze 
der  Provinz  Westfalen  zollfrei  nach  den  Bleichereien  der  westlichen 
Provinzen  eingehen  durfte,  erlebten  die  münsterschen  Bleichen  eine 

1)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  179. 

2)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No  352. 

3)  Ebenda;  sowie  H.  K.  B.  Münster  1855,  S.  13. 

4)  M.  St.  A.    A.  N.  Z.    Sp.  198.        5)  H.  K.  B.  MOnater  1856,  S.  6. 
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Zeit  hoher  Blüte.    Anch  Bielefeld  und  Schlesien  ließen  ihre  Erzeug- 
nisse vielfach  in  Münster,  besonders  in  Warendorf,  bleichen.    Der 
lebhafte  Verkehr   führte  zur  Einführung    der   beim  Bleichprozesse 
gemachten  Fortschritte,   die  chemische,   sogenannte  Schnellbleiche 
nahm  zu.    Im  Jahre  1823   legten   die   Händler  und  Bleicher   zu 
W^arendorf  auf  eigene  Kosten  große  Verbesserungen  für  2000  Taler 
aii.i)    Der  Minister  des  Innern  schickte  1826  einen  Bleicher   aus 
l^arendorf  nach  England  und  Irland  zum  Studium   der   dortigen 
fileicheinrichtungen;  die  Warendorfer  Anstalt  wurde  mit  englischen 
Maschinen  ausgestattet.'^)    Der  gute  Erfolg  rief  auch  an  anderen 
Orten,  z.  B.  Marbeck,  Lotte,  Schnellbleichen  ins  Leben.^) 

Vollständige  Nachweise  über  die  Anzahl  der  behandelten  Stücke 
sowie  über  die  Bleichen  selbst  lassen  sich  nicht  geben.  Nachstehende 
Zahlen  mögen  zeigen,  ein  wie  bedeutender  Verkehr  auf  einigen 
Bleichen  herrschte.^) 

In  Borken  wurden  1821:  9—10000  Stücke  von  je  50  Brabanter 
Ellen  Länge  gebleicht,  in  Stadtlohn  (Kr.  Ahaus)  1821:  9—10000 
Stücke  von  50  Brabanter  Ellen ;  in  Darfeld  (Kr.  Coesfeld)  1835:  auf 
der  ersten  Bleiche  4000  Stücke  —  es  fanden  dort  jährlich  drei 
Bleichen  statt  — ;  in  Laer  (Kr.  Steinfurt)  im  April  1837:  3475  Stücke- 
in Nottaln  (Kr.  Münster)  1836:  auf  der  ersten  Bleiche  3240;  1837: 
auf  der  zweiten  Bleiche  3120  und  auf  der  letzten  2380  Stücke. 

Der  bedeutendste  Bleichplatz  blieb  Warendorf;  besonders  die 
Ennstbleiche  von  Swiersen  und  Preckel  übertraf  alle  anderen  weit 
Hier  wurden  behandelt: 

tS35:     5  800  StQcke  Leinen 

3  500      „       Baumwollwaren 
21  000  Pfund  leinen  und  baumwollen  Garn. 

1836:    In  den  drei  ersten  Quartalen 

1  800  Stock  Leinen        |  ^^.^^  ^^ 

oon      "      m.*Tf*n    f    Bielefeld 
280      „      Tischdrell  J 

2  600      „      Atlasdrell,  meist  aus  Bielefeld  und 

Viersen 

3  000      ,,      Baumollwaren ,   meist  aus  Bocholt 

und  Viersen 


1)  M.  St-A.     A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352.        2)  Ebenda.        3)  Ebenda. 
4);Sie'8ind  zuBammengestellt  aas  M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352. 
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21  100  Pfund    Leinengani,  meist  aus   Bielefeld, 

Amsterdam,  Ibbenbüren  osw. 

10  000      „    Baumwollgarn,  meist  aus  Warendorf 

und  Münster. 

1837:  Über     4  000  Stück  Leinen  und  Damast 

920      „      Tischdrell 
1  600      „      AtlasdreU 
3  300      „      Baumwollwaren 
1 1  000  Pfund  Baumwollgarn 
26  000      „      Leinengarn  und  Zwirn. 
1838:  4  500  Stück  Leinen  und  Damast 

5  400     „      Baumwoll waren 
64  500  Pfund  Leinengarn 

20  000      „      Baumwollgarn. 

1839:  4  800  Stück  Leinen,  Damast  und  Gebild 

6  600      „     Baumwollwaren 
60  000  Pfund  Leinengarn 

25  000      „      Baumwollgarn. 

Daneben  blieb  auch  die  Basenbleiche  gut  belegt,   z.  B.  im 
Jahre  1839  mit: 

1  700  Stück  Leinen 

266     „     Damast  und  Gebild 
500     „     Baumwoll  waren 

2  846  Pfund  Leinengarn 

6  064      yy     Baumwollgarn. 

So  wenige  Zahlen  es  auch  sind,  ein  Zunehmen  der  Baum- 
wolle ist  auch  hier  unverkennbar.  Da  es  im  Münsterlande  keine 
Garn  ,  sondern  nur  Stückbleichen  gab,  so  gingen  diese  mit  steigen- 
dem Garnexport  und  Verbrauch  auswärtigen  Maschinengames  mehr 
und  mehr  auch  zur  Garnbearbeitung  über. 

Leider  fehlen  die  Zahlen  für  die  nun  folgenden  kritischen 
Zeiten.  Denn  wie  der  Leinwandhandel  überhaupt,  so  mußte  auch 
die  Bleicherei,  deren  Folge  erst  der  Absatz  war,  bald  zurückgehen. 
Der  Verfall  ist  ein  sehr  plötzlicher  gewesen.  Um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  war  selbst  in  Warendorf  nur  noch  ein  Haus,  das  an- 
sehnliche Geschäfte  in  Leinen  und  Damast  machte.  Bielefelder 
Linnen  kam  nicht  mehr  zur  Bleiche,  ja,  das  wenige  in  Warendorf 
verfertigte  ging,  da  es  hier  an  geeigneten  Bleichen  fehlte,  nach 
Bielefeld.  Der  Versuch,  durch  staatliche  Unterstützung  die  Bleicherei 
zu  heben,  mißlang,  zum  großen  Teil  deshalb,  weil  die  Ver- 
bindung mit  Warendorf  zu  schwierig  und  kostspielig  war,  und  Biele- 
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frld,  das  noch  größere  Unterstützungen  erhalten  hatte,  den  Kon- 
kurrenten verdrängte.  Die  schlechten  Verkehrsyerhältnisse  hatten 
auch  zor  Folge,  daß  Holland  von  Bielefeld  bezog,  wohin  bessere 
Kommunikationsmittel  führten. ') 

Der  Leinwandabsatz   vollzog  sich  in   den  nämlichen  Formen 
wie  zu   Beginn    des  Jahrhunderts.    Wenngleich   die   Bleichen    zu 
Warendorf  größere  Anziehungskraft  besaßen  und  der  Borkener  Leinen- 
markt   in  weiteren  Kreisen  bekannt  war,  an  eigentlichen  Konzen- 
trationspunkten  hat  es  immer  gefehlt,  zum  großen  Nachteil  auch 
gegenüber  der  Ravensberger  Konkurrenz.     „Im  Gegenteil  war  die 
Leinwandweberei  im  Münsterlande  eine  sehr  geteilte,  unregelmäßig 
zerrissene  und  darum  für  den  Handel  wenig  zugänglich  und  den  An- 
fertigem  wenig  nutzbringend."  2)    Ein  ernstlicher  Versuch  zur  Er- 
richtung einer  Zentrale  scheint  niemals  unternommen  zu  sein. 

Die  zunehmende  Verwendung  von  Maschinengarnen  führte,  wie 
schon  erwähnt,  zur  klareren  Ausbildung  des  Verlagsystems,  wie  die 
Herstellung  feiner  gemusteter  Stoffe  auf  komplizierten  und  teueren 
Stühlen  zum  Fabriksjstem.  In  dem  Maße,  als  auch  der  Bauer- 
Weber  zur  Kette  nicht  mehr  eigenes  Gespinst  sondern  fremdes 
Maschinengarn  verwandte,  nahm  die  Ausbreitung  des  Verlagsver- 
hältnisses zu  und  damit  die  Abhängigkeit  des  Produzenten.  Klagen 
der  Weber  hatten  wohl  häufiger  ihren  Grund  in  rigoroser  Behandlung 
von  Seiten  des  Verlegers  als  im  Sinken  des  Leinwandabsatzes  über- 
haupt. Die  Rigorosität  nahm  mit  der  Zeit  zu.  Denn  der 
Hauptleidtragende  bei  dem  ganzen  Verfall  des  Ge- 
werbes war  der  Händler. 

In  günstigen  Zeiten  gewährte  der  Leinenhandel  ein  leichtes 
und  sicheres  Geld.  Bei  einem  Gewinne  von  über  10^'ound  mehr- 
maligem jährlichen  umschlage  des  Geldes  war  der  ohne  beträcht- 
liches Risiko  oder  große  Anstrengung  erzielte  Verdienst  ein  höchst 
glänzender,  so  daß  es  wahrlich  nicht  wundernehmen  kann,  wenn 
der  Beruf  eines  Leinwandhändlers  sehr  anreizte,  und  wenn  die 
Bauern  den  Übervorteilungen  zu  entgehen  und  durch  Absatz  auf 
eigene  Rechnung  sich  den  Händlergewinn  zu  sichern  suchten; 
natürlich  nur  soweit  sie  noch  keine  Heimarbeiter  waren.  ^) 


1)  M.  8t-A.    A.  N.  Z.    Sp.  192.  2)  H.  K.  B.  Münster  1855,   8.  14. 

3)  Sicherlich  aber  ist  es  Obertrieben,  wenn  Schwbrz,  Beschreibung  der 

Landwirtschaft,  a.  a.  0.  I,  S.  239  schreibt:    ^In  Borken  bandelt  schon  kein 
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Mit  dem  Stocken  des  Leinwandhandels  versiegte  die  gate 
Qaelle.  Spinner  nnd  Weber  wandten  sich  in  höherem  Maße  ihrem 
Hauptberufe  zu,  der  Händler  war  auf  den  Verkauf  der  Leinwand 
angewiesen.  Die  Konkurrenz  vermehrte  seine  Not.  Bittere  Klagen 
über  die  verderblichen  Folgen  des  Verfalls  f&r  das  ganze  Land 
wurden  laut.  Die  Eaufleute  verstanden  es  in  geschickter  Weise, 
ihre  persönlichen  Interessen  zu  verbergen  durch  die  mitleidvollsten 
Ausföhrungen  ober  die  grimme  Not  der  ärmeren  Klassen.  0  D^ 
die  Regierung  nicht  stutzig  wurde,  wie  die  traurigen  Schilderungen 
immer  nur  von  den  Kaufleuten  ausgingen  und  nicht  von  den 
Webern,  deren  Not  man  so  beredt  darzustellen  verstand,  könnte 
auffallen,  wüßte  man  nicht,  welch*  großen  Einfluß  die  Verleger  be- 
saßen. Ein  großer  Teil  der  Gebildeten  im  Lande,  die  Maßgebenden 
in  den  Gemeinden  waren  Verleger.  Bei  der  Verkennung  der  tieferen 
Ursachen  des  Rückganges  sah  man  außerdem  den  Vorteil  der 
Händler  und  den  der  Weber  als  identisch  an  und  betrachtete  den 
Kaufmann  als  den  natürlichen  Fürsprecher  des  kleinen  Produ- 
zenten. 2) 

Obwohl  die  Regierung  bereitwillig  auf  die  verschiedenen  Vor- 
schläge zur  Wiederbelebung  des  Gewerbes  einging,  der  Erfolg  blieb 
aus.  Mit  dem  Rückgange  der  Leinwandmanufaktur  verschwand 
auch  der  Verleger,  sofern  er  nicht  —  wie  es  fast  ausschließlich 
war  —  in  der  Baumwolle  lohnenden  Ersatz  fand. 

b)  Hanfleinwand. 

Einen  vom  Flachslinnen  ganz  verschiedenen  Entwicklungsgang 
machte  die  Hanf  leinwand  durch.  Die  Verhältnisse  lagen  hier  eben 
ganz  anders.  Die  ausgedehnte  Löwendbereitung  hatte  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  in  der  Grafschaft  Tecklenburg  eine  Bevöl- 
kerungsdichte hervorgerufen  —  3000  Seelen  auf  eine  Quadratmeile  — , 
die    der  unfruchtbare  Boden   allein   nicht  ernähren   konnte.     Von 


Bürger  mehr  mit  Leinwand.  Die  Bauern  haben  den  ganzen  Handel  au  sich 
gezogen.  Ohue  Kenntnis  der  Handelsgeschäfte  fallen  sie  den  holländischen 
Juden  in  die  Hände.  Der  Bauer  borgt,  wird  betrogen,  und  um  aus  dem 
Schaden  herauszukommen,  betrügt  er  wieder.  Selbst  Banemknaben  geben  sich 
mit  diesem  Handel  ab,  laufen  hin  und  her,  verzerren  ihr  Geld  und  entwenden 
der  Kultur  ihre  Zeit** 

1)  Siehe  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  198. 

2)  Über  die  Klagen  siehe  auch  unten  III.  Kap  ,  No.  1,  2,  3. 
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MöhuDg  der  landwirtschaftlichen  Betriebsintensivität  konnte  nicht 
ifl  erheblichem  Maße  die  Rede  sein.  Die  Mußestanden  waren  zahl- 
leich,  und  die  Bewohner  blieben  auf  den  Nebenerwerb  durch  Spinnen 
ond  Weben  angewiesen.  Der  Absatz  blieb  günstig.  Der  Hanf^  dessen 
Gewebe  ganz  anderen  Zwecken  als  das  Flachsleinen  diente,  er- 
liielt  durch  die  Baumwolle  nicht  nur  keine  schädigende  Konkurrenz, 
sondern  gewann  erhöhte  Bedeutung. 

Der  Anbau  des  Hanfes  nahm  eher  zu  als  ab.  Die  Verarbeitung 
der  Faser   machte,  wenn   auch  nur   recht  geringe,  Fortschritte.  0 
Die  Hede  wurde  viel  ins  Ausland   (England)  gesandt,  wo  sie  von 
den  Maschinenspinnereien    zu   groben   Oarnen   verarbeitet  wurde. 
Die  Stadt  Münster  hatte  sich  zu  einem  beträchtlichen  Sammelplatz 
Ar  Hede  entwickelt.     Neben  starker  Verwendung  im  Inlande  er- 
lebte auch  der  Hanf  einen  steigenden  Export  nach  Holland  und 
England,  um  dort  zu  Segeltüchem  verarbeitet  zu  werden.    Die  Hanf- 
preise  zeigen   daher  eine  Tendenz   zum  Steigen.    Auf  dem  Hanf- 
markte zu  Telgte  bekam  man  je  nach  der  Qualität  für  einen  Taler  ^) 


im  Jahre  1826     .     . 

.     12       8 

Pfund  Hanf 

„       „      1830     . 

.     .     11      10 

„       „       1832     . 

.     .     11—9 

„       „       1834     .     . 

.      14—11 

„       »      1835     . 

.     .     13     12 

„       „       1839     . 

.     .     10—  9 

„       „      1841     .     . 

.     10—  9 

„       „      1846     .     . 

.     10       9 

Die  Technik  des  Spinnens  und  Webens  änderte  sich  gegen  das 
vorhergehende  Jahrhundert  in  keiner  Weise,  nur  daß  vielleicht  der 
Schnellschütze  größere  Verbreitung  fand  wie  in  Gegenden  mit 
weniger  flottem  Gewerbe. 

Das  Garn  wurde  ausschließlich  im  eigenen  Hause  verwebt 
Der  Verkauf  des  Games  galt  im  Alttecklenburgischen  als  ebenso 
verächtlich  wie  das  Verweben  nicht  selbst  gesponnenen  Games, 
und  selten  nur  kaufte  man  bei  etwa  mißratenem  Spinnwerk  Gam 
zum  Verweben  an,  lieh  es  sich  vielmehr  von  Freunden  oder  kaufte 
rohes  Material  zum  Verspinnen.  ^)    Nur  in  dem  Oberlingenschen  und 


1)  Siehe  ffir  das  Folgende:  M.  St.  A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352. 

2)  Die  Zahlen  sind  zusammengestellt  ebenfalls  nach  M.  St-A.    A.  N.  Z. 
0.  P.  No.  352.        3)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  261. 


90  2.  Kapitel. 

MüDsterschen  Teile  des  Kreises  Tecklenburg,  d.  h.  in  den  Gtogenden 
von  Mettingen,   Riesenbeck,   Bevergern  und  Lengerich  gingen  die 
Leute  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  zum  Oamverkauf  über.    ,Jjengericher 
Trödeljuden  haben  eitle,  genußliebende  Weiber  verfuhren  können, 
ihnen  ihr  Qewinn  verbürgendes  Garn  gegen  Tand,  Kaffee,  Thee  und 
Zucker  zu  verkungeln.'*  *) 

Der  Löwend  preis  blieb  im  großen  und  ganzen  stabiL  Nach 
den  Angaben  der  Leggeverwaltung  stellte  sich  der  Preis  einer 
Leggeelle  Oberband  durchschnittlich 


im 

Jahre 

1816 

auf 

71        I 

*fen] 

»> 

1» 

1820 

f) 

70 

♦» 

ij 

1821 

1» 

60 

»» 

11 

1S22 

11 

54  V« 

j> 

11 

1823 

11 

60 

«» 

11 

1834 

19 

70 

11 

19 

1836 

1* 

87—89 

fi 

17 

1837 

>» 

91—93 

11 

11 

1838 

11 

82—84 

fi 

11 

1839 

11 

71—73 

T1 

11 

1840 

>» 

66     68 

.  1t 

11 

1841 

11 

68     70 

11 

11 

1842 

11 

71      73 

11 

11 

1843 

1t 

70—72 

11 

11 

1844 

1t 

69—71 

11 

11 

1845 

11 

73     75 

11 

11 

1846 

»J 

70     75 

Der  Preis  des  Unterbandes  war  im  Darchschnitt  um  vier  Pfg. 
pro  Elle  geringer  wie  Oberband,  Einband  sechs  bis  acht  Pfg.  ge- 
ringer wie  Unterband. 

Trotzdem  jedoch  fanden  die  Einwohner  bald  bei  der  Herstellung 
grauer  Leinen,  wie  Segeltuch  und  Packtuch,  einen  noch  größeren 
Nutzen  wie  bei  der  des  weißen  Löwend.^) 

Die  Erzeugung  von  Segeltuch  —  ein  aus  reinem  Hanfgespinst 
angefertigtes  besonders  haltbares  Leinen  —  geht  zurück  auf  eine 

1)  Aus  dem  Berichte  des  Landrats  von  Tecklenborg  vom  9.  Februar  1837. 
M.  St-A.    A.  N.  Z.     0.  P.  No.  261,  Bl.  44  ff. 

2)  Die  Zahlen  für:  1816  M.  St-A.  R.  M.  No.  156;  1S20— 1834  M.  St-A. 
A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352;  1836—1846.    M.  St-A.     A.  N.  Z.    Sp.  No.  198. 

3)  Für  das  Folgende  siehe  Berliner  Aasstellongsbericht  I,  8.  450  ff. 
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m  die  Wende  des  Jahrhunderts  eingetretenen  Stockung  im  Löwend- 
liiidel.    Das  Packtuch,  das  zu  Baumwollsäcken  in  den  Vereinigten 
Staaten  massenhaft  Verwendung  fand,  war  besonders  für  den  ge- 
nügen Weber  von  großer  Wichtigkeit.    Minderwertigere  Materialien 
lomiten  ohne  größere  Geschicklichkeit  zu   absatzfähigen  Geweben 
rerarbeitet    werden.     Durch    ihre   Billigkeit  —   sie   waren  6    bis 
7  Taler  billiger  wie  holländisches  und  drei  bis  vier  Taler  billiger 
wie  russisches    Fabrikat    —    eroberten    die    westfälischen    Segel- 
töeher  sich  bald  einen  weiteren  Markt.     Die  Preise  betrugen  f&r 
das  ganz  schwere  Gewebe  aus  eindrätigem  Faden,  das  sogenannte 
nachgemachte  holländische  Segeltuch,   12—14  Taler,  für  das  aus 
doppeltem  Faden  gewebte,  sogenannte  doppelte  webtfälische  Segel- 
tach   8    bis    9    Taler    und    für    die    leichten    Schiertücher    7 
bis   S   Taler.      Die   Länge     aller    Gattungen     war    50    brabanter 
£Ilen;     die    Breite    betrug     beim     nachgemachten    holländischen 
Segeltuch    30    Zoll,  beim    doppelten    westfälischen    Segeltuch    29 
Zoll  und  beim  Schiertuch  28  Zoll.  Das  Packtuch  maß  70  brabanter 
Ellen    in   der  Länge    und  42  Zoll  in    der  Breite;  Kostenpunkt  5 
bis     5  V2    Taler.       Um     dem     Hauptkonkurrenten     in    Amerika, 
dem  russischen  Segeltuch,  das  weiß  geliefert  wurde,  zu  begegnen, 
sahen  sich   die  Händler  gezwungen    auch  ihre  Zeuge  vorerst  zu 
bleichen.    Einen  großen  Schlag  erlitt  die  Segeltuchfabrikation,  als 
1S28  ein  hoher  amerikanischer  Zoll  den  Absatz  erschwerte.    Segel- 
und  Schiertuch  fielen  um  10— 15^/o,  Packtuch  um  20—25%   im 
Preise.    Als   auch   der  gefundene  Ersatz  in  Antwerpen  nach  der 
belgischen  Revolution  für  immer  verloren  ging,  da  ein  hoher  Zoll 
erhoben  wurde  und   im  Lande  selbst  Fabriken  entstanden,  blieben 
als  Absatzgebiete  nur  noch  Hamburg,  Holland  und  die  Ostseehäfen 
sowie  die  nordischen  Länder. 

Eine  neue  Blütezeit  begann  jedoch  wieder,  als  Amerika  1834 
den  Zollsatz  auf  Segel-  und  Packtuch  stark  herabsetzte  und  zwar 
auf  einen  Wertsatz  von  15^/o.  Dazu  kamen  sehr  glückliche  Peri- 
oden f&r  die  Reederei,  lebhafter  Auswandrerverkehr,  reiche  Baum- 
wollernten in  Amerika.  Die  Leinenfabrikation  verschwand  in  einigen 
Gegenden  ganz,  ein  Kirchspiel  nach  dem  andern  ging  zu  dem  neuen 
Erwerbszweige  über,  und  doch  konnte  die  Nachfrage  kaum  befriedigt 
werden.  Die  Preise  stiegen  für  die  weißen  nachgemachten  hollän- 
dischen  Segeltuche   von    16  auf   18  V2   Taler,    für  die  doppelten 
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westfälischen   Segeltaohe  von  10  aaf  12  Taler,  fOr  die  Sohieitache 
von  9  auf  10  V^  Taler  nnd  fOr  Packtuch  von  4  auf  7  Taler. 

In  dieser  Epoche  des  Aufschwungs  entstand  die  Fabrik.  Die 
bisherige  Methode  war  ein  Yerlagsystem  mit  Bauern  als  hausin- 
dustriellen  Arbeitern.  Der  steigende  Absatz  führte  zu  teilweisen 
Verschlechterungen  und  Nachlässigkeiten  im  Fabrikat  und  brachte 
einen  der  größten  Verleger  (C.  W.  Delius)  auf  den  Gedanken,  der 
drohenden  Gefahr  zu  begegnen,  indem  er  die  Fabrikation  unter 
seine  eigene  Aufsicht  stellte.  Durch  Ankauf  besten  Materials,  Ver- 
spinnen und  Verweben  mit  den  besten  Werkzeugen  unter  eigner 
Aufsicht  hoffte  er  ein  in  Güte  und  Preis  gleichbleibendes  Fabrikat 
zu  erzielen,  den  ärmeren  Klassen  regelmäßige  und  fortdauernde 
Arbeit  zu  sichern  und  als  Vorbild  und  Muster  für  die  anderen 
Verleger  die  gesamte  Fabrikation  zu  heben.  Die  Preußische  Re- 
gierung unterstützte  ihn  durch  Anweisung  eines  Fonds  zu  Prämien- 
austeilungen und  durch  Schenkung  von  sechs  nach  einem  vor- 
gelegten neuen  und  verbesserten  System  konstruierten  Webstühlen. 
Bis  in  die  vierziger  Jahre  hinein  nahm  so  die  Blüte  der  Segel- 
und  Packtuchindustrie  zu.  Im  Jahre  1844  sollen  etwa  drei  Fünftel 
der  Einwohner  Tecklenburgs  und  der  Umgegend,  zusammen  gegen 
15  000,  an  der  Erzeugung  des  Rohstoffs  und  seiner  Verarbeitung  zu 
Leinen  mitgewirkt  haben.  Im  Kreise  Tecklenburg  zählte  man  allein 
3495  uüd  in  dem  zum  Kreise  Warendorf  gehörigen  alttecklen- 
burgischen  Kirchspiel  Lienen  mindestens  600  als  Nebenbeschäftigung 
gehende  Webstühle.  0  Das  Bedenkliche  hatte  dieser  Aufschwung 
aber  an  sich,  daß  er  zu  sehr  auf  den  guten  Willen  eines  Ein- 
zelnen basierte  und  ihm  das  Fehlschlagen  dieser  einen  Karte  ver- 
hängnisvoll werden  konnte.  Dieser  Umschlag  trat  ein,  als  Amerika 
wieder  eine  Zollerhöhung  vornahm,  die  für  Packtuch  die  Einfuhr 
fast  unmöglich  machte.  Der  Zoll  von  ca.  vier  Talern  für  das  Stück 
Packtuch  verbot  in  der  Tat  beinahe  jeden  Import  Dazu  kam,  daß 
Amerika  unter  dem  Schutze  des  hohen  Zolles  mit  steigendem  Er- 
folge begann,  sich  durch  Verarbeitung  eines  Bastes,  „Gunny^  ge- 
nannt, vom  Auslande  unabhängig  zu  machen.  Da  das  westfälische 
Packtuch  nur  von  Amerika  zu  Baumwollsäcken  begehrt  wurde, 
war  diese  Manufaktur   hiermit  vernichtet.     Bei  einem  Preise  von 


1)  Berliner  Ausstellungsbericht  I,  S.  460. 
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3^)  Talern  konnte  die  Herstellang  des  Packtucbes  sich  nicht  länger 
lohoeo.    Betroffen  worden  namentlich  die  ärmeren  Klassen. 

Auch  das  Segeltach  fand  in  Amerika  geringeren  Absatz,  als  es 
dort  gelang,  aus  Baumwolle  geeignete  Segeltuche  zu  fabrizieren.  Die 
amerikanische  Konkurrenz  war  selbst  auf  anderen  Märkten  erfolg- 
reich, da  den  westfälischen  Lieferungen  der  große  Übelstand  anhaftete, 
daß  auch  bei  großen  Mengen  der  gleichen  Sorte  sich  nicht  immer 
Stfieke  von  gleicher  Farbe  und  gleicher  Qualität  befanden,  so  daß 
die  daraus  verfertigten  Segel  kein  gleichmäßiges  Aussehen  besaßen. 
Diese  Verschiedenheit  hatte  ihren  Grund  in  der  Fabrikationsmethode, 
bei  der  jeder  Bauer  seinen  eigenen  Hanf  zubereitete,  verspann  und 
renrebte. 

Der  Rückgang  der  Hanfverarbeitung  war  vorhanden  und  äußerte 
sich  namentlich  für  die  ärmeren  Klassen ;  so  allgemein  und  bedeutend 
wie  beim  Flachsleinen  war  er  jedoch  bei  weitem  nicht,  und  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  war  die  Hanf  leinwandverfertigung  im  Kreise 
Tecklenborg  und  den  angrenzenden  Teilen  der  Kreise  Steinfurt  und 
Warendorf  noch  durchaus  die  allgemeine  und  notwendige  Neben- 
beschäftigung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung. 

Das  Bild  der  Hanflinnenindustrie  wäre  ungleich  schöner  ohne 
die  teilweise  trüben  Verhältnisse  im  Absätze  an  den  Verleger.  Zwar 
war  in  Tecklenburg  die  Leggeeinrichtung  und  damit  der  Markt  für  den 
Weber  wiederhergestellt  Diesen  Charakter  verlor  die  Schauanstalt 
jedoch  bald.  Die  Händler  kauften  das  Leinen  im  Hause  des  Webers 
und  schafften  es  in  großen  Partien  zur  Legge,  oder,  was  später 
immer  häufiger  geschah,  sie  umgingen  die  Anstalt  ganz.^  Wie 
unbedeutend  die  Leggen  geworden  waren,  erhellt  daraus,  daß  von 
den  1049  im  Jahre  1846  geleggten  Stücken  nur  in  Lengerich  82 
meistbietend  verkauft  wurden,  in  Ibbenbüren  eine  Versteigerung 
überhaupt  nicht  stattfinden  konnte,  weil  nur  ein  Leinenhändler  die 
Legge  besuchte  und  nach  dem  Berichte  des  LeggekontroUeurs  die 
64  Weber,  die  ihr  Fabrikat  persönlich  nach  Cappeln  zur  Legge 
brachten,  ihre  Ware  schon  an  die  dortigen  jüdischen  Händler  ver- 
kauft zu  haben  schienen,  da  beim  Versuche  der  Versteigerung  kein 
Gebot  darauf  erfolgte.^)  Bewegt  klagte  im  Jahre  1839  der  Landrat 
des  Kreises  Tecklenburg,   daß  in  der  Bürgermeisterei  Cappeln  die 


1)  N&heres  siehe  anten.  2)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    Sp.  No.  198. 
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Leinwandweber  mehr  oder  weniger  den  Jaden  verfallen  wären,  die 
ihnen  kleine  Vorschüsse,  meist  dorch  Waren,  Hanf-  und  Leinsamen, 
gewährten.     Nach   des   Landrats   Annahme  erhielten    die  Weber, 
während   die  Jaden  iüi  15000—20000  Taler  Leinen  an- 
kauften, kaum  2000  Taler  bar  dafür.(!j  Dabei  mußten  sie  sich 
kleine,  oft  lang  hinausgesetzte  Abschlagszahlungen  gefallen  lassen, 
während   die  Käufer   die  Ware  gleich  abzusetzen  wußten  und  die 
Preise  billiger  als  christliche  Eaufleute  setzen  konnten J) 

Wer  wurde  unter  solchen  umständen   durch  das  Sinken  des 
Leinwandhandels  schwerer  getroffen  als  der  Händler? 


3.  Kapitel.    Die  Yersucho  zur  Hebung  der 
Hand-Leinwandliidastrle. 

1.  Versuch  der  Wiedereinriolitung  der  Flachsleinwandleggen.^) 

Daß  und  warum  gerade  die  Leinenhändler  die  Regierung  mit 
Klagen  über  den  Verfall  und  Vorschlägen  zur  Wiederbelebung  des 
Gewerbes  bestürmten,  ist  bereits  erwähnt  und  soll  hier  nur  wieder- 
holt werden,  da  dies  zu  wissen  notwendig  ist  zum  vollen  Verständnis 
der  staatlich  ergrifTenen  Maßnahmen  und  deren  Erfolge.  Die 
Regierang  blieb  den  Ereignissen  gegenüber  nicht  untätig.  Besonders 
der  Oberpräsident  t.  Vincke  griff  mit  lebliaftem  Interesse  jede  dem 
Wiederaufblühen  der  Leinwandindastrie  dienliche  Anregung  auf. 
Und  den  Händlern  schwebte  die  alte  schöne  Einrichtung  vor,  wo 
ihnen  auf  fremde  Kosten  ihr  Leinen  gemessen,  geprüft  und  zu- 
sammengelegt wurde,  und  wo  der  obrigkeitliche  Stempel  ihnen 
Größe  and  Güte  der  Ware  garantierte.  Was  sie  selbst  nachher  mit 
der  Leinwand  vornahmen,  entging  der  Kontrolle.  Der  Abschaffung 
der  Leggen  im  Jahre  1810  wurde  daher  die  Sobald  an  den  traurigen 
Zeiten  zam  größten  Teil  zageschrieben.  Nachlässigkeit  und  Be- 
trügerei bei  den  Webern  wären  die  Folge  gewesen  und  gleichzeitig 
der  Grund  für  den  ferneren  verminderten  Begehr  nach  mfinsterscher 
Leinwand  im  Aaslande.  Ohne  Schauanstalten  wäre  der  gänzliche 
Verfall  nur  noch  eine  Frage  nicht  sehr  langer  Zeit 


1)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352. 

2)  Für  das  Folgende  siehe    M.   8t-A     A.  N.  Z.    Sp.    198   I   und  II. 
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Aach  die  Begierang  wurde  überzeugt.  Bereits  am  21.  Mai  1814 
forderte  die  Regierungskommission  zu  Münster  unter  Hinweis  auf 
die  gaten  Erfahrungen,  die  man  mit  der  Tecklenburger  Einrichtung 
im  Laufe  von  mehr  als  hundert  Jahren  gemacht  hätte  von  den 
Lindriten  Bericht  über  etwa  in  ihrem  Kreise  vorhandene  Leggen 
oder  über  die  Zweckmäßigkeit  solcher  Anstalten.  Durch  Verordnung 
Tom  S.Juli  1815  wurden  die  Leggen  zu  Tecklenburg  und  Wester- 
bppehi  wiederhergestellt  1)  Am  1.  Februar  1816  trat  die  ehemalige 
Schau-  und  Siegelanstalt  för  Bettbühren  und  Baumseidefabrikate 
zu  Warendorf  wieder  ins  Leben. 

Eine  allgemein  gültige  Leggeordnung  für  feines  Flachsleinen 
blieb  aus,  und  eine  rege  Agitation  der  Eaufleute  dafür  begann. 
Xamentlich  ein  Kaufmann  Schmerling  aus  Greven  setzte  im  Auf- 
trage mehrerer  Handlungshäuser  in  wiederholten  Eingaben  den  Nutzen 
and  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Anstalt  für  den  Bezirk  ausein- 
ander. Der  Handel  mit  Holland  müsste  notwendig  zurückgehen,  da 
das  mit  Holland  vereingte  Brabant  durch  eine  gute  Leggeeinrichtung 
richtiges  Maß  und  Qüte  gewährleistete,  während  in  Münster  bei. 
fehlender  Legge  Nachlässigkeit  und  Betrug  Tür  und  Tor  geöffnet 
wäre  and  so  die  hiesige  Leinwand  in  Holland  keinerlei  Vertrauen 
mehr  besäße.  Amsterdamer  Handlungshäuser  hätten  die  Versicherung 
abgegeben,  wenn  in  Westfalen  Qualität,  Länge  und  Breite  des 
Leinens  durch  eine  Leggeeinrichtung  auf  einen  reellen  und  soliden 
Fuß  käme,  so  zögen  sie  das  westfälische  als  das  bessere  dem  Bra- 
banter  Linnen  vor. 

Die  um  Gutachten  aufgeforderten  Landräte  sprachen  sich  zum 
größten  Teile  für  die  Legge  aus.  Doch  wurden  auch  gegenteilige 
Stimmen  laut  Andere  Gründe  wie  der  Mangel  an  Leggen  hätten 
den  YerfaU  herbeigeführt  In  Brabant  werde  viel  mehr  Lein- 
wand und  von  besserer  Qualität  fabriziert  wie  früher.  Ihr  Haupt- 
markt sei,  seitdem  England  und  Frankreich  ihr  versperrt  sei,  Holland. 
Dabei  habe  man  die  einheimischen  Gewebe  von  der  Konkurrenz 
zum  Bedarfe  des  holländischen  Militärs,  der  dortigen  Waisenhäuser, 
Hospitäler  und  anderer  öffentlicher  Anstalten  ausgeschlossen.  Dazu 
trete  Englands  Leinen-  und  Baumwollindustrie.  Wollten  die  Kauf- 
leate  auf  bestimmter  Länge  und  Breite  bestehen,   so  könnten   sie 


1)  Siehe  unten  III.  Kap.,  No.  2. 
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das  auch  ohne  Legge  erzwingen.    Der  Landrat  von  Ahaus  erkläxri 
direkt  „die  Leggen  für  eine  singulare  Wohltat  der  Eauflente,  die 
in  Anbetracht  zu  den  allgemeinen  Nachteilen,  die  sie  herbeiführen, 
keine  Berficksichtigung  verdient''.    Die  Anstalt  bedeute  für  Fabri- 
kation und  Verkehr  ein  großes  Hindernis  und  einen  großen  Schaden 
fQr   den   kleinen  Weber,   der  stundenweit  zur  Legge  gehen  mfisse 
und  so  neben  den  zu  entrichtenden  Gebühren  auch  seinen  Tagelobo 
verliere.*) 

Daß  auch  einzelne  Kauf  leute  gegen  Schaueinrichtungen  waren, 
ist  nicht  auffallend.  Wo  sich  das  Yerlagssjstem  ausgebildet  hatte, 
bestimmte  der  Kaufmann  in  ganz  anderer  Weise  über  das  za 
liefernde  Produkt  und  besaß  durch  die  Übermittelung  des  Games 
an  den  Weber  wenigstens  eine  Garantie  für  das  Garn.  Wichtiger 
aber  mochte  wohl  die  Möglichkeit  erscheinen,  bei  dem  zerstreuten, 
von  allen  Genossen  abgeschnittenen  Weber  den  Preis  eher  zu  drücken, 
als  wenn  die  Legge  sie  zu  einer  Art  Organisation  brachte.  Daß 
diese  letztere  Gefahr  durch  Verabredungen  der  Händler  untereinander 
vermieden  werden  könnt«,  wußten  diese  recht  genau,  so  daß  die 
Zahl  der  leggefeindlichen  Eaufleute  nicht  sehr  groß  war. 

Der  Glaube  an  die  Leggen  als  Allheilmittel  war  der  Regierung 
durch  die  gegnerischen  Ansichten  zwar  genommen,  für  den  wich- 
tigsten Schritt  zur  Hebung  des  Gewerbes  aber  hielt  sie  deren  Ein- 
richtung immer  noch  und  sprach  sich  für  die  Anstalt  aus. 

Ermutigend  für  die  Anhänger  der  Leggen  war  eine  Verfügung 
des  Handelsministers  vom  17.  Dezember  1817,  nach  welcher  vom 
I.Januar  1818  an  alle  Leinwand  ohne  Unterschied  bei  Vermeidung  einer 
Strafe  von  einem  halben  Taler  nicht  mehr  wie  bisher  gerollt,  sondern 
blätterweise  zusammengelegt  in  den  Handel  kommen  sollte,  so  daß 
der  Käufer  die  gleichartige  Beschaffenheit  eines  Stückes  ohne  großen 
Zeitverlust  prüfen  konnte.  Glaubte  man  jedoch  hieraus  schließen 
zu  dürfen,  der  Minister  werde  auch  einem  Leggezwange  nicht  ab- 
geneigt sein,  so  täuschte  man  sich.  So  sehr  der  Minister  mit  dem 
Zwecke  der  Leggeeinrichtung  einverstanden  war,  den  Leggezwang 
hielt  er  mit  den  Grundsätzen  der  Gewerbefreitheit  und  der  Staatsver- 
waltung nicht  vereinbar.    Li  Münster  aber  wollte  man  den  Zwang. 

1)  Für  den  Kreis  Ahaus  wurde  der  entgehende  Tagelohn  auf  6—7,  die 
Leggegebübr  auf  4,  die  Gesamtausgaben  also  auf  lu — 11  gute  Groschen  ge- 
schätzt; das  waren  4—5^0  des  Gesamtpreises. 
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Die  Yerhandlangen  führten  za  keinem  Resultate.    In  einem  aus- 
fohrlichen  Schreiben  an  den  Oberpräsidenten  vom  16.  März  1820 
setzte  der  Handelsminister  seine  Ansicht  noch  einmal  auseinander. 
Aach  er  glaubte,  daß  es  für  die  Linnenfabrikation  überhaupt, 
for  das  Vertrauen  im  auswärtigen  wie  inländischen  Handel  und  für 
die  Möglichkeit,  mit  den  nachbarlichen  Provinzen  gleichen  Schritt 
zu  halten,  von  entschiedener  Wichtigkeit  sei,  auch  im  Regierungs- 
bezirk Münster  Leggeanstalten,  wie  sie  in  Minden  und  Ravensberg 
bestanden,  zu  organisieren.    Sie  leisteten  für  die  gleiche  Oüte  der 
Ware  und  jedes  einzelnen  Gewebes  von  einem  Ende  bis  zum  anderen, 
for  die  Zahl  der  Ellen,  welche  das  Stück  enthielt,  und  für  tüchtige 
Arbeit  die  nötige  Gewähr.    „Tritt  bei  der  Erreichung  dieses  Zweckes 
kein   besonderer,  nur  durch  ein  allgemeines  Gesetz  anzuordnender 
direkter  Zwang  ein,  welcher  die  bestehende  Gewerbefireiheit  beschränkt, 
80  kann  kein  Hinderungsgrund  vorhanden  sein,   gewerbepolizeilich 
darauf  hinzuwirken,  daß  die  Leggeanstalten  bald  ins  Leben  kommen."* 
Als  geeigneter  Weg  erschienen  ihm  freiwillige  Anstalten,  in  denen 
staatliche  Beamte  die  Schau  übernähmen. 

Die  grundsätzliche  ministerielle  Zustimmung  unter  Ablehnung 
des  Zwanges  hatte  weitere  Schritte  im  Gefolge.  Eine  ausfuhrliche 
Listroktion  wurde  in  baldige  Aussicht  gestellt  und  der  oben  erwähnte 
Kaufmann  Schmerling  mit  einem  Monatsgehalt  von  50  Talern 
(einschl.  Fuhrkosten)  zum  Leggekommissar  ernannt  mit  dem  Auftrage, 
Leggelokale  in  stand  setzen  zu  lassen  und  die  notwendigen  Mobilien 
und  Utensilien  anzuschaffen. 

Endlich  am  9.  Januar  1821  erschien  denn  auch  die  Legge- 
ordnnng  für  den  Regierungsbezirk  Münster  mit  Ausnahme  des  Kreises 
Tecklenburg,  wo  die  bestehende  Schauordnung  in  Kraft  blieb. 

Leggeordnung.  1) 

Es  hat  eine  nähere  Erörterung  ergeben,  daß  Vernachlässigung 
in  der  Weberei  und  Mangel  des  vollen  Länge-  und  Breitemaßes  den 
verminderten  Absatz  der  Leinwand  des  hiesigen  Regierungsbezirkes 
größtenteils  verschulden  und  daher  sich  lebhaft  der  Wunsch  aus- 
gesprochen, durch  Einrichtung  von  sich  überall  wohltätig  bewährten 
Leinwandleggen  dieesm  Übel  zu  steuern. 

1)  Amtsblatt  der  Egl.  Regierung  zu  Münster  182],  No.  2,  sowie  M.  St-A. 
A.  N.  Z.    Sp.  No.  19S  I,  Bl.  186ff. 

B  i  1 1  e  r ,  H«nd-Lolnwuidindii8trie.  7 
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Wir  erföllen  dieses  Verlangen,  indem  wir  unter  Genehmigung 
des  hohen  Ministeriums  des  Handels  nachfolgende  Leggeordnung 
für  unseren  Verwaltungsbezirk  erteilen  mit  Ausnahme  des  Kreises 
Tecklenburg,  woselbst  die  bestehende  Leggeordnung  vorerst  in 
Wirksamkeit  bleibt 

I.  Allgemeine  Bestimmungen  Aber  den  Zweck  der  Legge 
und  der  dadurch  zu  gewährenden  Garantie. 

§  1.  Jedes  zur  Legge  gebrachte  Stück  Leinwand  (mit  Ausnahme 
der  Sack-,  Pack-  und  Farbeleinwand)  muß  die  Länge  von  52  Bra- 
banter  Ellen   (53Vi6  Berliner)  haben;   die  Breite   teilt   sich   nach 
Vierteln  und  bleibt  dem  Weber  überlassen,  sie  muß  aber  auf  der 
Legge  angegeben  werden,  ebenso  wie  die  Feinheit  nach  der  Faden- 
zahl (viertel,  fünftel  usw.). 

Der  alsdann  nach  vorgängiger  Durchschauung  dem  Stücke  za 
gebende  Stempel  bescheinigt  und  gewährt  dem  Ankäufer: 

1.  das  Längenmaß  zu  52  Brab.  Ellen; 

2.  die  Breite  der  Leinwand  nach  Vierteln; 

3.  die  Feinheit  nach  Maßgabe  der  Fadenzahl; 

4.  die  durch   das  ganze  Stück  fortgehende  Gleichheit  des 
Gewebes,  sowohl  in  Hinsicht  des  Stoffes   als  der  Arbeit 

IL  Ernennung  des  Leggemeisters  und  seiner  Gehülfen. 

§  2.  Für  jede  Legge  wird  ein  Leggemeister  mit  einem  oder 
zwei  Gehälfen  ernannt  Derselbe  muß  ein  das  öffentliche  Zutrauen 
verdienender,  kautionsfahiger  Mann  sein,  der  bei  hinreichender 
Kenntnis  der  Leineweberei  und  der  verschiedenen  örtlichen  Sorten 
der  Leinwand  zugleich  die  Leggekassen-,  Buch-  und  Bechnungsführung 
versteht.  Der  Leggemeister  und  die  beiden  Gehülfen  werden  nur 
mit  Vorbehalt  der  Kündigung  angestellt  und  vom  Bürgermeister 
des  Ortes  auf  treue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  nach  dieser  Ordnung 
vereidigt,  worüber  eine  schriftliche  Verhandlung  aufzunehmen  ist 

m  Allgemeine  Pflichten  des  Leggemeisters  und  seiner  Gehülfen. 

§  3.  Dem  Leggemeister  liegt  unter  Handreichung  der  Legge- 
gehülfen  die  Prüfung  und  richtige  Würdigung  der  zur  Legge  ge- 
brachten Leinwand  in  Hinsicht  der  Gleichheit  des  Gewebes  und  der 
vollen  Fadenzahl  nach  den  angegebenen  Sorten  oder  Nummern,  die 
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Vermessung  der  Länge  und  Breite,  die  richtige  Bezeichnung  und 
Stempelung,  das  Wiederzusammenlegen  und  Einbinden,  wenn  solches 
die  Eigentümer  verlangen,  die  Bewahrung  vor  Unreinlichkeit  und 
Beschädigungen,  bis  die  Leinwand  dem  Eigentümer  zurückgegeben, 
die  richtige  Eintragung  in  das  Leggebuch  und  Register  und  die 
Führang  der  Kasse  ob. 

Für  letztere  sowie  für  richtige  Stempelung  bestellt  derselbe  eine 
Ksation,  deren  Betrag  das  Leggeamt  unter  Zustimmung  des  Legge- 
kommissars  bestimmt. 

Der  Leggemeister  und  seine  Qehülfen  müssen  den  zur  Legge 
kommenden  Eaufleuten  und  Webern  mit  Bescheidenheit  begegnen 
und  das  Leggen  nach  der  Reihenfolge  in  der  Ankunft  vornehmen; 
es  ist  dagegen  auch  jede  Unhöflichkeit  und  Lärmen  und  Störung 
seitens  der  Anwesenden  streng  untersagt. 

Weder  der  Leggemeister  noch  die  Gehülfen  dürfen  von  den 
Webern  oder  Fabrikanten  Geschenke  annehmen  bei  Strafe  von 
5  Btlm.  und  im  Wiederholungsfalle  der  sofortigen  Entlassung. 

IV.  Leggeoperation  und  Bezeichnung  der  verschiedenen  Stempel. 

§  4.  Der  Leggemeister  hat  die  zur  Legge  gebrachte  Leinwand 
in  Empfang  zu  nehmen  und  sofort  den  Namen  des  Webers  nebst 
der  angegebenen  Breite  und  Nummer  des  Stückes  nach  der  Faden- 
zabl  mit  Kreide  darauf  zu  schreiben.  Demnächst  wird  die  Leinwand 
auf  dem  dazu  bestimmten  Leggetische  von  5  zu  5  Brab.  Ellen 
gemessen  und  durchgesehen,  ob  die  Weberei  untadelhaft  und  gleich- 
mäßig ist  Finden  sich  keine  bedeutenden,  dem  Ankäufer  schadende 
Fehler  vor,  und  ist  auch  sowohl  die  Länge  als  die  erklärte  Breite 
und  Fadenzahl  richtig,   so  erhält  die  Leinwand  folgende  Stempel: 

1.  einen  zu  Anfang  des  Stückes  und  am  Ende  von  52  Brab. 
Ellen.  Dieser  Stempel  hat  die  Umschrift  des  Leggeortes  und 
bezeichnet  in  der  Mitte  sowohl  die  Länge  als  Breite; 

2.  einen  zu  Anfang  des  Stückes  beizudrückenden  Stempel, 
welcher  die  Feinheit  nach  Fadenzahl  angibt,  z.  B.  8tel,  9te], 
12tel  usw. 

Sack-,  Pack-  und  Farbeleinwand  unterliegen  keiner  bestimmten 
L&ngebestimmung;  sie  werden  bloß  in  Hinsicht  der  Breite  und 
Fehler  geschaut  und  mit  einem  Stempel  Nr.  0  versehen,  der  in 
der  Mitte  zugleich  die  Breite  enthält. 

7* 
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3.  Ist  das  Stück  in  der  Breite  höohstens  einen  Zoll  sohmaler, 
als  es  nach  der  Angabe  sein  sollte,  so  wird  außerdem  noch  ein 
dritter  Stempel  mit  der  Bezeichnung  S.  M.  beigedmckt,  um  dem 
Ankäufer  bemerklich  zu  machen,  daß  die  volle  angegebene  Breite 
nicht  vorhanden  sei;  fehlt  jedoch  an  der  vom  Weber  erklärten 
Breite  mehr  als  ein  Zoll,  so  wird  das  nächstfolgende  absteigende 
Viertel  aufgestempelt  und  auf  den  Überschuß  an  Breite  keine 
Rücksicht  genommen,  so  z.  B.  wird  Leinwand,  welche  als  V«  ^^' 
gegeben,  der  aber  mehr  als  ein  Zoll  hieran  fehlt,  nur  zu  ^U  durch 
den  Stempel  bezeichnet. 

4.  Leinwand,  welche  sich  durch  besondere  Feinheit,  Güte  und 
Qleichheit  des  Qewebes  auszeichnet,  soll  als  Anerkenntnis  des 
Fleißes  und  zur  Aufmunterung  des  Webers  noch  einen  besonderen 
Eronenstempel  erhalten.  Bei  künftigen  Prämienverteilungen  wird 
hierauf  vorzüglich  Rücksicht  genommen  werden.  —  Findet  sich 
ein  Stück  länger  als  52  Brab.  Ellen,  so  kann  der  Weber  das 
Übermaß  abschneiden  lassen  und  zurücknehmen;  ist  aber  das 
Stück  nicht  52  Ellen  lang  oder  die  Verarbeitung  nicht  durch- 
gehends  gleich,  oder  sind  bedeutende  Fehler  darin  enthalten,  so 
erhält  das  Stück  gar  keinen  Stempel  und  wird  dem  Weber  nach 
Einzahlung  der  Strafe  (§  7)  zurückgegeben. 

Sobald  die  Stempel  aufgedruckt  sind,  trägt  der  Leggemeister 
die  geschehene  Leggung  in  das  jedem  Weber  unentgeltlich  zu  ver- 
abreichende Leggebuch  sowie  in  sein  Register  ein. 

V.  Leggegebühren. 

§  5.  Die  Leggegebühren,  welche  einzig  zur  Unterhaltung  be- 
stimmt sind  und  verwandt  werden  sollen,  werden  vorläufig  von  jedem 
zur  Legge  gebrachten  Stücke  Leinwand,  es  mag  die  Bestempelung 
erbalten  oder  nicht,  auf  2  g.  Gr.  festgesetzt  Auf  die  Breite,  größere 
oder  geringere  Feinheit  kommt  es  hierbei  nicht  an. 

VL  Zeitbestimmung  über  die  Arbeitsstunden  auf  der  Legge. 

§  6.  In  den  Monaten  Dezember,  Januar,  Februar,  März,  April, 
Mai  ist  die  Legge  wöchentlich  an  zwei  vom  Leggeamte  näher  be- 
kannt zu  machenden  Tagen,  in  den  Monaten  Juni,  Juli,  August, 
September,  Oktober,  November  aber  wöchentlich  an  einem  Tage 
offen.   In  den  ersten  sechs  Monaten  muß  der  Leggemeister  mit  seinen 
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Gehfilfen  von  des  Morgens  9  bis  12  Uhr  und  des  Nachmittags  von 
2  bis  5  Uhr  auf  der  Legge  gegenwärtig  sein,  in  den  letzteren  sechs 
Monaten  des  Morgens  von  7  bis  12  Uhr  und  des  Nachmittags  von 
2  bis  5  Uhr. 

Wenn   an  einigen  Orten  noch  mehrere  Leggetage  erforderlich 
sein  sollten,  so  hat  das  Leggeamt  sie  näher  zu  bestimmen. 

YII.  Strafbestimmongen. 

§  7.  Der  Leggemeister  ist  verpflichtet,  die  bei  der  Früfimg  sich 
zeigenden  Fehler  im  Gespinst,  Garn,  Sortierung,  Gewebe,  Leinen 
oder  Stärkung  und  Appretur  den  Webern  mit  Bescheidenheit  zu 
zeigen  und  sie  über  deren  Verbesserung  zu  belehren. 

Grobe  und  betrügliche  Fehler  ziehen  folgende  bestimmte  Strafen 
nach  sich: 

a)  für  jedes  Stück,  welches  nicht  die  Länge  oder 

Mangel  an  der  vom  Weber  erklärten  Breite  hat    12  g.  Gr. 

b)  für    nicht   gehörige    Sortierung    der   Game, 
Scherung  und  der  Einschlags  .    .    .    .    ,    .    12  g.  Gr. 

c)  fehlende  Fäden   und   nachlässig  behandelter 
Fadenbruch  im  Stück 16  g.  Gr. 

d)  schadhafte  Anbringung  der  Stärke  oder  des 

Breies 16  g.  Gr. 

e)  schlechte  Eggen 12  g.  Gr. 

f)  unterlassene  Mitbringung  des  Leggebuches    .      2  g.  Gr. 
Diese  Strafen  werden  im  Wiederholungsfalle  verdoppelt. 

Wenn  übrigens  die  sich  zeigenden  Fehler  auch  nicht  so  geeignet 
sindf  um  die  hier  bestimmten  Strafen  erkennen  zu  können,  so  darf 
doch,  sobald  solche  für  den  Ankäufer  von  erheblichem  Nachteil  sein 
würden,  das  Stück  nicht  gestempelt  werden,  sondern  es  wird  dem 
Eigentümer  sofort  zurückgegeben. 

YIU.  Führung  des  Kassen-  und  Bechnungswesens. 

§  8.  Der  Leggemeister  trägt  die  Gebühren  und  Strafgelder  in 
das  Leggeregister  nach  dem  vorgeschriebenen  Schema  ein  und 
schließt  die  Einnahme  mit  jedem  Monat  ab.  Die  Gelder  muß  er 
bei  eigner  Verantwortlichkeit  sofort  in  sicheren  Verschluß  bringen 
ond  darf  sich  deren  Verwendung  zu  eignem  Gebrauche  in  keiner 
Art  anmaßen,  auch  ohne  besondere  Anweisung  des  Leggeamtes  keine 
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Ausgaben  daraas  bestreiten.  Sind  Utensilien  anzaschafifen,  fiepara- 
toren  zu  bewirken  usw.,  so  muß  dies  dem  Vorsteher  des  Leggeamtes 
zur  Oenehmigung  und  Anweisung  angezeigt  werden. 

Über  Einnahme  und  Ausgabe  reicht  der  Leggemeister  alle 
Jahre  am  1 .  Januar  eine  gehörig  belegte  Rechnung  dem  Leggeamte 
ein,  welches  solche  annimmt,  die  erforderlichen  Bemerkungen  dazu 
macht  oder  sie  den  Umständen  nach  fär  berichtigt  erklärt.  Findet 
der  Leggemeister  sich  durch  die  Notaten  des  Amts  beeinträchtigt, 
so  wird  die  Rechnung  dem  Leggekommissar  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt 

IX.  Gehalt  des  Leggemeisters  und  seiner  Gehülfen. 

§  9.  Das  Gehalt  des  Leggemeisters  und  seiner  Gehülfen  kann 
erst  nach  Maßgabe  der  stattgefundenen  Einnahme  am  Schlüsse  des 
ersten  Jahres  bestimmt  werden.  Das  Amt  hat  nach  abgenommener 
Rechnung  die  Vorschläge  hierzu  dem  Leggekommissar  einzureichen, 
welcher  solche,  mit  einem  Gutachten  begleitet,  an  uns  zur  Ent- 
scheidung einsenden  wird. 

Sollte  die  Einnahme  von  einzelnen  Leggen  nach  Abzug  der 
Unterbai tungs-  und  Besoldungskosten  noch  einen  Überschuß  ge- 
währen, so  soll  dieser  zu  Prämien  för  vorzüglich  gute  und  preis- 
würdige Arbeit,  zur  Verbesserung  der  Weberei  und  Spinnerei  im 
allgemeinen,  wie  auch  zur  Unterstützung  verarmter  und  verdienter 
Weber  verwandt  werden.  Die  hierzu  vom  Amte  zu  machenden 
Vorschläge  sind  dem  Leggekommissar  zur  Genehmigung  einzureichen. 

X.  Bestimmung  der  Leggeorte. 

§  10.  Die  Leinenleggen  sollen  an  Orten  errichtet  werden,  wo- 
selbst und  in  deren  Umgegend  so  viele  Leinwand  für  den  Handel 
verfertigt  wird,  daß  die  Anlage  einen  sicheren  Bestand  verspricht; 
vorläufig  zu: 

1.  Warendorf.  2.  Oelde.  3.  Beckum.  4.  Lüdinghausen. 
5.  Werne.  6.  Olfen.  7.  Legden.  8.  Ahaus.  9.  Stadtlohn.  10.  Epe. 
11.  Gronau.  12.  Borken.  13.  Laer.  14.  Metelen.  15.  Gescher. 
16.  Billerbeck.     17.  Steinfurt     18.  Everswinkel.     19.  Emsdetten. 

Es  steht  jedoch  jedem  Weber  frei,  die  Leinwand  zu  jeder  ihm 
beliebigen  Legge  zu  bringen. 
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XI.  Errichtung  des  Leggeamtes  and  dessen  Bestimmung. 

$11.  An  jedem  dieser  Orte  wird  ein  Leggeamt  gebildet, 
welches  aus  drei  Eauflenten  and  aas  drei  Webern  besteht,  die  von 
den  Leinwandhfindlern  und  Webern  des  Orts  alle  drei  Jahre  ge- 
wählt werden. 

Dem  Amte  gebührt  die  nächste  Aufsicht  über  die  Le^geanstalt 
und  die  Sorge  für  Erfüllung  seines  Zweckes  in  genauer  Vollziehung 
dieser  Ordnung;  es  ernennt  den  Leggemeister  und  dessen  Grehülfen, 
es  erörtert  und  entscheidet  zwischen  den  Webern  und  dem  Legge- 
meister etwa  vorkommende  Streitigkeiten  mit  Vorbehalt  des  Rekurses 
an  die  landrätliche  Behörde,  es  macht  dem  Leggekommissar  die 
Vorschläge  zu  den  Prämien  usw. 

Die  Mitglieder  des  Leggeamtes  wählen  einen  aus  ihrer  Mitte 
zum  Vorsteher,  welcher  die  nächste  Leitung  der  dem  Amte  über- 
tragenen Geschäfte  hat  und  solches  in  vorkommenden  Fällen  zu- 
sammenberuft; die  Mitglieder  verwalten  ihre  Stellen  als  Ehrenposten. 

XII.    Ernennung   des   Leggekommissars   und   dessen  Bestimmung. 

§  12.  Um  die  erforderliche  Einheit  des  Verfahrens  zu  erhalten, 
wird  vorläufig  ein  dazu  geeigneter  sachkundiger  Mann  zum  Legge- 
kommissar bestellt  und  demselben  die  Oberaufsicht  über  sämtliche 
Leggen  des  Regierungsbezirks  übertragen.  Dieser  wird  vorerst  halb- 
jährlich die  Leggen  bereisen,  den  Gang  der  Geschäfte  beobachten, 
Mängeln  und  Mißbräuchen  abhelfen,  die  Vollziehung  dieser  Ord- 
nung  in  allen  ihren  Teilen  beachten,  mit  den  Amtern  über  die 
noch  zu  treffenden  Anordnungen  und  Verbesserungen  sich  beraten 
und  die  erforderliche  Anweisung  erteilen  oder  nach  Umständen  bei 
uns  nachsuchen.  Von  den  Herren  Landräten  und  Bürgermeistern 
erwarten  wir,  daß  dieselben  ihn  überall  in  Ausführung  seines  wohl- 
tätigen Berufs  tätig  unterstützen  werden. 

Der  Leggekommissar  ist  verpflichtet,  auf  seinen  Rundreisen  das 
Leggebuch  des  Leggemeisters  sich  vorlegen  zu  lassen,  dessen 
RechnungsfCihrung  und  Kassenzustand ,  ingleichen  die  Lage  des 
Rechnungs- Abnahme -Geschäfts  nachzusehen.  Auf  vorgefundene 
Versehen  hat  derselbe  die  Leggemeister  und  Ämter  aufmerksam  zu 
machen,  welche  seinen  desfallsigen  Anweisungen  pünktlich  Folge 
leisten  müssen,  vorgefundene  Unregelmäßigkeiten  aber  hat  er  sofort 
näher  zu  erörtern  und  uns  Anzeige  davon  zu  machen. 
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Aach  wird  derselbe  uns  die  Leggemeister  und  deren  Gehülfen 
namhaft  machen,  welche  sich  durch  eine  besonders  tätige  nnd  ge- 
schickliche Dienstfuhrung  auszeichnen,  und  werden  diese  bei  Ver- 
teilung außerordentlicher  Belohnungen  vorzugsweise  berücksichtigt 
werden. 

Alle  Berichte  des  Leggekommissars,  die  einzelnen  Leggen 
betreffend,  werden  uns  durch  die  Hand  des  betreffenden  Land- 
rats, mit  dessen  Visa  nnd  etwaiger  Bemerkung  begleitet,  ein- 
gereicht. 

Am  1.  März  j.  J.  erstattet  uns  der  Leggekommissar  eine  all- 
gemeine vollständige  Übersicht  über  den  Gang  des  Geschäfts, 
Eassenzustand  des  letzt  abgelaufenen  Jahres  usw. 

XIU.    Termin  zur  Eröffnung  der  Leggeanstalten. 

§  13.  Die  Eröffnung  der  Leggen  hat  am  1.  Februar  d.  J. 
statt;  es  werden  daher  die  betreffenden  Landräte  und  Bürgermeister 
angewiesen,  wegen  Einrichtung  der  Lokale  usw.  die  bereits  über- 
all eingeleiteten  Anordnungen  zur  Ausführung  zu  bringen,  damit 
obiger  Termin  überall  eingehalten  werden  könne. 

"Über  den  wichtigsten  Punkt,  den  Leggezwang,  hatte  man  ab- 
sichtlich nichts  gesagt  und  „die  möglichste  vorsichtige  Fassung  ge- 
nommen, um  den  Glauben  zu  veranlassen,  daß  wirklicher  Zwang 
stattfindet",  wie  der  Oberpräsident  v.  Vincke  sich  selbst  einmal 
ausdrückte. 

Die  Leggeordnung  ist  eigentlich  niemals  in  Wirksamkeit  ge- 
treten, denn  das  Fiasko,  das  die  ganze  Bewegung  erlitt,  war  derart 
kläglich,  wie  es  selbst  die  Pessimisten  kaum  vorhergesehen  haben 
werden.  In  einigen  Fällen  hatte  die  spitzfindige  Fassung  den  Er- 
folg, daß  die  Weber  in  dem  Glauben,  es  herrsche  Zwang,  anfangs 
die  Legge  besuchten.  Als  sie  aber  Kenntnis  des  wahren  Sach- 
verhaltes bekamen,  blieben  sie  fern.  Einzelne  Anstalten  wurden 
trotz  öffentlicher  Bekanntmachung  der  stattgehabten  Einrichtung 
niemals  besucht,  und  die  übrigen  gingen  bald  wieder  ein. 

Nach  einer  vom  Juli  1821  datierenden  Aufstellung  war  in  den 
Kreisen  Ahaus  und  Steinfurt  zu  der  Zeit  folgendes  Ergebnis  zu 
verzeichnen : 
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L^ggeort 


Termin,  an 

dem  die  Legge 

eingegangen 

ist 


Ahao«  .  .  . 
Epe  .... 
Gronau  .  . 
Stadtlolm . 
Legden  .  . 
Metelen .  . 
Steinfurt  . 
Emsdetten 


10.  April 
20.  April 
14.  Mai 

6.  AprU 
31.  März 

3.  Jnni 

7.  April 
30.  Juni 


Anzahl  der 

geleggten 

Stücke 


1012 

291 

200 

2505 

1057 

58 

1 

193 


Gezahltes 

Leggegeid 

Rtlr. 

g.  Gr. 

22 

6») 

24 

6 

8 

8^ 

74 

12») 

22 

K?) 

4 

20 

2 

9 

2^) 

Die  leggefeindlichen  Kaafleute  boten  den  Webern  an,  alles 
Leinen  auch  angeleggt  zu  kaufen  und  ibnen  so  die  Gebühren  zu 
ersparen.  Einige  gingen  sogar  so  weit  den  Webern  zu  erklären, 
überhaupt  kein  geloggtes  Stück  von  ihnen  zu  kaufen.  Im  allge- 
meinen erkannten  die  Händler  jedoch  die  Zweckmäßigkeit  der  Ordnung 
an,  nur  ging  ihr  Wunsch  dahin,  das  Leinen  möchte  nach  der  Bleiche 
noch  einmal  geleggt  werden,  damit  sie  das  durch  Recken  der  Lein- 
wand auf  der  Bleiche  erzielte  Übermaß  abschneiden  und  als  „ersten 
Gewinn"  für  sich  behalten  könnten.^)  Auch  die  Bestimmung  und 
Bezeichnung  nach  der  Fadenzahl  erklärte  man  für  überfiüßig  und 
zweckwidrig,  da  der  Preis  sich  nicht  nur  nach  der  Fadenzahl,  sondern 
auch  nach  dem  Gewebe,  dem  Flachse  und  vielen  anderen  Zu- 
fälligkeiten richtete;  zudem  wäre  die  Ausmittelung  der  Fadenzahl 
sehr  zeitraubend. 


1)  Nach  einer  Besümmong  des  Leggeamtes  war  für  die  vor  Bekannt- 
machoDg  der  Leggeordnung  gewebte  Leinwand  nur  V^  g*  Or.  pro  Stück  zu 
entrichten. 

2)  Das  Leggeamt  hatte  die  Gebühren  auf  1  g.  Gr.  pro  Stück  herabgesetzt. 

3)  Das  Leggeamt  bestimmte  für  die  graue  Leinwand  1  g.  Gr.,  für  das 
Nachmessen  der  gebleichten  V^  g-  Gr.  pro  Stück. 

4)  Nach  einer  Regierungs- Verfügung  vom  8.  Juni  1821  war  zu  Emsdetten 
von  dem  Sack-,  Pack-  und  Farbeleinen  nur  ein  Leggegeid  von  lg.  Gr.  zu 
sahlen. 

5)  Wie  das  Reclcen  geschah,  schildert  der  Reg.-Rat  v.  Fobcksnbbok  in 
einem  Reiseberichte  1821  also:  „Zehn  Männer  fallen  über  die  Leinwand  her 
und  recken  mit  aUen  Leibeskr&ften,  um  einige  Ellen  zu  gewinnen.  Dadurch 
leidet  das  Leinen  und  besonders  auch  die  Breite,  so  daß  das  Leinen  in  Miß- 
kredit gerat.* 
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Als  Hauptgrand  für  den  traurigen  Ausgang  erschien  allen 
Leggeanhängern  der  fehlende  Zwang,  wie  auch  die  kurze  Zeit  des 
vermuteten  Zwanges  bewiesen  hätte. 

In  einem  erneuten  ausfuhrlichen  Schreiben  an  den  Handels- 
minister bat  die  Regierung  um  die  zweijährige  probeweise  Einführung 
einer  Zwangslegge,  erhielt  aber  schon  am  22.  November  1821  die 
Antwort,  diesem  Antrage  könne  nicht  stattgegeben  werden  und 
zwar  „um  so  weniger,  da  sich  die  freiwillige  Schau  von  selbst  er« 
halten  wird,  wenn  sie  den  Bedürfnissen  des  Handels,  die  hierbei 
allein  berücksichtigt  werden  können,  entspricht;  und  wenn  der 
Handelsstand  der  Schau  entgegen  ist,  sicher  angenommen  werden 
kann,  daß  er  sie  nicht  bedarf. 

Seit  August  1821  erhielt  auch  der  Leggekommissar  keine  Ver- 
gütung mehr  und  war  nach  der  Bestimmung  des  Ministers  mit 
allen  Ansprüchen  abzuweisen. 

Von  allen  Leggen  —  im  September  1821  wurden  eingerichtet 
die  zu  Oelde,  Beckum,  Sendenhorst,  Warendorf  und  Everswinkel  — 
bestanden  im  September  1822  noch  die  zu  Warendorf  und  Füch- 
torf,  und  als  diese  letztere  nach  einigen  Jahren  ebenfalls  einging, 
nur  noch  die  zu  Warendorf.  Die  ganze  Einrichtung  wurde  ein 
Gegenstand  des  Spottes  und  Hohnes,  als  auch  der  so  oft  in  Aus- 
sicht gestellte  Zwang  ausblieb. 

Der  Versuch  einzelner  Kauf  leute,  sich  bei  Vermeidung  einer 
Konventionalstrafe  der  Legge  zu  bedienen,  hat  ernstere  Formen 
nicht  angenommen.  Doch  ruhten  die  Bestrebungen  zur  Errichtung 
einer  Zwangsanstalt  nicht.  Auch  der  westfälische  Provinziallandtag 
nahm  sich  der  Angelegenheit  an  und  wandte  sich  mit  einem  be- 
treffenden Antrag  an  die  Regierung,  d.  h.  den  König.  In  Berlin 
war  man  um  Worte  nicht  verlegen  und  gab  im  Landtagsabschiede 
vom  31.  Oktober  1829  die  klassische  Antwort,  daß  über  die  Lein- 
wandleggen  nach  erfolgter  Vernehmung  sachkundiger  Personen  der 
dabei  interessierten  Gewerbe  solche  allgemeine  Vorschriften  entworfen 
werden  sollten,  daß  durch  sie  der  beabsichtigte  Zweck  mit  der  zur 
Sicherung  der  diesseiten  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  nötigen  mög- 
lichst geringen  Beschränkung  der  Freiheit  des  Gewerbebetriebs  erreicht 
würde.  0  Vorbildlich  für  die  Reorganisation  des  Leggewesens  sollte 


1)  Der  zweite  westfälische  Landtag,  Münster  1S30,  II.  Teil,  a  8. 
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die  Verordnang  betreffend  die  polizeilichen  Verhältnisse  des  Leinen- 
gewerbes in  Schlesien  und  der  Grafschaft  ölatz  vom  2.  Juni 
1827  i)  sein. 

Da  jedoch  der  Qedanke  an  eine  Zwangslegge  vom  Minister 
gleich  Ton  vornherein  für  undiskntabel  erklärt  wurde  —  und  die 
Verordnung  für  Schlesien  setzte  Zwang  fest  — ,  so  verliefen  die 
Verhandlungen  resultatlos. 

Eine  erneute  Petition  des  Landtages  vom  Jahre  1837  wurde 
mit  der  einfachen  Bemerkung  abgetan,  daß  für  allgemeine  Vor- 
schriften über  das  Leinwandleggewesen  die  vorliegenden  Materialien 
noch  nicht  vollständig  genug  seien,  um  eine  schließliche  Entscheidung 
darauf  zu  gründen. 

Ende  der  dreißiger  Jahre  fand  auch  die  Warendorfer  Legge 
ihr  Ende,  und  mit  dem  Verkaufe  der  Leggeutensilien  schwand  die 
letzte  Erinnerung  an  das  Institut  dahin. 

Wohl  selten  ist  ein  mit  so  großen  Erwartungen  und  Anstren- 
gungen unternommener  Versuch  kläglicher  gescheitert  wie  die  Ein- 
richtung der  Flachsleinwandleggen.  Betrachtet  man  nur  die  Berichte 
aus  jenen  Zeiten,  so  scheint  es  eine  Erklärung  für  das  Mißlingen 
kaum  zu  geben.  Die  Regierung  lieh  ihre  Unterstützung  nach  allen 
möglichen  Richtungen  hin,  die  Eaufleute  strebten  mit  Ausdauer 
und  Bemühung  danach,  und  der  Weber  sollte  gerade  durch  das 
Fehlen  der  Leggen  den  Markt  für  sein  Leinen  verloren  haben. 
Trotzdem  vermochte  das  Institut  kein  Leben  zu  gewinnen.  Daß 
der  Weber,  wenn  ihn  die  ünverkäuflichkeit  seines  Produktes  in 
große  Not  gebracht  hätte,  die  dargebotene  rettende  Hand  nicht  so- 
fort and  ohne  Zwang  ergriffen  haben  würde,  läßt  sich  kaum  an- 
nehmen. Noch  viel  weniger  aber  kann  man  annehmen,  der  un- 
gebildete, einsam  auf  seiner  Scholle  sitzende  Bauer  hätte  das  ganze 
Wirtschaftsgetriebe  durchschaut  und  erkannt,  daß  die  Blütezeit  für 
die  durch  landwirtschaftliche  Nebenarbeit  erzeugte  Leinwand  end- 
gültig vorbei  war,  also  eine  Erkenntnis  gehabt^  die  zu  jener  Zeit 
selbst  den  Aufgeklärtesten  und  Erfahrensten  nur  dunkel  vorschwebte. 
Doch  so  dumm  war  der  Weber  auch  nicht  zu  glauben,  nur  durch 
fortgesetzte  Lieferung  betrügerischer  und  nachlässiger  Waren  einen 
angemessenen  Verdienst  erhalten  zu  können ;  und  so  weit  ging  das 


1)  Qes. -Sammlung  S.  87. 
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gute  Herz  der  Kauf  leute  sicherlich  auch  nicht,  daß  sie  den  Webern 
die  nach  ihren  Ausführungen  im  Auslande  unverkäuflichen  Produkte 
abnahmen.  Die  Klagen  der  Händler  nehmen  sich  etwas  kind- 
lich aus. 

Die  einzige  Erklärung  bleibt  in  der  schon  mehrfach  betonten 
Tatsache,  daß  die  ganze  Leggeeinrichtung  für  den  Bauer  an  In- 
teresse verlor,  das  heißt,  daß  die  Weberei  für  den  Markt  für  ihn 
von  sinkender  Wichtigkeit  wurde. 

Bezeichnend  ist,  daß  in  diesem  Falle  der  Handelsstand  nicht 
die  augenblicklich  von  ihm  so  sehr  gerühmte  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit verteidigte,  sondern  das  einzige  Heil  in  der  Wieder- 
aufrichtung merkantilistischer  Schranken  sah. 

In  Berlin  dachte  man  anders. 

2.  Das  Teoklenburger  Leggewesen. 

Länger  und  erfolgreicher  hielten  sich  die  Schauanstalten  fOr 
Hanf  leinwand,  da  hier,  wie  oben  auseinandergesetzt,  die  Verhältnisse 
ganz  anders  lagen.  Die  zur  Zeit  der  französichen  Herrschaft  auf- 
gehobenen Leggen  traten  wieder  ins  Leben  durch  folgende  von  der 
Egl.  preußischen  Regierungs-Eommission  zu  Münster  am  3.  Juli 
1815  erlassene 

Verordnung  wegen  vorläufiger  Wiedereinrichtung  des 

Teoklenburger  Leggewesens.O 

§  1.  Zur  Emporbringung  des  durch  langjährige  Erfahrung  als 
wohltätig  bewährten,  aber  unter  der  fremden  Herrschaft  in  Verfall 
geratenen  Leggewesens  im  Tecklenburgischen  wird  mit  Genehmigung 
eines  Hohen  Gouvernements  folgendes  in  Beziehung  auf  die  älteren 
Vorschriften  und  namentlich  die  Leggeordnung  vom  16.  April  1766 
hierdurch  vorläufig  verordnet  und  in  Erinnerung  gebracht. 

§  2.  Die  Leggeanstalt  zu  Tecklenburg  und  neben  derselben 
jene  zu  Westerkappeln  bleibt  vorläufig  bestehen. 

§  3.  Jeder  Fabrikant  ist  verpflichtet,  seine  für  den  Handel 
bestimmte  Hanf  leinwand  vor  dem  Verkauf  ohne  Ausnahme  zur  Legge 
zu  bringen,  um  daselbst  gemessen,  geprüft,  sortiert,  gezeichnet  und 
demnächst  zum  Meistgebot  ausgesetzt  zu  werden.  Diese  letzte  Ver- 
pflichtung erstreckt   sich   auch  auf  die  grauen  Leinen  von  unge- 

1)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  483,  Bl.  104—105. 
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bleichten!  Hanfgarn,  welche,  wo  nicht  mit  dem  Sortenstempel,  doch 
mit  dem  allgemeinen  Leggestempel  and  der  Ellenzahl  bezeichnet 
und  gefaßt  werden  sollen. 

§  4.    An  Leggegefällen  wird  wie  seither  bezahlt: 

1.  von  weißer  eigentlicher  Löwendleinwand 

an  Meßgeld  von  der  Leggeelle 1  Pfennig 

an  Ausgangsgeld  vom  Stück 2  g.    Gr. 

beides  Kourant;  und  in  Kappeln  daneben    .    .     1    „     „ 

ZOT  Tilgnng  der  Leggeanlage-Eosten. 

2.  von  grauem  Leinen  ohne  Unterschied  vom  Stack 
überhaupt 4    „     „ 

§  5.  Für  jedes  Stück  Eaufwerk,  welches  ohne  Leggestempel 
nnd  Torbergegangenes  Meistgebot  an  einheimische  oder  auswärtige 
Linnenhändler  usw.  verkauft  wird,  wird  vom  weißen  10  Rtlr.  und 
Tom  grauen  5  Btlr.  Strafe  unnachsichtlich  bezahlt;  hiervon  wird 
Vi  dem  Angeber,  V«  den  Beamten  zugebilligt,  V^  fließt  zur  Legge- 
hsse und  soll  der  Unterstützung  des  Linnengewerbes  nebst  allen 
tiberschüssen  gewidmet  bleiben.  Die  Strafen  werden,  wenn  der 
eigentliche  Defraudant  nicht  bekannt  sein  sollte,  von  demjenigen 
eingezogen,  bei  welchem  sich  die  defraudierten  Linnen  vorfinden, 
mit  Torbehalt  des  Regresses  gegen  den  schuldigen  Teil. 

§  6.  Um  die  Verschleppungen  ungezeichneter  Linnen  desto 
leichter  zu  entdecken,  soll  jeder  Weber  angehalten  sein,  sich  ein 
m  dem  Leggemeister  mit  Namenszug  und  Seitenzahl  zu  versehen- 
des kleines  Leggebuch  anzuschaflTen.  Diese  Bücher  sollen  nächstens 
bei  dem  Leggemeister  unentgeltlich  zu  haben  sein.  Jeder  Weber 
ist  auf  sein  Gewissen  verpflichtet 

1.  in  dieses  Buch  durch  den  Schulmeister  seines  Wohnorts 
oder  den  Untervogt  jedes  Stück  Kauf-  und  Hauswerk  mit  Be- 
merkung der  Schierellen  einschreiben  zu  lassen,  wenn  er  solches 
aofis  Stell  bringt 

2.  dieses  Buch  jedesmal  mitzunehmen,  wenn  er  Linnen  zur 
Legge  bringt,  und  es  dem  Leggemeister  vorzulegen,  welcher  ge- 
halten ist,  das  zur  Legge  gebrachte  Linnen  nach  Stück-  und 
Ellenzahl  darin  einzuschreiben  mit  Angabe  der  erhaltenen  Zeich- 
nung, der  Nummer  des  Leggemeisters  und  ob  es  zurückgenommen 
ist  Die  Leggeoffizianten  oder  auch  besonders  beauftragte  Polizei- 
bediente sollen  von  Zeit  zu  Zeit  auf  den  Grund  dieser  Bücher 
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die  Webstühle  an  Ort  and  Stelle  ontersacheD,  am  die  etwaigen 
auf  Entdeckang  von  Unterschleifen  fahrenden  Mißstimmangen 
oder  Lücken  der  Bücher  za  beachten.  Welcher  Linnenfabrikant 
nach  Verlaaf  eines  Monats  nach  Pablikation  dieses  mit  dem 
Leggebache  nicht  versehen  ist,  zahlt  1 2  g.  6r.  Strafe  zar  Legge- 
kasse, wovon  der  vierte  Teil  den  Leggebedienten  zaf&llt. 

Ebenso  wird   derjenige,   welcher   sein  Bach   nicht  mit  zar 

Legge  bringt;  das  ei^te  Mal  mit  6  g.  Gr.  and  in  jedem  Wieder- 

holangsfalle  mit  12  g  Gr.  aaf  der  Stelle  darch  den  Leggemeister 

gestraft. 

§  7.    Findet  der  Verkäafer  das  meistbietend  geschehene  Gebot 

seinem  Vorteil  nicht  gemäß,  so  steht  es  ihm  frei,  den  Zaschlag  zu 

verweigern  and  nach  berichtigten  Leggegefällen  seine  Leinwand  en^ 

weder  an  einem  ferneren  Verkaafstage  wieder  aufschlagen  za  lassen, 

sie  nach  Belieben  za  einer  anderen  einheimischen  oder  aasländischen 

Legge  za  bringen  oder  aas  der  Hand  za  verkaufen,  ohne  daß  dem 

Kaufmann,  welchem  der  Fabrikant  etwa  noch  mit  älteren  Linnen- 

schalden  verhaftet  ist,  aaf  den  Ankauf  ein  Vorzugsrecht  gebührt. 

Ln  Leggeregister  soll  das  Zurücknehmen  des  Linnens  mit  dem 
Worte  „zurück"  bemerkt  werden. 

§  8.    Die  Leggen  sind  dem  freiesten  Verkehre  der  einheimischen 
und  fremden  Kauflustigen  geöfTnet. 
§  9.    Verkaafstage  sind: 

zu  Tecklenbarg  der  Mittwoch  and  Freitag  jeder  Woche ; 
zu  Kappeln  der  Montag  alle  vierzehn  Tage.    Möchte  diese 
Bestimmung  für  Kappeln  nicht  hinreichen,  so  soll  daselbst 
zwar  an  jedem  Montage  gezeichnet,  jedoch  der  auswärtigen 
Käufer  wegen  nur  alle  vierzehn  Tage  Montags  verkauft  werden. 
§  10.    Da  die  seitherige  Sortierung  und  Zeichnung  des  Linnens 
in  Ein-,  Unter-,  Ober-  und  Prämienband  zur  Bezeichnung  der  ver- 
schiedenen Abstufungen  der  Güte  nicht  ausreichend  befanden  worden, 
so   soll   solche  künftig  in  folgender  Art  nach   sieben  Klassen  ge- 
schehen: 
a)  Unter  dem  Packbande  zu  zeichnen: 
Nr.  0.  das  bisherige  schlechteste  Einband,  wenn  es  vorzüglich 
grob,  uneben  von  Faden,  Egge  und  Gewebe,  grau  und 
voller  Kaupennester  ist,   desgleichen  alle  durch  Kalk- 
bleiche verdorbenen  Linnen,   welche  letztere   überdies 
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wie  bisher,  wenn  sie  sich  sehr  aaszeichnen,  zur  Strafe 

mit  dem  Haken  eingerissen  werden  sollen. 

NB.  Diese  Sorte  erhält  auch  das  allgemeine  Leggezeichen  gar 

Dicht,  sondern  außer  dem  Sortenstempel  No.  0  nur  die  Ellenzahl, 

Nr.  1.  Besseres  Einband,    welches    sich    dem    bisherigen    an 

Würdigung  mehr  nähert  und  nicht  gekalkt  ist. 
NB.  Auch   diese  Sorte   erhält   den  allgemeinen  Leggestempel 
Dicht,  sondern  nur  die  Zeichnung  wie  Nr.  0. 
Nr.  2.  Geringere  Sorte  bisheriges  Unterband. 
Nr.  3.  Beste  Sorte  Unterband,   welches   sich   dem  bisherigen 
Oberbande  merklich  nähert,  besonders  mit  Hinsicht  auf 
die  Weiße, 
b)  Über  dem  Packbande  zu  zeichnen: 
Nr.  4.  Geringeres  bisheriges  Oberband. 
Nr.  5.  Bestes  gewöhnliches,  besonders  durch  Weiße  und  Egalität 

sich  auszeichnendes  Oberband. 
Nr.  6.  Ganz  vorzügliche,  in  jeder  Hinsicht  sich  auszeichnende 
Stücke,  bisher  Prämien-  oder  Eronenband  genannt,  unter 
Hinzufügung  der  Krone. 

Wenn  es  verlangt  wird,  so  können  auch  die  grauen 
Linnen  von  Nr.  0  bis  Nr.  3  einschließlich  sortiert  und 
gezeichnet  werden. 

Ferner  soll  auch  das  bisherige  allgemeine  Leggezeichen 

femer  nicht  mehr  auf  die  Mitte  des  Stückes,  sondern  auf 

allen  leggemäßigen  Stücken  (Nr.  2,  3,  4,  5,  6)  ganz  an 

das  Ende  desselben  auf  den  Überschlag  gesetzt  werden. 

§  11.    Die  Zollbedienten  dürfen  kein  Stück  Linnen  über  die 

Grenze  lassen,  wenn  sie  sich  nicht  vorher  von  der  vorschriftsmäßig 

geschehenen  Zeichnung  und  Stempelung  überzeugt  haben.  Sie  sind 

in  Eontraventionsfallen  verpflichtet,  das  Linnen  anzuhalten  und  den 

Versuch   der  Übertretung  der  landrätlichen   Behörde   anzuzeigen, 

wogegen  ihnen  die  Hälfte  der  Strafe  gebührt. 

§  12.  Unter  Aufsicht  des  Landrats  ist  namentlich  und  zunächst 
der  Leggemeister  für  die  Vollziehung  gegenwärtiger  Verordnung  ver- 
antwortlich. Es  sind  aber  auch  sämtliche  Orts-  und  Polizeibedienten, 
desgleichen  die  königliche  Gendamerie  und  die  Zollbehörden  ver- 
pflichtet, über  die  Ausführung  derselben,  vorzüglich  zu  Verhütung 
der  Leggedefraudation  zu  wachen. 
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Bei  dem  ziemlich  weit  gehenden  und  strengen  Zwange  dieser 
Ordnung,  gegen  den  der  Minister  merkwürdigerweise  nichts  einzu- 
wenden hatte,  und  namentlich  bei  dem  guten  Absätze  der  Hanf- 
leinwand kamen  die  Tecklenburger  Leggen  bald  wieder  in  Ansehn. 
Erreichten  sie  auch  nicht  wieder  die  Blüte  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts, wo  jährlich  gegen  9000  Stücke  zur  Tecklenburger  Legge 
kamen,  so  konzentrierte  sich  doch  wie  einst  der  westfälische  Löwend- 
handel  auf  den  Tecklenburger  Leggen.  Zu  den  Anstalten  in  Tecklen- 
burg  und  Kappeln  kam  1823  eine  zu  Ibbenbüren  und  1830  eine 
Nebenlegge  zu  Lienen,  die  aber  1833  bereits  wieder  einging. 

Von  allzulanger  Dauer  war  jedoch  der  Aufschwung  nicht.  Das 
vorgeschriebene  Meistgebot  (§  3  L.-O.),  mehr  noch  die  Bestimmung, 
daß  dem  Eaufmanne  auch  dann  kein  Vorkaufsrecht  zustand,  wenn 
der  Weber  ihm  wegen  älterer  Leinwandschulden  verhaftet  war  (§  7 
L.-O.),  gefiel  den  Händlern  recht  wenig.  Sie  versuchten  lieber,  die 
Leggen  zu  umgehen,  die  Ware  im  Hause  des  Webers  zu  kaufen  und 
dann  ungestempelt  ins  Ausland  zu  senden.  Der  Regierung  waren 
diese  Manipulationen  nicht  unbekannt.  Wegen  der  schwierigen 
Durchführung  und  weil  ihr  der  Zwangscharakter  teilweise  nicht 
mehr  recht  behagte,  stand  sie  jedoch  von  schärferer  Eontrolle  ab- 
So  erklärt  es  sich,  daß  mit  steigendem  Leinwandabsatz  der  Legge, 
verkehr  abnahm. 

Es  wurden  nach  Ausweis  der  Leggeregister  geleggt  0- 

Auf  der  Legge  zu  Tecklenburg: 


im  Jahre 

Oberhand 

Unterband 

Einband 

Stücke 

Ellen 

Stücke 

Ellen 

Stücke 

1831 

592 

143 

— 

2 

1832 

1067 

324 

8 

1833 

916 

205 

1 

1834 

865 

171 

3 

1835 

1750 

298 

17 

1836 

1109 

91  681 

163 

11  939 

135 

1837 

1216 

101  709 

200 

15  702 

13 

1838 

876 

73  291 

189 

14  659 

1 

1839 

695 

59  182 

131 

10  733 

3 

1840 

591 

50  449 

139 

10711 

6 

1841 

403 

32  440 

66 

5  171 

1)  Die  Zahlen  von  1831—1835:  M.   St-A.    A.  N.  Z.    R.  M.  I,  39;  TOn 

1836—1841:  M   St.-A.     A.  N.  Z.    Sp.  198. 
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Anf  der  Legge  za  Kappeln: 

*         ^p   1 

Oberband 

Unterband 

Einband 

im  Jabre 

Stücke         Ellen 

Stücke        Ellen 

Stücke 

1831 

874               — 

225             — 

11 

1832 

939               — 

326 

20 

1833 

923               — 

258 

5 

1834 

970                — 

162 

11 

1835 

896               — 

109              — 

25 

1836 

967            77  860 

135           9  829 

217 

1837 

889           69  930 

193          14  280 

86 

1838 

529           41874 

88           6  585 

3 

1839 

564            45  187 

89            6  671 

8 

1840 

576            44  784 

122           8  212 

8 

1841 

447            34  328 

82           5  475 

7 

Anf  den  Legge  zu  Ibbenbflren : 

1 

im  Jabre 

Oberband 

Unterband 

Einband 

Stacke     Ellen 

Stocke    Ellen 

Stocke 

1831 

681         — 

214         — 

2 

1832 

735         — 

192 

4 

1833 

499         — 

126         — 

2 

1834 

541         — 

120 

6 

1835 

339         — 

42 

17 

1836 

482      38  435 

40       3132 

65 

1837 

472      37  097 

69       5295 

21 

1838 

301      23  057 

53       4083 

2 

1839 

215       15  655 

37       2704 

1 

1840 

253      18  523 

39       2760 

1841 

181       12  798 

20        1355 

Auf  der  drei  Leggen  zusammen : 

im  Jabre 

Oberband 

Unterband 

Einband 

Stocke 

Stücke 

Stocke 

1831 

2147 

582 

15 

1832 

2741 

842 

32 

1833 

2338 

589 

8 

1834 

2376 

453 

20 

1835 

2985 

449 

59 

1836 

2558 

338 

417 

1837 

2577 

462 

120 

1838 

1706 

330 

6 

1839 

1474 

257 

12 

1840 

1420 

300 

14 

1841 

1031 

168 

7 

BllUr,  Huid-LaiiiirBndfndniiiie. 


114  3.  Kapitel 

Dem  anTerkennbaren  Rückgänge  des.  Legge  Verkehrs  glaubte 
man  durch  eine  zeitgemäßere  Ordnung  entgegenwirken  zu  können. 
Am  31.  März  1842  erging  durch  Eabinettsordre  eine  neue  Legge- 
ordnung  für  die  Grafschaft  Tecklenburg  und  die  obere  Grafschaft 
Lingen,  die  alle  früheren  Vorschriften  aufhobt)  Der  Leggezwang 
für  Kaufleinen  wurde  im  allgemeinen  bei  Strafe  von  einem  Taler  für 
jedes  Stück  beibehalten;  ebenso  das  Verfahren  des  meistbietenden 
Verkaufes  mit  der  freien  Entscheidung  des  Webers,  das  Angebot 
anzunehmen  oder  nicht.  Die  Gebühren  sollten  je  nach  den  Un- 
kosten vom  Handelsminister  festgesetzt  werden.  Etwaige  Über- 
schüsse fanden  Verwendung  zur  Verbesserung  des  Gewerbes  und  des 
Handels.  Die  Breite  der  Leinwand  mußte  1  Brabanter  Elle  betragen; 
fehlerhafte  Ware  war  als  solche  zu  bezeichnen;  im  übrigen  gab  es 
statt  der  bisherigen  sieben  nur  mehr  vier  Klassen:  Ein-,  Unter-, 
Ober-  und  Kronenband;  zu  schmales  Leinen  erhielt  den  Stempel 
„  zu  schmal  \ 

Die  wichtigste  Bestimmung  war  jedenfalls  die,  daß  außer 
grauem,  blanken  Sack-,  Pack-  und  Hedeleinen  vom  Leggezwange 
befreit  waren  alle  in  Fabrikanstalten  oder  von  einzelnen  Webern  auf 
Bestellung  von  Fabrikinhabem  oder  Leinenhändlem  gegen  Lohn 
oder  Erteilung  der  Kette  gewebten  Leinen.  Um  diese  von  den  legge- 
pflichtigen  zu  unterscheiden,  hatten  die  Fabrikanten  und  Händler 
bei  Vermeidung  der  erwähnten  Strafe  sich  eines  von  der  Regierung 
autorisierten  und  im  Amtsblatte  bekannt  gegebenen  Stempels  zu 
bedienen.  Die  nicht  Pflichtige  Leinwand  konnte  auf  der  Legge  ge- 
messen und  mit  der  Ellenzahl  samt  Leggestempel  versehen  werden. 
Alle  weiteren  Anordnungen  über  die  Zeit  und  das  Verfahren  des 
Leggens  traf  die  Begierung  zu  Münster.  Die  Oberleitung  lag  in  den 
Händen  eines  LeggekontroUeurs  und  eines  unter  dem  Vorsitze  des 
Landrats  stehenden  Ausschusses  aus  vier  von  der  Regierung  auf 
Vorschlag  der  Kreisstände  ernannten  sachverständigen  Einwohnern. 

Wie  man  durch  diese  Ordnung  den  Leggeverkehr  heben  wollte, 
ist  schwer  verständlich.  Daß  man  das  grobe  graue  Pack-,  Sack- 
und  Hedeleinen,  bei  dem  es  auf  Feinheit  in  keiner  Weise  ankam, 
vom  Zwange  befreite,  war  verständlich  und  zweckmäßig;  ebenso  wie 
das  Vorrecht   der   großen   Fabrikanten  und  Verleger,  deren  Heim- 


1)  Amtsblatt  der  Kgl.  Regierang  za  Münster  1842,  No.  19,  8.  167. 
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arbeiter  genaa  nach  Torgeschriebenen  Mustern  arbeiteten,  begründet 
sein  mochte.  Den  weitaus  größten  Teil  aller  Leinwand  aber  entzog 
man  dadurch  den  Leggen.  ^)  Durch  Befreiung  der  groben  Packwaren 
schränkte  man  auch  den  Charakter  der  Legge  als  Markt  ein,  der 
beim  reinen  Verlagssystem  naturgemäß  auch  verschwinden  mußte. 
Die  im  Gesetze  von  1842  gemachten  Konzessionen  tragen  das  deut- 
liche Gepräge  der  Erkenntnis,  wie  schwer  eine  Zwangslegge  den  neu 
eintretenden  Verhältnissen  gerecht  wurde.  Weitere  Folge  war  das 
Zunehmen  des  Großbetriebs,  hauptsächlich  im  Verlage,  der  den 
kleinen  selbständigen  Webern  gegenüber  die  Kosten  und  Unannehm- 
lichkeiten des  Leggens  ersparte,  und  damit  weiteres  Sinken  des 
Leggeverkehrs.  Übrigens  bedienten  sich  die  Verleger  des  vorge- 
schriebenen Stempels  so  gut  wie  gar  nicht '^) 

Auf  der  Teklenburger  Legge  wurden  geschaut: 


.  Jahre 

Oberband 

Unterband 

Einband 

8tQcke        Ellen 

Stücke        Eilen 

StQcke 

1842 

428         35  426 

134        10  949 

1 

1843 

148         11973 

101          8  162 

17 

1844 

23           1  887 

57          4  501 

9 

Im  Jahre  1844  entschlief  die  ehrwürdige  Tecklenburger  Legge, 
einst  der  Stolz  des  Landes,  das  Muster  einer  Leinwandschauanstalt, 
deren  Jahresverkehr  Staunen  und  Bewunderung  erregte. 

Auch  die  anderen  Anstalten  ^j  vermochten  nicht  zu  neuer  Blüte 
zu  gelangen. 

Es  wurden  behandelt  (leggepflichtiges  Leinen): 


zu  Kappeln 

• 

i  Jahre 

Oberband 

Unterband 

Einband 

Stacke       Ellen 

StQcke        £llen 

StQcke 

1842 

281         19  874 

35          2  413 

1 

1843 

177         13  027 

168        12  567 

16 

1844 

207         16  417 

198        14  555 

24 

1845 

178         14513 

177        13  249 

20 

1846 

116           8648 

67          3  359 

1 

1)  In  Wirklicbkeit  regelte  man  nur  gesetzlich,  was  frQher  gesetzwidrig 
itbor  angestraft  geschah. 

2)  FQr  alles  Folgende  siehe  M.  St.-A     A.  N.  Z.    Sp.  No.  198  II. 

3)  Durch  das  Gesetz  von   1842  war  eine  Anstalt  zu  Lengerich  hinzu- 
Sskommen. 

8* 
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i.  Jahre 

1842 
1843 
1844 
1845 
1846 


zu  Ibbenbüren: 

Oberband 
Stacke  £llen 
281 
177 
207 
178 
116 


19  874 
13  027 
16417 
14513 
8  648 


zu  Lengerioh: 


i.  Jahre 

1842 
1843 
1844 
1845 
1846 


Oberband 
Stücke       Ellen 


351 
597 
584 
291 
120 


28  166 
48  645 
48  261 
24  059 
9  946 


auf  sämtlichen  Leggen: 


i.  Jahre 

1842 
1843 
1844 
1845 
1846 

1847 


Oberband 

Stacke 

1610 

1383 

1118 

753 

644 


Unterband 
Stacke       Ellen 


35 
168 
198 
177 

67 


2  413 

12  567 
14  555 

13  249 

3  359 


Unterband 
Stacke       Ellen 


178 
458 
429 
203 
69 


13  245 
36  082 
33  958 
15  647 
4  909 


Unterband 
Stacke 
520 
1088 
931 
696 
367 


Einband 

Stacke 

1 

16 

24 

20 

1 


Einband 

Stacke 

6 

35 

77 

24 

2 


Einband 

Stücke 

29 

111 

123 

76 

38 


932 


Bei  den  ungünstigen  Ergebnissen  mehrten  sich  die  Stimmen 
derer,  die  die  Aufhebung  des  Institutes  forderten.  Einen  letzten 
Versuch  machte  der  Minister  durch  Herabsetzung  der  Gebühren  für 
Löwend  auf  6  und  für  die  übrigen  Gattungen  auf  3  Pfennige  für 
das  Stück  und  durch  Bewilligung  eines  zweijährigen  Zuschusses  von 
250  Talern  jährlich  zur  Deckung  des  dadurch  entstehenden  Ausfalles. 
Sollte  auch  nun  noch  kein  lebhafterer  Besuch  der  Anstalten  eintreten, 
so  würde  nach  Verlauf  der  zwei  Jahre  ihre  Aufhebung  eingeleitet 
werden. 

Im  selben  Jahre  eröffnete  man  eine  Anstalt  zu  Lienen. 

Die  Herabsetzung  der  Gebühren  und  die  nachdrücklichere  Ver- 
folgung der  Kontraventionen  erhöhten  den  Verkehr  in  der  Tat 

Die  Zahl  der  untersuchten  (leggepflichtigen  [aj  und  nicht  legge- 
Pflichtigen  [b])  Stücke  betrug: 
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in  1848  1849 


a 

b 

a 

b 

Kappeln  .    . 

.     327 

— 

142 

Ibbenbüren  . 

.     550 

617 

783 

473 

Lengerich    . 

.     447 

50 

338 

135 

Lienen    .     . 

.     476 

52 

435 

8 

1800     719         1698     616 


2519  2314 

Diese  Zunahme  bestimmte  den  Minister,  die  Institute  beiznbe- 
iialten  und  der  von  der  Regierung  und  dem  Oberpräsidenten  ver- 
fügten  Suspension  die  Genehmigung  zu  versagen.  Ein  weiterer 
Staatszuschuß  wurde  jedoch  nicht  bewilligt,  der  Ausfall  mußte  aus 
dem  Leggevermögen  bestritten  werden. 

Wenngleich  in  den  folgenden  Jahren  der  Verkehr  eher  zu-  als 
abnahm  und  sich  auf  sämtlichen  Leggen  im  Jahre  1850  auf  2207 
leggepflichüge  und  549  nicht  leggepflichtige,  also  zusammen  auf 
2756  Stücke  und  im  Jahre  1851  auf  2121  leggepflichtige  und  516 
nicht  leggepflichtige,  also  zusammen  auf  2637  Stücke  stellte,  so  konnte 
sich  doch  auch  der  Minister  nicht  länger  der  Erkenntnis  entziehen, 
daß  es  sich  um  das  Fortvegetieren  eines  kraftlosen  Institutes  handelte, 
das  f&r  die  Industrie  des  Landes  gar  keine  Bedeutung  mehr  besaß. 
Zu  einer  eigenmächtigen  Sistierung  hielt  er  sich  aber  nicht  befugt, 
da  die  Anstalten  auf  Gesetz  beruhten  und  daher  nur  durch  ein 
Gesetz  aufgehoben  werden  könnten.  Sie  mußten  also  in  Wirksam- 
keit bleiben  oder,  richtiger  gesagt,  weiter  figurieren,  solange  sie  die 
Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  besaßen. 

Inzwischen  tobten  im  Kreise  Tecklenburg  die  heftigsten  Kämpfe 
anter  den  Kauf  leuten,  von  denen  die  einen  ohne  Schauanstalt  nicht 
existieren  zu  können  glaubten,  die  anderen  das  ganze  Institut  für 
direkt  schädlich  hielten.  Der  Landrat  von  Tecklenburg  schreibt 
darüber  am  4.  Februar  1851:  „Es  haben  heftige  Parteikämpfe  für 
und  wider  das  Leggeinstitut  stattgefunden  und  finden  noch  statt. 
Wie  die  philosophischen  Systeme  drängen,  stürzen  und  ersetzen  sie 
sich  je  nach  Auffassung  und  Begabung  ihrer  Verfechter,  je  nach  äugen- 
bUcUichen  Konjunkturen  und  unberechenbaren  Zufälligkeiten.  Ein 
paar  Juden  mehr  oder  minder  in  einer  Gemeinde,  ein  paar  Pfennige 
mehr  oder  weniger  auf  das  Löwend  hier  oder  dort  wandeln  oft 
langjährige  Ansichten  Hunderter  an  einem  Tage.    Ich  habe  mich 


118 


3.  Kapitel. 


14  Jahre  lang  bemüht,  das  frfiher  höchst  blühende  and  für  Alt- 
tecklenburg  wahrhaft  segensreich  wirksam  gewordene  Leggeinstitat 
wieder  zu  kräftigen  nnd  durch  zeitgemäße  Beformen  neu  zn  beleben. 
Das  Leggeinstitnt  hat  sich  als  staatliches  überlebt  Die  Anstalten 
sind  daher  aufzuheben  und  statt  dessen  wöchentliche  Leinenmärkte 
unter  Kontrolle  beeidigter  Beamten  an  den  Leggeorten  einzurichten, 
wo  nicht  Privatleggen  es  überflüssig  machen.*' 0 

Welch  geringen  Wert  die  Eaufleute  auf  den  Stempel  legten, 
geht  daraus  hervor,  daß  sie  oft  selbst  wünschten,  das  geleggte  Leinen 
ungestempelt  zurückzuerhalten.  Wichtiger  war  es  für  sie,  die  Lein- 
wand für  6  resp.  3  Pfennige  gemessen,  aufgenommen  und  gebunden 
zurückzubekommen.  Hierin  lag  die  einzige  Bedeutung,  die  die  In- 
stitute noch  besaßen. 

Wenn  nach  des  Ministers  Bestimmung  die  Leggen  so  lange 
bestehen  bleiben  sollten,  als  sie  selbst  die  Mittel  zu  ihrer  Erhal- 
tung besaßen,  so  war  ihnen  ein  langes  Leben  nicht  mehr  zu 
prophezeien.  Denn  bei  den  sinkenden  Einnahmen  erschöpften  sich 
die  Mittel  bald. 

Die  Oesamtgebühren  betrugen: 


Tlr. 

Sgr. 

Pf. 

im 

Jahre 

1835  . 

.  .  767 

27 

4 

»> 

1836  . 

.  .  716 

19 

8 

»> 

1837  . 

.  697 

24 

5 

fi 

1838 

.  .  455 

9 

1 

1} 

1839 

.  .  391 

6 

10 

V 

1840  . 

.  .  378 

21 

7 

>l 

184t 

.  .  255 

15 

7 

» 

1842 

.  .  460 

14 

6 

n 

1843  . 

.  .  557 

3 

10 

ii 

1844  . 

.  .  467 

12 

4 

» 

1845 

.  .  324 

10 

5 

Mit  der  Herabsetzung  der  Gebühr  im  Jahre  1848   sanken  die 
Einnahmen  noch  gewaltiger. 

Der  Oesamtetat  aller  vier  Leggen   balanzierte  im  Jahre  1849 


1)  Derselbe  Landrat  hatte  sich  allerdings  kein  ganzes  Jahr  vorher  Air 
Belbehaltnng  der  Legge  zn  Lienen  aasgesprochen. 
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in  Einnahme 

in  Ausgabe 

Tlr. 

Sgr. 

Tlr. 

Sgr 

^  Leggegeldern 

34 

24 

an  Gehältern .     .     . 

41 

20 

an  Zinsen     .     . 

160 

15 

an  Diäten  u.   Beise- 
kosten  der  Leggebe- 

\^^ 

amten 

296 

15 

\v,^ 

an  Unterhaltungs-  u. 

^\^ 

Anscbaffungskosten  . 

12 

Einnahmer 

195 

9 

Ausgabe: 

350 

5 

Mithin  war  ein  Zaschaß  von  154  Tlr.  26  Sgr.  erforderlich. 
In  den  folgenden  Jahren  wurde  die  Bilanz  noch  nngflnstiger: 


1850 

1851 

Einnahme  . 

.     182  Tlr.  15  Sgr. 

154  Tlr.  25  Sgr.  —  Pfg. 

Ausgabe     .     . 

.     488     „     10     „ 

593     „     26     „       5     „ 

Zuschuß     .     . 

.     305  Tlr.  25  Sgr. 

439  Tlr.     1  Sgr.     5  Pfg. 

So  schmolz  das  Leggevermögen  denn  bald  zusammen.  Belief 
es  sich  im  Jahre  1850  noch  auf  4075  Taler,  so  war  es  1853  auf 
2731  Taler  28  Sgr.  3  Pfg.  und  1858  auf  335  Taler  15  Sgr.  7  Pfg- 
reduziert. 

Auch  der  Verkehr  hatte  in  den  letzten  Jahren  wieder  nachge- 
lassen.   Er  betrug  (geleggte  Stücke) 


za 

18 

legge- 
pflichtig 

54 

nicht 

legge- 

pflichtig 

18 

legge- 
pflichtig 

55 
nicht 
legge- 
pflichtig 

18 

legge- 
pflichtig 

56 
nicht 
legge- 
pfliohtig 

Kappeln      .     . 
Ibb^büren 
Lragerich 
Lienen    .     .     . 

923 

378 
156 

296 

19 
97 

971 

23 

463 

141 

217 

8 
60 

833 

2 

195 

173 

233 
9 

89 

1457 

412       1      1598 

285 

1203 

331 

18 

i69 

1                1^ 

183 

Iß 

»84 

unter  solchen  umständen  war  an  ein  Fortbestehen  nicht  zu 
denken.  Zum  1.  August  1858  wurde  allen  bei  den  Leggen  ange- 
stellten Beamten  und  den  Vermietern  der  Leggelokale  gekflndigt. 
In  einem  eingeforderten  Gutachten  sprach  sich  auch  die  Handels- 
kammer zu  Münster  gegen  Beibehaltung  des  Institutes  aus. 
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Das  Oesetz  vom  3.  Mai  1859  ^)  hob  die  Leggeordnong  von  1842 
sowie  alle  in  den  Grafschaften  Tecklenbnrg  and  Überlingen  be- 
stehenden Leggeanstalten  auf.  2)  Das  vorhandene  Vermögen  sollte« 
soweit  es  nicht  zur  Tilgung  der  Schulden  erforderlich  war,  nach 
Anhörung  der  Ereisstände  auf  Grund  näherer  Bestimmung  des 
Oberpräsidenten  der  Provinz  Westfalen  zum  Besten  der  Leinen- 
industrie in  den  genannten  Grafschaften  verwendet  werden. 

Auch  das  Teckleuburger  Leggewesen  hatte  sich  in  der  Tat  völlig 
überlebt  und  jede  Bedeutung  verloren.  Das  Fabrik-  und  Yerlags- 
system,  die  relativ  größere  Packtuchfabrikation  und  namentlich  der 
Bückgang  des  Gewerbes  überhaupt,  alles  wirkte  zusammen,  der  Legge 
den  Verkehr  zu  entziehen.^)  Namentlich  der  letzte  Grund  war  von 
besonderer  Wichtigkeit,  wie  es  auch  die  Handelskammer  in  dem 
erwähnten  Gutachten  anerkannte.  ^Nach  der  gegenwärtigen  Lage 
der  Dinge  würde  also  das  Leggeinstitut  aufzuheben  sein ;  allein  Zeit 
und  Verhältnisse  könnten  sich  dahin  ändern,  daß  bei  niedrigen 
Eornpreisen  der  Landmann  mehr  Anlaß  fände,  zur 
Linnenproduktion  zurückzukehren  und  diese  daher  die 
ehemalige  Höhe  wieder  gewänne.^  Daß  diese  Änderung 
jemals  eintreten  würde,  glaubten  von  den  Einsichtigen  nur  wenige. <) 

3.  Die  Spinnschulen. ''^) 
Die  zunehmende  Konkurrenz  des  Maschinengarnes  bei  teilweiser 
Ersetzung  des  Leinwandexportes  durch  den  Gamverkauf  legten  den 

1)  Gcs.-Sammlung  S.  207. 

2)  In  der  Begründung  des  QesetzentwurfeB  heißt  es,  daß  vieles  legge- 
Pflichtige  weiße  oder  Löwendleinen  gegen  die  Vorschrift  nicht  auf  den  Leggen 
sondern  in  den  Häusern  der  Kaufleute  verkauft  oder  sofort  von  den  Webern 
ins  Ausland  gebracht  sei.  ^ Diese  Manipulationen  waren  den  Behörden  wohl 
bekannt,  sie  sahen  jedoch  von  einer  scharfen  Kontrolle  ab,  einmal  wegen  der 
sehr  schwierigen  Durchführung,  dann  auch  weil  dies  bei  der  steigenden  Miß- 
liobigkeit  der  Leggen  als  eine  gehässige  Zwangsmaßregel  betrachtet  werden 
würde.**    Haus  der  Abgeordnet^'n ;  Session  1859,  Drucksachen  No.  57,  8.  8. 

3j  Für  die  Kauflcute  hatte  übrigens  die  Anstalt  geringeren  Wert,  seit- 
dem IS  15  das  Privileg  aulgehoben  wurde,  nach  dem  sie  bei  gewährten  Vor- 
schüssen ein  unbedingtes  Vorkaufsrecht  auf  die  Leinwand  hatten.  (§  7  L.-O. 
V.  3.  Juli  1815.) 

4)  Anderswo  hielten  sich  die  Leggen  länger.  Die  Anstalten  zu  Osna- 
brück und  Melle  im  Hannoverschen  gingen  sogar  erst  mit  dem  1.  April  1902  ein. 

5)  Vergl.  für  das  ganze  Kapital  ausschließlich  M.  St-A.  A.  N.  Z.  0.  P. 
No.  260,  1-lV. 
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Gedanken  nahe,  die  Spinnerei  zu  unterstützen.    Da  der  Wettbewerb 
mit  der  Haschine  in  den  gewöhnlichen  Sorten  für  den  Handspinner 
ebeiuo  ausgeschlossen  war  wie  die  Verpflanzung  der  mechanischen 
Anstalten  ins  Inland,   so  blieb  nur  übrig,  Quantität  und  Billigkeit 
durch  Qualität  zu  ersetzen  und  sich  durch  Verbesserung  und  Ver- 
feinerung  der  alten  Spinnmethode  auf  hohe  Garnnummern  zu  be- 
schränken,   und  das  um  so  mehr,  als  die  Annahme  ziemlich  all- 
gemein verbreitet  war,  die  Erzeugung  der  feinen  Garnsorten  würde 
for  hmge  Zeit,  vielleicht  für  immer,   die  Domäne  der  Handarbeit 
bleiben,  über  die  Herstellung  gröberen,  höchstens  mittelfeineren  Ge- 
spinstes würde  die  Maschine  trotz  aller  Vervollkommnungen  nicht 
hinauskommen.    Als   geeignetstes  Mittel   erschienen  Spinnschulen, 
wie  sie  der  Bielefelder  Gnadenfonds  bereits  im  1 8.  Jahrhundert  im 
Havensbergischen  geschaffen  hatte. 

Gegenüber  den  Bestrebungen  der  Regierung  zu  Minden  in 
den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  Wiedereinrichtung 
solcher  Schulen  erklärte  der  Minister  es  für  wünschenswert,  daß  gutes 
Garn  in  der  fraglichen  Gegend  gesponnen  würde  und,  obwohl  er 
nicht  glaubte,  hierdurch  die  gesunkenen  Garnpreise  heben  zu  können, 
da  diese  ihren  Grund  nicht  in  schlechter  Qualität,  sondern  in  ver- 
mehrter Konkurrenz  und  verminderter  Nachfrage  hätten,  bewilligte 
er  die  Einrichtungskosten  für  sechs  bis  acht  solcher  Anstalten  im 
Betrage  von  360  Talern  unter  der  Bedingung,  daß  der  Unterricht 
sich  auf  die  Verarbeitung  zu  feineren  Garnen  erstrecke.  Der  Er- 
folg dieser  Schulen  wurde  als  sehr  erfreulich  bezeichnet.  0 

Als  Anfang  der  dreißiger  Jahre  auch  im  Regierungsbezirk 
Minden  einige  Spinnmaschinen  aufgestellt  wurden,  erhob  sich  eine 
besonders  lebhafte  Agitation  für  die  Errichtung  von  Spinnschulen, 
und  auf  Antrag  des  vierten  westfälischen  Landtages  gewährte  der 
König  in  dem  Landtagsabschiede  vom  30.  Dezember  1834  vier  Jahre 
hindurch  jährlich  2000  Taler  zur  Vermehrung  der  Spinnschulen  in 
denjenigen  Gegenden  der  Provinz  Westfalen,  wo  die  Bewohner  des 
platten  Landes  sich  mit  Leinengarnspinnen  beschäftigten.  Damit 
der  Erfolg  möglichst  vielen  zugute  kam,  war  Bedingung,  daß  die 
Schulen  nicht  stehend  sein,  d.  h.  nicht  dauernd  an  demselben  Ort« 

2)  1S25  wurde  eine  Schale  errichtet  zu  Bielefeld,  bis  182S  kamen  weitere 
^inza  in  Domberg,  Werther,  Jöllenbeck,  Pottenau.  liald  kamen  noch  sechs 
binza. 
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verbleiben  dorften,  sondern  nach  einer  bestimmten  Zeit  verlegt 
werden  maßten.  Bei  Einrichtung  einer  solchen  Anstalt  war  der 
Gemeinde  der  Vorzag  zu  geben,  die  sich  zor  unentgeltlichen  Be- 
schaffung eines  geeigneten  Lokales  nebst  Licht  und  Heizung  erbot 
Die  Summe  wurde  unter  die  drei  Regierungsbezirke  derart  verteilt, 
daß  Minden  1500  und  Mflnster  500  Taler  erhielt;  Arnsberg  kam 
nicht  in  Betracht 

Mit  großer  Begeisterung  machte  man  sich  an  die  erste  Ein- 
richtung. Aus  den  ersten  Ortseinwohnem  setzte  sich  der  Lokalvor- 
stand zusammen.  Die  Oemeinden  erklärten  sich  außer  zur  Beschaffung 
des  Lokales  mit  Licht  und  Heizung  bereit,  alle  die  bewilligte  Summe 
etwa  übersteigenden  Mehrkosten  zu  tragen.  In  einem  Berichte  an 
den  Oberpräsidenten  vom  11.  Mai  1835  erklärte  die  Regierung  zu 
Münster  die  Spinnschulen  als  das  einzige  Mittel,  der  ganz  gesunke- 
nen Leinenfabrikation  wiederaufzuhelfen.  Oeschickte  Spinnerinnen 
schickte  man  nach  Bielefeld,  damit  sie  sich  dort  im  Feinspinnen 
vollends  ausbilden  sollten,  oder  man  holte  Spinnerinnen  aus  Minden, 
wo  namentlich  in  dem  Dorfe  Avenwedde  die  Feinspinnerei  besonders 
betrieben  worden  sein  soll.  Die  Aufgabe  der  Spinnschule  sollte  sein, 
unter  Leitung  besonders  geschickter  Lehrerinnen  die  Kinder  ohne  oder 
gegen  geringes  Entgelt  mit  der  besseren  Zubereitung  der  Faser  und 
mit  dem  Spinnen  eines  dünnen  und  egalen  Fadens  vertraut  zu 
machen.  Die  Einrichtung  der  Schulen  und  Unterweisung  der  Lehrer 
sowie  die  Beaufsichtigung  des  Betriebes  wurde  für  die  ganze  Provinz 
dem  erfahrenen  und  um  die  Sache  sehr  verdienten  Stadtsekretär 
Junkermann  in  Bielefeld  gegen  eine  jährliche  Reiseent^chädigung 
von  300  Talern  übertragen. 

Die  ersten  der  mit  staatlicher  Unterstützung  errichteten  Spinn- 
schulen entstanden  im  Jahre  1836  in  Ottenstein,  Nienborg,  Heek 
(Kr.  Ahaus),  Bevergern  (Kr.  Tecklenburg)  und  Warendort  Der  Besuch 
war  ein  recht  guter,  anfangs  nahmen  mehr  die  Kinder  der  „Hono- 
ratioren'' und  der  Mittelklassen  teil,  später  fand  auch  großer  Andrang 
der  Ärmeren  statt  Da  die  Zubereitung  der  Faser  ein  wesentlicher 
Unterrichtszweig  war,  kaufte  man  den  Flachs  in  rohem  Zustande, 
verarbeitete  ihn  unter  Mitwirkung  der  Kinder  und  überließ  ihn  gegen 
geringe  Vergütung  oder  ganz  unentgeltlich  zum  Spinnen.  Kinder, 
die  das  gefertigte  Garn  zurücklieferten,  erhielten  bei  zunehmender 
Fertigkeit  einen  geringen  Spinnlohn.   Aufmunterungsprämien  waren 
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eben&Us  nioht  anbekannt  Die  Einrichtangskosten  der  Schalen 
waren  verschieden;  sie  betrugen  in  Warendorf  157,  in  Bevergem  133, 
in  Ottenstein  tl3  und  in  Nienborg  79  Taler.  Sie  setzten  sich  z.  B. 
füi  Ottenstein  folgendermaßen  zusammen: 


Für  Utensilien     .     .     . 

Tlr. 
17 

Sgr. 
4 

Pfg. 
6 

„     Flachs     .... 

27 

23 

9 

„     Spinnlobn    .     .     . 

„    Aufmunterungen  f. 

d.  Ejnder      .     . 

14 
1 

12 

6 

,,     (behalt  d.  Lehrerin 

53 

vom  Staate  bewilligt    . 
Gemeindezuschuß     .    . 


113 
100 


10 


13 


10         9  in  bar, 


dam  Miete,  Heizung  und  Beleuchtung  des  Lokals. 
Dagegen  für  Nienborg: 


Tlr. 

Sgr. 

Pfgr. 

Für  Utensilien     .     . 

13 

7 

4 

„     Flachs     .     .     . 

1 

27 

6 

„     Spinnlohn     .     . 

1 

5 

„     Aufmunterungen    . 

1 

15 

,,     d.  Lokal .     .     .     . 

8 

y,     Qehalt  d.  Lehrerii 

1       54 

— 

78 

24 

10 

Bewilligt 

.     100 

Bleibt 

21 

5 

2 

Jedenfalls  haben  hier  die  Kinder  ihren  eigenen  Flachs  mit- 
gebracht und  versponnen. 

Die  Utensilien  bestanden  aus  Spinnrädern,  Haspeln,  Haspel- 
kreuzen und  Schemeln.  0 

Kaum  jedoch  waren  die  Schulen  in  Tätigkeit  getreten,  da  zeigte 
sich  auch  schon  ihre  ganze  Zwecklosigkeit,  ja  geradezu  Zweckwidrig- 
keit in  deutlichster  Weise.  Offenbar  hatte  man  sich  über  Wesen 
and  Erfolg  einer  solchen  Anstalt  für  das  Münsterland  keine  klare 
Yorstellung  gemacht.  Die  Aufgabe  der  Schulen  war  die  Verbreitung 
des  Feinspinnens.    Dieses  aber  begegnete,  da  es  in  vielen  Gegenden 

1)  Vergl.  auch  die  Kostenberechnung  einer  westfälischen  Spinnschule  im 
Berliner  AusateUungsbericht  I,  S.  386. 
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unbekaDnt  war,  schon  einem  geringen  Interesse  großer  Kreise,  das 
sich  znr  Feindschaft  steigerte,  als  sich  die  ünverkäaflichkeit  des 
neaen  Erzeugnisses  herausstellte.  Der  einzige  Abnehmer  war  Biele- 
feld, wo  daher  das  steigende  Angebot  nur  einen  geringen  Preis 
sicherte  (für  24  Stücke  t  Taler),  so  daß  nicht  einmal  der  Flachs, 
viel  weniger  ein  Spinnlohn  bezahlt  werden  konnte.  Der  Versuch 
der  Schule  zu  Ottenstein,  das  Oarn  selbst  zu  verwenden,  mißglückte. 
Häufig  war  nicht  einmal  das  nötige  Material  zum  Feinspinnen  vor- 
handen, sondern  es  mußte  zu  hohen  Preisen  aus  dem  Ravens- 
bergischen  beschafft  werden. 

So  konnte  durch  die  Spinnschulen  die  Not  eher  vergrößert 
als  vermindert  werden,  und  man  sah  sich  bald  genötigt,  an  die 
Stelle  des  Feinspinnens  das  Out-  und  Schnellspinnen 
des  in  der  betreffenden  Gegend  üblichen  Oarnes  zu 
setzen.  Über  den  größeren  Nutzen  des  Schnell-  oder  des  Out- 
spinnens blieben  die  Meinungen  geteilt 

Die  Schule  zu  Bevergem  ging  bereits  im  folgenden  Jahre  wieder 
ein,  und  die  zu  Heek  und  Nienborg  hielten  zusammen  nur  eine 
Lehrerin,  die  abwechselnd  drei  Tage  in  der  einen  und  drei  Tage  in  der 
anderen  unterrichtete.  Neue  Spinnschulen  wurden  eingerichtet:  1837 
zu  Metelen  (Kr.  Steinfurt);  1838  zu  Telgte  (Er.  Münster),  Mettingen 
und  Recke  (Kr.  Tecklenburg);  1841  zu  Velen,  Hoxfeld,  Marbeck 
(Kr.  Borken)  und  Steinfurt 0;  1843  zu  Borken;  1845  zu  Ibbenbüren 
(Kr.  Tecklenburg) ;  1847  zu  Lengerich  (Kr.  Tecklenburg).  Es  wurde 
gegen  die  Neugründungen  wohl  eingewandt,  daß  es  als  großer  Übel- 
stand zu  betrachten  wäre,  wenn  der  Fonds  so  sehr  zersplittert  wäre 
und  so  der  einzelnen  Anstalt  nur  ein  schwankendes,  unsicheres  Leben 
verlieh;  richtiger  wäre  es,  nur  wenige  Anstalten  mit  einem  größeren 
Fonds  zu  beschenken  und  dadurch  den  meist  ärmeren  Schülern 
einen  angemessenen  Spinnlohn  und  Ersatz  fQr  das  Material  zu  ge- 
währen. 

Da  das  teilweise  erhobene,  recht  geringe  Schulgeld  für  die 
ärmeren  Klassen  ganz  fortfiel,   sich   diesen   daher  die  Möglichkeit 

1)  Die  Spinnschulo  zu  Stolnfurt  bestand  schon  seit  28.  November  1832 
als  Privatanstalt,  als  Zweig  der  „Erwerbsschule^'  und  vrar  bis  1835  mit  der 
Strickschule  vereint.  Seit  1836  bestand  sie  für  sich  allein  in  einem  besonderen 
Lokale.  Die  Zuschüsse  aus  der  Staatskasse  datierten  erst  aus  dem  letzten 
Quartal  1841. 
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einer  recht  billigen  Erlernang  des  Spinnens  bot,  zumal  auch  das 
Haterial  häufig  umsonst  geliefert  oder  fär  das  Qam  doch  ein  ge- 
wisser Spinnlohn  gewährt  worde,  so  bedeutete  für  sie  die  Schule 
dne  erwfinschte  Oelegenheit  zum  Gelderwerb  und  das  um  so  mehr, 
als  der  fehlende  Schulzwang  die  Übernahme  jeder  sich  anderwärts 
bietenden  lohnenderen  Beschäftigung  gestattete.  Die  Schüler  rekru- 
tierten sich  allmählich  ausschließlich  aus  den  ärmeren  Kreisen; 
und  äußerlich  nahmen  die  Schulen  einen  gedeihlichen  Fortgang. 
Die  Frequenz  und  damit  die  Zahl  der  gesponnenen  Stücke  blieb  sehr 
hoch.    Die  Oesamt-  und  relative  Schülerzahl  war  folgende: 

i,  Jahre 

1838 
1839 
1840 
1841 
1842 
1844 
1847 
1848 
1849 
1850 

Entsprechend  blieb  die  Stückzahl  des  gesponnenen  Games,  an 
der  die  Anstalt  ein  lebhaftes  Interesse  besaß,  seit  der  Verfügung 
des  Oberpräsidenten  vom  Jahre  1 842,  wonach  für  je  50  Taler  Staats- 
zuschnß  jährlich  mindestens  1000  Stücke  preiswürdigen  Oames 
gesponnen  werden  mußten. 

-  Gesamtzahl  Darchschnittsprodakt 

1.  Jahre      ^^^  g^^^^^        p^.^  Anstalt     pro  Schüler 

1838  6  097        762       17 

1839  5  494        1099       20,6 

1840  5  610        1122       21,4 

1841  10  108  1123  27,2 

1842  15  211  1690  35,6 

1843  17  258  1918  — 

1844  14  448  1445  24,7 

1847  11  787        1310       24,3 

1848  9  885        1412       30,3 

1849  5  854        1464       23,3 

1850  5  716        1429       21,2 


Gesamtzahl 

Auf 

eine  Anstalt 

aller  Schüler 

kamen  Schüler 

361 

45 

267 

53 

262 

52 

372 

41 

427 

47 

584 

58 

485 

54 

326 

47 

251 

50 

269 

54 
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Das  Alter  der  Sohfller  —  in  bezog  anf  das  Gesohlecht  existierte 
kein  üntersohied  —  schwankte  zwischen  5  und  1 5  Jahren«  in  Waren- 
dorf hatte  man  sogar  4jährige  Schüler.  Auch  die  Daaer  der  Aus- 
bildung war  verschieden,  von  V^  Jahr  in  Mettingen  und  Recke  bis 
3 — 4  Jahre  in  Ottenstein,  vorausgesetzt,  daß  die  Kinder  so  lange 
mit  einiger  Regelmäßigkeit  den  Unterricht  besuchten.  Die  Unter- 
richtszeit wechselte  je  nach  Jahreszeit,  Lage  der  Schule  in  bezug 
auf  die  Wohnung  der  Kinder,  Zeit  und  sonstige  Beschäftigung  der 
Lehrerin  usw.  Sämtliche  Anstalten  beruhten  im  wesentlichen  auf 
dem  StaatszuschuB  und  wären  ohne  diesen  alsbald  wieder  zugrunde 
gegangen.  Einzig  und  allein  die  Warendorf  er  erfreute  sich  eines 
größeren  Oemeindezuschusses.  Überhaupt  betrug  der  Oesamtzuschufi 
sämtlicher  Schulen: 


Jahre 

ans  1 

ätaatsmitteln 

aus  Gemeindemitteln 

Tlr. 

Sgr. 

Pf. 

Tlr. 

Sgr.   Pf. 

1838 

408 

234 

18    3 

1839 

365 

75 

29    1 

1840 

365 

143 

7    10 

1841 

600 

— 

194 

2    10 

1842 

490 

— 

226 

20    6 

1844 

416 

454 

14    9^) 

1847 

502 

292 

24    32) 

1848 

364 

394 

8    2i) 

1849 

250 

234 

-   -') 

1850 

250 

— 

235 

24     1) 

Außerdem  sorgten  die  Gemeinden  natfirlich  für  Lokal,  Licht 
und  Heizung.  3) 

Auch  an  Prämien  zur  Belohnung  und  Aufmunterung  der 
Kinder  und  der  Lehrerinneu  ließ  die  Regierung  es  nicht  fehlen. 

Der  Finanzminister  gewährte  eine  jährliche  Summe  von  100 
Talern,  die  nach  der  Stückzahl  und  der  Güte  des  Gespinstes  als 
Belohnungen  verteilt  werden  sollten. 

Für  die  Abhaltung  besonderer  mit  einem  Wettspinnen  ver- 
bundenen Spinnfeste  stiftete  der  Oberpräsident  Beiträge. 


1)  Davon  entfallen  200  Taler  allein  auf  Warendorf. 

2)  Davon  132  auf  Warendorf 

3)  Es  kam  allerdings  auch  vor,  daß  aus  Mangel  an  Licht  and  Heirang 
der  Unterricht  im  Winter  ausfallen  mußte. 


Die  Venuche  lar  Hebung  der  Hand-Leinwandindustrie.  127 

Eine   große  Spende   erhielten   die   westfälischen  Spinnschulen 
lof  der  1844  abgehaltenen  deutschen  6e Werbeausstellung  zu  Berlin. 
Eine  in  der  auch  von  Schülern   der  Warendorfer  Spinnschule  be- 
Mhiekten   Leinenabteilung    der  Ausstellung    aufgestellte   Sammel- 
böehse  zum  Besten  der  Spinnschulen  der  Provinz  Westfalen  ergab 
die  Summe  von  558  Tlr.  18  Sgr.  6  Pfg.,  zu  der  die  Gaserleuchtungs- 
instalt  zu  Berlin  weitere  50  Taler  fügte.    Nach  Abzug  von  58  Tlr. 
18  Sgr.  6  Pfg.  als  Prämien  für  die  Aussteller  wurde  der  Best  zu 
einem  Fonds  angelegt,  dessen  Zinsen  jährlich  als  sogenannte  Aus- 
stellungsprämien an  würdige  Spinnschüler  zur  VerteUung  gelangen 
sollten. 

Daß  aber  trotz  aller  Bemühungen  der  erstrebte  Zweck  nirgends 
erreicht  wurde,  trat  immer  deutlicher  hervor.  Die  Spinnschulen 
waren  und  blieben  nichts  weiter  als  bequeme  Arbeitsanstalten  für 
arme  Kinder  und  keine  Stätten,  von  denen  ein  kräftiges  Wieder- 
aufblühen der  Handspinnerei  hätte  erwartet  werden  können.  Im 
einzelnen  mochten  sie  wohl  auf  den  Anbau  und  die  erste  Be- 
arbeitung des  Flachses  verbessernd  eingewirkt  und  das  Schnell- 
spinnen durch  die  Einführung  des  zweispuligen  Bades  verbreitet 
haben,  allgemeinen  Einfluß  haben  sie  nirgends  bekommen.  Die 
Kenntnis  ihrer  Existenz  scheint  nicht  einmal  über  den  Kreis  der 
ärmeren  Einwohner  hinausgedrungen  zu  sein.  Recht  charakteristisch 
ist  in  dieser  Hinsicht  ein  Bevisionsbericht  des  schon  erwähnten 
Junkermann  ans  dem  Jahre  1841. 

„Die  Spinnschulen  zu  Mettingen  und  Recke,  von  denen  die 
letztere  von  Zeit  zu  Zeit  nach  den  Bauerschaften  Espel  und  Stein- 
beck *)  verlegt  wird,  haben  in  der  Witwe  Müller  eine  Lehrerin,  welche 
früher  von  einer  kürzlich  nun  verheirateten  Schwester  unterstützt 
wurde,  jetzt  aber  beiden  Anstalten  allein  vorstehen  und  demnach 
neben  dem  unterrichte  täglich  3  Wegstunden  zurücklegen  muß;  sie 
hat  außerdem  fSr  sich  und  3  Kinder  Küche  und  Wäsche  zu  besorgen 
und  muß  deshalb  am  Sonnabend,  also  auch  heute,  den  Unterricht 
ganz  ausfallen  lassen.  Der  verdiente  Bürgermeister,  Herr  Bauer, 
ist  zur  Landwehrübung  abwesend  und  der  Kaplan,  Herr  Ewald,  nicht 
anzutreffen.  Die  angesehenen  Einwohner  von  Mettingen  wissen  von 
der  Spinnschule   nichts   und  halten   sie  für  unnötig;   der  Prediger 


1)  Im  Kr.  Tecklenburg. 
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und  Schalvorsteher,  Herr  Brons,  wünscht,  daS  das  vom  Staate  ge- 
zahlte Geld  in  die  Armenkasse  fließe,  wo  es  ganz  anders  nützlich 
verwandt  werden  könne.  Der  Prediger  und  der  Beigeordnete  wissen 
nicht,  ob  auch  noch  Kinder  hingehen.  Die  Gemeinde  gibt  keinen 
Zaschaß  ^),  was  die  Teilnahmslosigkeit  der  Einwohner  erklärt  Unter 
diesen  Umständen  darf  man  sich  von  den  Geldopfem  des  Staates 
keinen  großen  Vorteil  versprechen." 

Dabei  waren  die  Schalen  zu  Mettingen  nnd  Recke  mit  die 
bedeutendsten  von  allen. 

Es  betrug  z.  B. 

Mettingen  Becke 

1840         1841  1840  1841 

Zahl  der  Scbfller  ....        45  64  62  48 

Zahl  der  gesp.  Stücke    .     .      620         1464  538         1385 

85Tlr.      50Tlr.      70  TLr.      50  Tlr. 

—  15  Tlr.  —     14Tlr.  15Sgr. 


Zuschuß  /  ^'^^  Staatsmitteln 
l  aus  Gemeinden!. 


Wenngleich  der  Bürgermeister  in  einem  baldfolgenden  Berichte 
diesen  Ausfuhrungen  entgegentrat,  die  Tatsachen  blieben  bestehen. 

In  dem  Kampfe  um  die  Spinnschulen  traten  als  die  Haopt- 
verfechter  der  Einrichtung  neuer  Anstalten  auf  die  Leinengam- 
händler,  in  deren  Interesse  eine  möglichst  ausgedehnte  Gamproduk- 
tion  lag,  und  die  Lokalbehörden  einschließlich  der  Regierung  zu 
Münster,  denen  durch  die  Spinnschulen  ein  Teil  der  Armenlasten 
abgenommen  wurde.  Auch  im  Ministerium  in  Berlin  war  man 
geteilter  Ansicht.  Auf  der  einen  Seite  war  man  gegen  Spinnschulen, 
deren  Verbreitung  nutzlos  sei  und  die  Einführung  der  Maschinen 
nicht  hemmen  könne,  die  jedenfalls  bei  uns  einheimisch  werden  müßten, 
wenn  wir  nicht  von  unseren  Eonkurrenten,  den  Irländem  und 
Schotten,  wollten  ganz  überflügelt  werden.  Andere  hielten  die 
Aussichten  der  Handspinnerei  in  den  feinen  Sorten  für  nicht  ganz 
so  trostlos  oder  waren  der  Ansicht,  wenn  auch  der  Entwicklungs- 
gang unaufhaltsam  und  unabänderlich  sei,  so  müsse  es  doch  Sache 
des  Staates  sein,  durch  Unterstützung  der  Handspinnerei  z.  B.  durch 
Spinnschulen  in  den  kritischen  Zeiten  den  Übergang  möglichst  wenig 
drückend  zu  machen.  So  wurde  denn  auch  die  jährliche  Staata- 
beihülfe  von  500  Talern  bis  zu  Jahre  1849  weiter  bewilligt,  und 

1)  Gemeint  ist  barer  Zuschuß,  da  die  Gemeinde  Lokal,  Heisung  and 
Beleuchtung  stellte. 
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nach  ihrem  Aufhören  den  noch  bestehenden  Schalen  bis  1853  ein 
JahreszDschnß  aus  Tit.  V  des  Gewerbe-  und  Bauetats  in  Höhe  von 
250  Talern  gewährt 

Aber  mit  fortschreitender  Entwicklung  nahm  die  Zahl  der  Spinn- 
seholfreunde  zusehends  ab.  Der  Handelsminister  v.  d.  Hetdt  war 
ein  Gegner  der  Institution,  sein  Wunsch  ging  dahin,  anstatt  die  Zu- 
schüsse zu  vermehren,  mit  Rücksicht  auf  den  Zustand  der  Gam- 
nnd  Leinenindustrie  auf  eine  allmähliche  Einschränkung  der  Schulen 
hinzuwirken,  jedenfalls  aber  darauf  bedacht  zu  sein,  nur  das  Verspinnen 
solcher  Garnnummern    zu  lehren,  welche  auf  der  Maschine  nicht 
geliefert  werden  konnten.  „So  lange  die  Regierung  die  Spinnschulen 
mit  öffentlichen  Mitteln  unterstützt,  wird  sich  die  Überzeugang,  daß 
die  Handspinnerei  auf  eine  Zukunft  nicht  zu  rechnen  habe,  in  den 
unteren   Schichten   der  Bevölkerung   schwer  Bahn   brechen.    Man 
wird   sich   nicht  mit  Unrecht   darauf  stützen,   daß  die  Regierung 
selbst  die  Sache   der  Handspinnerei   nicht  verloren   geben   könne, 
wenn    sie  ihrerseits   die  Erlernung  derselben  befördere,  und  man 
hat  sich  bereits  auf  die  solchen  Schulen  seitens  der  Regierung  ge- 
gebene Unterstützung  berufen,  um  den  Vorwurf  zu  begründen,  daß 
dieselbe   die  Lage  der  Verhältnisse  nicht  richtig  erkannt  habe.    Es 
würde  damit  aber  eine  Auffassung  befestigt  werden,  welche  man  zu 
beseitigen  fortwährend  bemüht  ist.**    (Schreiben  v.  3.  Juli  1853.) 

Auch  die  Regierung  zu  Münster,  früher  die  eifrigste  Vor- 
k&mpferin  für  Einrichtung  und  Vermehrung  der  Spinnschulen,  er- 
klärte am  24.  Juni  1850,  daß  die  Anstalten  ihres  Bezirks  in  sich 
selbst  keinen  Bestand  und  keine  Lebensfähigkeit  besäßen,  und  es 
bald  an  der  Zeit  sein  dürfte,  ihnen  den  Staatszuschuß  za  entziehen 
und  sprach  sich  am  19.  November  1853  direkt  gegen  die  Fort- 
gewährung der  bisherigen  Zuschüsse  aus  Staatsmitteln  aus. 

Für  das  Jahr  1854  wurde  kein  Staatsbeitrag  mehr  geleistet; 
damit  war  das  Ende  der  Spinnschulen  —  es  waren  im  ganzen  Be- 
zirke nur  noch  fünf  —  besiegelt. 

Die  Ausstellungsprämien  aus  dem  Fonds  von  550  Talern  waren 
bis  1848  inkL  derart  verteilt  worden,  daß  auf  den  Regierungsbezirk 
Minden  10  Taler  und  auf  Münster  9  Tlr.  7  Sgr.  6  Pfg.  kamen. 
Seit  1849  war  die  Verteilung  wegen  geringer  Frequenz  der  Schulen 
unterblieben.  Die  Zinsen  wurden  in  Obligationen  der  Provinzial- 
hfllfskasse  wieder  zinsbar  angelegt  Eine  andere  Bestimmung  wollte 

Biller,  HiBd-Lsiiiiruidiiidiistrl«.  9 
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der  Minister  dem  Fonds  nicht  geben.    Was  schließlich  daraas  ge- 
worden ist,  ist  nicht  ersichtlich. 

Das  Urteil  über  die  Spinnschalen  ist  anschwer  za  geben.  Ihrem 
ursprünglichen  Zwecke,  der  Yerbreitang  des  Feinspinnens,  haben 
sie  überhaupt  nicht,  der  verbesserten  Flachsbereitung,  so¥rie  dem 
Out-  oder  Schnellspinnen  auch  nur  in  sehr  mäßiger  Weise  gedient 
Worin  selbst  die  optimistischsten  und  spinnschulfreundlichsten  Zeit- 
genossen den  einzigen  Wert  der  Anstalt  erkannten,  zeigt  folgende 
Stelle  aus  dem  Berichte  der  Regierung  zu  Münster  vom  19.  No- 
vember 1853:  „Wir  wollen  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  die  Spinn- 
schulen sehr  viel  Nützliches  gewirkt  haben  und  noch  femer  dazu 
fähig  sind,  insofern  sie  als  Ergänzung  des  Elementar- 
unterrichts dienen  und  die  Kinder  der  ärmeren  Yolks- 
klassen  auch  außerhalb  der  gewöhnlichen  Schulzeit 
beschäftigen  und  durch  Anregung  des  Wetteifers  unter 
ihnen  den  Fleiß  befördern.  Allein  diese  Gründe  sind  mehr 
sittlicher  als  gewerblicher  Natur,  ....*'  „Auch  der  Magistrat  zu 
Warendorf,  wo  für  die  Schule  allerdings  große  Opfer  gebracht 
sind,  führt  in  seinem  Berichte,  in  welchem  er  auf  Belassung  der 
Staatsunterstützung  —  wie  zu  erwarten  war  und  seitens  der  übrigen 
Ortsbehörden  ebenfalls  nicht  unterlassen  ist  —  anträgt,  als 
Orund  für  das  Fortbestehen  der  Spinnschule  nur  „die 
Oefahren  an  Leib  und  Seele"  vor  Augen,  denen  die 
Kinder  von  4—14  Jahren  entzogen  -werden,  wenn  man 
sie  auch  außerhalb  des  Unterrichts  in  den  Elementar- 
schulen zur  Tätigkeit  anhält,  also  nichts  was  zur  Hebung 
dieses  Gewerbszweiges  dienen  könnte.*' 

Ob  man  die  „Gefahren  an  Leib  und  Seele'*  wirklich  für  so 
entsetzlich  hielt?  Oder  ob  man  nicht  dieses  Vorwandes  bedurfte, 
um  wenigstens  einen  Grund  für  das  Fortbestehen  der  Spinnschulen 
anführen  zu  können,  die  den  Armenetat  auf  so  billige  und  angenehme 
Weise  entlasteten  ?  Das  scheint  wohl  die  Hauptwirkung  der  Schalen 
gewesen  zu  sein,  daß  sie  den  ärmeren  Kindern  in  freien  Stunden 
Beschäftigung  und  Verdienst  verschafften. 

Einen  allgemeineren  Einfluß  jedoch,  — wie  man  ihn  ur- 
sprünglich überhaupt  nur  beabsichtigt  hatte  —  haben 
die  Spinnschulen  in  keiner  Weise  gehabt. 
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4.  Der  Versuch  der  EinfClhrung  eines   einheitliohen  Haspels.  ^) 

So  lange  jedes  Haas  sein  Gespinst  selbst  verwebte,  der  Garn- 
Terkauf  gering  war,  mochte  die  gerade  im  Münsterlande  herrschende 
Verschiedenheit  der  Haspelmaße  noch   angehen,  mit  zunehmendem 
Gamhandel  maßte  sie  von  nachteiligen  Folgen  werden.   Der  Weber, 
der  die  von  verschiedenen  Spinnern   hergestellten  Game  aaf  dem- 
selben Stahle  zu   einem  gleichmäßigen  Gewebe   verarbeiten  wollte, 
konnte   nor  Garn  von   gleicher  Länge   vorteilhaft  verwenden.    Die 
einzig  mögliche  Methode   zur  üntersuchang   der  zum  Zasammen- 
weben  anbedingt  notwendigen  Gleichheit  der  Fäden,  das  Wägen  des 
Games,    war  nur  möglich,   wenn   die   zu   wiegenden   Stücke   von 
gleicher  Länge  waren.    Die  jedesmalige  ümhaspelung  aller  Game 
stellte  jedoch  eine  za  zeitraubende  Arbeit  dar.  Der  Weber  zog  die 
Game  vor,  die  er  in  größeren  Mengen  in  absolut  gleicher  Länge 
beziehen  konnte;  den  Schaden  hatten  die  verschieden  gehaspelten 
Sorten.    Besonders  verhängnisvoll   wurde   die  Verschiedenheit,   als 
aach  hier  das  Maschinengarn  mit  seiner  absolut  zuverlässigen  Länge 
in   den  Wettbewerb   trat.    Bei  der  Unmöglichkeit   einer  Eontrolle 
machte  die  Mannigfaltigkeit  der  Haspel  betrügerische  Manipulationen 
durch  Beimischung  minderwertigeren  Garnes  oder  Verkürzung  des 
Fadena  ziemlich  leicht.    In  die  lebhaften  Klagen  der  Garnhändler 
mischten  sich  die  der  Abnehmer. 

Die  Festsetzung  eines  Haspels  von  bestimmter  Länge  als  zwin- 
gendes Maß  war  als  mit  der  Gewerbefreiheit  an  verein  bar  vermieden 
worden.  Die  Maß-  und  Gewichtsordnung  vom  16.  Mai  1816  ge- 
stattete in  ihrem  §  21  ausdrücklich  den  Gebrauch  verschiedener 
Haspeln.  ^) 


1)  Fftr  das  Folgende  vergl.  M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  261. 

2)  Qes  -Sammlung  S.  142.  §  21  des  Gesetzes  lautet:  „Den  Gebrauch 
der  in  den  verschiedenen  Provinzen  üblichen  üandbaspel  wollen  Wir  vor- 
läufig noch  gestatten.  Sie  mQssen  indes  ebenfalls  durch  die  Eichungsämter, 
welche  von  dem  gebräuchlichen  Maüe  in  Kenntnis  zu  setzen  sind,  gestempelt 
werden,  und  es  findet  auf  die  Personen,  welche  sich  ungestempelter  oder  un- 
richtig gestempelter  Handhaspeln  bedienen,  um  Gespinst  fQr  den  Handel 
darnach  abzumessen,  dasjenige  Anwendung,  was  im  §  19  bestimmt  worden 
ist.  Fabrikanten  bleibt  nicht  allein  unbenommen,  in  ihren  Werkstätten  un- 
gestempelte Handhaspel  von  beliebigem  Umfange  zu  gebrauchen,  sondern  sie 
können  auch  das  Garn,  das  sie  auGer  ihren  Werkstätten  zu  ihrem  Gebrauche 

9^ 
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Die  Opposition  gegen  diese  Freiheit  hatte  in  anderen  Gegenden 
bestimmte  Vorschriften  aber  den  Haspel  erwirkt.  <)  In  Westfalen 
hatten  die  zahlreichen  Klagen  and  Bestrebungen  lange  Zeit  keinen. 
Erfolg.^)  Über  wiederholte  Einschärfnngen  der  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrechts  zur  Verhinderung  der  Betrügereien  kam 
man  nicht  hinaus.  ^)  Eine  neue  Anregung  brachte  die  Eingabe  der 
Handelskammer  Elberfeld-Barmen,  die  namentlich  im  Interesse  ihres 
Gebietes,  das  der  Hauptkonsument  westfälischer  Handgame  war,  po- 
lizeiliche Vorschriften  beim  Gamhandel  forderte  (1835). 

Nach  langen  Verhandlungen  über  die  Yorzuschreibenden  Maße 
erging  endlich  am  14.  Juli  1843  eine  Kgl.  Verordnung,  welche  die 
Einführung  eines  gleichen  Haspelmaßes  fflr  Handgespinst  aus  Flachs 
in  der  Provinz  Westfalen  anordnete.  *) 

In  dieser  wurde  „  zur  Beseitigung  der  Nachteile,  welche  aus  der 
häufig  bemerkten  Unrichtigkeit  und  Unregelmäßigkeit  des  west- 
fälischen Handgespinstes  für  dessen  auswärtigen  Absatz  und  für  die 

spinnen  lassen,  nach  einem  beliebigen  Haspel  bestellen,  so  wie  es  jedem  frei- 
steht, sich  zum  Abhaspeln  des  lediglich  zu  seinem  eigenen  Bedarfe  be- 
stimmten Garnes  eines  willkürlichen  Maßstabes  zu  bedienen.  Aach  bei 
den  Maschinengespinsten  ohne  Unterschied  kann  jeder  Fabrikant  fOr  jetzt 
diejenigen  Haspel  gebrauchen,  die  seiner  Konvenienz  entsprechen." 

Der  erwähnte  §  19  setzte  für  Benutzung  ungestempelter  Maße  eine 
Strafe  von  1  bis  3  Talern  fest;  unrichtig  gestempelte  wurden  auf  Kosten  des 
Besitzers  zur  Untersuchung  und  Berichtigung  an  das  nächste  Eichangsamt 
transportiert.     BetrQgerische  Absicht  zog  strafrichterliche  Ahndung  nach  sieb. 

1)  So  für  Preußen  (Königsberg)  durch  das  schon  früher  datierende  Gesetz 
Yom  28.  Mai  1804.  (M.  St.-A.  A.  N.  Z  0.  P.  No.  261,  S.  43);  für  Mlnden- 
Havensberg  durch  Verordnung  vom  5.  Juni  1817.  (Amtsblatt  der  Kgl. 
Regierung  zu  Minden  1817,  S.  274);  namentlich  für  Schlesien  durch  das  Gesetz 
vom  28.  Mai  1827.    (Ges.-Sammlung  S.  87). 

2)  Bereits  1822  wurden  Untersuchungen  wegen  der  zahlreichen  Klagen 
über  die  Haspel  vorbereitet.  (Amtsblatt  der  Regierung  zu  Münster  1822,  S.  249.) 

3)  Die  wichtigsten  Bestimmungen  waren:  A.  L.  R.,  Teil  II,  Titel  20 
§  1442:  nWer  die  zum  Verkaufe  bestimmten  Lebensmittel  oder  andere  Waren 
mit  fremden  Materialien  vermengt  oder  versetzt,  um  dadurch  ihr  Maß  and 
Gewicht  oder  ihre  scheinbare  Güte  betrüglicher  Weise  zu  vermehren,  gegen 
den  wird  die  Strafe  des  qualifizierten  Betruges  um  die  Hälfte  geschärft*,  und 
§  1450:  ,.Ha  durch  dergleichen  Betrug  der  Kredit  und  Absatz  der  Landes- 
erzeugnisse und  Fabrikwaren  in  auswärtigen  Landen  Schaden  erlitten,  so  soll 
er  Betrüger,  außer  der  an  sich  verwirkten  Ahndung  des  Betrages  selbst 
(§  1442),  noch  mit  geschärfter  Zuchtbausstrafe  auf  sechs  Monate  bis  drei 
Jahre  belegt  werden/"        4)  Ges.-Sammlung  V.  y.  14.  Juli  1843,  S.  303. 
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Leinwandweberei  entstanden  sind'',  bestimmt,  daß  för  alles  zum 
Verkaufe  bestimmte  Handgam  ans  Flachs  nur  geeichte  Haspel  von 
zwei  preußischen  Ellen  Umfang  gebraucht  werden  durften.  Jedes 
Stück  Voll-  oder  Moltgam  mußte  20  volle  Gebinde,  jedes  Gebind 
60  Fäden  enthalten.  Mithin  betrug  die  vorgeschriebene  Länge  eines 
westfälischen  Stackes  Garn  2400  preußische  Ellen. 

Die  Zusammenhaspelung  von  Hanf-  und  Flachsgamen  oder 
anderer  verschiedener  Gamsorten  sowie  das  Feilhalten  von  Flachs- 
gamen mit  vorschriftswidriger  Länge  und  falscher  Binde-  oder 
Fadenzahl  war  verboten. 

Übertretungen  des  Gesetzes  wurden  mit  Geldstrafen  von  1 5  Sgr. 
bis  5  Talern  nebst  Konfiskation  der  bei  Gamverkäufem  vorgefundenen 
Dogesetzlichen  Haspeln  und  des  unrichtig  gehaspelten  Garnes  ge- 
almdet 

Von  der  Bestimmung,  auch  das  Hausgespinst  dem  Haspelzwange 
2ü  unterwerfen,  hatte  man  als  ein  zu  weit  gehendes  Eindringen  in 
das  Privatleben  des  Einzelnen  und  bei  der  Unmöglichkeit  einer  ge- 
nügenden Eontrolle  abgesehen  und  daher  auch  den  Drechslern  nicht 
verbieten  können,  andere  als  die  vorgeschriebenen  Haspel  zu  bauen. 
Der  Erfolg  des  Gesetzes  war  der   denkbar  schlechteste.    Die 
festgesetzten  Maße  waren  vorzugsweise  für  die  ganz  feinen,  die  so- 
genannten Bielefelder  Garnsorten  berechnet,  für  gröbere  Garne  waren 
sie  ungeeignet.    Das  Hanf-  und  Hedegarn  war  deshalb  vom  Zwange 
befreit  Doch  verspannen  in  vielen  Gegenden  namentlich  die  ärmeren 
Leute   neben  Flachs  auch  Hanf  und  besonders  Hede.    Für  beide 
Sorten  verschiedene  Haspeln  zu  halten,  war  ihnen  zu  kostspielig,  und 
so   benutzten   sie   den   gesetzlichen  Haspel  auch  für  die  gröberen 
Game  und  gerieten  dadurch  bald  in  die  unangenehme  Lage,  das  so 
gehaspelte   Garn   nicht   absetzen   zu  können.    Selbst  für  gröberes 
Flachsgespinst  waren  die  Maße  höchst  ungeeignet,   d.  h.  zu   klein. 
Denn  alle  so  zusammengehaspelten  Stücke  der  gröberen  Garnsorten 
waren  so  dick,  daß  sie  sich  nicht  drehen  (zusammen-  oder  aufklauben) 
ließen,   dadurch   leicht   in  Verwirrung  gerieten  und  beim  Kochen, 
Bleichen,  Färben  usw.  sehr  unbequem  waren.    Hinzu  kam,  daß  bei 
einem  so  geringen  umfange  die  Fäden  sehr  bald  übereinander  liefen 
und   bei   den  dickeren  Garnen  das  obenliegende  bedeutend  länger 
aU  das  untere  war.   Nach  angestellten  Versuchen  sollte  bei  einem 
Stücke  dadurch  ein  Verlust  von  300  Ellen  eintreten  können. 
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Die  Folge  war,  daß  die  Regierang  zu  Münster  sich  alsbal 
genötigt  sah,  die  weitere  Dnrchffihrnng  des  Gesetzes  vorlänfig  aal 
zugeben. 

Auch  in  Minden  erhoben  sich  zahlreiche  Klagen.  Besondei 
beschwerte  man  sich  über  die  Aufhebung  des  alten  Unterschiede 
zwischen  Voll-  und  Moltgam.  Durch  Änderung  des  üblichen  Maße 
habe  man  dem  bedeutenden  Moltgamhandel  einen  schweren  Schla 
versetzt.  Die  alten  Haspel  blieben  daher  auch  hier  ruhig  weiter  i 
Benutzung. 

Dem  Oberpräsidenten  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  die  Ministe 
des  Innern  und  der  Finanzen  zu  bitten,  die  schon  eingetreten 
Suspension  des  Zweiellenhaspels  in  bezug  auf  die  groben  Game  auc 
gesetzlich  auszusprechen  (21.  Oktober  1847).0  Er  arbeitete  auch  eine 
neuen  Entwurf  aus,  in  welchem  je  nach  der  Feinheit  des  Game 
drei  verschiedene  Haspel  von  2,  2^3  und  3  preußischen  Ellen  Um 
fang  vorgeschrieben  wurden.  Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  un 
öffentliche  Arbeiten  nahm  diesen  Entwurf  mit  einigen  Abänderunge 
an  (1.  August  1852),  aber  der  westfälische  Provinziallandtag  sprac 
sich  —  obenbar  durch  die  steten  Mißerfolge  aller  staatlichen  B( 
strebungen  hoffnungslos  gemacht  —  gegen  jede  Regelung  des  Haspe 
maßes  aus.  ^Man  würde  über  die  Nachteile  und  Störungen,  welcb 
eine  das  bisherige  Haspelmaß  abändernde  Bestimmung  für  di 
Handspinnerei  während  der  Übergangsperiode  notwendig  hervorrufe 
muß,  weit  leichter  hinweggehen  können,  wenn  dieser  Industriezwei 
noch  eine  innere  Lebenskraft  besäße,  welche  es  ihm  möglich  macht 
derartige  Krisen  ohne  Gefährdung  seiner  Existenz  zu  überstehen. 
Auf  einen  günstigen  Ausgang  glaubte  man  jedoch  nicht  rechnen  z 
dürfen,  da  die  Maschinen  die  Handspinner  schon  jetzt  dermaße 
unterdrückt  hätten,  daß  diese  nur  noch  notdürftig  ihr  Leben  fristete] 
und  sich  zu  einer  dauernden  Wiederbelebung  keine  Hoffnung  dai 
böte,  im  Gegenteil  die  Befürchtung  erwüchse,  durch  weitere  Mai 
regeln  dem  erstrebten  Ziele  nur  zuwiderzuhandeln.  Das  Gutachte 
des  Provinziallandtages  ging  dahin,  den  §  21  des  Gesetzes  voi 
16.  Mai  1816  wiederherzustellen. 

Diesem  Gutachten   schlössen  sich  an  die  Handelskammern  z 


1)  Man  beschwerte  sich  auch  über  die  Höhe  der  Eichungsgebühren ;  s 
betrugen  2  7»  Sgr.,  während  der  Verdienst  eines  Spinners  grober  Garne  troi 
Übung  und  Fleiß  kaum  2*/i  Sgr.  täglich  ausmachte. 
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Uinden  und  Bielefeld,  die  Regierungen  zu  Minden  und  Münster  und 
der  Oberprasident  von  Westfalen.  Am  14.  Mai  1853  erging  denn 
aoch  im  Gesetz,  das  unter  Aufbebung  der  Verordnung  vom  14.  Juli 
1843  den  §  21  der  Maß-  und  Gewichtsordnung  vom  16.  Mai  1816 
für  Westfalen  wieder  in  Wirksamkeit  setzte.  >) 

Die  Einführung  eines  gleichen  Haspelmaßes  war  auch  ein  Yer- 
sach,  durch  kleine  Mittelchen  das  rollende  Rad  der  wirtschaftlich- 
technischen Entwicklung  aufzuhalten  und  durch  Polizeimaßregeln  der 
absterbenden  Ebmdspinnerei  eine  neue  Blüte  zu  verschaffen.  Daß  der 
Aasgang  ein  so  überaus  kläglicher  war,  kann  nicht  überraschen. 
Hätte  man  im  Münsterlande  zahlreiche  Berufsspinner  gehabt,  die 
wirklich  große  Gammengen  lieferten  und  liefern  mußten,  so  wäre 
die  Verordnung  wohl  durchführbar  gewesen,  ob  mit  wirklichem 
Erfolge,  ist  damit  nicht  gesagt.  So  aber  konnten  polizeiliche  Schi- 
kanen und  stete  Furcht  vor  Strafe  nur  die  Bewohner  von  dem  schon 
an  sich  nur  geringen  Garnverkaufe  ganz  zurückschrecken,  und  der 
bewirkte  Erfolg  mußte  dem  beabsichtigten  direkt  entgegen  sein. 

5.  Die  direkten  Staatsunterstützungen. 

Alle  bisher  erwähnten  Maßnahmen  zur  Wiederbelebung  des 
Leinengewerbes  stellen  sich  dar  als  ein  Kompromiß  zwischen  zwei 
entgegengesetzten  Richtungen,  der  konsequent  liberalen  Zentral- 
regierung in  Berlin  einerseits  und  den  die  alten  Schranken  begeh- 
renden Lokalbehörden  andrerseits.  Das  Ministerium  hatte  immer 
auf  dem  Standpunkte  gestanden,  daß  die  alte  Handindustrie  ihrem 
unabänderlichen  Untergänge  entgegen  ginge,  und  jeder  Versuch,  sie 
zu  halten,  daher  nutzlos,  ja  sogar  widersinnig  wäre.  Nur  dadurch 
könnte  den  in  Not  geratenen  Bewohnern  wirksam  geholfen  werden, 
daß  man  ihnen  die  Möglichkeit  verschaffte,  sich  der  neuen  Produktions- 
methoden zu  bedienen,  und  nur  in  dieser  Richtung  dürfte  sich  die 
unterstützende  Tätigkeit  des  Staates  bewegen. 

Anfangs  sah  die  Regierung  diese  ihre  Hilfe  sehr  wenig  belohnt. 
Nur  schwer  gelang  es,  selbst  die  gutbeschäftigten  münsterschen 
Bleichen  zu  fortschreitender  Vervollkommnung  zu  bringen.  So  war 
es  z.B.  im  Jahre  1839  nicht  möglich,  einen  Bleicher  aus  Nottuln 
(Er.  Münster)   oder   einen  Weber  aus  Ottenstein  (Kr.  Ahaus)  oder 


1)  Ges.-SammluDg  G.  v.  14.  Mai  1853,  S.  224. 
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Metelen  (Ejt.  Steinfart)  geneigt  zn  machen,  sich  zur  Ansbildong  in 
der  Bleicherei  oder  Feinweberei  nach  Bielefeld  zu  begeben.  Ein  von 
Ottenstein  abgeschickter  Weber  lief  gleich  wieder  nach  HaosdL  *)  Im 
Jahre  1841  bewilligte  der  Oberpräsident  30  Btlr.  für  zwei  Bleicher, 
die  bereit  wären,  sich  in  Bielefeld  in  der  Bleicherei  weiter  aoszu- 
bilden.  Schließlich  fanden  sich  zwei,  die  aber  außer  Eost  und  freier 
Wohnung  in  Bielefeld  täglich  7  Vi  Sgr.  als  ünterstfitzung,  also  f&r 
die  ganze  Bleichezeit  von  17  Wochen  29  Tlr.  22  Sgr.  6  Pfg.  ver- 
langten. Da  ihnen  der  Bleicher  in  Bielefeld  Kost  und  freie  Wohnung 
sowie  wöchentlich  12 1/2  Sgr.,  also  zusammen  7  Tlr.  22  Sgr.  6  Pfg. 
geben  wollte,  war  für  jeden  eine  Beihilfe  von  22  statt  der  bewilligten 
15  Taler  erforderlich.  Obwohl  die  Forderung  als  übertrieben  aner- 
kannt wurde,  bewilligte  der  Oberpräsident  auch  die  fehlenden  7  Taler 
nach,  da  sich  eben  keine  anderen  fanden,  die  hinwollten.  Trotzdem 
verschwanden  beide  plötzlich  vor  vollendeter  Bleichezeit,  „ohne 
Abschied  zu  nehmen,  ohne  ihren  Arbeitslohn  zu  empfangen,  ohne  zu 
danken  ''.^)  Später  fanden  die  Bestrebungen  der  Behörden  günstigeren 
Boden.  So  war  die  Unterstützung,  die  der  Schnellbleicher  Marlie 
zu  Bocholt  —  der  einzige  Schnellbleicher  im  Kreise  Borken  —  im 
Jahre  1850  zur  Weiterausbildung  auf  der  Kgl.  Bleichanstalt  zu 
Erdmannsdorf  erhielt,  sehr  gut  angewandt-^)  Desgleichen  waren  die 
Unterstützungen  erfolgreich,  die  mehrere  Techniker  erhielten,  um 
sich  in  Irland  mit  den  dortigen  Verfahren  beim  Boston,  Bleichen, 
Appretieren  usw.  des  Flachses  bekannt  zu  machen.^) 

Beihilfen  aus  Staatsfonds  zur  Anschaffung  von  Maschinen  wurden 
jedoch  in  der  Regel  nur  in  solchen  Fällen  bewilligt,  wo  es  sich 
darum  handelte,  neueren  und  besseren  Maschinen  Eingang  zu  ver- 
schaffen. In  einem  Schreiben  vom  2.  September  1848  setzte  der 
Minister,  um  den  zahllosen  Gesuchen  entgegenzutreten,  noch  einmal 
den  Charakter  der  Staatsunterstützungen  auseinander.^)  Er  müsse 
Bedenken  tragen,  einzelnen  Etablissements  für  einheimische  Gewerbs- 
zweige durch  Verleihung  längst  bekannter  Maschinen  zu  Hilfe  zu 
kommen.  Die  Hilfe  des  Staates  müsse  auf  solche  Fälle  beschränkt 
bleiben,  in  denen  es  sich  entweder  um  die  Einführung  neuer,  im 
Inlande  noch  nicht  bekannter  oder  erprobter  Maschinen  oder  darum 


1)  M.  St-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  260.         2)  Ebenda.         8)  M.  St-A. 
A.  N.  Z.    Sp.  192.        4)  Ebenda.        5)  Ebenda. 
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Itandele,  einen  Industriezweig  einzuführen  oder  zur  Entwicklung  zu 
bringen,  der  an  sich  wichtig  und  gedeihenversprechend  sei,  im  In- 
laode  aber  noch  überhaupt  nicht  betrieben  werde  oder  doch  in  dem 
betreffenden  Landesteile  noch  nicht  zur  zeitgemäßen  Ausbildung 
gelangt  seL  Doch  auch  hier  dürften  nur  anerkannt  tüchtige  Oe- 
verbetreibende  unterstützt  werden.  Die  Bedingungen,  unter  denen 
die  Beihilfen  gewährt  wurden,  waren : 

1.  daß  dem  Staate  das  Eigentum  an  den  Maschinen  während 
eises  bestimmten,  5 — 10jährigen  Zeitraumes  vorbehalten  blieb,  und 
diese  erst  nach  dessen  Verlauf  und  wenn  sie  bis  dahin  nach  einem 
Gutachten  Sachverständiger  in  zweckentsprechender  Weise  ununter- 
broehen  benutzt  worden  waren,  in  das  Privateigentum  des  Benutzers 
öbeigingen ; 

2.  daß  von  der  Maschine  und.  deren  Gebrauche  allen  denen 
bereitwillig  Kenntnis  zu  geben  war,  welche  zu  diesem  Zwecke,  mit 
einer  Empfehlung  der  Behörden  versehen,  sich  meldeten. 

Auf  Orund  dieser  Verfugung  erhielten  vornehmlich  die  Bleicher 
2ar  Anschaffung  neuer  Geräte  und  die  Damast-  und  Gebildweber  für 
Jacquard-  und  Kartenschlagmaschinen  Geldbewilligungen.  <) 

Auch  Rücksicht  auf  etwa  vorhandene  Industrien  bestimmte  die 
Entschlüsse  der  Regierung.  1848  lehnte  der  Handelsminister  das 
Gesuch  einer  Elb^rfelder  Firma  um  Unterstützung  bei  der  Errichtung 
einer  Weberei  von  Orleans  und  anderer  mit  Wolle  gemischter  Artikel 
zu  Stadtlohn  (Kr.  Ahaus)  ab  mit  der  Begründung,  es  wäre  zwar  sehr 
gut,  wenn  den  Webern  in  Stadtlohn  ein  lohnender  Erwerb  gesichert 
würde,  aber  er  müßte  Bedenken  tragen,  durch  Bewilligung  einer 
Staatsonterstützung  für  die  Einführung  von  halbwollenen  Waren  den 
zahlreichen  Fabrikanten  in  der  Rheinprovinz  und  in  Westfalen  Kon- 
kurrenz zu  schaffen.^) 

Im  Jahre  1854  beabsichtigte  die  Firma  Hollefeld  und  Söhne 
in  Emsdetten  (Kr.  Steinfart),  eine  Flachsmaschinenspinnerei  anzu- 
legen von  zunächst  800 — 1000  Spindeln,  die  später  nach  Bedarf  auf 
2000  erhöht  werden  sollten.  Zu  den  nach  dem  Voranschlage  etwa 
45  000  Taler  betragenden  Kosten  wurde  eine  Unterstützung  aus 
Staatsmitteln  von  10000  Talern  gewünscht  und  außerdem  zollfreie 


1)  Siehe  darQber  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  192. 

2)  M.  St  -A.    A.  N.  Z.    Sp.  192. 
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Einfahr  der  aus  Belgien  zu  beziehenden  Maschinenteile  der  Spinner^:5 
Günstige  Verhältnisse  ließen  die  Lebensfähigkeit  als  zweifellos  exr- 
scheinen.  0  Doch  der  Minister  beschied  das  Gesuch  am  18.  Mai  18S£ 
abschlägig,  „da  Spindelprämien  grundsätzlich  nur  ffir  MaschineciH 
flachsspinnereien,  welche  mit  mindestens  5000  Spindeln  betrieban 
werden  sollen,  bewilligt  werden.**  2) 

Man  wollte  eben  nur  Etablissements  unterstützen,  welche  die 
Garantie  ihrer  Lebensfähigkeit  auch  bei  scharfer  Konkurrenz  des  Aas- 
landes boten,  und  dazu  schienen  die  kleineren  Betrieben  nicht  geeignet 

Zweifellos  sind  die  direkten  Unterstützungen  in  Verbindung  mit 
dem   konsequenten   Bestreben,  nur  die   Einführung  neuerer,  ?er- 
besserter  und   noch  unbekannter  Arbeitsmethoden  durch  Beihilfen 
zu   erleichtem,   die  wirksamsten   und   erfolgreichsten  Schritte  der 
Regierung   im  Interesse   der  Leinenindustrie  gewesen.     Sicherlich 
trugen  sie  zur  Hebung  des  Gewerbes  wesentlich  bei,  ohne  den  ge- 
hässigen  und   drückenden  Charakter   der  alten   merkantilistischen 
Schranken  und  Verbote  an  sich  zu  tragen,  hinter  denen  jedesmal 
eine  Strafe   stand.     Noch   ein   zweiter  grundlegender  Unterschied 
herrschte  zwischen  einst  und  jetzt.    Bestand  die  frühere  Förderung 
des  Gewerbes  darin,   alle  Einwohner  zu  Spinnern  und  Webern  zu 
machen,  so  beruhte  sie  jetzt  auf  Teilung.    Der  Einzelne  sollte  ganz 
Spinner,  ganz  Weber  und  ganz  Landwirt  sein.    Li  der  Beschränkung 
und  Konzentration  des  Menschen  auf  einen  einzigen  F^uktions- 
prozeß  lag  das  Geheimnis  des  Fortschrittes,   sah   man  das  einzige 
Mittel,  die  Industrie  wieder  wettbewerbsfähig  zu  machen.    Die  Ber- 
liner Regierung  hatte  im  Gegensatz  zu  den  Lokalbehörden  den  Geist 
der  modernen  Zeit  erfaßt.    Darin  lag  es  auch  begründet»   daß   die 
Unterstützungen   im  Münsterlande  keinen  völlig  durchschlagenden 
Erfolg  erzielten,  auch  wohl  gar  nicht  erzielen  sollten.  Die  Regierung 
erkannte  die  relativ  geringe  Bedeutung  der  Leinwandbereitung  für 
den  größten  Teil  der  Bevölkerung  und  schränkte  dementsprechend 
die  Beihilfen  sehr  ein,  und  der  Münsterländer  Bauer  konnte  zu  einem 
konzentrierten   Fabrikbetrieb    oder    selbst   zur   umfassenderen   An- 
wendung  mechanischer  Werkzeuge   nicht  übergehen  und  wollte  es 
auch  nicht. 

1)  Die  beigegebene  RentabilitätsberechnuDg  wies  eine  Reineinnabme  von 
14,  052^0  des  Gesamtkapitals  nach. 

2)  M.  St.-A.    A.  N.  Z.    Sp.  192,  III,  Bl.  10. 
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4.  Kapitel.    Der  Untergang  der  Hand-Industrie. 

1.  Das  Leinwandgewerbe  bis  zum  Jahre  1875. 

Um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  war  das  Schicksal  des  mänster- 
liodischen  Leinengewerbes  entschieden.  Daß  der  alte  Handbetrieb 
selbst  bei  nebenberuflicher  Beschäftigung  des  Landmannes  auf  die 
Dauer  der  modernen  Technik  nicht  gewachsen  war,  konnte  schon 
lange  nicht  mehr  zweifelhaft  sein.  Der  aufkommende  Großbetrieb 
mit  seinen  technischen  Hilfsmitteln  mußte  auf  der  ganzen  Linie 
siegen.  Bei  der  Art  der  Produktion  und  mit  der  gewaltig  auf- 
steigenden Baumwollfabrikation  war  es  auch  klar,  daß  Monster  jenen 
Prozeß  nicht  mitmachen  und  —  wie  z.  B.  Ravensberg  —  ein 
R modernes  Linnenland''  werden  würde. 

Industrien  aber,  die  einmal  stark  und  lebenskräftig  gewesen  sind, 
sterben  nur  langsam  ab,  und  die  Länge  des  Todeskampfes  gibt  nur 
zu  leicht  dem  Gedanken  an  eine  un geschwächte,  nur  durch  temporäre, 
widrige  umstände  gehemmte  Lebenskraft  Raum.  Zumal  ein  Ge- 
werbszweig, der  in  den  konservativen  Bauemhütten  des  Münsterlandes 
festen  Fuß  gefaßt  hatte,  und  der  die  müßigen  Stunden  angenehm 
und  ge\¥innbringend  machte,  mußte,  wenn  auch  nur  in  der  Deckung 
des  Hausbedarfes,  schier  unsterblich  scheinen.  Die  Zahlen  der 
Statistik,  wie  einzelne  günstige,  hoffnungsvolle  Berichte  dürfen  uns 
daher  nicht  über  die  Tatsache  hinwegtäuschen,  daß  es  sich  um  ein 
innerlich  totes  Gewerbe  handelte,  bei  welchem  ein  momentanes  Auf- 
flackern ebensowenig  wie  ein  von  der  Statistik  erfaßtes,  noch  an- 
sehnliches Gerippe  das  Prognostiken  für  eine  blühende  Zukunft 
sein  konnte. 

Die  Methode,  das  gesamte  Gewerbewesen  in  den  sogenannten 
Handwerkertabellen  darzustellen,  blieb  bis  zum  Jahre  1S46  die 
gleiche.  Eine  wesentliche  Änderung  trat  dann  insofern  ein,  als  man 
fortan  zwei  Tabellen  aufstellte,  eine  für  Handwerker  und  vorherrschend 
f&r  den  örtlichen  Bedarf  beschäftigte  Gewerbetreibende  und  Künstler 
and  eine  zweite  für  Fabriken  und  vorherrschend  für  den  Großhandel 
beschäftigte  Gewerbsanstalten,  die  speziell  dem  aufkommenden  Groß- 
betriebe gerecht  werden  sollte.  Trotz  des  unverkennbar  bedeutenden 
Fortschrittes  dieses  Verfahrens  gegenüber  dem  früheren  fehlte  auch 
jetzt  noch  die  fflr  uns  wichtige  Unterscheidung  zwischen  Haus- 
industrie- und  eigentlichem  Fabriksystem.    Zu  den  Fabriken  zählten 
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nämlich  alle  Qewerbsanstalten,  in  denen  die  Fabrikation  im  großen 
betrieben  wurde,  und  zwar  auch  diejenigen,  bei  denen  die  einzelnen 
Arbeiter  nicht  in  größeren  Gebäuden  vereinigt,  sondern  zerstreat^ 
aber  unter  der  Leitung  eines  Faktors  oder  Verlegers  arbeiteten,  von 
diesem  das  Rohmaterial  erhielten  und  an  ihn  die  gefertigte  Ware 
ablieferten.  In  bezug  auf  die  Fabrikation  von  Geweben  aller  Art 
galten  auch  diejenigen  Unternehmer  als  Fabrikinhaber,  welche 
Webermeister  nur  zeitweise  fär  ihre  Rechnung  beschäftigten.  Die 
Webstühle  kamen  ebenso  wie  die  Spinn-  und  Bleichanstalten  in  die 
Fabrikentabelle,  während  Spinner  und  Bleicher  in  der  Handwerker- 
tabelle blieben. 

Eine  Fabrik,  in  der  verschiedene  Arten  von  Waren  fär  den 
Handel  verfertigt  oder  verschiedene  von  in  der  Tabelle  genaimten 
Verrichtungen  vorgenommen  wurden,  trug  man  in  jede  der  be- 
treffenden Rubriken  ein,  indem  man  in  die  für  die  Arbeiter  bestimmten 
Kolumnen  nur  die  Zahl  der  bei  dem  betreffenden  Fabrikationszweige 
Beschäftigten  setzte. 

Bei  der  Zählung  der  Webstühle  war  besonders  darauf  geachtet, 
daß  ein  im  Laufe  des  Jahres  zu  mehreren  Arten  Zeug  gebrauchter 
Stuhl  nur  einmal  eingetragen  wurde  und  zwar  nach  der  Entscheidung 
des  Aufnehmenden  in  die  passendste  Spalte. 

Zeitweise  stillstehende  Fabriken  wurden  mitgezählt,  nur  die  für 
Benutzung  nicht  mehr  geeigneten  blieben  unberücksichtigt*) 

Von  allen  so  erfolgten  Zählungen  ist  nur  die  des  Jahres  1849 
nach  Kreisen  veröffentlicht,  sie  wird  daher  im  folgenden  teilweise 
etwas  spezieller  berücksichtigt  werden.^) 

Daß  der  Flachs-  und  Hanfbau  mehr  und  mehr  abnahm,  hat 
wohl  seinen  Grund  eher  in  steigender  Rentabilität  der  Landwirtschaft 
bei  anderen  Fruchtarten  im  Vergleich  zu  den  Gespinstpflanzen,  als 
in  sinkenden  Preisen.    Die  mechanischen  Spinnereien  des  Auslands 


1)  Einige  kritische  BemerkuDgen  über  das  Verfahren  bei  der  Zählung 
8.  ScHMOLLBB,  Kleingewerbe     S.  500  f. 

2)  Die  folgenden  statistischen  Zahlen  sind  entnommen:  für  die  Jahre 
1S49  und  1852:  Tabellen  und  amtliche  Nachrichten  über  den  preußischen 
Staat  für  das  Jahr  1849,  Herlin  1855,  Band  V  und  VI,  1,2;  fOr  1855:  Tabellen 
usw.  f.  d.  Jahr  1855;  Berlin  1858;  für  1858:  Tabellen  usw.  f.  d.  Jahr  1858; 
Berlin  1860;  für  1861:  Tabellen  der  Handwerker,  der  Fabriken  sowie  der 
Handels-  und  Transportgewerbe  im  Zollverein.  Nach  den  Aufnahmen  im 
Jahre  1861.    (Ohne  Ort  und  Jahr.)    Preußische  Statistik,  Bd.  V. 


Der  Untergang  der  Hand-Industrie. 


141 


kauften  Flachs  und  Hanf  sowie  Hede  zu  verhältnismäßig  hohen 
Preisen.  0  Die  Tendenz  der  Preise  war  daher  eher  eine  steigende 
als  fallende. 

Fol  einen  Taler  erhielt  man  2): 


1853 

.     .     9     — 10       Pfund  Hanf 

1854     . 

.     71/4—  8V-I       , 

1856     . 

71/2 

1858     . 

7«/»             , 

1860     . 

.     7V2—  8 

1861     , 

.    •           7Vj 

1865     . 

,     .     7V2—  8 

1866     . 

,     .     7'/4—  71/j       , 

1867     . 

.     .     6     —   7 

1868     . 

.     .     6ä/4-   71/2       , 

1869     . 

..       6       —    63/4          , 

1870     . 

.     .     7      —    7V-2        , 

1871     . 

.     .     71/4—  8 

nnd 

1853 5     — 5Vi  Pfund  Flachs 

1856 

» 

•    • 

> 

4           5             »            » 

1858 

» 

>    • 

1 

.     .     33/4      4            „           „ 

1861 

■ 

•    • 

■ 

^  /4                 »               » 

1866     . 

B 

•    < 

■ 

.     .     41/2     5            „          „ 

tzdem  kai 

nei 

1  die 

La 

;ndleute  immer  me) 

ir  vom  i 

Flachses  und  des  Hanfes  ab.  Nach  dem  Ausweis  des  Leinsamen- 
bedarfes soll  um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre  das  Verhältnis  gegen 
früher  wie  1  :  8  gewesen  sein. 3)  Der  Hanfbau  in  der  Grafschaft 
Tecklenburg  verminderte  sich  in  zwanzig  Jahren  um  die  Hälfte  und 
war  in  der  Gegend  von  Ibbenbüren  fast  ganz  verschwunden.'^) 

Die  Zubereitung  der  Faser  hielt  sich  in  den  alten  Formen. 
Zum  selbständigen  Berufe  führte  sie  nicht,  auch  die  im  Jahre  1861 
verzeichneten  30  Flachs-  und  Hanfbereitungsanstalten  mit  16  be- 
schäftigten Personen  können  ernstlich  keinen  Anspruch  darauf 
machen,  als  selbständige  Betriebe  angesehen  zu  werden. 

Infolge  des  guten  Preises,  den  die  ausländischen  mechanischen 
Spinnereien  für  Flachs,  Hanf  und  Hede  zahlten,  fanden  es  viele 

1)  H.  K.  B.    Monster  1857,  S.  12.    H.  K.'B.    Osnabrück  1871,  S.  112. 

2)  M.  8t.-A.    A.  N.  Z.    0.  P.  No.  352. 

3)  H.  K.  &    Monster  1875,  S.  26.        4)  H.  K.  B.    Osnabrück  1871,  S.  112. 
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Bauern  vorteilhafter,  die  rohe  Pflanze  zu  verkaofen  als  za  verspinnen. 
Damit  aber  sank  die  Spinnerei  ganz  beträchtlich;  denn  der  Haupt- 
gamproduzent  war  der  Landmann,  Bernfsspinner  hat  es  in  Münster 
niemals  gegeben.  Dadurch  zeichnete  sich  das  M&nsterland  vor  den 
anderen  leinenproduzierenden  Gegenden  ganz  besonders  aus.  Nach- 
stehende Übersicht  zeigt  den  charakteristischen  Unterschied  aufs 
deutlichste.    (Siehe  Tabelle  11). 

Die  ausgeprägtesten  Spinnerkolonien  waren  im  Begierungsbezirke 
Liegnitz  die  Kreise  Bunzlau,  Liegnitz,  Jauer,  Schönau,  Bolkenhain, 
Landshut,  Löwenberg,  Hirschberg,  Görlitz  und  Lauban,  im  Begierungs- 
bezirke Minden  die  Kreise  Lübbecke,  Halle,  Bielefeld,  Herford, 
Wiedenbrück  und  Paderborn  und  im  Begierungsbezirke  Erfurt  viel- 
leicht noch  die  Kreise  Worbis,  Heiligenstadt  und  Mühlhausen,  wo 
die  alten  Eichsfelder  sassen. 

Besser  als  Worte  es  vermögen,  zeigen  diese  Zahlen  den  tief- 
gehenden unterschied  zwischen  der  Spinnerei  Münsters  und  der 
Mindens  und  Schlesiens.  Sie  geben  uns  auch  ein  Bild  von  der  Not 
und  dem  Elend,  die  den  Berufsspinner  bei  den  sinkenden  Gampreisen 
und  den  damit  fallenden  Löhnen  heimsuchten  und  in  den  Spinner- 
kolonien potenziert  die  entsetzlichsten  Folgen  nach  sich  zogen.  Die 
in  Münster  nachgewiesenen  zusammen  nur  67  berufsmäßigen 
Leinengamspinner  waren  meist  Witwen  oder  alte  Leute,  die,  zu 
schwach  zu  anstrengender  Arbeit,  sich  einen  leichten  Zeitvertreib 
suchten.  1)  Sie  wurden  durch  Konjunkturenschwankungen  nicht  be- 
rührt, und  ihre  Zahl  war  völlig  unabhängig  von  Zu-  oder  Ab- 
nahme der  Berufsspinner  überhaupt,  wie  dies  auch  die  Statistik 
bestätigt.' 

Die  Anzahl  der  Leinengamspinner,  Flachsbereiter  und  Leinen- 
stricker betrug: 


in  Preußen 

in 

Münster 

Meister 

Gehilfen 

Zus. 

Meister 

Geh. 

Zus. 

1849     . 

.     .     57  981 

26  305 

84  286 

67 

67 

1852     . 

.     .     56  308 

22414 

78  725 

75 

1 

76 

1855     . 

.     .     52  787 

22912 

75  699 

94 

— 

94 

1858     . 

.     .     36  818 

17  236 

54  054 

81 

81 

1861     . 

5  906 

8651 

14  557 

78 

78 

1)  Von  den  67  Spinnern  kamen  auf  den  Kreis  Steinfnrt  6,  auf  den  Kr. 
Lüdinghausen  10  und  aut  den  Kr.  Borken  51.  Sie  wohnten  sftmtlich  auf 
dem  platten  Lande. 
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Diese   Spinner  konnten   in   der  Tat  nicht  um  ihre  Existenz 
kommen,  obwohl  das  Maschinengam  sich  onyerminderter  Zmiahme 
erfreute  and  die  Zahl  der  nur  ans  Handgespinst  hergestellten  Leinen 
mehr   und   mehr   reduzierte.     Und   den   Landmann  berOhrte  die 
Maschinengarnkonkurrenz  noch  weniger.    Die  rohe  Pflanze  konnte 
er  ja  zu  guten  Preisen  verkaufen  und  für  seine  Hausleinwand  spann 
er  das  Garn  doch.    Selbst  im  Kreise  Tecklenburg  trat  er  freiwillig 
von  der  Linnenverfertigung  zurück.    So  wird  aus  dem  Anfange  der 
siebziger  Jahre  aus  Tecklenburg  berichtet,  daß  die  ländliche  Be- 
völkerung im  Sommer  wie  in  gelinden  Wintern  auf  eigenem  Acker 
oder  bei   den   verschiedenen  Meliorationsarbeiten   und  Eisenbahn» 
anlagen  bei  weitem  lohnendere  Beschäftigung  fände,  als  wenn  sie 
sich  mit  der  Leinenindustrie  befaßte.    Diese  sei  nur  noch  als  Neben- 
beschäftigung  beim  Mangel   anderer  ländlicher  Arbeiten   lohnend. 
,,Strenge  Kälte,  Schneefall  und  anhaltende  Regengfisse  im  Winter 
treiben   erst  den  Landmann  hinter  Breche  und  Spindel.''  0    Wer 
aber  in  der  Spinnerei  sein  Brot  suchen  wollte,  fand  lohnende  Be- 
schäftigung bei  der  Baumwolle.    Abgesehen  von  einigen  kritischen 
Jahren,  Ende  der  fünfziger  und  Anfang  der  sechziger  Jahre,  nahmen 
die  Maschinenspinnereien   für  Baumwolle   einen   ununterbrochenen 
Aufschwung  und  absorbierten  zahlreiche  Arbeitskräfte. 

Eine  auch  nur  annähernd  ähnlich  günstige  Entwicklang  der 
mechanischen  Verspinnang  hatte  der  Flachs  nicht  aufzuweisen.  Die 
erste  Flachsmaschinenspinnerei  in  Münster  wurde  in  der  zweiten 
Hälfte  der  fünfziger  Jahre  1 856  von  der  Firma  Hollefeld  und  Söhne 
zu  Emsdetten  (Kr.  Steinfurt)  errichtet.  Eine  eigentliche  Flachs- 
spinnerei war  es  jedoch  nicht ;  sie  besaß  ausschließlich  Feinspindeln  für 
Werg.  Ihr  Aufschwung  war  ein  recht  mäßiger.  1858  beschäftigte 
sie  19  männliche  und  59  weibliche  Arbeiter  mit  740  Spindeln. 
Die  einzige  vorhandene  Dampfmaschine  besaß  20  Pferdekräfte.  ^  1861 
war  die  Zahl  der  Spindeln  erst  auf  772  gestiegen  und  die  Zahl 
der  beschäftigten  Personen  gefallen  auf  75.'*)  Auch  in  der  Folge- 
zeit stach  die  Entwicklung  der  Flachsmaschinenspinnerei  sehr  an- 
günstig ab  von  der  der  Baumwolle.    Immerhin  war  mit  der  Werg- 


1)  H.  K.  B.    Osnabrück  1872,  S.  118. 

2)  Registratur  der  Mttnsterschen  Regierung  A  I,  277,  22. 

3)  Darunter  drei  zum  Direktionspersonal  gehörig;  11  m&nnliche  und  61 
weibliche  Arbeiter. 
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spiimerei  zu  Emsdetten  der  erste  Versuch  im  Mänsterlande  gemacht, 
die  mechanische  Verspinnung  auch  bei  Flachs  and  Hanf  anzu- 
wenden. 

Wie  weit  Münster  aber  hierin  noch   zurückstand   gegen  die 
vettbewerbenden  Teile  Preußens,  beweisen  folgende  Zahlen  (1861). 


Zahl 

Feinspindeln 

Beg.-Bez. 

der 
An- 

auf  Flachs- 

auf Werg- 

beschäftigte 

^Jk  MM 

stalten 

garn 

gam 

Personen 

ßreslan    . 

6 

16  742 

9  170 

1805 

Liegnitz  .     , 

7 

21592 

16  764 

2  131 

Minden    .     . 

3 

19  900 

11  500 

1932 

Düsseldorf    . 

1 

2  808 

192 

Aachen    .     . 

1 

4  800 

2  460 

448 

Preuß.  Staat 

21 

65  842 

40  666 

6  668 

Mehr  noch  wie  die  Spinnerei  stand  die  Weberei  im  Zeichen 
der  stetig  zunehmenden  Baumwollverarbeitung.  Die  zahlreich 
errichteten  und  vergrößerten  Webereien  entzogen  durch  ihren  starken 
Bedarf  anderen  Berufen  die  Arbeitskräfte;  auch  die  Landwirte 
klagten  über  Mangel  an  Knechten  und  Mägden.  0  Noch  starker 
als  früher  gingen  die  Leineweber  zur  Baumwolle  über  und  fanden 
hier  bei  weitem  lohnendere  Beschäftigung.'^)    Es  gingen 


1846 
1849 
1852 
1855 
1858 


gewerbsm. 
Stahle  in 
Baamwolle 
und  Halb- 
banmwolle 

7  955 
11494 
13114 

14  423 

15  191 


Stuhle  als  Neben- 
beschäftigung SU 

anderen  als 

leinenen  u.  ganz 

groben  wollenen 

Zeugen  ^) 

441 

2  179 

1685 

1921 

1  717 


Zusammen 
Stühle 

8  396 
13673 
14  799 
16  344 
16908 


Die  Zahl  der  Baumwollzeugfabriken  stieg 


von 
auf 


1849 
1858 


Zahl  der  Zahl  der  Zahl  der  Webstühle 

Fabriken  besoh.  Pers.  mech.                    Hand 

79              4751  2  5136 

118              7713  628  7205 


1)  M.  St-A.    A.  N   Z.    0.  P.  No.  352.        2)  Ebenda. 
3)  Diese  Terarbeiteten  fast  ausschließlich  Baamwolle. 
Biliar,  Hand-Leinwiuidindiutrfe. 
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Sie  befanden  sich  fast  ausschließlich  an  der  holländischen 
Grenze  in  den  Kreisen  Ahaus,  Steinfort,  Borken  and  Coesfeld. 

Wieder  scheinen  die  statistischen  Angaben  diesen  Tatsachen 
nicht  zu  entsprechen;  die  Leineweberei  scheint  von  ihrer  früheren 
Bedeutung  nichts  oder  doch  nur  sehr  wenig  eingebfißt  zu  haben. 
Der  Regierungsbezirk  Münster  nahm  nach  den  Oewerbetabellen 
des  Jahres  1849  hinsichtlich  der  relativen  Anzahl  der  bei  der 
Leineweberei  gewerbsmäßig  beschäftigten  Personen  zur  Gesamt- 
bevölkerung  unter  allen  preußischen  Bezirken  eine  hervorragende 
Stelle  ein.  Die  gewerbsmäßig  Beschäftigten  machten  pro  Mille  der 
Bevölkerung  aus: 


im  Reg.- Bez.  Liegnitz    .     . 

.     13,7 

,j          „        Minden 

.     12,5 

„          „        Erfurt  .     .     . 

.       9,3 

„          „        Münster    .     . 

.       7,5 

„          „        Magdeburg     . 

.       5,5 

in  den  übrigen  bedeutend  weniger. 

Seit  1819  ist  die  Webstuhlzahl  jedoch  hinter  der  Bevölkerungs- 
zunahme zurückgeblieben.  Diese  betrug  von  1819  bis  1849  IS^^/o 
—  absolut  von  357  539  auf  421935  — ,  die  der  gewerbsmäßig 
gehenden  Stühle  44  o/o  —  von  2153  auf  3101  — ,  die  der  als  Neben- 
beschäftigung laufenden  —  7,2  o/o  —  von  9370  auf  8691  — .  Die 
Gesamtzahl  der  Stühle  erhöhte  sich  von  1 1  523  auf  1 1  792,  also  um 
2,30/0.  Auch  die  relative  Bedeutung  der  Stuhlzahl  innerhalb  der 
einzelnen  Kreise  nahm  —  wenn  auch  nur  wenig  —  ab.  (VergL 
Tab.  12.) 

Abgesehen  vom  Kreise  Ahaus,  wo  die  Zahl  der  Stühle  ganz 
bedeutend  gefallen  ist,  hat  sich  das  Bild  gegen  1819  nicht  wesent- 
lich verändert.  Die  auf  den  ersten  Blick  überraschende  Zahl  der 
gewerbsmäßigen  Stühle  nimmt  auch  in  den  folgenden  Jahren  zu. 

Es  waren  Leinwandstühle 


1849     .     . 

die 
Zahl 
.     .     3101 

gewerbsmäßig  gingen 
Meister       Geb.         Zus. 
2407           750        3  157 

die  als  Neben- 
beschäftigung 

gingen 

8691 

'  Zus. 
11792 

1852     .     . 

.     .     3577 

2  571 

960 

3531 

8411 

11988 

1855     .     . 

.     .     3465 

2  553 

931 

3  484 

8  200 

11665 

1858     .     . 

.     .     3  947 

2577 

1417 

3  994 

7  829 

11  776 

1861     .     . 

.     .     3539 

2  555 

1073 

3  628 

7  301 

10  840 
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Tabelle  12. 
Gebende  Leinen-  and  üalbleinenweberstfihle ;   eowohl   für   eigene 
BedmoDg  als  für  Lohn,  mit  Einschluß  der  in  den  Fabriken  be- 
schäftigten Stflble. 


Krcu. 
1. 

1 

Hl 

s. 

Oewer 

bsweise 

||l 

5. 

HTM 

e.       7. 

II 

8. 

1 
9. 

m 

10. 

Stull 

AlUD.          Imd 

TSOD 
325B9 

19 
27 

SS 
99 

196 
3 

216 

219 
S9 

208 

4 

6 
10 
43 

39 
62 
2 
21 

17 
29 

23 

33 
50 
139 
138 
277 
5 
23T 
242 
106 
237 
343 

355 

19         3.1 
27         I,u 

"""461-1,4- 
124  1    15.7 
130   .      5,0 
254  ■      7,6 
3  1      0,5 
230  !      7,5 
233       .=i,y 
lUö  1    10,1 
233  1      7,9 

47 
535 

582 
104 
68 
172 
39 
1102 

66 

562 
628 
228 
198 
426 
12 
1332 

113,6 

60,9 

38,8 
139,8 

85,7 
229 

33,fi 

Zun. 

ISt^t 
fc*o„     L«d 

SS47 
27672 

MtD   1  Land 

(Stadt 
Owreld  \  Luid 

36519 

»620 
31 684 
412S4 
1053T 

Z9&48 

1141 
21 
935 
956 

36 
311 

1374 
127 
1168 

30,0 
82.9 
26  6 

297 
298 

46 
57 

339 
355 

8,5 
10,3 

^-        iStadl      3770 
^■f^S       Land'  S1363 

1295 
38 

666 

31,2 
99,2 
51,6 
54,2 
1122,3 
lit8,l 

MÖEner-Sl«« 

"Sri- 

24667 
2161 
34S06 

11 

11s 

22 
5 
29 

34 

1 
62 

355 
22 
16 

147 
163 

26 
268 
294 

25 
950 

355 

22 
16 
137 

9,3 

0,9 
7,1 
4,2 
4,4 
3,8 
6,7 
6,3 
4.1 
27,1 

949 

205 

701 
22 
20 

342 

B«ck-    1  Stadt 
llng-     {  Land 
bauM-D   \  -^l 

StciDrart!  Land 

6Sig 

40140 
46959 
6099 
3503! 

129 
25 

206 
231 
22 

718 

153 

25 
268 
293 

25 
952 
977 

68 
75 
46 
305 

209 
494 

362 
25 
762 
"  787 
47 
1346 

102,4" 
272,8 
52.7 

63 

3 

232 

494 
22 
394 

"59,7" 
129,8 
26,0 

'f-'l- 

4sn 

3763H 

7 
68 

235 

975 
69 

23,7 
1,5 
1,8 

416 

71 

346S 

1393 

78 
3536 

29,5 
67,9 

4464 

29117 

177 

1 
46 
131 

76 
16 

30S 

1.8 
103 
10,8 

3539 
S33 

3614 

46 

1141 

II.7 
97.0 
25,5 

88998 
332937 

272 
2135 

143 

6Ü7 

415 
2742 

393 
27  OS 

10,5 
4,7 

8,2 

833 
346 

8345 

1187 

7S9 

II053 

28,3 
120,4 

30,1 

7B0 

3157 

3101 

7,5 

8691 

11 792 

36,9 

ohne  Höaitar-Stadt  33,8. 
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Diese  Angaben  scheinen  allerdings  mit  unsern  Aasführangen 
im  Widerspruch  zu  stehen  und  müssen  unverstandlich  sein  gegen- 
über der  Ansicht  aller  Zeitgenossen,  daß  die  Leineweberei  zusehends 
zurückgehe. 

Und  doch  möchte  man  diese  statistischen  Nachweise,  bei  Be* 
rücksichtigung  aller  Umstände,  als  ganz  naturgemäß  bezeichnen. 

Die  stetig  abnehmenden,  nebenberuflich  laufenden  Stühle  haben 
ihren  Hauptsitz  im  Kreise  Tecklenburg.  Von  den  7301  im  Jahre 
1861  gezählten  entfallen  allein  3379  oder  46,3  o/o  auf  diesen  Kreis.  0 
In  dem  Maße  als  der  Landmann  von  der  Leinwandbereitung  über- 
haupt abkam  und  die  Baumwolle  auch  in  den  Bauernhäosem  all- 
gemeines Bekleidungsmaterial  wurde  ^),  nahmen   die  Webstühle  ab. 

Die  „gewerbsmäßigen**  Webstuhlzahlen  der  Statistik  sind  bereits 
kritisch  gewürdigt.  Es  ist  darauf  hingewiesen,  daß  manche  als  Leine- 
weber betrachteten  Personen  sich  oft  mit  der  Verarbeitung  auch 
anderer  Stoffe  beschäftigten.  Diese  Kategorie  nahm  nun  mit  der  Aus- 
dehnung der  Baumwollindustrie  zu.  Die  meisten  Nessel-  und  Baum- 
wollweber beschränkten  sich  nicht  allein  hierauf,  sondern  verarbei- 
teten je  nach  Bedarf  und  Bestellung  auch  Flachsgame.  Leinwand 
galt  als  das  ursprüngliche  und  bedeutendste  gewerbliche  Produkt 
des  Landes,  Leinwand  war  auch  meist  das  beabsichtigte  Erzeugnis 
des  Stuhles,  und  wenn  der  Inhaber  sich  gezwungen  sab,  zur  Baum- 
wolle überzugehen,  so  geschah  dies,  wie  man  sicherlich  fast  immer 
glaubte,  nur  vorübergehend.  Der  Stuhl  blieb  ein  Leinenstuhl  und 
wurde  als  solcher  gezählt.  Daß  man  sehr  oft  so  verfahren  sein 
mußte,  zeigte  sich  in  den  Zeiten  der  Baumwollkrise  Ende  der  fQnf- 
ziger  Jahre.  Viele  Baumwollweber  gingen  zur  Leinwand  über,  doch 
die  Statistik  verzeichnete  keine  Zu-  sondern  eine  Abnahme  der 
Leine weberstühle  für  das  Jahr  1861,  da  eben  zahlreiche  der  jetzt 
stillstehenden  Baumwollstühle  früher  als  bei  der  Leinwandbereitung 
tätig  angesehen  waren. 

Außer  diesem  Mangel  des  statistischen  Verfahrens  macht  ein 
anderer  in  der  Statistik  als  solcher  begründeter,  der  im  Laufe  der 
Zeit  immer  schwerwiegender  werden  mußte,  die  Resultate  für  eine 
Gegend  wie  Münster  ziemlich  bedeutungslos.  Das  ist  die  unter- 
schiedslose Zählung  der  Webstühle.  Schon  bei  geringer  technischer 

1)  Beitrag  zur  Statistik  des  Kreises  Teckleoburg.   Ibbenbüren  1S64,  S.  54. 

2)  H.  K.  B.    Münster  1S56,  S.  6. 
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Sntwicklasg  war  es  etwas  wesentlich  anderes,  ob  grobe  Hanf-  oder 
feine  Flachswaren  hergestellt  wurden.  Mit  wachsender  Vervoll- 
kommnuAg  der  Werkzeuge  vergrößerte  sich  die  Verschiedenheit  zu- 
sehends. Die  Statistik  aber  kannte  nur  den  Webstuhl.  Ihr  galt 
es  gleich,  ob  es  ein  Damast-  oder  Jacquardstuhl,  ob  es  ein  Hand- 
stohl  mit  allen  erdenkbaren  Verbesserungen  oder  das  altväterliche 
Instrument  war,  das  im  wesentlichen  aus  vier  Balken  und  zwei 
Walzen  bestand.  Erwagt  man  dazu,  daß  die  Beschäftigungsdauer  eine 
dorchaos  unregelmäßige  war,  und  daß  der  Weber  bald  dieses  bald 
jenes  lieferte,  so  kann  man  auch  hier  der  Statistik  nur  einen  sehr 
bedingten  Wert  zuschreiben. 

Nur  der  Vollständigkeit  halber  seien  kurz  die  Ergebnisse  der 
seit  1846  vorgenommenen  Fabrikenzählung  angeführt.  Unserer  Er- 
kenntnis vermögen  sie  in  keiner  Weise  zu  dienen.  Denn  wenn  es 
heißt,  daß 

im  Jahre  Fabriken    Arbeiter,    mech.  u.  Handstühle 


1849   . 

.  .   7 

114 

25 

74 

1852  .  . 

.   6 

98 

22 

60 

1855  .  . 

.   8 

92 

22 

61 

1858  .  . 

.   6 

647 

18 

601 

1861  .  . 

.  12 

130 

31 

52 

beschäftigten,  so  besagt  das  nichts  weiter,  als  daß  so  und  so  viele 
Verleger  von  der  Statistik  erfaßt  sind,  die  so  und  so  viele  Heim- 
arbeiter beschäftigten.  Es  ist  ganz  genau  das  bereits  mehrfach  ge- 
schilderte Verlagsverhältnis,  das  die  Statistik  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Produzierens  f&r  einen  weiteren  Markt  als  Fabriksystem 
bezeichnet.  Die  geringe  Zahl  der  beschäftigten  Stühle  wird  weniger 
auffallen,  wenn  wir  bedenken,  daß  es  sich  hier  um  wirkliche  Lein- 
wandstühle handelt,  denn  die  betreffenden  Angaben  können  als  zu- 
verlässig angesehen  werden;  im  Gegensatz  allerdings  wieder  zu  der 
Zahl  der  i'abrikanten.  0 

Auch  die  eigentliche  Fabrik  war  nicht  mehr  unbekannt,  seit- 
dem um  die  Wende  der  vierziger  Jahre  die  Segeltuchfabrikation 
eines  großen  Verlegers  in  ein  geschlossenes  Gebäude  gelegt  wurde.  ^) 
Hier  nun  finden  wir  eine  andere,  wohl  typischere  Wurzel  der  Fabrik. 


1)  Siehe  aach  Sghmolleb,  Kleingewerbe  S.  501.        2)  Siebe  oben  S.  92. 
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Der  Weber  erhielt  das  Oam  —  Masohinengespinst  —  Tom 
Verleger,  der  es  in  großen  Mengen  vom  Auslände  bezog.  Da  Gröfie 
und  Beschaffenheit  des  Stückes  Linnen  yorher  bestimmt  worden, 
konnten  die  Kettenfaden  gleich  auf  die  richtige  Länge  gebracht 
werden.  Von  den  hierzu  erforderlichen  Maschinen  reichte  eine  for 
mehrere  Weber,  und  so  bekamen  Spulmaschinen  und  Scherrahmen 
ihren  Platz  am  Wohnorte  des  Verlegers  und  bildeten  den  Kern,  an 
den  sich  nach  und  nach  weitere  Maschinen  anschlössen,  bis  dann 
später  ein  geschlossenes  Etablissement  herauswuchs.  So  bequem, 
praktisch  und  billig  in  mancher  Beziehung  die  Hausweberei  fär  beide 
Teile  war,  mit  dem  Aufkommen  neuer  Muster  und  Methoden  mußte 
sie  dem  Unternehmer  hinderlich  werden.  Ein  geschickter,  ausge- 
bildeter Weber  vermochte  nur  schwer  etwaige  Fortschritte  zu  ver- 
breiten. Verbesserungen  des  Webstuhls  war  der  Weber  häufig  aus 
Sparsamkeits-  und  Bequemlichkeitsgrunden  oder  auch  wegen  Miß- 
trauens abgeneigt.  Zuweilen  bedurfte  es  einer  steten  Überwachung 
der  Arbeit  durch  einen  erfahrenen  Meister.  Zu  den  Spulmaschinen 
gesellten  sich  denn  bald  Kartenschlagmaschinen,  Musterwebstühle 
u.  dergl.  Zu  einem  entscheidenden  Schritte  bequemte  man  sich 
jedoch  nicht,  da  die  Weber  der  Fabrikarbeit  zu  sehr  abgeneigt 
waren,  und  auch  dem  Unternehmer  gingen  bei  den  überwiegend  her- 
gestellten gewöhnlichen  Sorten  die  mannigfachen  Vorteile  des  Haus- 
betriebes weit  über  die  einer  konzentrierten  Fabrikation.  Vor  allen 
Dingen  war  es  bei  dem  unbestimmten  und  gedrückten  Leinenab- 
satz viel  zu  gewagt,  ein  großes  Anlagekapital  in  eine  Leinwandfabrik 
zu  stecken.  Selbst  die  gezählten  mechanischen  Stühle  sind,  da  sie 
nicht  durch  Elementar-  sondern  durch  Menschenkraft  bewegt  wurden, 
schwerlich  ausschließlich  in  geschlossenen  Räumen  tätig  gewesen. 
Auf  die  Dauer  aber  konnte  auch  im  Münsterlande  die  Entwicklung 
nicht  ausbleiben,  und  in  den  siebenziger  Jahren  sind  größere  Oe- 
hülfenbetriebe  mit  Maschinen-  und  Elementarkraft  eine  vollzogene 
Tatsache. 

Eine  letzte  Blüte  der  Leinwandbereitung  schien  mit  der  durch 
den  nordamerikanischen  Bürgerkrieg  Anfang  der  sechziger  Jahre 
verursachten  Baumwollkrisis  zu  entstehen.  Die  Zunahme  der  Ma- 
schinenwebereien hatte  schon  Ende  der  fünfziger  Jahre  den  Lohn 
der  Handnesselweberei  stark  gedrückt.  1860  war  der  Webelohn  für 
350  Ellen  Nessel  von  4  V'i  Taler  im  J.  1857  auf  1  ^3—2  Taler  ge- 
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sanken  0 ;  der  tigliche  Verdienst  eines  Nesselwebers  belief  sich  im 
Kreise  Coesfeld  auf  5  V2  bis  6  Sgr.  ^)  Da  vernichtete  der  Bürger- 
krieg die  nordamerikanische  Baamwollaosfiihr.  Es  betragen  die 
Preissteigenmgen 

von  Baumwolle  .     .     .     .     60—100  o/o 

„    Garn. 50—  60  Vo 

„    fertigen  Waren     .     .        ca.  20  ^jo  3) 

Die  Not  der  Spinner  und  namentlich  der  Weber  war  groß.  Bei 
den  noch  weiter  sinkenden  Löhnen  schien  es  den  Webern  vorteil- 
haft, zor  Leinenfabrikation  überzugehen,  umsomehr  als  die  hohen 
Baumwollwarenpreise  einen  vermehrten  Leinwandkonsum  erwarten 
ließen.  Nach  der  Statistik  nahm  die  Zahl  der  gewerbsmäßigen 
Baomwollstflhle  von  1858  bis  1861  ab  um  2939,  die  der  als  Neben- 
beschäftigung laufenden  um  308,  also  die  sämtlicher  Stühle  um 
3247.'^)  Mit  dem  Eintritt  geordneter  Zustände  in  Amerika  zerfiel 
auch  diese  letzte  Hoffnung  wieder  und  hinterließ  nur  eine  sehr 
schmerzliche  Erkenntnis,  als  man  entdeckte,  daß  Amerika  fortan  mit 
erhöhtem  Eifer  die  Fabrikation  und  den  Export  von  Gunny-  oder 
Jntewaren,  dem  Hauptkonkurrenten  des  Packtuches,  betrieb.  Mit 
der  Jntefabrikation  war  auch  in  Deutschland  das  hänfene  Packtuch 
vollends  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt 

Der  weitere  Gang  der  Handleineweberei  entbehrt  jedes  inter- 
essanteren Momentes.  Daß  sie  langsam  und  sicher  ihrem  Unter- 
gange näherkam,  war  unleugbar.  Aber  da  sie  meistens  mit  der 
Landwirtschaft  als  dem  rückgradbildenden  Nebengewerbe  verbunden 
war  und  als  wohlorganisiertes  Verlagssystem  dem  modernen  Groß- 
betriebe ähnelte,  hielt  sie  sich  mit  großer  Zähigkeit  auch  neben  der 
technisch  vollkommener  ausgestatteten  Fabrik. 

Da  mit  fortschreitender  Technik  auch  die  Verfertigung  feinerer 
und  gemusterter  Stoffe  mehr  und  mehr  Maschinenarbeit  wurde, 
nahm  auch  die  Damastweberei  im  Münsterlande  stark  ab. 

Ln  Handelskammerbezirke  Münster  sollen  im  Jahre  1869  ca. 


1)  H.  K.  B.    Münster  1S60,  S.  11. 

2)  Staästische  Nachrichten  über  den  Kreis  Coesfeld  1862.    Münster  t864, 
S.  74. 

3)  H.  K.  B.    Münster  1861,  S.  9. 

4)  Dafi  and  warum  trotzdem  die  Leineweberstühle  statt  za-  abnahmen, 
ist  oben  S.  146  ff.  geschildert. 
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40  000  Stück  weißes  Leinen  ?on  1000  bis  1100  Handwebem  teils 
Ton  gebleichten  teils  von  grauen  Oamen  angefertigt  worden  sein.^) 

An  der  großen  Ejisis  der  siebziger  Jahre  nahm  die  Leine- 
weberei insofern  teil,  als  die  Herabsetzung  der  Arbeitslölme  in  Ver- 
bindung mit  hohen  Lebensmittelpreisen  im  Ruhrgebiet  einen  starken 
Minderkonsum  an  Leinwand  in  diesem  wichtigen  Absatzgebiete  zur 
Folge  hatte. 

Da  Hanfleinen,  namentlich  Löwend,  in  gutem  Preise  blieb  und 
die  Bevölkerung  des  Kreises  Tecklenburg  eher  wie  die  mancher 
anderen  Kreise  auf  Nebenerwerb  angewiesen  war,  yerschwand  dort 
die  Handweberei  noch  langsamer.  Im  Kreise  Tecklenburg  soll  die 
Produktion  des  Jahres  1871  annähernd  betragen  haben  ^) 

1000  Stück  gebleichte  ] 

1900     „       halbgebleichte   ^    Handgespinstlinnen 

3000     „      ungebleichte      j 

im  Gesamtwerte  von  etwa  85000  Talern. 
Davon  wurden  erzeugt  in  den  Oemeinden 

Lienen,  Ladbergen    ....  ca.  1200  Stück 

Lengerich ca.  1600     „ 

Lotte,  Westerkappeln,   Wersen, 

Mottingon ca.  1800     ,, 

Ibbenbüren,  Brochterbeck,  Teck- 
lenburg, Ledde ca.  1300     „ 

Seit  15  Jahren  sollte  jedoch  die  Produktion  um  mehr  als  50  ^/o 
abgenommen  haben. 

Mit  ausgeprägterem  Verlagssystem  mußte  sich  der  Verkehr  auf 
den  Bleichen  eher  heben  als  vermindern.  An  die  Stelle  der  zahl- 
reichen traten  weniger  aber  größere  Händler,  und  da  sie  nach  wie 
vor  ihr  Leinen  meistens  auf  eigene  Rechnung  im  großen  weißen 
ließen,  so  konzentrierte  sich  der  Verkehr  auf  einigen,  infolgedessen 
sehr  stark  belegten  Bleichen.  Zu  Stadtlohn  (Kr.  Ahaus)  wurden 
beispielsweise  1872  gebleicht  15385  Stücke  Leinwand  zum  Durch- 


1)  U.  E.  B.  Münster  1SG9.  S.  22.  Der  H.  K.  Bezirk  umfaßte  damals 
die  Stadt  Münster  und  die  Kreise  Münster,  Beckum,  Warendorf,  Tecklenburg 
und  Steinfurt.        2)  H.  K.  B.    Osnabrück  1871.    S.  113. 
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fduiittsbetrage   von    1 2  Talern   pro  Stück  ^),   and  za  Qescher  (Kr. 
Coeifeld)  1873:  3080  Stacke  im  Werte  von  11  Talern  das  Stück.  ^) 
Doch  waren  die  münsterschen  Bleichen  im  allgemeinen  klein  gegen- 
Iber  denen  anderer  Gegenden  Preaßens.  Garnbleichen  gab  es  über- 
haupt nicht,  die  zaerst  1855  nachgewiesene  Gambleiche  mit  einem 
fflinnlicheD  Arbeiter  hatte  sich  bis  1861  nicht  verändert,  wird  mit- 
bin ein  erwähnenswerter  Betrieb  nicht  gewesen  sein. 
Man  zählte  1849 


Stückbleichen 

Garnbleichen 

im  Beg.-Bez.        Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

der  Anstalt 

der  Arbeiter 

der  Anstalt 

der  Arbeiter 

Münster  ...     104 

230 

— 

Breslau   .     , 

54 

291 

23 

161 

Liegnitz  . 

50 

960 

54 

344 

Erfurt     . 

34 

199 

19 

71 

Magdeburg 

23 

73 

14 

66 

Minden    . 

20 

420 

2 

10 

Arnsberg 

20 

68 

13 

69 

DOsseldorf    . 

20 

68 

10 

49 

Oppeln    . 

5 

18 

87 

285 

Preußen  .     , 

385 

1990 

241 

1126 

Gegenüber  einem  Staatsdarchschnitte  von  5,2  Arbeitern  auf 
einen  Betrieb  weist  Münster  nar  2,2  aaf  and  steht  damit  an  Größe 
der  Anstalten  namentlich  hinter  Minden  (21  Arbeiter  darchschnittlich !) 
Liegnitz,  Breslau  und  Erfnrt  bedeutend  zurück. 

In  den  folgenden  Jahren  änderte  sich  das  zwar,  aber  gegen  die 
auswärtigen  Bleichen  doch  immer  noch  unbedeutend. 


1849 
1852 
1855 
1858 
1861 


Zahl  der 

Zahl 

der  dabei 

Stückbleichen 

besch 

..  Personen 

104 

230 

84 

219 

84 

218 

81 

222 

48 

193 

Die   durchschnittlich   größeren   Betriebe   lagen    1849   in   den 
Städten,  nämlich  11  mit  53  Arbeitern;  und  zwar 


1)  H.  K.  B.    Münster  1S72,  S.  14.        2)  H.  K.  B.    MOnster  1873,  S.  12. 
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zu  Stadtlohn  (Er.  Ahaus)  ....  4  mit  17  Arbeitern 

„  Warendorf  (Kr.  W.)      .     .     .     .  2  „  20        „ 

„   Bocholt  (Kr.  Borken)    ....  2  „  8        „ 

,f  Ibbenbüren  (Er.  Tecklenburg)     .  2  „  6       „ 

„  Borken  (Er.  B.) 1  „  2        „ 

Von  den  übrigen  93  Bleichen  mit  177  Arbeitern  entfallen  auf 
das  platte  Land  des  Kreises 

Ahaus 4  mit  9  Arbeltern 

Borken 30  „  38  „ 

Coesfeld     ....  7  „  14  „ 

Lüdinghaussn      .     .  4  ,,  13  „ 

Münster     ....  21  „  38  „ 

Recklinghausen    .     .  7  „  20  „ 

Steinfurt     ....  20  „  45  „ 

Wie  man  eine  scharfe  Grenze  zwischen  diesen  Anstalten  und 
den  in  der  Handwerkertabelle  verzeichneten  Bleichem,  Elanderemusw. 
gemacht  hat,  ist  nicht  bekannt,  für  unsere  Untersuchung  auch  Ton 
untergeordneter  Bedeutung.  Die  Kaufleinwand,  die  ja  immer  dorch 
die  Hände  der  Händler  ging,  ist  sicherlich,  wenn  überhaupt  so  fast 
ausschließlich  auf  den  in  die  Fabrikentabelle  eingereihten  Bleichen 
behandelt  worden. 

Nach  den  Tabellen  belief  sich  die  Zahl  der  handwerksmäßigen 
Bleicher  usw. 

1849  ..  .  auf  44  Meister  mit  38  Gehilfen 

1855  .     .  .  ,,    46        jy         „     30        „ 

1858  .     .  .  „     60        „         „     77         „ 

1861  ..  .  ,)    66        y,         jf     42        „ 

Wie  wenig  man  sich  ausschließlich  auf  das  Bleichen  von  Lein- 
wand beschränkte,  sondern  auch  zur  Bearbeitung  von  Baumwoll- 
waren und  Garnen  aller  Art  überging,  zeigt  die  Tatsache,  daß  1866 
auf  der  Warendorfer  Bleich-  und  Appreturanstalt  behandelt  wurden  0  • 

5  000  Stück  baumwollene  und  halbleinene  Tuchhauben 

2  200  „  Leinen  und  Nessel  geförbt  und  appretiert 

250  yy  Hemdennessel  gebleicht  und  appretiert 

300  „  Leinen  „  „  „ 

60  000  „  Garn  gebleicht 

5  500  „  Sirickgarn  „ 

9  200  „  Twist  „  ] 

4  400  „  Leinengarn         „  /  ^^ 

1)  H.  K.  B.  Münster  1866.  S.  17. 
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Soviel  steht  zweifellos  fest,  daß  die  Leinwandbleichen  des 
Mflnsterlandes  ihre  frühere  Bedeutung  verloren  hatten,  und  daß  sich 
mir  noeh  einige  wenige  einer  umfangreicheren  Tätigkeit  erfreuten, 
diese  aber  sich  nur  zu  erhalten  vermochten  durch  zunehmenden 
Übergang  zum  Bleichen  von  Baumwolle. 

Die  B.egierung  stand  dem  Laufe  der  Dinge  ohne  tatiges  Ein- 
Ureifen  gegenüber.  Nur  durch  Verleihung  verbesserter  Werkzeuge 
(achte  sie  zuweilen  besonders  tüchtige  Weber  zu  unterstützen.  0  Von 
lern  Bestreben  jedoch,  durch  Polizeimaßregeln  oder  sonstige  klein- 
iche  Mittel  dem  rollenden  Rade  des  Fortschrittes  in  die  Speichen 
Q  fallen,  stand  sie  gänzlich  ab. 

Die  Hauptklage  der  Weberei  richtete  sich  gegen  die  Bestimmung 
es  Zolltarifs,  daß  Handgarn  5  Sgr.,  Maschinengam  2  Tlr.  und 
Tioes  Leinen  von  weniger  als  24  Fäden  auf  den  Quadratzoll  (also 
robes  Pack-  und  Segeltuch)  nur  20  Sgr.  pro  Zentner  an  Eingangs- 
)11  zu  entrichten  hatte.  Da  nun  auch  die  ganz  groben  Garne 
if  der  Maschine  gesponnen  wurden,  zahlte  das  Halbfabrikat  einen 
leifach  höheren  Zoll  als  das  Fertigfabrikat  zum  großen  Schaden 
T  inländischen  Weber,  besonders  der  Grobweber.  '^)  Der  Erfolg  der 
iederholten  Klagen  war,  daß  1879  als  niedrigste  Stufe  14  Faden 
f  2  Qnadratzentimeter  festgesetzt  wurden.  Den  Webern  genügte 
ch  dies  noch  nicht,  sie  verlangten  10  auf  2  Quadratzentimeter.  ^) 

2.  Das  Ende  der  Handindustrie. 

Die  folgenden  Jahre  setzten  in  beschleunigtem  Tempo  fort, 
18  die  vorhergehende  Zeit  —  oft  nur  zaghaft  —  begonnen  hatte: 
)  Verdrängung  der  Handarbeit  durch  die  mechanische  Arbeit  und 
)  Ersetzung  des  Verlages  durch  die  Fabrik* 

Mit  dem  Jahre  1861  hören  die  sich  alle  drei  Jahre  wieder- 
lenden  Gewerbeaufnahmen  durch  Fabrik-  und  Handwerkertabellen 
f.  Dire  Fortsetzung  finden  sie  erst  durch  die  deutschen  Gewerbe- 
blongen  der  Jahre  1875,  1882  und  1895.  Da  diese  nach  ganz 
deren  Gesichtspunkten  unternommen  und  bearbeitet  sind,  ist  nur 


1)  M.  8t-A.  A.  N.  Z.  Sp.  192. 

2)  H.  E.  B.  Monster  1858,  S.  9;  1859,  8.  8;  1860,  8.  12;  1861,  8.  10; 
»3,  S.  29;  1864,  8.  16;  1866,  8.  16. 

3)  H.  K.  B.  Münster  1881,  8.  11. 
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ein  bedingter  Vergleich  ihrer  Ergebnisse  mit  denen  der  frfiheien 
Aufnahmen  zoISssig.  0 

Znbereitangsanstalten,  Hecheleien  und  Spinnereien  für  Flaelu 
oder  Hanf  sind  auch  später  im  Mfinsterlande  nicht  entstanden  oder 
doch  wenigstens  nicht  zu  dauernder  Blute  gelangt  An  Flachs-  and 
Hanfhecheleien  sowie  Spinnereien  wurden  gezählt 

Hauptbetriebe  Personen  Nebenbetriebe 
1875     ...         30                  166  4 

1882     ...         34  35  6 

1895     ...  2  4  2 

Von  den  1875  gezählten  Hauptbetrieben  hatten  allein  zwei  — 
vermutlich  Jutespinnereien,  die  nicht  gesondert  gezählt  waren  — 
eine  Gesamtzahl  von  138  beschäftigten  Personen;  die  übrigen  sind 
demnach  wie  die  später  gezählten  Alleinbetriebe  gewesen.    Welcher 
Art  diese  Anstalten  überhaupt  waren,  erhellt  daraus,  daß  die  Inhaber 
1875  von  25  Betrieben  und  1882  von  30  Betrieben  weibliche  Per- 
sonen waren.    Es  waren  eben  die  schon  früher  als  Leinengamspinner 
aufgezeichneten  Witwen,  die  einen  „Gewerbebetrieb"  im  Sinne  der 
Statistik    hatten.      1895    war   diese  Art  von  Berufsspinnerei  fast 
verschwunden  und  damit  die  Flachs-  und  Hanfspinnerei  überhaupt 
Dagegen   hatten   die   drei  Jutespinnereien   1895  eine  beschäftigte 
Personenzahl  von  451.    Die   mechanischen  Webereien,    sowie  die 
berufsmäßigen  Handweber   bezogen  ihr  Leinengarn   ausschließlich 
aus  auswärtigen  Maschinenspinnereien.  Einheimische  Gamproduktion 
existierte  überhaupt  nicht.    Deshalb  erklärte  sich  auch  die  Handels- 
kammer zu  Münster   1895  gegen  die  Verfügung  des  preußischen 
Eriegsministers,  daß  in  Zukunft  bei  Lieferung  von  Leinenwaren  für 
staatliche  Zwecke  nur  Gewebe  aus  Garnen  inländischen  Ursprunges 
verwendet  werden  durften.  2) 

Die  Leineweberei  wurde  Mitte  der  siebenziger  Jahre  noch  zum 
allergrößten  Teile  auf  Handstühlen  betrieben;  1875  zählte  man  erst 

1)  über  die  Methode  der  Gewerbez&hluDg  vergL  Statistik  des  Deutschen 
Reiches  Bd.  34  Einleitung,  sowie  Preuß.  Statistik  Bd.  40  £inl.  Die  folgenden 
Zahlen  sind,  wenn  nicht  anders  bemerkt,  entnommen:  1S75:  Stat.  d.  D.  Reiches 
Bd.  34  und  35.  Preuß.  Statistik  Bd.  40  und  41.  1882:  Stotistik  d.  Deutschen 
Reiches,  Neue  Folge  Bd.  2;  4;  7.  Preuß.  Statistik  Bd.  76  und  S3.  1895: 
Statistik  d.  Deutschen  Reiches,  Neue  Folge  Bd.  104;  109;  111;  117;  US;  119. 

2)  H.  K.  B.    Münster  1895,  S.  64. 
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682  mechanische  gegen  5697  Handwebstahle  in  Münster.  Dabei  über- 
ngte  der  Bezirk,  da  hier  1  mechanischer  auf  8,4  Handstahle  kam,  den 
jtRuOischen  Staat,  bei  dem  erst  anf  1 4,6  Handstühle  1  mechanischer 
Stuhl  —  absolut  71683  Hand-  gegen  4895  Kraftstühle  —  entfiel, 
bedeutend.  Unter  dem  hohen  1879  eingeführten  ZoUschutze 
fuden  nicht  nur  die  mechanischen,  sondern  auch  die  Handstühle 
Mmende  Beschäftigung,  die  namentlich  für  die  Pack-  und  Sack- 
leinen noch  besser  geworden  wäre  ohne  die  zunehmende  Konkurrenz 
der  sich  gleichfalls  unter  dem  ZoUschutze  üppig  entwickelnden  Jute- 
indostrie.  Da  man  beim  guten  Geschäftsgang  in  den  achtziger 
Jahren  bestehende  mechanische  Webereien  vergrößerte  und  neue 
einrichtete,  so  begann  ein  Konkurrenzkampf,  dessen  Kosten  die  Hand- 
weberei zu  zahlen  hatte.  0  Auch  viele  mechanische  Webereien 
gingen  zur  Verfertigung  billigerer,  aus  Leinen  und  Baumwolle  be- 
stehender Gewebe  oder  zur  Verarbeitung  der  Jute  über.*^) 

Da  die  Statistik  weder  zwischen  Hand-  und  Kraftstuhl,  noch 
nriflchen  Vorlag  und  Fabrik  unterscheidet,  sondern  nur  „Betriebe*' 
kennt,  so  muß  diese  Entwicklung  in  ihr  zum  Ausdruck  kommen 
lorch  Abnahme  der  Zahl  und  Zunahme  der  Größe  der  Betriebe. 
Kese  Tatsache  ist  denn  auch  zu  konstatieren.   Man  zählte 

Leineweberei-    darin  beschäft.        Auf  1  Hetrieb 
bauptbetriebe        Persooen        entfallen  Personen 

1875  ....    4913       6871         1,4 

1882  ....    1871       3351         1,8 

1895  ....     487       2205         4,5 

Das  gleiche  zeigt  uns  die  durch  folgende  Tabelle  ausgedrückte 
dative  Konzentration  der  Weberei  in  einigen  Kreisen  (Steinfurt, 
orken,  Coesfeld).     (Siehe  Tabelle  S.  158.) 

Trotz  des  schnellen  Rückganges  der  Zahl  aller  mit  der  Leine- 
eberei  beschäftigten  Personen  blieb  Münster  hinsichtlich  ihrer 
nzahl  unter  allen  preußischen  Regierungsbezirken  an  hervorragen- 
dr  Stelle.  1875  stand  es  hinter  Liegnitz  mit  18  306  beschäftigten 
ersonen  und  Breslau  mit  8678  an  dritter  Stelle,  1882  hinter 
iegnitz  mit  14655,  Breslau  mit  5235,  Frankfurt  mit  4894  und 
rfnrt  mit  3537  an  fünfter,  und  1895  hinter  Liegnitz  mit  12824, 
reslau  mit  5858,  Oppeln  mit  4023,  Frankfurt  mit  3146  und  Minden 

1)  H.  K.  B.    Monster  1S81,  S.  10;  1882,  S.  15;  1883.  8.  13. 

2)  H.  K.  B.    Manster  1884,  S.  12. 
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Kreis 


1875 
Zahl  der 


Be- 
triebe 


Pers. 


1882 
Zahl  der 

Be- 


triebe 


Pers. 


1895 
Zahl  der 

Be- 
triebe 


Pers. 


Ahaas  .  .  . 
Beckum  .  . 
Borken  .  . 
Coesfeld  .  . 
Lüdinghausen 
^lünster- Stadt 
Münster-Land 
Recklinghaasen 
Steinfart  . 
Tecklenburg  . 
Warendorf 


561 

642 

183 

244 

651 

972 

663 

1019 

378 

472 

-») 

—') 

287 

337 

294 

350 

1533 

2322 

-') 

~«) 

260 

340 

50 
113 
277 
246 
241 
3 

158  ! 
207  I 
370 

49 
157 


56 
140 
632 
462 
312 

55 

196 

254 

1002 

53 
199 


12 
38 
18 
79 
85 
3 

39 
39 
95 
14 
65 


84 

49 

533 

182 

93 

3 

43 

42 

1092 

15 

69 


Bezirk 4913   6871   1871   3351 


487   2205 


mit  2834  an  sechster.  Dies  braucht  aber  keineswegs  gleichbedeutend 
zu  sein  mit  der  Wichtigkeit  der  Weberei  des  Bezirkes  überhaupt 
Denn  der  unrentabel  arbeitende  Kleinbetrieb  verlangte  eine  un- 
gleich größere  Zahl  an  Arbeitskräften  wie  der  viel  leistungsfähigere 
konzentrierte  Maschinenbetrieb.  Und  die  Leineweberei  geschah 
im  Münsterlande  ganz  Tornehmlich  im  Alleinbetriebe.  Von  allen 
1875  gezählten  4913  Hauptbetrieben  hatten  allein  4879  gleich 
99,3  7o  keinen  oder  nicht  mehr  als  fünf  Gehülfen.  Die  Zahl  der 
in  ihnen  beschäftigten  Personen  setzte  sich  wie  folgt  zusammen: 

Männl.  Weibl.  Zus. 

Inhaber,  Geschäftsleiter  .     .     .     4729  152  4881 

Gehilfen 675  26  701 

Lehrlinge 176  5  181 


Zusammen  5580 


183 


5763 


Es  waren  also  fast  durchweg  Alleinbetriebe.     1882  arbeiteten 
ohne  Motoren  und  Qehülfen  1484  gleich  79,3  ^/o  aller  Hauptbetriebe. 
Es  beschäftigten 

1875         1882 
6—  10  Gehilfen  16  2 

11—  50        „  9  5 

51—200        ,.  9  12 


1)  Da  eine  in  der  Leineweberei  bescb&ftige  Person  auf  mehr  als  285  Orts- 
anwosende  —  dem  preußischen  Durchschnitt  —  kam,  von  der  Statistik 
nicht  angegeben. 
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Von  allen  gezählten  Hauptbetrieben  waren  1882  im  Verlage, 
i  h.  ZQ  Hause  fflr  fremde  Rechnung,  tatig  650  gleich  34,7  ^fo,  von 
allen  Nebenbetrieben  (insgesamt  1070)  472  gleich  44,1  %.  Diese 
hansindustriellen  Betriebe  waren  zum  größten  Teile  —  549  oder 
84,5  ^/o  der  Haupt-  und  451  oder  95,6^/0  der  Nebenbetriebe  — 
AUeinbetriebe.  In  der  Hausindustrie  beschäftigt  wurden  von  37 
Haoptbetrieben  1640  Personen,  und  in  101  hausindustriellen  Mit- 
inhaber-, Oehülfen-  und  Motorenhauptbetrieben  waren  tätig  189  männ- 
liche und  19  weibliche,  zusammen  208  Personen.  Daneben  waren 
noch  nicht-21- Allein -Nebenbetriebe  hausindustriell. 

Diese  Zahlen  zeigen  uns,  daß  es  nicht  ausschließlich  Allein- 
betriebe sind,  die  in  der  Hausindustrie  arbeiten,  sie  zeigen  uns  aber 
Doch  deutlicher,  daß  das  frühere  ausschließliche  Yerlagssystem  stark 
eingeschränkt  ist  und  der  modernen  Fabrik  Platz  gemacht  hat. 
Wenngleich  nun  auch  hausindustrielle  und  Handweberei  keineswegs 
identisch  sind,  Zunahme  der  Fabriken  ist  jedenfalls  gleichbedeutend 
mit  Zunahme  des  mechanischen  Stuhles.  Im  Jahre  1887  schätzte 
man  die  Zahl  aller  im  Handelskammerbezirke  Münster  vorhandenen 
Handleineweberstühle  auf  1000  —  1500,  während  die  mechanische 
Weberei  in  32  Betrieben  auf  2960  Stühlen  2650  Arbeiter  beschäf- 
tigte und  dafür  1 200  000  Mark  Lohn  verausgabte.  ^J  Der  Yerkaufs- 
ertrag  für  Leinwand  im  Kreise  Tecklenburg  wurde  Ende  der  acht- 
xiger  Jahre  auf  nur  noch  30  000  Mark  angegeben.  ^)  Das  Produkt 
war  ausschließlich  gröberer  Gattung.  Der  Tagelohn  eines  Haus- 
webers betrug  selten  mehr  wie  60 — 70  Pfennige,  wogegen  sein 
Kollege  am  mechanischen  Stuhle  es  im  Durchschnitt  auf  den  dop- 
pelten bis  dreifachen  Lohn  brachte.  Die  Weberei  war  nur  Füll- 
arbeit, und  zwar  Familienarbeit  in  Verbindung  mit  der  Landwirt- 
schaft, d.  h.  der  Bauer  beschäftigte  sich  nur  dann  mit  Weberei, 
wenn  ihm  jede  andere  lohnendere  Beschäftigung  fehlte. 

Alle  ungünstigen  Verhältnisse  der  Leinenindustrie,  von  denen 


1)  H.  K.  B.  MOüBter  IS87.  Der  H.  K.  Bezirk  umfaßt  den  Reg.-Bez. 
Monster  mit  Ausnahme  des  Kr.  Tecklenburg,  der  seit  1871  zur  H.  E.  Osna- 
brOek  und  eines  Teiles  des  Kr.  Borken  (St&dte  Bocholt  und  Anholt,  Wigbold 
Wertb,  Ämter  Dingden,  Lindem  und  Rhode),  der  seit  1870  zur  H.  E.  Wesel 
gekört 

2)  H.  K.  B.  Osnabrück  1887,  S.  178  ff.  Siehe  auch  Schriften  d.  Vereins 
f.  SozialpoUtik  Bd.  42. 


160 


i.  Eapltd. 


besondere  das  Hmneigen  des  Pablikoms  zu  leichteren  Baami 
und  Halbleinenzeugen  betont  werden  muß,  wirkten  besonders  n 
teilig  auf  die  Handweberei  ein.  Der  Fabrikant  veratand  es, 
den  veränderten  Bedingungen  anzupassen,  der  Handweber  rermo 
dies  nicht  und  rerschwand  daher  zusehends. 

'Ober  die  gesamt«  Hausindustrie  in  ihrem  Bemke 
die  Ufinstorsche  Handelskammer  ffir  das  Jahr  1892  folgt 
Übersicht  1): 

Tabelle  13. 


r 

Zahl  d.  Webst,  f.  i3  c  _ 

1 
1 

Enll 

3 

i 
1 

1 

11  f 

1 

AhmuB 

Nienborg        iHeek 

39 

2B 

2 

iNienborg 

37 

50 

50 

3 

AlilcD              lAhleD 

s 

40 

4 
5 

Stdörurt 

BurgrteinfiirllBurgsteiDfurt 
Shelae             Elte 

11 

3 

11 

6 

MeRum 

5 

41 

49 

7 

Bbeine  1.  d    Ems 

4 

4 

8 

a59 

339 

3 

9 

Hembergen 

IS 

IS 

10 

Uoratmar        Horatmar 

1 

27 

28 

11 

Laer 

31 

37 

12 

Leer 

16 

16 

13 

Uetelen            Metelen 

269 

269 

3 

14 

Ochlrup          Ochtrup 

IQ 

10 

15 

WettrioRen    IWattringeo 

s 

9 

8 

lU 

Cociield 

UUlerbeck      .Bill^rbeok 

IS 

20 

72 

n 

Dülmeu           jHnuB  Dülmen 

21 

21 

18 

GcBcher          'Esieni 

2 

2 

19 

„                iGescber 

56 

56 

20 

Gem.  GoBcher 

2 

2 

21 

\\ 

5 

5 

22 

iTungorloh-Pröbating 

6 

6 

23 

IlnTwiek 

2 

2 

24 

Hallern           iHallera 

ii 

45 

^5 

MÜQslet-Ld 

Greven             .Qimbte 

1 

l 

26 

[Greven 

IJ 

135 
4 

100 

1 

13 

27 

Waraadorf 

20 

18 

173 

28 

1           „       Kirchspl. 

3 

7 

29 

Sufwenbcrg      iSasaenbcrg 

7 

107 

30 

Warendorf     jWarendort 

I 

1 

18  288  995128  41  |l440|ie 
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Unbedingte  Zuverlässigkeit  können  diese  Zahlen  sicherlich  nicht 

ketnspnichen  9  wie  dies  ja  auch  in  der  Natur  jeder  statistischen 

Ir&ssong  der  Hausindustrie  liegt     Einen  allgemeinen  Überblick 

Aber  Bedeutung  und  Verteilung  der  Hausweberei  aber  geben  sie 

HOS  jedenfalls.    Von  allen  hausindustriell  gehenden  Stühlen  entßllt 

tust  die  Hälfte  —  47,8  %  —  auf  Leinwand.    Diese  befinden  sich 

xnm  übergrößten  Teile  in  den  Kreisen  Coesfeld  und  Steinfurt,  wo 

sieh   namentlich    zu    Emsdetten    die    Hausweberei   grober  Segel- 

Qnd  Packtuche  in  größerem  umfange  erhalten  hat;   mehr  als  die 

Balfte  aller  Leinenstühle  kommt  allein  auf  diesen  Ort    Wie  un- 

betrichüich  jedoch  die  Hausweberei  im  Vergleich  zur  mechanischen 

ist,  zeigt  nachstehende  Nebeneinanderstellung.  0 


Qewerbwweig 


Haasweberei 

Zahl  der 
Stühle     i  Arbeiter 


Leineweberei 

Jute-  oder  Hmlbleineweberei     .    . 

BaumwoUweberei 

Doehiweberel 

Stmmpfwirkerei 

Seidenweberei 

Plnachweberei 

Zusammen 


Meoh.  Weberei 

Zahl  der 
Stahle    I  Arbeiter 


2624 
192 

8996 

25 

108 


2065 
690 

5781 

85 

124 


1440 


1600 


11945 


8745 


Das  Verhältnis  wurde  immer  ungünstiger,  die  Handstühle 
nahmen  ab  und  die  Eraftstühle  zu.  Nach  einer  Mitteilung  der 
Handelskammer  zu  Münster  war  in  den  Zentren  der  Hausproduktion 
eine  Abnahme  zu  konstatieren 


1892 

1895 

zu  Emsdetten  von 

359 

auf 

300 

Handstühle 

„  Billerbeck     „ 

43 

jt 

35 

y> 

„  Laer            „ 

37 

j> 

27 

ff 

',f  Gescher       „ 

56 

»» 

4 

»> 

Die  mechanischen  Stühle  vermehrten  sich  in  derselben  Zeit  um 
1662  mit  1011  Arbeitern.  2) 

Für  das  Jahr  1903  nahm  man  die  Zahl  der  hausindustriellen 


1)  Nach  H.  K.  B.  Münster  1892  S.  202. 

2)  H.  E.  B.  Münster  1895,  S.  126/27. 
Bill  er,  Hand-Leinwindindostrie. 
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Leinenwebstühle  des  Handelskammerbezirks  auf  356  an,  die  me- 
chanischen betrogen  5124  und  beschäftigten  3471  Arbeiter.  *) 
Von  allen  Leinenstühlen  machten  die  Handstühle  aus 

1892 20,8  o/o 

1895 7,9  ö/o 

1903 6,5  o/o 

Daß  sie  noch  nicht  ganz  verschwunden  sind  und  vielleicht  aach 
vorläufig  noch  nicht  völlig  aussterben,  liegt  in  dem  Charakter  der 
Hausindustrie  begründet  Irgend  welche  Bedeutung  für  die  Leinen- 
indastrie  des  Münsterlandes  ist  ihnen  jedoch  nicht  mehr  beizumessen« 

Die  Garn-  und  Gewebe ver e  delung  kann  als  notwendiger  Zweig 
der  Leinwandverfertigung  natürlich  auch  beim  mechanischen  Betriebe 
der  Spinnerei  and  Weberei  nicht  verschwinden.  In  Münster  ist 
jedoch  ihre  Bedeutung  und  die  Größe  ihrer  Betriebe  höchst  unbe- 
trächtlich. Die  früher  in  den  Handwerkertabellen  gezählten  Bleicher, 
Ealanderer  usw.,  die  1 875  mit  den  Färbern  aller  Art  in  der  Klasse 
der  „Bleichereien,  Färbereien  und  Appreturen,  soweit  sie  anderweitig 
nicht  unterzubringen  sind"  (El.  IX,  5  der  Reichsstatistik),  ihren  Platz 
fanden,  zählten 

1861     .     .     .     329  Betriebe  mit  835  Personen 
1875     ...     210         „  „     374 

Die  Bleichereien,  Färbereien  und  Appreturen  für  Gespinste  und 
Gewebe  aus  Flachs,  Hanf,  Werg,  Jute  usw.  wiesen  auf 

1861     .     .     .     51  Betriebe  mit   207  Erwerbstätigen 
1875     ...     26         j,  )y       32  fj 

Die  Mehrzahl  von  ihnen  (24)  waren  Kleinbetriebe,  und  die  über 
fünf  Gehülfen  beschäftigenden  bildeten  an  Webereien  angeschlossene 
Nebenbetriebe. 

Mit  der  Veredelung  von  Garnen  und  Geweben  für  Flachs, 
Hanf  und  Jute  beschäftigten  sich  nach  der  Gewerbezählung  von 


1882 
1895 


luptb. 

Pers. 

Nebenb. 

33 

81 

21 

29 

58 

7 

1)  H.  E.  B.  Münster  1903,  S.  107. 
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Die  einzigen  größeren  Anstalten  lagen  1895  im  Er.  Ahaas  — 
4  mit  10  Pers.  —  und  im  Kr.  Steinfurt  —  6  mit  23  Pers.  — 

Bttckblick. 

Bedeutet  auch  die  Tatsache,  daß  in  den  letzten  hundert  Jahren 
die  Leinwandverfertigung  von  der  Handarbeit  zur  mechanischen,  von 
der  Haasarbeit  zur  Fabrikarbeit  übergegangen  ist,  nichts  dem  Münster- 
laode  eigentümliches,  sondern  ist  das  die  Entwicklungstendenz  des 
Gewerbes  überhaupt,  in  der  Art  und  Weise,  wie  sich  bei  dem  Cha- 
rakter und  den  Eigentümlichkeiten  der  alten  Manufaktur  diese 
Wandlung  vollzogen  hat  und  sich  hat  vollziehen  müssen,  zeigt  sich 
jedoch  eine  wesentliche  Abweichung. 

Festgewurzelt  in  den  westfälischen  Bauernhäusern  und  eine 
wesentliche  Einnahmequelle  in  den  nur  allzu  zahlreichen  Muße- 
standen  des  Hauptberufes  bildete  die  Leinwandbereitung  zwar  eine 
wichtige  und  ausgedehnte  Beschäftigung  für  den  Bauern,  ein  Landes- 
gewerbe in  des  Wortes  vollstem  Sinne,  blieb  aber  trotz  seiner  Be- 
deatung  nur  ein  Nebengewerbe,  ja  hatte  seine  Bedeutung  nur,  weil 
der  HauptbeschäftiguDg  zu  enge  Grenzen  gezogen  waren.  Mit  dem 
Falle  dieser  Schranken  verlor  das  Nebengewerbe  seine  hervorragende 
Stellung  und  würde  sie  auch  verloren  haben  ohne  die  verschärfende 
Einirirkung  anderer  umstände,  denn  so  gering  war  die  Liebe 
und  Hinneigung  des  Landmannes  zu  seinem  Berufe  und  seinem  Grund 
und  Boden  wahrlich  nicht,  daß  er  ein  Nebengewerbe  auf  Kosten  seiner 
Hauptbeschäftigung  aus  freien  Stücken  betrieben  haben  würde.  Trat 
dazu  noch  der  durch  technische,  kulturelle  und  politische  Gründe  be- 
wirkte ungünstige  Absatz  des  Nebenproduktes,  so  konnte  das  Zurück- 
treten keinen  Augenblick  mehr  zweifelhaft  sein,  und  die  Versuche,  das 
Gewerbe  wieder  in  alte  zünftlerische  und  merkantilistische  Schran- 
ken bannen  und  sich  so  gegen  den  Rückgang  stemmen  zu  wollen, 
mnssten  als  aussichtslos,  von  unserem  heutigen  Standpunkte  aus  fast 
als  lächerlich  angesehen  werden.  Das  mag  das  Berliner  Ministerium 
denn  auch  wohl  erkannt  haben,  da  es  den  Wünschen  der  Lokal- 
behörden —  wenn  überhaupt  —  nur  mit  Widerstreben  oder  doch 
ohne  Hoffnung  auf  durchschlagenden  Erfolg  entsprach.  Selbst  wo 
die  Lokalbehörden  und  -vertretuugen  mit  ihren  weitgehenden  An- 
trägen durchdrangen,  wie  beim  Tecklenburger  Leggezwang  und  beim 

Haspelmaß,  waren  keinerlei  wohltätige  Folgen  zu  verspüren. 
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Wir  können  es  heute  wohl  kanm  bedauern,  daß  die  Zentral- 
regierung aller  Eingaben,  Bitten  und  Anträge  ungeachtet  im  wesent- 
lichen auf  ihrem  liberalen  Standpunkte  beharrt  hat  In  bezug  auf 
Schlesien  und  Ravensberg  z.  B.  tat  sie  es  nicht,  wie  sie  sich  hier 
auch  hinsichtlich  der  Gewährung  direkter  Staatsunterstütznngen  viel 
freigebiger  zeigte.  Sollte  sie  vielleicht  den  tiefgehenden  Unterschied 
zwischen  der  Linnenverfertigung  dieser  Qegenden  und  der  Münsters 
erkannt  haben,  welcher  Einsicht  sich  die  Lokalbehörden  erst  um 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  erfreuten?  Will  man  die  hoffentlidi 
irrige  Vermutung  zurückweisen,  das  Münsterland  sei  in  Berlin  als 
Stiefkind  angesehen  und  behandelt  worden,  so  bleibt  in  der  Tat 
keine  andere  stichhaltige  Erklärung. 

Daß  bei  der  zunehmenden  landwirtschaftlichen  Arbeits-  und 
Erwerbsmöglichkeit  der  naturgemäße  Rückgang  des  Leinengewerbes 
keinen  allgemeinen  Notstand  im  Gefolge  hatte,  bestätigte  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  auch  die  Kaufmannschaft,  deren  früheren 
Klagen  und  entsetzlichen  Prophezeiungen  verstummten.  Li  dem 
Handelskammerbericht  Münster  vom  Jahre  1855  heißt  es,  nachdem 
ausgeführt  worden  ist,  daß  die  Baumwollverarbeitung  die  Leine- 
weberei völlig  überflügelt  habe :  „Wenn  es  auch  den  Anschein  hat, 
als  wenn  das  Hinschwinden  dieses  mehr  oder  weniger  vaterländischen 
Gewerbes,  dessen  Urstoffe  im  eigenen  Lande  produziert  wurden 
und  dessen  Verarbeitung  so  manche  Hände  in  Anspruch  nahm,  ein 
großer  Verlust  für  unsere  Gegend  sei,  so  dürfte  dieses  in  Anbetracht 
der  Art  und  Weise,  wie  die  Fabrikation  vollständig  als  ländliche 
Nebenbeschäftigung  betrieben  wurde,  auch  wohl  mehr  scheinbar 
sein." 

Damit  wäre  auch  die  Frage  beantwortet,  weshalb  sich  im  Münster- 
lande die  mechanische  Spinnerei  und  Weberei  für  Flachs  nicht 
entwickelt  hat,  hätten  wir  nicht  in  demselben  Münsterlande  die 
geradezu  großartige  Entwicklung  der  Baumwollindustrie.  Weshalb 
ist  beim  Flachse  nicht  gelungen,  was  bei  der  Baumwolle  so  über- 
aus erfolgreich  war?  Die  Antwort  ist  unschwer  gegeben.  Es  ist 
natürlich  nicht  möglich,  an  dieser  Stelle  eine  ausführlichere  Schil- 
derung über  Entstehen  und  Wachsen  der  Baumwollverarbeitung  in 
Münster  zu  geben;  einige  kurze  Bemerkungen  müssen  genügen. 

Die  alte  Organisation  der  Leinenherstellung  war  mit  dem  mo- 
dernen Betriebe  absolut  unvereinbar,  konnte  daher  eine  Grundlage 
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Ar  diesen  nicht  bilden.    Der  Landwirt  blieb  trotz  Spinnerei  und 
Weberei  Landwirt    Eine  Fabrik  war  unter  diesen  Umständen  ebenso 
«ugeschlossen  wie  die  Einbürgerung  der  Fiachsspinnmaschine  und 
des  mechanischen  Webstuhles  mit  Elementarkraft  in  den  Bauem- 
hiosem.  Das  Fabriksystem  bedurfte  der  Berufsarbeiter,  die  gegen  be- 
stimmten Lohn  dauernd  beschäftigt  wurden.    Diese  fanden  sich  in 
den  Gegenden,  in  denen  die  Leinwandbereitung  für  den  Landmann 
die  größte  Wichtigkeit  besessen  hatte,  und  wo  daher  die  ungünstigen 
Absatzverhältnisse  sich  am  stärksten  bemerkbar  machten,   in  den 
nördlichen  und  nordwestlichen  Kreisen,  deren  unfruchtbarer  Boden 
allein  die  starke  Bevölkerung  nicht  zu  ernähren  vermochte.    Hier 
konnten  Arbeitskräfte  freigesetzt  werden,  die  zu  niedrigen  Löhnen 
Fabrikarbeit  übernahmen.    Ungleich  wichtiger,  ja  direkt  bedingend 
fb  das  Aufkommen  der  Fabrik  war  die  Nähe  der  —  holländischen  — 
Grenze.  0    Im  Innern  des  Landes  verboten  die  unsagbar  schlechten 
Verkehrsverhältnisse  lange  Zeit  hindurch  jedes  größere  mit  Maschinen- 
krafli  betriebene  Etablissement.    Die  Anlage  einer  Leinenfabrik  aber 
erschien  bei  dem  schlechten  und  unsicheren  Absätze  als  widersinnig, 
nm  so  mehr  als  die  sich  eines  gewaltig  zunehmenden  Bedarfes  er- 
freuende Baumwolle  eine  lohnende  Fabrikation  versprach. 

So  entstanden  in  den  Kreisen  Ahaus,  Borken,  Coesfeld  und 
Steinfurt  jene  Baumwollbetriebe,  die  den  Kreisen  zum  Teil  heute 
ihr  ausschließliches  Qepräge  verleihen.  Die  stark  ins  Hintertreffen 
geratene  Leinwand  verlor  die  Aussicht,  jemals  wieder  zu  ehemaliger 
Blüte  und  Bedeutung  zu  gelangen,  in  dem  Maße  mehr  und  mehr, 
als  sich  der  Baumwollkonsum  auf  ihre  Kosten  bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein  hob.  Die  groben  Linnen  bekamen  durch  die  Jute  einen 
gefahrlichen  Konkurrenten.  Doch  verschwunden  ist  die  Linnenproduk- 
tion nicht ;  auch  sie  ist,  wengleich  gegen  die  mächtige  Baumwolle  gering, 
zur  modernen  Fabrikation  übergegangen  und  beschäftigte  im  Handels- 
kammerbezirk Münster  nach  den  Angaben  der  rheinisch- westfälischen 
Textilberufsgenossenschaft  1903  in  47  Webereibetrieben  5117  Voll- 
arbeiter. ^  So  ist  das  Münsterland  heute  wie  vor  hundert  Jahren 
ein  textilindustrieller  Bezirk  in  starker  Ausprägung. 

1)  HollindiBChe  Verleger  beschäftigten  außerdem  zahlreiche  BaamwoU- 
Hausweber  in  und  bei  Gronau.    M.  St-A.    A.  N.Z.    0.  P.    No.  352. 

2)  H.  K.  B.  Monster.   Ein  Vollarbeiter  gleich  300  Tage  gerechnet   Jute- 
betriebe sind  eingerechnet.    Zwei  von  den  47  Betrieben  haben  auch  Spinnerei. 
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Nach    den    Qewerbezählangen    von    1882     nnd    1895 
Mflnster  anf: 

1882  1895 

^    ^   .               (  Hauptbetr.  1  905  518 

für  Lernen         |  Personen  3  396  2  267 

„I  Betriebe  490  173 

„    Baumwolle  I  p^^g^^^j^  5  737  ^2  982 

I  Betriebe  229  121 

„    Seide           I  Personen  617  483 

I  Betriebe  113  250 

„    Wolle          ^  Personen  250  905 

]  Betriebe  630  354 

„    bonstiges     ^  Personen  2  280  4  067 

Betriebe  3  107  1416 


'•I 


Zus.  Textilmd.  ,  personen     11899  20  704 

Die  hervorragende  Stellang  der  Textilindustrie  unter 
Gewerben  Münsters  dokumentiert  die  Berufszählung  1895, 
welcher  von  1000  ortsanwesenden  Personen  gehörten  zur  Qn 

Landwirtschaft  usw 404,6 

Bergbau  usw 99,0 1) 

Steine  und  Erden 17,3 

Metall  und  Maschinen    .     .     .     .  32,1 

Chom.  Industrie,  Leuchtstoffe  usw.  2,0 

Textilindustrie 65,7 

Papier  und  Leder 6,3 

Holz-  und  SchnitzstofiFe  ....  38,3 

Nahrungs-  und  Genußmittel    .     .  28,7 

Bekleidung  und  Reinigung      .     .  46,6 

Baugewerbe 65,8  2) 

Unbestimmte  Gewerbe    ....  3,3 

Handel 39,9 

Verkehr 29,8 

Beherbergung 15,9 

Häusl.  Dienste,  Lohnarbeit.     .     .  11,6 

öffentl.  Dienste 43,1 

Ohne  Beruf 46,8 

Wie  sehr  von  1882  bis  1895  die  relative  Bedeutung  der  ' 
industrie    Münsters    im    Gegensätze    zu   der  Preußens    uni 

1)  Fast  ausBcbließlicb  auf  Recklingbausen  (451,2  auf  1000  Persoi 

2)  Zur  Zeit  der  Zäblung  wurde  der  Dortmund- Ems-Kanal  gebaut 
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'■    leiehes  zugenommen  hat,  sei  noch  dnroh  einige  Zahlen  oharak- 
toriaert 

Von  1000  Erwerbstätigen  und  bemfislosen  Selbständigen  ent- 
fielen auf  die  Textilindostrie 


1882 
1895 


in  Münster  jn  Preußen   im  Reiche 
52,7  35,6  44,8 

73,0  31,4  41,3 


Und  von  1000  Einwohnern  kamen  auf  die  Textilindustrie 


1882 
1895 


in  Münster   in  Preußen   im  Beiche 

48.6  35,6  44,8 

65.7  31,4  41,3 


Also  gegenüber  einem  relativen  Sinken  in  Staat  und  Beich 
^e  beträchtliche  Znnahme  in  Münster. 

Innerhalb  des  Bezirkes  vollzieht  sich  der  weitere  Übergang  zu 
einzelnen  Großbetrieben,  die  Konzentration  in  den  Kreisen  Stein- 
fiirt,  Borken  und  Ahaus. 

Ton  1000  Personen  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  zählte  die 
Textilindustrie 


im  Kreise 

1882 

1895 

Ahaus 

55,1 

153,0 

Beckum  .... 

24,8 

11,6 

Borken    .... 

108,0 

197,5 

Coesfeld  .... 

50,0 

45,S 

Lüdinghausen  .     .     . 

29,9 

18,1 

Münster-Stadt  .    . 

13,8 

10,9 

Münster-Land  .     . 

29,5 

34,7 

Becklinghausen     .     . 

14,6 

4,8 

Steinfurt      .     .     .     . 

173,1 

230,9 

Tecklenburg     .     .     . 

10,8 

18,2 

Warendorf   .     . 

55,4 

47,0 

Die  Zunahme  der  Textilindustrie,  vor  allem  der  Baumwollver- 
vbeitung,  ging  mit  Biesenschritten  weiter.  Schon  1892/93  machten 
die  Baumwollspindeln  des  Begierungsbezirks  Münster  7,86  ^/o  von 
denen  des  Beiches  und  35,4  e/^  von  denen  Preußens  aus.  ^)  Von 
^895  bis  1903  nahmen  zu  2): 

I)  H.  K.  B.  Münster  1892,  S.  199.        2)  H.  K.  B.  Münster  1902,  S.  112. 
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In  der  BaamwollinduBtrie 


Spinnerei 


Zahl  der 
Spindeln 


Zahl  der 
Arb. 


Weberei 


Zahl  der 
Stühle 


um  102,2  ®/o 


5970 


59,4  > 


Zahl  der 
Arb. 


Oeeamt- 

zahl  der 

Arbettar 

in  der 

Baom- 

wollind. 


48,8  0/0 


49j6  Wo 


In  der 
Leinenind  ost. 


Zahl  der 
Stflhle 


Zahl  der 
Arb. 


I 
19,6  «/o!  12,8  > 


In  der  Jateindurtri 


Zahl  der  2^,^ 


StUüe 


dehi 


Zihld 
Alb. 


41,6  ö/o 


44,3  0/0 


4S,6 


Immer  weiter  überflügelt  die  Baumwolle  die  Leinwand,  imm 
bedeutender  wird  die  Textilindustrie  des  Mflnsterlandes. 

Im  Jahre  1903  befanden  sich  im  Handelskammerbezirke  (al 
ausschließlich  der  bedeutenden  Industrie  Bocholts)  in  der  Baumwo 
industrie:  875414  Spindeln  mit  6452  Arbeitern  und  16217  Webstfil 
mit  8665  Arbeitern,  in  der  Leinenindustrie  5124  Stühle  und  3471  i 
heiter,  in  der  Juteindustrie  8428  Spindeln  und  791  Webstühle  0 
zusammen  1638  Arbeitern  und  in  der  Wollindustrie  3590  Spinde 
mit  100  Arbeitern  und  35  Webstühle  mit  60  Arbeitern.  Da 
traten  742  hausindustrielle  Webstühle.  ^) 

Dieses  stete  Wachsen  gibt  uns  beredte  Kunde  von  der  We 
bewerbsföhigkeit  der  münsterschen  Textilindustrie.  Diese  We 
bewerbsfähigkeit  aber  ist  nur  zu  erhalten  durch  gewiegteste  Nutzbi 
machung  aller  modernen  Hilfsmittel.  Und  hätte  man  früher  no 
weiterhin  und  energischer  veisucht,  durch  mühevolle  Bestrebung 
das  hohle  Oespenst  einer  toten  Leinwandmanufaktur  aufrecht 
erhalten,  anstatt  schnell  und  entschlossen  die  neu  sich  zeiget 
Richtung  einzuschlagen  und  zur  Baumwolle  überzugehen,  so  mül 
es  als  höchst  zweifelhaft  dahingestellt  bleiben,  ob  es  später  gelung 
wäre,  einer  blühenden  Konkurrenz  gegenüber  sich  zu  halten  n 
eine  so  glänzende  Entwicklung  durchzumachen. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  der  Verfall  der  Leinewebe 
im  Münsterlande  eine  durchaus  erfreuliche  Erscheinung,  erfreuü 
auch  vor  allem  dadurch,  daß  sich  hier  in  organischer  Weise  ( 
Übergang  zum  Großbetriebe  und  zwar  zum  Großbetriebe  eines  gf 
anderen  Gewerbes  vollzogen  hat  ohne  tiefgreifende  Störungen  ( 
Wirtschaftslebens  und  ohne  Erzeugung  eines  allgemeinen  Notstand 
Die  Arbeitsteilung,  in  der  das  Wesen  alles  wirtschaftlichen  Fo 
Schrittes  besteht,  ist  hier  fast  freiwillig  eingeftlhrt  und  hat  net 


1)  H.  K.  B.  Münster  1903,  S.  107. 
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flUhtor  Produktion  den  großen  Vorteil  gebracht,  daß  die  in  blähen- 
den Fabriken  tätigen  Arbeiter  der  sozialen  Fürsorge  der  Arbeitgeber 
nod  des  Staates  in  ganz  anderer  Weise  teilhaftig  werden  können 
ab  der  Tom  Verleger  abhängige  and  darum  so  rigoros  behandelte 
lUeiostehende  Hausweber. 

Nor  diejenigen  können  diesen  Gang  der  Dinge  bedaaem,  die 
gfataben,  der  Not  der  Landwirtschaft  durch  Wiedereinführung  des 
SfHimens  und  Webens  bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  steuern  zu 
Umien.  • 
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Einleitung. 

Es  ist  bekannt^  daß  viele  wichtige  Anhaltspunkte  fOr  den  ersten 
Aufbau  unserer  Arbeitenrersicherangsgesetze  aus  den  althergebrachten 
Einriehtungen  der  EnappschaftsTereine  gewonnen  worden  sind.  War 
die  Beichsregierung  zunächst  von  dem  Plane  ausgegangen ,  die  ge- 
nmte  Arbeiterversicherung  nach  dem  Muster  der  Enappschafts- 
kassen  auszugestalten,  so  ist  sie  doch  bald  zu  der  Einsicht  gelangt, 
da&  sich  Einrichtungen,  welche  in  einem  ganz  eigenartigen  Pro- 
duktionszweige wohl  bewährt  waren,  doch  nicht  ohne  weiteres  auf 
die  Gesamtheit  der  Arbeiter  ausdehnen  ließen.  Dennoch  sind  die 
linndertjährigen  Erfahrungen  der  Knappschafksvereine  und  ist  das 
^ge  Zahlenmaterial  dieser  genossenschaftlichen  Organisationen 
^gst  benutzt  worden,  als  schließlich  das  erstrebte  große  Ziel 
sof  einem  zwar  weiteren,  dafür  aber  gangbareren  Wege  erreicht 
worden  ist 

Weniger  bekannt  sind  die  bedeutungsToUen  Bückwirkungen  der 
^beiterversicherungsgesetze  auf  die  Institutionen  der  Enappschafts- 
^oreine.  Sie  beginnen  schon  gleich  mit  dem  Erlasse  des  ersten 
8^ßen  Reformgesetzes. 

Obwohl  der  Gesetzgeber  bei  der  Ausarbeitung  der  Yersicherungs- 
Sesetze  die  altbewährten  Enappschaftskassen  mit  Achtung  und  Wohl- 
wollen behandelt  hat,  hat  er  doch  nicht  ganz  vor  ihnen  Halt  machen 
können;  sie  mußten  in  das  neuo  Gebäude  eingefügt  werden.  In 
^ciQ  Kranken-  und  UnfallTcrsicherungsgesetze  wurden  deshalb  be- 
endete Paragraphen  zur  Regelung  der  Verhältnisse  im  Bergbau 
vorgesehen,  welche  die  auf  hundertjähriger  Erfahrung  gegründeten 
^ricbtungen  der  Knappschaften  sowie  die  Eigenart  des  Bergbaues 
Aberhaupt  berücksichtigen  sollten.  Ebenso  beziehen  sich  in  dem 
^setze  über  die  Inyaliditäts-  und  AltersTersicherung  einige  Para- 
graphen vornehmlich  auf  die  EnappschaftsToreine. 

Halbaoh,  KnAppsohaftsrerein.  1 


2  Einleitung. 

Trotz  dieser  Sficksichtnahme  sind  die  Einwirkungen  dodh  zu 
Teil  so  bedeutende  gewesen,  daß  eine  Zeit  lang  die  Existenz  d< 
Enappschaftskassen  in  ihrem  alten  Umfange  in  Frage  gestand« 
hat  Ein  Teil  der  EnappsohaftsToreine  ist  denn  auch  infolge  d 
Versicherungsgesetze  auf  einer  Stufe  stehen  geblieben,  die  für  ande 
nur  ein  Durchgangsstadium  gewesen  ist. 

Am  charakteristischsten  und  umfassendsten  nach  den  verschi 
denen  Richtungen  hin  ist  der  Einfluß  bei  den  Enappschaftsrereini 
des  größten  deutschen  Kohlenbezirkes,  des  Buhrreviers,  in  die  I 
scheinung  getreten.  Da  von  den  übrigen  weit  Ober  hundert  Enap 
schaftsTereinen  des  deutschen  Beiches,  die  zum  Teil  keine  Bedeutui 
haben  und  oft  nur  einen  örtlichen  Charakter  tragen,  nur  wenij 
eine  ähnliche  Umwandlung  unter  dem  Einflüsse  der  Sozialgeset 
durchgemacht  haben,  so  liefert  das  Studium  der  Einwirkung  d 
Arbeiterversicherungsgesetze  auf  die  SjiappschaftsTereine  des  nieda 
rheinisch-westfälischen  Eohlenbezirkes  den  vielseitigsten  Überblio 
über  die  Einwirkung  dieser  Gesetze  auf  die  Enappschaftsverein 
überhaupt  Ein  vollständiger  Überblick  wird  natürlich  auf  diesei 
Wege  nicht  gewonnen;  dazu  bedürfte  es  der  Berücksichtigiu^ 
eines  jeden  einzelnen  Vereines.  Um  dennoch  möglichst  Abgenu 
detes  zu  geben,  wird  an  geeigneter  Stelle  auch  des  Einflusses  ao 
andere  deutsche  Enappschaftskassen  gedacht  werden. 


I.  Abschnitt.' 

flcseliiehte  und  Organisation  der  Enappschaftsrereine  ror 

der  sozialen  €f esetzgebung.  0 

L 

Wenn  auch  der  deutsche  Bergbau  unmittelbar  an  den  römischen  AUsoMinet. 
aohifipft,  so  trug  doch  die  Mineralgewinnung  in  Deutschland  einen 
ganz  anderen  Charakter  als  diejenige  in  den  Zeiten  der  Bömerherr- 
sehaft.  Insbesondere  wurde  der  deutsche  Bergbau  nicht  von  Sklaven, 
yerbrechem  oder  Fronbauern,  sondern  stets  von  freien  Männern  be- 
tneben. 

In  Deutschland  wurden  die  unterirdischen  Lagerstatten  der  Mi- 
neralschätze, im  Gegensatz  zu  England,  Nordamerika  und  zum  Teil 
auch  Frankreich,  unabhängig  vom  Qrundeigentume  als  freies  Eigen- 
tum des  Königs,  als  Begal,  angesehen.  2)  Aber  schon  in  der  gol- 
denen Bulle  1356  wurde  das  Eigentumsrecht,  das  damals  noch 
keine  große  Einnahmequelle  fOr  den  Herrscher  sein  konnte,  vom 
Kaiser  den  KurfQrsten  ffir  ihr  Qebiet  übertragen.  Das  für  unsere 
Tage  wichtigste  Mineral,  die  Steinkohle,  erwähnt  diese  Urkunde 
noch  nicht  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  eine  große  Zahl  anderer 
Landesherren  ebenfalls  das  Eigentumsrecht  an  den  anstehenden 
Mineralien,  welches  ihnen  formell  erst  im  westfälischen  Frieden  1648 
zuerkannt  wurde '),  angemaßt  Daß  dies  geschehen  konnte,  ist  aus 
den  damaligen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  leicht  zu  erklären. 


1)  Neben  anderen  Bachereien  waren  mir  dank  der  Freundlichkeit  der 
Verwaltungen  des  AUgemeinen  KnappichaftsTereinB  in  Bochum  and  dee  YereinB 
für  die  bergbaulichen  Interessen  in  Essen  auch  die  großen  BOchereien  dieser 
beiden  Vereine  zugänglich. 

2)  Vgl.  Ehoxls,  Preußisches  Bergrecht    Leipzig  1887.  S.  11. 

3)  Art  ^Bergbau"  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft.    Bd.  I,  8.  333. 

1  ♦ 


4  1.  Abschnitt. 

Die  Landesherren  erkannten  bald  ^  die  Wichtigkeit  der  h&qf^ 
männisohen  Tätigkeit  ffir  die  Wohlfahrt  ihrer  Territorien.   Um  de^^ 
Berghan  aoszudehnen,*  sachten  sie  von  den  alten  Statten  des  dentsohecv- 
Bergbaaes,  vom  Harz  und  von  Böhmen,  Männer  heranzuziehen,  weldi^ 
es  verstanden,  die  Mineralien  ans  der  Erde  hervorzuholen  und  auf— - 
zubereiten.     Aber   die   wanderlustigen  Bergknappen,  unter  deneiB. 
manche  sogar  bis  nach  England  hinüberzogen,  ließen  sich  nicht  leicht— 
halten.    Bedeutende  Vorrechte  mußten  ihnen  eingeräumt  werden« 
Als  solche  finden  wir  besondere  Niederlassungsreohte ,  Schatzungs- 
ufld  Auflage-  (Steuer^)  Freiheiten^,  Befreiung  von  Sinquartienins' 
und  persönlichen  Eommunalsteuem.    Von  dem  zur  damaligen  Zeit 
nicht  gerade  sehr  ehrenvollen  Heeresdienste  waren  die  Bergleute 
befreit    Sie  hatten  die  WafTenehre  und  die  Waffenpflicht  der  6e- 
meinfreien.    Ein  gefreiter  Gerichtsstand  war  ihnen  verliehen;  sie 
unterstanden  einem  Bergvogte,  dessen  Aufgabe  nur  die  Rechtsfindung 
war,  und  der  mit  der  Bewirtschaftung  des  Bergwerks  nichts  zu  tun 
hatte. ')    Wege  und  Weiden  standen  den  Bergleuten  zur  Benutzung 
offen.    Alles  was  zur  Erhaltung  des  Bergwerks  nötig  war,  konnte 
zollfrei  eingeführt  werden.  Am  Harze  waren  sogar  staatliche  Eomhäuser 
vorhanden,  ;aus  denen   den  Bergleuten  in  Zeiten   der  Not  Eom 
zu  billigen  Preisen  abgegeben  wurde.    Alle  Beamten  im  Bergbau 
wurden  von  den  Bergleuten  selbst  gewählt   Daß  sich  die  Bergleute, 
die  mit  ihren  Nachkommen   unter   dem  besonderen  Schutze  des 
Landesherm  standen  und  als  unmittelbare  Untertanen  von  Leibeigen- 
schaft und  Abhängigkeit  von  einem  Gutsherrn  frei  waren  und  Frei- 
zügigkeit besaßen,  mehr  dflnkten,  als  Handwerker  und  Bauern,  ist 
wohl  zu  verstehen.  Dieses  Standesbewußtsein  und  dieser  Korpsgeist 
wurden  verstärkt  durch  das  stolze  Bewußtsein,   daß  sie  aus  un- 
scheinbarem Erze  gleißendes  Gold  oder  Silber  zu  gewinnen  wußten. 
—  So  gingen  die  Bergleute  mit  Liebe  ihrem  Gewerbe  nach,  das 
trotz  Mühen  und  Gefahren  manche  Reize  in  sich  barg  und  auch  oft 


1)  y.  Fbstbnbbbq-Packisch  ,  Baasteine  zur  Geschichte  dee  deutschen 
Bergfoaaes.  Braonschweig  und  Leipzig  1901.  8.33.  Simons.  Geschichte  und 
Statistik  der  Wurm-Knappschaft  bei  Bardenberg  bei  Aachen.  Berlin  1890.  S.  13. 
Art.  „Bergbau*'  im  Schönbergtchen  Handbuch.  3.  Aufl.    Bd.  II,  S.  405. 

2)  So  in  Preußen  von  der  Accise,  die  auf  den  notwendigsten  Lebens- 
mitteln lastete,    (s.  FssTEiraKBo-PAGKiscH  a.  a.  0.) 

3)  ScHÖKBBBOs  Handbuch.    Bd.  II,  S.  404. 
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Oelegenheit  gab,  große  UmBicht  and  OeschicUichkeit  za  beweisen. 
In  den  Bergmannsfamilien  vererbte  doh  fast  stets  der  Berof  ?on  dem 
Fite  anf  den  Sohn.  Daza  trat  der  Stand  nach  anßen  noch  besonders 
lüTTor  dorch  die  eigenartige  und  gleichmäßige  Tracht,  die  noch  im 
lebten  Jahrhundert  bei  vielen  Anlässen  getragen  werden  inaßtof 
durch  das  den  alten  Egyptem  schon  bekannte  Emblem  „Schlägel 
ud  Eisen**  nnd  dorch  den  Bergmannsgmß  „Olückaof!'* 

Meistens  waren  die  Bergleute  Unternehmer  nnd  Arbeiter  in 
einer  Person,  sogenannte  Eigenlöhner;  denn  die  Landesherren  sahen 
dtraof,  daß,  soweit  nicht  größere  Gemeinschaften  erforderlich  waren, 
Ueine  Ombenfelder  verliehen  worden.  Daher  finden  wir  oft  eine 
Anzahl  gleichberechtigter  Bergknappen  nebeneinander.  Hatte  man 
Oehfllfen  zugezogen,  so  war  das  Verhältnis  zu  ihnen  ein  dorohaos 
patriarchalisches.  Fiskalische  Qruben  in  onserem  Sinne  waren  nor 
wenige  vorhanden. 

Den  Bergleuten  war  es  also  schon  dorch  ihre  besondere  Stellung 
nahe  gelegt,  sidi  zu  vereinigen,  und  so  den  Wert  des  Einzelnen 
noch  durch  korporative  Geschlossenheit  zu  erhöhen.  Ein  weiteres 
Band,  das  alle  miteinander  verknflpfte,  war  die  Gemeinsamkeit  der 
Literessen  in  guten  und  bösen  Tagen  und  die  allen  gleichmäßig 
drohende  Gefahr  bei  der  Ausübung  des  Berufes.  Das  Gemeinschafts^ 
gefähl  führte  dazu,  daß,  gleich  den  Zünften  im  Handwerk,  beim 
Bergbau  Innungen  entstanden.  Die  ersten  Bildungen  dieser  ter- 
ritorialen Kassen  auf  Gegenseitigkeit  sind  in  Dunkel  gehüllt.  In 
größerer  Zahl  treten  sie  erst  im  15.  und  16.  Jahrhundert  auf,  nach- 
dem der  deutsche  Bergbau  große  Störungen  überwunden  hatte.  ^) 
ha  aUgemeinen  waren  diese  Innungen  ziemlich  gleichmäßig  orga- 
nisiert, da  die  Bergleute  an  den  alten  überlieferten  Gewohnheits- 
rechten festhielten.  In  der  Begel  mußten  die  Bergleute  eines  be- 
stimmten Bezirks  alle  der  Vereinigung  angehören;  ohne  den  Anschluß 
koipite  ihnen  leicht  die  Arbeit  unmöglich  gemacht  werden. 

Während  an  den  Zünften  in  ihrer  Blütezeit  ein  hoher  sittlicher 
Ernst,  die  strenge  Wahrung  der  Standesinteressen  und  der  Disziplin 
unter  den  Hitgliedem  besonders  auffallt,  war  die  Tätigkeit  in  den 
bergmännischen  Innungen  hauptsächlich  einem   mehr  materiellen 


1)  BBA88BBT,  ZoT  Frsge  dea  deutschen  EnappschafUwesens.   Zeitschrift 
fOr  Bergrocht  Bd.  Xm,  8.  101. 


6  t.  AbBchnitt 

Zwecke  gewidmet :  der  Pflege  der  Wohlfahrt  unter  den  Mitgliedern. 
Die  Gesamtheit  trat  ffir  den  Einzelnen  und  der  Einzelne  seinerseits 
ffir  die  Gesamtheit  ein.  AnfSnglioh  worden  ffir  in  Not  geratene 
Kameraden  freiwillige  Beitrage  in  Büchsen  gesammelt  Bald  aber 
trat  eine  größere  Regelmäßigkeit  nnd  eine  bestimmte  Höhe  in  der 
Entrichtung  des  Bflchsengeldes,  des  Bflchsenpfennigs,  ein«  Diese 
rein  deutschen  ^  genossenschafUiohen  Organisationen  wurden  als 
Gnadengroschenkassen,  Enappsohaftskassen,  Brader- 
laden  —  wie  sie  heute  noch  allgemein  in  Österreich  genannt  werden — 
bezeichnet 

Als  nach  der  Entdeckung  Amerikas  die  reichen  Schätze  Mexikos 
und  Perus  nach  Europa  kamen,  war  der  Erzbergbau  in  Deutsch- 
land, um  den  es  sich  damals  nur  handelte,  lange  Zeit  hindurdi 
nicht  recht  lohnend.  Der  Dreißigjährige  Krieg  brachte  eine  weitere 
Beeinträchtigung.  Nach  dem  Frieden  hatten  die  Landesherren  die 
Aufgabe,  die  Wunden,  die  der  Krieg  geschlagen,  rasch  vernarben 
zu  lassen.  Als  besonders  geeignet,  den  Reichtum  des  Landes  wieder 
zu  heben,  wurde  bald  allgemein  die  Wiederaufnahme  des  Bergbaues 
erkannt  Aber  die  Zeit  stellte  Anforderungen,  denen  die  alten  Berglente 
nicht  gewachsen  waren.  Der  Bergbau  konnte  nicht  mehr  handwerke- 
mäßig ohne  Arbeitsteilung  von  selbständigen  Männern  betrieben 
werden,  sondern  es  waren  nun  größere  Mittel  erforderlich.  Der  Berg- 
bau mußte  deshalb,  ähnlich  wie  damals  schon  der  Handel,  fremdes 
Kapital  in  größerem  Umfange  heranziehen.  2)  Diese  umstände 
ffihjlien  zu  der  dem  Bergbau  eigenen  Gesellschaftsform,  der  Ge- 
werkschaft Es  trat  eine  Scheidung  ein  zwischen  Unternehmern 
(Gewerken)  und  Arbeitern  (Knappen),  und  die  unmittelbare  Liiter- 
essengemeinschaft  hörte  auf. 

Es  stellte  sich  nun  auch  das  Bedürfnis  heraus,  ffir  das  Berg- 
wesen feste  Rechtsnormen  zu  schaffen.  Die  ziemlich  gleichen  Ge- 
wohnheitsrechte 3)   wurden   daher   in   Bergordnungen   kodifiziert^) 


1)  B&A88RBT,  Zeitschrift  für  Bergrecht.    Bd.  XIII,  S.  101. 

2)  Diese  Entwicklung  ist  natürlich  nicht  überall  gleichmäßig  Tor  sich 
gegangen.    Man  kann  sie  aber  doch  als  typisch  bezeichnen. 

3)  AcHBNBACH,  Das  gemeine  deutsche  Bergrecht.    Bonn  1871.    8.  36. 

4)  £8  verdient  erw&hnt  zu  werden,  daß  schon  im  IS.  Jahrhundert  an 
einigen  Stellen  Deutschlands  geschriebenes  Bergrecht  Torhanden  war.  Eine 
der   ältesten  Bergordnungen,  die  sogenannte  Enttenberger  vom  Jahre   1300, 
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Aber  die  Staatsleiter  gingen  mit  ihren  Eingriffen  in  den  Bergbau 
noch  weiter.  Hatte  es  sich  zuerst  nur  darum  gehandelt,  den  Berg- 
bau im  allgemeinen  zu  heben,  so  erfolgte  nun  eine  so  weitgehende 
obrigkdüiohe  Begelung  dieses  wichtigen  Gewerbes ,  daß  von  einer 
Sdbrtyerwaltung  der  Eigentümer  kaum  noch  die  Bede  sein  konnte. 
Besondere  Bergbehörden  ordneten  nicht  nur  die  Produktions-  und 
Betriebsrerhiltnisse  und  setzten  die  Preise  der  Produkte  fest,  son- 
dern sie  verwalteten  sogar  das  B^chnungs-  und  Yermögenswesen. 
So  wurde  oft  der  Ausfall  einer  Grube  durch  die  Erträgnisse  einer 
fremden  gedeckt.  0  Ebenso  weitgehend  war  der  Eingriff  in  das 
Arbeitsverbfiltnis.  Staatliche  Beamte  nahmen  die  Bergleute  zur 
Arbeit  an  und  entließen  sie.  Auch  die  Lohnhöhe,  Schichtdauer  und 
die  flbrigen  Arbeitsbedingungen  wurden  von  diesen  Beamten  fest- 
gelegt ;  oft  wurden  hierbei  allerdings  Gewerkschaftsvertreter  zugezogen. 
Die  Höchstzahl  der  anstellbaren  Bergleute  war  vom  Bergamte  fest- 
gesetzt Es  war  dabei  die  Zahl  zugrunde  gelegt,  die  in  einer 
mittleren  Debitperiode  Beschäftigung  fand.  War  die  Nachfrage  nach 
ICneralien  so  groß,  daß  der  vorhandene  Stamm  von  Arbeitern  den 
Anforderungen  nicht  genügen  konnte,  so  wurden  sogenannte  Berg- 
tagelöhner herangezogen.  Ihre  Einstellung  konnte  ziemlich  formlos 
erfolgen;  bei  ihnen  wurden  aber  auch  wenig  umstände  gemacht, 
wenn  man  ihrer  nicht  mehr  bedurfte. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Bergleuten  und  Bergtagelöhnem 
kam  auch  in  der  Form  der  Mitgliedschaft  bei  den  auf  voriger  Seite 
erwähnten  Enappschaftskassen,  die  in  der  Zwischenzeit  nie 
ganz  untergegangen  waren,  deutlich  zum  Ausdruck.  Ständige  und 
vollberechtigte  Enappschaftsmitglieder  waren  nur  die  eigentlichen 
Bergleute.  Sie  besaßen  in  gewissem  Sinne  ein  „Becht  auf  Arbeit'^ 
und  trugen,  wie  man  fast  sagen  kann,  Beamtencharakter.  Die  nur 
vorübergehend  im  Bergbau  Beschäftigten  waren  hingegen  entweder 
unständige,  minderberechtigte  Angehörige  der  Easse,  oder  sie  standen 
der  Sjiappschaftskasse  überhaupt  fem  und  gehörten  einer  Sonder- 
kasse an.  um  in  die  begrenzte  Zahl  der  ständigen  Mitglieder  auf- 
genommen zu  werden,  mußten  die  Tagelöhner  zunächst  eine  Beihe 


befaßte  sieb  sogar  scbon  mit  den  Unterstütsongskassen.    (:  Art.  «»Enappscbafts- 

kassen*  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften  2.  Aufl.   Bd.  Y,  S.  107:) 

1)  Vergl.  auch  Menzel  in  der  Zeitschrift  fQr  Bergrecht.  Bd.  XXXIl/S.  482. 


8  t.  Abschnitt 

Ton  Jahren  Bergabeit  vemohtet  haben.    Oft  war  sn  der  Anbahme 
sogar  die  Znstunmong  der  Sjiappschaftsgenossen  erforderlieh. 

Als  sich  die  Zahl  der  Bergleute  im  Laufe  des  18.  Jahrhimderts 
immer  mehr  vergrößerte,  wurden  in  die  Bergordnungen  weitere  Be- 
stimmungen über  die  Arbeiterverhältnisse  aufgenommen.  Diesen 
Bestimmungen  schlössen  sich  manchmal  auch  solche  über  das  Unter- 
stfltzungswesen  bei  den  Knappschaftsvereinen  an. 

Es  wurden  nun  auch  die  Leistungen  der  Kassen  bestimmter 
festgelegt  Den  vollberechtigten  Mitgliedern  stand,  wenn  sie  beig- 
fertig, d.  h.  zur  eigentlichen  Bergarbeit  nicht  mehr  fähig  waren, 
eine  Pension  zu.  Nach  dem  Tode  genossen  noch  die  Angehörigen 
die  Wohltaten  der  Enappschaftskasse.  Im  Krankheitsfälle  erhielten 
alle  Knappschaftsmitglieder  Unterstützungen,  sofern  ihnen  nicht  an- 
derweitig geholfen  wurde. 

Die  Einnahmen  der  Knappschaftskassen  waren  mannigfacher 
Art  und  wechselten  in  ihren  Quellen  des  öfteren.  Die  alten  Büchsen- 
pfennige genügten  natürlich  bei  weitem  nicht  mehr.  Deshalb  traten 
die  Gewerkschaften  den  Vereinigungen  der  Bergleute  bei  und  steuere 
ten  freiwillig  Beitrage  zu.  Der  Staat  machte  diese  freiwilligen  Bei- 
träge dann  zu  Zwangsbeiträgen.  Die  Gewerkschaften  mußten  für 
den  Knappschaftsverein  zwei  Freikuxe  bauen,  sodaB  (bei  den  im 
früheren  Bergrechte  vorgeschriebenen  1 28  Kuxen  einer  Gewerkschaft) 
V64  des  Bruttoertrages  den  Knappschaftsvereinen  zufloß.  Femer 
wurde  bestimmt,  daß  die  Gewerkschaften  einem  erkrankten  Knappen 
4  oder  8  Wochen  (4  Wochen  bei  den  Zubul^zechen,  8  Wochen  bei 
den  Ausbeutezechen)  den  Lohn  weiter  bezahlen  sollten.  0  Beim 
Steinkohlenbau  insbesondere  finden  wir,  daß  für  jeden  Hauer  all- 
wöchentlich ein  Faß  Kohlen  an  die  Kasse  geliefert  werden  mußte. 
Diese  Vorschrift  wurde  hinterher  dahin  geändert,  daß  von  jedem 
aus  den  Kohlen  verdienten  Reichstaler  V^  oder  1  Stüber  ^)  oder  auch 

1)  B&A88SBT,  Bergordnungen  der  preußischen  Lande.  Köln  1858,  8.  912. 
Die  folgenden  Ausführungen  lehnen  sich  überhaupt  an  die  Bergordnungen  an,  die 
für  die  verschiedenen  Bergbaubezirke  Preufiens  zu  ganz  Terschiedenen  Zeiten 
erlassen  worden  sind  und  Ton  denen  die  ersten  aus  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
stammen.  Daten  lassen  sich  unter  diesen  Umständen  bei  diesem  kurzen  all- 
gemeinen Überblick  nicht  angeben.  Eingehendere  Darlegungen  über  die  Ver- 
hältnisse aus  dieser  Periode  mit  Zeitangaben  findet  man  weiter  hinten  in  der 
Geschichte  der  EnappschaftsToreine  des  Ruhrreriers  (S.  14  ff.). 

2)  60  preußische  Stüber  »  2  M  31  Pfg.  heutiger  Währung. 
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flr  jeden  geförderten  Scheffel  1  Pfennig  zu  entrichten  war.   Schließ- 
lieh wurde  der  Beitrag  des  Werkbesitzers  festgelegt  auf  V120  der 
Bruttoeinnahme  der  Steinkohlenbergwerke  aas  dem  ProduktenTerkauf. 
Ab  Beitragen  der  Genossen  haben  wir  das  Büchsengeld,  das  meistens 
'^0  des  Lohnes  ausmachte,  sowie  das  sogenannte  Freisohichtengeld. 
Jeder  Genosse  mußte  nämlich  im  Laufe  eines  Jahres  einige  Tage 
(4  bis  12)  ffir  die  Gesamtheit  arbeiten  und  den  verdienten  Lohn 
IQ  die  Enappschaftskasse  abführen.    Um  den  Schwierigkeiten,  die 
dieses  Verfahren  mit  sich  brachte,  zu  entgehen,  wurde  aber  meist 
ein  bestimmter  Teil  des  Bruttolohnes  (V20  bis  V25)  als  Freischichten- 
geld entrichtet    Schließlich  verschmolz  man  beide  Beitragsarten. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  führte  man  das  soge- 
oaimte  Feierschichtengeld  ein,  das  für  die  Tage  zu  bezahlen  war,  an 
denen  der  Bergknappe  nicht  gearbeitet  hatte.    Sonn-  und  Festtage, 
sowie  Zeiten  von  Krankheit  wurden  nicht  als  Feierschichten  be- 
lichtet.  Mehr  gelegentliche  Beiträge  waren  das  Anfahrungsgeld  — 
jeder  Neuanfahrende  hatte  den  Lohn  für  seine  erste  Schicht  beizu- 
steoem  —  das  Einschreibungsgeld  für  die  Eintragung  in  die  Enapp- 
schaftsrolle,   die  Trauschein-  und   die  Befördernngsgebühren ,  die 
Geldstrafen,  die  damals  häufiger  verhängt  worden  und  auch  höher 
waren  als  jetzt,  die  von  der  Gewerkschaft  bei  jeder  Verleihung  von 
Bergwerkseigentum  zu  entrichtende  Gebühr  u.  a.  m. 

Die  Enappschaftsvereine  waren  aber  nicht  allein  Kranken- 
Sterbe-  und  Pensionskassen;  sie  übernahmen  vielmehr  nach  und 
nach  noch  weitere  Aufgaben.  So  wurden  vielfach  die  Schulkosten 
für  die  Kinder  der  Genossen  bestritten,  i)  Darch  Belehrungen  und 
Batschläge  2)  suchte  man  das  Wohl  der  Mitglieder  zu  fördern. 
Für  die  arbeit^unföhigen  Genossen  waren  bei  einigen  Vereinen  eigene 
Kranken-  und  Invalidenhäuser  vorhanden.  Einige  Knappschafts- 
kassen unterhielten  sogar  für  die  Berggemeinde  besondere  Prediger; 
wobei  zu  bemerken  ist,  daß  sich  die  Bergleute  überhaupt  durch 
frommen  Sinn  hervortaten  (Gebet  vor  der  Anfahrt).  Waren  bei  der 
Kasse  Überschüsse  vorhanden,  so  konnten  diese  den  Mitgliedern 


1)  Viele  KnappBchaftevereine  haben  diese  Schalkosten  bezahlt,  bis  das 
Gesetz  vom  14.  Juni  188S  die  ünentgeltlichkeit  des  Unterrichts  in  den  Yolks- 
sehnlen  brachte. 

2)  GesnndheitsbOchlein  des  Dichters  der  Jobsiade,  Dr.  Eortum,  der  Knapp- 
schaftsarzt in  Bochum  war. 


10  t.  Abschnitt 

gegen  mäßigen  Zins  zun  Haosban  and  zn  Umliohen  Zwecken  rar 
Verfügung  gestellt  werden. 

Die  Leitung  und  Verwaltung  der  Kassen  geschah  unentgdtlioh 
durch  den  Berggeschworenen  (Bevierbeamten).  Dieser  hatte  zwei 
zuverlässige  Männer  (Knappschaftsälteste)  zuzuziehen,  die  besonden 
vereidigt  wurden.  Die  Lade  mit  der  Kasse  war  entweder  in  dei 
Kirche,  im  Bathaus  oder  beim  Bergamt  niedergestellt i)  Nur  ii 
bestimmten  Tagen  durfte  sie  von  dem  sogenannten  Brudermeiste] 
geöffnet  werden.  — 

Wir  sind  mit  unserer  Schilderung  jetzt  etwa  bis  zum  Jahr 
1850  gelangt  Um  diese  Zeit  treten  sehr  wesentliche  Änderungen  eii 

Hatte  die  Leitung  des  Bergbaues  und  der  SjiappschaftsTerein 
durch  den  Staat  zu  ihrer  Zeit  sowohl  in  technischer  wie  wirtschall 
licher  Hinsicht  günstig  gewirkt  so  hatte  sie  sich  nun  fiberlebt;  a 
ließ  sich  mit  den  veränderten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  ui 
mit  den  Anschauungen,  die  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhundert 
überall  durchdrangen,  nicht  mehr  vereinen.  Dann  hatte  der  Ber| 
bau  auch  gegen  früher  eine  andere  Bichtung  genonunen.  Währei 
er  früher  seinen  Schwerpunkt  in  den  Erzen  hatte,  stand  nun  di 
Material  zur  Erzeugung  des  Dampfes,  die  Steinkohle,  im  Verde 
gründe.  Um  den  vergrößerten  Anforderungen  genügen  zu  könne 
mußte  vom  Stollenbau  zum  Tiefbau  übergegangen  werden.  D 
Unternehmungsgeist  war  im  Bergbau  mächtig  entfacht,  und  d 
Kapital  trat  bestimmend  auf  den  Plan.  Haben  wir  so  im  Ber 
gewerbe  schon  früh  eine  ungewöhnliche  Konzentration  der  Betriel 
und  des  Kapitals  gefunden,  so  ist  diese  Periode  des  Bergbaues,  in  d 
wir  gegenwärtig  noch  leben,  weiter  gekennzeichnet  durch  das  Sprue 
lein  2),  das  Bergleute  des  Saarbrücker  Bezirkes  bei  einem  Streik  a 
ihre  Fahne  gesetzt  hatten: 

„Alle  Räder  stehen  still, 

Wenn  des  Bergmanns  Arm  nicht  wiill*' 

Um  dem  Bergbau  bei  dem  so  gewaltig  einsetzenden  Aufschwui 
nicht  hindernd  im  Wege  zu  stehen  und  um  den  Anforderung! 
des  neuzeitlichen  Gewerbebetriebs  (ökonomischer  Individualismus)  i 


1)  Art.  ^Knappschaftskassen''   im  Wörterbuche  des  Yerwaltungsrecht 
I.  Bd.,  8.  798. 

2)  Dieses  Sprüchlein  hat  natürlich  nur  theoretische  Bedeutung. 
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a^uneinen  zu  entsprechen,  ist  der  Staat  immer  mehr  aus  seiner 
ilten  Stelluig  herausgetreten.  Das  Direktionsprinzip  ist  von  dem 
loipektionsprinzip  abgelöst  worden.  Der  Staat  behielt  sich  nnr  die 
fieqihoheit,  d.  h.  das  Verleihnngs-  und  Aofsichtsrecht,  vor.  Diese 
ümwandlong  geschah  in  Preußen  durch  das  sogenannte  Miteigen- 
tfimeigesetz  vom  12.  Mai  1851  und  —  weitergehend  noch,  und  ins- 
besondere die  Arbeiterverhältnisse  ergreifend  —  durch  das  Gesetz 
?om  21.  Mai  1860.  Beide  Gesetze  haben  dem  Bergwerksbesitzer 
weitgehende  Bewegungsfreiheit  gebracht.  Hinzu  kam  noch,  daß  die 
in  neuerer  Zeit  als  solche  ganz  aufgehobene  hohe  Bergwerksabgabe 
ennäßigt  wurde. 

Mit  dieser  Entwicklung  des  Bergbaues  mußte  sich  natflrlich 

I  auch  die  Stellung  der  Bergleute  verschieben.  Ihre  überlieferten 
Toirechte  waren  schon  lange  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten,  und 
Ufih  ihre  Abgeschlossenheit  mußte  durchbrochen  werden.    Denn 

i  WL  die  erforderliche  Zahl  von  Arbeitern'  zu  erlangen,  war  die  Her- 
aoiiehung  Fremder  nötig.  So  schwand  allmählich  die  Sonderstellung 
des  Bergmannstandes.  Als  ein  letztes  Aufflackern  des  alten  Standes- 
bewnfitseins  können  wir  den  großen  Sturm  ansehen,  der  sich  in  den 
fiafnger  Jahren  erhob,  als  in  Preußen  die  Entwürfe  zu  den  neuen 
Gesetzesbestimmungen  von  „Bergarbeitern^  und  nicht  mehr  von 
,Beigmannem^  sprachen.^)  Seit  der  Mitte  des  vergangenen  Jahr- 
honderts  ist  der  Bergarbeiter  nicht  mehr  ein  fest  eingefügtes  Glied 
eines  wohl  organisierten  und  disziplinierten  Ganzen,  Genosse  einer 
Gemeinschaft,  die  sich  als  Stand  vor  anderen  auszeichnet;  er  ist 
Vermieter  seiner  Arbeitskraft  wie  jeder  andere  Arbeiter.  Eine  ato- 
misierte,  zusammengewürfelte  Arbeiterschaft,  die  durch  eine  gerade- 
>Q  militärische  Disziplin  zusammengehalten  wird,  befährt  nun  die 
Beigwerke. 

Bei  den  Enappschaftskassen  wahrte  man  aber  die  Tradition 
nach  Möglichkeit  Dies  Bestreben  machte  sich  auch  geltend,  als 
es  sich  darum  handelte,  das  Enappschaftswesen  in  Preußen  den  ver- 
änderten Zeitverhältnissen  entsprechend  neu  zu  regeln.  Durch  das 
'völf  Paragraphen  umfassende  Gesetz  vom  10.  April  1854  und  durch 
die  transitorische  Instruktion  zu  ihm  vom  3.  April  IS 55  wurden  zum 


1)  SiBLOt  Die  Bescbweiden  gegen  die  neue  Organisation  der  Knapp- 
*€luift8Yereine  im  Distrikte  des  Kgl.  Oberbergamtes  Dortmund.  Essen  1859.  S.  3. 
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ersten  Mal  die  traditionellen  Verhältnisse  und  Onindsätze  des  Enapp- 
schaftswesens  einheitlich  ifir  die  ganze  Monarchie  znaammengeÜlt 
Das  Oesetz  beseitigte  eine  Beihe  von  Gesetzes-  and  Verwaltimgi- 
Yorschriften,  sowie  sämtliche  Enappschaftsordnnngen  nnd  Ejufp- 
sohaftsreglements.  Durch  ein  von  der  Begierong  erlassenes  Normal- 
Statut,  welches  allgemein  angenommen  worden  ist,  wurde  auch  eine 
formelle  tTbereinstimmung  herbeigefflhri 

Während  bei  den  gewerblichen  IJnterstfltzungskassen,  mit  denei 
sich  das  Oesetz  vom  3.  April  1854  befaßte,  der  Beitritt  freiwiHii 
war,  waren  die  Bergleute  nach  dem  neuen  Gesetze  gezwungen,  sid 
der  genossenschaftlichen  Kasse  anzuschließen.  So  umfaßten  di 
Enappschaftsvereine  nun  alle  im  Bergbau  beschäftigten  Personei 
Dieser  Beitrittszwang  war  aber  von  keiner  großen  Bedeutung,  d 
ungefähr  Vo  aller  Bergleute  schon  Enappschaftskassen  angehöitei 
Die  Beiträge,  die  sich  wegen  der  häufigen  Schwankungen  nicht  meb 
gut  nach  der  Produktion  oder  dem  jeweiligen  Lohne  festlegen  ließei 
wurden  nun  im  allgemeinen  nach  den  Beschäftigungsgraden  in  feste 
Monatsbeiträgen  erhoben.  Die  Unternehmer  mußten  einen  bestimmte 
Teil  —  die  Hälfte  •—  der  Arbeiterbeiträge  leisten.  Die  zwei  Freikia 
konnten  nach  freier  Vereinbarung  abgelöst  werden.  So  bedadil 
der  Staat  die  Vereine  mittelbar  durch  seine  gesetzlichen  Bestio 
mungen.  Auf  der  anderen  Seite  fiel  nun  aber  die  Verpfiichtung  d( 
Werkbesitzer  fort,  in  Erankheitsföllen  eine  bestimmte  Zeit  den  Lol) 
weiter  zu  bezahlen.  Dies  bewirkte  natürlich  eine  stärkere  Belastui 
der  Kassen.  Da  das  Gesetz  auch  die  Eassenleistungen  festgelei 
hatte,  BD  waren  den  Vereinen  große  Ausgaben  auferlegt.  Der  finai 
zielle  Zustand  der  Kassen  war  infolgedessen  kein  guter.  Die  Werl 
besitzer  gingen  daher  in  ihren  Leistungen  sehr  oft  über  das  geset 
liehe  Maß  hinaus. 

Der  frühere  Zustand,  bei  dem  die  Werkbesitzer  den  Knap] 
Schaftsvereinen  gegenüber  nur  Pflichten  und  keine  Bechte  hatte 
konnte  zu  dieser  Zeit  natürlich  nicht  mehr  au&echt  erhalten  werde 
Die  Bergbehörde  trat  auch  hier  zurück  und  legte  die  Leitung  ui 
die  Verwaltung  in  die  Hände  von  Vertretern  der  Werkbesitzer  ui 
der  Arbeiter.  Sie  gab  den  Vereinen  den  Charakter  juristischer  Pe 
soneu,  die  dem  Staate  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  verantwor 
lieh  blieben.  Der  Staat  gab  seine  alte  Stellung  aber  doch  noc 
nicht  vollständig  auf;  er  bewahrte  sich  genügend  Rechte,  um  d 


l 

i 
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Yenme  bei  dem  Übergange  sor  SelbBtandigkeit  über  etwaige  Fähr- 
wm  geleiten  zu  können.  Es  zeigte  sich  jedooh,  daß  die  Vereine 
die  leitende  Hand  nicht  brauchten.  So  konnte  denn  der  Staat  auch 
den  Enappschaftsvereinen  gegenüber  die  Position  einnehmen,  die 
er  beim  Bergbau  selbst  schon  inne  hatte ;  er  konnte  den  genossen- 
eehaftlichen  Verbänden  Autonomie  und  Selbstverwaltung  geben  und 
ach  ganz  auf  die  Aufsicht  beschränken.  Diese  Begelung  geschah 
indem  für  den  deutschen  Bergbau  denkwürdigen  Jahre  1865.  Dieses 
Jihr  brachte  dem  preußischen  Staate  endlich  eine  allgemeine  Ko- 
difikation des  gesamten  Bergrechts.  Sie  war  die  Frucht  der  Arbeit 
m  Tier  Jahrzehnten.  An  die  Stelle  der  verschiedenen ,  allerdings 
lifimlich  gleichen  Bergordnungen  —  Preußen  zerfiel  in  16  verschie- 
dene Bergrechtsgebiete  —  trat  nun  ein  einheitliches  Speziabrecht, 
das  die  Vorzüge  des  französischen  Bergrechts  mit  den  Grundsätzen 
des  deutschen  und  preußischen  Bergrechts  vereinigte,  i) 

Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die  preußischen  Staaten  vom 
2i  Jnni  1865  befaßt  sich  im  Titel  Vn,  in  den  §§  165—186,  nut 
den  Knappschaftsvereinen.  Die  Bestimmungen  sind  fast  wörtlich 
SOS  dem  Oesetze  von  1854  entnommen,  nur  daß  der  Staat  eben  mehr 
die  Bolle  der  Aufsichtsbehörde  übernahm.  Dieser  Titel  VII  ist 
ebenso  wie  die  früheren  Gesetzesbestimmungen  auf  den  Protest 
der  Bergarbeiter  gestoßen.  Er  ist  aber  noch  heute  für  das 
Enippschaftswesen  maßgebend.  Wie  das  ganze  A.B.G.  ist  auch 
der  Titel  VII  für  die  Berggesetzgebung  in  den  meisten  anderen 
dentsehen  Staaten  vorbildlich  geworden.^)  Auf  der  Basis  des  Ge- 
setzes vom  24.  Juni  1865  bestanden  im  preußischen  Staatsgebiete 
Wi  Ende  des  Jahres  1868  78  Enappschaftsvereine  mit  170112  Mit- 
gliedern und  einem  Vermögen  von  3422329  Talern.  Davon  umfaßten 
»ber  fftnf  Kassen  allein  */7  aller  Genossen.  3)  — 

I)ies  ist  in  ganz  großen  Zügen  der  Werdegang  der  Enappschafts- 
vereine. Der  kurze  tTberblick  dürfte  gelehrt  haben,  daß  sich  diese 
(^legenseitigkeitskassen  organisch  mit  dem  deutschen  Bergbau  ge- 

1)  Klobtebmairi,  Lehrbuch  des  preußischen  Bergrechts.  Berlin  1871.  S.  40. 

2)  Wir  können  sagen,  daß  sich  V>o  der  bergmännischen  T&tigkeit  in 
Beuttchland  unter  übereinstimmenden  Gesetzesbestimmungen  vollzieht.  Yergl. 
^tooHBBBOK,  Zeitschrift  fOr  Bergrecht.    Bd.  XXIV.    S.  468. 

3)  HiLTBor,  Über  die  Reorganisation  der  Knappschaftsyereine.  In  den 
Sckriften  des  Vereins  fOr  Sozialpolitik.    Leipzig  1874.    S.  106. 
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bildet  und  entwickelt  haben.  Der  deutsche  Bergbau  hat  seine  frflhe 
Blüte  nicht  zuletzt  der  wohlgeordneten  Ffirsorge  für  die  FUle  der 
Störung  und  Not  im  Arbeiterleben  zu  verdanken  gehabt 

n. 

Die  Kam-  Wir  haben  nun  etwas  eingehender  die  Entwicklung  der  Knapp- 

imBohmrier.  schaftskassen  im  niederrheinisch- westfälischen  Eohlenbezirke  zu  bd> 

trachten,  da  wir  uns  mit  ihrer  Entfaltung  und  Organisation  während 

der  beiden  letzten  Jahrzehnte  ja  näher  zu  beschäftigen  haben  werden. 

Der  niederrheinisch- westfälische  Eohlenbezirk  bildet  an  der  Ober- 
fläche ein  Viereck,  dessen  Linien  festgelegt  sind  im  Norden  durch 
Becklinghausen  f  im  Westen  durch  Homberg  am  Rhein,  im  Süden 
durch  Herzkamp  bei  Barmen,  im  Osten  durch  Heeren  bei  Kamen 
und  IJnna.^)  Im  Laufe  der  letzten  Jahre  haben  sich  die  nördliche 
und  die  westliche  Linie  etwas  mehr  nach  Norden  bezw.  Westen  ver- 
schoben. Zum  größten  Teile  liegt  der  Eohlenbezirk  nördlich  der 
Buhr  in  der  Provinz  Westfalen.  Ln  ganzen  umfaßt  er  nngefihr 
3000  qkm. 

An  der  Buhr  sind  schon  vor  dem  Dreißigjährigen  Enegß  Eohlen 
gegraben  worden.  Nach  diesem  Eriege  lag  der  Bergbau  auch  hier 
ganz  darnieder.  Nur  die  Bauern  schürften  planlos  nach  den  oft  zu- 
tage tretenden  Kohlen.  Erst  mit  dem  Beginne  der  Herrschaft 
Preußens  wurde  dem  Bergbau  in  diesem  Gebiete  Aufmerksamkeit 
geschenkt  und  dem  Raubbau  entgegengetreten.  Orößere  Beachtong 
verdiente  der  Bergbau  an  der  Buhr  aber  noch  nicht;  waren  doch 
nach  Beuss^)  1756  im  Bahrrevier  auf  102  Zechen  nur  669  Mann 
beschäftigt.^) 

In  berggesetzlicher  Hinsicht  waren  die  Verhältnisse  geregelt 
durch  die  im  Jahre  1639  veröffentlichte  Bergordnung  für  Eleve- 
Mark.4)    Diese  hatte  Gültigkeit,  bis  Friedrich  der  Große,  dem  der 
Bergbau  doch  mehr  war,  als  eine  gute  Einnahmequelle  durch  dei^ 
Zehnten,  nach  dem  Siebenjährigen  Eriege  Zeit  fand,  dem  Bergba»^ 


1)  PiBPSB,    Die   Lage  der  Bergarbeiter  im  RohrreYier.    Stuttgart 
Berlin  1903.    S.  16. 

2)  Rbübs,  Mitteilangen  aus  der  Geschiebte  des  Egl.  Oberbergamtes  Do^^' 
mond  und  des  niederrheinisch-westf&lischen  Bergbaues.    Berlin   1892.    S. 

3)  Siehe  Stat.  auf  S.  1S2.         4)  Bbassbbt,  Bergordnongen.    S.  817. 
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{bleden  nnd  an  der  Rnhr  besser  die  Wege  zn  ebnen.  Er  er- 
die  revidierte  Bergordnong  ffir  das  Herzogtum  Eleve,  das 
entnm  Moers  nnd  die  Orafsobaft  Mark  vom  29.  April  1766. 
803  das  säkularisierte  Stift  Essen  an  Preußen  fiel,  erhielt  die 
Bergordnnng  durch  das  Patent  vom  12.  April  1803  auch 
;keit  für  dieses  Gebiet,  fär  das  auch  ein  besonderes  Bergamt 
richtet  wurde.  Die  Grafschaft  Broich»  das  Kirchspiel  Mfllheim 
die  XTnterherrschaft  Hardenberg  bekamen  durch  das  Patent 
21.  Januar  1825  ebenfalls  gesetzliche  Grundlagen  fär  ihren 
)au;  es  wurde  aber  nicht  die  Elevische,  sondern  die  JOlich- 
sche  Bergordnung,  die  vom  21.  März  1719  datiert,  auf  diese 
ke  ausgedehnt  In  einzelnen  Teilen  des  Ruhrreviers,  in  denen 
3ergbau  allerdings  nicht  bedeutend  war,  galt  noch  die  Chur- 
ische  Bergordnung  vom  4.  Januar  1669.  Für  das  Gebiet  der 
als  reichsunmittelbaren  Stadt  Dortmund  hatten  die  Bestim- 
^n  des  Allgemeinen  Landrechts  Gültigkeit,  das  den  damaligen 
tszustand  kodifizierte,  aber  mit  Rücksicht  darauf,  daß  es  nur 
diäre  Rechtskraft  hatte,  nur  da  angewandt  wurde,  wo  die  Ver- 
isse  nicht  besonders  geregelt  waren. 

Weniger  verschieden  als  die  gesetzliche  Regelung  des  Bergbaues 
t  war  die  des  Enappschaftswesens  in  den  einzelnen  Teilen 
(uhrreviers.  Als  die  erste  behördliche  Vorschrift  muß  wohl  die 
isch-Märkische  Bergordnung  von  1639  angesehen  werden.  An 
iche  zur  Gründung  von  Vereinen  ging  man  aber  erst  100  Jahre 
r.  1742,  nachdem  die  Landesverwaltung  1737  begonnen  hatte,  sich 
'  mit  dem  Ruhrbergbau  zu  beschäftigen,  versuchte  die  Elevische 
1^  und  Domänenkammer  zum  ersten  Male  die  Gründung  einer 
»pschaft,  die  aber  fehlschlug.  0  Die  ersten  Anfänge  von  Enapp- 
Itsvereinen  in  dem  Bezirke  finden  wir  aber  doch  schon  in  dem  Jahr- 
1 1740—1750;  denn  in  dieser  Zeit  richtete  die  Elevische  Eriegs- 
Domänenkammer  die  erste  Enappschaftsrolle  ein,  ein  Verzeich- 
das  alle  auf  den  Bergwerken  der  Grafschaft  Mark  beschäftigten 
e  nachwies,  und  das  nach  Bedarf  ergänzt  wurde.  Vor  der  Auf- 
[ie  in  dieses  Verzeichnis  war  der  Nachweis  zu  liefern,  daß  der 


1)  „Die  Entwfcklnng  des  niederrheinisch-westfUischen  Steinkohlenberg- 
B  in  der  zweiten  H&lfte  des  19.  Jahrbandrts".  fid.  XII.  S.  121.  (Berg- 
srein 1904). 
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Einiutragende  zu  den  „von  Werbung  and  Enrolliening^  befi 
Personen  gehörte,  d.  h.  daß  er  von  altersher  einer  BergmannsfB 
angehörte  oder  ^von  einem  erblich  frei  privilegierten  Gfewi 
zom  Bergbaa  überging.  Sodann  hatte  der  Einzutragende  einei 
der  Treue  und  des  Oehorsams  abzulegen.  Aber  erst  Friedrio! 
Oroße,  von  dem  der  Vater  des  deutschen  Zollvereins,  Friedricl) 
sagt,  daß  er  noch  größer  sei  durch  seine  Maßregehi  im  Friede 
durch  seine  Erfolge  im  Kriege,  richtete  sein  Augenmerk  mel 
die  Lage  der  Bergleute  und  ihr  IJnterstfttzungswesen.  Die  sch< 
wähnte  Elevisch-Märkische  Bergordnung  vom  Jahre  1766  e 
einige  bedeutungsvolle  Yorschriften  über  das  Enappschaftswesc 
über  Enappschaftsregister ,  Zuschüsse  der  Gewerkschaften  %\ 
Eassen,  Leistungen  der  Vereine  usw.  Weiter  gehen  scho] 
am  17.  Mai  1767  erlassene  Generalprivilegium  und  die  Instn 
zur  Errichtung  und  Führung  der  Enappschaftskassen  in  dem  H 
tum  Kleve,  dem  Fürstentum  Moers  und  der  Grafschaft  Mark. 
Vorschriften,  durch  die  der  Eönig  den  Bergbau  (besonders 
durch  Zuzug  von  fremden  Bergleuten)  heben  wollte,  sin 
die  Enappschaftsvereine  von  großer  Bedeutung  gewesen.  Si 
halten  Bestimmungen  über  die  Errichtung  der  Eassen,  non 
für  die  Zechen  eine  bestimmte  Zuschußpfiicht  und  legen  die 
tung  des  Unterstützungswesens  der  Vereine  sowie  gewisse  Mi 
leistungen  fest  Im  Jahre  1768  brachte  ein  Reglement  weitei 
Ordnungen  und  eine  abermalige  Sicherstellnng  der  allgen 
Vorrechte,  die  auch  in  den  Deklarationen  vom  30.  Januar  171 
vom  30.  Januar  1792  aufrecht  erhalten  wurden.  Das  AIlg( 
Landrecht  (1794)  schloß  sich  diesen  Bestimmungen  an. 

Die  damaligen  Kasseneinrichtungen  waren  aber  doch  den  t 
tigten  Anforderungen  noch  nicht  gewachsen  0 ;  die  Pensionen  z.  1 
ben  sehr  gering.  Dazu  hatten  es  die  Gewerkschaften  1770  du 
setzt,  daß  an  die  Stelle  ihrer  verschiedenen,  zusammen  auf  das  Z¥ 
dreifache  der  Arbeiterbeiträge  bemessenen  Abgaben  an  die  Kat 
einheitlicher  Beitrag  in  Höhe  von  Vi^o  der  Gesamteinnahme  a 
Kohlengeldem  getreten  war.  Die  Erhöhung  des  Freischichter 
und  die  Einführung  des  Feierschichtengeldes  in  den  Jahrei 


1)  Yergl.  auch  Bülow,    Das  Knappschaftswesen  im  Rahrkohleo 
bis  sum  allgemeinen  preußischen  Berggesetz  yom  24.  Juni  1865.  1905.  i 
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OBd  1794  brachten  keine  Oesondong  in  die  Kassenverhältnisse. 
Audi  der  spätere  Staatsminister  Freiherr  von  Stein  bemühte  sich 
ab  Direktor  des  Märkischen  Bergamts  vergeblich,  das  ünterstützang»- 
wen  im  westftlischen  Haoptbergdistrikte  in  feste  Bahnen  za  bringen. 
Die  Verwirrong  nnd  Erbitterang  unter  den  Bergleuten  wurde  noch 
pifier,  als  ihnen  anter  der  französischen  Herrschaft  auch  noch  die 
alten  Vorrechte  genommen  wurden.  Da  diese  Rechte  mit  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht  nicht  zu  vereinen  waren  und  in  wirtschaftlicher 
wie  politischer  Beziehung  nur  nachteilig  gewirkt  haben  wurden,  sind 
ae  auch  später  trotz  vieler  Bittschriften  nicht  wieder  eingeführt 
forden. 

Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  brach  sich  unter  dem  Einfluße 
der  jungen  Yersicherungslehre  allmählich  die  Erkenntnis  Bahn,  daß 
die  Ursache  der  schlechten  Lage  der  Kassen  in  ihrer  Zersplitterung 
SQ  suchen  war.  Man  sah  ein,  daß  nur  größere  Org:anisationen  mit 
geordneter  Verwaltung  imstande  waren,  dauernd  höhere  Benefizien 
in  leisten.  Daher  ging  man  dazu  über,  die  Kassen,  welche  bis  da- 
lün  mehr  den  Charakter  von  Werkskassen  getragen  hatten,  zu  ver- 
lehmelzen.  Am  nachdrücklichsten  wurde  in  der  Orafschaft  Mark 
in  dieser  Weise  vorgegangen.  Es  entstand  der  Bochumer  ^)  oder 
Uirkische  Verein.  —  Als  im  Jahre  1803  der  Beichsdeputations- 
luuiptschluß  die  Stifte  Essen  und  Werden  an  Preußen  brachte, 
vnrden  die  Bergleute  dieses  Bezirkes  dem  Märkischen  Vereine  zu- 
geiellt  Im  Jahre  1807  traten  sie  aber  aus  diesem  Verbände  aus 
ond  bildeten  trotz  großer  Schwierigkeiten  einen  eigenen  Verein,  den 
Stten-Werdenschen.  Dieser  Verein  ließ  sich  natürlich  bei  dem  Ent- 
würfe seines  Statuts  die  Lehren  der  vergangenen  Zeit  zunutze  ge- 
^en.  Sein  am  20.  Oktober  1812  erlassenes  Statut  ist  dem  des 
Mirkischen  Vereins  nachgebildet. 

So  finden  wir  schon  damals  zwei  große  Verbände,  die  auf  ein- 
lacher Grundlage  aufgebaut  sind;  der  eine  umfaßte  die  Grafschaft 
Mirk,  der  andere  hatte  die  Städte  Essen  und  Werden  als  Mittel- 
punkt Wenn  die  Zentralisation  auch  vorwiegend  der  Sicherheit  der 
Benefizien  zugute  kam,  so  brachte  sie  den  Bergleuten  doch  auch 
^e  größere  Bewegungsfreiheit     Durch   Abmachungen    zwischen 

beiden  Verbänden  über  Freizügigkeit    wurde   es   den   Berg- 


1)  Schon  1767  war  ein  WerksYerein  gleichen  Namens  Yorhanden. 

Htibftoh,  EiwppMluiftiTsrein.  2 
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m&nnern  sogar  möglioh  gemaohti  ohne  Yerlnrt  der  erworbeaen  An* 
spräche  aus  dem  Bezirke  des  einen  Yereins  in  den  des  andeiea 
übenasiedeln. 

Im  Lanfe  der  Zeit  wurde  noch  eine  Reihe  von  Reglements  und 
Torschriften  fiber  die  Yerwaltnng  und  die  Leistungen  der  Kasten 
erlassen.   Um  aber  eine  Riohtschnur  zu  geben  und  die  bestehendea 
Bestimmungen  einheitlich  in  ein  Oanzes  zu  ftssen,  einigte  man  ach 
auf  Orund  langer  Verhandlungen  1823  über  eine  ^allgemeine  An- 
weisung zur  Errichtung  und  Verwaltung  der  Knappschaftsyereiiie*. 
An  die  „allgemeine  Anweisung*'  knäpfte  das  1792  gegründete,  seit 
1816  in  Dortmund   ansässige  west^ische  Oberbergamt  seine  am 
14.  Dezember  1824  für  die  Bergleute  in  den  Bezirken  des  Märki- 
schen  und  Essen- Werdenschen  Bergamts  erlassene  Enappschafts- 
Ordnung  an.    In  dieser  Ordnung  waren  die  allgemeinen  Terhältnifle 
der  Bergleute  und  ihre  Rechte  und  Pflichten  als  Enappschaftsmitglieder 
festgelegt.  Unter  anderm  wurde  nun  die  Aufnahme  von  einem  änt- 
liehen  Qesundheitsatteste  abhängig  gemacht.     Die  schweren  Auf- 
nahmebedingungen hatten  sich  fiberlebt;  sie  wurden  abgeschafift  and 
der  Eintritt  nur  Ton  der  Arbeitsfähigkeit  und  einem  guten  Lebene- 
Wandel  abhängig  gemacht.    Allerdings  wurden  die  Mitglieder  in  zwei 
Klassen  eingeteilt.    Junge  Leute    die   sich  der  Bergarbeit  widmen 
wollten,  trug  man  zuerst  als  unständige  Mitglieder  in  die  sogenannte 
ReTierliste  ein.    Aus  den  unständigen  Mitgliedern  rekrutierten  sieh 
dann  die  eigentlichen,  ständigen  Enappschaftsmitglieder ;  sie  mußten 
immer  noch  gewisse  Fertigkeiten  (Lesen  und  Schreiben,  bergmän- 
nische Fertigkeit)  nachweisen.    Eine  ungünstige  Wandlung  bedeutete 
die  Neuordnung  für  die  dritte  Elasse  der  Arbeiter,  die  Bergtage- 
löhner.   Während  sie  früher  bestimmte  Ansprüche  an  die  Vereine 
hatten  erwerben  können,  wurden  sie  nun  ganz  von  den  Vereinen 
gelöst ;  sie  erhielten  aber  freie  Eur  und  Arznei  aus  dem  Tagelöbner- 
kurfonds,  einem  Medizinakerbande,  welchem  die  Tagelöhner,  solange 
sie  Bergarbeit  verrichteten,  angehören  mußten,  zu  dem  aber  die 
Werkbesitzer   nichts   beitrugen.    Der   Märkische  und   der  Essen- 
Werdensche  Verein  hatten  je  einen  solchen  Eurfonds.     Während 
der  Essen- Werdensche  Verein  diesen  Fonds  im  Jahre  1854  auflöste 
und  seine  Angehörigen  zum  Teil   zu  unständigen  Mitgliedern  der 
Enappschaftskasse  machte,  hat  der  Bochumer  Verein  ihn  noch  bis 
1873  beibehalten. 
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Die  Enappsehaftsordnung  von  1824  blieb  30  Jahre  lang  in 
Enfli  In  dieser  Zeit  wurden  aber  die  Beiträge  und  die  ünteN 
itttnmgen  in  den  Vereinen  mehrfach  geändert;  so  bezahlte  der 
Ittikiael«  Verein  seit  1835  kein  Schulgeld  mehr.  Der  Sturm  des 
Jahres  1848  rüttelte  wohl  sehr  an  den  Enappschaftskassen,  brachte 
äe  aber  nicht  ins  Wanken. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1854  machte  zahlreiche  Ändenmgen 
nötig.  Die  beiden  Vereine  erließen  deshalb  im  Jahre  1856  neue 
BMaten  mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1857  ab.  — 

Neben  den  beiden  genannten  Vereinen  konmit  für  das  Buhr- 
Rfier  noch  ein  dritter  in  Betracht:  der  Mfilheimer  Enappschafts- 
Terein,  der  den  Bergbau  in  der  Herrschaft  Broich  und  in  dem 
Kirchspiel  Mülheim  umfaßte.  In  diesem  Bezirk  waren  zunächst 
keine  Grundlagen  fQr  Enappschaftseinrichtungen  Torhanden,  da  die 
ilie  Jfilich-Bergische  Bergordnung  nichts  über  solche  Kassen  sagte. 
Als  aber  im  Jahre  1814  das  Allgemeine  Landrecht  auf  dieses  Ge- 
biet ausgedehnt  wurde,  unternahm  man  auch  hier  einen  Anlauf  zur 
Bildong  einer  Enappschaftskasse  im  Anschluß  an  die  beiden  be- 
stehenden Vereine.  Die  Bemühungen  verliefen  jedoch  im  Sande. 
Erst  im  Jahre  1839  nahm  das  Oberbergamt  diese  Angelegenheit 
eneigisch  in  die  Hand.  Am  26.  Oktober  1842  und  am  8.  Mai  1843 
wurden  Beglements  erlassen,  die  sich  im  wesentlichen  an  die  Be- 
itimmungen  und  die  Statuten  für  die  beiden  anderen  Vereine  an- 
wUossen.  Den  neuen  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1854  wurde 
sum  durch  den  Erlaß  eines  am  28.  Januar  1858  bestätigten  neuen 
Statuts  gerecht  Die  Umgestaltung  hatte  sich  so  lange  verzögert, 
weil  mzwischen  versucht  worden  war,  eine  Verschmelzung  mit  dem 
Kssen-Werdenschen  Verein  herbeizuführen. 

Das  A.B.G.  von  1865  hat  die  drei  Vereine  nicht  wesentlich 
berflhrt.  Im  Laufe  der  Zeit  sind  noch  einige  Änderungen  an  den 
Satzungen  vorgenonunen  worden,  die  sich  insbesondere  auf  die  Höhe 
derBdträge  und  der  Unterstützungen  bezogen.  Die  Einnahmen  hielten 
iiimlich  bisweilen  nicht  gleichen  Schritt  mit  den  Ausgaben. 

Den  gleichartigen  Verhältnissen  des  Bergbaues  im  Buhrrevier 
entsprechend,  sind  die  drei  Enappschaftsvereine  jahrzehntelang  bei 
lUen  ihren  Angelegenheiten  gemeinschaftlich  vorgegangen.  Die  Ge- 
meinschafUichkeit  ging  hinterher  so  weit,  daß  die  Statuten  in  fast 
wörtUcher  Übereinstimmung  gehalten  wurden.    Waren  Änderungen 
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nötig,  so  machte  ein  Verein  —  in  der  Begel  war  es  der  Essen- 
Werdensohe  —  den  Anfeing ;  die  beiden  anderen  folgten  dann  in 
kürzer  Zeit 

So  bestanden  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Arbeiteryersiohenmgs- 
gesetze  drei  große  homogene  Enappschaftsrereine:  als  Stammveran, 
als  historische  Basis,  der  Märkische  Verein,  anch  Bochomer  Verein 
genannt,  als  Abzweigungen  der  Essen-Werdensche  und  der  onbe- 
deatendere  Mülheimer  Verein.^) 

Unter  dem  Einflüsse  der  Arbeiterversicherangsgesetze  haben  sich 
diese  drei  Vereine,  wie  wir  noch  sehen  werden,  am  1.  Joli  1890  zu 
zu  dem  „Allgemeinen  Enappschaftsverein''  mit  dem  Sitze  in  Bochmn 
zusammengeschlossen. 

m. 

YntBMtang  dw        Wie  war  nun  unmittelbar   vor  der  sozialen  Qesetzgebang  di< 

Bahmvim z^  Verfassung  dieser  drei  Vereine?  2) 
^ülli^'^d^'  Nach  §  168  des  A.B.G.  umfaßte  jeder  Enappschaftsverein  alle  ii 

liohef^'-'  seinem  Bezirke  belegenen  Bergwerke.  Die  auf  diesen  Bergwerkei 
beschäftigten  Arbeiter  waren  Terpflichtet,  dem  Vereine  beizutreten 
Die  Werkbesitzer  hatten  für  die  Anmeldung  Sorge  zu  tragen.  Dard 
einen  freien,  gewissermaßen  privatrechtlichen  Versicherungsvertraf 
konnten  auch  die  Werksbeamten  und  die  Verwaltungsbeamten  dei 
Enappschaftsvereins  die  Mitgliedschaft  erwerben.  —  Die  alte  Zwei 
teilung  der  Mitglieder  in  standige  und  unständige  ist  bis  in  di< 
Gegenwart  geblieben;  doch  hatte  die  Klasse  der  Vollberechtigten  eini 
Differenzierung  erfahren.  Bis  1873  waren  die  ständigen  Mitgliede 
in  einige  Klassen,  die  den  Beschäftigungsgrad  zur  Grundlage  hatten 
geteilt  worden.  Dann  trat  eine  Teilung  in  zwei  Beamtenabteilungei 
und  zwei  Arbeiterklassen  ein.  Die  Klasse  der  unständigen  Hit 
glieder  umfaßte  die  Arbeiter,  die  nach  dem  Gesetze  zum  Eintritt  ii 
die  Knappschaftskasse  verpflichtet  waren  und  den  statutarische! 
Bedingungen  zum  Eintritt  in  eine  höhere  Klasse  nicht  genügten 
Frauen  und  jugendliche  Arbeiter  waren  damals  überhaupt  von  der 


1)  Siebe  Stat.  1  anf  S.  181. 

2)  Das  preußische  allgemeine  Berggesetz  vom  24.  Jtmi  1S65.  Kommenta 
von  Elobtbbmann,  nea  bearbeitet  von  Fübst.  S.  445.  Satzungen  des  MAr 
kischen  Knappschaftsyereins  in  Bochum,  des  Essen- Werdenschen  Knappschaft^ 
Yoreins  in  Essen,  des  Molheimer  Enappschaftsvereins  in  Molhemi. 
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Mitgliedschaft  aasgesoblossen.  Mitglied  der  zweiten  Arbeiterklasse 
konnte  nur  der  werden,  der  ein  Jahr  der  anstandigen  Mitgliederklasse 
angehört  und  im  Laafe  dieses  Jahres  die  Bergarbeit  nicht  selbst- 
Terscholdet  unterbrochen  hatte.  Außerdem  mußte  er  wenigstens  18 
imd  nicht  mehr  als  36  Jahre  alt  und  gesund  sein.  Um  in  die  erste 
Klasse  aufrücken  zu  können,  mußte  der  Betreffende  zwei  Jahre  ohne 
Klbstverschuldete  Unterbrechung  als  Mitglied  der  zweiten  Ellasse 
Bergarbeit  verrichtet  haben,  nicht  unter  24  und  nicht  über  38  Jahre 
alt  sein  und  von  körperlichen  Gebrechen,  die  seiner  Arbeitsfähigkeit 
Terderblich  sein  konnten,  frei  sein.  Das  Aufrücken  in  eine  höhere 
Klasse  sowie  die  Zuweisung  der  Beamten  in  die  entsprechende  Stufe 
Teraolaßte  der  Vorstand  auf  Vorschlag  der  Werkbesitzer.  Die  In- 
Taliden  bildeten  als  inaktive  Mitglieder  eine  gesonderte  Klasse.  — 
Nach  dieser  Einteilung  waren  auch  die  monatlichen  Beiträge  fest- 
gesetzt Die  Mitglieder  der  ersten  und  zweiten  Arbeiterklasse  bezahlten 
die  Beiträge,  solange  sie  dem  Vereine  als  aktive  Mitglieder  angehörten. 
Von  den  unständigen  Mitgliedern  wurden  dagegen  nur  für  die  Zeit 
der  Arbeit  im  Bergbau  Beiträge  entrichtet.  Ein  Erlaß  der  Beiträge 
bnd  in  Zeiten  der  Krankheit  und  des  Militärdienstes  statt  Die 
Beiträge  konnten  vom  Lohne  abgezogen  werden;  sie  waren  dann 
iQsammen  mit  den  Beiträgen  der  Werkbesitzer  an  die  Knappschafts- 
kasse  abzuführen. 

Was  die  Unterstützungen  und  deren  Maß  anbetrifft,  so  hat 
ixA  AJ3.6.  im  §  17 1  nur  die  Mindestleistungen  festgesetzt.  Die  Fest- 
legung der  Höhe  der  Benefizien  überließ  das  Gesetz  der  statutarischen 
Beeümmung,  also  der  Übereinkunft  der  Beteiligten.  Es  mußte  ge- 
währt werden:  in  Krankheitsfällen  und  bei  Unfällen  den  ständigen 
Mitgkedem  freie  Kur  und  Arznei  und  ein  entsprechendes  Genesungs- 
gdd;  bei  Todesfällen  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  sowie  Hinter- 
bliebenenpension; bei  Arbeitsunfähigkeit,  gleichviel  ob  sie  durch  Alter, 
Krankheit  oder  Unfall  verursacht  war,  eine  lebenslängliche  Pension 
luid  Eindergeld.  Den  Genossen  der  wenigstbegünstigten  Klasse  (den  un- 
ständigen Mitgliedern)  kam  regelmäßig  nur  die  Krankenunterstützung 
^  Die  anderen  Benefizien  erhielten  sie  bezw.  die  Hinterbliebenen 
nur  im  Falle  einer  Beschädigung  bei  der  Arbeit  (Unfall). 

Die  Verwaltung  der  Knappschaftsvereine  erfolgte  durch  den  kol- 
l^ialisch  zusammengesetzten  Knappschaftvorstand.  Die  Vorstands- 
outgUeder  wurden  zur  einen  Hälfte  von  den  gesetzlichen  Vertretern 
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der  im  Betrieb  befindlichen  Werke  und  zur  anderen  HUfte  von  im 
Enappsehaftsälteeten  gew&hlt  (§  180  A.B.G.).  Der  Vorstand  Terbnt) 
den  Verein  nach  außen,  erließ  die  erforderlichen  Instraktionen,'  be- 
sorgte die  (Geschäfte  des  Vereins,  verwaltete  das  Vereinsvermögen  und 
stellte  die  nötigen  Beamten  an.  —  Als  ein  Zwitterding  stand  die 
Institution  der  Enappschaftsältesten  da.  Nach  §  179  A£.Q.  soUtei 
sie  auf  der  einen  Seite  —  gewissermaßen  als  Vertraaensleote  des 
Vorstandes  —  die  Befolgong  des  Statuts  in  ihrem  Sprengel  über- 
wachen  and  die  erforderlichen  Ermittelangen  anstellen ;  auf  der  an- 
deren Seite  hatten  sie  die  Aufgabe,  den  Eameraden  mit  Bat  und 
Tat  zur  Seite  zu  stehen  und  diese  dem  Vorstande  gegenüber  n 
vertreten. 

Um  eine  übersichtliche  Bechnangsfuhrung  zo  ermöglichen,  war 
den  jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  ein  Etat  zagrande  n 
legen,  der  vom  Vorstande  aufgestellt  und  offengelegt  werden  mußte. 

Das  Oberbergamt  hatte  darüber  zu  wachen,  daß  die  Verwaltung 
gesetz-  und  statutenmäßig  geführt  wurde.  Die  Aufsichtsrechte  wuidei 
durch  einen  Kommissar  wahrgenommen,  der  den  Vorstandsaitzangen 
beiwohnen  durfte,  ein  suspendierendes  Veto  hatte  und  stets  Einsicht 
in  die  Protokolle  sowie  in  die  Eassen-  und  Bechnungsbücher  nehmen 
konnte  (§§  184,  185  A.B.O.). 

So  war  die  Verfassung  der  drei  Enappschaftsvereine  damals  in 
ihren  Grundzügen.  Haben  die  sozialen  Gesetze  auch  große  Ver- 
änderungen verursacht:  an  den  Grundlagen  haben  sie  bisher  wenig 
geändert  Die  alten  Grundlagen  werden  wohl  auch  noch  längere 
Zeit  weiterbestehen.  Der  gegenwärtig  zur  Beratung  stehende  Ent^ 
Wurf  des  neuen  Titels  VII  A.B.G.^),  der  mit  dem  Enappsdiaftswesen 
Umgestaltungen  vornehmen  soll,  behält  sie  beinahe  unverändert  beL 
Weitere  Umgestaltungen  werden  aber  nach  einer  künftigen  Weiter- 
entwicklung der  Arbeiterversicherungsgesetze  sicherlich  nicht  ans- 
bleiben. 


1)  Zweiter  Torl&ufiger  Entwurf  zur  Abänderung  des  Titels  VII.  Der 
Entwurf  ist  Gesetz  geworden  am  19.  Juni  1906,  als  die  ▼erliegende  Arbät 
bereits  im  Druck  war.  Es  ist  deshalb  in  der  Arbeit  immer  noch  von  dem  Estr 
wurf  die  Rede.  Dies  ist  jedoch  materiell  bedeutungslos,  da  die  in  der  Arbeit 
besprochenen  Bestimmungen  des  Entwurfs  uuYer&ndert  geblieben  sind  bis  ^^^ 
eine,  welche  die  geheime  Wahl  der  Knappschaftsältesten  Torsah.  Diese  Ab- 
weichung von  dem  Entwurf  ist  auf  8.  51  erwähnt.  Die  Arbeit  erfafit  somit 
auch  die  Berggesetsgebung  nach  ihrem  neuen  Stande. 


IL  Abschnitt. 

Me  Einwirkungen  der  einzelnen  Beiehsyersichernngsgesetze 

anf  die  Enappschaftoyereine. 

1.  Kapitel. 

Die  Einwirkung   des  Erankenversicherangsgesetzes  auf 

die  Enappschaftsvereine.^) 

Während  die  Bergleute  sich  allgemein  schon  seit  langem  aus-  inauinirienmg 


giebiger  öffentlich-rechtlicher  Fürsorge  zu  erfreuen  hatten,  war  die  ^siohemngs- ' 


grofie  Masse  der  gewerblichen  Lohnarbeiter  in  vielen  Fällen  zeitweiliger 
oder  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  auf  die  Gnade  der  Mitmenschen 
oder  auf  die  Hilfe  der  Armenverwaltungen  angewiesen  geblieben. 
Obwohl  die  Industrie  rasch  an  Umfang  zugenommen  und  große  Über- 
sehässe  gebracht  hatte,  waren  sehr  triftige  Beschwerdegrunde  der 
Arbeiter  unbeachtet  geblieben,  bis  sich  schließlich  die  bekannte  Oegen- 
iMmong  gegen  die  herrschende  autonom-individualistische  Wirt- 
Behaftsweise  bemerkbar  machte.  Ende  der  70  er  Jahre  erwachte 
mehr  und  mehr  das  Bewußtsein  der  Verpflichtungen  der  Gesamt- 
heit den  Arbeitern  gegenüber ;  man  kam  dazu,  das  Arbeitsverhältnis 
nicht  nur  als  ein  rein  rechtliches,  sondern  auch  als  ein  soziales 
Verhältnis  zu  betrachten. 

Die  neuen  Anschauungen  fanden  beredten  Ausdruck  in  den  beiden 
Botschaften  Kaiser  Wilhelms  I.  vom  17.  November  1881  und  14.  April 
1883.  Den  Arbeitern  wurde  seitens  der  Beichsgewalt  ein  größeres 
Hafi  gesetzlicher  Fürsorge  in  Aussicht  gestellt.  Zwischen  1883  und 
1889  sind  dann  die  drei  großen  Yersicherungsgesetze  zustande 
gekommen.  Durch  sie  hat  sich  dem  deutschen  Arbeiter  das  Dasein 
wesentlich  lichtvoller  gestaltet  —  Auf  Grund  der  gesammelten 
&&hrungen  sind  danach  noch  durch  mehrere  Novellen  wesentliche 
Verbesserungen  an  den  drei  Gesetzen  vorgenommen  worden.  — 

Bei  Inkrafttreten  desErankenversicherungsgesetzes  vom  Berüoiuioh- 
15.  Juni  ]  883  sollte  von  den  vorhandenen  Krankenkassen  erhalten  ^^en^i 


ErankenknnMU 


1)  Y.  WoBDTXX.  Das  Erankenyersicherungsgesetz  Yom  15.  Juni  18S3. 
^lin  1885.  —  Eücken-Addbnhaübbn.  KrankenYersicheniogsgesetz.  Güttxn- 
*A«*iehe  Sammlung.  Berlla  1903.  —  Sammlnngder  Satzungen  des  Allgemeinen 
^QtppschmftSYereins  su  Bochum. 
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bleiben,  was  nur  irgend  gleichberechtigt  neben  die  neazaschaffendeo 
Organisationen  gestellt  werden  konnte.    Um  den  Normativbestim- 
mungen des  Gesetzes  zu  entsprechen,  mußten  die  vorhandenen  Kassen 
freilich   manche  Änderungen  vornehmen.  Auch  die  Knappschafts 
vereine  haben  diese  Wandlung  durchmachen  mflssen.  — 
DieKimnken-         Bis  zum  Er.V.G.    hat    die  Krankenversicherung    der  Knapp 
laoh  denTBeil-  schaftskasseu  ihre  gesetzliche  Grundlage  im  §  171  des  A.B.G.  gehabt 
^^^      Dort  ist  unter  Ziffer  1, 2  u.  3  bestimmt,  daß  den  Knappschaftsgenossei 
in    Krankheitsfallen   freie    Kur   und   Arznei,   ein    entsprechende 
Krankenlohn  und  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  zu  gewähre 
ist  „nach  näherer  Bestimmung  des  Statuts"*.    Die  Festsetzung  de 
Dauer  der  Unterstützungen  und  der  Höhe  des  Krankengeldes  wi 
also  —  Torbehaltlich  der  Zustimmung  der  Bergbehörde  0  —  de 
Interessenten  überlassen.    Die  Autonomie  der  Kassen  war  hieniac 
ziemlich  unbegrenzt.    Sie  ist  durch  das  Kr.V.G.  ganz  wesentlic 
eingeschränkt  worden.   Dadurch  hat  sich  dann  auch  eine  neue  Beg 
lung  der  inneren  Verhältnisse  der  Kassen  erforderlich  gemacht 
Bestunmunran        tTbcr  das  Verhältnis  der  Knappschaftskassen  zur  KrankeuTersiche 
ibefüie Knapp-  uug  bestimmt  das  Beichsgesetz  vom  15.  Juni  1883  im  §  74  folgende 
***®°  „Für  die  Mitglieder  der  auf  Grund  berggesetzlicher  Vorschrift« 

errichteten  Krankenkassen  (Knappschaftskassen)  tritt  weder  die  6 
meinde-Krankenversicherung  noch  die  Verpflichtung,  einer  nach  Ma 
gäbe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkasse  a 
zngehören,  ein. 

„Die  statutenmäßigen  Leistungen  dieser  Kassen  in  Krankheit 
fällen  müssen,  sofern  sie  den  Betrag  der  für  die  Betriebs-  (Fabri) 
Krankenkassen  vorgeschriebenen  Mindestleistungen  nicht  erreiche 
spätestens  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1886  für  sämtliche  Mitglied 
auf  diesen  Betrag  erhöht  werden. 

„Die  dazu  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  der  Knappschaft 
kassen  ist,  soweit  sie  nicht  innerhalb  der  gedachten  Frist  auf  de 
durch  die  Landesgesetze  oder  die  Statuten  vorgeschriebenen  We) 
erfolgt,  durch  die  Aufsichtsbehörden  mit  rechtsverbindlicher  Wirkai 
vorzunehmen. 

„Die  Vorschriften  des  §  26  Absatz  1  (der  Anspruch  auf  ünte 


1)  Die  GeDehmigung  kann  nur  versagt  werden,  wenn  die  statatarisck« 
Bestimmungen  den  Gesetzesvorschriften  nicht  entsprechen. 
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titzang  beginnt  mit  der  Mitgliedschaft)  finden  auch  anf  Ejiapp- 
diaftskassen  Anwendung. 

Jm  übrigen  bleiben  die  landesgesetzlichen  Torscbriften  fiber  die 
Dtppschaftskassen  unberührt^' 

Die  Bestimmungen  des  Absatzes  2  und  3  sind,  soweit  sie  nur 
m  Übergang  zu  dienen  hatten,  in  der  No?elle  vom  10.  April  1892 
Uen  gelassen  worden.  Damals  ergänzte  man  den  §  74  noch 
hin,  daß  §  56a  (Zwang  zur  Vermehrung  der  Kassenärzte),  §  26 
)8atz  2  Satz  1  (kein  Anspruch  der  Kasse  auf  Eintrittsgeld  bei 
iedereintritt  ehemaliger  Mitglieder  nach  militärischen  Dienst- 
stoogen),  §  57  a  (außerhalb  des  Kassenbezirkes  erkrankte  Mitglieder 
Btten  Ton  anderen  Krankenkassen  unterstützt  werden)  auch  bei 
31  Enappschaftsvereinen  Anwendung  zu  finden  haben.  Die  No- 
ile  Tom  25.  Mai  1903  setzte  für  die  Knappschaftskassen  zwei 
eitere  Vorschriften  des  Kr. V.O.  in  Geltung,  nämlich  den  §  20  Ab- 
itx  5  (Erstattungsanspruch  an  die  Berufsgenossenschaft  in  Bezug 
tf  das  Sterbegeld)  und  den  §  56  Absatz  2—4  (Beschränkung  bezl. 
n  Pfändung  und  Aufrechnung  nicht  nur  der  Krankenunterstützung. 
indem  sämtlicher  den  Knappschaftskassen  obliegenden  Leistungen), 
ie  letztere  Vorschrift  ist  aufgenommen  worden,  um  die  verschie- 
enen  Ansprüche  der  Mitglieder  an  die  Kasse  nicht  verschiedenen 
^htsregeln  zu  unterwerfen. 

Man  hat  die  Knappschaftsvereine  —  wie  ersichtlich  —  mit 
eoen  Gesetzesvorschriften  ziemlich  verschont  Bei  der  Verschieden- 
eit  der  Verhältnisse  und  bei  dem  besonderen  Charakter  des  Berg- 
108  hat  man  es  im  wesentlichen  bei  der  Landesgesetzgebung  be- 
enden lassen. 

Am  einschneidendsten  von  den  neuen  Vorschriften  war  die  über  Mindetü«!»- 

tungen  lutoh 

ie  Mindestleistungen.    Als  solche  waren  nun  vorgeschrieben:  dem  Kranken- 

TerncnemnffV' 

1.  Im  Falle  einerKrankheit  oder  (seit  der  Novelle  von  1892)  durch      geeots. 
rankheit   herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  eine  Krankenunter- 
iätzong,  die  nach  den  §§  6,  7,  8  in  Verbindung  mit  dem  §  20  des 

r.y.G.  zu  bemessen  ist. 

2.  Für  den  Todesfall  eines  Mitgliedes  ein  Sterbegeld  im  zwanzig- 
ichen  Betrage  des  ortsüblichen  (seit  1892  „durchschnittlichen*^) 
agelohns. 

Nach  §  6^)  ist  als  Krankenunterstützung  zu  gewähren: 

1)  Die  §§  7  nnd  8  kommen  hier  zunächst  nicht  in  Betracht. 
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g)  vom  Beginne  der  Krankheit  ab  freie  irztliehe  Behandlung, 
Arznei,  sowie  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliidie  Heilmittel; 

b)  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  dritten  Tage  nach  dem 
Tage  der  Erkrankung  ab  fOr  jeden  Arbeitstag  ein  Enmkengeld  ia 
Höhe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohnes  (bei  den  Enappeckafls- 
kassen  jedoch  des  durchschnittlichen  Tagelohns  der  einselaeii 
Klassen  der  Versicherten,  §  20  Absatz  I^  und  II). 

Die  Krankenunterstützung  endet  spätestens  mit  dem  Ablauft 

der  13.  (seit  der  Novelle  von  1903  26.)  Woche  der  Krankheit  - 

BMthniiDgs.  Wenn  die  Bestimmungen  des  Kr.Y.G.  für  die  Knappsohafii- 

TeUw^er  Vereine   auch  nicht   sehr  zahlreich  waren,  so  wurden  doch  vidi 

\Sm9       Neuerungen  erforderlich,  um  die  Harmonie  mit  dem  Beichsgeseto 

herzustellen.    Dazu  kam  noch,  daß  der  Minister  der  öffentliche) 

Arbeiten   durch   einen  Erlaß    an  die  Knappschaftsvorstände  voi 

1.   Oktober    1883    die    gleichzeitige    Reorganisation    der   Kassen 

einrichtungen    anregte.     Außerdem   setzte    damals    eine    lebhafi 

Agitation    unter    den   Kassenmitgliedern    zugunsten   verschiedeiM 

Änderungen  ein.    Die  Knappschaftsvereine  standen  deshalb  vor  eiw 

großen  Aufgabe,  als  sie  an  die  Beformen  berangingen. 

Um  den  Vereinen  für  die  Änderungen  eine  Bichtschnur  i 
geben,  erließ  der  1882  gegründete  Allgemeine  Deutsche  Knappschaft 
verband  1)  am  l.  April  lb84  ein  Normalstatut  Die  drei  Vereii 
des  Ruhrreviers  setzten  zur  Ausarbeitung  der  neuen  Satzungen  eii 
gemeinsame  Redaktionskommission  ein. 

Man  erkannte  vor  allem  die  Unmöglichkeit,  die  verschiede] 
artigen  Unterstützungen  weiter  aus  einem  Säckel  zu  bezahlen.  D 
einzelnen  Unterstützungszweige  mußten  getrennt  behandelt  weidei 
denn  man  mußte  einen  Überblick  über  die  Anforderungen  der  ei 
zelnen  Zweige  der  Kasse  gewinnen,  um  beizeiten  Beitragsleistung« 
und  Kassenleistungen  in  ein  richtiges  Verhältnis  bringen  zu  könne 
Das  Ergebnis  war  die  schon  lange  geforderte  Einteilung  der  t 
dahin  einheitlichen  Rechnungsführung  in  eine  solche  für  das  Kranke 
und  eine  andere  für  das  Pensionswesen.  Der  §  9  des  Kr.V.G.  schri* 
für  die  Oemeindekrankenversicherung  und  der  §  40  für  die  Ort 
krankenkassen  direkt  vor,  daß  die  Krankenversicherung  voUständ 
getrennt  von  allen  anderen  Verwaltungszweigen  zu  fuhren  sei.    F 


1)  Siehe  S.  60. 
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Ije  Kassen,  die  neben  der  Erankenunterstützang  noch  Pensionen 
jmhrten,  setzten  die  §§  85  und  86  ebenfalls  die  Trennung  fest 
Xase  Bestimmangen  werden,  obwohl  sie  fßr  die  Enappschaftsvereine 
lieht  zwingender  Natur  waren,  wesentlich  zur  rechnungsmäßigen 
Teüiuig  der  Geschäfte  bei  den  Enappschaftsvereinen  beigetragen 
iben.^)  Die  Änderungen  yoUzogen  sich  bei  den  drei  Vereinen  im 
lohrrevier  erst  1886/87.  So  lange  war  den  Enappschaftsvereinen 
ät  gelassen,  sich  den  neuen  Verhältnissen  anzupassen. 

Die  getrennte  Eechnungsführung  ließ  einen  besseren  Einblick 
1  die  Verhältnisse  der  Enappschaftsvereine  zu.  Nun  konnte  leichter 
»tgestellt  werden,  wieviel  Ausgaben  alljährlich  die  vorübergehenden 
Dd  die  dauernden  Unterstützungen  erforderten.  Auch  der  Wechsel  der 
[nnkenziffer  und  sonstige  Daten  ließen  sich  nun  leicht  ermitteln.  Vor- 
ler  war  man  im  wesentlichen  auf  die  Journale  der  Ärzte  angewiesen. 

Damals  trat  auch  die  Frage  auf,  ob  es  nicht  vorteilhafter  sei,  Frage  der  Er- 
lie  in  den  Enappschaftsvereinen  bestehende  Verbindung  des  Eranken-  •ondenr  oit- 
md  des  Invalidenunterstützungswesens  überhaupt  ganz  zu  beseitigen  luimi  for  £' 
md  für  die  Erankenversieherung  der  Bergleute  besondere  ortliche      ^  ^ 
^kenkassen  einzurichten.  Das  A.B.6.  sagt  nämlich  im  §  1 72,  daß  für 
Ue  Eranken?ersorgung  auf  sämtlichen  zu  einem  Enappschaftsverein 
;ehörigen  Werken   besondere    Erankenkassen   eingerichtet  werden 
können,  und  zwar  auf  jedem  einzelnen  Werke  oder  auch  gruppen- 
reiae  auf  mehreren.    Diese  Eassen  sollen  aber  unter  der  Aufsicht 
les  Enappschaftsvorstandes  bleiben.  Der  Gesetzgeber  ließ  hier  leise 
xkennen,   daß  er  eine   solche  Dezentralisation   für   wünschenswert 
lidt    Auch  die   Regierung   arbeitete   auf   diese   Dezentralisation 
dn.  Es  geht  dies  aus  einem  Ministerialerlaß  an  die  Oberbergämter 
tber  die  Änderung  der  Enappschaftssatzungen  nach  dem  Reichs- 
Wtze  von  1883  hervor.^)  Endlich  waren  in  Schritten  über  das  Enapp- 
ohaftswesen  aus   den  siebziger  und  achtziger  Jahren  die  Vorzüge 
^  Dezentralisation  öfters  hervorgehoben  worden. 3)    An  Vorbildern 


1)  Der  neoe  Titel  VII  des  A.B.G.  will  die  Teilung  nun  auch  für  die 
'^pschaftsTereine  gesetzlich  festlegen  (Tergl.  Anm.  1  auf  S.  22). 

2)  GlOckaof.   Jbrg    iS83.    Nr.  S2. 

3)  Lahmetimb.,  Die  Reform  des  Knappschaftswesens,  Essen  1884.  S.  9. 
^^mTJCB,  Zeitochrift  fQr  Bergrecht.  Bd.  XYII.  S.  471.  Bsassbrt,  Zeitschrift 
^  Bergrecht  Bd.  Xlil,  S.  1<)2.  HiLTRop  a.  a  0.  S.  93.  Txoklxrbüso, 
^  Knappsehaftswesen.    Friedberg  1876.    S.  6. 
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fehlte  es  anch  nicht.  Von  dem  HaoptknappschaftsTerein  zu  Elans- 
thal  hatten  sich  schon  zahlreiche  Knappschafts-Erankenkassen  ab- 
gelöst Im  Königreich  Sachsen,  in  Nassau,  an  der  Mosel,  zom  Teil 
auch  in  Bayern ,  Osterreich  nnd  Belgien ,  war  ebenfalls  schon  in 
dieser  Weise  Yorgegangen  worden.  In  Hessen  war  die  Trennung 
sogar  gesetzlich  vorgeschrieben.  Nun  zeigte  auch  das  Kr.V.G.  in  seinfir 
ganzen  Anlage  diese  Tendenz  (Betriebs-  oder  Ortskrankeiikasaen). 

Aber  die  Zähigkeit,  mit  der  man  stets  an  den  alten  Einrich- 
tungen festhielt  und  die  Unlust,  auch  nur  geringfügige  Änderungen 
Yorzunehmen,  ließ  es  im  RuhrroYier  nicht  zu  einem  Vorgehen  in 
dieser  Richtung  kommen.  Heute  kann  es  nur  begräSt  werden, 
daß  die  EnappschaftsYereine  damals  so  konserYativen  Sinnes  ge* 
wesen  sind. 

Sehen  wir  einmal  zu,  wie  die  Verhältnisse  sich  YoraussichÜid 
entwickelt  hätten,  wenn  die  Enappschaftsvereine  seinerzeit  den 
Yielfachen  Drängen  nachgekommen  wären. 

Eine  große  Gefahr  bestand  zunächst  darin,  daß  durch  die  Yerlangt 
Änderung  leicht  eine  Vertiefung  der  Elufk  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeitern  herbeigeführt  werden  konnte.  Man  hat  sich  frühe 
Yon  dem  innigen  Zusammenwirken  der  Unternehmer  mit  ihren  eigene 
Arbeitern  in  den  Betriebskrankenkassen  besondere  Erfolge  Ye 
sprechen.  Es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  der  Einfluß  der  Untemehm< 
auf  die  Kassen,  der  übrigens  auch  gesetzlich  festgelegt  ist,  die  Arbeits 
Yerstimmt  und  reizt.  Die  Leute  sehen  in  dem  Werkbesitzer  Yielfac 
eine  ihren  Interessen  entgegenarbeitende  Person,  und  dieses  Mil 
trauen  erschwert  das  Zusammenarbeiten.  Die  Arbeiter  begründe 
ihre  Abneigung  gegen  die  Betriebskrankenkassen  übrigens  nicht  ni 
mit  der  Beschränktheit  ihres  Einflusses  in  diesen  Kassen,  sondei 
auch  damit,  daß  auf  den  Werken  mit  Betriebskrankenkassen  alte,  i 
Krankheiten  neigende  Leute  nur  schwer  Arbeit  finden  könnten.  D 
strengere  Kontrolle  bei  den  Betriebskrankenkassen  bildet  wohl  no< 
einen  weiteren,  unausgesprochenen  Grund.  —  Wahrscheinlich  wä 
auch  bei  den  Zechenkrankenkassen  die  erhoffte  Yersöhnende  Wirkui 
ausgeblieben. 

Das  KrankenYersicherungswesen  im  Ruhrbergbau  würde  Yi( 
mehr  die  gleiche  Entwicklung  genommen  haben,  welche  es  in  d< 
Industriestädten  durchgemacht  hat,  wo  heute  riesige  Ortskranke 
kassen   bestehen.     Da   sich   aber   in  Bezug  auf  die  Ortskranke: 
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taisen  die  Erwartungen  des  Oesetzgebers  auch  nicht  in  allen 
Pimkten  erfällt  haben  (erinnert  sei  nur  an  das  starke  Hervortreten 
loa  PttrteieinflössenX  so  ist  es  schon  besser,  daß  die  alte  organisa- 
loiisehe  Verbindong  der  Enappschaftskrankenkassen  mit  dem  In- 
filidenonterstützongswesen  nicht  zugunsten  eines  Experimentes  von 
neht  zweifelhaftem  Werte  angetastet  worden  ist 

Noch  ans  anderen  als  den  besprochenen  Gesichtspunkten  muß 
der  bestehenden  Zentralisation  vor  der  Dezentralisation  der  Vorzug 
gegeben  werden.  Heute  regelt  ein  Statut  die  Verhältnisse  für  das 
giDze  Rnhrrevier.  Mag  ein  Bergmann  innerhalb  dieses  Bezirkes 
seinen  Wohnsitz  verlegen,  wohin  er  will,  überall  bestehen  dieselben 
Bestimmungen  über  Geltendmachung  der  Ansprüche,  Höhe  und  Aus- 
ahlong  der  Unterstützungen  u.  s.  f.  Die  Ummeldung  der  Mitglieder 
beim  Stellenwechsel  vollzieht  sich  wesentlich  einfacher,  als  beim 
Vorhandensein  vieler  lokaler  Kassen.  Welche  Bedeutung  diese 
Mden  Punkte  haben,  weiß  der  zu  beurteilen,  der  das  gewaltige 
ttWechselfieber"'  der  Belegschaften  des  Buhrreviers  kennt,  i)  Sodann 
Ittsen  sich  auch  die  für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  so 
liehtigen  Statistiken  bei  zentralen  Kassen  leicht  gewinnen.  Die 
fielen  Schreibereien  und  Streitigkeiten  zwischen  lokalen  Kassen 
&llen  fort,  und  die  Verwaltungskosten  sind  verhältnismäßig  geringer. 
DiS  größere  Verbände  leichter  mit  Ärzten  —  besonders  auch  Spezial- 
inten  —  Apothekern  und  Krankenanstalten  Verträge  schließen  können, 
ils  kleinere  Organisationen,  daß  sie  auch  in  der  Lage  sind,  eigene 
Heilanstalten  zu  errichten,  braucht  nicht  weiter  ausgeführt  zu  werden. 
Ke  letzteren  Vorteile  können  die  kleinen  Kassen  zum  Teil  allerdings 
inch  erzielen,  wenn  sie  —  wie  im  §  46  des  Kr.V.G.  vorgesehen  ist  — 
Ar  einzelne  Veranstaltungen  und  Maßnahmen  zu  Verbänden  zu- 
lammentreten.  EndUoh  entspringen  beim  Allgemeinen  Knappschafts- 
▼^in  noch  besondere  Vorteile  aus  der  organisatorischen  Verbindung 
^f  Krankenkasse  mit  der  Pensionskasse. 

Die  örtlichen  Kassen  besitzen  nun  allerdings  eine  Reihe  von 
Torzügen    darin,  daß   sie   sich    den   lokalen  Bedürfhissen    besser 


1)  1903  kamen  anf  100  Mann  der  durchschnittlichen  Belegschaft  5S 
Zq-  Qod  4g  Abginge,  im  ganzen  1U6  Stellenwechsel.  Da  doch  immerhin  eine 
^e  Ton  Bergleuten  seßhaft  ist,  so  muß  ein  Teil  der  Bergleute  mehrmals 
^Arbeitsstelle  gewechselt  haben.  (Yerwaltungsbericht  1903  des  AUgemeinen 
^ppschaftsvereinB  8.  25.) 
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anpassen  können,  leichter  sa  fibersehen  und  beweglidier  niul 
und  unter  Umständen  aach  schneller  arbeiten,  als  äne  ZeiiM* 
kasse.  Allein  der  Allgemeine  Enappscbaftsverein  hat  sich  einm  Tu 
dessen  zu  eigen  machen  können,  indem  er  fflr  bestimmte  CMieta 
Ansscbflsse  und  Zahlstellen  mit  mehr  örtlichem  Charakter  eingerichM 
hat  Was  nun  den  oft  zugunsten  der  lokalen  EjLSsen  betonten  b» 
sonderen  Wert  der  gegenseitigen  Eontrolle,  fiberhaupt  die  indifidoelh 
Mitwirkung  anbelangt,  so  werden  diese  Momente  doch  recht  flbir 
schätzt 

Jedenfalls  muß  es  heute  als  glfickliche  Abwendung  einer  6e 
fahr  aufgefaßt  werden,  daß  eine  Absonderung  selbständiger  Erankwi 
hassen  von  den  größten  Enappschafts?ereinen  unterblieben  und  a 
der  Gesamtorganisation  keine  derartig  radikale  Umgestaltung  va 
genommen  worden  ist 
MHgUadwshaft.  Dagegen  ffihrte  das  Er.V.G.  eine  andere  recht  wesentliche  Ua 
gestaltung  herbei,  und  zwar  hinsichtlich  des  Mitgliederbestandes  d< 
EnappschaftsTereine.  Die  ffir  die  Knappschaftsyereine  gfiltigen  Vo 
Schriften  des  Er.V.G.  sagen  fiber  die  Zusammensetzung  dieser  Veroii 
nichts.  Und  doch  hat  das  Gesetz  den  Erlaß  ganz  neuer  Bestin 
mungen  über  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  notwendig  gemacht 

Nach  §  165  des  AJB.G.  sollen  „für  die  Arbeiter  . . .  aller  Be^ 
werke^  Enappscbaftsvereine  bestehen.  Das  Gesetz  überläßt  es  d( 
Werkbesitzern  und  den  Vereinen,  festzulegen,  wer  als  „Arbeiter^  ai 
zusehen  und  als  Mitglied  aufzunehmen  ist  Das  Er.V.G.,  das  , 
die  in  Bergwerken  beschäftigten  Personen  bei  der  Aufzählung  der  Ve 
Sicherungspflichtigen  an  erster  Stelle  nennt,  drückt  sich  dageg« 
viel  genauer  aus.  Versicherungspflichtig  sind  nach  ihm  alle  auf  d( 
Vereinswerken  über  und  unter  Tage  Tätigen,  soweit  sie  über  eil 
Woche  Arbeit  leisten  und  unter  2000  Mark  jährlich  verdienen.  D 
jugendlichen  Arbeiter  und  die  Frauen,  die  seither  nicht  Mitglied 
waren,  fallen  ebenfalls  in  diesen  Ereis.  Jugendliche  Arbeit 
sind  beim  Steinkohlenbergbau  in  großer  Zahl  Yorhanden;  dageg« 
spielen  die  Frauen  bei  ihm  keine  große  Rolle.  Unter  Tage  dürfi 
sie  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden.  Im  Buhrrevier  sind  n 
etliche  Frauen  bei  der  Aufbereitung  auf  den  Erzgruben  bei  Werdi 
und  Iserlohn  beschäftigt.  Sie  sind  auch  Angehörige  des  Allgemein! 
Knappschaftsvereins  geworden.  Des  weiteren  wurde  für  die  B 
amten    mit   weniger  als  2000  Mark  Jahres  verdienst,  welche  nai 
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äni  A.B.O.  zum  Beitritt  m  den  Enappschof tsvereinen  berechtigt  aber 
Mt  ?wpfliohtet  waren^  dorch  dae  Kr.V.O.  ebenfalls  der  Beitritte- 
img  aasgesprochen.  Die  Arbeiterversicherungsgesetze  wollen  eben 
äebt  nur  den  Arbeiter,  sondern  auch  alle  diejenigen  erfassen,  die 
liflh  mit  dem  Arbeiter  in  gleicher  wirtschaftlicher  Lage  befinden. 
-  Die  Aafaahme  als  Mitglied  bei  den  Enappschaft?ereinen  war 
ndem  früher  oft  an  gewisse  Kautelen  gebunden.  Der  Aufzunehmende 
Bofite  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sein  und  eine  be- 
stimmte Karenzzeit  durchmachen.  Nach  dem  Er. V.O.  ist  aber  fftr 
die  Tersicherungspflicht  allein  die  Beschäftigung  und  der  Verdienst 
■aBgebend. 

Alle  diese  Oesetzesbestimmungen  wiesen  die  Enappschaftsrereine 
dtnof  hin,  ihre  Statuten  bezüglich  des  Erwerbs  der  Mitgliedschaft 
abzuändern.    Es  wäre  sonst  eben  erforderlich  gewesen,  für  die  auf  den 
Vereinswerken  beschäftigten  aber  nicht  zum  Beitritt  berechtigten  Per- 
sonen besondere  Krankenkassen  zu   schaffen.     Die  Statuten  sind 
demi  auch  dahin  geändert  worden,  daß  nun  alle  auf  den  Berg- 
werken   tatigen   versicherungspflichtigen   Personen   Mitglieder    der 
^Krankenkasse  des  Knappschaftsvereins  werden  können  und  müssen. 
Die  Änderungen  boten  übrigens  keine  besonderen  Schwierigkeiten, 
Nachdem  die  Krankenkassen  rechnungsmäßig  von  den  übrigen  Ein- 
lichtongen  der  Knappschaftskassen  getrennt  waren.   Nur  das  (}esund- 
t^tsattest  wollte  man  nicht  preisgeben.    Es  besteht  deshalb  beim 
Allgemeinen  Knappschaftsverein  heute  noch  die  statutarische  Vor- 
%Ghrift,  daß  die  Vereinswerke  Arbeiter  nur  auf  Grund  eines  ärzt^ 
liehen  Gesundheitsattestes  einstellen  dürfen.    Das  Attest  wird  nicht 
%ur  von  den  Neueinzustellenden,  sondern  auch  von  den  Arbeitern 
Verlangt,  die  über  vier  Wochen  gefeiert  haben  oder  durch  Krankheit 
^rbeitaunfahig  waren. 

Von  der  Versicherung  in  den  Knappschafts-Krankenkassen  sind 
^lie  Enappschaftsinvaliden  ausgeschlossen,  weil  diesen  bereits  ein 
^[ewiaaes  Minimaleinkommen  sowie  freie  ärztliche  Behandlung  und 
ttm  Em-  in  Krankheitsfällen  gesichert  ist^),  und  weil  der  Gesets- 
Seber  angenommen  hat,  daß  es  ihnen  bei  Bestehen  des  Ver- 
«eherungszwanges  häufig  schwer  fallen  würde,  wieder  Beschäftigung 
211  finden.    Die  Unternehmer  würden  die  Krankenkassen  nicht  mit 


1)  Siehe  8.  207. 
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diesen  Invaliden  belasten  wollen,  bei  denen  die  Gefahr  der  EEknn- 
kong  besonders  groß  ist  Der  Allgemeine  Enappsobaftsverein  dekt 
sehr  darauf  daß  die  Invaliden  nicht  in  der  Krankenkasse  bleiben.^) 
—  Den  Enappsohaftsvereinen  ist  es  freigestellt,  die  Mitgliedschtft 
bei  der  Krankenkasse  mit  dem  Anstritt  aas  der  bergmännischen 
Tätigkeit  als  erloschen  anzusehen,  oder  nach  dem  Master  der  §§11 
and  27  des  Kr.V.G.  eine  fortgesetzte  Mitgliedschaft  zuzulassen.  Sie 
haben  sich  für  das  erstere  Verfahren  entschieden.  Bei  Beorlaubten  >) 
erlischt  das  Yersicherungsverhältnis  erst,  wenn  vier  Wochen  lang 
kein  Beitrag  bezahlt  ist  — 

Die  frflheren         Eine  Weitere  bedeutende  Einwirkung  hat  das  Kr.V.G.  auf  die 
K]ui|ipM]iart>?  Kassenleistungen  der  Knappschafts-Krankenkassen  ausgeübt 

faü^ongen.  Freie  Kur  und  Arznei  erhielten  früher  alle  Mitglieder  ßa  itne 

Person  in  Krankheitsfällen  oder  bei  Beschädigungen  bei  der  Arbeit, 
soweit  nicht  eigenes  grobes  Verschulden  vorlag  oder  die  Krankheit 
in  einer  freiwilligen  oder  unfreiwilligen  Feierperiode  eingetreten 
war.  Die  Mitglieder  der  Beamtenabteilungen  sowie  der  L  und  IL 
Arbeiterklasse  hatten  diesen  Ansprach  ohne  jede  zeitliche  Einschrän- 
kung bis  zur  Wiederherstellung.  Den  Mitgliedern  der  IIL  (unständigen) 
Erlasse  stand  allgemein  freie  Kur  und  Arznei  bis  zur  Wiederherstellong 
nur  in  den  Fällen  der  Beschädigung  bei  der  Bergarbeit  zu.  In  sonstigen 
Krankheitsfällen  erhielten  sie  diese  Unterstützungen  höchstens  für 
die  Dauer  von  vier  Monaten,  aber  auch  nur  dann,  wenn  sie  länger 
als  vier  Wochen  der  lU.  Klasse  angehört  hatten.  Der  Essen- 
Werdensche  Verein  gewährte  den  anständigen  Mitgliedern  bei  achtr 
wöchiger  Karenzzeit  sogar  nur  drei  Monate  freie  Kur  und  ArzneL 
Die  Invaliden  hatten  ohne  Entrichtang  von  Beiträgen  Ansprach  auf 
diese  Unterstützungen. 

Ein  Krankengeld  wurde  vom  Tage  der  ersten  ärztlichen  Be- 
handlung an  in  den  Fällen  gewährt,  in  denen  die  Mitglieder  An- 
spruch auf  freie  Kur  hatten.  Die  ständigen  Mitglieder  erhielten 
Krankengeld  für  die  Dauer  von  24  Wochen.  Bei  den  Unständigen 
kamen  24  Wochen  nur  bei  Unglücksj^Uen  während  der  Arbeit  in 
Frage.  In  sonstigen  Krankheitsfällen  wurde  ihnen  nur  zwölf  Wochen 
lang  Krankengeld  bezahlt.    Der  Essen-Werdensche  Verein  gewährte 

1)  Die  loTaliden  erhalten  zu  Lasten  der  Pensionskasse  freie  ftrztlicbe 
Behandlung  und  freie  Arznei  aus  der  Krankenkasse.    S.  Stat  27  äaf  S.  207* 

2)  Siehe  S.  147  unten. 
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len  sogar  nur  acht  Wochen  lang.    Diese  Abstofongen  und  Be- 

iknngen  versteht  man,  wenn  man  sich  die  EntwicUong  der 

»chaftsrereine  vor  Augen  führt 

^as   tagliche  Krankengeld   betrug  vor  dem  Inkrafttreten  des  . 

J. 

beim  Märkischen   beim  Essen-Werdenschen 

Verein  Verein 

Beamte  der  I.  Abteilung    2,40  Mk.  2,16  Mk. 

„         „  II.         ,.  1,60    „  1,44     „ 

itftndige  Arbeiter  I.  Klasse     1,35    „  1,20     „ 

„       11.      „         1,10    „  0,96     „ 

instand.  Arbeiter  HL  Klasse  0,80    „  0,72     „ 

as  Krankengeld  des  kleineren  Mfilheimer  Vereins  war  um  1 1  ®/o 
als  das  des  Märkischen,  i) 

anerte  die  Krankheit  länger  als  die  festgesetzte  IJnterstütznngs- 
0  erhielten  die  Erkrankten  für  die  fernere  Daner  einstweilen 
iengeld^);  die  unständigen  Mitglieder  aber  nur  in  solchen 
,  in  denen  sie  einen  Anspruch  auf  Pension  hatten.') 
lese  für  die  damaligen  Verhältnisse  nicht  gerade  kargen 
ngen  mußten  nun  nach  den  Vorschriften  des  Reichsgesetses 
taltet  werden. 

anächst  mußte   der   scharfe  Unterschied  zwischen  voll-  undL»i8tangea 

dem  Iiiknft* 

rberechtigten  Mitgliedern,  den  das  alle  Arbeiter  gleich  be-  ^^^^^ 
nde  Kr.V.G.  nicht  kennt,  und  der  sich  mit  der  Zeit  ja  schon 
lert  hatte,  eine  weitere  Abschwächung  erfahren, 
ei  den  unständigen  Mitgliedern  mußte  die  vier-  bezw.  acht- 
le Karenzzeit  fallen,  da  nach  §  26  des  Gesetzes  der  Anspruch 
i  mit  der  Aufnahme  der  die  Vejrsicherungspflicht  begründen- 
xbeit  beginnt  Wesentlicher  noch  war  die  neue  Festlegung  der 
Stützungsdauer,  die  besonders  den  unständigen  Mitgliedern, 
man  in  schlechten  Zeiten  oft  die  Unterstützungen  gekürzt  hatte, 
)  kam.  Für  diese  Leute  stand  von  nun  an  als  Fels,  an  dem 
gerüttelt  werden  konnte,  die  dreizehnwöchige  Unterstützungs- 
)wohl  für  die  Kur  und  Arznei,  als  auch  für  das  Krankengeld 


)  Von  IS73~1880  war  das  Krankengeld   fast  bei  allen  Knappschafta* 

n  am  V>  höher  gewesen.    Die  Herabsetzung  hatte  in  der  onganstigen 

les  Bergbaues  ihren  Grund. 

I  Seit  1899  aufgehoben.    Siehe  S.  124.        3)  Siehe  S.  119. 

b  a  e  h     Enappieluif tsyerein«  8 
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fest.  Was  dies  bedeutete,  erseben  wir  daraus,  daß  1883  im  Buh 
bergbau  den  46978  stindigea  Mitgliedern  50403  unständige  gegei 
überstanden !  0 

Die  St&ndigen  hatten  Mher  schon  ganz  gut  dagestanden.  8 
erhielten,  wie  bereits  erwähnt,  freie  Knr  und  Arznei  bis  zar  Wiede 
herstellnng  und  Krankengeld  ffir  die  Dauer  von  24  Wochen.  Ai 
diese  Bestimmung  hatte  das  Er.Y.G.  zunächst  nicht  eingewirk 
1899  wurde  iedoch  durch  das  Statut  festgesetzt,  dafi  freie  Eur  üb 
Arznei  auch  bei  ihnen  nach  13  Wochen  aufzuhören  hättei 
und  daß  die  Aufwendungen  von  der  14.  bis  zur  24.  Wod 
nicht  von  der  Kranken-,  sondern  von  der  Pensionskasse  g( 
tragen  werden  sollten.  1 903  hatte  die  Pensionskasse  der  Kranket 
kasse  f&r  solche  Aufwendungen  398  633,61  M.  gutzuschreiben.  Durc 
diese  Bestimmungen  wurde  eine  Bevorzugung  der  ständigen  Mi 
glieder  beseitigt;  und  das  mit  Becht.  Wenn  die  unständigen  Mi 
glieder  auch  weniger  zu  den  Kosten  des  Instituts  beitrugen  als  d: 
ständigen  Mitglieder,  so  stand  die  Bevorzugung  der  letzteren  doc 
in  keinem  Verhältnis  zu  ihrer  geringen  Mehrleistung.  Man  glaubl 
aber  früher,  den  Unständigen  durch  diese  Maßregel  einen  Anspoi 
geben  zu  sollen,  sobald  als  möglich  die  ständige  Mitgliedschaft  2 
erwerben. 

Die  Fürsorge  für  die  unständigen  Mitglieder  ist  neuerdings  noc 
nach  einer  anderen  Bichtung  hin  erweitert  worden.  Bei  den  --  ü 
allgemeinen  im  jüngeren  Lebensalter  stehenden  —  Unständigen  hati 
die  Unterstützungsdauer  nach  Ablauf  der  13.  Woche  im  allgemeine 
ein  Ende.  Hierin  änderte  auch  die  Novelle  von  1903,  die  für  d 
anderen  Krankenkassen  die  Unterstützungsdauer  mit  Wirkung  voi 
1.  Januar  1904  an  auf  26  Woehen  verlängerte,  zunächst  nichts,  den 
die  betr.  Bestimmung  hatte  für  die  Knappschafts-Krankenkassen  keii 
Geltung.  Eine  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  erlassene  kaiserlid 
Verordnung  erlaubte  nämlich  den  Knappschaftsvereinen,  einstweilc 
das  frühere  Maß  der  Unterstützungen  beizubehalten.^)  Man  räumi 
den  Knappschaftsvereinen  diese  Sonderstellung  ein,  weil  auch  die  AI 
änderung  des  Titels  VII  des  A.B.G.  in  Aussicht  stand,  und  man  eii 
zweimalige  Statutänderung  innerhalb  kurzer  Zeit  vermeiden  wollt 

1)  Statistik  der  preußischen  Knappschaftsvereine.  Zeitschrift  fOr  Bein 
Hatten-  und  Salinenwesen.  1SS3.    S.  10. 

2)  Art.  IVn  des  Ab&nderungsgesetzes  vom  2b.  Mai  1903. 
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neaen  Gesetzesbestimmungen  sollten  ffir  die  Enappschafts- 
Tereine  gemeinsam  in  Kraft  treten.  Da  die  Bergleute  diesen  Gmnd 
aber  nicht  gelten  lassen  wollten  und  für  die  alsbaldige  Einführung 
der  yerlängerten  ünterstfltzungsdauer  agitierten,  und  da  sich  auch 
die  Abänderung  des  Titels  YII  verzögerte,  bestimmte  eine  am 
7.  November  1904  erlassene  kaiserliche  Verordnung,  daß  die  No- 
Teile  von  1903  für  die  Enappschaftsvereine  vom  1.  Januar  1905  an 
Geltoog  haben  solle.  Die  Novelle  hat  dann  die  Nivellierungsarbeit  des 
Er.V.O.  bei  den  Enappschaftsvereinen  vollendet  Die  standigen 
Mitglieder  haben  nun  keine  wesentlichen  Yorzfige  mehr  vor  den 
unständigen;  beide  Klassen  erhalten  die  ünterstätzungen  jetzt  fttr 
26  Wochen. 

Auch  auf  die  Höhe  der  Krankengeldbezüge  hat  das  Kr.V.G.  Krankengeld, 
eine  sehr  wesentliche  Einwirkung  ausgeübt^  und  zwar  durch  die 
Herbeif&hrung  einer  neuen  Abstufung  dieser  Bezüge.  Die  alte 
Eioteilang  in  drei  Arbeiterklassen  und  zwei  Beamtenabteilungen, 
Ar  die  nidit  der  Lohn,  sondern  eine  Beihe  von  anderen  Umstünden 
(bestimmtes  Alter,  gewisse  Zeit  der  Bergarbeit  usw.)  maßgebend 
^  konnte  für  die  Bemessung  des  Krankengeldes  nicht  Iftnger  als 
Grundlage  dienen.  Sie  mußte  einer  anderen  Teilung  weichen,  die 
der  Lage  des  Einzelnen  besser  gerecht  wurde.  Die  neue  Abstufung 
^  nach  Lohnklassen  vorgenommen  worden. 

Bei  den  Knappschaftsvereinen  des  Ruhrreviers  finden  wir  seit 
^^  1.  Januar  1886  folgende  Einteilung: 


Klasse 

Lohn 

Dorchscbnittslobn 

Krankengeld 

1. 

bis  1,40  Mk.            1,20  Mk. 

0,60  Mk. 

2. 

1,41      1,80     , 

1,60     „ 

0,80    „ 

3. 

1,81—2,20     , 

2,00     , 

1,00    „ 

4. 

2,21—2^60     , 

2,40     , 

J,20    „ 

5. 

2,61—3,00     , 

2,80     , 

1,40    „ 

6. 

3,01—3,40     , 

3,20 

1,60    „ 

7. 

3,41—3,80     , 

,              3,60 

1,80    „ 

8. 

3,81—4,20     , 

4,00     , 

21,00    „ 

Diese  Klassen,  die  bei  den  Ortskrankenkassen  hätten  ausreichen 
Luissen,  weil  nach  §2011  bei  diesen  Kassen  der  zu  berücksichtigende 
löchstlohn  nur  vier  (seit  1903  fOnf)  Mark  betragen  dar^  genügten 
aber  von  vornherein  niditO  Man  wollte  den  Mitgliedern»  die  mehr 


1)  VergL  die  LoimstatistikeB  auf  S.  183. 
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als  4,20  t&glich  verdienteD,  auch  eine  entspreohende  Unterst&tnms 
siidiem.  Daher  wurden  schon  am  1.  Oktober  1887  zwei  Klassezm 
hinzngef Ogt : 

9.  4,21—4,60  Mk.  4,40  Mk.  2,20  Mk. 
10.        4,61    und  höher             4,80     „  2,40     „ 

Als  aber  die  Löhne  mehr  und  mehr  stiegen  —  bei  den  eigeot  — 
liehen  Bergarbeitern  schneller,  sprangweise  bei  den  anderen  im  Berg- 
bau beschäftigten  Personen  langsamer  aber  regelmäßiger  —  nnd  d^  'J 
Durchschnitt  der  Oesamtlöhne  nicht  weit  von  vier  Mark  entfenB^i; 
war,  sahen  sich  die  drei  großen  Enappschaftsvereine  des  Ruhireviec*^ 
gezwungen,  die  Zahl  der  Klassen  abermals  zu  vermehren: 

Klasse  Lohn  Durchschnittslohn    Krankengeld 

10.  4,61—5,00  Mk.  4,80  Mk.  2,40  Mk. 

11.  5,01—5,40     „  5,20     „  2,60    „ 

12.  5,41—5,80     „  5,60     „  2,80    „ 

13.  über  5,80     „  3,00    „ 

Seit  dem  1.  Juli  1890,  dem  Zeitpunkte  der  Verschmelzung  d^^^ 
drei  Vereine  zu  dem  „Allgemeinen  Knappschaftsverein^,  haben  wS-^ 
im  Ruhrkohlenbezirke  diese  13  Klassen,  eine  Einteilung,  die  es  ecr  ' 
mSglicht,  jedem  Einzelnen  ein  seinem  wirklichen  Arbeitsverdienst^^ 
entsprechendes  Krankengeld  zukommen  zu  lassen. 

Die  Lohnklasse  eines  Arbeiters  wird  ermittelt,  indem  der  Beiiw^* 
verdienst  während  des  letztverflossenen  Vierteljahres  durch  die  Zab^^  . 
der  wirklichen  Arbeitstage  während  dieses  Zeitraumes,  höchsten       ^ 
aber  durch   75,  geteilt  wird.    Bei  Neuangelegten  bildet  der  Lohi 
gleichgestellter  Arbeiter  die  vorläufige  Grundlage. 

Um  die  Zugehörigkeit  zu  den  Lohnklassen  festzulegen,    sin( 
von  den  Werken  von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  Lohnnachweisungei 
einzureichen.    Schwankungen  in  den  Löhnen  zeigen  sich  alsbald 
Verschiebungen  innerhalb  der  Lohnklassen.  0 

1)  Aus  den  Nachweisungen,  die  stets  einen  Überblick  Aber  die  Arbeiter—  ^' 
zabl  and  die  bezahlten  Löhne  geben,  ist  zu  ersehen,  wie  die  Löhne  im  Rohr — ' 
reyier  in  den  90er  Jahren  gestiegen  sind.  W&hrend  1892  von  144947  Mit — '^^ 
gliedern  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  nnr  4441  einen  Lohn  von  Abei^^  ^ 
5,80  M.  erhielten,  waren  es  1899  bei  213  250  Mitgliedern  40433.  Wie  iig=^ 
schlechten  Zeiten  aber  auch  ein  Sinken  der  Löhne  eintritt,  ist  ans  folgendeis::^^ 
Zahlen  zu  ersehen:  1900  Terdienten  52 >  der  Mitglieder  aber  5  M.,  1900^  ^ 
44,2^/0,  1902  31,70/0,  1903  dagegen  schon  wieder  36,1  »/o.  (Verwaltungs—  — " 
berichte  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  in  Bochum.    1892 — 1903.) 
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Die  Elasseneinteilnng  ist  natfirlich  bei  den  Enappschaftskassen 
der  einzelnen  Reviere  Tersehieden.     Während  eine   Kasse   sogar 
16  Klassen  hat,  finden  wir  beim  Saarbrücker  Enappschafts. 
rerein  nnr  zwei  Klassen:   Arbeiter,   die   anter  and  solche,  die 
Aber  3  Mk.  verdienen.   Die  jagendlichen  Arbeiter  nnd  die  Beamten 
nehmen   beim  Saarbrficker  Verein    eine    Sonderstellnng   ein.    Die 
verheirateten  Hitglieder  sind  besser  gestellt  als  die  anverheirateten. 
Für  die  Arbeiter  mit  einem  Lohne  bis  za  4  Mk.  ist  das  Kranken- 
geld beim  Saarbrficker  Verein  höher  als  bei  den  gleichgestellten 
MitgUedem  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins.    Dagegen  kann 
aber  aach  der  höchst  gelohnte  Arbeiter  beim  Saarbrficker  Verein  nicht 
mehr  als  2  Mk.  Krankengeld  erbalten.  Da  jedoch  im  Rnhrrevier  mehr 
al8  die  Hälfte  der  Bergarbeiter  fiber  4  Mk.  taglich  verdient,  stehen 
sich  die  Bahrbergleate  bei  ihrer  Klasseneinteilnng  im  ganzen  besser. 
Durch  die   neae  Klasseneinteilung  und  die  damit  verbundene 
Aufbesserung  des  Krankengeldes  wurden  besonders  auch  die  minder- 
berechtigten   Mitglieder   wesentlich   besser   gestellt    Sie   erhielten 
Xror  dem  Kr.V.O.   beim  Märkischen  Verein    80  Pfg.  Krankengeld 
täglich,  was  nach  den  neuen  Bestimmungen  einem  Durchschnitts- 
Johne   von   1,60  Mk.   entsprechen   wfirde.    Da   aber   damals  auch 
die  anständigen  Mitglieder  im  allgemeinen  nicht  unter  2  Mk.  ver- 
dienten, so  betrug  das  Mehr  bei  ihnen  mindestens  20  Pfg.  täglich. 
Erhöhungen  des  Krankengeldes  um  die  Hälfte  oder  auf  das  Doppelte 
werden   bei  diesen  Arbeitern,   die  zum  Teil  auch  fiber  3  Mk.  ver- 
dienten, wohl  nicht  selten  gewesen  sein.    Einem  Arbeiter  I.  Klasse 
stand  frfiher  ein  Krankengeld  von  1,35  Mk.  zu,  das  nach  der  neuen 
Klasseneinteilung  einem  Durchschnittslohne  von  2,80  Mk.  entsprechen 
wfirde.    Die  Mitglieder  der  I.  Klasse  verdienten  aber  durchschnitt- 
lich mehr  als  3  Mk.  —  Über    die   heutigen  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Lobnklassen  gibt  die  Statistik  5  auf  Seite  185  des  An- 
hangs Aufschluß. 

Ffihren  wir  ans  nun  noch  an  einem  weiteren  Beispiele  die 
Einwirkung  des  Kr.V.O.  auf  das  Krankengeld  vor  Augen.  Ein 
Arbeiter  hat  einen  Durchschnittslohn  von  4,40  Mk.  Er  gehört  zur 
Lohnklasse  9  und  hat  Anspruch  auf  ein  Krankengeld  von  13,20  Mk. 
wöchentlich.  Bei  17  wöchiger  Krankheit  erhält  er  also  224,40  Mk. 
Vor  dem  Kr.V.O.  hätte  dieser  Arbeiter  an  Krankenlohn  im  gfinstigsten 
Falle  wöchentlich  8,10  Mk.  und  in  17  Wochen  insgesamt  137,70  Mk. 
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erhalten*  Der  gegen  früher  vermehrte  Aufwand  an  Arzt,  Arznei  usw. 
konunt  noch  hinzu.  — 

Bei  vielen  Knappschaftsvereinen  fand  die  Bestimmung,  daß 
in  allen  Fällen  mindestens  die  Hälfte  des  Durchschnittslohnes  als 
Krankengeld  bezahlt  werden  muß,  zuerst  wenig  Sympathie.  Die 
Knappschaftskassen  hätten  es  lieber  gesehen,  wenn  ihnen  mehr  Spiel- 
raum gelassen  worden  wäre,  sodaß  bei  geringem  Lohne  etwa  50 
Prozent,  bei  höherem  Lohne  nur  30  Prozent  'des  Durchschnitts- 
lohnes als  Krankengeld  hätte  bezahlt  werden  können.^)  Eine 
solche  Bestimmung  hätte  aber  dem  Geiste  des  Kr.V.G.  wider- 
sprochen. Leistung  und  Gegenleistung  sollen  sich  die  Wage  halten, 
und  es  soll  jedem  nach  seinen  Verhältnissen,  wie  sie  durch  den 
Lohn  gekennzeichnet  sind,  eine  auskömmliche  Unterstützung  ge- 
sichert sein.  Eine  Ausnahmestellung  ist  den  ständigen,  den  Berg- 
bau als  Lebensberuf  betreibenden  Mitgliedern,  die  sich  bei  zu- 
nehmendem Alter  in  den  Lohnverhältnissen  oft  auf  dem  absteigenden 
Aste  befinden,  insofern  eingeräumt,  als  ihnen  ein  bestimmter  ACndest* 
betrag  an  Krankengeld  gesichert  ist  Man  hat  nämlich,  ohne  Bück- 
sicht auf  die  Lohnklasse,  für  die  ständigen  Arbeiter  und  für  die 
Beamtenabteilungen  2)  Mindestklassen  festgesetzt  Das  Statut  vom 
1.  Jali  1890  sagt  darüber:  „Die  aktiven  Mitglieder  der  L  Arbeiter- 
klasse erhalten  mindestens  das  Krankengeld  der  5.,  die  Mitglieder 
der  IL  Beamtenabteilung  mindestens  das  der  8.,  diejenigen 
der  L  Beamtenabteilung  mindestens  das  der  10.  Lohnklasse.''  Große 
Bedeutung  hat  diese  Bestimmung  jedoch  nicht,  da  es  wohl  nicht  häufig 
vorkonmien  wird,  daß  der  Lohn  eines  ständigen  Mitgliedes  unter 
2,60  Mk.  sinkt  oder  ein  Beamter  unter  3,80  Mk.  bezw.  4,60  Mk.  verdient 

Wie  leicht  erklärlich  ist,  nehmen  die  Beamten  die  Kranken- 
kasse überhaupt  verhältnismäßig  seltener  in  Anspruch  als  die 
Arbeiter.  Bei  ihnen  ist  aber  im  allgemeinen  der  Krankengeldbezug 
von  längerer  Dauer.  Dessen  ungeachtet  verursacht  ein  Beamter  der 
Krankenkasse   durchschnittlich  weniger  Kosten  als  ein  Arbeiter.^) 


1)  Beratungen  der  KnappscbaftsTorst&nde  über  die  Gesetzentwürfe,  be- 
treffend Kranken-  and  Unfallversicberung.  18S2.  (Drucksache  des  Allge* 
meinen  Deutschen  Knappschaftsverbandes ;  nicht  im  Buchhandel  erschienen.) 

2)  Die  Beamtenabteilungen  treten  gegenftber  den  Arbeiterklassen  yoll- 
st&ndig  zurück.  Sie  sind  daher  nur  gelegentlich  mit  erw&hnt.  Siehe  auch  8. 117. 

3)  Vergl.  S.  187  und  8.  189. 


Die  Einwirkung  des  KrankenTersicherungsgesetzes.  89 

Trotz  der  erheblichen  Aufbesserungen  wänschen  die  Enappsehafts-  ir«it»n 
mitglieder  noch  manche  Erweiterung  der  Eassenleistungen.  So  iat  ^^äiH^ 
die  Aufhebung  der  dreitägigen  Karenzzeit  0  ein  von  den  Berg- KtSKttilSt. 
arbeitem  viel  geäußerter  Wunsch.  Ihm  in  vollem  Maße  nacbzu- 
kommen,  ist  jedoch  kaum  zu  raten.  Mancher  Arbeiter  wflrde  ohne 
Zweifel  gelegentlich  eine  ganz  leichte  Erkrankung  zum  Yorwand 
nehmen,  um  sich  auf  Kosten  der  Krankenkasse  ein  paar  Tage  zu 
drücken.  In  dieser  Hinsicht  haben  die  Knappschaftsvereine  Erfahr- 
ungen genug  gesammelt.  Als  sie  Ende  der  sechziger  Jahre  die  drei- 
tägige Karenzzeit  eingeführt  hatten,  fiel  die  Zahl  der  Kranken,  deren 
Krankheitsdauer  unter  drei  Tagen  blieb,  von  1  ^/o  auf  0,27 o/o. 2)  Auch 
der  Arbeitsaufwand  der  Kassenverwaltung  würde  nicht  in  an- 
gemessenem Verhältnis  zu  dem  Nutzen  einer  solchen  Maßregel  stehen. 
Eher  ließe  sich  die  Frage,  ob  den  fflr  längere  Zeit  erkrankten 
Mitgliedern  das  Krankengeld  für  die  ersten  drei  Tage  nicht  nach- 
träglich bezahlt  werden  könnte,  und  ob  es  den  Verunglückten  nicht 
vom  ersten  Tage  an  zu  gewähren  sei,  bejahen.  Auch  die  Frage,  ob  das 
Krankengeld  nicht  für  den  Sonn-  und  Feiertag  mit  bezahlt  werden 
kann,  muß  künftig  erneut  geprüft  werden.  Will  man  in  diesen 
Fällen  nicht  das  volle  Krankengeld  gewähren,  so  könnte  man  es, 
wie  dies  beim  Saarbrücker  Knappschaftsverein  geschieht,  für  die  be- 
treflfenden  Tage  kürzen. 

Ein  weiterer  Wunsch  der  Arbeiter  ist  auf  die  Erhöhung  des 
Krankengeldes  auf  ^/i  des  Durchschnittslohnesge  richtet.  Ob  er  wird 
berücksichtigt  werden  können,  erscheint  ebenfalls  zweifelhaft  Abge- 
sehen von  der  größeren  Belastung,  die  zu  einer  erheblichen  Erhöhung 
der  Beiträge  führen  müßte,  würde  die  Neigung  zur  Simulation  — 
ein  Übel,  das  größer  ist  als  von  Femstehenden  angenommen  wird  — 
dadurch  gefördert  werden.  Eine  geringe  Erhöhung  des  Krankengeldes 
von  einem  gewissen  Zeitpunkte  einer  längeren  Krankheit  an  wflrde 
sich  dagegen  befürworten  und  auch  durchführen  lassen.  Je  länger 
die  Krankheit  dauert,  desto  mehr  macht  sich  der  Verdienstausfall 
fUübar,  und  desto  weiter  geht  der  Erkrankte  in  seinen  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  zurück. 

1)  Das  Krankengeld  wird,  wie  dies  im  RuhrreTier  auch  Tor  dem  Er.V.Q. 
schon  ablich  war,  erst  vom  Beginn  des  vierten  Krankheitstages  an  und  auch 
nur  fOr  die  Arbeitstage  gew&hrt. 

2)  SiMOKs,  a.  a.  0.    8.  100. 
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cifcraBteBMii  Bei  Erkrankangen  in  einer  freiwilligen  oder  an&eiwilligen  Feier- 
F^taMriode,  peiiode  gewährten  die  Enappschaftsvereine  früher  in  der  Regel  keine 
.  Erankenonterstütznngen.  Nnr  bei  nnfreiwilligem  Feiern  konnte  der 


Vorstand  den  ständigen  Mitgliedern  freie  Enr  nnd  Arznei  gewähren. 
1890  bei  der  Yerschmelznng  der  drei  Vereine  hob  man  diese  Ein- 
schränkung, die  das  Beichsgesetz  nicht  kannte,  auf  nnd  verstopfte 
so  die  Quelle  zu  vieler  Erbitterung.  Unter  dem  Einflüsse  des  Kr.V.O. 
(§  6a  I)  hat  man  damals  auch  die  vollständige  Vorenthaltung 
der  Unterstützung  bei  selbstverschuldeten  Krankheiten  (Schlägereien, 
Trunkfälligkeit)  sowie  bei  Geschlechtskrankheiten  soweit  gemildert, 
daß  in  solchen  Fällen  wenigstens  freie  Kur  nnd  Arznei  gewährt 
wird.  Die  Novelle  von  1903  hat  nun  noch  bewirkt,  daß  der  Grund- 
satz, bei  geschlechtlichen  Erkrankungen  Krankengeld  nicht  zu  ge- 
währen, in  Anbetracht  des  damit  verbundenen  Nachteils  für  die 
Volksgesundheit  fallen  gelassen  worden  ist  —  Die  Lieferung  von 
Brillen,  Bruchbändern  und  ähnlichen  Heilmitteln,  fiber  die  früher 
nichts  festgelegt  war,  wurde  als  Teil  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Mindestleistungen  alsbald  unter  die  Leistungen  aufgenommen.  — 

Wie  bei  dem  Krankengelde,  so  hat  das  Kr.V.G.  auch  bei  dem 
8terb6K«id.   Sterbegelde  individualisierend  und  erhöhend  gewirkt 

Wenn  ein  aktives  ständiges  Mitglied  oder  ein  pensionierter  In- 
valide starb  oder  ein  unständiges  Mitglied  durch  Unfall  bei  der 
Arbeit  zu  Tode  kam,  so  erhielten  die  Hinterbliebenen  bezw.  die- 
jenigen, die  das  Begräbnis  besorgten,  früher  je  nach  der  Abteilung 
oder  Klasse  ein  Sterbegeld  von  90,  60,  50,  40  oder  30  M. 

Das  £[r-V.G.  legte  nun  im  §  20 1  ^  als  Sterbegeld  für  jeden  ver- 
storbenen Versicherten  ohne  Rücksicht  auf  die  Todesursache  den 
zwanzigfachen  Betrag  des  Durchschnittslohnes  der  Lohnklasse  des 
Verstorbenen  fest.  Die  Hinterbliebenen  wurden  dadurch  nicht  un- 
erheblich besser  gestellt.  Während  die  Angehörigen  eines  verstorbe- 
nenen  Arbeiters  früher  ohne  Rücksicht  auf  den  Verdienst  des  Ver- 
storbenen höchstens  50  Mk.  erhalten  konnten,  wird  dieser  Betrag 
heute  schon  bei  einem  Durchschnittslohne  von  nur  2,50  Mk.  bezahlt 
Der  Gesamtsdurchschnitt  der  Löhne  und  damit  der  Durchschnitt  der 
im  ganzen  bezahlten  Sterbegelder  ist  aber  erheblich  höher:  1903  be- 
trug das  Sterbegeld  bei  der  Klasse  der  ständigen  Mitglieder  durch- 
schnittlich 94,30  Mk.  bei  der  der  unständigen  75,64  Mk.  Das 
Sterbegeld  soll  nach  §  20  IV  —  wie  bei  den  Knappschaftsvereinen 


Die  Einwirkung  des  Krankenversicherungsgesetzes.  41 

schon  früher  —   zunächst  zur  Deckung  der  Kosten  des  Begräb- 
nisses ^  verwandt  werden. 

Unter  dem  Einflüsse  des  Kr.Y.G.  fiel  auch  die  Bestimmung 
über  die  Yorenthaltung  des  Sterbegeldes  beim  Todesfall  in  eine 
Zeit  freiwilligen  Feiercs.  Ferner  müssen  die  Knappschaftskassen, 
seitdem  die  Erweiterung  des  §  20  durch  die  Novelle  von  1892 
erfolgt  ist,  auch  in  den  Fällen  Sterbegeld  gewähren,  in  denen  der 
Tod  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  der  Unterstützungszeit 
als  Folge  der  Mheren  Krankheit  eintritt  (Gehört  zu  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen). 

Eine  weitere  Bestimmung,  die  für  die  Knappschaftskassen  srknmkimfr 
Zwangscharakter  hatte  und  deshalb  im  Statut  mit  berücksichtigt  woohen  naoh 
werden   mußte,  war  die  des  §  28  des  Kr.V.G.    Dieser  Paragraph      ki 


besagt,  daß  den  Personen,  die  infolge  eintretender  Erwerbslosigkeit 
aus  der  Kasse  ausscheiden,  der  Anspruch  auf  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  verbleibt  in  Unterstützungsfallen,  welche  inner- 
halb eines  Zeitraumes  von  drei  Wochen  nach  dem  Ausscheiden  aus 
der  Kasse  eintreten.  Voraussetzung  dabei  ist  allerdings,  daß  vor 
dem  Ausscheiden  ein  mindest  dreiwöchiges  ununterbrochenes  Ver- 
sicherungsverhältnis  bestanden  hat.  Der  Anspruch  bleibt  in  solchen 
Fällen  sogar  dann  bestehen,  wenn  die  betrefifenden  Arbeiter  selbst- 
verschuldet arbeitslos  geworden  sind. 

Alle  die  erwähnten  Veränderungen  in  den  Leistungen  der  Knapp-  Beitrin  der 
Schafts«  Krankenkassen  mußten  wiederum  auf  die  Beitragshöhe  zurück- 
wirken. Vor  dem  Inkrafttreten  desKr.V.6.  waren  bei  den  verschiedenen 
Knappschaftsvereinen  große  Unterschiede  in  der  Höhe  und  Dauer  der 
Unterstützungen  und  in  den  Beiträgen  vorhanden.  Selbst  in  den  ein- 
zelnen Vereinen  änderten  sich  die  Leistungen,  bisweilen  auch  die 
Beiträge,  je  nach  der  Lage  des  Bergbaues.  Nachdem  nun  das 
Gesetz  Mindestleistungen  festgelegt  hatte,  sodaß  Herabsetzungen 
der  Kassenleistungen  nur  noch  in  beschränktem  Maße  möglich 
waren,  mußten  die  Beiträge  den  Hauptregulator  gegenüber  den 
Schwankungen  in  der  finanziellen  Lage  der  Vereine  bilden.  Da- 
durch wurde  die  Aufmerksamkeit  in  verstärktem  Maße  auf  die  Bei- 
träge gelenkt  Man  kam  dabei  zu  der  Erkenntnis,  daß  der  für  die 
Oes amtzwecke  der  Knappschaften    zu   entrichtende    einheitliche 


1)  Daher  die  frühere  Bezeichnung  «Begr&bniskoBten". 
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feste  Beitrag  unter  der  Herrschaft  der  Aibeitenrersiohenmgs- 
gesetze  nicht  aufrecht  erhalten  werden  konnte.  Diesen  Beitrag,  der 
unabhängig  Ton  den  Lohnverhältnissen  nur  nach  xwei  Beamten- 
abteilungen und  drei  Arbeiterklassen  abgestuft  war,  fOr  die  Zwecke 
des  Kranken-  und  Pensionswesens  zu  teilen,  entsprach  nicht  dem 
Geiste  des  Reicbsgesetzes,  da  dieses  den  verdien ten  Lohn  zur  Grundlage 
fflr  die  Bemessung  der  Beiträge  machte.  Das  Kr.V.G.  gibt  zwar  den 
Enappschaftsvereinen ,  wie  auch  den  freien  Hilfskassen,  in  dieser 
Beziehung  keine  Vorschriften.  Allein  bei  den  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes eingerichteten  neuen  Organisationen  hat  die  Beitragsveran- 
lagung  nach  Lohnklassen  zu  geschehen.  Auch  das  A.B.G. 
hatte  schon  im  §  175  vorgesehen,  daß  die  Beiträge  in  einem  ge- 
wissen Prozentsatze  des  Arbeitslohnes  erhoben  werden  konnten.  Da 
auch  die  für  die  Leistungen  der  Krankenkasse  getroffenen  Einrich- 
tungen auf  die  Beitragsfestsetzung  nach  Lohnklassen  hinwiesen,  so 
entschloß  man  sich  denn,  für  die  Krankenkasse  einen  besonderen  Bei- 
trag einzuführen,  ihn  nach  den  Durchschnittslöhnen  der  Lohnklassen  zu 
berechnen  und  ihn  in  Prozenten  der  Durchschnittslöhne  auszudrücken. 

Für  die  Gemeindekrankenversicherung  sieht  der  §  9  des  Ge- 
setzes l^/t^lo  des  ortsüblichen  Tagelohns  als  Beitrag  vor,  und  zwar, 
im  Gegensatze  zu  der  Ausdrucksweise  des  Gesetzes  bei  den  an- 
deren Krankenkassen,  als  Beitrag  des  Unternehmers  und  des 
Arbeiters  zusammen.  In  Ausnahmefallen  kann  dort  eine  Erhöhung 
auf  2,  seit  1903  auf  3o/«  eintreten  (§  10).  Den  Knappschafts  vereinen 
(und  auch  den  übrigen  Krankenkassen)  sind  solche  Grenzen  nicht 
gezogen,  weil  bei  ihnen  vorgesehen  ist,  daß  sie  in  ihren  Lei- 
stungen über  das  gesetzliche  Maß  hinausgehen  können.  Daß  bei 
den  Knappschaftsvereinen  mit  Bücksicht  auf  die  bei  der  Bergarbeit 
vorhandene  höhere  Krankheitsgefahr  IVi^/o  des  Durchschnittslohnes 
nicht  ausreichen  würden,  stand  von  vornherein  fest.  Hatte  doch 
schon  eine  Berechnung,  die  im  Jahre  1879  an  der  Hand  der  Stati- 
stiken der  preußischen  Knappschaftsvereine  angestellt  worden  war, 
1^/4^/0  des  Durchschnittslohnes  als  Beitrag  ergeben. 

Durch  das  Statut  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  ist  die 
Festsetzung  der  Höhe  des  Prozentsatzes  dem  Vorstände  übertragen. 
1892  stand  der  Beitrag  der  Arbeiter  auf  l,3"/o;  1S94  stieg  er  auf 
1,40/0  und  gegen  Ende  1901  auf  1,8  Wo;  1902  fiel  er  auf  l,60/o. 
In   dieser   Höhe   blieb  er   dann,   bis   die  Novelle    von  1903  vom 
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1.  JaDoar  1905  an  eine  Erhöhung  auf  2  o/o  nötig  machte.  Der  Ar- 
beiterbeitrag beläuft  sich  nun  bei  der  untersten  Lohnklasse  auf 
15  Pfg.  wöchentlich.  Dieser  Betrag  steigt  von  Lohnklasse  zu  Lohn- 
Uiue  mit  drei  Ausnahmen  um  5  Pfg.  Ein  Arbeiter  der  13.  Lohn- 
Uisee  hat  72  Pfg.  zu  entrichten. 

1897  erhoben  von  195  Enappschafts-Krankenkassen  nur  13 
weniger  als  U/s^/o  des  Lohnes  als  Qesamtbeitrag.  Bei  den  sämt- 
Hehen  deutschen  KnappschaftsErankenkassen  belief  sich  der  Durch- 
idmitt  auf  2,6^/o.  Dieser  Durchschnittssatz  stimmt  übrigens  mit  dem 
flr  die  sämtliehen  deutschen  Krankenkassen  ermittelten  überein. 

Da  sich   die  Lage   des  Bergbaues   in   den  jeweiligen  Löhnen 
«iederspiegelt,  und  in  schlechten  Zeiten  die  Anforderungen  an  die 
Kaese  zu  wachsen  pflegen,  hatte  man  anfänglich  gefürchtet,  daß  bei 
der  Bemessung  der  Beiträge   nach  dem  Lohn  in  schlechten  Zeiten 
die  Batrage  sinken,  die  Ausgaben  dagegen  steigen  und  infolgedessen 
grofie  Störungen  in   den  Finanzen   der  Kassen   eintreten   würden. 
Solche  Störungen  haben  sich  aber  nicht  in  dem  befürchteten  Maße 
eingestellt  Der  Prozentsatz  für  die  Beiträge  wird  nämlich  von  Viertel- 
jahr zu  Vierteljahr  nach  Bedürfnis  festgesetzt;  außerdem  bewirkt  die 
Verschiebung  der  Mitglieder  aus  höheren  in  niedrigere  Lohnklassen 
ja  auch  eine  Herabsetzung  des  Krankengeldes. 

Die  Beiträge  werden,  entsprechend  der  Vorschrift  des  §  52 
Kr.V.G.,  für  Wochen  berechnet  Die  frühere  monatliche  Berechnung 
ist  aber  erst  1S99  fallen  gelassen  worden,  als  man  im  Anschluß  an 
das  Liv.V.6.  bei  der  Pensionskasse  den  Wochenbeitrag  einführte. 
Diese  Änderung  hat  den  Versicherten  wieder  einen  kleinen  Vorteil 
gebracht;  denn  während  im  Falle  einer  Krankheit  der  Beitrag  nur  fort- 
fiely  wenn  die  Erwerbsunfähigkeit  länger  als  einen  Monat  dauerte, 
braucht  er  nun  schon  nach  Ablauf  einer  Woche  nicht  mehr  bezahlt 
in  werden.  — 

Es  möchte  erwünscht  erscheinen,  nun  einen  Vergleich  zwischen 
den  früheren  und  den  jetzigen  Arbeiterbeiträgen  anzustellen.  Ein 
solcher  Vergleich  ist  aber  nicht  möglieb,  weil  bekanntlich  vor  dem 
Er.V.Q.  für  die  Gesamtzwecke  der  Knappschaftsvereine  ein  einheit- 
licher Beitrag  erhoben  wurde.  Man  könnte  zwar  den  Beitrag  der 
unständigen  Mitglieder,  die  im  allgemeinen  nur  Anspruch  auf  Kranken- 
unterstützung hatten,  als  Krankenkassenbeitrag  ansehen ;  da  bei  der 
Festsetzung  der  Beiträge  der  Unständigen  damals  aber  auch  Umstände 
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berücksichtigt  werden  mußten,  die  heute  nicht  mehr  mitbestimmend 

sind,  so  würde  der  Vergleich  doch  kein  richtiges  Bild  ergeben.^)  — 

Beitiige  der         Wie  die  Arbeitcrbeitr&ge»  so  haben  sieh  auch  die  üntemehmei^ 

üntenMhmer.  j^|^|^q  verändert.    Außerdem  aber  haben  sie  unter  dem  Einflüsse 

des  Erankenversicherungsgesetzes  noch  ihre  besondere  Entwicklung 
durchgemacht. 

Das  Er.y.6.  bestimmt  (§51),  daß   die  Unternehmer  Vst  die 
Arbeiter  2/3  zur  Deckung  der  Kosten  der  Krankenkassen  beitragen 
sollen.    Das  A.B.O.  sagt  in  Bezug  auf  die  Knappschaften  im  §  175 
dasselbe:  „Die   Beiträge   der  Werkbesitzer  soUen   mindestens   die 
Hälfte    der  Beiträge   der  Arbeiter  ausmachen.**    Im  Jahre   1873 
waren    aber  die  Bergwerksunternehmer  im  Ruhrroyier  dazu  flber- 
gegangen,  ihrerseits  den  vollen  Arbeiterbeitrag  zuzuschießen.  Dieses 
Verhältnis  der  Beiträge  wurde  auch  in  der  Zeit  des  wirtschaftlichen 
Niedergangs  in  den  siebziger  Jahren  und  zu  Anfang  der  achtziger^ 
Jahre  beibehalten.    Ein  Zurücktreten  der  Werkbesitzer  auf  den  ge^ 
setzlichen  Beitrag  hätte  damals  allerdings  auch  unheilvolle  Folgen  habem. 
können,  weil  die  Knappschaftskassen  in  so  großer  finanzieller  NoUag 
waren,  daß  ihre  Leistungen,  aller  Proteste  der  Arbeiter  ungeachte 
mehrfach  gekürzt  werden  mußten.    Nachdem  aber  das  ünf.V.G. 
deutende  neue  Lasten  allein  auf  die  Schultern  der  Unternehmer  gelegt 
hatte  und  als  in  Aussicht  stand,  daß  das  Inv.V.6.  die  Unternehme 
noch  weiter  belasten  würde,  entschlossen  sich  die  Vereinswerke  z 
einer  Herabsetzung  ihres  Erankenkassenbeitrags.    Damit  aber  di 
Arbeiter  nicht  plötzlich   einen  größeren  Ausfall  zu  decken  hätten 
kürzten   die  Unternehmer  ihre  Beiträge   alle   zwei  Jahre  um  5<^/o- 
1894   erreichten   die  Beiträge  75^/o    der  Beiträge  der  Versicherten. 
Bei  diesem  Satze  ist  es  geblieben.  '^)  Der  Gesamtbeitrag  zur  Ejranken- 
kasse  beläuft  sich  demnach  im  Ruhrrevier  bei  2^/o  Arbeiterbeitrag 
auf  3,5<yo  des  Durchschnittslohnes.    Die  Werkbesitzer  des  Bezirkes 
tragen  sonach  erheblich  mehr  zur  Krankenkasse  bei,  als  die  Unter- 
nehmer im  allgemeinen.  3)  —  Bei  vielen  Knappschaftsvereinen,  so 
beim  Saarbrücker,  ist  das  alte  Gleichgewicht  beibehalten  worden; 
andere  Vereine  haben  dagegen  das  gesetzliche  Beitragsverhältnis  an- 
genommen.   Dazwischen  finden  wir  mannigfache  Variationen.   1902 
wurden  bei  sämtlichen  preußischen  Knappschaftsvereinen  durchschnitt- 

1)  Siehe  jedoch  S.  159.         2)  Siehe  Stat.  G  auf  S.  185  und  Stat.  209 
auf  S.  2U9  ff.  3)  Siebe  S.  195. 
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lieh  50,66^0  der  EinDahmen  von  den  Arbeitern  und  darchschnittlich 
42,110/0  Ton  den  Unternehmern  anf gebracht  (7,23  0/0  der  Einnahmen 
stammten  aas  anderen  Quellen).  —  Eine  einheitliche  Regelung  er- 
strebt der  neue  Titel jVn  de8A.B.O.^)  Die  Gründe,  die  gegen  die 
geplante  Erhöhung  der  üntemehmerbeiträge  auf  den  Betrag  der 
Arbeiterbeiträge  sprechen,  erörtern  wir  weiter  unten  noch. 

Wir  kommen  nun  zu  der  Frage  der  Anlegung  von  Reservefonds  BMenr«f(mdB. 
iBr  die  Krankenkassen.  Im  Charakter  der  Krankenversicherung  liegt 
es,  daß  sie  großer  Überschüsse  zur  Bildung  eines  Reservefonds  nicht 
bedarf.    Der  Beitrag  kann  sich  daher  im  wesentlichen  an  den  je- 
weiligen wirklichen  Aufwand  anschließen.  Er  braucht  nur  soviel  zu 
betr^^en,  daß  die  im  Etat  vorgesehenen  laufenden  Ausgaben  gedeckt 
Verden  können.  ^)    Stetige  Überschüsse  müssen  daher  an  sich  Anlaß 
tnr  Beitragsverminderung  oder  zur  Erhöhung  der  Leistungen  bilden. 
Sine  geordnete  Wirtschaftsführung  erfordert  aber  doch  eine  gewisse 
Vorsorge  für  un vorherzusehende  Fälle,  und  so  schreibt  denn  auch  der 
S  32  des  Kr.Y-O.  für  die  Ortskrankenkassen  vor 3),  daß  dem  Reservefonds 
ao  lange  jährlich  Vio  der  Beitragssumme  zugewiesen  werden  muß, 
1)18  er  den  Betrag  einer  durchschnittlichen  Jahresausgabe  erreicht. 
•     Die  Knappschaftskassen  hatten  seither  auf  die  Erhaltung  einer 
angemessenen  Rücklage  wenig  Wert  gelegt    Allerdings  überstiegen 
ihre  Reservefonds  eine  Jahresausgabe  zum  Teil  erheblich.  Sie  mußten 
aber  auch  als  Rückhalt  für  die  Fensionskassen  dienen,  für  die  ein  hoher 
Reservefonds  unbedingtes  Erfordernis  ist  Für  den  Gesamtzweck  waren 
die  Rücklagen  deshalb  zu  niedrig.    Dazu  kam  es  früher  nicht  selten 
vor,  daß  der  Sicherheitsfonds  in  Anspruch  genommen  werden  mußte.  ^) 
Die  Bestimmung  im  §  32  des  Kr.Y.G.  gab  den  Enappschaftsver- 
einen  nun  zu  denken.  Sie  entschlossen  sich  denn  auch,  bei  der  Bemes- 
sung der  Beiträge  auf  eine  angemessene  Erhöhung  des  Reservefonds 
Rücksicht  zu  nehmen.  Beim  Märkischen  Verein  brachte  schon  das  Jahr 
1887  einen  Überschuß  von  634  333  Mark.  Seitdem  hat  man,  auch  in 
Zeiten  des  Niedergangs,  die  Ausgaben  aus  den  laufenden  Einnahmen 
decken  können.  Der  Reservefonds  dient  zwar  wie  früher  so  auch  heute 
noch  für  die  Krankenkasse  und  die  Pensionskasse  gemeinsam ;  die  Yer- 

1)  Siehe  Anmerknng  auf  S.  22.  2)  Siehe  auch  Stat  14  auf  S.  195. 

3)  Die  fiestimmung  des  $  32  soll  übrigens  durch  den  neuen  Titel  YII 
•ach  fOr  die  Knappschafts-Erankenkassen  Zwangtcharakter  erhalten. 

4)  So  1S86  noch  beim  M&rkischen  Verein  in  Höbe  Ton  33108  M. 
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h&ltnisse  haben  sich  aber  gegen  frQher  doch  ganx  eiheUioh  gebessert. 
Aach  diesen  Erfolg  verdanken  die  Enappechaftsyereine  dem  Er. V.O.  ^) 
zvMnunan-  Eine  Frage«  die  durch  das  Er.y.G.  gleichfalls  neu  entstanden 

YontandM.  ist,  und  die  ebenfalls  mit  den  Beitragsleistnngen  zusammenhingt,  ist 
die  Frage  der  Zosammensetznng  des  Vorstandes.  Nach  §  1 80  des  A.B.G. 
soll  dieser  ohne  Räcksicht  auf  das  Verhältnis  der  Beitrige  anr  dnen 
Hälfte  aus  Vertretern  der  Werkbesitser  und  zur  anderen  Hilfbe  aus 
Vertretern  der  Arbeiter  bestehen.    Das  Er.V.G.  gewährte  den  Ar« 
beitem  nun  eine  ihrer  höheren  Beitragsleistung  entsprechende  stäikeie 
Vertretung  in  den  Eassenyorständen.    Auch  bei  den  Enappschafts- 
yereinen  des  Buhrreviers  sind  —  wie  schon  gesagt  —  die  Arbeiter- 
beiträge höher  als  die  der  Vereinswerke.  Trotzdem  hat  man  ans  gutem 
Gfrunde    die   frühere  Zusammensetzung    beibehalten.     Abgesehen 
davon,  daß  einer  Änderung  des  seitherigen  Zustandes  der  §  180 
des  A.B.G.  entgegensteht,  hat  sich  der  Allgemeine  Enappschafts- 
verein  gesagt,  daß  einem  Verbände,  der  mit  Millionen  wirtschaftet, 
nicht  überwiegend  Leute  vorstehen  können,  welche  in  klanen  Ver- 
hältnissen   leben   und   gewohnt  sind,  nur  mit   geringen    Geldbe- 
trägen zu  rechnen.    EUeine  Leute  sind,  wie  die  Erfahrung  gezeigt 
hat,  leicht  geneigt,  die  Verhältnisse  allzu  optimistisch  zu  betrachten, 
während  in  Oeschäftssachen  doch  ein  verständiger  Pessimismus  am 
Platze  ist.    Eine  Einrichtung  wie  der  Allgemeine  Knappschaftsverein 
muß  deshalb  geleitet  werden  von  Männern,  die  sich  im  wirtschaft- 
lichen Leben  einen  umfassenden  Blick  angeeignet  haben,  in  allen  Geld- 
und  Verwaltungsgeschäften   gründliche  Sachkenntnis  besitzen  und 
auch  in  schwierigen  Fällen  das  Richtige  zu  finden  wissen.    Unter 
den  vorliegenden  Verhältnissen  muß  hiemach  die  heutige  Zusammen- 
setzung des  Vorstandes  als  zweckmäßig  gelten.  Die  Besonnenheit  der 
Werkbesitzer  hat  der  Institution  bisher  nur  zum  Vorteil  gereidii 

Wie  schon  erwähnt  wurde,  will  der  neue  Titel  VII  des  A.B.G. 
die  Werkbesitzer  mit  Rücksicht  darauf,  daß  sie  die  Hälfte  der  Sitze 
im  Vorstande  innehaben,  mit  100  >  der  Arbeiterbeiträge  heran- 
ziehen. Der  angegebene  Grund  rechtfertigt  diese  Absicht  aber  jxl  K 
nicht. 2)    Man   darf  doch   nicht  übersehen,   daß  nur   die  Arbeiter 


i)  Weiteres  über  den  Reservefond  siehe  S.  153  unten. 

2)  PisPBR  h&lt  die  Absicht  fOr  richtig.  Yergl. :  Die  Lage  der  Berg- 
arbeiter im  Ruhrrevier.  {Stuttgart  und  Berlin  1903.  S.  193.  YergL  auch  Inv.Fir. 
vom  13.  Juli  1899  §  8  Nr.  2. 
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emen  unmittelbaren  Vorteil  von  der  Versicherung  haben,  und  daß 
den  Unternehmern  ffir  ihre  Beitragsleistung  kein  anderes  direktes 
AqoiTalent  geboten  wird ,  als  eben  die  Vertretung  im  Vorstande. 
FIbr  die  Verteilung  der  Sitze  kann  deshalb  das  Verhältnis  der  Bei- 
trige  nicht  allein  maßgebend  sein.  — 

Neben  den  bisher  bebandelten  Bestimmungen  des  Er. V.O.  über  zwei  weit» 
die  Enappschaftskassen  sind  noch   zwei  andere  zu  erwähnen,  die  ^de8%.v!S 
iber  ffir  den  Allgemeinen  Enappschaftsverein  keine  oder  doch  nur 
eine  untergeordnete  Bedeutung  haben.  „Eintrittsgeld'^  (§  26  Absatz  2) 
worde  bei  den  drei  Knappschaftsvereinen,  und  wird  auch  heute  beim 
Allgemeinen  Enappschaftsverein,  nicht  erhoben.  —  Ein  Vorteil,  den 
die  Mitglieder  der  EnappschaftsTereine  früher  nicht  hatten,  ist  ihnen 
dnrdi  den  §  57  a  zugute   gekommen.     Nach  diesem  Paragraphen 
haben  Mitglieder,  die  außerhalb  ihres  Vereinsbezirkes  erkranken,  An- 
spruch auf  Unterstützung  durch  eine  Erankenkasse  des  Orts,  in  dem 
sie  sich  gerade  aufhalten.  Natürlich  hat  die  Easse,  bei  der  die  £r^ 
krankten  Mitglied  s'md,  Ersatz  zu  leisten. 

Große  Aufregungen  und  Schwierigkeiten  hat  das  Kr.V.O.  auch  Anttng», 
bei  den  Enappschaftskassen  durch  die  Aufrollung  der  sogenannten 
Antfrage  mit  sich  gebracht.    Bei  den  Enappschaftskassen  sprechen 
bei   dieser  Frage   noch  besondere  Umstände  mit,   weshalb  wir  sie 
hier  nicht  übergehen  dürfen. 

Nach  §  181  A.B.G.  war  es  ausschließlich  Sache  des  Vorstandes, 
die  Arzte  auszuwählen  und  mit  ihnen,  wie  mit  den  Apothekern, 
Vertragsverhältnisse  einzugehen.  Das  Er.  V.O.  fügte  durch  §  56  a  hinzu, 
daß  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  hier  also  das  Oberbergamt,  auf 
Antrag  von  30  Versicherten  eine  Vermehrung  der  von  der  Easse 
für  die  Versorgung  der  Mitglieder  bestimmten  Arzte,  Apotheken  und 
Krankenhäuser  verfügen  kann,  wenn  die  Gewährung  der  berechtigten 
Ansprüche  der  Mitglieder  nicht  gesichert  erscheint.  Da  die  Beant- 
wortung der  Präge,  ob  die  Gewährung  der  Ansprüche  gesichert  ist, 
nach  der  subjektiven  AufiTassung  der  Beteiligten  verschieden  beant- 
wortet zu  werden  pflegt,  so  sind  große  Debatten  entstanden,  die 
sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  der  Präge  der  freien  Arztwahl  zugespitzt 
haben. 

Die  Versorgung  der  Mitglieder  des  Allgemeinen  Enappschafts- 
vereins  mit  Arzneien  und  Erankenhausbehandlung  ist  —  wohl  zur 
allgemeinen  Zufriedenheit  —  dadurch  geregelt,  daß  der  Verein  siit 
fast  allen  im  Bezirke  vorhandenen  Apotheken  und  Erankenhäusem 
Verträge  abgeschlossen  hat    1903  stand  der  Verein  mit  217  Apo- 
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theken  und  101  Erankenhäosem  in  Verbindong.  Er  selbst  hatswei 
Ejrankenanstalten  und  eine  Longenheilanstalt  Ferner  bedtit  er 
Baracken,  die  besonders  fttr  Wnrmkranke  bestimmt  sind. 

Ffir  die  Versorgung  der  Mitglieder  mit  ärztlicher  Hilfe  ist  das 
Yereinsgebiet  in  Eursprengel  eingeteilt,  denen  je  ein  Arzt  (Revier* 
arzt)  yorsteht  ^)  Nach  dem  Statut  sollen  in  der  Regel  auf  einen. 
Sprengel  1250  Mann  kommen.  Der  Vorstand  hat  dafdr  zu  sorgen, 
daß  die  Eursprengel  dieser  Vorschrift  möglichst  entsprechen.  Es 
ist  dies  eine  Aufgabe,  der  bei  dem  Anwachsen  der  MitgliederzahL 
stete  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden  muß.  1903  kam  durch- 
schnittlich auf  1054  Mitglieder  ein  Arzt.  Mitte  1905  waren  beim. 
Allgemeinen  Enappschaftsverein  280  Revierärzte  tätig,  denen  noch  78 
Spezialärzte  zur  Seite  standen.  ^)  Die  Arzte  erbalten  ftv  jedes  Mitglied 
ihres  Sprengeis  jährlich  einen  bestimmten  Satz,  der  im  Laufe  der 
Zeit  in  seiner  Höhe  mehrfach  gewechselt  bat,  1904  drei  Mark  be- 
trug und  1904  mit  dem  Inkrafttreten  der  Novelle  von  1903  auf 
vier  Mark  festgesetzt  worden  ist. 

Jedes  Mitglied  hatte  sich  früher  —  abgesehen  von  Fällen  der 
Gefahr  —  stets  an  den  Arzt  seines  Eursprengels  zu  wenden.  Das 
war  ohne  Frage  ein  unerwünschter  Znstand,  zumal  es  wohl  ermög- 
licht werden  konnte,  den  Mitgliedern  die  Auswahl  unter  verschie- 
denen Ärzten  zu  bieten.  Man  verließ  deshalb  1892  den  alten  Stand- 
punkt 3)  und  erlaubte  den  Mitgliedern,  sich  im  Umkreise  von  vier 
Eilometem  einen  Enappschaftsarzt  auszusuchen  ^)  (beschränkte  freie 
Ärztewahl).  An  den  erwählten  Arzt  bleibt  der  Versicherte  dann 
eine  bestimmte  Zeit  lang  gebunden.  Die  Termine,  zu  denen  eine 
ümmeldung  stattfinden  kann,  werden  vom  Vorstände  bestimmt. 
Von  dieser  Eonzession  machen  die  Mitglieder  indeß  nur  wenig 
Gebrauch.    Mai    1903  waren  es  durchschnittlich  2,8o/o,   November 


1)  Yergl.  Tbnholt,  Das  Gesundheitswesen  im  Bereiche  des  Allgemeinen 
Enappschaftsvereins  zu  Bochum.    Bochum  1897.    S.  59. 

2)  Die  Zahlen  sind  natarlich  im  Flusse  befindlich. 

3)  Die  Einteilung  in  Sprengel  blieb  bestehen.  Der  Arzt,  der  einen 
Kranken  aus  einem  anderen  Sprengel  behandelt,  bekommt  dafür  nur  die 
H&lfte  der  Vergütung;  die  andere  H&lfte  bleibt  dem  fOr  den  Wohnsitz  dei 
Mitgliedes  zust&ndigen  Arzte. 

4)  Eine  ähnliche  Einrichtung  wurde  1S96  beim  SaarbrOcker  Verein  ge- 
troffen. 
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1903  dnrchsohmttlioh  2,75<>/o  der  knrberechtigten  Mitgliede ;  darunter 
be&nden  sich  yerhältnism&ßig  viele  Invaliden. 

Diese  Art  der  Arztwahl  genagt  aber  vielen  Mitgliedern  noch 
mcbt»  und  es  kehrt  deshalb  beim  Allgemeinen  Enappschafksverein, 
wie  bei  vielen  anderen  Krankenkassen,  die  Forderung  nach  der  un- 
bawhrinkten  freien  Wahl  des  Arztes  stetig  wieder. 

Dieses  Verlangen   erscheint   weder  berechtigt,  noch  auch  im 
Interesse  der  Kassen  liegend.    Wenn  die  Krankenkassen  ihren  Mit- 
giiedem  die  Auswahl  zwischen  mehreren  Ärzten  einräumen,  so  dürfte 
dt8  genügen.    Bei  verständiger  Erwägung  wird  jeder  Kranke  unter 
mehreren  Ärzten  einen  finden,   dem  er  sich  in  seinem  besonderen 
Me  anvertrauen  kann.    In  den  weitaus  meisten  Fällen  liegt  es  auch« 
durchaus  im  Interesse  der  Kranken,  daß  sie  nicht  mit  dem  Arzte 
wechseln,   sondern   daß   sie   sich   dem   einmal  erwählten  Arzt  fOr 
ÜDgere  Zeit  anvertrauen.    Die    völlig   freie   Arztwahl   würde,   bei 
großen   Kassen    jedenfalls,    für    die    Arzte,    für    die   Verwaltung 
ond  auch   für  die   Kranken    zu   Mißhelligkeiten   führen.    Manche 
Aizte    würden,  aus    irgend    welchen    Gründen    übermäßig   über- 
liufen  und  manche  —  vielleicht  ganz  mit  unrecht  —  übergangen 
werden.     Ein    großer   Wechsel   der    Kranken    mit   den    Ärzten 
vfirde    die   Fühlung   der    Verwaltung   mit   den    letzteren   lockern 
imd  ihr  die  Kontrolle  über  die  Kranken  und  die  Übersicht  über- 
haupt erschweren.    Dabei  ist  es  beim  Bergbau  mehr  als  bei  anderen 
Produktionszweigen  von  Bedeutung,  daß  der  behandelnde  Arzt  die 
Berufskrankheiten,   die   Arbeitsstätten,  überhaupt   die    besonderen 
Verhältnisse  kennt.    Viele  von  den  Krankenkassen,  die  zur  freien 
Arztwahl  übergegangen  sind,  haben  denn  auch  mit  ihr  keine  guten 
Srfahrungen  gemacht.     Ihre  Einführung  hat  zudem  fast  überall 
eine  Steigung  der  Ausgaben  bewirkt. 

Wenn  man  sich  beim  Allgemeinen  Knappschaftsverein  für  die 
fireie  Arztwahl  ausspräche,  so  wäre  man  jedenfalls  auch  gezwungen,    simnutioiL 
noch  weitere  Maßregeln  zur  Bekämpfung  des  unausrottbaren  Übels 
der  Simulation  zu  treffen,  das  sich  ohne  Zweifel  in  verstärktem 
Maße  zeigen  würde. 

Der  Simulation  suchte  man  bei  den  Knappschaftsvereinen  früher 
durch  eine  Kontrolle  sowie  dadurch  zu  begegnen,  daß  das  Kranken- 
geld nicht  gewährt  wurde,  wenn  der  Arzt  Sim-nlation  fOr  vorliegend 
erachtete.    Trotz  aller  Maßregeln  besteht  die  Simulation  aber  auch 
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heute  noch  fort    Dies  kommt  bis  zu  einem  gewissen  Giade  auch, 
in  der  Erankenziffer  und  in  den  Ausgaben  zum  Ausdrucke. 

Die  außerordentliche  Höhe  der  Erankenziffer  und  das  Wachsen 
dieser  Ziffer^)   sind  natürlich  nicht  dadurch  zu  erklären,  daS  im. 
Bergbau  die  Simulation  besonders  herrsche  und  zunähme.    Die  Höhd 
der  Erankenziffer  ist  vielmehr  in  der  Hauptsache  darauf  zur&ckzu— 
fahren,  daS   sich   die   Arbeit   der  Bergleute  unter  schwierigeren. 
Verhältnissen  yollzieht,  als  bei  den  meisten  anderen  Arbeitern.    Das 
Steigen  der  Erankenziffer  muß  in  erster  Linie  der  vergrößerten  Ar* 
beitsintensität  in  den  Betrieben  zugeschrieben  werden.    Beim  Stu~ 
dium  der  Erankenziffer  kommt  man  aber  doch  auf  die  Vermutung, 
daß  auch  die  Simulation  bei  der  Höhe  und  dem  Anwachsen  dieser 
LnwMhMu  der  Ziffer  eine  Bolle   spielt    In  dieser  Vermutung  wird  man  bestärkt» 
wenn  man   bedenkt,   daß  sich  die  Ausgaben  fdr  Eranke  auf  den 
Eopf  der  Mitglieder  von  1 886/87  bis  Anfang  der  90  er  Jahre,  schon 
um  300  »/o  erhöbt  hatten.    Die  durch  die  Lohnerhöhungen  bedingten 
Steigerungen  des  Erankengeldes  machen  gewiß  einen  nicht  geringen 
Teil  der  Mehrausgaben  aus.    Die  Erhöhung  der  Äxztehonorare  sowie 
der  große  Zuzug  von  Fremden  2)  hat  auch  zur  Erhöhung  der  Aus- 
gaben beigetragen.    Allein  die  Steigung  um  300<>/o  kann  durch  diese 
und  die  sonst  noch  in  Betracht  kommenden  umstände  noch  nicht 
in  ausreichendem  Maße  erklärt  werden.  Eigentümlich  genug  ist  es,  daß 
bei  schlechter  Arbeitslage,  bei  gelegentlichen  Feierperioden,  femer 
bei  Streiks  die  Zahl  der  Eranken  unverhältnismäßig  zunimmt  Wenn 
man  auch  die  in  solchen  Zeiten  vorhandene  geringere  Widerstands- 
fähigkeit gegen  Erankheiten  sowie  den  Umstand  berücksichtigt  daß 
leichte  Erankheiten,  die  bei  guter  Geschäftslage  keine  Unterbrechung 
der  Arbeit  bewirken  würden,  in   solchen   Zeiten   zur  Anmeldung 
kommen,   so  genügt  das  doch  zur  Erklärung  der  plötzlichen  großen 
Zunahme  der  Erankmeldungen  nicht    In  solchen  Perioden  wird  die 
Simulation  einen  erheblichen   Umfang   annehmen.  —  Im  ganzen 


1)  Siebe  Stat.  anf  S.  187. 

2)  Bei  den  Fremden  ist  die  Erankenziffer  höher  als  bei  den  Ein- 
heimischen. 1903  waren  von  den  Einbeimischen  57,9^0  krank,  von  den  aas 
den  östlichen  Provinzen  stammenden  Reichsdeutschen  öl^o«  von  den  Aus- 
ländem 78,6  7o;  1902  betrugen  die  korrespondierenden  Zahlen  55,7  bezw.  65j 
bezw.  85 7o.  (Verwaltungsbericht  1903  des  Allgemeinen  Knappschafts- 
yereins  S.  25). 
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neige  ich  der  Ansicht  zd,  daß  die  Simulation  sich  um  so  mehr 
seigt,  je  größer  die  Leistungen  einer  Kasse  sind.  Ich  nehme  des- 
hilb  aach  an^  daß  seit  dem  Inkrafttreten  des  Er.Y.O.,  und  dem 
Inkrafttreten  der  sozialen  Gesetze  überhaupt,  die  Simulation  unter 
den  Mitgliedern  der  Knappschaftsvereine  zugenommen  hat 

Die  großen  Krankenkassen  —  diese  Verhältnisse  liegen  bei  allen   Kranken- 
großen  Kassen  ähnlich  —  haben  sich  denn  auch  schon  bald  nach 
den  Inkrafttreten  des  Kr.Y  6.  genötigt  gesehen,  neben  der  Beauf- 
sichtigQng  durch  die  Ärzte  eine  besondere  Krankenkontrolle  einzu- 
flUiren. 

Während  die  übrigen  Organisationen  der  Krankenversicherung  Knanwohafto 
lu  diesem  Zwecke  Vertrauensleute  anstellen  mußten,  standen  die      '^*»^- 
Knappschaftsvereine  mit  ihrer  alten  Institution  der  Knappschafbs- 
Altesten  in  dieser  Beziehung  zunächst  besser  da.  Die  Knappschafts- 
Altesten  hatten  schon  immer  eine  Krankenkontrolle  ausgeübt     Sie 
nehmen  zwar  —  wie  schon  im  ersten  Abschnitte  8.  22  geschildert 
ist  —  zwischen  dem  Vorstande  und  den  Mitgliedern  eine  Zwitter- 
stellung ein,  durften  aber  damals  doch  für  unbefangen  genug  gelten, 
daß  man   von   ihnen   eine   ausreichende  Ausübung   der  Kranken- 
kontrolle erwarten  konnte.    Dies  wurde  anders,  als  bei  der  Gründung 
des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  —  wohl  unter  dem  Einflüsse 
der  Vorberatungen  über  die  Novelle  von  1892  —  ein  neuer  Modus 
fär  die  Wahl  der  Knappschafts-Altesten  eingeführt  wurde.    Wäh- 
rend der  Vorstand  früher  unter  den  in  jedem  Sprengel  in  öffent- 
licher Wahl  gewählten  3  Mitgliedern  die  geeignetste  Persönlichkeit 
aussuchen  konnte,  werden  seit  dem  1.  Juli  1890  die  Ältesten  ohne 
Mitwirkung  des  Vorstandes  allein  durch  die  Arbeiter,  und  zwar  in 
geheimer  und  direkter  Wahl,  gewählt  ^ 

Durch  die  geheime  Wahl,  bei  der  natürlich  stets  Parteiinteressen 
eine  große  Rolle  spielen,  ist  die  Einrichtung  der  Knappschafts-Ältesten 
allein  unter  den  Einfluß  der  Arbeiterschaft  gestellt  Während  die 
Arbeiter  früher  oft  ihre  Steiger  und  sonstige  Beamten  zu  Knapp- 
schafts-Altesten  gew^lt   hatten,   kommen  jetzt  nur  noch  Arbeite- 

1)  In  dem  Entwürfe  zu  dem  neuen  Titel  YII  war  zan&chst  die  allgemeine 
Einf&bmng  der  geheimen  Wahl  yorgesehen.  Das  Abgeordnetenbaus  hat  je- 
doch hierron  Abstand  genommen  und  die  Regelung  dieser  Angelegenheit  den 
ehuselnen  Knappschaftsvereinen  aberlassen.  Beim  Allgemeinen  Knappschafts- 
ferein  wird  es  ohne  Frage  bei  der  geheimen  Wahl  bleiben  (vergl.  Anm.  1  auf  S.  22). 

4* 
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kameradeD,  die  in  der  Hauptsache  nach  politischen  Gesichtspunkte 
ausgesocht  werden,  fOr  die  Wahl  in  Beträcht  0    Di®  Enappsdmft^* 
Ältesten  sind  heute  also  Beauftragte  der  Arbeiter,  die  sich  naaSi 
dem  Willen  ihrer  Wähler  richten  mfissen,  wenn  sie  ihr,  äbrigens  nilt 
gewissen  Einnahmen  verbundenes,  Amt  nicht  verlieren  wollen.    Si« 
können  deshalb  nicht  mehr  in  dem  firäheren  Maße  als  Funktionare 
des  Vorstandes  in  Frage  kommen. 
vertnooDt-  Dem  Yorstaude  blieb  deshalb  nichts  anderes  äbrig,  als  Organe 

zu  schaffen,  die,  unabhängig  von  den  Arbeitern,  die  Interessen  des 
Vereins  gegenüber  den  Versicherten  wahrnehmen  konnten  und  ein 
vollständig  unparteiisches  Verhalten  gewährleisteten.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  seit  1893  auch  beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein  | 
besondere  ErankenkontroUeure  unter  der  Bezeichnung  MVertrauens- 
leute^  angestellt 

Die  Tätigkeit  der  Vertrauensmänner  schließt  die  EontroUe 
durch  die  Enappschaftsältesten  aber  keineswegs  aus.  Die  Vertrauens- 
männer sind  keine  „  Oberältesten  ^,  wie  die  Arbeiter  sie  nennen, 
sondern  sie  wirken  ergänzend  neben  den  Enappschaftsältesten,  denen 
noch  genug  zu  tun  bleibt.  Es  ist  recht  bedauerlich,  daß  die  Ältesten 
—  deren  Position  durch  die  Anstellung  der  ErankenkontroUenre 
doch  sehr  viel  von  der  früheren  unangenehmen  Zwitterstellung  ver- 
loren hat  —  sowie  ein  großer  Teil  der  Arbeiter  die  vorgefaßte  Meinung 
gegen  die  Vertrauensmänner  nicht  im  Gesamtinteresse  fallen  lassen. 
Mit  der  Zeit  hätte  man  —  ganz  abgesehen  von  dem  angegebenen 
Grunde  —  doch  wohl  zu  besonderen  Kontrolleuren  kommen  mfissen, 
weil  die  Altesten,  denen  ja  meist  nur  die  Zeit  nach  der  Arbeit  zn 
der  Eontrolle  übrig  bleibt,  die  Revisionen  selbst  beim  besten  Willen 
nicht  in  dem  erforderlichen  Umfange  ausüben  können.  Eine  wirk- 
same Eontrolle  ist  aber  nicht  allein  im  finanziellen  Interesse  der 
Easse,  sondern,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  im  moralischen  Interesse 
der  Mitglieder  vonnöten.  Wenn  das  Erankengeld  leicht  erschwindelt 
werden  kann,  so  muß  das  mehr  und  mehr  entsittlichend  auf  die 
Eassenmitglieder  wirken.  Die  Einrichtung  der  Vertrauensmänner 
hat  ihre  Existenzberechtigung  übrigens  auch  dadurch  bewiesen,  daß 
die  Ausgaben  der  Easse  verhältnismäßig  geringer  geworden  sind. 

1)  Damit  die  Interessen  der  Beamten  nicbt  Tollst&ndig  bintenangesetzt 
werden  können,  ist  vorgeschlagen  worden,  den  Beamten  einige  Sitze  im  Vor- 
stände zuzuweisen. 
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Mitte  1905  wirkten  im  Rahrrevier  neben  310  Knappschafts- 
lltesten  15  Yertranensmänner.  1903  haben  die  Yertranensmänner 
185876  Kranke  (d.  s.  38<^/o  von  der  Oesamtzahl)  besacht  und 
nebenher  noch  eine  große  Zahl  Ton  Verfügongen  des  Vorstandes 
bezw.  der  Verwaltung  erledigt 

Der  Einfluß   des  Kr.V.6.   hat  sich  aber  noch  nach  anderen  EnnkonhAiiB- 
Achtungen  hm  gezeigt 

So  haben  wohl  alle  KnappschaftsTereine  den  §  7  des  Er. V.O. 

in  ihr  Statut  aufgenommen.     Dieser  Paragraph   sagt  u.  a.,   daß 

den  erkrankten   Mitgliedern    an    Stelle    der   üblichen   Unterstfitz- 

ongen  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Erankenhause  gewährt 

werden   kann,    wenn    der    Zustand    oder   das   Verhalten   des   £r- 

bankten  eine  fortgesetzte  Beobachtung  erfordert  0     Er  ermöglicht 

es  z.  B.  auch,  ledige  Eranke  oder  solche  verheiratete  Eranke,  denen 

tn  Hause  nicht  die  nötige  Pflege  angedeihen  kann,  und  bei  denen 

instaltspflege  raschere  Heilnng  verspricht,  einem  Erankenhause  zu 

fiberweisen.    Bei  Unterbringung   in   einem  Erankenhause   ist   den 

Xranken  der  die  Pflegekosten  übersteigende  Betrag   des  Eranken- 

geldes    auszuhändigen.     Wenn  Angehörige  vorhanden  sind,   deren 

Unterhalt   der  im  Erankenhause  Untergebrachte   bisher  bestritten 

bat|  so  ist  diesen  die  Hälfte  des  Erankengeldes  zu  bezahlen. 

Wie  diesen  §  7,  so  haben  die  Enappschaftskassen  noch  einige 
andere  für  sie  nicht  vorgeschriebene,  aber  als  zweckmäßig  erkannte 
Gesetzesbestimmungen  in  die  Satzungen  aufgenommen.  Vor  allem 
gilt  dies  von  der  Bestimmung  über  die  Doppelversicherung  (§  26  a  I). 

Uie  Doppelversicherung   könnte   für  die  Eassenmitglieder  ein     dopm. 
Mittel  sein,  um  ans  Erankheiten  unmittelbaren  Nutzen  zu  ziehen.  ^*      ^'^^ 
Eine  Versicherung  bei  zwei  Eassen,  zu  denen  Unternehmer  bei- 
tragen, ist  zwar  nicht  zulässig.    Dagegen  kann  sich  jedes  Mitglied 
einer  Erankenkasse  noch  bei  einer  der  vielen  freien  Eassen  ver- 
sichern.^ §26a  Abs.I  bestimmt  nun,  daß  bei  Doppel  Versicherung  das 

1)  Wenn  begrflndeter  Verdacht  der  Simulation  vorliegt,  so  ist  die  Über- 
weisung in  ein  Krankenhaus  ein  geeignetes  und  oft  angewandtes  Mittel,  den 
Simalanten  die  Lnst,  auf  Kosten  der  Arbeitsgenossen  zu  faulenKon,  zu  ver- 
treiban. 

2)  Krankengeldzuschußkassen,  Gewerk vereine.  Knappenvereine,  Krieger- 
vereine usw.  Selbsverst&ndlich  ist  es  für  die  Arbeiter  nur  rätlich,  sieb  durch 
Erwerb  der  Mitgliedschaft  bei  einer  dieser  Kassen,  deren  Satzungen  meist 
dem  §  26  a  I  angepaßt  sind,  eine  ZusatzunterstOtzung  zu  sichern. 
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Krankengeld  in  der  Weise  zu  kürzen  ist,  daß  die  Bezüge  zosammeii 
den  yollen  Betrag  des  durchschnittlichen  Lohnes  nicht  überschreiten. 
Damit  eine  Eontrolle  möglich  ist,  mnß  der  Beitritt  zu  Nebenkassen 
dem  EnappschaftsTorstande  angezeigt  werden.  —  Vor  dem  Er.Y.G. 
war  in  den  Statuten  der  Enappschaftsvereine  über  die  Doppelver- 
sicherung überhaupt  nichts  gesagt. 

Weiter  hat  der  Allgemeine  Enappschaftsverein  den  §  26  a  Abs.  IL 
Ziffer  3  des  Er.V.O.,  wonach  den  Mitgliedern,  die  im  Laufe  eines  Zeit— 
raumes  Ton  12  Monaten  für  26  Wochen  Erankenunterstützung  bezogeoL 
haben,  bei  Wiedereintritt  derselben  Erankheit  im  Laufe  der  nächsten 
12  Monate   nur   für   13  Wochen  Unterstützung   im    gesetzlichen 
Mindestmaße  gewährt  zu  werden  braucht,  für  seine  unständigen  Mit- 
glieder übernommen.  — 
htsntfitiaiigt-        Noch  eine  andere  indirekte  Wirkung  von  namhafter  Bedeutuu]^ 
iBukenkaasen  hat  das  Er.Y.G.  ausgcübt.    Die  Enappschaftskassen  des  Buhrreviers 
^  sind,  wie  dargelegt,  hinsichtlich  des  Ereises  der  versicherten  Personen 

im  allgemeinen  nicht  über  die  Mindestforderungen  des  Gesetzes 
hinausgegangen.  Da  die  Erankenkassen  nach  dem  Er.Y.G.  aber  über 
die  Mindestleistungen  hinausgehen  und  insbesondere  auch  die  Familien* 
Unterstützung  (freie  Eur  und  Arznei  far  die  Familienangehörigen 
der  Yersicherten )  einführen  dürfen,  so  bestand  für  die  Bergleute,^ 
die  bisher  mit  ihrem  Unterstützungswesen  den  übrigen  Arbeitern 
weit  voraus  waren,  die  Gefahr,  daß  sie  von  anderen  Arbeiterkate- 
gorien  überholt  werden  konnten.  Zahlreiche  Erankenkassen  haben 
auch  in  der  Tat  von  der  Erlaubnis  Gebrauch  gemacht  und  Familien- 
behandlung eingeführt. 

Für  die  Bergleute  mußte  deshalb ,  darüber  waren  sich  die  Be- 
teiligten klar,  etwas  Ähnliches  geschaffen  werden.  Der  Allgemeine 
Enappschaftsverein  mit  seinem  Yereinsgebiete  von  ungefähr  3000  qkm 
und  seinen  vielen  tausend  Mitgliedern  konnte  die  Aufgabe  aber 
nicht  gut  übernehmen.  Die  Familienversicherung  entsprach  auch 
weniger  dem  Charakter  des  Enappschaftsinstituts.  Für  den  Zweck 
waren  solche  Organisationen  besser  geeignet,  die  einen  engeren 
Ereis  von  Yersicherten,  z.  B.  die  unter  gleichen  Arbeitsbedingungen 
stehende  Belegschaft  eines  Werkes,  umfaßten.  Solche  Organisationen 
konnten  die  Unterstützungen  im  ganzen  und  in  den  Einzelfallen 
mehr  den  Yerbältnissen  anpassen  und  auch  über  den  Buchstaben 
hinaus  an  der  Hebung  und  Festigung  der  wirtschaftlichen  Lage  der 
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Ktglieder  arbeiten.  So  haben  sich  denn  im  Bahrkohlenbezirke 
tof  &8t  allen  Zechen  ohne  jegliche  gesetzliche  Gmndlage  Werks- 
onterstQtzongskassen  gebildet,  die  Ton  den  Arbeitern  vielfach  als 
iPfennigkassen "  bezeichnet  wurden,  und  deren  Satzungen  teilweise 
sehon  damals  den  Beitrittszwang  aussprachen.  Auf  manchen  Weiken 
waren  schon  von  früher  her  Unterstützungskassen  vorhanden,  die 
sieh  nun  neu  organisierten  und  neues  Leben  entfalteten.  Nach 
einer  Feststellung  des  Oberbergamtes  waren  im  Jahre  1894  im 
Bohirevier  163  solcher  Unterstützungskassen  vorhanden.  1896 
stellten  die  Werkbesitzer  des  Bezirkes  einheitliche  Orundsätze  für 
diese  Kassen  auf.  Bei  vielen  tragen  die  Werkbesitzer  die  Kosten 
ganz  oder  zum  großen  Teile.  Manche  Kassen  sind  auch  durch  die 
Werkbesitzer  mit  Stiftungen  bedacht  worden.  Die  in  der  Arbeits- 
ordnung festgelegten  Strafgelder  fließen  diesen  Kassen  zu,  des- 
gleichen die  als  Strafe  anzusehenden  Abzüge,  die  den  Kamerad- 
schaften wegen  ungenügender  oder  vorschriftswidriger  Arbeit  bis 
Tor  kurzem  gemacht  wurden  (Nullen). 

Früher  standen  die  Strafgelder  und  die  Abzüge,  wie  das  Reichs- 
gericht erkannt  hatte,  den  Knappschafts-  und  nicht  den  Werks- 
kassen zu.  0  Die  Novelle  zum  A.B.O.  vom  24.  Juni  1892  änderte 
dies  durch  den  §  80 d;  die  Strafgelder  konnten  nun  auch  den  Werks- 
onterstützungskassen  überwiesen  werden.  Im  Ruhrrevier  sind  die 
Gelder  übrigens  immer  den  Werkskassen  und  nicht  den  Knapp- 
schaftsvereinen zugeflossen. 

Durch  die  Bestimmung  im  §  80  f  der  Novelle  zum  A.B.O.  vom 
14.  Juli  1905  ist  für  die  Werke  mit  in  der  Regel  100  Arbeitern 
eine  Unterstützungskasse  obligatorisch  geworden.  Den  Arbeitern 
steht  mindestens  die  Hälfte  der  Sitze  im  Kassenvorstande  zu.  Alle 
Strafgelder  müssen  diesen  Kassen  zufließen. 

Stehen  diese  Werkskassen  auch  nicht  in  direktem  Zusammen- 
hang mit  dem  Allgemeinen  Knappschaftsvereine,'^)  so  durften  sie  hier 
dennoch  um  so  eher  angeführt  werden,  als  das  Kr. V.O.  für  ihre  Aus- 
gestaltang von  ausschlaggebendem  Einflüsse  gewesen  ist.  — 

Fassen  wir  nun  die  Einwirkungen  des  Kr.V.G.  auf  die  Knapp-  bmob^ 
Schaftsvereine  noch  einmal  kurz  zusammen. 


1)  GlOckaaf,  Jbrg.  1891,  S.  524. 

2)  Die  Kassen  unterliegen  dem  Reichsgesetze  über  die  privaten  Ver- 
liclierongsimternehmungen  vom  12.  Mai  1901. 
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Die  wenigen  Vorschriften  des  A.B.G.  Aber  das  Krankenkassen- 
Wesen  haben  durch  das  Er.V.G.  eine  erhebliche  Erweiterung  er- 
fahren. Die  wichtige  soziale  Einrichtung  der  Erankenfärsorge  hat 
dadurch  ffir  die  Bergleute  an  Bedeutung  und  Umfang  gewonnen 
und  ihre  gesetzliche  Grundlage  ist  bestimmter  geworden.  Es  ist 
nicht  nur  die  Art  der  zu  gewährenden  Leistungen  genauer  fixier^ 
sondern  auch  der  Umfang  der  Leistungen  festgelegt  worden,  dessei. 
Bestimmung  bis  dahin  den  Beteiligten  überlassen  war.  Heute  müssen 
auch  die  minderberechtigten,  die  unständigen  Mitglieder,  die  troti 
ihrer  großen  Zahl  bei  den  Enappschaftsvereinen  eigentlich  mehr  die 
Geduldeten  waren,  angemessen  versorgt  werden.  Das  Er.V.G.  kennt 
eben  keine  verschiedenen  Klassen  von  Arbeitern ;  bei  ihm  sind  alle 
Arbeiter  gleichberechtigt.  Diese  Tendenz  des  Kr.V.G.  mußten  sidi 
die  Knappschaftsvereine  mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Gesetzes, 
mit  dem  Inkrafttreten  der  Novellen,  immer  mehr  zu  eigen  machen. 
Durch  die  Novelle  von  1903  wurde  der  schon  gemildette  traditio- 
nelle Unterschied  zwischen  den  Mitgliedern  fast  völlig  beseitigt 
Kommen  die  Vorteile  des  Kr.V.G.  so  vor  allem  den  unständigen  Mitr 
gliedern  zugute,  so  können  aber  auch  die  ständigen  Mitglieder 
mit  der  Neuregelung  der  Krankenversicherung  wohl  zufrieden  sein. 
Sie  erhalten  nicht  mehr,  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
zwei  Klassen,  einen  feststehenden  Betrag  als  Krankengeld,  sondern 
die  Barunterstützungen  schließen  sich  nun  unmittelbar  an  die  tat- 
sächlichen Lebensverhältnisse  an,  für  die  ja  bei  den  Arbeitern  der  Lohn 
der  normale  Maßstab  ist  Daß  dieses  individualisierende  Vorgehen, 
zu  dem  den  Ejiappschaftsvereinen  noch  mehr  Spielraum  als  den 
sonstigen  reichsgesetzlichen  Krankenkassen  gelassen  wurde,  vielfach 
eine  erhebliche  Erhöhung  des  Krankengeldes  mit  sich  gebracht  hat, 
haben  wir  an  etlichen  Beispielen  gesehen.  Derselbe  Erfolg  hat  sich 
auch  bei  der  Neuordnung  des  Sterbegeldes  gezeigt,  die  das  erste 
Reichs-Arbeiterversicherungsgesetz  nötig  machte.  Das  Kr.V.G.  ver- 
besserte auch  nicht  nur  die  Verhältnisse  für  die  bisherigen  Knapp- 
schaftsmitglieder, sondern  es  zwang  die  Vereine,  den  Kreis  der  Mit- 
glieder zu  erweitern.  Einzige  Voraussetzung  für  die  Mitgliedschaft 
ist  eben  heute  die  Beschäftigung  im  Bergwerksbetriebe ;  alle  anderen 
Eintrittsbedingungen  sind  aufgehoben. 

Wie   auf  die  Versicherten,    so   hat  das  Beichsgesetz  auch  aof 
die  Ejiappschaftvereine  als  solche  im  günstigen  Sinne  eingewirkt.  Von 
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der  einheitlichen  Enappschaftkasse,  welche  die  verschiedenartigsten  Lei- 
itnngen  gewährte,  worde  das  Erankenwesen  abgelöst  and  einer  für  sich 
m  fährenden  besonderen  Eassenabteilung  überwiesen.  Wir  haben  ge- 
sehen, wie  anf  diese  Weise  eine  Gesundung  der  Enappschaftsvereine 
in  finanzieller  Hinsicht  eingeleitet  worden  ist^  indem  die  Abzweigung 
ind  die  dadurch  bedingte  Neufestsetzang  der  Beiträge  den  Vereinen 
Anlaß  gegeben  hat,  die  Deckangsfrage  einmal  gründlich  in  ihrem 
Tollen  umfange  ins  Ange  zu  fassen.  Die  Rücklage,  die  früher 
oft  in  Anspruch  genommen  wurde,  ist  seit  dem  Inkrafttreten  des 
Er. V.O.  unangetastet  geblieben  und  stetig  erheblich  gewachsen. 

Wir  haben  endlich  auch  gesehen,  daß  das  Er.V.G.  zu  einer 
Ausgestaltung  der  Werksunterstützungskassen  geführt  hat  und  daß 
80  eine  vermehrte  Möglichkeit  geschafien  worden  ist^  bedürftigen 
Bergmannsfamilien  zu  besseren  Verhältnissen  zu  verhelfen. 

Wir  können  hiemach  mit  bestem  Becht«  sagen ,  daß  das  Er.V.6. 
dem  Enappschaftsinstitute  und  den  Bergleuten  zum  Segen  ge- 
reicht hat 
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2.  EapiteL 

Die  Elnirlrkimg  des  ünfallyerslclienuigsgetzes  auf  die 

EnappsehaftsTerelne.  ^ 

Einidtong.  Die  Unverkennbare  Notwendigkeit  gesetzlicher  Fürsorge  för  Arbeiter, 
welche  durch  einen  Unfall  aus  ihrem  Gewerbe  heraasgerissen  und 
fflr  ihr  Leben  lang  ganz  oder  teilweise  erwerbsunfähige  Krüppel 
werden,  hatte  bereits  im  Jahre  1871  znm  Erlasse  des  sogenanntei 
Haftpflichtgesetzes  geführt.  Da  aber  mit  dem  Prinzip  des  Schaden- 
ersatzes, das  in  erster  Linie  den  Nachweis  des  Zusammenhanges 
zwischen  Schuld  und  Schaden  erfordert,  ein  befriedigender  Erfolg 
nicht  zu  erzielen  war,  rückte  bald  der  Gedanke  einer  offenüidt- 
rechtlichen  Versicherung  näher. 

Als  zweites  der  großen  Sozialgesetze  ist  das  ünfallversicherungs- 
gesetz  unter  dem  6.  Juli  1884  zustande  gekommen.    Am  30.  Jani 
1900  hat  es  eine  neue  Fassung  erhalten;  sie  ist  am  1.  Oktober  1900, 
genau  15  Jahre  nach  dem  Likrafttreten  des  ersten  Gesetzes  (1.  Ok- 
tober 1885),  in  Gültigkeit  getreten. 
lernfNianossen        Die  Unfallversicherung  hat  ihre  Träger  in  den  Berufsgenossen- 
schaften. Privatversicherungen  oder  Gegenseitigkeitsanstalten  anderer 
Art  treten   nicht  mit  ihnen  in  Wettbewerb.    Die  Berufsgenossen- 
schaften   umfassen  alle  Unternehmer  eines  Industriezweiges   oder 
mehrerer  in  ihren  wirtschaftlichen  Interessen  yerwandter  Industrie- 
zweige  innerhalb  des  ganzen  Reiches  oder  eines  engeren  Gebietes. 
Solche  Vereinigungen  der  Unternehmer  waren  vor  dem  Unf.V.G. 
nicht  vorhanden;  sie  mußten  daher  vollständig  neu  gebildet  werden. 
Berflekaiohti-.         In  den  Enappschafts Vereinen  war  bereits  ein  Zusammenschla& 
Sämf^zeinrsämtlicher  Bergwerksunternebmer   eines   bestimmten   Bezirkes  ge- 
liohenugs^  geben.    Allein  obschon  den  Enappschaftsvereinen  bis  dahin  die  ün- 
*^***^      fallfürsorge  des  A.B.G.  übertragen  war,  konnte  sich  das  Unf.V.G. 
im  Gegensatz  zum  Kr.V.G.  dieser  Einrichtung  darum  nicht  bedienen, 
weil  bei  den  Enappschaftsvereinen  Arbeiter  und  Unternehmer  ein 
organisches  Ganzes  bildeten.  Eine  öffentlich-rechtliche  Versicherungs- 
gemeinschaft der  Unternehmer  allein  ließ  sich  in  den  Bahmen  der 
Enappschaftsvereine  nicht  einfügen.    Die  Reichsregierung,   die  den 

•  — 

1)  y.  WoBDTKB,  Das  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884.  Berlin 
1885.  —  Caspar.  Gewerbe- UnfalWersicheruDgsgesetz.  Quttentagsche  Sammlung. 
Berlin  1904. 
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Eioappschaftsyereinen  zunächst  Entgegenkommen  in  Aussicht  gestellt 
liitte  (Ministerialerlaß  an  die  Oberbergamter  vom  1.  Oktober  1883)0« 
um  deshalb  schließlich  dazu,  die  Enappschaftsvereine  flberhaupt 
liebt  besonders  zu  berücksichtigen,  sondern  die  Einrichtung  yon 
[nappschaftsberufsgenossenschaften  zu  fordern.  Der  Reichsti^  war 
hex  der  Meinung,  daß  hierbei  den  Wünschen  der  Enappschaftsvereine 
loch  wenigstens  in  einigen  Punkten  entsprochen  und  im  Zusammen- 
löge damit  auch  der  Eigenart  des  Bergbaues  nach  einer  bestimmten 
tiehtung  Rechnung  getragen  werden  sollte.  Auf  Antrag  des  Ab- 
leordneten  Leuschner-Eisleben  wurde  für  die  Knappschafts-Berufs-^ 
Wssenschaften  ein  besonderer  Paragraph  (§  94)  in  das  Gesetz  auf-^ 
kommen.  Die  Knappschafts-Berufsgenossenschaften  sind  die  ein- 
igen, welche  im  Gesetz  besonders  bebandelt  werden. 
Der  §  94  lautet: 

TiUütemehmer  von  Betrieben,  welche  landesgesetzlich  bestehen- 
^  Enappschaftsverbänden  angehören,  können  auf  Antrag  der 
orstände  der  letzteren  nach  Maßgabe  der  §§  12  ff.  vom  Bundesrat 
1  Knappschafts-Berufsgenossenschaften  vereinigt  werden. 

,,Die  Enappschafts-Berufsgenossenschaften  können  durch  Statut 
stimmen : 

a)  daß   die  Entschädigungsbeträge    auch    über    fünfzig   Prozent 
(seit  1900  über  75  ^/o)  hinaus  (§  29)  von  denjenigen  Sektionen  zu 
tragen  sind,  in  deren  Bezirken  die  Unfälle  eingetreten  sind;     - 
1))  daß  den  Enappschaftsältesten  die  Funktionen  der  im  §  41  be- 
zeichneten Vertreter  der  Arbeiter  übertragen  werden; 

c)  daß  Enappschaftsälteste  stimmberechtigte  Mitglieder  des  Ge- 
nossenschaftsvorstandes oder,  sofern  die  Enappschafts-Berufs- 
genossenschaft  in  Sektionen  geteilt  ist,  der  Sektionsvorstände  sind; 

d)  daß  die  Auszahlung  der  Entschädigungen  durch  die  Enapp- 
Schaftskassen  bewirkt  wird  (§  69).^ 
Die  Enappschaftsvereine  konnten  also  nicht  mehr  die  alte  Zen- 

üatelle  für  die  Unterstützungen  der  Bergleute  bleiben ;  sie  mußten 
3  Unfallfürsorge  an  eine  andere  Organisation  abgeben.  Das  A.B.G. 
ur  in  dieser  Beziehung  durch  das  Reichsgesetz  abgeändert. 

Nach  dem  Wortlaut  des  §  94  hätten  die  in  den  größeren  oder  Knapp^h&fi». 
eineren  Enappschaftsverbänden   vereinigten   Unternehmer  beson-     Bohaftan. 


1)  Glackaaf  Jahrg.  1S83  Nr.  82. 


60  2.  Kapitel. 

dere  Enappsohafts-Berufsgenossensohaften  bilden  können.     Dahin- 
gehende Versnobe  einzelner  Verbände  —  so  des  Obersohlesisdien 
Vereins  nnd  des  Enappsohaftsverbandes  für  das  Eönigreioh  Sachsen — 
fanden  jedoch  nicht  die  Zastimmang  des  Beicbsversicherangsamtes 
und  des  Bundesrates,^)    Die  verbündeten  Begierungen  gingen  von 
der  Erwägung  aus,   daß  die  Unternehmer,   für  deren  Betriebe  be- 
sondere Knappschaftsvereine  bestanden,  schließlich  allein  daständen, 
wenn  die  zu  Knappschaftsverbänden  gehörenden  Unternehmer  selb- 
ständige Knappschafts-Berufsgenossenschaften  für  sich  bildeten.  Die 
übrig   gebliebenen   weit  zerstreut   wohnenden  und  unter  den  ver- 
schiedenartigsten Voraussetzungen  arbeitenden  Unternehmer  hätten 
dann  zu  einer  oder  mehreren  Berufsgenossenschaften   zusammen- 
gelesen werden  müssen,  deren  finanzielle  Sicherheit  die  Regierung  — 
besonders  in  Anbetracht  der  im  Bergbau  bestehenden  relativ  großen  Qe- 
fahr  von  Massenunglücksfällen  —  nicht  als  ausreichend  ansah. ^j  Die 
Bildung  derartiger  Berufsgenossenschaften  lag  auch  gar  nicht  in  der  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers,  der  sich  unter  „  Knappschaftsverbänden^  Ver- 
einigungen aller  Knappschaftsvereine  eines  oder  mehrerer  Oberberg- 
amtsbezirke, nicht  aber  zahlreiche  kleinere  Verbände  vorgestellt  hatte. 
Aber  auch  dieser  Gedanke  des  Gesetzgebers  sollte  nicht  ver- 
wirklicht werden.    Es  wurde  zuletzt  ein  besserer  Ausweg  gefunden 
durch  die  Vereinigung  aller  Bergwerksbesitzer  des  Deutschen  Reiches 
zu  einer  einzigen  Knappschafts-Berufsgenossenschaft%     Dank  des 
kurz  vorher  erfolgten  Zusammenschlusses  der  Knappschaftsvereine  zn 
dem  Allgemeinen  Deutschen  Knappschaftsverbande  voll- 
zog sich  die  Bildung  dieser  Berufsgenossenschaft  ohne  Schwierigkeiten. 
Allgemeiner         1882  wareu  uämlich  auf  Einladung  des  Verbandes  der  zahl- 
Knanwobafts-  reichen  Knappschaftsvereine  des  Oberbergamtsbezirks  Bonn  in  Berlin 
Vertreter  der  Vorstände  der  meisten  deutschen  Knappschaftsvereine 
zusammengetreten,  einerseits,  um  der  Regierung  bei  den  sozialpoli- 
tischen Gesetzen  mit  den  in  den  Vereinen  gesammelten  Erfahrungen 
zu  dienen,  andrerseits,  um  auf  die  besonderen  Interessen  der  alten 
Knappschaftskassen  hinzuweisen. 3)    Auf  diesem  Kongresse    ist  die 


1)  Vergl   Glückauf   Jhrg.  18S5,  Nr.  5  uud  6. 

2)  Siehe  Glückauf   Jhrg.  18S4,  Nr.  74. 

3)  Drucksachen  des  Verbandes  der  Knappscbaftsvoreine  im  Obcrbei^ 
amtsbezirke  Bonn  1873—1854  (im  Buchhandel  nicht  erschienen).  Ycrgl.  auch 
Simons,  Deutsches   Enappschaftswesen.    Mainz  1S95.   S.  13. 
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Irflndong  des  Allgemeinen  deutschen  Enappschaflsverbandes  er- 
dgt  Daselbst  ist  aaoh  der  Beschloß  gefaßt  worden ,  gemein- 
im  Yorzagehen,  wenn  die  za  erwartenden  sozialen  Gesetze 
iganisatorische  Yeränderongen  bei  den  Enappschaftsvereinen  nötig 
iaehen  sollten.  In  der  Tat  wnrde  dann  bald  in  Resolutionen 
1  dem  zweiten  Entwürfe  des  ünf.V.O.  Stellung  genommen. 
iB  der  Verband  anch  zar  Erleichterang  der  DurchfOiintng  des 
i.y.G.  ein  Normalstatut  entwarf,  ist  früher  schon  erwähnt  worden.^) 
as  Hauptwerk  des  Verbandes  ist  aber  die  Regelung  der  TJnfall- 
sncberung  im  Bergbau.  Fast  einmütig  kam  man  am  17.  No- 
)mber  1884  überein,  eine  Reicbs-Berufsgenossenschaft  zu  bilden.^) 
it  dieser  Schöpfung  hat  der  Allgemeine  Deutsche  Knappschafts- 
irband,  der  nie  ein  festes  Gefüge  erhalten  hat  und  keine  Statuten 
isitzt,  den  Höhepunkt  seiner  Wirksamkeit  erreicht.  Seitdem  ist 
\  nicht  viel  von  ihm  zu  berichten.  Er  ist  kurz  nach  der  Grün- 
iDg  der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  noch  einige  Male  zu- 
mmengetreten  und  hat  dann  lange  Zeit  hindurch  geschlummert 
st  1899  ist  er  durch  den  Allgemeinen  EnappschaftsTerein  zu  Bochum 
oder  ins  Leben  zurückgerufen  worden,  um  über  den  Entwurf  des 
uen  TJnf.V.G.  ein  Gutachten  abzugeben.  Neuerdings  hat  sich 
r  Verband  auch  mit  dem  Entwürfe  zu  dem  neuen  Titel  Vn 
B:G.  befaßt.3) 

Nachdem  der  Bundesrat  von  dem  Antrage  auf  Gründung  einer  oründnmp  dor 
dchsknappschaftsberufsgenossenschaft  Kenntnis  genommen  und  sich  Mhafts-ser^ 
r  Form  wegen   durch    das  Reichsversicherungsamt  yergewissert*®'***^"*'^''^ 
tte,  daß  die  nötige  Zahl  der  in  Frage  kommenden  Werkbesitzer 
it   diesem   Beschlüsse  einverstanden   war,  4)    genehmigte   er  am 
:.  Mai   1885  gemäß  §  15  des  Gesetzes  die  Berufsgenossenschaft 
1er  deutschen  knappschaftspfiichtigen  Werke.  Der  preußische  Fiskus 
it  seinem  gewaltigen  Bergbau  schloß  sich  dem  Privatbergbau  ohne 
dteres   an,   obwohl  im   allgemeinen,  wenn  das  Reich  oder  ein 


1)  Siehe  S.  26. 

2)  Jahresbericht  1885  der  Knappschafts-BerufsgenosseDSchaft.    S.  1. 

3)  Die  organisierten  christlichen  Bergarbeiter  und  der  sozialdemokratische 
srband  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  hatten  früher  schon  za  dem  Entwürfe 
18  neuen  Titels  Yll  Stellang  genommen. 

4)  YergL  §  13  des  Unf.V.G.  von  1SS4. 
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Bondesstaat  als  TJnternehmer  auftritt,  die  Eingliederung  in  eine 
Berofsgenossenschaft  nicht  stattzufinden  braucht 

Die  Enappschafts-Berufsgenossenschaft,  mit  dem  Sitze  in  Bedin, 
umfaßt  alle  Betriebe,  die  landesgesetzlich  bestehenden  Enappschafis- 
vereinen  angehören.  Ausgenommen  sind  die  nicht  bergbauUchen 
Unternehmungen  wie  Hütten-  und  Stahlwerke,  die  früher  knapp- 
schaftspfiichtig  waren.  Diese  Betriebe  bilden  sechs  besondere  Berofi- 
genossenschaften. 

Wie  bei  den  anderen  Berufsgenossenschaften,  tritt  die  Hit- 
gliedschaft ipso  jure  ein,  sobald  ein  yersicherungspfiichtiger  Betrieb 
eröffnet  ist  Nach  den  §§11  und  35  hat  jeder  Unternehmer  eines 
knappschafbspflichtigen  Betriebes  diesen  bei  der  unteren  Verwaltongs- 
behörde,  dem  Bergrevierbeamten,  anzumelden.  Diese  Behörde  gibt 
dem  Genossenschaftsvorstande  Nachricht,  der  dann  die  yersicherten 
Betriebe  im  Genossenschaftskataster  zusammenstellt  (§  37). 

Die  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  ist  die  größte  der  66  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften.  Sie  umfaßte  1903  in  1938  Be- 
trieben 619  798  versicherte  Personen.^)  Das  Gesetz  der  großen 
Zahl  findet  also  bei  der  Enappschafts  -  Berufsgenossenschaft  ve^ 
hältnismäßig  größtmöglichste  Anwendung, 
ezentniiaation  So  Vorteilhaft  —  insbesondere  in  finanzieller  Hinsicht  —  diese 
onen.  ^^^j^j^^j.  g^^Q^^Q  Zentralisation   auch  war ,  ließ   es  sich  doch  nicht 

yermeiden,  die  Berufsgenossenschaften  in  örtliche  Unterabteilungen 
zu  gliedern.  Die  Verwaltung  der  gesamten  Geschäfte  konnte  nicht 
von  einer  einzigen  Stelle  aus  geführt  werden.  Dafür  waren  die  Ver- 
hältnisse in  den  einzelnen  Bergbaudistrikten  des  weiten  Reiches  zu 
verschieden.  Auf  die  erforderliche  Sicherheit,  Schnelligkeit  und  Ein- 
fachheit der  Durchführung  der  oft  verwickelten  Aufgaben  der  Be- 
rufsgenossenschaft hätte  kaum  gerechnet  werden  können.  Man  machte 
daher  von  der  Bestimmung  des  §  19  Gebrauch,  wonach  durch  das 
Statut  einer  Berufsgenossenschaft  örtlich  abgegrenzte  Sektionen  ge- 
bildet werden  können. 

Die  Sektionen  mußten  räumlich  passend  abgegrenzt  werden. 
Eine  solche  Abgrenzung  war  aber  schon  zum  größten  Teile  in  den 
Bezirken  der  Bergbehörden,  in  Preußen  der  Oberbergämter,  gegeben. 
Die  Sektionen  wurden  daher  in  Preußen  an  die  fünf  Oberbergämter 


1)  Jahresbericht  1903  der  Enappschafts-BerufsgenossenBchaft    S.  47. 
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angelehnt:  Bonn  (Sektion  I),  Dortmund  (Sektion  ü),  Elausthal 
Aktion  m),  Halle  (Sektion  IV),  Breslau  (Sektion  V  und  VI).  Das 
KSnigreich  Sachsen  bildet  die  Sektion  Vn  and  Sflddeutschland  die 
Sektion  VIIL  Die  mitteldeutschen  Kleinstaaten  sind  den  angren- 
lenden  Sektionen  zugewiesen  worden.  Allerdings  deckt  sich  nur  die 
Sektion  II  vollständig  mit  dem  Oberbergamtsbezirke  (Dortmund),  sektkmn. 
Diese  Sektion,  die  sich  westlich  bis  an  den  Rhein,  südwestlich  bis 
Dfisseldorf,  östlich  bis  zur  Weser  und  sudöstlich  bis  ins  Fürstentum 
Lippe  erstreckt,  ist  die  bedeutendste.  Sie  kommt  an  Bedeutung  den 
Blnigen  sieben  Sektionen  zusammen  gleich.^) 

Die  Enappschaftsvereine  dieses  Bezirkes  sind  außer  dem  dasRuhr- 
tevier  umfassenden  Allgemeinen  Enappschaftsverein  zu  Bochum  noch 
folgende  elf  Vereine,  die  zu  einzelliegenden  Bergwerksbetrieben 
bezw.  Salinen  gehören:  1.  Ibbenbürener,  2.  Piesberger,  3.  Minden- 
Bayensberger,  4.  Neusalzwerker,  5.  Salzkottener,  6.  Rothenfelder, 
l  Gk)ttesgabener  und  8.  Sassendorfer  Verein,  9.  Knappschaftsver^n 
or-die  Georgs-Marienhütte,  10.  Knappschaftsverein  der  Salinen 
XTerl,  Neuwerk  und  Hoppe,  11.  Enappscbaftsverein  der  Saline 
V'estemkotten.  Wie  schon  die  Namen  dieser  —  auch  heute  noch 
estehenden  —  elf  Vereine  ergeben,  handelt  es  sich  um  rein  lokale 
änrichtungen.  1903  umfaßten  diese  Vereine  zusammen  24  Betriebe 
nd  4779  Mitglieder.  Von  den  4779  Personen  entfielen  aber  mehr 
Is  die  Hälfte  allein  auf  die  Georgs-Marienhütte  bei  Osnabrück. 2) 
Ke  Einnahmen  der  elf  Vereine  betrugen  1903  zusammen  423  283  Mk.^) 
Gegenüber  dem  Allgemeinen  Enappschaftsvereine  mit  ungefähr 
60000  Mitgliedern  und  über  31  V/2  Millionen  Mk.  Einnahmen 
erschwinden  diese  Vereine  vollständig.  Man  kann  deshalb  kurz 
agen,  daß  die  Sektion  II  das  Ruhrrevier  umfaßt.  —  Diesen  Ver- 
lältnissen  entsprechend  nahm  die  Sektion  n  damals  ihren  Sitz  in 
iochum,  dem  Sitze  des  größten  Enappschaftsvereins,  des  Märkischen 
Tereins. 

Die  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  ist  eine  vollständig  neue  orKanisation 
Hinrichtung.     Mit  den  Enappschaftsvereinen  steht   sie  in  keinem  sctiJts-Berafs- 

geno— oPBohaft 


1)  Siehe  Stat  46  und  48  auf  S.  219  and  220. 

2)  Die  Georgs-Marienhatte   kommt   aber  für  die  Knappschafts-BerufB- 
;enot8en8chaft  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  Bergbau  betreibt. 

3)  Statistik  der  Knappschaftsvereine   des  preußischen   Staates.     Zei- 
tchrift  für  Berg-,  Hatten-  and  Salinenwesen.    1904.    S.  10  and  S.  3S. 
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orgamsohen  Znsammenhang.  Von  den  anderen  BernCBgenosaen- 
scbaften  nntersoheidet  sie  sich  in  der  Haüptsaehe  nnr  dadnrdi,  daft 
ihre  Sektionen  naoh  §94  Absatz  2a anch  Aber 50<^/o  (seit  1900 76«^) 
ihrer  ünfallast  tragen  können,  eine  Bestimmung,  die  auf  die  Eigenart 
des  Bergbaues  Bücksicht  nimmt 

Wie  bei  jeder  Berufsgenossenschaft  finden  wir  die  Institatiim 
der  Oenossenschaftsyersammlung;  sie  wird  von  den  Sektionen  nach 
der  Zahl  der  Versicherten  unter  Berücksichtigung  der  Versohieden- 
artigkeit  der  Betriebe  mit  Delegierten  beschickt    Die   Gtonossen- 
schaftsversammlung  wählt  den  Oenossenschaftsvorstand,  stellt  den 
Verwaltungsetat  fest,  prüft  die  Jahresrechnungen,  beschließt  Aber 
die  Änderungen  der  Satzungen  u.  a.    16  Mitglieder  bilden  den  Ge- 
nossenschaftsvorstand,  in  dem  die  acht  Sektionen  und  die  yerschie- 
denen  Zweige  des  Bergbaues  —  der  Steinkohlen-,  Braunkohlen-, 
Eisenstein-  und  Salzbergbau  sowie  die  Salinen  und  die  metallischen 
Grjiben  —  je  eine  Stimme  haben.    Diesem  Vorstande,  der  Beprl- 
sentant  der  Bechtspersönlichkeit  ist,    untersteht   die  Verwaltung 
der  Gesamtgenossenschaft     Ihm  liegt  auch   die  Einrichtung  der 
Schiedsgerichte  und  die  Ansammlung  eines  Reservefonds  ob.    Neben 
der  Zentralverwaltung  hat  jede  Sektion  ihre   besondere  Sektions- 
versammlung  und    ihren   Sektionsvorstand.     Die  Sektionsversamm- 
lung besteht  aus  sämtlichen  Mitgliedern  der  Sektion.     Dem  von 
dieser  Versammlung  gewählten  Sektionsvorstande  liegt  die  eigent- 
liche Durchführung  der  Unfallversicherung  ob.    Er  setzt  die  Ent- 
schädigungen fest,  schließt  Verträge  mit  Ärzten,   Krankenkassen 
und   Krankenanstalten   und   sorgt   für   Überwachung   der  Renten- 
empfanger.     Ferner   leitet   er   die  Verwaltungsgeschäfte,    die  Auf- 
stellung des  Gefahrentarifes ,  die  Veranlagung  der  Mitglieder  nach 
den  Klassen  des  Gefahrentarifes  usw.  —  Innerhalb  der  Sektion  sind 
als   örtliche   Genossenschaftsorgane  Vertrauensmänner  tätig. 
EüiaopsohAfts-         Anfangs  schien  es  nahe  zu  liegen,  daß  die  Sektionen  mit  den 
^soh^'^^r'Knappschaftskassen  irgendwie  in  Fühlung  traten.   Das  Gesetz  und  die 
^Snt  '  höheren  Verwaltungsbehörden  wären  dabei  nicht  im  Wege  gewesen. 
Es  ist  sogar  anzunehmen,  daß  dem  Gesetzgeber  die  Übernahme  der 
Geschäfte  der  Sektionen  auf  die  größeren  Knappschaftsvereine  Tor- 
geschwebt  bat    Die  nach  §  76  erforderliche  getrennte  Rechnongs- 
und  Kassenführung  hätte  sich  leicht  einrichten  lassen.    Dennoch 
ist  nichts   dergleichen   geschehen;  die  Vereine  und  die  Sektionen 
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Ittben  Ton  yornherein  vollständig  getrennt  gearbeitet  Übrigens  ist 
neh  kaum  anzunehmen,  daß  bei  einer  äußerlichen  Zosammen- 
l^gong  —  om  eine  solche  konnte  es  sich  ja  nur  handeln  —  wesent- 
fiebe  finanzielle  oder  sonstige  Vorteile  entstanden  wären. 

Um  die  Größe  der  Einwirkungen  des  Unf.y.O.  richtig  wärdigeniMo  frUMnün- 
n  können,  müssen  wir  uns  zunächst  vergegenwärtigen,  in  welcher  dw  aaapp-' 
Vüse  die  ünfallförsorge  früher  in  den  Enappschaftsvereinen  des 
bihrreviers  gehandhabt  worden  ist 

Eine  für  sich  abgegrenzte  Unfallfürsorge  kannte  man  bei  den 
Enappschaftsvereinen,  die  ihre  gesamten  Unterstützungen  aus  einer 
Mae  bezahlten,  nicht  Wurde  jemand  bei  der  Arbeit  beschädigt, 
)  traten  zunächst  die  Erankenunterstützungen  ein.  Blieb  der  Yer- 
tste  zur  eigentlichen  Bergarbeit  unfähig  —  war  er  „bergfertig'' 
temfsinvalide)  —  so  erhielt  er  eine  Invalidenpension  gleich  den 
ursonen,  die  durch  Alter  oder  Krankheit  invalide  geworden  waren, 
reprfinglich  mußte  bei  Unfällen,  bevor  der  Enappschaftsverein  ein- 
it,  der  Werkbesitzer  mehrere  Wochen  den  Lohn  weiter  bezahlen 
id  die  Eurkosten  tragen.  Das  A.B.G.,  das  dann  die  Fürsorge 
irch  die  Unternehmer  ausgeschaltet  hat,  bestinunt  im  §  171,  daß 
tn  vollberechtigten  MitgUedem  mindestens  zu  gewähren  ist: 

1.  in  ErankheitsfaUen  (zu  denen  auch  die  durch  Unfälle  her- 
igeführten  Erankheiten  gehören)  freie  Eur  und  Arznei; 

2.  ein  entsprechender  Krankenlohn  bei  einer  ohne  eigenes  grobes 
^rschulden  entstandenen  Erankheit  (sowie  bei  ohne  eigenes  grobes 
»rschulden  entstandenen  Unfällen); 

3.  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  der  Mitglieder  und  Invaliden ; 

4.  lebenslängliche  Invcdidenunterstützung  bei  einer  ohne  grobes 
»rschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähigkeit; 

5.  eine  Unterstützung  der  Witwen  auf  Lebenszeit,  bezw.  bis 
r  etwaigen  Wiederverheiratung; 

6.  eine  Unterstützung  zur  Erziehung  der  Einder  verstorbener 
itglieder  und  Invaliden  bis  nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre. 

Die  unter  1,  2,  3  und  4  aufgeführten  Leistungen  waren  nach 
m  Gresetze  auch  den  bei  der  Arbeit  verunglückten  Mitgliedern 
r  wenigst  begünstigten  (unständigen)  Elasse  zu  gewähren.  Die 
oappschaftsvereine  erweiterten  diese  Bestinmiung  durch  Statut  noch 
hin,  daß  auch  den  Hinterbliebenen  von  verunglückten  unständigen 
itgliedem  die  unter  5  und  6  erwähnten  Leistungen  zustehen  sollten. 

Halbaoh,  KnappiohaftiTereine.  5 
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Bei  TJnfalleiiy  die  durch  eigenes  grobes  Yerschnlden 
wShrend  einer  —  freiwilligen  oder  unfreiwilligen  —  Feierpenode 
eingetreten  waren,  gewährten  die  Knappschaftsyereine  keine  Vntw- 
Stützungen. 

Die  Dauer  der  Erankenunterstützung  betrug  bei  sämtUchen  — 
auch  den  unst&ndigen  —  verunglückten  Mitgliedern  24  Wochen. 
War  im  Laufe  dieses  Zeitraumes  eine  Genesung  noch  nicht  enielt, 
so  trat  an  die  Stelle  des  Krankengeldes  einstweilen  das  Invaliden- 
geld.     Das  Invalidengeld   wurde  endgültig  als  Pension  festgelegt, 
wenn   die   Beschädigung   eine   dauernde   Arbeitsunfähigkeit,  d.  b. 
dauernde  Unfähigkeit  zur  eigentlichen  Bergarbeit,  zur  Folge  hatte. 
Die  Pension  war  nach  Dienstalterstufen  normiert    Im  Gegen- 
satz zu  den  übrigen  Invaliden  erhielten  die  Verunglückten,  altem 
Herkommen  gemäß,  ein  erhöhtes  Invalidengeld.    Bei  den  Beamten 
der  L  Abteilung  betrug  diese  Erhöhung  für  jede  Stufe  gleichmäBig 
108  Mk.,  bei  den  Beamten  der  n.  Abteilung  72  Mk.,  bei  den  diei 
Arbeiterklassen  60,  48  und  36  Mk.    Der  Höchstsatz  des  Invaliden- 
geldes wurde  mit  Beginn  des  46.  Dienstjahres   erreicht     In  be- 
sonderen Fällen  konnte  der  Enappschaftsvorstand  das  Invalidengeld 
unabhängig  vom  Dienstalter  zeitweise  auf  den  höchsten  Satz  dei 
betreffenden  Abteilung  oder  Klasse  stellen. 

Über  das  nach  dem  Dienstalter  abgestufte  erhöhte  Invaliden- 
geld der  Verunglückten  ergibt  folgende  Übersicht  das  Nähere: 


Beamte  der 

Arbeiter  der 

Dienstalter 

I.              II. 
Abteilung 

I. 

n. 

Klasse 

1    m. 

Mk.             Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk 

bU  zu  5  Jahren  einschl. 

878 

252 

210 

168 

126 

6  bU  10      „ 

405 

270 

225 

180 

135 

11    «    15     „ 

432 

288 

240 

192 

144 

16    „   20     „ 

486 

324 

270 

216 

162 

21     „    25     „ 

540 

360 

300 

240 

180 

26    „   30     „ 

594 

396 

330 

264 

19S 

81     „   85     „ 

702 

468 

390 

312 

234 

36     „   40     „ 

810 

540 

450 

360 

270 

41     „   45      „ 

918 

612 

510 

408 

306 

über  45  Jahre 

1080 

720 

600 

480 

360 

Wenn  ein  Bergfertiger  anderen  Orts  als  auf  der  Grube,  auf 
der  er  sich  den  Unfall  zugezogen  hatte,  einen  höheren  Verdienst  er- 
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lielte,  als  der  doppelte  Betrag  des  Invalidengeldes  aasmachte,  oder  wenn 
Bf  fennöge  seiner  Körperbeschaffenbeit  einen  solchen  Verdienst  hätte 
inielen  können,  oder  wenn  der  Verletzte  ein  Gewerbe  betrieb,  das 
len  doppelten  Betrag  einbrachte,  so  ermäßigte  sich  das  Invaliden- 
leld  am  die  Hälfte.  Dieses  sogenannte  ,,halbe  Invalidengeld"^ 
rar  im  Laufe  der  siebziger  Jahre  bei  vielen  Knappschaftsvereinen 
ingeführt  worden.  — 

Das  Witwengeld  betrag  ^/3  des  Invalidengeldea,  das  der  Ehe- 
laon  bezogen  hatte  bezw.  bezogen  haben  würde.  Bei  ünglflckb- 
Uten,  die  anmittelbar  den  Tod  zur  Folge  hatten,  konnte  eine  £r- 
löhong  der  Witwenpension  auf  den  höchsten  Satz  der  betreffenden 
Lbteilang  oder  Klasse  widerruflich  eintreten.  — 

Das  Kindergeld  erhielt  derjenige  als  Beihälfe,  dem  die  Erziehung 
ier  Kinder  gesetzlich  oblag.  Es  wurde  nicht  nur  für  Kinder  ver- 
toibener  Mitglieder  und  Invaliden,  sondern  auch  für  die  Kinder  der 
looh  lebenden  Invaliden  bezahlt  Das  Kindergeld  betrug,  unab- 
ingig  vom  Dienstalter  des  Vaters,  monatlich  für  jedes  Kind: 

a)  bei  den  Beamten  der    L    Abteilung  5,75  Mk. 

b)  „     i,  n         >»     !!•  '>         ^30    „ 

c)  „     „   Arbeiternder    L        Klasse     3,20     „ 

d)  ,,       ,9  ii  n     II-  n  2,55      ,y 

e)  „      „  „         „    UI.  „         1,90     „ 

Vater-  und  mutterlose  Kinder,  ferner  Kinder  solcher  Invaliden 
ad  Witwen,  denen  aus  Anlaß  von  Unfällen  die  Berechtigung  zum 
ezuge  des  höchsten  Pensionssatzes  ihrer  Klasse  bezw.  Abteilung 
lerkannt  war,  erhielten  den  doppelten  Betrag  des  Kindergeldes. 
18  Kindergeld  wurde  nach  §171  Absatz  6  des  A.B.G.  in  allen  Fällen 
s  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  bezahlt  — 

Hinterließ  ein  lediges  Mitglied,  das  infoige  einer  Beschädigung 
i  der  Arbeit  gestorben  war,  unterstützungsbedürftige  Eltern  oder 
jschwister,  so  wurde  diesen  folgende  einmalige  Unterstützung  ge- 

ihrt: 

a)  bei  Beamten  der    I.    Abteilung  135  Mk. 

b)  „  „  „     IL  ,.  90  „ 

c)  „  Arbeitern  der    L  Klasse  75  „ 

d)  „  „  „     IL  „  60  „ 
6)  „  „         „    ni.  „  45  „ 

Wie  aus  dem  Gesagten  erhellt,  war  die  Unfallfürsorge  bei  den 
nappschaftvereinen  des  Ruhrreviers  schon  wohl  ausgebildet  und  in 
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die  flbiigen  Unterstätzongen  gat  eingefflgt    Die  Kosten  worden  aos 
den  festen  Beiträgen  bestritten.    War  der  Tod  dnroh  eine  Besohir 
dignng  bei  der  Arbeit  innerhalb  24  Stunden  eingetret^i ,  so  bitte 
im  Bereiche  des  Markischen  Vereins  der  Werkbesitzer  einen  Bdr" 
trag  Yon  300  Mk.  an  die  Knappschaftskasse  zu  entrichten.    Dieter 
Betrag  mußte  auch  dann  beziüüt  werden,  wenn  ein  yerschiüde& 
des  Verletzten  nachgewiesen  werden  konnte ;  eine  Einschränkung  in 
dieser  Beziehung,  die  zuerst  bestand,  hatte  zu  viele  ünzutragUdh 
keiten  mit  sich  gebracht 
iiAppMhAftt-         War  die  Beschädigung  durch  andere  Personen  hervorgerufen 
HÜ^Aiöhf.  worden,  so  konnte  der  Knappschaftsverein  seine  Unterstfltzungen 
verweigern  und  den  Verletzten  mit  seinen  Ansprüchen  an  den  Ur- 
heber des  Ungiflcksfalles  verweisen.    Diese  bei  den  Knappschaften 
schon  alte   Bestimmung,   die  nur  selten  und  natürlich  nur  dann 
angewandt   wurde,    wenn  der  Urheber    des    Unglücks   zahlungs- 
fähig war,  wurde  erweitert  durch  das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Jnni 
1871.     Dieses  (besetz  machte,  in  Anlehnung  an  das   französisdie 
Recht,  bei  Unfällen  in  Bergwerken  und  Fabriken  den  Unternehmer 
auch  dann  haftpflichtig,  wenn  der  Verunglückte  ein  Verschulden  der 
Betriebsbeamten  nachzuweisen  vermochte.   In  solchen  Fällen  konnte 
nach  dem  Ermessen  des  Richters  auf  Ersatz  des  vollen  Schadens 
erkannt  werden.    Gewann  ein  Verletzter  einen  solchen  Prozefi,  sa 
stand  er  sich  meist  besser,  als  bei  der  Pensionierung  durch  den 
Knappschaftsverein.    Da  bei  dieser  auf  privatrechtlichem  Boden  ste- 
henden Haftpflicht  die  Beweisführung  dem  Verletzten  oblag,  nnd 
der  Beweis  in  vielen  Fällen  schwer  zu  erbringen  war,  so  wurde  die 
Wohltat   des   Gesetzes    ziemlich   illusorisch,  ^j     Das   Gesetz  hatte 
weiter  den  großen  Nachteil,  daß  die  Ansprüche  in  sehr  vielen  Fällen 
in  langen  und  erbitterten  Prozessen  durch  alle  Instanzen  des  ordent- 
lichen Rechtsweges  hindurch  verfochten  werden  mußten. 
'  Diese  ersten  sozialpolitischen  Versuche  des  jungen  Reiches  waren 

für  die  Knappschaftsvereine  ohne  Belang  geblieben.  Eine  wirkliche 
Entlastung  der  Kassen  wäre  nur  eingetreten,  wenn,  wie  vorgeschlagen 
wurde,  die  Unternehmer  durch  Gesetz  für  alle  Unfälle,  abgesehen 
von  vis  major  und  eigenem  groben  Verschulden,  haftpflichtig  ge- 
macht worden  wären.   Eine  solche  Vorschrift  wäre  aber  für  manche 

1)  Die  deutsche  Arbeiteryersicherung  als  soziale  EiDrichtung    Berlin  1904. 
aieft  I  Lass  S.  11). 
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Klle  viel  zu  hart  gewesen.  Sie  würde  auch  die  Unternehmer  zn  sehr 
Mästet  haben ;  man  denke  z.  6.  an  den  Fall  eines  Massennnglfloks. 
7ohl  nicht  selten  hätte  der  Verletzte  wegen  Zahlangsnnfthigkeit 
es  Unternehmers  seinen  schwer  erstrittenen  Ansprach  schließlich 
berbaapt  nicht  realisieren  können.  Der  eingeschlagene  Weg,  fAr 
en  fibrigens  auch  Vorbedingang  gewesen  wäre,  daß  die  vernnglflckten 
rbeiter  bis  zur  Verwirklichang  ihrer  Anspräche  von  irgend  einer 
rite  ünterstützong  erhalten  hätten,  war  also  nicht  der  richtige. i) 

Wie  wurde  nan  die  TJnfallfürsorge  der  Enappschaftsvereine 
oreh  das  TJnf.V.G.  umgestaltet  und  wie  erfolgt  sie  in  der  Gtogen- 
irt? 

Von  vornherein  deckt  sich  der  Kreis  der  durch  die  Enappschafts-  Kreis  te  vot- 

HOuertMi  DM  der 

nifsgenossenschaft  Versicherten  nicht  ganz  mit  den  früher  durch  KnavpMiufti- 
I  Enappschaftvereine  gegen  Unfälle  versicherten  Personen,  da  sich  genosenaohatt 
I  Fürsorge  der  Enappschaftsvereine  nur  auf  die  Mitglieder  erstreckt 
tte.  Ein  Teil  der  in  den  Betrieben  beschäftigten  Personen,  nament- 
li  die  jugendlichen  Arbeiter  und  Frauen,  konnte  die  Mitgliedschaft 
:  Enappschaftsvereine  nicht  erwerben  und  erlangte  deshalb  auch 
nen  Anspruch  auf  Unterstützung.  Hingegen  sind  nach  §  1  des 
if.V.G.  ohne  Ausnahme  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  die  dauernd 
sr  vorübergehend  in  der  Bergwerksindustrie  beschäftigt  werden 
d  deren  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  nicht  übersteigt,  gegen 
I  Folgen  von  Betriebsunfällen  zu  versichern.  Die  Versicherungs- 
icht kann  nach  §  2  auf  Betriebsbeamte,  deren  Jahresarbeitsverdienst 
00  Mk.  übersteigt,  ausgedehnt  werden.  Auch  dürfen  die  TJnter- 
hmer  von  versicherungspflichtigen  Betrieben  sich  selbst  versichern, 
m  diesen  Ausdehnungsmöglichkeiten  hat  die  Knappschafts-Berufs- 
nossenschaft  Gebrauch  gemacht,  um  die  Wohltaten  des  Gesetzes 
en  Angehörigen  des  Bergbaues  zuzuwenden.  Durch  das  Statut 
die  Versicherungspflicht  auf  alle  Personen  mit  weniger  als  5000  Mk. 
hresarbeitsverdienst  ausgedehnt  worden.     Das  Gesetz  von  t900. 


1)  Die  §§  95,  96  (jetzt  135,  136)  des  ünf.V.G.  legen  auch  heute  noch 
r  gewisse  F&Ue  eine  Haftpflicht  der  Unternehmer  fest  („besondere"  Haft- 
icht).  Dem  Verletzten  gegenaber  besteht  diese  Haftpflicht  aber  nur  dann, 
nn  darch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  ist,  daß  der  Unfall  vorsätz- 
h  herbeigefahrt  worden  ist.  Den  öffentlichen  Yenichemngseinrichtungen 
genQber  haften  die  Unternehmer  dagegen  auch  dann,  wenn  in  einem  straf- 
richtlichen  Verfahren  Fahrlässigkeit  nachgewiesen  ist. 


70  2.  Kapital. 

das  allgemein  die  Versioherangspflicht  fflr  Personen  mit  einem  Jahies^ 
Verdienste  bis  zu  3000  Hk.  einftthrte,  erforderte  deshalb  bei  der 
Enappschafts-Bemfsgenossenschaft  keine  Nenerongen.  Mit  Zustim- 
mung des  Vorstandes  der  Enappschafts-Bemfsgenossenschaft  können 
auch  Betriebsbeamte,  deren  Jahresarbeitsverdienst  5000  Hk.  fiber- 
steigt, versichert  werden.  Diese  Erlaubnis  haben  sich  von  Jahr  m 
Jahr  mehr  Beamte  sn  nutze  gemacht  i)  1903  waren  im  Bahrrevier 
235  Beamte  mit  mehr  als  5000  Mk.  —  durchschnittlich  7500  Mk.  — 
Jahresverdienst  versichert.  Dagegen  sind  nur  zwölf  Unternehmer 
eine  Versicherung  bei  der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  ein- 
gegangen.2)  — 

MiWbranfkiL  Gegenstand  der  Versicherung  ist  nach  §  5  der  Ersatz  des 
Schadens,  der  durch  Körperverletzung  oder  durch  Tötung  hervor- 
gerufen  ist,  soweit  diese  im  ursächlichen  Zusammenhange  mit  dem 
Betriebe  gestanden  und  sich  plötzlich  ereignet  haben.  Nur  Unfälle,  die 
von  Beschädigten  vorsätzlich  herbeigeführt  sind,  £Edlen  nicht  unter 
das  Unf.V.G.  —  Oegen  diese  weite  Fassung  hatte  der  Allgemeine 
Enappschaftsverband  vor  dem  Erlaß  des  Gesetzes  protestiert  Er  hätte 
lieber  gesehen,  wenn  eigenes  grobes  Verschulden  einen  Anspruch  ausge* 
schlössen  hätte,  wie  dies  bei  den  Enappschaftsvereinen  von  jeher  gewe- 
sen war.  Wie  bedeutungsvoll  in  dieser  Beziehung  die  Einwirkung  des 
Unf.V.O.  gewesen  ist,  zeigt  die  Statistik :  1903  waren  bei  der  Sektion  11 
14,55  <^/o  der  Unfälle  durch  die  Schuld  der  Verletzten  selbst  verur- 
sacht !  Wurde  hierdurch  schon  die  Zahl  der  zu  berücksichtigenden 
Beschädigungen  sehr  vermehrt,  so  trat  noch  eine  Erweiterung  ein 
durch  die  Auslegung,  die  der  Begriff , Betriebsunfall"*  in  der  Praxis 
erfuhr.  Als  „Betriebsunfall'*  werden  nämlich  nicht  nur  die  Unfälle 
angesehen,  die  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit  dem  Betriebe 
stehen,  sondern  auch  solche,  bei  denen  der  Zusammenhang  nor 
mittelbar  ist  So  sind  z.  B.  Verletzungen,  die  durch  Spielen  mit 
Explosivstoffen  oder  durch  Mißbandlungen  im  Betriebe  entstanden 
sind,  als  „Betriebsunfälle**  angesehen  worden.  Eine  solche  Aas- 
legung  wäre  in  den  Enappschaftsvereinen  nie  möglich  gewesen.') 

1)  Jabrcsberichte  der  Enappscbafts-Berafsgenossenschaft  18S7— 1903. 

2)  Jahresbericbt  1903  der  KnappscbaftB-Berafsgenossenscbaft  S.  36. 

3)  Vgl.  bierzu  Oppenboff  A.B.O.  (§  171).  Berlin  lb70.  8.  242.  Die 
berrscbende  Aatfassung  ist  übrigeDs  nur  vom  rein  menscblicben  Standpunkte 
aus  zu  Yerste'ien  und  zu  recbtfertigen.    Bei  der  Weiterbildung  der  soflftl- 
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Für  Höhe  and  Daaer  der  XJnterstütziingen ,  die  frfiher  durch  Leistnnm  nah 
18  Terhältnismäßiff  leicht  abzo&ndemde  Statat  festgesetzt  waren,  rm^nmg^ 
it  das  Reiehsgesetz  eine  größere  Stabilität  geschaffen.  mS^mi  ün- 

Naoh  §  5  des  Gresetzes  von  1884  werden  bei  Verletzungen  vom  ^'^^ 
igmne  der  14.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  an  die  Kosten 
s  Heilverfahrens  und  eine  Rente  fOr  die  Dauer  der  Erwerbsun- 
ligkeit  als  Schadenersatz  gewährt.  §  9  des  Gesetzes  von  1900 
«tzt  den  Ausdruck  ,,Heilverfahren''  durch  eine  Aufzählung  der  zu 
n  Verfahren  gehörenden  Leistungen.  Das  Heilverfahren  umfaßt  HeUTarfahnn. 
lach  freie  ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel, 
de  die  zur  Sicherung  des  Erfolges  des  Verfahrens  und  die  zur 
eichterung  der  Folgen  der  Verletzung  erforderlichen  Hilfsmittel. 

zum  Beginne  der  14.  Woche  sorgt  die  Krankenkasse  fflr  den 
rletzten.  Da  die  ünfallbeschädigungen  zum  größeren  Teil  im  Laufe 
ersten  13  Wochen  ohne  nachteilige  Folgen  ffir  die  Verletzten  ge- 
lt werden,  so  entsteht  bei  den  meisten  Unfällen  kein  Anspruch 
die  Berufsgenossenschaft.  1903  entfiel  im  Durchschnitt  auf  12,6 
[emeldete  Unfälle  nur  einer,  bei  dem  die  Krankenfürsorge  der 
tion  II  eintreten  mußte,  und  von  allen  in  diesem  Jahre  bei  der 
üon  n  angemeldeten  Unfällen  wurden  nur  11, 6  <^/o  entschädigungs- 
ehtig.  Die  Verletzungen,  f^r  welche  die  Berufsgenossenschaften 
inkommen  haben,  bewirken  jedoch  eine  solche  Belastung  der  Oe- 
senschaft,  daß  die  Leistungen  der  Krankenkassen  fflr  die  Unfall- 
letzten hiergegen  gering  erscheinen.  Auf  die  Krankenkassen  ent- 
en  nur  ungefähr  12  o/o  der  gesamten  Unfallkosten,  i) 

Nach  §  76  c  des  Kr.V.6.  kann  die  Bernfsgenossenschaft  das 
iverfahren  aber  auch  gleich  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls 
mehmen.  Die  Krankenkasse  hat  in  dem  Falle  der  Berufsge- 
senschaft  Ersatz  zu  leisten.  Die  Gründe  f&r  diese  Vorschrift 
en  nahe.  Die  Bernfsgenossenschaft  wird  häufig  ein  anderes 
fahren  einschlagen  als  die  Krankenkasse.  Während  letztere  nur 
Interesse  daran  hat,  den  Verletzten  bald  zu  heilen,  muß  die 


dBchen  Gesetze  ist  sie  immer  mehr  angenoinmen  worden.  Sie  tritt  uns 
«sondere  auch  im  $  8  des  Gesetzes  von  1900  entgegen,  wonach  bei  ün- 
m,  die  im  Betriebe  bei  Begehung  eines  Verbrechens  oder  eines  vorsfttilichen 
jebens  entstanden  sind,  Renten  gewährt  werden  können. 

1)  Kommissionsbericht  über  die  Novelle  von  1S97  (Reichstagsdmcksache 
»/97  Nr.  909  a). 
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Berafsgeoossenschaft  zu  ihrem  eigenen  Besten  wie  zom  Besten  des 
Verletzten  auch  darauf  sehen,  das  der  Unfall  keine  oder  doeh 
nnr  möglichst  geringe  dauernde  Folgen  hat    Bemißt  sich  doeh 
die  Rente  nach  dem  Grade  der  Erwerbsnnfllhigkeiti)    Von  dem 
§  76  c,  dessen  Anwendung  vom  Beichsversieheningsamte  mehrfiMh 
dringend  empfohlen  worden  ist,  wird  ziemlich  oft  Qebraneh  gemadit; 
es  handelt  sich  fast  stets  dämm,  den  Verletzten  in  einer  bestimmtm 
Krankenanstalt  nnterzubringen.    Vom  Jahre  1893 — 1903  ist  allein 
dings  bei  der  Sektion  II  der  Prozentsatz  der  ünfillef  bei  denen 
§  76c  angewandt  wnrde,  von  7,4 Wo  auf  l,5<^/o  gesunken.^)    1903 
waren  es  565  F&Ue,  die  99  034,73  Mk.  Kosten  verorsachten.    Hie^ 
von  worden  45820  Mk.  vom  Allgemeinen  Knappschaftsverein  e^ 
stattet,  sodaß  der  Sektion  eine  Mehrausgabe  von  53214,73  Mk. 
blieb.  3)  —  Der  §  76  c  hat  zuerst  Tiel  Streit  yerursaoht    Es  wurde 
aber   schon   bald  entschieden,   daß  sich  ihm   auch   die   Knapp- 
schafts-Krankenkassen zu  unterwerfen  hätten. 

Weiter  ist  der  Berufsgenossenschaft  das  Recht  eingeräumt, 
die  Behandlung  fiber  die  13.  Woche  hinaus  in  dem  ihr  geboten 
erscheinenden  Maße  der  Krankenkasse  gegen  Ersatz  der  Kosten  la 
überlassen  (§  5  Abs.  8  des  (Gesetzes  von  1884).  Seit  1893  macht 
die  Sektion  II  aber  von  dieser  Bestimmung  keinen  Gebrauch  mehr, 
wohl  deshalb,  weil  sie  imstande  ist,  das  Heilverfahren  in  allen 
Fällen  selbst  zu  übernehmen.  Verfügt  sie  doch  seit  1890  über  ein 
nach  den  neuesten  Erfahrungen  der  medizinischen  Wissenschaft 
eingerichtetes  Krankenhaus,  «^Bergmannsheil**  bei  Bochum.^) 
l^igogeM  Wie  wir  wissen,  bestand  auch  schon  bei  den  Knappschafts- 

r«ri«tstaL  kassen  die  Ansicht,  daß  für  die  Unfallverletzten  etwas  Besonderes 
geschehen  müsse.  Diese  Ansicht  hatte  sich  in  der  Erhöhung  des 
Invalidengeldes  der  Verletzten  geäußert   Das  XJnf.V.G.  geht  weiter. 

1)  Das  Iny.V.G.  (§  12  Absatz  1  des  Gesetzes  von  1889,  erweite  durch 
§  18  des  Gesetzes  von  1899)  gibt  übrigens  den  Versicherungsanstalten,  denen 
daran  gelegen  ist,  daß  die  Erwerbsunfähigkeit  nicht  vorzeitig  eintritt,  die 
gleiche  Befugnis. 

2)  Jahresberichte  der  Sektion  II  für  die  Jahre  1893—1903. 

3)  Jahresbericht  1903  der  Sektion  II  S.  24. 

4)  Die  Anstalt,  die  übrigens  auch  dem  AUgemeinen  Knappschaftsverein 
zugänglich  ist,  wurde  1890  von  der  Berggewerkschaftskasse  erbaut,  and  zwar 
zum  großen  Teile  aus  Mitteln,  welche  die  Bergbautreibenden  zinsfrei  und  un- 
kündbar hergegeben  hatten. 
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,  daß  vom  Beginn  der  fünften  Woche  nach  Eintritt 
ünfolls  bis  zam  Ablauf  der  13.  Woche  das  Krankengeld  auf 
des  Lohnes  der  betreffenden  Lohnklasse  erhöht  werden  maß. 
an  der  Verletzte  nicht  —  etwa  aas  mehreren  Kassen  —  ohne- 
diesen  Betrag  bezieht,  so  hat  der  Besitzer  des  Betriebes,  in  dem 
I  der  Unfall  ereignet  hat,  die  Differenz  zuzulegen.  Da  im  Rubr- 
er das  gesetzliche  Mindestkrankengeld  von  50^0  bezahlt  wird, 
laben  die  Werkbesitzer  in  diesen  Fällen  16'^/3  des  Durchschnitts- 
les  zuzuschießen.  An  derartigem  XJnfallkrankengeld  hatten  die 
tkbesitzer  dem  Allgemeinen  Knappschaftsverein  zu  ersetzen  1 903 : 
119,20  Mk.;  1902:  185080,52  Mk. 

Es  kann  nun  vorkommen,  daß  der  gegen  Unfall  versicherte 
letzte  der  Krankenversicherungspflicht  nicht  unterliegt  In  diesem 
e  hat  nach  §  5  Absatz  10  des  Gesetzes  von  1884  der  Werk- 
tzer  die  Unterstützungen  der  Krankenversicherung  aus  eigenen 
ek  zu  leisten.    Diese  Heranziehung  der  Unternehmer  war  eine 
te.  Man  kann  nicht  verlangen,  daß  der  Unternehmer  auch  für  den 
ritt,  der  —  z.  B.  wegen  der  Höhe  seines  Verdienstes  —  nicht 
Erankenversicherungspflicht  unterliegt    Das  Gesetz  von  1900 
lerte  deshalb  im  §  12  Absatz  2  die  Bestimmung  dahin,  daß  die 
»flichtung  der  Unternehmer  nur  dann  besteht,  wenn  der  Jahres- 
itsverdienst  der  verletzten,  keiner  Krankenkasse  angehörenden 
on  2000  Mk.  nicht  übersteigt    Die  Berufsgenossenschaft  kann 
[leistungen  ffir  den  Werkbesitzer  übernehmen«  der  dann  aber 
KU  einer  bestimmten  Höhe  Ersatz  leisten  muß.    1903  hat  die 
lon  n  auf  Grund  dieser  Bestimmung  9  582,88  Mk.  ausgegeben, 
denen  2  589,7 1  Mk.  von  den  Unternehmern  ersetzt  worden  sind. 
Wird   durch   die  Heilbehandlung   die   Erwerbsfähigkeit  nicht  üneaiiraBte. 
»hergestellt,  so  hat  der  Verletzte  nach  Ablauf  der  13.  Woche 
i  Anspruch  auf  eine  Rente.    Die  Lücke,  die  in  dem  Falle  ent- 
I,  wenn  zwar  das  Heilverfahren  vor  dem  Beginne  der  14.  Woche 
schlössen,  die  Erwerbsföhigkeit  aber   noch  nicht  wieder  vor- 
en  war,  füllte  der  §  13  des  Gesetzes  von  1900  aus.    Es  kann 
lesen  Fällen  eine  Beute  gewährt  werden,  wenn  die  Erwerbs- 
keit  voraussichtlich  vor  dem  Ablaufe  der  13.  Woche  wieder 
gt  wird;  sie  muß  gegeben  werden,  wenn  anzunehmen  ist,  daß 
eschränkung  der  Erwerbsfahigkeit  länger  als  13  Wochen  dauern 
Bei  den  Knappschaftsvereinen  hatte  die  Lücke,  wie  wir  wissen, 


74  2.  Kapitel 

nie  bestanden.  Wenn  die  Krankheit  behoben,  die  ErweibsShigkrit 
aber  noch  nicht  wieder  vorbanden  war,  so  wurde  gleich  ein  hmr 
lidengeld  gewährt 

Ist  ein  Verletzter  in  einer  Heilanstalt  untergebracht,  so  habet 
die  Angehörigen  nach  Ablauf  der  13.  Woche  Anspruch  auf  m 
Unterstützung,  welche  der  Beute  entspricht,  die  sie  erhalten  wfirdei, 
wenn  der  Tod  die  Folge  des  Unfalls  gewesen  wäre.  — 

Die  ünfallrente  beträgt  nach  S  5  Absatz  ö  bei  yöUiger  S^ 
werbsunfähigkeit  für  deren  Dauer  ö6^/3^'o  des  Arbeitsverdienstes  (ToU- 
rente),  bei  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit  einen  Bruchteil  der  YoU- 
rente  (Teilrente).  Das  Gesetz  von  1 900  erweiterte  diese  BestimmoBK 
noch  insofern,  als  in  Fällen,  in  denen  der  Verletzte  so  hilflos  ifl^ 
daß  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  die 
Beute  bis  zu  100  ^/o  des  Arbeitsverdienstes  erhöht  werden  moL 
Femer  kann  seit  dem  Gesetz  von  1 900  einem  Teilrentner  die  YoUr 
rente  vorübergehend  gewährt  werden,  wenn  er  aus  Anlaß  des  Un- 
falls unverschuldet  arbeitslos  ist 
Aus^dar  Schon  im  A.B.6.  (§  204)  ist  festgelegt,  daß  schwere  TTnglfleks- 

fälle  den  Bevierbeamten  angezeigt  werden  müssen.  Das  XJnf.V.O. 
mußte  weitergehen.  Es  bestimmt,  daß  die  Betriebsleiter  alle  XJnfiUIe 
der  unteren  Verwaltnngsbehörde  anzumelden  haben.  Nach  einer 
Verordnung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  ^)  haben  diese 
Meldungen  beim  Bergbau  an  die  Bevierbeamten,  die  ja  überhaupt 
erste  Instanz  für  alle  Geschäfte  der  Bergbehörde  sind,  zu  geschehen. 
Die  Bevierbeamten  stellen  die  nötigen  Untersuchungen  an  und 
geben  dann  die  Anzeigen  weiter  an  die  Sektion.  Das  ünf.V.G.  be- 
stimmt in  Ergänzung  dieser  Vorschrift  im  §  63,  daß  den  Unter- 
nehmern durch  Statut  auch  die  Benachrichtigung  der  Sektion  so- 
wie des  zuständigen  Vertrauensmannes  auferlegt  werden  kann. 
Wenn  die  Sektion  gleich  von  dem  Unfälle  Kenntnis  erhält,  so  ist 
sie  in  der  Lage,  sich  schnell  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie 
das  Heilverfahren  übernehmen  will.  Sie  kann  dann  auch  gleich  aUe 
sonst  erforderlichen  Maßnahmen  treffen.  Massenunglücksfälle,  das 
sind  solche,   bei  denen  zehn  oder  mehr  Personen  verletzt  sind% 


1)  1^92  wurde  das  Bergwesen  von  dem  Ministerium  der  öffentlichen  A^ 
beiten  abgezweigt  und  dem  Ministerium   für  Handel  und  Gewerbe  zugeteilt 
2)  Siehe  Sut.  5a  auf  S.  2il. 
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hhen  die   Sektionen  der  Enappschafts-Berufsgenossensobaft  dem 
OeoossenscbaflsTorstande  weiterzumelden. 

Die  Festsetzung  der  Renten  geschieht  dnrch  den  Sektionsvorstand  Bentan- 
ofcr  doroh  einen  besonders  dazu  eingesetzten  Ausschuß,  und  zwar 
lieh  dem  Ergebnis  der  Untersuchungen  des  Bergrevierbeamten, 
Höh  dem  Urteil  des  Vertrauensarztes  ^)  und  nach  den  Mitteilungen 
168  Vertrauensmannes.  Dem  Verletzten  muß  Gelegenheit  gegeben 
Verden,  sich  zu  der  Festsetzung  zu  äußern.  — 

Aus  der  Nebeneinanderstellang  der  früheren  und  der  jetzigen  ünfaiinnto  und 
jeistungen  dürfte  wohl  eines  deutlich  hervorgehen:  Wie  das  "poniion. 
Cr.V.6.,  so  hat  auch  das  ünf.V.6.  eine  Verbesserung  der  &lte- 
BD  Försorgeeinrichtungen  im  Sinne  der  modernen  sozialen  An- 
shauungen  herbeigeführt  Aus  Invalidengeldem,  welche  durchaus 
an  Charakter  von  „Unterstützungen**  hatten,  sind  „Schadenersatz- 
istungen**  geworden.  Jedem  Verletzten  wird  heute  durch  die 
ante  in  dem  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Maße  der  finanzielle 
ch  a  d  e  n  ersetzt,  den  er  durch  den  Unfall  erlitten  hat  Die  Rente 
brd  auch  nicht  nach  Klassen  und  namentlich  auch  nicht  nach 
ienstalterstufen  gewährt  Sie  paßt  sich  mehr  den  wirklichen  Ver- 
Utnissen  und  Bedürfnissen  an,  indem  sie  nach  dem  letzten  Jahres- 
beitsverdienste  des  Verletzten,  mindestens  aber  nach  dem  300  fachen 
»trage  des  ortsüblichen  Tagelohns  berechnet  wird.  Der  1 200  Mk. 
ni  1900:  1500  Mk.)  des  Arbeitsverdienstes  übersteigende  Teil  wird 
lerdings  nur  zu  Vs  angerechnet  —  Wenn  früher  ein  Mann,  der 
iner  Arbeitsleistung  und  seinem  Verdienste  nach  auf  dem  Höhe- 
inkte  seines  Lebens  stand  und  vielleicht  eine  Familie  zu  versorgen 
ttte,  von  einem  Unfälle  betroffen  wurde,  so  bekam  er  trotz  des 
ofien  Schadens  in  den  meisten  Fällen  wegen  seiner  verhältnis- 
äßig  geringen  Zahl  von  Dienstjahren  ein  viel  geringeres  Invaliden- 
Id  als  der  Mann,  der  schon  älter  war,  weniger  Verdienst  und 
^niger  Schaden  hatte  und  für  Kinder  nicht  mehr  zu  sorgen 
aachte.  Da  die  Unfälle,  besonders  im  Ruhrbergbau,  wo  seit  Jahren 
m  größten  Teile  junge  Männer  tätig  sind,  meistens  Arbeiter  treffen, 
3  ohne  den  Unfall  noch  lange  voll  erwerbsfähig  gewesen  wären^), 


1)  Jeder  Knappschafts-Arzt  ist  Ver tränen sarzt  der  Knappschafts- Bernfs- 
Dotsenscbaft. 

2)  Vgl.  SUt  53  auf  S.  222. 
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hat  der  von  dem  ünf.y.G.  eingeschlagene  neae  Weg  großen  S^gei 
gebracht. 

Schwierig  ist  es,  zahlenm&ßig  naohzaweisen ,  daß  die  heotig« 
TTnfallrenten  verh&ltnism&ßig  viel  höher  sind,  als  die  Beiflge  ute 
dem  alten  Znstande.  Den  Ansgangspnnkt  nnd  Maßstab  müßte  der 
Arbeitsverdienst  liefern.  Die  alten  Renten  berechneten  sich  ab« 
nicht  nach  diesem,  sondern  vor  allem  nach  dem  Dienstalter. 

Stellen  wir  jedoch  einmal  gegenüber,  wie  sich  ein  Bergmann  ia 
Alter  von  30  Jahren  bei  einem  zn  völliger  ErwerbsnnflUiigkeit  ffthrah 
den  Unfall  0  firfiher  gestanden  hat  nnd  wie  er  sich  jetzt  steht  Der 
Regel  nach  h&tte  ein  solcher  Mann  früher  znr  L  Arbeiterklasse  gehMi 
Sein  Dienstalter  war  vom  Tage  der  Aufnahme  in  die  IL  Klasse,  die 
nicht  vor  dem  18.  Lebensjahre  erfolgen  konnte,  zn  rechnen.  Er  bitte 
demnach  ein  Invalidengeld  von  240  Mk.  erhalten,  das  der  Dieait» 
alterstnfe  vom  10—15  Jahren  entsprach.    Wie  ganz  anders  stdtt 
ein  solcher  Arbeiter  heute  da!    Wenn  er  auch  nor  einen  Jahm- 
arbeitsverdienst  von  1000—1500  Mk.  hat,  so  kommt  ihm  eine  üd- 
fallrente  von  660—1000  Mk.  zn.   Es  ist  dies,  ans  den  Yerhiltnissen 
des  Arbeiters  betrachtet,  ein  nicht  geringer  Betrag.  Während  früher 
trotz  der  im  allgemeinen  wohl  günstigeren  Lebensverhältnisse  nnd 
der  geringeren  Lebensbedürfnisse  die  240  Mk.  kaum  genügten,  aueh 
nur  ein  kärgliches  Dasein  zu  fristen,  kann  heute  ein  Arbeiter  mit 
660—1000  Mk.  immerhin  schon  existieren.    Lebten  doch  nach  der 
preußischen  Einkommerstenerstatistik  1899  64,28^0  der  Bevölkemng 
von  Einkommen  unter  900  Mk.'^) 

Nehmen  wir  weiter  einen  Arbeiter  im  Alter  von  55  Jahren,  ein 
für  einen  noch  tätigen  Bergmann  hohes  Alter.  Stieße  diesem  ein 
Unfall  zu,  so  hätte  er  nach  dem  alten  Modus,  da  er  im  günstigsten 
Falle  37  Dienstjahre  haben  könnte,  450  Mk.  Invalidengeld  erlangt 
Dieser  Betrag  wird  heute,  und  zwar  ganz  unabhängig  von  dem  Dienst- 
alter, als  Rente  bezahlt,  wenn  jemand  verunglückt,  der  nur  einen 
Jahresarbeitsverdienst  von  675  Mk.  hat.  —  Man  kann  die  Yollrenten 
betrachten  wie  man  will:  Stets  kommt  man  zu  der  Überzeugung 
daß  sie  außerordentlich  anerkennenswerte  Zuwendungen  an  die  tob 

t )  Es  sei  hier  erw&hnt,  daß  Unfälle  mit  nachfolgender  yoUst&ndiger  Er- 
werbsunfähigkeit yerh&ltnism&ßig  selten  vorkommen.  Siehe  aach  Stat  ^ 
auf  S.  223. 

2)  Fuchs,  Volkswirtschaftslehre.    Sammlung  Göschen,  S.  US. 
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ill  Betroffenen  darstellen  und  daß  mit  diesen  Renten  etwas  Be- 
»ndes  geschaffen  worden  ist.  Die  firfiheren  Leistungen  der  Enapp- 
iftskassen  können  in  keiner  Weise  einen  Vergleich  mit  ihnen 
lialten.  — 

Hat  der  Verletzte  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nur  teilweise  Ein- 
te erlitten,  so  steht  ihm,  wie  schon  gesagt,  ein  Anspruch  auf 
m  Teil  der  Volbrente  zu.  Die  Höhe  der  Teilrente  wird  nach  dem 
ide  der  Erwerbsunfähigkeit  bemessen.  Die  Praxis  hat  daher  Teil- 
ten Ton  der  verschiedensten  Höhe  gezeitigt  i)    Die  Feststellung 

Grades  der  Erwerbsunfähigkeit  ist  natürlich  sehr  schwierig,  zu- 
I  es  sich  nicht  um  die  Abschätzung  einer  Beruf sinvalidität  han- 
t,  sondern  darum,  festzustellen,  welche  Möglichkeit  der  Verletzte 
»h  hat,  durch  irgend  eine  für  ihn  geeignete  Tätigkeit  auf  dem 
izen  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  seinen  Unterhalt  zu  finden, 
der  Hauptsache  kommt  es  natürUch  auf  das  Gutachten  des  Ver- 
lensarztes  an.  Mit  der  Zeit  haben  sich  in  der  Praxis  gewisse 
|[eln  herausgebildet,  die  aber  nicht  etwa  geschriebenes  Becht  sind, 
dem  in  jedem  Falle  rerlassen  werden  können.  Eine  sogenannte 
Qochentaxe^  gibt  es  also  nicht  Die  Enappschafts-Berufsgenossen- 
aft  und  ihre  Schiedsgerichte  —  wie  die  Berufsgenossenschaften  und 
Schiedsgerichte  überhaupt  —  haben  bei  Festsetzung  des  Grades 

Erwerbsunfähigkeit  bisher  viel  Wohlwollen  für  die  Verletzten 
undet  und  das  Bestreben  gezeigt,  den  Beschädigten  jedenfalls  das 
uwenden,  was  der  Gesetzgeber  ihnen  hat  zubilligen  wollen. 2)  — 

Ebensowenig  wie  das  Invalidengeld  zur  Vollrente  kann  das  auf 
te  67  erwähnte  „halbe  Invalidengeld'*  (das  übrigens  beim  Allge- 
inen  Knappschaftsverein  1899  aufgehoben  worden  ist)  zu  den  Teil- 
ten in  Parallele  gestellt  werden.  Beide  haben  eben  verschiedene 
mdlagen  und  verschiedenartige  Ausgangspunkte  für  die  Be- 
linung. 

Wie  schon  erwähnt,  hatte  die  nachträgliche  Kürzung  des  Inva- 
»ngeldes  um  die  Hälfte  ganz  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  sich  der 
itand  der  Invaliden  gebessert  hatte,  zu  erfolgen,  wenn  die  Inva- 
m  auf  irgend  eine  Weise  mehr  als  das  doppelte  des  Invaliden- 
des verdienten.    Dies  Verfahren  brachte  natürlich  viele  ünan- 


1)  Siehe  SUt.  56  auf  S.  224. 

2)  Vgl.  Meesmann,  Die  Reform  der  sozialen  Yersicherungsgesetze.  Mainz. 
•5.  S.  26.    Siehe  auch  SUt.  57  auf  Seite  225. 


78  2.  Kapital. 

nehmlichkeiten  mit  sich.^)  Es  war  aber  —  da  es  sich  ja  mn  „Unter- 
stQtzuBgen^  handelte  —  dorcbaos  logisch  and  za  rechtfertigen,  fi« 
dem  XJnf.V.O.  kommt  es  dagegen  nicht  auf  den  Grad  der  Unter- 
stfitznngsbedürftigkeit  sondern  anf  den  Grad  der  Erwerbs- 
anfähigkeit  und  des  dadurch  bedingten  Schadens  an.  Solange 
bei  einem  Verletzten  völlige  oder  teilweise  Erwerbsuntahigkeit  be-  ^ 
steht,  bezieht  er  die  entsprechende  Voll-  oder  Teihrente  als  Scbaden- 
ersatz.  Ob  der  Verletzte  etwas  verdient,  spielt  dabei  keine  Bolle. 
Das  Unf.V.G.  hat  dadurch  auch  das  unangenehme  Eindringen  in 
die  persönlichen  Verhältnisse  der  Verletzten  in  Wegfall  gebracht  — 
indoniiuK  des  Etwas  anderes  ist  es  mit  einer  etwaigen  nachträglichen  Ab- 
ZuuandM  dar  nähme  oder  Zunahme  der  Erwerbsunfähigkeit  Das  Unf.V.G.  thft 
f&r  diese  Fälle  die  wichtige  Bestimmung,  daß  bei  dem  Eintritt  eimt 
wesentlichen  Veränderung  in  dem  für  die  Festsetzung  der  Rente 
maßgebend  gewesenen  körperlichen  Zustande  des  Verletzten  eine 
neue  Bentenbemessung  eintreten  kann.  Es  zieht  jedoch  gewisse 
Schranken,  die  bewirken,  daß  der  ruhige  Bentengenuß  nicht  zu  plöt^ 
lieh  und  nicht  zu  oft  gestört  werden  kann.  In  den  ersten  zwei 
Jahren  nach  der  Festlegung  der  Beute  darf  nämlich  eine  Anderani; 
nicht  erfolgen  und  in  der  Folgezeit  nur  von  Jahr  zu  Jahr.  Nor 
mit  Zustimmung  des  Verletzten  kann  die  Berufsgenossenschaft  an- 
dere Zeitabschnitte  bestimmen.  —  Bei  der  Sektion  11'^)  wurden 
1903  5067  Bentenempfänger  einer  Nachuntersuchung  unterzogen. 
Bei  16,14  <)/o  wurde  völlige  Wiederherstellung  der  Erwerbsfahigkeit 
festgestellt,  bei  29, 1 1  ^/o  eine  wesentliche  Besserung,  sodaß  die  Bente 
ermäßigt  werden  konnte;  bei  1,74 <^/o  hielt  man  eine  Behandlung 
in  einer  Krankenanstalt  für  ratsam.  — 
Leistangen  bei  Fuhrt  der  Unfall  zum  Tode  '^) .  so  ist  nach  §  6  als  Ersatz  der 
unfiuien.  Beerdigungskosten,  seit  1900  als  „Sterbegeld^  das  Zwanzigfache  des 
täglichen  Arbeitsverdienstes,  mindestens  aber  ein  Betrag  von  30  Mt 
(seit  1900  50  Mk.)  zu  gewähren.  Ferner  haben  die  Hinterbliebenen 
je  einen  Anspruch  auf  Bente  in  Höhe  von  20  ^/o  des  Arbeitsver- 
dienstes,  und  zwar  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder  zu  ihrer  Wiede^ 


1)  Namentlich  in  früheren  Jahren.    Später  wurde  die  Bestimmong  nicht 
mehr  so  scharf  gehandhabt. 

2)  Jahresbericht  1903  der  Sektion  II  S.  '26. 

3)  Im  Jahre  19()3  waren  bei  der  Sektion  II  yon  37  026  angemeldeten  Un- 
fällen 564,  also  1,53  >,  sofort  oder  später  tödlich. 
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ffheiratcmg  und  jedes  vaterlose  Kind  bis  zam  zurückgelegten  15. 
ebensjahre.  Die  Witwe  erhält  bei  der  Wiederverbeiratung  60<>/o 
68  Jahresarbeitsverdienstes  des  verstorbenen  Mannes  als  einmalige 
LMndnng.  Abfindung  der  Witwen  bei  Wiederverbeiratung  hatten 
dion  die  Enappsohaftsvereine,  um  Konkubinaten  entgegenzuwirken. 
Mm  Allgemeinen  Knappschaftsverein  ist  diese  Einrichtung  allerdings 
1899  aufgehoben  worden.  190^  schieden  bei  der  Sektion  II 177  renten- 
Mnachtigte  Witwen  durch  Wiederverheiratung  aus.  Sie  erhielten 
147041,90  Mk.,  d.  L  durchschnittlich  830,75  Mk.,  (1902  764,18  Mk.)  als 
Abfindung  bezahlt.  —  War  der  Verstorbene  der  Ernährer  seiner  Eltern 
dar  sonstiger  Aszendenten,  so  erhalten  diese  zusammen  20  ^lo  des 
^«rdienstes  als  Rente.  Das  Gesetz  von  1900  fügte  noch  einen  An- 
pnich  in  Höhe  von  20 o/o  hinzu  für  Enkel,  die  von  dem  Verstor- 
lenen  unterhalten  worden  sind.M  Alle  diese  Entschädigungen 
rerden  natürlich  nicht  nur  gewährt,  wenn  der  Unfall  unmittelbar 
um  Tode  geführt  hat,  sondern  auch  dann,  wenn  der  Tod  als  Folge 
68  Unfalls  später  eintritt.  —  Übersteigen  die  Beuten  zusammen 
•O^/o  des  Arbeitsverdienstes  des  Verstorbenen,  so  werden  sie  nach 
€8tinmiten  Grundsätzen  bis  auf  diesen  Satz  gekürzt 

Der  Mindestsatz  der  Begräbniskosten  war  bei  den  Knappschafts-    Begrtbnit. 
ereinen  gleichfalls  30  Mk.    Bei  der  II.  und  I.  Arbeiterklasse  war      ^^"^^ 
er  Betrag  aber  10  bezw.  20  Mk.  höher.  Heute  beträgt  das  Sterbe- 
nd schon  60  Mk.  bei  einem  täglichen  Verdienste  von  nur  3  Mk.^)  ~ 

Auch  die  Witwenrente  ist  höher  als  die  frühere  Witwenunter-  witwanranto. 
fitzung.  Das  Witwengeld  von  200' Mk.,  welches  die  Witwe  eines 
mnglückten  Arbeiters  I.  Klasse  mit  20 — 25  Dienstjahren  früher  er- 
Blt^  bezieht  heute  die  Witwe  eines  —  jungen  oder  alten  —  Arbei- 
iB,  dessen  Jahresverdienst  nur  1000  Mk.  betrug.  Während  aber 
(her  ein  Witwengeld  von  200  Mk.  erheblich  über  dem  Durch- 
initt  stand  —  das  Witwengeld  betrug  in  den  meisten  Jahren 
rchschnittlich  nicht  mehr  als  150  Mk.  —  liegt  heute  eine  Witwen- 
ite  von  200  Mk.  erheblich  unter  dem  Durchschnitt. 

Das  Kindergeld  belief  sich  früher  in  den  drei  Arbeiterklassen  jähr-  Kindergeld, 
h  auf  38,40  bezw.  30,60  bezw.  22,80  Mk.   Diese  Beträge  erscheinen 
ring,  wenn  wir  sie  den  heutigen  20  %  des  Jahresarbeitsverdienstes 
s  Vaters  gegenüberstellen.    In  dem  schlechten  Jahre  1888  stand 

1)  Siehe  S.  224.       2)  Vgl.  hierbei  die  LohnsUtistiken  auf  8.  1S3. 
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der  durchschnittliche  Jahresarbeitsverdienst  eines  Zechenarbttten 
aber  Tag^  auf  885  Mk.,  der  eines  Arbeiters  anter  Tage  auf  936  XL 
Das  Eindergeld  betrag  demnach  (bei  den  damaligen  15  ^/o)  132,75 
bezw.  140,4  Mk.  Bin  Eindergeld  von  wenigstens  100  Mk.  kam  sdM 
1888  bei  den  am  geringsten  bezahlten  Zechenarbeitem  heraoa.  Hento^ 
wo  20  ^lo  Eindergeld  bezahlt  werden  and  die  Löhne  höher  snd, 
liegen  die  Verhältnisse  noch  wesentlich  günstiger.  1903  betrag  der 
darchschnittliche  Arbeitsyerdienst  für  alle  im  Bergban  besohiftigton 
Arbeiter  1295  Mk.;  bei  den  eigentlichen  Bergarbeitern  (Hanei; 
Schlepper)  im  besonderen  bezifferte  er  sich  auf  1411  Mk.  and  bei 
den  mit  Nebenarbeiten  Beschäftigten  aaf  1017  Mk.  Das  Eindeigeld 
(and  anch  das  Witwengeld)  hiervon  beträgt  259  bezw«  282,2  best. 
203,4  Mk.  Wesentlich  ist  anch,  daß  das  Eindergeld  Mher  bei 
Beginn  des  15.  Lebensjahres  aufhörte,  während  es  heute  bis  zum 
vollendeten  15.  Jahre,  also  ein  Jahr  länger,  bezahlt  wird. 
Bentan  der  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Aszendenten.   1903  be- 

^    '  trag  die  darchschnittliche  Jahresrente  bei  ihnen  am  220  Mk.    Wai 
will  dagegen  die  frühere  einmalige  außerordentliche  Unterstützung 
von  75,  60  und  45  Mk.  (nach  den  drei  Arbeiterklassen)  besagen?^) 
KBmmff  der  Nuu  kann  man  hier  entgegenhalteu,  daß  die  reichsgesetdichen 

nenrenten.     Witweu-  Und  Waisen-Eenteu  nicht,  wie  die  knappschaftlichen,  stete 
in  der  angegebenen  Höhe  gelten,  sondern  daß  sie,   sobald  sie  im 
einzelnen  Falle  zusammen  (50  Vo  des  Jahresverdienstes  des  Verstor- 
benen übersteigen,  bis  auf  diesen  Satz  gekürzt  werden.  Es  ist  darauf 
zu  erwidern,  daß  auch  bei  Familien  mit  mehreren  Eindem  die  Ver- 
hältnisse heute   noch  besser  liegen,  als  früher.    Wenn  Mher  ein 
Bergmann  von  50  Jahren  nach  32  Dienstjahren  durch  Unfall  zu 
Tode  kam,  der  eine  Witwe  und  fünf  Einder  unter  15  Jahren  hinter- 
ließ, so  betrugen  die  Bezüge  260 +  (5  X  38,40)  — 452,00  Mk.  Ge- 
währte man  der  Witwe  das  erhöhte  Witwengeld  und  das  doppelte 
Eindergeld  (was  aber  nur  selten  und  auf  Widerruf  geschah),  so  be- 
liefen  sich   die  Bezüge  auf  400  +  (5  X  76,80)  — 784  Mk.    Heote 
würden  diese  Hinterbliebenen,  wenn  wir  einen  Arbeitsverdienst  yon 
141 1  Mk.  annehmen,  trotz  der Eürzung  immernoch  846 Mk.  beziehen. 
£ine  Witwe  erhält  unter  den  heutigen  Bestimmungen  für  sich  und 
zwei  Einder  unter  16  Jahren  die  Rente  ungekürzt  — 


1)  Siehe  Stat.  55,  58,  59,  61  aaf  S.  224ff. 
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Betragt  dieSente  eines  Unfallbeseh&digten  15®/«  der  YoIIi^nte  Kapital- 
weniger,  80  kann  auf  Antrag  eine  Eapitalabfindong  eintreten. 
LbJSndong  geschieht  aas  dem  Gronde,  wcdl  diese  niedrigen  Renten 
(uointe  ^ySchnapsrenten'^i)  fOr  den  Verletzten  wirtschaftlioh  doch 
wesentliche  Bedeutung  haben.  1903  wurden  hei  der  Sektion  II 
:  Fällen  zusammen  21 882,02  Mk.  bezahlt  —  Auslander,  die  das 
ehe  Reich  verlassen  wollen,  können  in  jedem  Falle  abgefunden 
m.  Auf  Grund  dieser  letzteren  Bestimmung  erhielten  bei  der 
m  n  im  Jahre  1903  13  Ausländer  zusammen  10426,67  Mk.  als 
düng  ausbezahlt. 

Die  Renten  werden,  wie  früher  schon  bei  den  Knappschafts- Bahe&  der 
len,  monatlich  im  voraus  bezahlt  Die  Zahlung  ruht  —  auch 
rurde  früher  schon  so  gehandhabt  —  bei  einer  einen  Monat 
lauernden  Freiheitstrafe.  Die  Rente  kann  in  diesen  Fällen  je- 
den Angehörigen  überwiesen  werden. 2)  1903  hat  die  Sektion  11 
Ichen  Fällen  4 102,32  Mk.  an  Angehörige  bezahlt,  daneben  aber 
5434,40  Mk.  gespart  — 

Fähren  wir  uns  nun  noch  einmal  kurz  an  einem  weiteren  Bei-  Betotoiffirdi« 
I  die  Fürsorge  vor  Augen,  die  einem  verunglückten  Bergmann   loiBtongen. 
leiht     Wir   nehmen  wieder  einen  Bergmann  mit  1400  ML 
(sverdienst,  d.  i.  ein  Lohnbetrag,  der  von  mehr  als  der  Hälfte 
Luhrbergleute  erreicht  wird.    Der  Mann  ist  zunächst  13  Wochen 
Kosten  der  Krankenkasse  des  Enappschaftsvereins  und  dann 
re  90  Tage  auf  Kosten  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft 
ner  Anstalt  behandelt  worden.    Er  ist  aber  völlig  hilflos  ge* 
9n  und  nach  weiteren  drei  Monaten  gestorben, 
rankenfürsorge : 

rankenhansbehandlong  13  Wochen  »-=92  Tage  ä  3  Mk.     276,00  Hk. 
rankengeld  für  die  Angehörigen  (Ehefrau  und  2  Kinder)     1 13,15    „ 

nfallfürsorge: 

rankeDhansbehandlnng  für  90  Tage 270,00    „ 

9nte  f&r  die  Angehörigen  während  der  Krankenhaus- 
behandlung       210,00    „ 

ie  Jahresrente  des  Verletzten  war  festgesetzt  auf 
662/3  o/o  von  1400  Mk.  —  933,35  Mk.  Davon 
sind  gezahlt  für  3  Monate 233,35    „ 

1)  Lass    und    Zahn     Leitfaden   zur   deaUchen  Arbeiterrersiebemiig. 
1  1900.    S.  107. 

2)  Das  Iny.V.G.  hat  faierfttr  fibrigens  dieselbe  Bettimmong. 

albach,  Knappaohaftsreraine.  6 
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Mit  Bflckdcht  anf  die  yOllige  Hilflosigkeit  wurde  die 
Bente  auf  100  <^/o  des  Arbeitsverdienstes  festgesetEt. 
Ergibt  eine  Zosatz-Bente  von  1400  —  933,35  Mk. 
-B  466  Mk.     Davon    sind  bezahlt  fOr  3  Monate     116,70  „ 

Sterbegeld 93,20  „ 

Hinterbliebenenrente  jährlich 840,00  ;, 

Die  Betraohtong  hat  ergeben ,  daß  die  Bergleute  mit  der  Ab- 
zweigung der  Fürsorge  fOr  die  Unfallverletzten  und  deren  Hinte^ 
bliebenen  von  den  ^appschaftsvereinen  und  mit  der  Ausgestaltong 
dieser  Fürsorge  auf  einer  anderen  Grundlage  durchaus  zuMeden  sein 
dürfen.  — 
knüraohnimg  Wie  hat  sich  nun  das  Verhältnis  der  Berufsgenossenschafl;  za 

jwppJSiArts-  den  Enappschaftsvereinen  gestaltet,   bei  denen  die  verunglflckten 


•ünfaiJxiD^  Bergarbeiter  durch  ihre  Enappschaftsbeiträge  doch  auch  Fensions- 
ansprüche  erworben  hatten?  Da  aus  beiden  Kassen  nicht  gleich- 
zeitig die  volle  Bente  gewährt  werden  konnte,  so  ergab  sidi  die 
Frage  der  Aufrechnung  der  Unfallrente  gegen  die  Enappschafts- 
pension.1)  Die  Knappschaftsvereine  waren  der  Ansicht,  daß  die  TJn- 
fallrente  gegen  die  Pension  aufzurechnen  und  die  letztere  deshalb 
nur  insoweit  zu  bezahlen  sei,  als  sie  die  Bente  überstiege.  Die  ye^ 
letzten  behaupteten  dagegen,  daß  an  den  bei  den  Knapp8chaft8ve^ 
einen  erworbenen  Pensionsansprüchen  nichts  gekürzt  werden  dürfe, 
weil  die  Unfallrente  mit  der  Knappschaftspension  überhaupt  nichts 
zu  tun  hätte.  —  Das  Unf.V.G.  (von  1884)  sagt  über  diesen  Punkt 
im  §  8,  daß  die  Verpflichtung  von  Unterstütznngskassen,  bei  Un- 
fällen einzutreten,  durch  das  Gesetz  nicht  berührt  werden  solL  So- 
weit aber  auf  Grund  solcher  Verpflichtungen  Unterstützungen  in 
Fällen  gewährt  sind,  in  welchen  den  Unterstützten  auch  ein  Eotr 
schädigungsanspruch  an  die  Berufsgenossenschaft  zusteht,  soll  der 
letztere  Anspruch  bis  zum  Betrage  der  geleisteten  Unterstützungen 
auf  die  Unterstützungskassen  übergehen.  Bei  dieser  Bestimmung 
hätte  der  Gesetzgeber  einmal  die  Verhütung  von  Doppelzahlungen 
ini  Auge,  und  zum  anderen  wollte  er  festlegen,  daß  die  Ersparnis 
nicht  den  Berufsgenossenschaften  sondern  den  Unterstützungskassen 
zugute  kommen  sollte.  —  Bei  den  Knappschaftsvereinen  kam  die 
Aufrechnung  in  Betracht:  erstens  beim  Sterbegeld,  zweitens  bei 
Erankenunterstützungen ,   welche  die   Kassen  Verletzten  über  die 

1)  Siehe  auch  SUt.  auf  S.  199  und  207. 
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3.  Woche  binaQS  gewährt  hatten,  drittens  im  Falle  der  knappsohaft- 
iehen  Pensionierung  von  ünfallrentnem.  Die  Enappschaftsvereine 
Igten  sich  nun  ganz  richtig,  daß  der  Gesetzgeber  jedenfalls  sowohl 
orübergehende  bezw.  einmalige  als  auch  dauernde  Doppelleistungen 
atte  vermeiden  wollen.  Sie  führten  deshalb,  da  ihre  Zugehörigkeit 
a  den  im  ersten  Satze  des  §  8  genannten  ünterstützungskassen 
nfier  Zweifel  stand,  die  Aufrechnung  sowohl  des  Sterbegeldes  als 
Qch  der  Krankenunterstützung  und  der  ünfallrenten  ein.  Die  Sek- 
onen  machten  den  Vereinen  von  jeder  Bentenfestsetzung  Mitteilung,  i) 
toit  die  Knappschaftskasse  möglichst  Vorteil  aus  der  XJnfallver- 
cherung  ziehen  konnte,  mußten  die  Mitglieder  —  auch  dann,  wenn 
e  selbst  nichts  dabei  zu  gewinnen  hatten  —  ihre  Anspräche  bei 
nr  Berufsgenossenschaft  geltend  machen. 

10  Jahre  lang  war  die  volle  Aufrechnung  in  dieser  Weise  ge- 
hehen.  Den  Bergleuten  hatte  das  zwar  nie  gepaßt ;  ein  nachdrück- 
iher  Widerspruch  hatte  sich  aber  nicht  erhoben.  Da  entstand 
95  im  Anschluß  an  einen  Eechtsstreit,  der  zu  Ungunsten  des 
■gemeinen  Knappschaftsvereins  entschieden  war,  eine  Protestbe- 
gung  gegen  die  Aufrechnung.  Der  Rechtsweg,  der  bis  in  die 
chsten  Instanzen  verfolgt  wurde,  führte  indes  —  wie  nach  Lage 
r  gesetzlichen  Bestimmungen  auch  nicht  anders  zu  erwarten  war  — 
;ht  zu  dem  von  den  Bergleuten  gewünschten  Ziele;  die  Aufrech- 
Dg  blieb  gestattet  (Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  26.  Ja- 
ar  1S9S).  — 

Wenn  die  Aufrechnung  auch  grundsätzlich  als  berechtigt  an- 
sehen werden  mußte,  so  lag  doch  darin  eine  Härte,  daß  die  Knapp- 
laftskassen  solchen  Ünfallrentnem,  denen  sie  überhaupt  keine  Pen- 
nen zu  zahlen  brauchten,  nicht  einen  Teil  der  geleisteten  Beiträge 
rückzahlten.  Erstattet  doch  auch  das  Inv.V.6.  den  ünfallrentnem, 
)  im  Sinne  des  Inv.V.G.  erwerbsunfähig  sind,  die  von  ihnen  bezahlten 
iträge.  Diese  Bestimmung  konnte  natürlich  in  so  allgemeiner 
rm  nicht  übernommen  werden,  weil  bei  sehr  vielen  ünfallrentnem 
I  Leistungen  der  Knappschaf ts-Pensionskasse  nicht  völlig  aufhörten, 
ispielsweise  mußte  die  Kasse  ja  manchen  Verletzten  Kindergeld 
*  ihre  Kinder  unter  15  Jahren  bezahlen  (§171  A.B.G.),  während 

1)  Neuerdings  wird  übrigens  der  Allgemeine  Knappschaftsferein  schon 
r  der  Rentenfestsetzang  benachrichtigt,  sodaß  auch  er  die  InyalldiBlerang 
I  Verletzten  yorbereiten  kann.    (Qlfickanf  J.  1903,  8.  1222). 

6* 
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dagegen  andere  XJofallrentaier,  z.  B.  solche  unverheiratete,  deren  ün- 
fallrente  größer  war  als  die  knappschaftliche  Pension,  trotz  ibrar 
Tielleicht  jahrelangen  Beitragsleistong  keinerlei  Vorteil  Yon  der  Fto- 
sionskasse  hatten.    Sie  hatten  ihre  Beiträge  ganz  umsonst  bezahlt 

Den  Ausgleich  hat  schließlich  das  Gesetz  von  1900  gebracht 
fis  bestimmt  im  §  25  Absatz  5,  daß  überhaupt  nur  noch  die  Hälfte 
der  Unfallrente  aufgerechnet  werden  darf.  Das  verletzte  Enapp- 
schaftsmitglied  empfangt  heute  also  außer  den  reichsgesetzliehen 
Zuwendungen  noch  die  um  den  halben  Betrag  jener  Zuwendungen 
gekürzte  Knappschaftspension.  Die  Kuappschaftskassen  brachten 
dieser  Vorschrift  natürlich«  zumal  das  Oberverwaltungsgericht  er- 
kannte, daß  die  Wohltat  des  neuen  Gesetzes  auch  den  vor  seinem 
Inkrafttreten  knappschaftlich  invalidisierten  ünfallrentnem  zugute 
zu  kommen  hätte,  wenig  Sympathie  entgegen. i)  Sie  haben  jetzt 
in  den  meisten  Fällen  Zuschüsse  zu  den  Unfallrenten  zu  gewahren, 
da  ihre  Leistungen  nur  dann  ganz  wegfallen,  wenn  die  Hälfte 
der  XJnfallrente  die  volle  Enappschaftspension  erreicht  oder  über- 
steigt. 

Früher  hatte  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  neben  der  Pen- 
sion auch  das  knappschaftliche  Eindergeld  für  die  Kinder  der 
Eentner  gegen  die  Unfallrente  aufgerechnet  Nachdem  durch  dae 
Beichsgericht  entschieden  war,  daß  nur  gleichartige  Leistungen  gegen- 
einander aufgerechnet  werden  dürften,  Kindergeld  aber  eine  Leistung 
anderer  Art  sei,  als  XJnfallrente,  suchte  sich  der  Allgemeine  Knapp- 
schaftsverein dadurch  zu  helfen,  daß  er  durch  das  Statut  erklärte, 
das  knappschaftliche  Kindergeld  bilde  einen  Teil  der  Invaliden- 
unterstützung (1899).  Das  Oberverwaltungsgericht  ließ  sich  aber 
hierauf  nicht  ein,  sondern  blieb  bei  dem  durch  die  reichsgerichtlicbe 
Entscheidung  festgelegten  Standpunkte,  daß  das  Kindergeld  eine 
Leistung  für  sich  sei,  die  nicht  mit  aufgerechnet  werden  dürfe 
(1903). 

1903  hat  die  Sektion  II  der  Pensionskasse  des  Allgemeinen 
Knappschaftsvereins  auf  Grund  des  §  25  Unf.Y.6.  (des  früheren  §  8) 
134^371,92  Mk.  bezahlt.  — 

Daß  der  Allgemeine  Knappschafbs verein  bestrebt  war,  mögliebst 
viele  ünfallrenten  aufzurechnen,  mochte  auch  seinen  Grund  mit  darin 

1)  Generalversammlung  des  Allgemeinen  deutschen  Enappschaftsyerbandes 
am  24.  April  1900. 
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hben,  daß  viele  nicht  beitragspflichtige    unständige  Arbeiter  die 
Kasse  belasteten.    Eine  große  Zahl  von  Unständigen  war  nämlich 
—  infolge  des  Einflusses  des  Kr.V.G.  und  des  Inv.V.G.  —  aus  der 
Pensionskasse  ausgeschieden  und  bezahlte  daher  für  diese  Eassen- 
ibteilung  auch  keine  Beiträge  mehr.^)    Diese  Leute  gehörten  nur 
noch  der  Krankenkasse  des  Vereins  an.    Trotzdem  mußte  der  Ver- 
ein aber  bei  Unfällen  mit  den  teils  im  Berggesetze  vorgeschriebenen, 
teils  auf  Gewohnheitsrecht  beruhenden  Leistungen  fflr  sie  eintreten. 
Da  es  sich  um  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  handelte  —  1903  be- 
trog die  Zahl  dieser  nicht  zur  Pensionskasse  beitragenden  Mitglieder 
46327  —  so  spielten  die  auf  sie  entfallenden  Ausgaben  keine  ge- 
linge Rolle.2) 

Daß  die  Bestimmungen  über  die  Aufrechnung  auch  f&r  die 
Witwen-  und  Waisenrenten  bezw.  Witwen-  und  Waisen  pensionen 
gelten  und  daß  auch  hier  die  Aufrechung  erfolgt;  sei  der  Vollständig- 
kät  halber  noch  erwähnt. 

Beim  Saarbrücker  Verein  wurde  früher  ebenfalls  die  Rente  voll 
m%erechnet  Heute  kommt  sie  halb  zur  Aufrechnung  mit  der  Maß« 
;abe  jedoch,  daß  erwerbsunfähige  Invaliden,  deren  knappschaftliche 
ind  berufsgenossenschaftliche  Bezüge  zusammen  nicht  den  7  V2fachen 
^nmdbetrag  der  reichsgesetzlichen  Invalidenrente^)  ausmachen,  einen 
ntsprechend  größeren  Teil  der  Unfallrente  behalten.  — 

Wir  kommen  nun  zu  der  Besprechung  der  Beiträge.  Wie  ümiag«. 
shon  bemerkt,  sind  die  in  der  Berufsgenossenschaft  vereinigten 
ITerkbesitzer  allein  Mitglieder  und  Träger  der  Unfallversicherung. 
ie  haben  die  nötigen  Mittel  aufzubringen,  und  zwar  durch  Beiträge, 
ie  nach  den  von  den  Versicherten  verdienten  Löhnen  sowie  nach 
em  Oefahrentarife  jährlich  umgelegt  werden.  Das  Gesetz  will 
QTch  dieses  Verteilungsverfahren  das  Verhältnis  von  Beitrag  zu 
lisiko  bei  den  einzelnen  Genossen  der  Wirklichkeit  möglichst  nahe 
ringen.  Die  Berufsgenossen  müssen  deshalb  Lohnnachweisungen 
Uiren.  In  dieser  —  nur  für  die  Zwecke  der  Berufsgenossenschaft 
ingerichteten  und  verwendbaren  —  Nachweisung  ist  der  vierMk. 
leit  1900  fünf  Mk.)  übersteigende  Tagelohn  mit  dem  überschießenden 
•etrage  nur  zu  Va  anzurechnen  (§10  Absatz  2).    Ferner  sind  die 

1)  Nftheres  hierüber  siehe  S.  127. 

2)  Diese  Unterstützangen  an  nicht  zur  Pensionskasse  gehörende  Un- 
indige  will  der  oeae  Titel  YII  des  A.B.6.  abschaffen.        3)  Siehe  S.  129. 
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jugendlichen  Arbeiter  nicht  mit  ihrem  wirklichen  Lohne  einzu86tiefl> 
sondern  mit  dem  300  fachen  des  ortsüblichen  Tagelohns.  Das  Ge- 
setz Ton  1900  erlaubt  nun  im  §  30  Absatz  1,  daß  bei  der  Umlegoog 
der  Beiträge  anch  die  wirklich  verdienten  Löhne  angenommen  weiden 
können.  Die  Knappschafts-Bernfsgenossenschaft  hat  diese  neue  Art 
Ton  Lohnlisten  schon  am  1.  Januar  t901  eingeführt,  sodaß  von  diesem 
Zeitpunkte  an  genaue  Übersichten  über  die  Löhne  der  Bergarbeiter 
vorliegen.  1)  —  Auf  den  Gefahrentarif  näher  einzugehen,  ist  hier  nicht 
der  Platz.  Nur  soviel  sei  gesagt,  daß  die  größte  Sorgfalt  darauf  ge- 
legt wird,  ihn  möglichst  genau  der  Wirklichkeit  anzupassen,  und  da& 
er  alle  fünf  Jahre  einer  Nachprüfung  unterzogen  werden  muß. 
iMnr«foiid&  Bei     der    Berufsgenossenschaft     werden     die     erforderlicben 

Mittel  im  Wege  des  sogenannten  Umlageverfahrens  von  den  6^ 
nossen  erhoben.^)  Damit  nun  in  der  ersten  Zeit,  in  der  die  Zahl 
der  Beuten  noch  ziemlich  gering  war,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
für  die  wachsenden  Anforderungen  der  Zukunft  gesorgt  werde,  schrieh 
das  Unf.y.G.  im  §  18  vor,  daß  bis  zur  elften  ümlegung  dem  Be- 
servefonds  alljährlich  ein  bestimmter,  nach  der  Summe  der  in  dem 
betreffenden  Jahre  bezahlten  Entschädigungen  zu  berechnender  Be- 
trag zugewiesen,  werden  sollte.  Dieser  Betrag  stufte  sich  ab  von 
300<^/o  der  im  ersten  Jahre  bezahlten  Entschädigungen  auf  200, 
150,  100,  80,  60,  50,  40,  30,  20,  lO^/o  der  in  den  folgenden 
Jahren  bezahlten  Sunmien.  Auf  jeden  Fall  sollte  der  Eeservefonds 
am  Ende  des  elften  Jahres  das  Doppelte  des  dann  vorhandenen 
Jahresbedarfes  ausmachen.  War  dieser  Betrag  zurückgelegt,  so 
konnten  die  Zinsen  mit  zur  Deckung  der  Lasten  verwandt  werdeUr 
Die  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  hatte  ihren  Reservefonds  aocb 
fristgerecht  auf  der  vorgeschriebenen  Höhe. 

Da  brachte  das  Gesetz  von  1900  eine  neue  Bestimmung  über 
die  Dotierung  des  Reservefonds,  die  bei  den  Berufsgenossenschaften 
große  Entrüstung  hervorgerufen  hat  Wir  müssen  diesen  Punkt 
hier  mit  erörtern,  weil  die  Wirkung  der  neuen  Bestimmung  sich 
bei  der  Knappschafbs-Berufsgenossenschaft  besonders  gezeigt  und 
weil  diese  Genossenschaft  sich  lebhaft  an  der  Protestbewegung  be- 


1)  Siehe  Stat.  47  und  4S  auf  S.  219  und  220.  Die  Statistik  der  Ge- 
nossenschaftsbeitr&ge  l&ßt  übrigens  auch  sehr  gut  erkennen,  wie  die  Kon- 
zentration im  Bergbau  in  den  letzten  Jahrzehnten  fortgeschritten  ist 

2)  Siehe  Stat.  59  auf  S.  226,  ferner  Stat.  62—64  auf  S.  228. 
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teiligt  hat^)  —  Die  betreffende  Yorschrifb  im  §  34  des  neuen  0^ 
setzes  laatet: 

^ach  Ablauf  der  ersten  elf  Jahre  und,  sofern  das  elfte  Jahr 
beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  überschritten  ist,  von  diesem 
letzteren  Zeitpunkte  ab  haben  die  Berufsgenossenschaften  dem  je- 
weiligen Bestände  des  Reservefonds  drei  Jahre  lang  je  10  o/o  und 
weiter  in  Zeiträumen  von  je  drei  Jahren  je  1  ^/ü  weniger  bis 
berab  zu  je  4^/0  alljährlich  zuzuschlagen,  und  zwar  jedesmal  unter 
Anrechnung  der  Zinsen.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  sind  aus  den 
Zinsen  des  Beservefonds  diejenigen  Beträge  zu  nehmen,  welche  er- 
forderlich sind,  um  eine  weitere  Steigerung  des  auf  eine  jede  ver- 
Qcherte  Person  im  Durchschnitt  entfallenden  ümlagebeitrags  zu  be- 
«itigen.  Der  Best  der  Zinsen  ist  dem  Beservefonds  weiter  zuzu- 
chlagen."  2) 

Es  muß  also  32  Jahre  lang  angehäuft  werden.  Wenn  auch  zu- 
egeben  werden  muß,  daß  das  Gesetz  von  1884  den  Beservefonds 
ieht  besonders  hoch  bedacht  hatte,  so  scheint  es  doch,  daß  der 
esetzgeber,  in  diesem  Falle  besonders  der  Beichstag,  mit  der  neuen 
estimmung  zu  weit  gegangen  ist  Er  hat  ein  Verfahren  vorge- 
hrieben, das  in  gewisser  Hinsicht  ein  Deckungsverfahren  genannt 
erden  kann.  Der  Beservefonds  soll  auf  eine  solche  Höhe  gebracht 
erden,  daß  die  Zinsen  ausreichen,  das  Mehr  an  Belastung  aber 
Den  bestimmten,  dauernd  gleichen  Betrag  hinaus  zu  tragen.  Natür- 
^h  muß  der  Beservefonds  bis  zum  Eintritt  des  Beharrungszustandes, 
LS  zu  der  Zeit,  in  der  den  Zugängen  an  Beuten  die  gleiche  Zahl 
m  Abgängen  gegenübersteht,  von  Jahr  zu  Jahr  erhöht  werden, 
ie  Gegenwart  aber  in  dem  nun  vorgeschriebenen  Maße  zu  belasten, 
u:  wohl  kaum  nötig.  Bei  solchem  Beservefonds  ist  die  im  §  33 
isgesprochene  Beichsgarantie  sicher  nur  theoretischer  und  dekora- 
rer  Natur.  Das  Beich  hätte  aber  auch  bei  einer  maßvolleren  Be- 
immung  nichts  zu  fürchten  brauchen,  denn  die  Industrie  (bei  der 
uappschafts-Berufsgenossenschaft  der  gesamte  deutsche  Bergbau), 
(ren  Fortdauer  man  doch  wohl  für  gesichert  halten  darf,  kann  die 
Weigerung  der  Genossenschaftsbeiträge  auch  in  schlechten  Zeiten 

1)  Jahresberichte  der  Enappschafts-Berafsgenossenschaft  Petition  der 
Dappschafts-BerafsgeDOBseDBchaft  an  den  Beichskanzler  und  den  Reichstag, 
ompaß,  J.  1902,  S.  113  und  191,  J.  1904  S.  1). 

2)  VgL  Stat  64  auf  230. 
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ertragen.  Sie  bietet  Sicherheit  genug  dafor,  dafi  sie  anch  im  Be- 
hammgszastande  in  der  Lage  sein  wird,  ihrer  —  gewissermaßen  als 
dingliche  Last  anzusehenden  —  Yerpflichtong  nachzukommen.  Der 
Beihilfe  durch  Zinsen  aus  einem  großen  Reserrefonds  bedarf  sie 
nicht  Wenn  die  gewaltigen  Summen,  die  der  Industrie  entzogen 
w^den,  in  ihr  hätten  weiter  arbeiten  können,  so  würden  sie  die 
deutsche  Produktion  im  ganzen  erweitert  und  höhere  Einkünfte  ge^ 
bracht  haben,  als  sie  nun  bringen.  Der  Staat,  der  bei  den  Steuern 
im  wesentlichen  doch  auch  auf  die  Industrie  angewiesen  ist,  laßt 
sich  hier  keinen  Besenrefonds  stellen,  der  die  Entrichtung  der  Auf- 
lagen und  ihrer  etwaigen  Erhöhungen  auch  in  Zukunft  sichert  Diese 
Zuversicht,  die  man  bei  den  Steuern  an  den  Tag  legt,  hätte  man 
aber  auch  hinsichtlich  der  Beiträge  zur  Unfallversicherung  hegen 
dürfen.  Man  hätte  es  deshalb  trotz  der  steigenden  ünfallziffer  bei 
wesentlich  niedrigeren  Reservefonds  bewenden  lassen  sollen.  Es  ist 
wohl  gerechtfertigt,  wenn  die  deutsche  Industrie  Protest  einlegt  gegen 
den  auf  ihre  Kosten  errichteten  „vierfachen  Juliusturm.  "^  Die  Be- 
wegung erscheint  um  so  mehr  begründet,  als  die  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  der  Bestinmiung  des  §  M 
nicht  unterworfen  sind.  Was  man  der  Landwirtschaft  zutraut,  hätte 
man  der  auf  alle  Fälle  doch  leistungsföhigeren  Industrie  auch  zu- 
trauen können.  — 

Die  Enappschafts-Beruf sgenossenschaft  berechnet  ihren  nach  §  34 
anzusammelnden  Reservefonds  auf  HO  Millionen  Mk.^;  nach  §  18 
des  (jesetzes  von  1884  brauchte  er  nur  27  Millionen  Mk.  zu  betragen. 
Nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  waren  im  ersten  Jahre 
2700000  Mk.  für  den  Reservefonds  aufzubringen.  Hierdurch  ent- 
stand eine  Mehrbelastung  von  fänf  Mk.  auf  den  Kopf  der  Ver- 
sicherten und  eine  Steigerung  der  Umlage  um  39  ^/o.  Bei  der  Sek- 
tion n  betrug  die  Umlage  1900  4  995  698  Mk.,  1901  dagegen 
6992171  Mk.  Anfang  1904  belief  sich  der  Reservefonds  der  Enapp- 
schafts-Berufsgenossenschafb  bereits  auf  3552121*3  Mk.  — 
DnfdkifFer.  Eine   gowissc  Rechtfertigung  findet  die  Erhöhung  der  Rück- 

lagen in  der  oben  erwähnten  wenig  erfreulichen  Tatsache,  daß 
die  Unfallziffem  in  raschem  Ansteigen  begriffen  sind.  Bei  der 
Enappschafbs-Berufsgenossenschaft  kamen  auf  1000  Arbeiter  1897 


1)  Jahresbericht  1902.    S.  32. 
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•5, 19()2  dagegen  85,21  Verletzte,  die  auf  Entschädigung  Ansprach 
en.  Die  Darchschnittsziffer  bei  sämtlichen  Berufsgenossenschaften, 

Ausschluß  der  land-  und  forstwirtschaftlichen,  betrug  1897  43,77» 
2  dagegen  58,63 ;  bei  der  Textilindustrie  allein  betrug  sie  20,08 
IT.  27,22.^)  Bei  der  Steinbruchs-Berufsgenossenschaft  stand  die 
ädlziffer  1902  auf  92,53,  bei  den  landwirtschaftlichen  Oewerbs- 
igen  und  Brauereien  auf  90,52,  beim  Fuhrwesen  auf  85,83. 
i7  kamen  bei  allen  Berufsgenossenschaften,  ausgenommen  die 
d-  und  forstwirtschaftlichen,  auf  1000  Versicherte  durchschnitt- 
i  8,07  neue  Rentenempfänger  hinzu,  beim  Bergbau   12,09,  bei 

Textilindustrie  3,25;  1902  betrug  der  Zuwachs  9,13  bezw.  13,53 
M.  3,01.2)  —  Die  Unfälle  mit  tö dl  ichem  Ausgange  haben  da- 
;en  allgemein  abgenommen.  Im  Oberbergamtsbezirke  Dort- 
md  ereigneten  sich  1870  auf  inOO  Mann  Belegschaft  3,777,  1880 
[IT  4,158,  1903  dagegen  nur  2,241  tödliche  Unfälle.») 

Vergleichen  wir  die  Statistiken  über  die  Unfallzififer  mit  denen 
I  Auslandes,  so  finden  wir,  daß  der  Bergbau  in  England,  Frank- 
6h  und  Belgien  günstigere  Zahlen  hat.  Während  früher  in  Eng- 
id  Untersuchungen  angestellt  wurden,  wie  es  kam,  daß  der  deutsche 
rgbau  so  wenig  Unfälle  aufwies,  ist  heute  das  Umgekehrte  der 
11.^)  Bei  den  ausländischen  Statistiken  ist  allerdings  zu  bedenken, 
B  sie  hinsichtlich  ihrer  Zuverlässigkeit  den  deutschen  wohl  nicht 

die  Seite  gestellt  werden  können. 
Wie  kommt  es  nun,  daß  die  Zahl  der  angemeldeten  Unfälle 

Aber  Erwarten  gestiegen  ist?  —  Diese  Frage  wurde  zunächst 
mer  damit  beantwortet,  daß  die  Bestimmungen  des  Unf.V.O.  erst 
dl  und  nach  allgemein  bekannt  geworden  seien.  Es  ist  gewiß 
treffend,  daß  in  den  ersten  Jahren  viele  Unfälle  aus  Unkenntnis 
)ht  angemeldet  worden  sind.  Heute  kann  dieser  Umstand  aber 
iht  mehr  in  dem  früheren  Maße  ins  Feld  geführt  werden.  Von 
uichen  Seiten  wird  behauptet,   daß  die  hohen  Beuten,  die  das 


1)  Atlas  zar  Statistik  der  Arboiterversicbercmg.    Berlin  1904.   8.  26,  37. 

2)  Ober  die  Verh&Itnisse  im  Rahrrevier  geben  die  Stat  8,  9,  49  und  51 
bchlaß. 

3)  K&beres  hierflber  ist  ans  der  Stat  51  und  ans  den  Statistiken  auf 
18S  za  ersehen. 

4)  Pieper  a.  a.  0.  (S.  150)  schreibt  diese  Verschiebong  som  Teil  der 
iflUirung  der  Schr&mmaschine  in  England  za. 
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ÜDf.V.O.  auch  bei  eigenem  groben  Terscbnlden  gewährt,  die  A^ 
beiter  leichtsinnig  mache.  Daß  Lente,  die  sich  der  Oefabr  geDtn 
bewußt  sind,  mit  ihrem  Körper  und  ihrer  Gesundheit  leichtsiimig 
umgehen,  weil  ihnen  eine  Rente  in  Aussicht  steht,  wird  wohl  nickt  ^ 
allzu  oft  vorkommen.  Es  ist  zwar  richtig,  daß  sehr  viele  Unfälle 
auf  den  Leichtsinn  der  Betroffenen  zurückzuführen  sind.  Diesff 
Leichtsinn  beruht  aber  in  den  allermeisten  Fällen  darauf,  daß  die 
Arbeiter  infolge  zu  geringer  Erfahrung  im  Bergbau  die 
Gefahr  zu  leicht  nehmen.  Der  Hauptgrund  für  das  An- 
wachsen der  ünfallziffer  im  Bergbau  liegt  zweifellos 
darin,  daß  die  Zahl  der  einheimischen  und  gelernten 
Bergarbeiter  verhältnismäßig  immer  geringer  wird, 
außerdem  liegt  er  in  der  vergrößerten  Arbeitsintensität 
Vor  nicht  allzulanger  Zeit  war  bei  einem  Drittel  der  Bergleute 
schon  der  Vater  im  Bergbau  tätig  gewesen,  i)  Heute  reichen  die 
Einheimischen  bei  weitem  nicht  mehr  aus.  In  den  nördlichen  Be. 
vieren  des  Buhrbezirkes  finden  wir  Zechen,  deren  Belegschaften 
schon  zum  größten  Teile  aus  Fremden  bestehen.  Auch  in  die  söd- 
lichen  Reviere  dringen  die  Fremden  immer  mehr  ein.  Lm  Bohr* 
hecken  stammten  1903  von  den  244352  reichsdeutschen  Bergarbeiten 
allein  82667  aus  den  östlichen  Provinzen.  Dazu  kamen  noch 
15989  Ausländer  (i^/ie  aus  Österreich-Ungarn,  ^h^  Holländer,  ^/le 
Italiener).^)  Daß  mit  dem  Anwachsen  der  Zahl  dieser  wenig  ge- 
schulten Fremden^)  die  ünfallziffer  steigen  mußte,  ist  selbstTer- 
ständlich.  —  1903  kamen  auf  100  nicht  aus  den  östlichen  Pro- 
vinzen stammende  Reichsdeutsche  14,8  Unfälle,  auf  100  aus  den 
östlichen  Provinzen  zugewanderte  Reichsdeutsche  dagegen  19,2  und 
auf  1 00  Ausländer  gar  24.'*)    Die  unter  dem  Einflüsse  der  Arbeiter- 

1)  Pieper  a.  a.  0.  S.  14. 

2)  Vgl.  auch  T&glichsbeck.  Die  Belegschaften  der  Bergwerke  und  Salinfl& 
im  Oberbergamtsbezirke  Dortmund  nach  der  Zählung  vom  16.  Dezember  1S93. 

3)  £8  bestehen  zwar  über  die  Anlernung  bestimmte  Vorschriften;  vod 
einer  gründlichen  Ausbildung  der  vielfach  auch  auf  einer  sehr  niedrigen 
Bildungsstufe  stehenden  Fremden  kann  aber  nicht  die  Rede  sein. 

4)  Diese  Zahlen  sind  von  der  Krankenkasse  des  Allgemeinen  Knapp- 
Bchaftsvereins  ermittelt.  In  den  Veröffentlichungen  der  Knappschafts-Berafii- 
genossenschatt  vermißt  man  leider  solche  Statistiken.  Die  BerafisgenosseD- 
schaft  könnte  z.  B.  ihrerseits  die  Herkunft  und  die  Ausbildung  der  schwerer 
Verletzten  (also  der  Unfallrentner)  untersuchen  und  die  gewiß  sehr  inter- 
essanten Ergebnisse  veröffentlichen. 
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ihatzgesetzgebung  erfolgte  Beseitigung  oder  Milderang  der  aus  der 
^genannten  guten  alten  Zeit  her  üblichen  Geldstrafen  für  Nach* 
issigkeit  bei  der  Arbeit  hat  auch  nicht  gerade  dazu  beigetragen, 
fie  Arbeiter  vorsichtiger  zu  machen. 

Daß  das  Anwachsen  der  ünfallziffer  mit  der  Zunahme  der  Fremden 
ommmenhängt,  müßten  eigentlich  auch  die  Statistiken  über  dieselbst- 
nrschuldeten  Unfälle  ergeben.  Diese  zeigen  aber  verhältnismäßig  einen 
Bftckgang.  Das  spricht  jedoch  nicht  gegen  die  Richtigkeit  meiner 
Annahme.  In  der  Eigenart  des  Bergbaues  liegt  es,  daß  viele  Ar- 
bäter  allein  oder  nur  mit  einigen  Kameraden  in  einem  gewissen 
Dunkel  ohne  stete  besondere  Aufsicht  arbeiten.  Tritt  nun  durch 
das  Verschulden  eines  Arbeiters  ein  Unfall  ein,  so  kann  die  wirk- 
Gehe  Ursache  sehr  oft  nicht  genau  festgestellt  werden.  Der  Ver- 
letzte sucht  natürlich  seine  Schuld  nach  Möglichkeit  zu  verschleiern» 
Haben  die  Kameraden  den  Vorfall  verfolgt,  vielleicht  sogar  den 
Verletzten  gewarnt,  so  werden  sie  doch  aus  Kollegialität  häufig  die 
wahre  Ursache  verschweigen.  Diese  Fälle  erscheinen  dann  in  der 
Statistik  stets  in  der  Spalte  „Gefährlichkeit  des  Betriebes  an  sich.*^ 
Die  Zahl  in  dieser  Spalte  steigt  von  Jahr  zu  Jahr.  Während  188& 
63,14  <^/o  der  entschädigungspflichtigen  Uüfalle  auf  die  Oefahrlich- 
kdt  des  Betriebes  zurückgeführt  wurden,  waren  es  1890  63,51  <^/a 
1895  71,88 o/o,  1900  73,46 «/o  nnd  1903  82,91  o/o.») 

Diese  Steigung  ist  aber  außerdem  durch  die  vermehrte  Inten-, 
fljtit  der  Betriebe  zu  erklären.  Die  maschinellen  Einrichtungen, 
die  Förderanlagen  werden  größer  und  komplizierter  und  die  Schächte 
mmer  tiefer.  Flöze,  die  man  früher  liegen  ließ,  werden  heute  unter 
(chwierigen  Verhältnissen  abgebaut.  Im  ganzen  wird  mit  größerer 
imsigkeit  gearbeitet  Die  Arbeitsteilung  wird  nach  Möglichkeit  aus- 
[edehnt,  und  viele  Arbeiter  häufen  sich  oft  auf  engem  Baume. 
Jnter  diesen  Umständen  muß  natürlich  der  Betrieb  an  Gefährlich- 
:eit  zunehmen.'^) 

Daß  andrerseits  alles  geschieht,  um  die  (jefahren  nach  Mög- 
ichkeit  zu  beseitigen,  werden  wir  gleich  sehen.  Immerhin  werden 
iber  doch  öfter  Unfälle  durch  „Mängel  im  Betriebe*^  entstehen.  Weim 
lie  Statistik  hierfür  nur  einen  ganz  geringen  Prozentsatz  aufweist, 


1)  Siehe  StaL  67  und  69. 

2)  Vgl.  aach  Stoecker.   Glackauf.  J.  1900  S.  596. 
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SO  wird  das  daran  liegen,  daB  die  Zechenverwaltongen  natürlich 
auch  bestrebt  sind,  diese  ünf&lle  wenn  irgend  möglich  aas  der  Qe- 
fährlichkeit  des  Betriebes  an  sich  herzuleiten.  — 
ünfiu-  Wirkt  somit  eine  ganze  Reihe  von  Umstanden  zusammen,  die 

Tonohiiftan.  TJnfallziffem  im  Bergbau  zu  erhöhen,  so  erscheint  es  um  so  not- 
wendiger, daß  von  sämtlichen  Beteiligten  alles  nur  irgend  Mögliche 
zur  Unfallverhütung  getan  wird.  Von  manchen  Seiten  ist  nun 
aber  der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  schon  gesagt  worden, 
daß  sie  diese  ihre  vornehmste  Aufgabe  nicht  nach  Gebühr  pflege 
und  daß  sie  die  Erfahrungen,  die  sie  über  die  Ursachen  und  den 
Hergang  von  Unfällen  sammle,  deshalb  auch  nicht  in  ausreichendem 
Maße  zur  Verhütung  weiterer  Unfälle  verwende.  Zur  Stütze  dieses 
Vorwurfs  kann  eines  geltend  gemacht  werden: 

Der  §  78  (jetzt  §  112)  des  Reichsgesetzes  gibt  den  Beru&ge- 
nossenschaften  das  Recht,  für  ihren  ganzen  Bereich  oder  für  be- 
stimmte Bezirke  oder  auch  für  bestimmte  Zweige  der  Industrie,  die 
sie  umfassen,  Vorschriften  zu  erlassen  über  die  von  den  Mitgliedern 
zur  Verhütung  von  Unfällen  in  ihren  Betrieben  zu  treffenden  Ein- 
richtungen. Die  Kontrolle  über  die  Befolgung  dieser  Vorschriften 
und  die  Überwachung  der  Betriebe  überhaupt  kann  durch  besondere 
Beauftragte  der  Berufsgenossenschaft  erfolgen.  —  Die  Enappschafts- 
Berufsgenossenschaft  ist  nun  von  den  66  gewerblichen  Berufsge- 
nossenschaften die  einzige,  die  bisher  noch  keine  Unfallverhütungs- 
vorschriften  erlassen  hat.*)  Allein  der  Grund  hierfür  liegt  doch 
nur  darin,  daß  im  Bergbau  die  Oberbergämter  in  dieser  Beziehung 
seither  alles  Nötige  besorgt  haben.  Während  in  den  anderen  In- 
dustriebetrieben, in  denen  die  staatliche  Aufsicht  durch  die  Ge- 
werbeinspektoren ausgeübt  wird,  für  die  Unfallverhütung  vieles  durch 
die  Berufsgenossenschaft  geschehen  kann  und  muß,  ist  die  staat- 
liche Aufsicht  über  die  Bergwerke  so  intensiv  und  streng,  daß  für 
die  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  nichts  zu  tun  übrig  bleibt 
Der  §  196  des  A.B.G.  bestimmt  u.  a.,  daß  zu  den  Aufgaben  der 
Bei^behörden  die  Sorge  für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  ge- 
hört. Diese  Obliegenheit  der  Aufsichtsbehörde  greift  so  weit,  daß 
die  Oberbergämter  befugt,  ja  neuerdings   (Novelle  von  1905)  ver- 


1)  Die  deutsche  Arbeitenrersicherung  als  soziale  Einrichtung.   Berlin  1904 
(Heft  III  Hartmann  8.  7). 
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pflichtet  sind,   die  Arbeitszeit  auf  allen,  mehreren  oder  einzelnen 
Werken  zu  verkürzen,  sobald  die  Gesundheit  der  Arbeiter  es  er- 
fordert    Der   folgende  Paragraph    (§  197),    der   ebenfalls    durch 
die  Novelle   von  1905  noch   eine  Erweiterung   erfahren  hat   (Ge- 
sondheitsbeirat) ,   gibt   den   Oberbergämtem   ein  umfassendes  Ver- 
ordnungsrecht,  von  dem  ausgiebig  Gebrauch  gemacht  wird.   Weiter^ 
liiii  räumen  die  §§  198,  199   den  Oberbergämtem,  eventuell  auch 
den  Be Vierbeamten,   die  Befugnis  ein,   zur  Beseitigung  von   Miß- 
ständen auf  einzelnen  Werken  mit  polizeilichen  Verfugungen  und 
Zwangsmaßregeln  vorzugehen  (Eintragung  in  das  Zechenbuch).    Die 
Betriebsführer   der   Gruben   sind   sogar  verpflichtet,   dem  Bevier- 
beamten  Anzeige  zu  erstatten,  wenn  Gefahrzustände  vorhanden  sind 
(§  203).    Die  Bergbehörden  sind  so  organisiert  und  mit  Beamten 
ausgestattet,  daß  eine  ausreichende  Beaufsichtigung  der  Bergwerke 
durchaus  gewährleistet  ist  Der  ungefähr  250  selbständige  Tiefbauan- 
lagen umfassende  Kuhrbezirk  ist  in   18  Beviere  geteilt,  denen  je 
ein  mit  der  besten  bergmännischen  Bildung  ausgestatteter  Beamter 
vorsteht    Meistens  haben  die  Bevierbeamten  aber  noch  einen  oder 
zwei  Hilfsarbeiter  von  gleicher  Fachbildung  zur  Seite.    1 903  waren 
im  Buhrbezirke  neben  den  Bevierbeamten  noch   13  Bevierinspek- 
toren  und  20  Beviergehilfen  (Bergassessoren)  vorhanden,  ferner  34 
sogenannte  Einfahrer,  die  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter  genommen 
werden. 1)    Nach  amtlicher  Feststellung  kam  1901  auf  2412  Mann 
Belegschaft  ein  Bergpolizeibeamter.  Auf  einen  technischen  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten entfällt  dagegen  ein  Vielfaches  dieser  Zahl. 

Man  kann  also  gewiß  nicht  sagen,  daß  es  an  der  notigen  Über- 
wachung fehlt  Trotzdem  haben  die  Aufsichtsbehörden  —  der  Mi- 
nister für  Handel  und  Gewerbe  und  das  Beichsversicherungsamt  — 
der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  mehrfach  den  Erlaß  von  Un- 
fallverbütungsvorschriften  dringend  angeraten.  Es  sind  denn  auch 
Entwürfe  angefertigt  und  lange  Verhandlungen  geführt  worden.^) 
Zu  dem  gewünschten  Ergebnisse  konnte  man  aber  nicht  kommen, 
weil  eben  die  nötigen  Vorschriften  schon  als  Bergpolizeiverordnungen 
erlassen  sind.  Zeigt  sich  eine  Lücke,  die  durch  eine  Unfallverhü- 
tongsvorschrift  der  Berufsgenossenschaft  ausgefüllt  werden  könnte, 

1)  Deutsche  Indostriezeitang  vom  3.  Febraar  1905. 

2)  Jahresberichte    der    Knappschafts  -  Berufsgenossenschaft      Kompaß 
J.  1887  8.  185,  J.  1891  8.  53,  J.  1901  2S.  137. 
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80  tritt,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  alsbald  die  Bergbehörde  mit 
einer  Polizeiverordnang  ein. 

Jener  §  197  des  A.6.G.  ist  außerdem  noch  durch  den  Artikel  VI 
der  Novelle  zum  A.B.O.  vom  24.  Juni  1892  erweitert  worden,  die 
im  Anschluß  an  das  Arbeiterschutzgesetz  vom  1.  Juni  1S91  den 
Arbeiterschutz  im  Bergbau  in  weitem  Maße  einführte.  In  dem 
Artikel  VI  der  Novelle  ist  nämlich  bestimmt,  daß  vor  dem  ErlaB 
von  Bergpolizeiverordnnngen,  die  sich  auf  den  Arbeiterschutz  be- 
ziehen, der  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  gutachtlich  gehört 
werden  muß.  Der  Vorstand  muß  seinerseits  nach  §  79  Absatz  t 
des  ünf.V.O.  zu  den  Beratungen  über  solche  Entwürfe  Vertreter 
der  Arbeiter  zuziehen.  Daß  bei  einem  so  sorgfaltigen  Verfahren 
alle  Erfahrungen  im  Bergbau  und  in  Unfallsachen  zur  Geltung 
kommen,  versteht  sich  von  selbst,  und  es  ist  nicht  zu  bestreiten, 
daß  man  auf  diesem  Wege  zu  allen  nötigen  ünfallverhütungsvor- 
schriften  kommen  kann. 

Es  läge  vielleicht  nahe,  daß  die  Enappschafts-Berufsgenossen- 
schaft  die  einschlägigen  bergpolizeilichen  Vorschriften  als  Unfallver- 
hütungsvorschriften im  Sinne  des  Keichsgesetzes  aufnähme  und  ihre 
Befolgung  auch  durch  eigene  technische  Aufsichtsbeamte  kontrollieren 
ließe.  Das  ist  aber  einmal,  wie  dargelegt  ist,  überflüssig,  und  zom 
anderen  würden  unerquickliche  Eompetenzstreitigkeiten  nicht  aus- 
bleiben. Das  Unf.V.G.  hat  zwar  zur  Beilegung  von  Konflikten 
zwischen  den  Aufsichtsbeamten  des  Staates  und  der  Berufsgenossen- 
schaften ein  besonderes  Verfahren  vorgesehen  (§  123  des  Gesetzes 
von  1900);  vorbeugen  könnte  diese  Bestimmung  Konflikten  aber 
kaum.  Wenn  bei  den  anderen  Industriezweigen  solche  Konflikte 
selten  vorgekommen  sind,  so  liegt  das  wohl  daran,  daß  sich  die 
beiden  Kategorien  von  Aufsichtsbeamten  in  ihren  großen  Bezirken 
höchst  selten  begegnen. 

Diese  Gründe  lassen  die  Stellungnahme  der  Knappschafts-Be- 
rufsgenossenschaft  zu  der  Frage  der  Unfallverhütungsvorschriften 
durchaus  verständlich  erscheinen.  Daß  die  neuerdings  verlangten, 
von  den  Arbeitern  zu  erwählenden  und  von  ihnen  abhängigen 
Kontrolleure  ,,das  Steigen  des  Blutmeeres''  (wie  das  Steigen  der  ün- 
fallziffer  kürzlich  in  einem  Flugblatte  recht  „wirkungsvoll''  bezeichnet 
worden  ist)  würden  aufhalten  können,  muß  mit  Bücksicht  auf  die 
geschilderten  Ursachen  der  Zunahme  der  Unfälle  sowie  nach  den  in 
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igland,  Frankreich  und  Belgien  mit  Arbeiterkontrollenren  gemachten 
Tahrangen  faglich  bezweifelt  werden.^)  Beim  Bergbau  wird  eben, 
)  die  Dinge  liegen,  stets  eine  verhältnismäßig  hohe  ünfallziffer  vor- 
iden  sein,  aach  bei  gut  eingerichteten  Betrieben  and  bei  nm- 
senden  Vorbeagungsmaßregeln.  Es  muß  daher  ein  besonderes 
jienmerk  darauf  gerichtet  werden,  daß  auf  allen  Zechen  Einrichtungen 
1  Mannschaften  vorhanden  sind,  die  den  Verletzten  schnell  Hilfe 
agen  können.  — 

Wie  oben  schon  mitgeteilt  wurde,  ist  von  den  Sonderbestim- vertaüaiw  de« 
ngen  des  TJnf.V.O.  über  die  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  slktioDen  dm 
94   jetzt    §   134)    vor    allem    die    von   Bedeutung,    daß    die  waf^noMma- 
rtionen  nicht  nur,  wie  bei  den  anderen  Berufsgenossenschaften,      ^  ^'^ 

(seit  1900  750/0)  ihrer  Entschädigungsbeträge  aufbringen 
fen,  sondern  daß  sie  die  Entschädigungsbeträge  auch  über  diesen 
z  hinaus  tragen  können.  Diese  Bestimmung  ist,  wie  auch  schon 
ihnt  wurde,  deshalb  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  weil 
Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Sektionen  der  Enappschafts-Be- 
igenossenschaft  gar  zu  verschieden  sein  können.     Während  in 

einen  Sektion  nur  Steinkohle  gebaut  wird,  umfaßt  die  andere 
mders  Erzbergwerke,  oder  Braunkohlenwerke,  oder  Salinen.  Bei 
Enappschafts*Berufsgenossenschaft  haben  deshalb  die  Sektionen 
a^ze  Belastung  aus  den  Betrieben  ihres  Bezirkes  selbst  zu  tragen. 

Genossenschaft  tritt  nur  —  und  zwar  nur  für  den  überschie- 
len Betrag  —  ein,  wenn  die  nach  dem  Gefahrentarife  festge- 
[te  normale  Ausgabe  der  Sektion  um  10 ^/o  überschritten  wird, 
bildet  also  gewissermaßen  einen  Garantieverband  für  die  im  allge- 
aen  selbständigen  Sektionen.  —  Die  Sektion  n  hatte  im  Jahre 
i  eine  eigene  Ausgabe  von  7  745  056,24  Mk.  dazu  kamen  noch 
Beiträge  zu  dem  Reservefonds  und  zu  den  Verwaltungskosten 
Zentrale  im  Betrage  von  1033944,98  Mk.;  bezw.  20020,50  Mk., 
iß  zusammen  S  799  02 1,72  Mk.  umzulegen  waren.  Die  Umlage 
Sektion  II  machte  53,81  ^/o  der  gesamten  Umlage  der  Genossen- 
ift  aus.  Auf  eine  versicherte  Person  kamen  durchschnittlich  un- 
Jir  35  Mk.  Umlage.  — 

1)  Nach  einer  Erkl&rung  des  Handelsministers  hat  sich  auch  die  Gmben- 
xolle  dorch  die  Arbeiteraasschüsse  im  Saarbrücker  Revier  nicht  bew&hrt. 
e  Bodenstein.  Arbeiteraasschüsse,  Arbeitsordnangen,  Ünterstützungskassen 
tegbaa.    Essen  1905  S.  23. 
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Betrachten  wir  nun  noch  kurz  einige  weitere  Sonderbestiiii.- 
mnngen  des  §  94  Unf.y.O. 

Die  Mitwirkang        Ffir  die  Obliegenheiten  der  Vertreter  der  Arbeiter  (§41:  Beidtidi 
dtr  Dvreh-   beim  Schiedsgericht ;  Mitwirkung  beim  Erlaß  von  UnfaUverbfitungsrov'- 

unSäTeniohe-  schriften)  waren  die  Enappschaftsältesten  von  vornherein  die  ge- 
"^'       gebenen  Leute.  —  Die  Bestimmung,  daß  durch  das  Statut  Knapp* 
schaftsälteste  als  stimmberechtigte  Mitglieder  zu  den  Sektionsvor- 
ständen herangezogen  werden  können,  ist  als  ein  Zugeständnis  an 
die  alten  Knappschaften  anzusehen.  Für  die  anderen  Berufsgenossen- 
schaften besteht  eine  ähnliche  Bestimmung  nicht    Daß  die  Unter* 
nehmer  von  der  Befugnis  aber  keinen  Gebrauch  gemacht  haben, 
sondern   daß  sie  lieber  allein  wirtschaften,  ist  nach  Lage  der  Ver* 

iiuniüiiiig  d«r  hältuisso  Selbstverständlich.  —  Eine  gewisse  Bedeutung  ist  der  Be- 
stimmung im  §  94  unter  d  beizumessen.  Während  allgemein  die 
Auszahlung  der  Entschädigungen  vorschußweise  durch  die  Post  ge- 
schieht (§  69),  kann  bei  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  die 
Auszahlung  auch  durch  die  Knappschaftsvereine  geschehen.  Im 
Statute  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  ist  es  den  Sektionen 
anheimgestellt^  sich  der  Knappschaftskassen  nicht  nur  für  die  Ao»- 
zahlung  der  Entschädigungen,  sondern  überhaupt  für  alle  Zahlungen 
und  Yereinnahmungen  zu  bedienen.  Von  diesem  Rechte  ist  jedoch 
nicht  allgemein  Gebraoch  gemacht  worden.  Die  Sektion  n  hat 
die  von  ihr  festgestellten  Entschädigungen  von  vornherein  dnroh 
die  Post  bezahlt.  Seit  1892  benutzt  auch  die  Sektion  VII  (Zwickan) 
die  Post.  Diesen  Sektionen  folgte  1S98  die  Sektion  IV  (Halle)  nnd 
1903  die  Sektion  I  (Saarbrücken).  Im  Saarbrücker  Revier  hatten 
bis  dahin  die  königlichen  Grubenkassen  die  Auszahlung  besorgt 
Der  Grund  für  diese  Stellungnahme  der  Sektionen  ist  in  der  Haupt- 
sache darin  zu  suchen,  daß  man  den  Arbeitern  zeigen  wollte,  daS 
es  sich  um  eine  von  der  Knappschaftskasse  unabhängige  besondere 
Versicherung  handelt,  deren  Lasten  von  den  Unternehmern  allein 
getragen  werden.  Außerdem  fordert  die  Post  keine  Entschädigungen 
für  die  Auszahlungen  (gewissermaßen  auch  ein  „Reichszuschuß^').  Die 
Knappschaftsvereine  verlangen  hingegen  Zinsvergütungen.  — 

soUedflgerieht  Eine  neue,  den  Knappschaften  völlig  fremde  Einrichtung  ist 
die  der  Schiedsgerichte.  Bei  den  Knappschaftsvereinen  entscheidet 
der  Vorstand  darüber,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Zubilligung 
einer  Unterstützung  vorliegen,  und  in  welchem  Umfange  die  Unter- 
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mg  einzatreten  hat.  Hält  sich  jemand  fär  benacht^gt,  so 
er  sich  beim  Oberbergamte  nnd  weiterbin  bei  dem  Handels- 
ter  beschweren  (§  186  A3.G.).  Die  Erledigung  der  Beschwerden 
ieht  auf  boreaakratischem  Wege.  0  Die  sozialpolitische  Gesetz- 
lg  hat  dagegen  bei  der  Unfall-  nnd  Invalidenversicbemng^) 
leschwerdeweg  nnd  den  kostspieligen,  zeikanbenden  und  schwie- 
ordentlichen  Bechtsweg  aufgegeben  und  die  Schiedsgerichte 
pezialgerichte  eingesetzt  Bei  den  Schiedsgerichten  finden  die 
Sachen  eine  schnelle  und  billige  Erledigung.  Das  Ver£Bfare& 
[ifach,  weil  man  von  formalen  Vorschriften  möglichst  abgesehea 
Nach  §  47  des  Unf.Y.O.  mußte  bei  jeder  Sektion  ein  Schieds- 
it  eingerichtet  werden.  Der  vom  Minister  für  Handel  und  Ge- 
I  zu  ernennende  Vorsitzende  des  Schiedsgerichts  war  ein 
lieber  Beamter.  Die  vier  Beisitzer  wurden  je  zur  Hälfte  aus 
Jenossenschaftsmitgliedem  und  den  versicherten  Personen  — 
er  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  aus  den  Knappschafts- 
en  —  gewählt.  Durch  das  sogenannte  Mantelgesetz  von  1900 
liese  Gerichte  jedoch  wieder  aufgehoben  und  die  Entscheidungen 
Streitigkeiten  aus  dem  Unf.V.G.  den  nach  §  103  ff.  des  Inv.V.G. 
iteten  Schiedsgerichten  übertragen  worden.  Seit  1901  kommt 
fOr  die  Sektion  n  in  der  Hauptsache  das  nur  aus  Bergmännem 
hende  «^Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung  des  Allgemeinen 
pschaftsvereins  Bochum  zu  Dortmund''^)  in  Betracht  Bei  den 
en  Schiedsgerichten  müssen,  sobald  es  sich  um  Streitsachen 
der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft  handelt,  Beisitzer  aus 
Bergbau  herangezogen  werden.  Für  die  übrigen  Indnstrie- 
fß  ist  eine  solche  besondere  Behandlung  nicht  vorgesehen.  — 
Sekursinstanz  ist  das  Beichsversicherungsamt,  das  ja  auch  als 
chtsbehörde  für  die  Berufsgenossenschaften  und  die  Schiedsge- 
3  fungiert  (§  88),  eingesetzt 

Die  Kosten  der  Schiedsgerichte  sind  von  den  beteiligten  Ver- 
rongseinrichtungen  je  nach  dem  umfange  der  Inanspruchnahme 
»gen.   Den  Versicherten,  die  sich  an  das  Schiedsgericht  wenden« 


1)  Der  ordentliche  Rechtsweg  ist  aber  bei  den  Knappschaften  in  gewissen 
i  nicht  ausgeschlossen. 

2)  Fftr  die  Krankenversicherung  mit  ihren  yorflbergehenden  Leistongen 
1  sich  die  Schiedsgerichte  weniger. 

3)  Die  Sitzungen  finden  aber  doch  in  Bochnm  statt 
ilbaeh,  Knapptehaftsrereine.  7 
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entstehen  also  in  der  Begel  (vergL  aber  §  10  Absatz  4  des  Mantelgeset — 
zes)  überhaupt  keine  Kosten.   Diese  Bestimmung  ist  oft  angegiiflfoi^ 
worden,  weil  ihr  der  hohe  Prozentsatz  der  Beschwerden  zageschriebei^ 
wird.    1903  wurden  von  13704  Bescheiden  der  Sektion  11 0  261d 
(1941^/0)  angefochten.  Der  Prozentsatz  ist  allgemein  so  hoch.    Er  ha't; 
1903  bei  sämtlichen  Berufsgenossenschaften  sogar  21,92%  betragen^ 
1903  stand  unter  den  Sektionen  der  Enappschafts-Berufsgenossea«-» 
Schaft  Halle  mit  25,1 1 0/0  an  der  Spitze;  Tamowitz  bildete  mit  14,39  0/0 
den  Schluß.    In  den  meisten  Fällen  bleibt  es  bei  den  Festsetzungen 
der  Berufsgenossenschafb.   Während  bei  der  Sektion  n  in  den  ersten 
Jahren   nach   dem  Inkrafttreten   des  Unf.V.6.  ungefähr  33  0/0   der 
Berufungen  für  die  Verletzten  von  Erfolg  waren,  steht  der  Prozent- 
satz seit  1902  unter  20.    Diese  Zahlen  beweisen  allerdings,  daß  die 
Eostenfreiheit  oft  zu  mißbräuchlicher  Einlegung  der  Berufung  Ver- 
anlassung gibt    Das   darf  aber  noch  nicht  dazu  fähren,   sie  auf- 
zuheben. 

Die  Sektion  n  hatte  1903  49  127,09  Mk.  Schiedsgerichtskosten  zn 
tragen.    Auf  eine  Entscheidung  kamen  durchschnitüich  21,84  Mk. 

Bei  den  Streitsachen  der  Sektion  n  haben  sich  1903  27,66<>/» 
der  beteiligten  Versicherten  mit  Rekurs  an  das  Reichsversiche- 
rungsamt gewandt.  Der  Genossenschaftsvorstand  ist  nur  bei  2,57  ^/o 
der  Schiedsgerichtsentscheidungen  an  die  höhere  Instanz  gegangen. 
Von  den  Rekursen  der  Versicherten  wurden  74,14^/0  zurückgewiesen. 
Fast  den  gleichen  Prozentsatz  an  Mißerfolgen  hat  auch  die  Enapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft  aufzuweisen. 
Beeumö.  Dics  sind  die  wesentlichsten  Einrichtuugen,  die  das  TJn£V.6. 

im  Bereiche  des  Bergbaues  hat  entstehen  lassen. 

Überblicken  wir  nun  nochmals  die  obigen  Darlegungen.  Die  Reichfi- 
unfallversicherung  hat  fast  in  keiner  Beziehung  direkt  an  die  T7n- 
fallfürsorge  der  Enappschaftsvereine  angeknüpft.  Die  Einrichtungen, 
die  das  Gesetz  forderte,  ließen  sich,  im  Gegensatz  zur  Erankenver- 
Sicherung,  auch  nicht  in  den  Rahmen  der  alten,  auf  feste  ünte^ 
nehmer-  und  Arbeiterbeitrage  aufgebauten  Enappschaftskassen  ein- 
fügen. Es  mußten  vollständig  neue  Organisationen  gegründet  werden. 
Dank  der  vorausgegangenen  Konstituierung  des  Allgemeinen  deutschen 
Knappschaftsverbandes  hat  sich  ohne  Schwierigkeit  die  Gründung 


1)  Siehe  Stat  52  aof  8.  222. 
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dner  einzigen  Bernfsgenossenschaft  fdr  alle  Bergarbeiter  voll- 
logen.  Der  Gesetzgeber  hatte  der  Knappschafts-Berufsgenossen- 
sehaft  för  gewisse  Punkte  BCLcksiohtnabme  auf  die  alten  Knapp- 
schaftskassen gestattet;  wir  haben  aber  gesehen,  daß  die  Enapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft  und  ihre  Sektionen  im  allgemeinen  von 
üiren  Befugnissen  in  dieser  Hinsicht  keinen  Gebrauch  gemacht 
haben. 

Wie  die  beiderseitigen  Organisationen  vollständig  auseinander- 
gehen,  so  sind  auch  die  Leistungen,   die  auf  Grund  des  Unf.V.G. 
gewährt  werden,  ganz  verschieden  von  dem,    was  vorher  bei  den 
Knappschaftsvereinen   üblich  gewesen  ist.     Es  handelt  sich  heute 
überhaupt  nicht  mehr  um  Unterstützungen,  die  nach  Klassenzu- 
gehörigkeit und  Dienstalter  berechnet  werden,  sondern  um  Schaden- 
ersatzleistungen,   denen    der    Grad    ^er   Behinderung    und    der 
iöletzt  verdiente  Lohn  zu  Grunde  gelegt   wird.    Während  früher 
nur    der    eine  Pension   erhielt,   der   ohne   eigenes   grobes    Ver- 
schulden durch  einen  Unfall  in  seiner  Arbeitsfähigkeit  um  die  Hälfte 
beschränkt  war  und  blieb,  werden  die  Versicherten  heute  auch  bei 
geringeren  Verletzungen,  sofern  sie  eine  dauernde  Verminderung  der 
Erwerbsfähigkeit  verursacht  haben,  nach  dem  Grade  der  Behinde- 
rung entschädigt.  An  Stelle  des  groben  Verschuldens  schließt  heute 
nur  noch  die  vorsätzliche  Herbeiführung  des  Unfalles  durch  den 
Verletzten  von  der  Erlangung  der  Entschädigung  aus.     Während 
es  sich  früher  für  einen  Verletzten  immer  nur  darum  handelte,  ob 
er  eine  von  vornherein  feststehende  Pension  erhielt  oder  nicht  er- 
hielt, findet  sich  heute  bezüglich  des  Anspruchs  auf  Rente  über- 
haupt und  bezüglich  der  Rentenbemessung   ein  weiter  Spielraum. 
Vielen  Geschädigten,  die  früher  keinen  Anspruch  erheben  konnten 
stehen  jetzt  Renten  zu  und  von  vielen  anderen  werden  weit  höhere 
Renten  erlangt,  als  früher.    Vielfach  sind  sogar  schon  die  Schaden- 
ersatzleistungen bei  ziemlich  unerheblicher  Verminderung  der  Erwerbs- 
ßhigkeit  infolge  von  Unfällen  höher,  als  die  ehemaligen  Pensionen 
bei   völliger  Berufsinvalidität.     Große   Erhöhungen    gegen   früher 
konnten  wir  femer  bei  den  Renten  der  Hinterbliebenen  nach  Un- 
fällen mit  tödlichem  Ausgange  feststellen.    Und  endlich  sind  die 
Leistungen,  die  den  Verletzten  zustehen,  solange  die  Knappschafts- 
krankenkassen f^r  die  Unfallfolgen  aufzukommen  haben,  höher  als 
früher  geworden.   Erinnert  sei  nur  an  das  im  vorigen  Kapitel  über 

7* 
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die  Höhe  des  Krankengeldes  der  Enappschaftskassen  seit  dei 
Krankenversioheningsgeietz  Gesagte.  Wir  haben  weiter  die  Frag^ 
der  Aafrechnung  erörtert  und  im  Anschluß  daran  festgestellt,  daS 
die  verletzten  Bergleute  infolge  der  Doppelversichening  besser  dara^ 
sind,  als  die  Arbeiter  im  allgemeinen. 

'  Der  Kreis  der  Versicherten  ist  nnter  dem  alten  Zustande  docH 
immer  nur  ein  ziemlich  begrenzter  gewesen.    Das  Unf.Y.G.  hat  di^«- 
gegen  alle  vorübergehend  oder  dauernd  im  Bergwerksbetriebe  b^ 
schäftigten  Personen    der  Versicherungspflicht  unterworfen.     Wai« 
aber  die  Hauptsache  ist:    Diese  Versicherungspflicht  legt  den  Ve:r- 
sicherten  selbst  keine  direkten  Opfer  auf.    Die  Unternehmer  alleiii 
tragen,  soweit  Leistungen  der  Berufsgenossenschaft  in  Frage  kommen, 
die  Kosten.    Sie  f&hren  daher  auch  allein  die  Verwaltung.    Wir 
haben  gesehen,  daß  die  Lasten  im  Laufe  der  Zeit  sehr  stark  ge- 
wachsen  sind  und  daß  die  gesetzgebenden  Faktoren,  in  dem  Be- 
streben, die  Leistungen  auch  für  den  Beharrungszustand  unbedingt 
sicherzustellen,  mit  der  Ansammlung  von  Eeserven  zum  Nachteil 
der  Bergwerksuntemehmungen  über  das  durch  die  Verhältnisse  Ge- 
botene hinausgegangen  sind.     Allerdings  haben  wir  ein  bedeuten- 
des Steigen  der  Unfallziffer  feststellen  müssen,  auf  der  anderen 
Seite  aber  auch  dargelegt,  daß  im  Bergbau  mit  allem  Eifer  Un- 
fällen im  Betriebe  vorzubeugen  gesucht  wird.    Endlich  sind  ancli 
die  Schiedsgerichte   erwähnt  worden,    die  für    Streitigkeiten  über 
Rentenansprüche    eingesetzt  worden  sind,  und  zu  denen  Vertreter 
der  Arbeiter  und  Vertreter  der  Werkbesitzer  in  gleicher  Zahl  zu- 
gezogen werden.    Den  Knappscbaftsvereinen,  die  ihre  Streitigkeiten 
mit  den  Mitgliedern   immer   auf  bnreaukratischem  Wege   erledigt 
hatten  (und  teilweise  noch  erledigen),   waren  diese  Spezialgerichte 
völlig  fremd. 

Wie  nicht  bestritten  werden  kann,  hat  das  Unf.V.G.  den  Berg- 
leuten gleichfalls  große  Vorteile  gebracht 
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Die  Einwirkung  des  InyalldenTersicheriings- 
gesetzes  auf  die  KnappschaftsTereine.^) 

Mit  dem  iDvaliditäts-  und  Altersversicherongsgesetz  unternahm  EinieHmig. 

Reich    einen    weiteren    bedeutsamen  Schritt  zur  Verbesserung 

der  Lage  unserer  Arbeiter.    Bei  ihm  hat  der  Gesetzgeber  mit  weit 

größeren  Schwierigkeiten    zu    rechnen  gehabt,    als  bei   einem  der 

beiden  früheren  Tersicherungsgesetze.    Der  Entwurf  ist  wiederholt 

Ton  Qmnd  auf  umgeändert  worden,  bis  er  schließlich  die  Fassung 

hatte,    in    der    das  Gesetz  am  22.  Juni    1889   im  Reichstage  mit 

hiapper  Mehrheit  angenommen   wurde.    In  Eraft  getreten  ist  das 

Gesetz  am  1.  Januar  1S91.    In  das  seit  dem  1.  Januar  1900  geltende 

Invalidenversicherungsgesetz   ist  es    fast  vollständig  übergegangen. 

Daß    die  Novelle  von  1900  im  Reichstage  allgemeine  Zustimmung 

gefanden  hat,   beweist  deutlich  den  Umschwung,  der  seit  1889  in 

der  Bewertung  des  Gesetzes  eingetreten  war. 

Zu  dem  ersten  Entwürfe  hatte  ein  großer  Teil  der  deutschen 
Bergleute  in  einer  Petition,  die  im  Dezember  1 888  dem  Reichstage 
eingereicht  worden  ist,  Stellung  genommen.  Auch  der  Allgemeine 
Deutsche  Enappschaftsverband  hatte  sich  mit  der  Sache  befaßt 2) 
Wenn  das  Gesetz  trotzdem  manche  Wünsche  der  Bergleute 
nicht  erfüllt,  beispielsweise  nicht  die  von  ihnen  »erhofften  lokalen 
Tr&ger  und  nicht  das  Umlageverfahren  gebracht  hat,  so  ist  doch 
auf  der  anderen  Seite  in  ihm  ein  Teil  der  Forderungen  der  Enapp- 
schaftsvereine  ausdrücklich  berücksichtigt  worden. 

1)  BossB  und  ▼.  WoBDTKB.  Das  ReichngeBets,  betreffend  InvaUditäts- 
Qnd  AltenversicheraDg  vom  22.  Jan!  1889.  Leipzig.  1890.  1891.  189S.  -r- 
WxTifAini.  Das  Invalidenversicherangsgesetz  Tom  13.  Juli  1899.   Berlin.   1901. 

2)  C^eralvenammluDg  des  Allgem.  Deatschen  KnappschaftsTerbandeB 
m,  15.  Januar  1889. 
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Wie   stellte  sich  das  Beiohsgesetz   überhaupt  za  den  Enap]^- 
schaftskassen? 

Die  BMtim-  Eine  allgemeine  Antwort  auf  diese  Frage  geben  zunächst  dLc 

BOffBU  dos  IB* 

v^denT»-  §§  7,  5,  6  und  36  des  Gesetzes  von  1889.  Sie  bilden  in  der  Novelle 
rtxw  üb«r^e  von  1899  die  §§  10,  8,  9  und  51  und  lauten  in  der  neuen,  heut;« 
noch  gültigen  Fassung: 

§  10.    [§  7  des  ursprüngl.  Oesetzes.] 

Durch  Beschluß    des  Bundesrats    kann  auf  Antrag  bestimmt 
werden,  daß  die  Bestimmungen  der  §§  8,  9  auf  Mitglieder  an- 
derer Easseneinrichtungen,  welche  die  Fürsorge  für  den  Fall 
der  Invalidität  und  des  Alters  zum  Oegenstande  haben,  Anwendomg 
finden  sollen. 

§  8.     [§  5  des  ursprüngl.  Oesetzes.] 

Versicherungspflichtige  Personen,  welche  in  Betrieben  des 
Beichs,  eines  Bundesstaates  oder  eines  Eommunalverbandes  be- 
schäftigt werden,  genügen  der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  durch 
Beteiligung  an  einer  för  den  betreffenden  Betrieb  bestehenden  oder 
zu  errichtenden  besonderen  Kasseneinrichtung,  durch 
welche  ihnen  eine  den  reichsgesetzlich  vorgesehenen  Leisümgen 
gleichwertige  Fürsorge  gesichert  ist,  sofern  bei  der  betreffenden 
Kasseneinrichtung  folgende  Voraussetzungen  zutreffen  : 

1.  Die  Beiträge  der  Versicherten  dürfen,  soweit  sie  für  die 
Invalidenversicherung  in  Höhe  des  reichsgesetzlichen  Anspruchs 
entrichtet  werden,  die  Hälfte  des  für  den  letzteren  nach  §  32  zo 
erhebenden  Beitrags  nicht  übersteigen.  Diese  Bestimmung  findet 
keine  Anwendung,  sofern  in  der  betreffenden  Kasseneinrichtung  die 
Beiträge  nach  einem  von  der  Berechnungsweise  der  §§  32,  33  ab- 
weichenden Verfahren  aufgebracht  und  infolge  dessen  höhere  Bei- 
träge erforderlich  werden,  um  die  der  Kasseneinrichtung  aus  In- 
validen- und  Altersrenten  in  Höhe  des  reicbsgesetzlichen  Anspruchs 
obliegenden  Leistungen  zu  decken.  Sofern  hiernach  höhere  Bei- 
träge zu  erheben  sind,  dürfen  die  Beiträge  der  Versicherten  die- 
jenigen der  Arbeitgeber  nicht  übersteigen. 

2.  Bei  der  Verwaltung  der  Kassen  müssen  die  Versicherten 
mindestens  nach  Maßgabe  des  Verhältnisses  ihrer  Beiträge  zu  den 
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Beiträgen   der  Arbeitgeber  darch  in  geheimer  Wahl  gewählte  Ver- 
treter beteiligt  sein. 

3.  Bei  Berechnung  der  Wartezeit  und  der  Bente  ist  den  bei 
aolchen  Easseneinrichtnngen  beteiligten  Personen,  soweit  es  sich 
am  das  Maß  des  reichsgesetzlichen  Anspruchs  handelt,  unbeschadet 
der  Bestimmung  des  §  46  die  bei  den  Versicherungsanstalten 
(S  65)  zurückgelegte  Beitragszeit  in  Anrechnung  zu  bringen. 

4.  Über  den  Anspruch  der  einzelnen  Beteiligten  auf  Oe- 
wähnmg  von  Invaliden-  und  Altersrente  muß  ein  schiedsgericht- 
liches Verfahren  unter  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Versicherten 
Zugelassen  sein. 

5.  Wenn  für  die  Qewährung  der  reichsgesetzlichen  Leistungen 
besondere  Beiträge  von  den  Versicherten  erhoben  werden,  oder  eine 
Erhöhung  der  Beiträge  derselben  eingetreten  ist  oder  eintritt,  so 
dfirfen  die  reichsgesetzlichen  Beuten  auf  die  sonstigen  Eassen- 
leistungen  nur  insoweit  angerechnet  werden,  daß  der  zur  Auszahlung 
gelangende  Teil  der  letzteren  für  die  einzelnen  Mitgliederklassen  im 
Durchschnitt  mindestens  den  Reichszuschuß  erreicht 

Der  Bundesrat  bestimmt  auf  Antrag  der  zuständigen  Reichs-, 
Staats-  oder  Eommunalbehörde,  welche  Kasseneinrichtungen 
(Pensions-,  Alters-,  Invalidenkassen)  den  vorstehenden  Anforderungen 
entsprechen.  Den  vom  Bundesrat  anerkannten  Easseneinrichtungen 
dieser  Art  wird  zu  den  von  ihnen  zu  leistenden  Invaliden-  und 
Altersrenten  der  Reichszuschuß  (§  35)  gewährt,  sofern  ein  An- 
sprach auf  solche  Renten  auch  nach  den  reichsgesetzlichen  Be- 
stunmungen  bestehen  würde. 

§  9.    [§  6  des  ursprüngl.  Gesetzes.] 

Vom  1.  Januar  1891  ab  wird  die  Beteiligung  bei  solchen  vom 
Bundesrat  zugelassenen  Easseneinrichtungen  der  Versicherung  in 
einer  Versicherungsanstalt  gleichgeachtet. 

Wenn  bei  einer  solchen  Easseneinrichtung  die  Beiträge  nicht 
in  der  nach  §§  130  ff  vorgeschriebenen  Form  erhoben  werden,  hat 
der  Vorstand  der  Easseneinrichtung  den  aus  der  letzteren  aus- 
scheidenden Personen  die  Dauer  ihrer  Beteiligung  und  für  diesen 
Zeitraum  die  Höhe  des  bezogenen  Lohnes,  die  Zugehörigkeit  zu 
einer  Erankenkasse,    sowie   die  Dauer  etwaiger  Erankheiten  (§  30) 
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zu  beschmnigeiL    Der  Bundesrat  ist  befagti  fiber  Form  asd  Inhalt 
der  Bescheinigang  Vorschriften  za  erlassen. 

§  52.    [§  36  des  nrsprüngl.  (resetzes]. 

Fabrikkassen,  Enappschaftskassen,   Seemannskassen  and 
andere   fär   gewerbliche,    landwirtschaftliche   oder  ähnliche  Unter- 
nehmungen bestehende  Easseneinrichtungen,  welche  ihren  nach  den 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen   versicherten  Mitgliedern   fär  den 
Fall  des  Alters  oder  der  Erwerbsunfähigkeit  Beuten  oder  Kapitalien 
gewähren,    sind   berechtigt,     diese   Unterstätzungen  ffir    ; 
solche  Personen,    welche    auf  Grund   der  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen   einen  Anspruch    auf  Invaliden-    ; 
oder  Altersrenten  haben,    um  den  Wert  der  letzteren    \ 
oder  zu  einem  geringeren  Betrage  zu  ermäßigen,  sofen    ! 
gleichzeitig    die   Beiträge   der   Betriebsuntemehmer    und   Kassen- 
nptglieder  oder  im  Falle  der  Zustimmung  der  Betriebsuntemehmer 
wenigstens  diejenigen  der  Eassenmitglieder  in  entsprechendem  Ye^ 
hältmsse    herabgemindert   werden.     Auf    statutenmäßige    Eassenr 
leistungen,  welche  vor  dem  betreffenden  Beschlüsse  der  zuständigen 
Organe,    oder   vor   dem    1.  Januar  1891   aus  der  Kasse  bewilligt 
worden  sind,  erstreckt  sich  die  Ermäßigung  nicht 

Die  hierzu  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  bedarf  der 
(Genehmigung  der  zuständigen  Landesbehörde.  Die  letztere  ist  be- 
fugt, eine  entsprechende  Abänderung  der  Statuten  ihrerseits  mit 
rechtsgültiger  Wirkung  vorzunehmen,  sofern  die  zu  den  erwähnten 
Kasseneinrichtungen  beitragenden  Betriebsuntemehmer  oder  die  Mehr- 
heit der  Kassenmitglieder  die  Abänderung  beantragt  haben,  die  letztere 
aber  von  den  zuständigen  Organen  der  Kasse  abgelehnt  worden  ist 

Der  Ermäßigung  der  Beiträge  bedarf  es  nicht,  sofern  die  durch 
die  Herabminderung  der  Unterstützungen  ersparten  Beträge  za 
anderen  Wohlfahrtseinrichtnngen  für  Betriebsbeamte,  Arbeiter  oder 
deren  Hinterbliebene  verwendet  werden  sollen  und  diese  anderweite 
Verwendung  durch  das  Statut  geregelt  und  von  der  Aufsichts- 
behörde genehmigt  wird,  oder  soweit  die  Beiträge  in  der  bisherigen 
Höhe  erforderlich  sind,  um  die  der  Kasse  verbleibenden  Leistungen 
zu  decken.  — 

Nach   §  7  des  Gesetzes  (§10  der  Novelle  von  1899)  konnten 
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also  die  größeren  EnappsohaftsvereiDe  an  den  Bandesrat  mit  dem 
Antrage  auf  Zulassung  als  „  besondere  Kasseneinrichtang"  heran- 
treten. Die  wenigen  im  §  5  (jetztigen  §  8)  festgelegten  Anforder- 
ungen ließen  die  Zulassung  als  ziemlich  einfach  erscheinen.  Zu- 
niehst  war  in  Bezug  auf  die  Beitragsleistung  soviel  Spielraum  ge- 
geben, daß  die  Knappschaftsvereine  sich  dieser  Bestimmung  leicht 
lopassen  konnten. 

Nicht  minder  leicht  konnte  ihren  Mitgliedern  nach  Absatz  3 
las  Paragraphen  die  bei  LandesversicherungsanstAlten  zurückgelegte 
Zeit  sowohl  bei  der  Wartezeit  als  bei  der  Rente  angerechnet  werden. 
Ebenso  leicht  ließ  sich  die  Errichtung  von  Schiedsgerichten  zur 
Erledigung  der  Streitfalle  über  den  Anspruch  auf  Beute,  wie  sie 
D  Absatz  4  des  Paragraphen  vorgesehen  ist,  bewirken,  und  als  ganz 
ler  Sachlage  entsprechend  erscheint  die  Bestimmung,  daß  das  Reich 
en  „zugelassenen  Kasseneinrichtungen^  gleichfalls  den  Zuschuß 
ewährt,  den  es  alljährlich  den  Landesanstalten  zu  jeder  Rente  gibt, 
och  die  Bestimmungen,  die  die  Novelle  von  1899  in  den  Ab- 
ihnitten  2  und  5  des  obigen  §  8  nachträglich  noch  den  besonderen 
aaseneinrichtnngen  auferlegt  hat,  würden  die  Zulassung  als 
)esondere  Einrichtung*'  nicht  erschwert  haben.  Das  Gesetz  von 
399  suchte  durch  diese  beiden  neuen  Bestimmungen  einmal  die 
A  den  „besonderen  Kasseneinrichtungen'^  Versicherten  bezüglich 
rer  Teilnahme  an  der  Verwaltung  den  bei  den  Landesanstalten 
isicherten  Personen  gleichzustellen;  zum  zweiten  wollte  es  den 
ißstand  abstellen,  daß  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  inva- 
Usierten  Mitglieder  der  zugelassenen  Easseneinrichtungen  vi  ei- 
ch ungeachtet  ihrer  besonderen  Beitragsleistungen  für  die  reichs- 
isetzliche  Versicherung  doch  nicht  in  den  wirklichen  Genuß  der 
üchsrente  traten,  weil  diese  ihnen  |iuf  die  sonstigen  Kassen- 
ifitnngen  aufgerechnet  zu  werden  pflegte.  Diesen  Mißstand  hat  die 
Dvelle  insoweit  beseitigt,  als  den  im  Sinne  des  Reichsgesetzes 
werbsunfähigen  Mitgliedern  nunmehr  mindestens  der  Betrag  des 
sichszuschusses  neben  den  sonstigen  Leistungen  zugewendet 
»den  muß. 

Die  auf  Grund  der  §§  5,  6  und  7  des  ursprünglichen  Gesetzes 
Sgliche  und  dem  Anschein  nach  für  die  Knappschaftsvereine 
ine  große  Schwierigkeiten  erreichbare  Ausstattung  mit  den 
mktionen    „besonderer  Easseneinrichtungen^   im  Sinne  des  Ge- 
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setzes  war  aber  nur  der  eine  Weg,  den  die  Knappschaftsverdne 
einschlagen  konnten,  um  sich  den  durch  das  InvalidenTersichermigs- 
gesetz  gegebenen  neuen  Verhältnissen  anzupassen.  Noch  ein  anderer  ' 
Weg  findet  sich  im  §  36  (jetzigen  §  52)  gekennzeichnet  Dnich 
ihn  wurden  die  Enappschaftskassen  in  die  Lage  Tersetzt,  ihre  Bolle 
von  Trägem  der  InvalideuTersicherung  der  Bergleute  teilweise  den 
reichsgesetzlichen  Landesanstalten  zu  überlassen.  Sie  durften  in 
diesem  Falle  ihre  Leistungen  um  den  Tollen  oder  um  einen 
Teilbetrag  der  reichsgesetzlichen  Renten  kürzen  unter  der  Be- 
dingung, daß  sie  die  Mitgliederbeiträge  entsprechend  ermäßigten. 
Nur  wenn  entweder  die  Deckung  der  Kosten  neuer  Wohlfahite- 
einrichtungen,  oder  die  Deckung  der  der  Kasse  yerbleibenden 
Leistungen  es  erforderlich  machte,  konnte  Ton  der  Erfüllung  dieser 
Bedingung  abgesehen  werden. 

Bemerkt  zu  werden  verdient  noch  die  in  den  §§  8,  9  und  10 
Torgesehene  Durchbrechung  des  Prinzips  des  territorialen  Aufbaues 
der  Invalidenyersicherung  zu  Ounsten  von  berufsgenossenschaftUchen 
Anstalten.  Diese  Konzession  hatte  gerade  in  Rücksichtnahme  anf 
die  Knappschaftskassen  und  außerdem  im  Hinblick  auf  die  Arbeite^ 
Pensionskassen  der  staatlichen  Eisenbahnen  in  das  Oesetz  Aufiiahme 
gefunden. 

BMondere  Die    Knappschaftskasseu    standen    also    vor   der   Alternative, 

ung  oder  Za-  entweder  die  Alters-  und  Invalidenversicherung  an  die  reichsgesetz 
liehen  Anstalten  abzugeben  und  sich  darauf  zu  beschränken,  Zu- 
schüsse zu  den  Reichsrenten  zu  leisten,  oder  beim  Bundesrate 
die  Anerkennung  als  ^besondere  Kasseneinrichtung^  zu  bean- 
tragen. Wollten  sie  auch  bei  der  reicbsgesetzlichen  Invalidenver- 
sicherung einen  gewissen  Einfluß  und  eine  gewisse  Selbstverwaltung 
behalten,  so  blieb  ihnen  freilich  nur  übrig,  den  letzteren  Weg  zu 
wählen.  Das  Gesetz  bot  ihnen  für  diesen  Fall  die  Möglichkeit,  einen  der- 
artigen selbständigen  Einfloß  auch  fernerhin  auszuüben.  Für  die, be- 
sonderen Kasseneinrichtongen  *"  gelten  nämlich  neben  den  vorstehend 
im  Wortlaut  wiedergegebenen  Paragraphen  nur  noch  die  wenigen 
Paragraphen  1 — 7  des  heutigen  Gesetzes  sowie  die  in  dessen  §  173 
enthaltenen  mehr  nebensächlichen  Bestimmungen;^)  es  war  diesen 


1)  Diese  Paragraphen  sind  nach  der  NoYelle  von  1S99  angegeben. 
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Sonderkassen  somit  in  vielen  Angelegenheiten,  welche  for  die  Landes- 
lenicherangsanstalten  gesetzlich  geregelt  sind,  freie  Hand  znm 
selbständigen  Ausbau  der  Invaliden-  und  Altersversicherung  gelassen 
worden. 

Eine  Losung,  die  für  alle  ^Enappschaftsvereine  zutraf,  konnte 
nicht  gefunden  werden,  weil  das  Enappschaftsvtresen  nicht  in  allen 
Bandesstaaten  gleichmäßig  geregelt  war,  weil  femer  die  den  Knapp- 
Schaftsvereinen  überall  gewährte  große  Selbständigkeit  beträchtliche 
Verschiedenheiten  in  der  Ausgestaltung  der  inneren  Verhältnisse 
der  Vereine  bewirkt  hatte  und  weil  endlich  die  Vereine  in  ihrer 
finanziellen  Lage  große  Unterschiede  aufwiesen. 

Die  Unternehmer  vertraten  in  der  Mehrzahl  den  Standpunkt 
^  und  ihn  teilte  zunächst  auch  der  Allgemeine  Knappschafts- 
verband —  daß  seitens  der  Knappschaftskassen  besser  kein  Ge- 
brauch von  der  im  §  7  des  Gesetzes  von  1889  eingeräumten  Kon- 
zession gemacht  würde.  Hingegen  waren  die  Arbeiter  von  Anfang 
an  für  eigene  Anstalten.  Allmählich  wandelte  sich  aber  bei 
vielen  Werkbesitzern  die  Ansicht;  schließlich  war  auch  ein  großer 
Teil  der  VTerkbesitzer  mit  der  Angliederung  besonderer  Anstalten 
an  die  Knappschaftsvereine  einverstanden.  Der  Handelsminister, 
als  oberstes  Aufsichtsorgan  der  Knappschaftsvereine,  war  ebenfalls 
bestrebt,  die  neue  Einrichtung  mit  den  Knappschaftskassen  zu  ver- 
einigen. In  einer  Denkschrift^)  sprach  er  sich  dahin  aus,  daß  es 
zweckmäßig  sei>  alle  Knappschaftskassen,  oder  doch  wenigstens 
einen  großen  Teil  dieser  Kassen,  zu  einer  Organisation  zusammen- 
zuschließen; diese  Gesamtorganisation  sollte  dann  die  reichsgesetz- 
liche Versicherung  übernehmen. 

Der  entwickelte  Gedanke  war  durchaus  richtig.  Denn  bei  der 
Livalidenversicherung  kam  es  —  wie  bei  der  Unfallversicherung  — 
darauf  an,  die  Lasten  auf  starke  Schultern  zu  laden.^)  Auf  die 
für  ein  lebensfähiges  Versicherungsinstitut  erforderliche  Stetigkeit 
in  der  Zahl  und  in  den  Verhältnissen  der  Versicherten,  auf  eine 
angemessene  Altersgruppierung  und  eine  gewisse  Gleichmäßigkeit 
in  dem  Eintritt  der  Invalidität  war  eben  nur  dann  zu  rechnen, 
wenn  man  auf  recht  breiter  Grundlage  aufbaute.    Die  Masse  mußte 


1)  Giackaaf.  1890.  S.  449. 

2)  Vergl.  auch  Hiltrop  a.  a.  0.  S.  102. 
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die  Unterschiede  aasgleicben.    Nar  dann  war  auch  f&r  Beitrag  ud 
Leistungen  eine  genaue  Dorchsohnittsberechnnng  mSgliob.^) 

Errichtung  Es  war  deshalb  Ton  vornherein  nur  den  großen  Knappschafts- 

KjMMneinri^-  Vereinen  und  Knappschaftsverbänden  ermöglicht,  die  reichsgesetzUehe 

iTdMOesetzes  Invalidenversicherung  selbst  durchzufahren.    Aber  auch  bei  diesen  ist 

^^S^^'^der  Bundesrat  sehr  vorsichtig  zu  Werke  gegangen,  viel  vorsichtiger  als 

^^"^wäöf*"'  erwartet  worden  war.    Er  wollte  unbedingte  Sicherheit  dafür  haben, 

daß  die  zu  gründenden  Institute  die  Verpflichtungen  auch  erfüllen 

konnten.    Daher  haben  nur  wenige  Kassen  mit  ihrem  Antrage  nach 

§   7  vor  dem  Forum  des  Bundesrats  bestehen  können.    Es  sind 

dies   die   5  Arbeiter-Pensionskassen  der  Staats-  bezw.  Reichseisen- 

bahnen   von  Preußen,    Bayern,   Sachsen,   Baden,  Elsaß-Lothringen 

und  4  Knappschaftsverbände,    der  Saarbrücker  Knappschaftsverein, 

die   Allgemeine    Knappschafts -Pensionskasse    für    das    Königreiek 

Sachsen  zu  Freiberg,  die  Norddeutsche  Knappschafts-Pensionskasse 

zu  Halle  a.  S.  und  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  zu  Bochum. 

Doch  betrachten  wir  die  damaligen  Torgänge  und  die  An- 
forderungen, die  der  Bundesrat  stellte,  etwas  näher.  Der  Saa^ 
brücker  Verein  hatte  keine  Schwierigkeiten.  Zu  ihm  gehören  ja 
fast  nur  Qruben,  die  im  Eigentum  des  preußischen  Staates  stehen 
und  vom  Bergfiskus  ausgebeutet  werden.  Die  Verhältnisse  lagen 
hier  ähnlich  wie  bei  den  Staatseisenbahnen.  Der  Bundesrat  zögerte 
denn  auch  nicht,  die  Zulassung  auszusprechen.  So  konnte  der 
Saarbrücker  Verein  den  anderen  Vereinen  vorangehen  und  ihnen 
ein  Beispiel  geben  nach  der  Weisung,  die  er  durch  den  kaiser- 
lichen Erlaß  vom  4.  Februar  1890  erhalten  hatte:  „Die  staatüchen 
Bergwerke  wünsche  ich  bezüglich  der  Fürsorge  für  die  Arbeiter  ab 
Musteranstalten  entwickelt  zu  sehen. "  2)  Der  Saarbrücker  Knapp- 
schaftsverein, der  1890  ungefähr  30  000  Mitglieder  hatte  und  heate 
über  45  000  Versicherte  aufweist,  wird  überhaupt  von  manchen  Seiten 
als  der  besteingerichtetste  Knappschaftsverein  bezeichnet  Er  hat 
für  die  reichsgesetzliche  Invalidenversicherung  im  allgemeinen  nur  die 
Bestimmungen  übernommen,  die  in  dem  Gesetze  für  die  „besonderen 
Kasseneinrichtungen"  vorgeschrieben  sind.    Auf  die  Weise  ist  die 


1)  Begrandang  zam   Iny.-V.-G.    1889.    Bosse   und  Wobdtkk   a,  a.  0. 
Bd.  1.  S.  108. 

2)  SmoNS  a.  a.  0.  S.  9. 
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Biehsgesetzliohe  Invalidenversicherung  bei  ihm  völlig  in  der 
ihoD  vorhandenen,  anf  Omnd  des  Berggesetzes  eingerichteten 
eniehemng  aufgegangen.  Beide  bestehen  also  nicht  neben- 
inander.i) 

Ahnlich  steht  es  mit  der  Enappschafts-Pensionskasse  für  das 
Snigreich  Sachsen.  Auch  hier  ist  der  Staat  in  erheblichem  Um- 
oge  beteiligt  In  dieser  Kasse  sind  femer  die  sämtlichen 
]  Knappschaften  des  Königreichs  vereinigt,  und  zwar  nicht  nor 
ir  die  reichsgesetzliche  Invalidenversicherung,  sondern  fär  das 
uue  Pensionswesen.  Die  einzelnen  Vereine  haben  nur  die 
rukenfärsorge  durchzuf^ren.^) 

Nicht  so  schnell  geschah  die  Zulassung  der  Knappschafts- 
ireine  Mitteldeutschlands.  Der  Mansfelder  Verein  mit  ungefähr 
1000  Mitgliedern  und  der  Halberstädter  Verein  mit  über 
000  Mitgliedern  suchten  jeder  für  sich  die  Anerkennung  nach, 
re  Anträge  wurden  aber  abgelehnt  Um  nun  doch  die  Oe- 
hmigung  zu  erlangen,  beschloß  man,  zur  DurchfOhrung  der 
icbsgesetzlichen  Invalidenversicherung,  aber  auch  nur  für  diese, 
len  besonderen  Verband  zu  bilden.  5  größere  Vereine  traten 
nächst  zusammen.  Ihnen  schlössen  sich  bald  weitere  Kassen  an, 
laß  schließlich  ein  Verband  von  18  Knappschaftsvereinen  mit 
er  67  000  versicherungspflichtigen  Personen  an  den  Bundesrat 
rantreten  konnte.  Die  Norddeutsche  Knappschafts-Pensionskasse 
nnte  denn  auch  als  Anstalt  Nr.  33  (der  Saarbrücker  Verein  hat 
)  Nr.  34,  die  sächsische  Pensionskasse  die  Nr.  37)  mit  dem 
krafttreten  des  Gesetzes  ihre  Tätigkeit  beginnen.  Dieser  Verband, 
m  jetzt  21  Knappschaftsvereine  angehören,  erstreckt  sich  über 
)ht  weniger  als  20  deutsche  Staaten,  8  preußische  Provinzen  und 
er  die  Bezirke  von  13  Versicherungsanstalten;  er  umfaßt  nahezu 
mtliche  Knappschaftsvereine  Mitteldeutschlands.  ^)  Die  Nord- 
atsche  Knappschafts-Pensionskasse  ist  die  einzige  unter  allen 
esonderen  Kasseneinrichtungen^  die  nur  die  Zwecke  der  reichs- 
setzlichen  Invalidenversicherung   verfolgt  und  genau  nach   dem 


1)  Satzungen  des  Saarbrficker  KnappschaftsYereinB.  Vergl.  auch  Rbckb. 
m  Pensions-  und  Reliktenwesen  der  Arbeiter  und  niederen  Angestellten 
rlin.  1904.    8.  118. 

2)  Statut  der  Knappschafts-Pensionskasse  fOr  das  Königreich  Sachsen. 

3)  Geschäftsberichte  der  Norddeutschen  Knappschafts-Pensionskasse. 


110  3.  Kapitel. 

Master  der  territorialen  Yersioherangsanstalten  gebildet  ist^  um 
aber  anoh  im  übrigen  möglichst  einheitlich  zu  yeifahren,  haben 
die  sämtlichen  angeschlossenen  Vereine  ihre  Satzungen  nach  einem 
vom  Oberbergrat  Arndt  entworfenen  Normalstatnt  umgearbeitet 

Der  Allgemeine  Enappschaftsverein,  in  dessen  Bezirk  damals 
fast  aosschließlich  von  I^vaten  Bergbau  getrieben  wurde,  ist  ent 
als  „besondere  Easseneinrichtong^  anerkannt  worden,  als  die  übrigen 
Kassen  ihre  Tätigkeit  bereits  aufgenommen  hatten.  Wegen  der 
schwebenden  Yerschmelzongsverhandlungen  hatte  man  sich  in 
den  3  Enappschaftsvereinen  des  Ruhrreviers  mit  den  auf  Grand 
des  Invalidenversicherungsgesetzes  zu  treffenden  Maßregeln  anfangs 
nicht  näher  befaßt  Man  wollte  die  Regelung  dieser  Angelegenheit 
dem  Vorstande  des  zu  bildenden  großen  Vereins  überlassen. 

^^JSSfnSr  Die  Verschmelzung  der  3  Vereine  zu  dem  Allgemeinen 
^Ä^' Knapp  Schaftsverein  hat  am  1.  Juli  1890  stattgefunden.  Die 
geographische  Zusammengehörigkeit,  die  Gleichartigkeit  der  Entwick- 
lung und  der  Interessen,  sowie  die  Zusammenfassung  in  der  Sektionll 
hatten  schon  längst  auf  den  Zusammenschluß  hingewiesen.  Die  Ver- 
einigung war  ja  auch  früher  schon  mehrfach,  allerdings  vergeblich, 
angestrebt  worden.  1890  hat  sie  sich  ohne  Schwierigkeiten  voll- 
zogen, hauptsächlich  wohl  deshalb,  weil  die  3  Vereine  unter  dem 
Eindrucke  standen,  daß  bezüglich  der  Reichsinvalidenversicherung 
etwas  Gemeinsames  geschehen  müsse.  Man  war  so  allgemein 
davon  überzeugt,  daß  die  Verschmelzung  im  Interesse  aller  lagf 
daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Mitglieder  und  die  Höbe 
des  Vermögens  der  einzelnen  Vereine  stattfand.^)  Auf  ein  Vereins- 
mitglied entfielen  1889  beim  Märkischen  Verein  68,3  Mark,  beim 
Essen-Werdenschen  84,7  und  beim  Mülheimer  108,7  Mark  Ver- 
mögen. Die  3  Vereine  hatten  zusammen  nur  ungefähr  5  Millionen 
Mark  Vermögen,  eine  Summe,  die  nur  genügt  hätte,  den  laufenden 
Verbindlichkeiten  1  Jahr  und  2  Monate  lang  nachzukommen.  Der 
neuentstandene  Verein  konnte  sogleich  auf  eine  Mitgliederzahl  von 
ca.  130  000  blicken.  Neben  dem  Gewicht  dieser  Zahl  erwies  sich 
die  Verschmelzung  auch  schon  darum  als  äußerst  vorteilhaft,  weil  nan 


1)  Statut  der  Norddeutschen  Knappschafts-Pensionskasse. 

2)  Siehe  die  Schrift  „Zum  10  jährigen  Bestehen  des  Allgemeinen  Knapp* 
schaftsyereins''.  S.  2. 
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)  vielen  Umständlichkeiten  fortfielen,  die  mit  dem  häufigen 
eUenweohsel  der  Bergleute  innerhalb  des  Bezirkes  verbunden 
iien.  Der  Märkische  Verein,  als  der  größte  und  älteste  der 
Vereine,  wurde  gewissermaßen  Stammverein.  Der  Allgemeine 
nappschafts verein  nahm  deshalb  auch  seinen  Sitz  in  Bochum. 

Ob  der  Märkische  und  der  Essen- Werdensche  Verein  je  für 
ich  eine  „besondere  Anstalt^  hätten  bilden  können,  ist  fraglich.  Bei 
m  kleineren  Mülheimer  Verein  wäre  dies  jedenfalls  ausgeschlossen 
Bwesen.  Der  Märkische  Verein  zählte  1889  78  843  Mitglieder,  die 
b  die  reichsgesetzliche  Versicherung  in  Frage  kamen,  der  Essen- 
Ferdensche  33826,  der  Mülheimer  dagegen  nur  3430. 

Selbst  in  dem  großen  neuen  Verein  war  zunächst  keine 
Snigong  darüber  zu  erzielen,  ob  der  Verein  selbständiger  Träger 
es  neuen  Zweiges  der  Reichsversicherung  werden  oder  sich  mit 
er  Errichtung  einer  Zuschußkasse  begnügen  sollte. 

Die  Ansichten  der  Werkbesitzer  und  der  Arbeiter  standen  sich  hier  übernähme  der 
QsondersschrofT  gegenüber,  was  mit  darin  seinen  Grund  hatte,  daß  man  ucheninvaiiden- 
M^  unter  den  Nachwehen  des  großen  Streiks  von  1889  stand.    DerdenAU^Mtpp- 
erein    für    die   bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirke  ^       ^^'^' 
ortmund   vertrat  in  einer  Denkschrift  ^)  den  Standpunkt,  daß  die 
iweisung  der  Arbeiter  zu  den  Landesversicheruugsanstalten  und 
9  Einrichtung  einer  Zuschußkasse  das  Richtige  sei.    Die  meisten 
erkbesitzer  teilten  diese  Ansicht.    Die  Arbeiter  wollten  dagegen 
le  „besondere  Easseneinrichtung"  im  Sinue  des  Reichs- 
setzes  errichtet  wissen. 

Die  Entscheidung  dieser  Frage  wurde  noch  dadurch  erschwert, 
B  der  Allgemeine  Enappschaftsverein  im  Falle  der  Schaffung 
ler  derartigen  „besonderen  Kasseneinrichtung"^  für  diese  nicht  das 
iher  in  den  Enappschaftskassen  allgemein  gebräuchliche  ümlage- 
rfohren  beibehalten  durfte,  sondern  für  diesen  einen  Geschäfts- 
eig  das  „Eapitaldeckungs verfahren''  einzufuhren  genötigt  war. 
»nn  obschon  das  Reichsgesetz  für  die  „besonderen  Eassenein- 
;htangen''  das  Eapitaldeckungsverfahren  nicht  ausdrücklich  vor- 
lirieb,  so  war  doch  aus  der  ganzen  Anlage  des  Gesetzes  zu  er- 
ben, daß  der  Gesetzgeber  dieses  Verfahren  für  die  Sonderkassen 
enfalls  zur  Anwendung  gebracht  wissen  wollte. 


1)  GlQckaaf.    1889.  S    153.     1890.  Nr.  100—102. 
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Eine  Charakterisierang  der  beiden  Verfahren  kann  eist  im 
späteren  Zusammenhange  gegebenen  werden.  Dort  wird  auch  die  Be* 
deatong  dieser  Umgestaltung  für  die  Enappschaftsvereine  ausfOhdioh 
erörtert  werden.^)  Die  Vorzüge  des  Eapitaldeckungsveifahrais 
waren  damals  noch  nicht  erprobt.  Die  Beteiligten  waren  sich  aber 
selbst  über  die  Mängel  des  seitherigen  Verfahrens  nicht  einmal 
ausreichend  im  Klaren.  Da  auch  die  Umwandlung  seiner  Pensions- 
kasse  in  eine  Zuschußkasse  im  Sinne  des  InvaUdenTersichenuig»- 
gesetzes  bei  dem  Mangel  aller  Erfahrungen  nicht  minder  einen 
Schritt  ins  Dunkele  bedeutete,  so  befand  sich  der  Allgemeine  Knapp- 
Schaftsverein  in  der  mißlichen  Lage,  unter  allen  Umständen  Neae> 
rungen  einführen  zu  müssen,  deren  Tragweite  nicht  genügend  über- 
sehen werden  konnte. 

Es  war  deshalb  für  die  Beteiligten  sehr  schwer,  zu  einem 
Entschluß  zu  kommen.  Ehe  ein  solcher  gefaßt  werden  konnte,  war 
das  halbe  Jahr,  das  dem  Vereine  nach  der  Verschmelzung  fti  die 
zu  treffenden  Maßnahmen  noch  übrig  blieb,  verstrichen.  Die  Berg- 
leute des  Ruhrreviers  mußten  daher,  je  nach  ihrem  Wohnsitze,  Mit- 
glieder der  Anstalten  Bheinprovinz  oder  Westfalen  werden.  Dieser 
Zustand  sollte  jedoch  nicht  lange  währen.  Einer  am  10.  Oktober  1891 
anberaumten  Generalversammlung  des  Allgemeinen  Knappschafts- 
vereins wurden  2  Satzungsentwürfe  vorgelegt;  der  eine  sah  eine 
^besondere  Kasseneinrichtung^,  der  andere  eine  Zuschußkasse  vor. 
Mit  großer  Majorität  wurde  der  vom  Vorstande  mit  ^/a  Mehrhät 
empfohlene  Entwurf,  der  die  selbständige  Durchfuhrung  des  In- 
validenversicherungsgesetzes durch  eine  „  besondere  Kassenein- 
richtung''  vorsah,  augenommen.  Die  Ältesten  stimmten  sämüich 
und  die  Werkbesitzer  zum  größten  Teile  für  diesen  Entwurf.^} 
Am  22.  Dezember  1891  erfolgte  dann  die  Anerkeimung  des  All- 
gemeinen Knappschaftsvereins  als  „besondere  Kassenein- 
richtung'' durch  den  Bundesrat^)  Das  Statut  wurde  alsbaM 
vom  Oberbergamte  genehmigt,  und  am  1.  Januar  1892  konnte 
die  neue  Einrichtung  ihre  Wirksamkeit  beginnen.    Gleichzeitig  sind 


1)  S.  S.  151  flf. 

2)  Glückauf.     1891.  S.  677. 

3)  Der  Allgemeine  EnappschaftsYerein  ist  die  letzte  YersicherangsanBUltr 
die  eingerichtet  wurde.  £r  erhielt  die  Nr.  40.  Diese  Ziffer  gibt  also  aach 
die  Zahl  der  Yorhandenen  Anstalten  überhaupt  an. 
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Be  Bergleute  des  Bnhrreviers  ans  den  beiden  Provinzialanstalten 
wder  aosgeschieden.  Es  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden, 
•S  es  diesen  Anstalten  wenig  erwünscht  war,  eine  so  zahl- 
ttehe  Gruppe  Ton  Mitgliedern,  die,  entsprechend  ihren  Löhnen, 
!ofienteils  die  Beiträge  der  höchsten  Lohnklasse  bezahlten,  wieder 
i  verlieren.  Die  Bergleute  würden  in  ihnen  verblieben  sein, 
nm  sich  der  Verein  für  die  Zuschußkasse  entschieden  hätte, 
ie  Pensionskasse  des  Vereins  würde  in  diesem  Falle  den  Beichs- 
ntnem  die  Enappschaftspension  gekürzt  in  der  Form  von  Zu- 
faftssen  gegeben  haben.  Auf  die  Weise  wäre  aber  dem  Verein 
it  der  Zeit  ein  großer  Teil  des  Pensionswesens  aus  den  Händen 
ikommen.  Und  damit  würde  er  vieles  von  seiner  seitherigen  Be- 
intung  eingebüßt  haben.  Ganz  anders  nun,  wo  der  Verein  auch 
e  reiohsgesetzliche  Invalidenversicherung  mit  übernommen  hat. 
it  ihr  hat  er  die  ganze  Livalidenfürsorge  für  die  Bergleute  seines 
»zirks,  soweit  sie  nicht  in  der  Enappschafts-BeruSsgenossenschaft 
ren  Träger  findet,  in  sich  vereinigt 

Ehe    wir    uns   den  Veränderungen   in  den  knappschaftlichen    pje  ver- 
nstungen,   die   den    eben    geschilderten  Vorgängen  gefolgt  smd,  abtaunngen  a«» 
iwenden,  muß  zunächst  ein  Blick  auf  die  nun  recht  kompliziert  ge-  Knappsohafts- 
irdene   Struktur   des  Allgemeinen   Enappschaftsvereins  geworfen 
irden. 

Bei  der  Übernahme  der  reichsgesetzlichen  Invalidenversicherung 
if  den  Verein  ist  die  alte  Pensionskasse  keineswegs  mit  der  neuen 
ersicherungskasse  verschmolzen  worden ;  es  bestehen  vielmehr  eine 
if  Grund  des  Beichsgesetzes  errichtete  Invaliditäts-  und  Alterskasse 
id  die  ältere,  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Berggesetzes  ent- 
»rechende,  Pensions-  und  Unterstützungskasse  ganz  selbständig 
»bene inander.  Infolgedessen  ist  die  InvalidenfBrsorge  des  Allge- 
einen  Enappschaftsvereins  weit  schwerer  übersehbar,  als  mancher 
wer  zunächst  angenommen  haben  wird. 

Gewiß  hatte  die  Möglichkeit  einer  Verschmelzung  beider  Zweige 
IT  InvalidenfQrsorge  nach  Erlaß  des  Beichsgesetzes  nicht  gefehlt. 
Hein  der  Allgemeine  Enappschaftsverein  hat  von  Anfang  an 
X)ßen  Wert  darauf  gelegt,  daß  beide  Versicherungen  neben- 
oander  fortbestehen  sollten.  Auf  die  Weise  ist  die  bessere 
ersorgong  der  Bergarbeiter  gegenüber  anderen  Lohnarbeiterklassen 
»onders  augenfällig  gemacht  worden. 

Halbaeh,  KnappaehafUreiein.  8 
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Der  Kasseoapparat  f&r  die  reicbsgesetzliche  Inyaliden-  und 
AltersTeraicheruDg  übernimmt  die  Inyaliden-  und  AltersfttrBorge  nur 
soweit,  als  sie  sich  aaf  die  reiohsgesetzlichen  Bestimmangeii  grfindet 
Er  ist,  um  eine  gute  Übersichtlichkeit  der  Geschäftsffibnmg  sicher 
zu  stellen,  von  Yomherein  mit  vollkommen  gesonderter  Bach-  uiid 
Kassenfflhmng  ausgestattet  worden  und  hat  dieBezeicbnungZivHaapt- 
kassenabteilung  B'*  des  Allgemeinen  Knappschaftsvor- 
eins erhalten.  Die  ältere  Abteilung  des  VereinSi  die  .Haup  tkassen- 
abteilungA%  hatte  dagegen  einerseits  die  Geschälte  der  Kranken- 
versicherung, andererseits  die  auf  dem  Bergrecht  beruhende  alte 
knappschaftliche  Invalidenversicherung  durchzuführen.  Dabei  war 
flbr  die  Krankenversicherung  nur  eine  besondere  BuchfiElhrungv  meht 
aber  auch  eine  besondere  Kassenführung,  eingerichtet 

Im  Jahre  1899  ist  aber  auch  noch  eine  selbständige  Kassen- 
führung  für  die  Krankenkasse  hinzugetreten.  Seit  diesem  Jahre 
hat  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  fSr  die  Durchführung  seiner 
Yersicherungszwecke  mithin  drei  streng  gesonderte  Ab- 
teilungen: 

1)  Die  Krankenkasse, 

2)  Die  Pensions-  und  ünterstützungskasse, 

3)  Die  Invaliditäts-  und  Alterskasse. i) 

Jede  dieser  drei  Abteilangen  erhebt  besondere  Bei- 
träge und  gewährt  dementsprechend  besondere 
Leistungen.  Die  Krankenkasse  tritt  ein,  wenn  ihre  Mitglieder 
erkranken.  Die  Pensions-  und  Unterstützungskasse  bezahlt  die  ver- 
schiedenen Unterstützungen  im  Falle  der  „Bergfertigkeit "  oder  des 
Todes  der  Mitglieder,  und  die  Invaliditäts-  und  Alterskasse  setzt  mit 
ihren  Leistungen  ein,  wenn  die  Voraussetzungen  des  Beichs-In- 
validenversicherungsgesetzes  vorliegen.  „Bergfertigkeit*'  und  «In- 
validität "  decken  sich,  wie  unten  noch  weiter  ausgeführt  wird,  nicht 
Inwieweit  die  beiden  letztgenannten  Abteilungen  ineinandergreifen 
und  zusammenarbeiten,  werden  wir  ebenfalls  unten  ausführlich  da^ 
zustellen  haben. 

Die  Leitung  aller  drei  Abteilungen  erfolgt  durch  den  einheitr 
liehen,  aus  30  Personen  zusammengesetzten  Tereinsvorstand.  Eben- 
so besteht  für  alle  drei  Abteilungen  ein  gemeinsames  Statut 

1)  Die  eini«lnen  Abteilangen  dnd  in  den  weiteren  Aatfaiiniiigen  aocb 
80  genannt. 
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Die  Vorteile  dieser  organisatorischen  Vereinigong  liegen  aof 
tr  Hand.  Erwähnt  seien  nur  die  vielen  Beziehungen  der  Kassen 
.  einander.  Während  sich  bei  den  anderen  Versicherangseinrich* 
Dgen  aus  diesen  Beziehungen  viele  Schreibereien,  Prozesse  u,  s.  w. 
trieiten,  erledigt  sich  hier  alles  sehr  glatt  und  einfach. 

Über  dem  Vorstände  steht,  wie  wir  wissen,  das  Oberbergamt 
i  Aufsichtsbehörde.  Das  Oberbergamt  hat  allerdings  gewisse 
rftognisse  an  das  Beichsversicherungsamt  abgeben  mflssen  (§  130), 
.  die  „besonderen  Kasseneinrichtungen "  ja  in  der  fftr  die  reichs» 
•etzliche  Invalidenversicherung  eingerichteten  Gesamtorganisation 
üben  mußten.  Das  Beichsversicherungsamt  bedient  sich  aber  bei 
en  Verwaltungsangelegenheiten  der  Vermittlung  des  Oberberg- 
ites.  Den  fär  die  anderen  Invalidenveraicherungsanstalten  vor« 
sehenen  Ausschuß  finden  wir  beim  Allgemeinen  Knappschafts* 
rein  und  bei  den  äbrigen  „besonderen  Kasseneinrichtungen*'  nicht 

Welche  von  den  im  Bergwerksbetriebe .  beschäftigten  Personen 
'aßte  nun  das  Invaliditats-  und  Altersversicherungsgesetz? 

Nach  dem  Gesetze  von  1889  sind  versicherungspflichtig  alle  Mitfii«dtohaft 
er  16  Jahre  alten  Personen,  die  als  Arbeiter,  Betriebsbeamte  oüier 
mdlungsgehfllfen  im  Bergwerksbetriebe  beschäftigt  sind.  Die- 
ligen  Betriebsbeamten  und  Handlungsgehfilfen,  deren  regel- 
ißiger  Jahresarbeitsverdienst  2000  M.  fibersteigt,  sind  jedoch  der 
trncherungspflicht  nicht  unterworfen.  Ebenso  sind  von  ihr  befreit 
neuen,  die  wegen  ihres  Zustandes  nicht  mehr  Va  des  ortsfiblichen 
gelohns  verdienen  können.  Auf  ihren  Antrag  sind  auch  die 
rsonen  von  der  Versicherungspflicht  zu  befreien,  denen  schon 
nsionen,  Unfallrenten  oder  ähnliche  Bezflge  im  Mindestbetrage 
r  Invalidenrente  bewilligt  sind.  Das  Gesetz  von  1899  hat  diese 
Stimmungen  zum  Teil  etwas  geändert  und  erweitert 

Fflr  öffentliche  Beamte,  denen  eine  Anwartschaft  auf  Pension 
Mindestbetrage  der  Invalidenrente  gewährleistet  ist,  besteht  eine 
rsicherungspflicht  nicht.  Da  die  Knappschaftsvereine  Beuten  ge- 
hrten,  die  durchweg  dem  Mindestbetrage  der  Beichsinvaliden- 
ite  gleichkamen,  so  hätte  man  ihre  Mitglieder  —  wie  die 
isionsberechtigten  Staats-  und  Kommunalbeamten  —  durch  das 
setz  von  der  Versicherungspflicht  ausschließen  können.  Der 
»etzgeber  hat   diese  Frage  auch  erwogen.  ^)    Er  hat  sich  aber 

1)  VergL  FuLD  in  der  Zeitschrift  fOr  Bergrecht   fid.  XXXII,  8.  52. 
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ffir  die  Versichernngspflioht  entschieden,  einmal  im  Interesse  der 
Einheitlichkeit  nnd  dann  anoh  deshalb,  weil  dnroh  die  Befrdmig 
beim  Übergange  Ton  Bergleuten  zu  anderen  Berofen  die  Uukk 
träglichkeiten  noch  großer  geworden  wiren,  als  sie  heute  sdun^ 
sind.  Die  Mitglieder  des  Allgemeinen  EnappechaftsTereins  mfissen 
deshalb  in  der  Begel  i)  allen  3  Abteilangen  angehören.  AnBerdem 
sind  sie  noch  bei  der  Knappschafts-Bemfegenossenschaft  versicheit 

Die  alte  Unterscheidung  zwischen  voll-  und  minderberedhtigten 
Mitgliedern,  und  die  alte  uns  aus  den  früheren  Kapiteln  bekannt» 
Einteilung  der  Enappschaftsmitglieder  in  5,  gewissermaßen  nacb 
Oraden  abgestufte  Klassen  —  3  Arbeiterklassen  und  2  BeamtenalK 
teilungen  —  die  schon  das  Krankenversicherungsgesetz  und  das^ 
Unfallversicherungsgesetz  unbeachtet  gelassen  hatte,  kamen  natürlich 
auch  für  die  reichsgesetzliche  Invaliden-  und  Altersyersicherong 
nicht  in  Betracht.  Das  Gesetz  wollte  mit  seiner  Fürsorge  alle^ 
über  16  Jahre  alten  Arbeiter  erfassen  und  die  Fürsorge  allen  auf 
derselben  Orundlage  zuwenden.  So  ist  nun  auch  den  an- 
standigen Bergarbeitern,  die  früher  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen in  den  Genuß  eines  Invalidengeldes  gelangen  konnten^ 
eine  Invalidenrente  gesichert  worden.  • 

Das  Gesetz  hat  für  die  Beitragspflicht  einfach  das  Alter  von  16 
Jahren  und  far  die  Höhe  der  Beiträge  (und  damit  mittelbar  auch  für  die 
Festsetzung  der  Renten)  den  Arbeitsverdienst  zu  Grunde  gelegt 

Hingegen  hat  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  ftr  das  alte 
knappschaftliche  Fensionswesen,  also  für  die  Fensions-  und  Unter- 
stützungskasse, die  alte  Einteilung  im  wesentlichen  beibehalten,  im 
Gegensatz  zu  dem  Saarbrücker  Verein,  der  mit  der  Überlieferong 
ganz  gebrochen  hat  Allerdings  bat  man  bei  der  Pensions-  und 
Unterstützungskasse  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  ebenfalls 
die  Absonderung  einer  zweiten  ständigen  Arbeiterklasse  aufgehoben, 
dagegen  ist  hier  die  Scheidung  in  ständige  und  unständige  Hit- 
glieder beibehalten  worden.  Ständiges  Mitgied  des  Vereins  kann 
auch  heutigen  Tages  noch  nur  der  werden,  der  ein  Jahr  an- 
ständig gewesen,  nicht  unter  17  nnd  nicht  über  30  Jahre  alt  und 


1)  Die  Arbeiter  unter  16  Jahren  sind  nur  in  der  Krankenkasse.  Ein- 
Teil  der  Unständigen  gehört  der  Pensions-  und  Unterstfltzungskasse  nicht  ia.. 
Siehe  S.  30  und  S.  127. 
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{Brand  ist  and  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  be- 
IndetO  Wer  unter  den  im  Bergbau  beschäftigten  Arbeitern,  mit 
Liunahme  derjenigen  unter  16  Jahren,  die  überhaupt  nur  derEranken- 
1886  des  Yer^s' angehören,  einem  dieser  Erfordernisse  nicht 
itspricht,  wird  unständiges  Mitglied  der  Pensionskasse.  2) 

Nach  den  früheren  Bestimmungen  waren  hingegen  nur  die- 
digen  unständigen  Mitglieder  zum  Aufrücken  in  die  IL  Ständigen- 
lasae  geeignet,  die 

1.  ein  Jahr  unständig  gewesen  waren  und  Bergarbeit  ver- 
ohtet  hatten, 

2.  nicht  unter  18  und  nicht  über  36  Jahre  alt  und  gesund 
iien. 

Die  frühere  Einschränkung,  wonach  nur  eigentliche  Bergleute 
tftndig^  werden  konnten,  ist  also  beseitigt  worden.  Dadurch  sind 
ehtige  Schranken,  mit  denen  die  Bergleute  sich  von  anderen  Ar- 
item  abgeschlossen  hatten,  gefallen.  Heute  können  auch  die 
andwerker  u.  s.  w.,  die  auf  der  Grube  arbeiten,  ständige  Mitglieder 
r    Pensionskasse   des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins   werden. 

Die   beiden  Beamtenabteilungen,  die   nur  geringe  Bedeutung 
ben  und  gewissermaßen  der  ständigen  Arbeiterklasse  angegliedert 
id,  wurden  beibehalten,  um  den  Beamten  höhere  Mindestpensionen 
sichern.  — 

Bergleute,   die    aus  dem  die  Invalidenversicherungspflicht  be-  _^eitar. 
Bndenden  Arbeitsverhältnisse  ausscheiden,  können  die  Versicherung 
i  der  Invaliditäts-  und  Alterskasse  fortsetzen  (Weiterversicherung). 
B  sind  dann  natürlich  verpflichtet,  auch  den  Untemehmerbeitrag 

entrichten.  Von  dieser  Vergünstigung  machen  viele  Enapp- 
haftsinvaliden  Gebrauch.  In  der  ersten  Zeit  erfüllte  eine 
>ihe  von  ihnen  durch  die  Weiterversicherung  die  Vorschriften 
6r  die  Wartezeit,  und  heute  erhöhen  andere,  die  zwar  die  Warte- 
it  hinter  sich  haben,  aber  noch  nicht  im  Sinne  des  Beichsgesetzes 
verbsunfahig  sind,  auf  diese  Weise  die  spätere  Beichsrente. 
ich   Personen,    deren   regelmäßiger   Jahresarbeitsverdienst   über 


▼eniohonuig. 


1)  Siehe  S.  197. 

2)  Ein  Teil  dieser  Unat&ndigen  scheidet  dann  hinterher  wieder  ans  der 
isioni-  nnd  Untersttttsnngskasse  aus.   Siehe  S.  128. 
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2000  Mark  gestiegen  ist,   machen    sich  sehr  oft  das  Beoht  der 
Weiterrersloherong  tnnatse. 

Eine  solche  Weiterrersichernng  gibt  es  bei  der  PMeicms-  und 
Vnterstfttznngskasse  des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins  gegen* 
w&rtig  noch  nicht.  In  den  Statuten  Ton  1890  tind  1892  war 
sie  versuchsireise  bis  rar  Daaer  eines  Jahres  ragelasseo.  1899 
wurde  diese  Bestimmang  aber  wieder  angehoben.  In  dem  Entworfe 
zn  dem  neuen  Titel  VII  A.  B.  G.  ist  ausdrücklich  gesagt»  daß  die 
Enappschaftsyereine  eine  Weiterrersicherung  ähnlich  wie  bei  der 
reichsgesetzlichen  Invalidenversicherung  für  ihre  Pensionskasse  durch 
Statut  einfuhren  können.  Dieses  Beoht  haben  die  Enappschafts- 
vereine  ja  aber  heute  auch  schon,  sodaß  an  den  bestehenden  Verhält- 
nissen nichts  geändert  wird.  Die  Enappschaftsvereine  werden  die 
fragliche  Bestimmung  überdies  auch  künftig  wohl  nicht  in  die 
Statuten  aufnehmen,  da  die  Tendenz  bei  den  Vereinen  daUn  geht, 
die  Vorteile  der  Knappschaftskassen  nur  den  dauernd  im  Bergbau 
beschäftigten  Personen  zuzuwenden. 

Nachdem  die  neueren  Umgestaltungen  im  Aufbau  des  Vereins 
übersehbar  gemacht  sind,  ist  nun  auch  die  Möglichkeit  gegeben, 
die  Veränderungen,  die  das  letzte  der  drei  großen  Beichsgesetze  in 
den  Versicherongsleistungen  des  Allgemeinen  Enappschaflsvereins 
herbeigeführt  hat,  näher  ins  Auge  zu  fassen.  Wir  haben  dabei  von 
dem  früheren  Zustande  auszugehen. 

Di«  Mheivn  Wie  dem  Leser   schon  aus  dem  2.  Kapitel  bekannt  ist,   setzt 

ucheninra-  der  §  171  dcs  A.  B.  6.  fest^  daß  den  vollberechtigten  Mitgliedern 
wmaowiediebei  cmcr  ohuc  eigenes  grobes  Verschulden  emgetreteneo, 
SSe.  '  durch  natürlichen  Kräfteverfall  oder  durch  Unfall  entstandenen 
dauernden  Unfähigkeit  zur  Arbeit  (Bergarbeit!)  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Statuts  eine  lebenslängliche  Invalidenunterstützung 
und  ein  Zuschuß  zur  Erziehung  der  unter  14  Jahre  alten  Kinder 
zu  gewähren  ist 

Hiervon  ausgehend,  hatte  das  Statut  des  Märkischen  Vereins 
bestimmt : 

„Ein  Invalidengeld  erhalten: 

1.  die  Mitglieder  I.  Klasse,  welche  nach  dem  Urteil  des 
Knappscliafts-Vorstandes  zur  Arbeit  unfähig  geworden  sind,  falls  die 
Invalidität  nicht  durch  eigenes  grobes  Verschulden  oder  durch  Be- 
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sehidigang   wfthrexid   des  freiwilligen  Feienis   herbeigeftthrt    oder 
wUirend  des  Militftrdienstes  entstanden  ist; 

2.  die  Mitglieder  II.  Klasse  anter  denselben  Bedingungen, 
wenn  sie  5  Jahre  der  Klasse  angehört  haben  und  erst  dann  dauernd 
arbeitsunfähig  geworden  sind; 

3.  die  Mitglieder  m  Klasse,  welche  bei  Aufnahme  der  Berg- 
arbeit nieht  4ber  36  Jahre  alt  waren,  aus  Qrflnden,  welche  sie 
nicht  selbst  yerschuldet,  länger  als  15  Jahre  ununterbrochen  in  der 
in.  Klasse  gestanden  hatten,  ohne  in  die  IL  Klasse  aufzurflcken 
und  nach  dem  Urteile  des  Knappschafts-Vorstandes  infolge  einer 
wihrend  der  Arbeitszeit  entstandenen  Krankheit  arbeitsunfähig  ge- 
worden sind,  fUls  die  Invalidität  nicht  durch  eigenes  grobes  Yer- 
sehnlden  herbeigeführt  ist 

Beamte  L  Abteilung  empfangen  das  Invalidengeld  der  n.  Ab- 
teilung, wenn  sie  der  ersteren  noch  nicht  5  Jahre  als  aktives  Mit- 
glied angehört  haben.'' 

Das  erste  Statut  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  versuchte, 
alle  Vorteile,  die  jeder  der  3  Vereine  seinen  Mitgliedern  geboten  hatte, 
in  sich  zu  vereinen.  Es  nahm  auch  eine  Beschädigung  während  einer 
freiwilligen  Feierperiode  nicht  mehr  als  Vorenthaltungsgrund  an. 

Die  Höhe  des  Invalidengeldes  richtete  sich  nach  der  Klasse 
und  dem  Dienstalter,  wobei  das  Dienstalter  mit  dem  Tage  des  Ein- 
tritts in  die  IL  Klasse  (der  nicht  vor  dem  vollendeten  18.  Lebens- 
jahre erfolgen  konnte)  begann. 

Das  Invalidengeld  betrug: 


bei  Beamten 

bei 

Arbeitern 

1 
i 

der 

der 

bei  einem  Dienstalter 

I. 

„. 

I. 

n. 

m. 

• 

Abteilung 

Klasse 

M 

M 

M 

M 

M 

bis  sn  5  Jahren  dnscbl.     .     .     . 

270 

180 

150 

120 

108 

▼OD   Aber   S^-IO      „            „          ... 

297 

198 

165 

182 

106 

„     10—15      „            „          ... 

824 

216 

180 

144 

108 

„     15-20      „            „          ... 

878 

252 

210 

168 

126 

„        „    20—25      „            „          ... 

432 

288 

240 

192 

144 

„    25—30      „            „          ... 

486 

324 

270 

216 

162 

„        ,f    80 — 85      „            „          ... 

594 

896 

830 

264 

198 

9t        »>    *^    4Ö      »            >»          ... 

702 

468 

890 

812 

284 

„    40-45       „            „          ... 

810 

540 

450 

860 

270 

„        ,»45              „                        ... 

972 

648 

540 

482 

824 
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Ein  Invalide  mit  20  Jahren  1  Monat  Dienstzeit  erhielt  also 
dasselbe  Invalidengeld,  wie  ein  Invalide  mit  einer  Dienstieit  von 
24  Jahren  11  Monaten.  Die  Folge  dieser  Abstufung  war  natflrlicb, 
daß  die  bergfertigen  Arbeiter,  wenn  irgend  möglioht  die  Arbeit  noch 
bis  znm  Aufrücken  in  die  höhere  Stnfe  weiter  versaheiL 

Wegen  des  sogenannten  t,halben  Invalidengeldes^  (und  ebenso 
wegen  des  Eindergeldes)  sei  aof  unsere  Ausffthrungen  bei  der  Un- 
fallversicherung, die  mit  der  gegenwärtigen  Darstellung  flberhaapt 
mehrfach  parallel  laufen,  hingewiesen,  i)  Ergänzend  sei  dem  dort 
(besagten  hinzugefä^  daß  das  erste  Statut  des  Allgemeinen  Ejiapp- 
schaftsvereins  eine  Änderung  zu  Gunsten  der  Invdiden  tra^  indem 
es  bestimmte,  daß  die  Herabsetzung  des  Invalidengeldes  auf  die 
Hälfte  nicht  mehr  stattfinden  sollte,  wenn  der  Verdienst  nicht  mehr 
als  40  Mark  monatlich  betrug  oder  der  Invalide  fiber  60  Jahre 
alt  war. 
;«Dt»iib«EiiR  Neben    die   geschilderten  Leistungen  stellten  sich  nun  die 

aTaUdenret-  Lolstungeu  auf  Oruud  dos  Beichsgesetzes.    Sie  unterscheiden  sich 
von  den  knappschaftlichen  grundsätzlich  dadurch,  daß  sie  mehr  vom 


rein  menschlichen  Standpunkte  aus  festgesetzt  sind.  Jegliche 
Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes  gibt  einen  Anspruch  auf 
eine  Rente,  wenn  die  Vorbedingungen  (Wartezeit  u.  s.  f.)  erfüllt 
sind.  Auch  eigenes  grobes  Verschulden  ist  kein  Vorenthaltungs- 
grund (vergl.  jedoch  S  17  des  Gesetzes  von  1899).  Bei  allen 
Unfällen,  soweit  sie  nicht  Betriebsunfälle  sind,  ist  den  Versicherten 
ebenfalls  Invalidenrente  zu  gewähren. 

Der  Bezug   einer  Rente  ist  an   3  Voraussetzungen  geknüpft, 
nämlich 

1.  an   die  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  oder  an  ein  Alter 
von  70  Jahren, 

2.  an  die  Erfüllung  einer  Wartezeit  und 

3.  an  eine  bestimmte  Beitragsleistung. 

Diese  3  Bedingungen  müssen  wir  näher  betrachten,  ehe  wir 

zu  der  Rente  selbst  übergehen.    Wir  beginnen  mit  dem  Begriffe 

„dauernde  Erwerbsunfähigkeit^ 

auemde  Er-         Dauomd  crwerbsunfähig  im  Sinne  des  Gesetzes  von  1899  smd 

arbsQ^f^iff-  diejenigen  Versicherten,  die  dauernd  außer  stände  sind,  durch  eine 

inf&higkeit. 


1)  Ver^fl.  S.  66,  67. 
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ihren  Kräften  nnd  Fähigkeiten  entsprechende  Tätigkeit,  die  ihnen 
iqiter  billiger  Berflcksiohtignng  ihrer  Ausbildang  nnd  ihres  bisherigen 
Bemfis  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel  dessen  zu  erwerben, 
was  körperlich  und  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit 
ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  Gegend  durch  Arbeit  zu  verdienen 
pflegen  (§  15  Absatz  2  in  Verbindung  mit  §  5  Absatz  4).  Das  Gesetz 
▼on  1889  hatte  den  Begriff  wesentlich  anders  gefaßt 

Das  A.  B.  G.  spricht  von  ^Arbeitsunf&higkeit^  ohne  diesen 
Begriff  näher  zu  erläuteru.  Auch  die  Enappschaftsstatuten  haben 
nie  eine  Erläuterung  dafär  gegeben.  In  der  Praxis  werden  im  all- 
gemeinen die  Bergleute  als  arbeitsunfähig  —  „bergfertig''  —  be- 
trachtet, deren  Fähigkeit  zu  ihrer  Arbeit  (Bergarbeit)  um  die 
HiUte  vermindert  ist.  Die  Enappschaftsinvaliden  sind  also  aus- 
gesprochene Berufsinvaliden.  Das  Gesetz  von  1899  ist  nicht  so 
weit  gegangen,  obschon  die  Fassung  des  §  5  Absatz  4  keinen 
Zweifel  darflber  läßt^  daß  bei  der  Beurteilung  der  Erwerbsunfähig- 
keit der  Beruf  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden  darf.  Von 
den  „bergfertigen'*  Enappschaftsinvaliden  können  viele  noch  jahre- 
lang andere  leichte  Arbeiten  verrichten.  Da  für  die  knappschaft- 
liehe Invalidisierung  nur  eine  Verminderung  der  Ar- 
beitsfähigkeit um  die  Hälfte,  bei  der  reichsgesetzlichen 
aber  eine  Herabsetzung  der  Erwerbsfähigkeit  um  2/3  Vor- 
aussetzung ist,  kommt  es  oft  vor,  daß  Enappschaftsinvaliden  eine 
Beichsrente  nicht  zusteht  i) 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1873 — 1904  ist  bei  allen  Enapp- DuoiisoimittB- 
schaftsvereinen Preußens  das  Lebensalter  beim  Eintritt  der  Arbeits-  MUfSioh !?-' 
Unfähigkeit  48,6  Jahre  gewesen.  (Die  Verunglückten  sind  mit 
berfioksichtigt).  Das  günstigste  Jahr  war  1892  mit  einem  Durch- 
schnittsalter der  Invalidisierten  von  50  Jahren.  Die  Jahre  1901 
1902  und  1903  mit  den  Ziffern  48,1,  48,2  bezw.  46,6  stehen  unter 
dem  Durchschnitt  Das  Jahr  1903  war  in  demZeitraume  1873 — 1904 
das  schlechteste.  —  Aus  dem  Ruhrrevier  sind  folgende  Zahlen  zu 
verzeichnen: 

Märkischer       Easen-WerdeuBcher      Mülhdmer 
Verein  Verein  Verein 

Durchschnittlich  1873— 1890       45,3  45,2  46,2  Jahre 


1)  Siehe  Stat  18  auf  8. 199. 
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Aaf  47  Jahre  stellt  sich  im  Allgemeinen  KnappsehaftBreieia  to 
Dorcbschnitt  ans  den  Jahren  1890—1904.  Der  unterschied  swiseben 
den  Zahlen  der  gesamten  preußischen  Vereine  und  denjoaigen  des 
Rohrreviers  ist  darans  zu  erklären,  dafi  in  diesem  Bezirke  im  Veridlt- 
nis  zu  den  übrigen  Bezirken  sehr  yiele  junge  Leute  beschäftigt  siad. 
Es   müssen    deshalb    auch   reliti?  viele  junge  Leute  infolge  tm 
Unfällen  invalidisiert  werden;  dadurch  wird  das  Durchschnittsalter 
heruntergedrückt.  0  Obwohl  Schwankungen  im  Laufe  der  Jahre  mehr- 
fach vorgekommen  sind,  ist  ein  Fallen  der  Ziffer  im  ganzen  nicht 
zu  verzeichnen«  Das  ist  jedenfalls  eine  erfreuliche  Tatsache»  wo  dodi  die 
Unfallziffer  gestiegen   ist  und  die  Grundsätze  für  die  Feststellong 
der  Ärbeitsunföhigkeit  unter  dem  Einflüsse  der  Arbeiterversicherungs- 
gesetze  mildere  geworden  sind.    Es  trifft  also  nicht  zu,  wenn  b^ 
hauptet  wird,  die  Bergleute  ^verschlissen  '^  heute  rascher  als  früher. 
Der  durch    die  größere  Arbeitsintensität   bedingten   erhöhten  In- 
anspruchnahme   der   Leute    stehen    erhebliche  Betriebsverbesser- 
ungen u.  s.  w.  gegenüber,  sodaß  die  stärkere  Anspannung  auf  der 
einen  Seite  durch  Erleichterungen  auf  der  anderen  ausgeglichen  wird. 
Eine  Gegenüberstellung  der  bei  der  reichsgesetzliohen  In- 
validenversicherung gewonnenen  Durchschnittsziffem  und  der  Ziffisnu 
die  sich  bei  den  Knappschaftsvereinen  ergeben  haben,  würde  wegen 
der  durch  die  Verschiedenheit  der  Begriffe  „Arbeitsunfähigkeit''  und 
n  dauernde  Erwerbsunfähigkeit "  bedingten  Verschiedenheit  der  Grund- 
lagen kein  richtiges  Bild  geben.^)    Bei  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
kasse  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  werden  derartige  Durch- 
schnittsziffem aber  auch  garnicht  festgestellt    Auch  die  Veröffent- 
lichungen der  übrigen  Anstalten  geben  über  diese  Verhältnisse  keine 
Auskunft    Das  von  den  Landesversicherungsanstalten  veröffentlichte 
Material  ist  überhaupt  sehr  dürftig. 
Aitenrente.  Wie  obcn  gesagt  wurde,  wird  aber  nicht  nur  im  Falle  dauernder 

Erwerbsunfähigkeit,  sondern  auch  dann  eine  Reichsrente  gewährt^ 
wenn  die  Versicherten  ein  Alter  von  70  Jahren  erreicht  haben.  Von 
den  Knappschaftsvereinen  hatten  dagegen  nur  wenige  eine  Alters- 
rente unter  ihren  Leistungen,  wohl  aus  dem  Grunde,  weil  sie  in  der 


1)  Einen  weiteren  Oberblick  über  diese  Tiel  besprochenen  Yerb&ltoisse 
geben  die  SUt.  auf  S.  202. 

2)  Siehe  auch  Abndt,  Bergbau  und  Bergbaupolitik.  Leipzig  1S94.  S.  150. 
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doch  kaum  in  Betracht  kam.    Im  Dnrcbschnitt  ist  nämlich 
einmal  1  o/o  der  ständigen  Mitglieder  über  56  Jahre  alt    Bei 
den  meisten  anderen  Berufen  liegt  dagegen  die  Sache  anders. 

Nach  dem  Eeichsgesetze  erbalten  diejenigen  Versicherten  eine 
Altersrente,  die  das  70.  Lebensjabr  vollendet  haben  und  nicbt  im 
Qeoosse  einer  reichsgesetzlichen  Inyalidenrente  sind.  Es  würde  der 
Gerechtigkeit  widersprechen,  einem  Greise,  der  Jahrzehnte  Beiträge 
bezahlt  hat,  eine  Rente  zu  versagen,  weil  er  vielleicht  noch  nicht 
ganz  erwerbsunfähig  im  Sinne  des  Invalidenversicherungsgesetzes 
ist  Da  die  Altersrentner  stets  in  der  Lage  sind,  noch  zu  arbeiten, 
ist  die  Beute  grundsätzlich  niedriger  bemessen,  als  die  Invaliden- 
rente. Der  Bentner  soll  so  veranlaßt  werden,  sich  weiter  zu  be- 
sohiftigen.  Tritt  hinterher  Erwerbsunfähigkeit  ein,  so  wird  die 
Altersrente  durch  die  höhere  Invalidenrente  ersetzt. 

Es  sei  hier  auch  auf  das  auffallende  Verhältnis  der  Zahl  der  vwhutnii  di 

,  _  _  ,  Zahl  der  In« 

Altersrentner     zu    der    Zahl    der   Invalidenrentner    hingewiesen,  yaudeiirmtn« 

in  dor2Sah]  d 

Während  z.  B.  in  Mecklenburg,  im  Königreich  Sachsen,  in  Elsaß-  AitanrootiMz 
Lothringen  und  Brandenburg  die  Altersrentner  überwiegen,  bilden 
\m  den  meisten  Anstalten  die  Invalidenrentner  die  größere  Gruppe. 
Letzteres  gilt  ganz  besonders  für  die  Kasseneinrichtungen  der  Knapp- 
schaftsvereine. 1903  wurden  aus  der  Invaliditäts-  und  Alterskasse 
des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  2  198034  Mark  Invalidenrente 
undT  nur  62  862  Mark  Altersrente  bezahlt  ^)  Beim  Bergbau  erklärt 
sich  diese  Erscheinung  hauptsächlich  dadurch,  daß  fast  alle  Berg- 
leute vor  Erreichung  des  70.  Lebensjahres  Invalidenrentner  werden. 

Von  der  Gesamtausgabe  an  Invaliden-  und  Altersrenten  ent- 
fielen 1899 

anf  die  anf  die 

AlienreDte        Invalidenrente 

in  Mecklenburg 580/u  420/o 

bei  sämtlichen  Anstalten  und  Easseneinrich- 

tungen 39"/ü  BP/o 

bei  der  Invaliditäts-  und  Alterskasse  des  All- 
gemeinen Enappschaftsvereins  ....       5"/o  9b^lo 

Das  Gesetz  von  1899  heißt  daher  auch  mit  guten  Grunde  nicht 
mehr  «Invaliditäts-  und  Alteisversicherupgsgesetz ",  sondern  kurz 
„  Invalidenversicherungsgesetz ". 


\)  Siehe  auch  Stat.  33  und  34  auf  S.  211,  212. 
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EniüMniente.  Neben  der  Invaliden-  und  Altersrente  gew&hrt  das  Bekdiq[e80tii 
noch  Erankenrente.  ^  Diese  tritt  bei  längerer  S[rankheit  ein,  wem 
anzunehmen  ist,  daß  der  Kranke  nicht  danemd  erwerbsnnfiUg 
bleibt  Frfiher  setzte  die  Bente  erst  nach  einjähriger  ErtnUidt 
ein.  Es  war  deshalb  der  Übelstand  vorhanden,  dafi  die  Leute  in 
der  Zeit  von  dem  Aufhören  der  Erankennnterstfltzong  —  also  foia 
Beginne  der  14.  Erankheitswoche  —  bis  zum  Ablauf  des  ersten 
Jahres  überhaupt  keine  Unterstfltzung  erhielten.  Das  ist  jetzt  andeis. 
Nach  §  16  des  Invalidenversioherungsgetzes  von  1899  beginnt  der 
Bezug  der  Erankenrente  mit  der  27.  Erankheitswoche.  Da  die 
Novelle  zum  Eranken Versicherungsgesetz  von  1903  die  Bezugsdaaer 
der  Erankenunterstfltzung  auf  26  Wochen  verlängert  hat,  schließen 
sichErankenunterstützung  und  Erankenrente  nun  ganz  aneinander  an. 
Bleibt  der  Eranke  dauernd  erwerbsunfähig,  so  wird  er  InvaUden- 
rentner.  — 

Fär  die  Knappschaftsvereine  war  diese  Form  der  Krankenrente 
kein  novum.  Hier  hat  schon  von  jeher  bei  den  vollberechtigten 
Mitgliedern  der  Anschloß  der  InvfdidenfOrsorge  an  die  Eranken- 
Unterstützung  bestanden.  2)  Als  aber  im  Jahre  1899  seitens  der 
reichsgesetzlichen  Invaliditats-  und  Alterskasse  im  Anschluß  an 
die  Krankenunterstützung  eine  solche  Bente  eingeführt  worden  ist, 
hat  die  Pensions-  und  ünterstützungskasse  des  Allgemeinen  Knqpp- 
schaftsvereins  ihrerseits  die  Krankenrente  aufgehoben. 
Wartezeit  Wir  kommen  nun  zu  den  weiteren  oben  genannten  Yoraus- 
setzungen  für  die  Erlangung  einer  ReichsJnvaliden-  oder  Alters- 
rente: zu  der  Wartezeit  und  zu  der  Beitragsleistung. 

Liegt  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Beichsgesetzes  vor,  so 
maß  nämlich,  ehe  ein  Bentenbezug  eintreten  kann,  der  Nachweis 
erbracht  werden,  daß  die  vorgeschriebene  Wartezeit  zurückgelegt 
und  eine  genügende  Anzahl  von  Beiträgen  geleistet  ist  Das  Beichs- 
gesetz  von  1889  forderte  bei  der  lavalidenrente  5,  bei  der  Altersrente 
30  Beitragsjahre  —  1  Beitragsjahr  =»  47  Beitragswochen  —  als 
Wartezeit  (§  16).  Diese  235  bezw.  1410  Beitrags wochen  setzte  die 
Novelle  von  1899  auf  200  bezw.  1200  herab. 


1)  Dieser  Ausdruck  ist  in  der  Praxis  allgemein  flblich.  Das  Qesetz  nennt 
die  sogenannten  Krankenrenten  dagegen  auch  InTalidenrenten,  denen  de 
übrigens  hinsichtlich  der  Art  der  Berechnung  ebenfalls  gleich  sind. 

2)  Siehe  S.  33. 
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ie  Wartezeit  beträgt  bei  der  Pensions-  and  ünter- 
nngskasse  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  seit  1899 
60  Wochen,  wie  S.  1 35  bei  Besprechung  der  Statatenändemng 
)99  noch  dargetan  werden  wird.  Daß  sie  vor  dem  Beichgesetz 
ich  langer  gewesen  ist»  geht  aas  dem  S.  119  gesagten  hervor. 

ie  Beiträge  sind  im  Invalidenversicherangsgesetz  nach  Lohn-Beitragsieiitimg. 

1  abgestuft    Mit  den  Klassen  der  Knappschaftsvereine,  die 

anz   anderen   Gesichtspunkten    aus   geschaffen   sind,    haben 

[johnklassen  nichts  gemein.    Das  Gesetz  von  1889  hatte  vier 

lassen, 

Klasse     I  bis  350  M.       Jahreslohn 

II  350—550  M.  „ 

„      III  550—850  M. 

„       IV  850  und  mehr  M.    „ 

rurde,  den  höheren  Löhnen  entsprechend,  eine  5.  Klasse  hinzu- 

(§  34). 

Klasse  IV     850- 1150  M.  Jahreslohn 
„       V     1 150  und  mehr  M.    „ 

lese  Lohnklassen  sind  zwar  für  die  „besonderen  Kassen- 
tangen *"  nicht  vorgeschrieben.  Der  Allgemeine  Knappschafts- 
hat  sie  aber  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  für  seine  In validitäts- 
Iterskasse  durch  das  Statut  übernommen. 

Ir  die  Zugehörigkeit  der  Versicherten  zu  den  Lohnklassen 
9r  nicht  die  Höhe  des  tatsächlichen  Jahresarbeitsverdienstes, 
a  ein  Durchschnittsbetrag  maßgebend.  Dieser  wird  für  Mit- 
der  Knappschaftsvereine  vom  Vorstände  festgesetzt;  er  soll 
DOfache  des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsverdienstes 
gen  Klasse  von  Arbeitern  betragen,  welcher  der  Versicherte 
>rt  Der  allergrößte  Teil  der  Bergleute  des  Buhrreviers  war 
oh  in  der  höchsten,  zuerst  der  IV.,  seit  1900  der  V.  Klasse 
dchem.  Seitens  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  ist  des- 
er  Einfachheit  halber  bestimmt  worden,^)  daß  sämtliche 
lerten  die  Beiträge  der  V.  Lohnklasse  zu  leisten  haben.  Bei 
1  Anstalten  können  sich  die  Versicherten,  die  einer  der 
1  I  bis  IV  angehören,  in    einer  höheren  Klasse  versichern; 


Durch   einen  VorstandsbeBchloß;  das  Statut  enthalt  diese  Bestim- 
[cht 
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sie  mOssen  dann  aber  die  Mehrbeiträge  selbst  aotbiingen.  Von 
dem  Rechte  der  Höherversicherung  Gebrauch  zn  machen,  kann  des 
Arbeitern  nicht  dringend  genug  empfohlen  werden. 

§  20  des  Gesetzes  von  1S89  hat  es  den  einzelnen  Anstaltea 
überlassen,  die  Höhe  der  Beitrage  ffir  die  4  Lohnklaasen  für  das  Jahi- 
zehnt  von  1891 — 1900  selbst  festzusetzen.  Die  Beiträge  maßten 
jedoch  so  bemessen  werden,  daß  jede  Lohnkasse  neben  ihrem  An- 
teil an  den  Verwaltnngskosten  ein  Kapital  aufbrachte,  das  die 
Deckung  der  Ansprüche  der  in  dem  Jahrzehnt  invalidisierten  IGt- 
glieder  der  Kasse  gewährleistete  (§24  Absatz  1).  0  Der  §  32  des 
Gesetzes  von  1899  bestimmt  dagegen,  daß  der  Bundesrat  die  Höhe 
der  Beiträge  jedesmal  für  1 0  Jahre  einheitlich  festzusetzen  hat 
Bis  1910  sind  nur  bei  jeder  Versicherungsanstalt  von  Arbeiter  und 
Unternehmer  zusammen  an  Beiträgen  wöchentlich  zu  erheben 
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Die  Beiträge  entfallen  auf  den  Unternehmer  und  den  Ver- 
sicherten  zu  gleichen  Teilen.  ^)  Bei  der  Invaliditäts-  und  Alten- 
kasse des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  —  und  bei  allen 
,.besonderen  Kasseneinrichtungen'*  sowie  einigen  Anstalten  —  werden 
sie  bar  bezahlt  Dadurch  fällt  die  Quittungskarte  und  das  mit 
Recht  80  wenig  beliebte  Markenkleben  fort  Bei  der  Norddeutschen 
Knappschafts -Pensionskasse  bezahlen  die  21  Yerbandsvereine 
Pauschalsummen;  am  Schlüsse  des  Bechnungsjahres  wird  eine 
genaue  Berechnung  angestellt,  nach  deren  Ergebnis  entweder  gut- 
geschrieben  oder  nachbezahlt  wird.^)  Beim  Allgemeinen  Kaapp- 
schaftsverein  hat  jeder  Versicherte  eine  Karte  (Stammblatt),  auf  der 
alles  Erforderliche  verzeichnet  wird.  Will  ein  Versicherter  den 
Bereich   des  Vereins  verlassen,    so  erhält  er  eine  sogenannte  Anf* 


1)  Siehe  S.  156. 

2)  Man  glaubt,   diese  Beiträge  dauernd    besteben   lassen   zu   können. 
Vergl.  S.  157. 

3)  Siehe  Stot.  32  auf  S.  211. 

4)  Abnot,  a.  a.  0.  S.  160. 
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raohnangsbescheinigmig  über  die  zarückgelegten  Beitragswochen, 
Iber  die  Lohnklasse,  der  er  angehört  hat,  sowie  über  die  Dauer 
itvaiger  Krankheiten.  Daraus,  daß  solche  Bescheinigungen  nur 
'ttUltnismäßig  wenig  gefordert  werden,  ergibt  sich,  daß  nur  wenige 
ieigleute  das  Buhrrevier  verlassen.^) 

Bei  der  Pensions-  und  ünterstützungskasse  haben  die  Beiträge 
ir  Mitglieder  —  also  die  Beitrage  der  Versicherten  allein  —  z.  Zt 
M  Inkrafttretens  des  Invalidenversicherungsgesetzes,  and  schon 
Dge  Zeit  vorher,  in  den  beiden  Beamtenabteilungen  4,60  Mark 
id  3,30  Mark  monatlich,  in  den  drei  Arbeiterklassen  2,90  Mark 
10  Mark  und  1,50  Mark  monatlich  betragen.  — 

Dadurch,  daß  für  die  neue  Invaliditäts-  und  Alterskasse  die  Bfioktrirknog 
ttragsfirage  geregelt  werden  mußte,  kam  beim  Allgemeinen  Knapp*  geJ^  wa  die 
laftsverein  auch  die  Frage  der  Beitragsleistung  für  die  Pensions-  ünsti^l^n^nir 
d  ünterstützungskasse  zur  Sprache.  Bei  dieser  Gelegenheit  fand  unter^tnu«»- 
nn  eine  Regelung  der  Beiträge  der  unständigen  Mitglieder  zu  der 
nsions-  und  Ünterstützungskasse  statt.  Die  Beiträge  dieser  Mit- 
eder  waren  im  Vergleich  zu  ihren  Rechten  von  jeher  zu  hoch 
iresen.  Vor  der  sozialen  Gesetzgebung,  also  zu  der  Zeit,  als  die 
ankenfürsorge  noch  der  einheitlichen  Knappschaftskasse  oblag, 
or  dies  nicht  so  zu  Tage  getreten.  Nachdem  aber  die  besondere 
BDkenkasse  ins  Leben  getreten  war,  die  —  auch  von  den  un- 
Indigen  Mitgliedern  —  besondere  Beiträge  forderte,  wurde  das 
ifiFerfaältQis  offenkundig.  Trotzdem  hielt  man  für  die  minder- 
lechtigten  Mitglieder  den  alten  monatlichen  Beitrag  von  1 ,50  Mark 
r  die  Pensions-  und  ünterstützungskasse  allein  bei.  Die  Un- 
iadigen  sollten  gewissermaßen  schon  für  die  Ansprüche  bei- 
laem,  die  sie  später  hatten,  wenn  sie  ständig  geworden  waren. 
an  wollte  auf  diese  Weise  einen  Druck  auf  sie  ausüben,  sich 
üg^chst  bald  die  Vorteile  der  ständigen  Mitglieder  zu  sichern, 
itte  Gründe  konnten  aber  für  die  große  Zahl  derjenigen  un- 
indigen  Mitglieder  nicht  gelten,  denen  die  ständige  Mitgliedschaft 
^erhaupt  verschlossen  war. 2)  Als  nun  noch  das  Invaliden- 
rsicherungsgesetz   eine  neue  Beitragsforderung  brachte,  war  die 


1)  Dem  gegenüber  steht  der  große  Wechsel  innerhalb  des  Reviers  selbst ; 
»he  S.  29  Anm.  1. 

2)  Siehe  S.  116  onten. 
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seitherige  Praxis  nicht  mehr  za  halten.    1892  brach  man  mit  ihr, 
indem   man  diejenigen  Arbeiter,   die  einen  Anspruch  aof  Enq»p- 
schaftspension  nicht  erwerben  können,   weil  sie  bei  Anfiiahme  der 
Bergarbeit  über  29  Jahre  alt  sind,  vcn  vornherein  von  Beitrigen 
zur  Fensions-   und  ünterstfitzangskasse   befreite.    Seit   1892  sind 
auch  diejenigen  Arbeiter  von  diesen  Beiträgen  befreit,  die^  nachdem 
sie  1  Jahr   unständig  gewesen  sind,   wegen  ihres  gesundheitlicheil 
Zustandes  nicht  in  die  Klasse  der  standigen  Mitglieder  aufrücken 
können.  —  Diese  Maßregel  hatte  natürlich  einen  grofien  Einnahme- 
ausfall zur  Folge.    Wie  bedeutungsvoll  sie  gewesen  ist,  kann  min 
ungeßLhr  aus  der  Zahl  derjenigen  Personen  ersehen,  die  wohl  zur 
Kranken-   aber   nicht  zur  Pensions-  und  Unterstütacnngskasse  bei- 
tragen.   1903   standen   im  Jahresmittel   260432  Mitgliedern  bei 
der  Krankenkasse   204089  bei  der  Pensions-  und  ünterstfitzungs- 
kasse    gegenüber.    Ziehen    wir    von    den  260341   Personen  die 
9995  jugendlichen  Arbeiter   ab,   so  ergibt  sich,   daß  17,7  o/t  der 
Krankenkassenmitglieder  nicht  zur  Pensions-  und  ünterstütsungs- 
kasse  gehörten.^)     Wenn  1903  die  früheren  Yerh&ltnisse  nodi  be- 
standen  hätten,   so  würden  diese  17,7  o/o  weit  über  800000  Mark 
an   die  Pensionskasse   bezahlt   haben.     Dazu   wären    noch  über 
600000  Mark  von  den  Werkbesitzem  gekommen!    Daß  heute  das 
Gegenteil  von   den  früherem   Verhältnis  besteht,   indem  nun  die 
von  der  Beitragsleistung   befreiten  Unständigen  unter  umständen 
aus   der  Pensions-  und  Unterstützungskasse  Renten   beziehen,  ist 
bei  der  Unfallversicherung  ausgeführt    (S.  85.)| 
Beitrags-  ^^°®    ErstattuDg   von   Beiträgen    kennt    die    Pensions-    und 

©rstattongen  Untorstützungskasse  auch  in  der  Gegenwart  nur  fftr  den  Fall,  daft 
ein  Mitglied  während  des  Militärdienstes  arbeitsunfähig  wird  oder 
stirbt  Für  die  Invaliditäts-  und  Alterskasse  bat  der  Allgemeine 
Knappschaftsverein  dagegen  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Erstattung  von  Beiträgen  (§  42  ff.)  übernommen,  obwohl 
diese  Bestimmungen  für  die  „besonderen  Kasseneinrichtungen"  nicht 
zwingender  Natur  sind.'^) 
Anfbaader  Nachdom     uuu    die    drei    Voraussetzungen    des    InvaUden- 

er  Aitol^nto  versicherungsgesetzcs  für  die  Erlangung  einer  Beichs-Invaliden-  oder 


1)  Siehe  S.  196. 

2)  Yergl.  Stot.  3S  aaf  S.  213. 
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Jternrente  (Erwerbsonf&higkeit  oder  Alter  von  70  Jahren,  Zarüok- 
ignng  der  vorgeschriebenen  Wartezeit  und  Leistang  der  erforder- 
eben  Beiträge)  nSher  geschildert  sind,  können  wir  zur  Betrachtung 
er  Rente  selbst  übergehen.  Daza  ist  vorab  zu  bemerken,  daß  die 
DU  den  „besonderen  Easseneinrichtangen^,  beim  Allgemeinen 
Jiappschaftsverein  also  von  der  Invaliditats-  und  Alterskasse,  zu 
^wahrende  Bente  der  im  Reichsgesetz  vorgesehenen  nicht  gleich 
1  sein  braacht,  wenn  sie  ihr  nur  mindestens  gleichwertig  ist  — 
ach  §  25  besteht  die  Invaliden-  und  die  Altersrente  aus  einem 
m  der  Yersichemngsanstalt  aas  den  Beiträgen  der  Arbeiter  and 
9r  Unternehmer  aafzabringenden  Betrage  and  aas  einem  festen 
Dschasse  des  Reiches  von  50  Mark. 

Nach  §  28  trägt  das  Reich  auch  den  Teilbetrag  von  den 
enten,  für  die  Beiträge  nicht  geleistet  worden  sind,  weil  der  Ver- 
cherte  za  militärischen  Dienstleistongen  eingezogen  war.  Für  die 
8  Beitragszeit  geltende  Dauer  dieser  Dienstleistungen  wird  bei  der 
erechnung  der  Rente  die  Lohnklasse  n  zu  Grunde  gelegt  Die 
eiche  Lohnklasse  wird  gerechnet  für  die  ebenfalls  als  Beitrage- 
st zu  betrachtende  Dauer  von  Krankheiten.  Bei  Erkrankungen, 
!e  ununterbrochen  länger  als  ein  Jahr  währen,  bleibt  die  über 
.«9en  Zeitraum  hinausreichende  Dauer  jedoch  außer  Betracht, 
ehnliche  Bestinunungen  hatten  früher  schon  die  Enappschafts- 
»reine. 

Bei  der  Berechnung  des  von  der  Versicherungsanstalt  aufzu- 
ringenden Teiles  der  Invalidenrente  (§  26)  wurde  nach  dem 
eaetz  von  1 889  ein  Betrag  von  60  Mark  zu  Grunde  gelegt  Dieser 
etrag  stieg  mit  jeder  vollendeten  Beitragswoohe  je  nach  der  Lohn- 
aase  um  2,  6,  9,  13  Pfg.  Das  Invaliden  Versicherungsgesetz 
m  1899  hat  den  einheitlichen  Grundbetrag  nach  den  Lohnklassen 
36)  abgestuft;  er  beläuft  sich  nun  auf  60,  70,  80,  90,  100  Mark. 
08  diesen  Beträgen  wird  nach  dem  Verhältnis  der  in  den  einzelnen 
ohnklassen  entrichteten  Beiträge  der  Grundbetrag  für  jede  Rente 
»onders  berechnet  Bei  der  Berechnung  wird  stets  von  500 
eitragswochen  ausgegangen.  Ist  diese  Zahl  nicht  erreicht,  so 
erden  für  die  fehlenden  Wochen  Beiträge  der  L  Lohnklasse  ein- 
)8etzt  Sind  über  500  Wochenbeiträge  entrichtet,  so  ist  von  den 
K)  höehsten  Beiträgen  auszugehen.  Da  die  sämtlichen  Bergleute 
is  Ruhrreviers  in  der  5.  Lohnklasse  versichert  iind,  so  haben  sie 

Hftlbftoh,  Knappaehaftivereiii.  9 
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IberUlok  über 

die  HOhe  der 

Benten. 


alle  —  und  zwar  verhältnismafiig  sohon  früh  —  Ansprach  auf  den 
höchsten  Grandbetrag.  Die  Steigerangssätze  warden  1899  audi 
geändert  Sie  betragen  nan  3,  6,  8»  10,  12  Pfg.  Die  Sätze  der 
höheren  Klassen  sind  erniedrigt  and  die  der  unteren  erhöht 
worden. 

Der  von  der  Yersioherangsanstalt  aufzubringende  Teil  der 
Altersrente  wurde  früher  durch  Multiplikation  der  Zahl  der 
Beitragswochen  mit  4,  6,  8  oder  10  Pfg.,  je  nach  der  Lohnklasse, 
ermittelt  Es  sollten  aber  höchstens  1410  Beitragswochen  an- 
gerechnet werden,  natfirlich  die,  für  welche  die  höchsten  Beiträge 
entrichtet  waren.  Der  §  37  des  Gesetzes  von  1 899  stellt  für  jede 
Lohnklasse  einen  festen  Betrag  auf:  60,  90,  120,  150  und  180  Marl 
Sind  in  verschiedenen  Lohnklassen  Beiträge  entrichtet,  so  wird  der 
Durchschnitt  der  den  Beiträgen  entsprechenden  Sätze  gewahrt 
Dabei  sind,  wenn  mehr  als  1200  Beitragswochen  nachgewiesen 
werden,  die  1200  Beiträge  der  höchsten  Lohnklassen  zu  Grande 
zu  legen.  0 

Um  einen  Überblick  zu  geben,  sind  hier  einige  Renten 
zusammengestellt : 


Gesetz  von  18S9 
Lohnklasse 


m 


IV 


Gesetz  von  1S59 
Lohnklasse 

IV 


InvalidenreDte  Dach  Ablauf  der  Warte- 
zeit. Es  sind  nur  Heiträge  f&r  eine 
Lohnklasse  geleistet 

Invalidenrente  nach  50  Beitragsjahren ; 
lieitrag  nur  für  eine  Lohnklasse 


Altersrente;    Beitrag   nur    für    eine 
Lohnklasse 


131,15  M 
321,50  „ 


140,55  M 
415,50  „ 


Beitragsjahr  zu 
47  Wochen  gerechnet 


162,80  „ 


191 


n 


160  M 
400  „ 


164  M 
462,, 


■^y" 


Beitragsjahr  zu 
52  Wochen  gerechnet 


200 


jt 


230,, 


Tatsächlich  gehören  die  Versicherten  im  Laufe  der  Zeit  meist 
verschiedenen  Lohnklassen  an;  die  Beitragszeit  ist  natfirlich  anoh 
sehr  verschieden. 


1)  Bei  der  Altersrente  kommen   stets  noch  die  Übergangsbestimmongea 
in  Betracht   Vergl.  §  190  des  In?. V.O.  y.  1899. 
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Ein  Arbeiter,  der  vom  Beginn  der  Versicherung  an  stets  in  der 
höchsten  Klasse  versichert  gewesen  ist,  bezieht,  wenn  er  am 
1.  Januar  1906  erwerbsunfähig  geworden  ist,  eine  Rente  von 
224,24  Mark.  1891  waren  im  Ruhrrevier  82  719  Personen  als 
Baaer  und  Schlepper  beschäftigt,  die  nach  der  Höhe  ihres  Lohnes 
(ieich  in  die  höchste  Lohnklasse  kamen.  Diese  Arbeiter  hatten, 
oweit  sie  an  dem  Tage  noch  tätig  waren,  am  1.  Januar  1906 
choQ  Anwartschaft  auf  eine  Rente  von  224,24  Mark.  0  Da  die 
\  Lohnklasse  erst  Ende  1909  fünfhundert  Wochen  besteht,  so  kann 
er  Orundbetrag  von  100  Mark  erst  von  diesem  Zeitpunkte  an  in 
>ller  Höhe  in  Frage  kommen. 

Stellen  wir  die  Invalidenrenten  den  alten  Enappschaftspensionen  inraUdmrente 
-  wie  sie  bis  1899  bestanden  haben  —  gegenüber,'^)  so  finden  wir,  daß  ■otTaftspeniion. 
B  Reichsrenten  während  der  ersten  15  Dienstjahre  mit  denPensionen 
igefähr  gleichstehen  oder  sie  ein  wenig  übersteigen.  Nach  den 
Jahren  bleiben  sie  hinter  den  Pensionen  zurück. 
Die  Reichsrente  soll  nur  ein  Zuschuß  zum  Lebensunterhalte 
in  und  will  nicht,  wie  die  Knappschaftspension,  den  Arbeitern 
len  gewissen  Mindestunterhalt  sichern ;  noch  weniger  aber  soll  sie, 
e  die  Renten  bei  der  Unfallversicherung,  einen  Ausgleich  für  die 
werbsunfähigkeit  bieten.  Das  Reichsgesetz  geht  von  dem  Stand- 
nkte  aus,  daß  ein  Invalide  doch  meist  noch  etliche  Dienstleistungen 
rrichten  kann,  etwa  im  Haushalte  seiner  Kinder,  auf  die  er  ja 
nächst  angewiesen  ist,  oder  auch  bei  fremden  Personen.  Die 
»nte  soll  dann  die  Lage  eines  solchen  Mannes  verbessern.  Ins- 
sondere  die  Altersrente  ist  nur  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu 
trachten.  Kann  ein  Rentner  garnicht  mehr  arbeiten,  so  muß 
.erdings  unter  Umständen  die  Armenfürsorge  eintreten,  wenn  das 
nchsgesetz  mit  der  Zeit  die  Invaliden  auch  wohl  mehr  und  mehr  der 
menfürsorge  entziehen  wird.  Heute  hat  es  ja  den  Höhepunkt  seiner 
irksamkeit  noch  lange  nicht  erreicht.  Wenn  wir  30  Jahre  weiter 
idy  80  werden  die  meisten  Renten  den  Empfängern  jedenfalls  über 
A  Schlimmste  hinweghelfen  können.  Dabei  sind  aber  die  Berg- 
beiter,  die  aus  ihren  Knappschaftskassen  zu  der  Reichsrente  noch 
len  Zuschuß  bekommen,  heute  schon  besser  daran,  als  andere 
rbeiter.    Denjenigen,  die  von  den  Invaliden-  und  Altersrenten  als 


1)  Siehe  Stat  136.  2)  Siehe  S.  119  and  130. 
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„erbärmlichen  Abschlagzahlungen"  reden,  ist  nur  entgegeiiziihaltai» 
daß   ein  einziger  Jahresbetrag  einer  Bente  oft  der  Summe  aller 
von   dem   betreffenden  Arbeiter   selbst  bezahlten  Beitrage  f^ekih 
kommt;  ja  manchmal  ist  der  eine  Jahresbetrag  sogar  schon  höher 
Bentenent-  Wenn  der  Empfänger  einer  Reichs-Invalidenrente  wieder  erwerbe- 

'kohen  dar  fähig  wird,  SO  kann  ihm  die  Bente  entzogen  werden.  Wird  ae 
später  von  neuem  bewilligt,  so  ist  die  Zeit  des  früheren  Bent»- 
beznges  wie  eine  Erankheitszeit  zu  rechnen. 

Für  diejenigen  Personen,  die  eine  XJnfaUrente  beziehen,  mht  die 
Invalidenrente,  soweit  beide  Benten  zasammen  415  Mark,  seit  der 
Novelle  von  1899  das  7  Vs  fache  des  Grandbetrages  der  Invalideiirentef 
übersteigen.  Dasselbe  gilt  beim  gleichzeitigen  Bezage  von  Invaliden- 
rente and  militärischer  Pension.  Die  Bente  raht  femer,  wenn  ein 
Bentner  eine  länger  als  einen  Monat  dauernde  Freiheitstrafe  fer- 
büßt  Hat  der  Bentenberechtigte  eine  unterstützungsbedürftige 
Familie,  so  ist  dieser  jedoch  die  Bente  zu  überweisen. 

Dem  Versicherten  steht  eine  Bente  nicht  zu,  wenn  er  die  Erwerbs- 
unfähigkeit vorsätzlich  herbeigeführt  hat.  Die  Bente  kann  ganz  oder 
teilweise  versagt  werden,  wenn  sich  der  Versicherte  die  Erwerbe- 
Unfähigkeit  bei  Begehung  eines  Verbrechens  oder  vorsätzlichen  Ver- 
gehens zugezogen  bat.  Es  ist  aber  der  Versicherungsanstalt  frei- 
gestellt, die  Bente  auch  in  diesen  Fällen  ganz  oder  teilweise  der 
Familie  zuzuwenden,  wenn  sich  diese  in  Not  befindet 
Aufrechnung  Wir  Stehen  nun  vor  der  Frage,  wie  die  zwei  Formen  der  In- 

ronte  gegen  validenversorguug  unter  einander  in  organische  Verbindung  gesetzt 
ch^tspensfon.  Werden  konnten :  erstens  die  alte  knappschaftliche,  die  im  Falle  der 
Bergfertigkeit  oder  des  Todes  der  Mitglieder  ihre  Leistungen  gewährt 
(Pensions-  und  Unterstützungskasse)  und  zweitens  die  reichsgeset^ 
liehe,  die  mit  ihren  Benten  einsetzt,  wenn  die  Voraussetzungen  des 
Beichsgesetzes  gegeben  sind.  (Invaliditäts-  und  Alterskasse).  Der 
Allgemeine  Knappschaftsverein  mußte  ebenso  wie  bei  der  Unfallve^ 
Sicherung  auch  hier  zu  der  Frage  der  Aufrechnung  Stellung  nehmen. 
Im  §  36  des  Gesetzes  von  1889  (§  52  des  Gesetzes  von  1899) 
heißt  es  darüber,  daß  Fabrikkrankenkassen,  Enappschaftskassen 
u.  s.  w.,  die  ihren  nach  den  Bestimmungen  des  Beichsgesetzes  ver- 
sicherten Mitgliedern  für  den  Fall  des  Alters  oder  der  Erwerbsan- 
fähigkeit Renten  gewähren,  berechtigt  sind,  diese  Benten  am  den 
ganzen  Betrag  oder  um  einen  Teilbetrag  der  Beichsrente  za  kürzen. 
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Bedingung  dabei  ist  jedoch,  daß  die  Kassen  wenigstens  eine  dem- 
ntsprechende  Yerminderong  der  Arbeiterbeitrage  vornehmen. 
Doch  bedarf  es  der  Ermäßigang  der  Beitrage  dann  nicht,  wenn  die 
ioreh  die  Yerminderang  der  Unterstützungen  ersparten  Beträge  zu 
laderen  Wohlfahrtseinrichtungen  verwandt  werden  sollen,  oder  wenn 
lie  Beiträge  in  der  bisherigen  Höhe  nötig  sind,  um  die  der  Kasse 
arbleibenden  Leistungen  zu  decken. 

Es  war  hiemach  den  Knappschaftsvereinen  auch  möglich,  die 
«chsrente  ganz  aufzurechnen,  ohne  eine  Ermäßigung  der  Beiträge 
IT  Pensions-  und  ünterstützungskasse  eintreten  zu  lassen.  Der  Saar- 
tcker  Verein  erhöhte  jedoch  seine  Pensionen  und  beanspruchte  dafür 
9  volle  Reichsrente.  Bei  den  meisten  Knappschaftsvereinen  des  Ober- 
rgamtsbezirkes  Halle  wurde  die  Reichsrente  zur  Hälfte  aufge- 
ihnet;  die  andere  Hälfte  wurde  mit  der  Knappschaftspension  uus- 
Kahit^) 

Der  Allgemeine  Knappschaftsverein  hjit  zunächst  von  dem 
chte  der  Aufrechnung  vollen  Gebrauch  gemacht  und  trotzdem 
)  Beiträge  zur  Pensions-  und  Unterstützungskasse  in  der  alten 
ihe  bestehen  lassen.  Er  nahm  sogar,  um  möglichst  viele  Renten- 
träge  einziehen  zu  können,  eine  neue  Bestimmung  in  sein  Statut 
f,  nach  der  die  Invaliden  ihre  Ansprüche  auf  eine  reichsgesetz- 
he  Rente  in  allen  Fällen  geltend  machen  mußten,  auch  dann, 
nn  sie  infolge  der  Aufrechnung  selbst  keinen  Vorteil  davon  hatten, 
tr  Verein  hatte  sich  zu  diesen  Maßregeln  entschlossen,  weil  er 
ih  zunächst  in  die  neuen  Verhältnisse  einleben  und  Erfahrungen 
nmeln  wollte  und  weil  er  auch  die  Notwendigkeit  einsah,  die  Ein- 
hmen  zu  vergrößern.  Seine  Leiter  waren  nämlich  damals  — 
eh  eine  Einwirkung  der  Versicherungsgesetze  —  zu  der  Erkennt- 
i  gekommen,  daß  die  vorhandene  Rücklage  für  die  Pensions- 
d  Unterstützungskasse  nicht  entfernt  genügte.^)  Zudem  war 
ich  die  Befreiung  eines  großen  Teiles  der  Unständigen  von  der 
itragsleistung  ein  großer  Einnahmeausfall  entstanden.^) 

Selbstredend  erregte  die  Aufrechnung  der  reichsgesetzlichen  Rente 
i  den  Mitgliedern  viel  böses  Blut.  Die  Arbeiter  hätten  natürlich  — 
Bnao  wie  wir  es  früher  bei  der  Durchführung  der  reichsgesetzlichen  Un* 
Iversicherung  kennen  gelernt  haben  —  am  liebsten  gesehen,  wenn 

1)  Arndt,  a.  a.  0.  S.  157.  2)  Yergl.  S  157  ff. 

3)  Siehe  S  128. 
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die  beiden  Renten  voll  nebeneinander  bezahlt  worden  wären.  Das 
lag  aber,  wie  gesagt^  einmal  nicht  im  Interesse  der  Pensions-  und 
XJnterstützungskasse  nnd  zum  anderen  anch  nicht  im  Sinne  des 
Gesetzgebers,  der  gewollt  hatte,  daß  in  Fällen  dieser  Art  eine  der 
beiden  Kassen  eine  Art  Z  uschußkasse  sein  sollte.  Fär  den  Gesetz- 
geber war,  neben  anderen  Gründen,  auch  hier  die  Befürchtung  maß- 
gebend gewesen,  daß  die  Aassicht  auf  Doppelversorgnng  einen  bedenk- 
lichen Anreiz  zur  Simulation  bieten  möchte.  Die  Maßregel  des 
Allgemeinen  Enappschafts?ereins  erscheint  auch  weniger  als  Härte, 
wenn  man  bedenkt,  daß  die  Reichsrentner  ans  den  ersten  Jahren 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Invalidenversicherangsgesetzes  doch  fast 
nichts  für  ihre  Reichsrente,  eingezahlt  hatten.  Dann  wurde  aber  auch 
mit  Rücksicht  auf  die  Aufrechnung  der  Reichsrenten  von  dem 
Verein  damals  schon  ins  Ange  gefaßt,  künftig  die  Leistungen  zu 
erhöhen. 
üiMiKuigszait  I^cf  Vorstand    dachte   diese  Erhöhung  dadurch   zu  bewirken, 

***v^lS!*"*  daß  er  die  Pensionen  allgemein  heraufsetzte  und  den  Reichsrentnem 
außerdem  einen  Zuschuß  zu  der  Pension  gewährte.  Ein  Statuten- 
entwurf,  der  die  nötigen  Änderungen  vorsah,  wurde  schon  1893 
ausgearbeitet.  Er  konnte  aber  nicht  vorgelegt  werden,  weil  die  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen  noch  nicht  geklärt  waren  und  nicht  über- 
sehen werden  konnte,  welche  Ausgaben  der  Kasse  noch  bevorstehen 
würden.  So  schwebte  damals  ein  sehr  wichtiger  und  folgenschwerer 
Prozeß  darüber,  ob  den  vor  1892  knappschaftlich  invalidisierten 
Mitgliedern  des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins,  die  nach  1892 
in  den  Genuß  einer  Reichsrente  gelangten,  diese  Rente  einbehalten 
werden  konnte.  Das  Reichsgericht  entschied  die  Frage  dahin,  dafi 
die  Aufrechnung  in  diesen  Fällen  unzulässig  sei.  ^)  Der  Allgemeine 
Enappschaftsverein  und  die  Aufsichtsbehörden  hatten  sich  aof  den 
entgegengesetzten  Standpunkt  gestellt.  Durch  diesen  Erfolg  der 
Invalidenrentner  ermutigt,  fingen  nun  die  ünfallrentner  die  Prozesse 
wegen  der  Aufrechnung  ihrer  Rente  und  wegen  der  Aufrechnung 
des  Eindergeldes  an.  Von  diesen  Prozessen  lief,  wie  wir  wissen, 
(siehe  S.  83/84),  der  erste  für  den  Verein  günstig,  der  zweite  dagegen 
ungünstig  aus.  Die  Folge  des  verlorenen  Prozesses  war,  daß  der 
Allgemeine  Enappschaftsverein  1897  759226  Mark  Eindergeld  nach- 


1)  Entscheidung  vom  3.  Oktober  1894. 
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bezahlen  mußte.  Als  weiteres  Hemmnis  stellte  sich  der  Statut- 
inderung  dann  noch  der  Entwurf  zur  Änderung  der  Arbeiter- 
Tersichemngsgesetze  in  den  Weg.  Als  dieser  Entwurf  1897  mit 
der  Verabschiedung  des  Reichstages  in  der  Versenkung  verschwunden 
war,  war  endlich  die  Bahn  für  eine  Statutänderung  frei  Mitte 
Mai  1898  genehmigte  eine  Generalversammlung  die  vom  Knapp- 
Bdiaftsvorstande  vorgelegten  neuen  Satzungen.  Die  Werkvertreter 
iraren  einmütig  und  die  Arbeitervertreter  in  ihrer  Mehrheit  für  die 
fom  Vorstände  vorgeschlagenen  Änderungen.  Dann  blieb  die  Sache 
fieder  beim  Bundesrat  liegen,  der  wegen  des  ihm  inzwischen  zu- 
gegangenen neuen  Entwurfs  des  Invalidenversicherungsgesetzes  erst 
im  26.  Januar  1899  seine  Zustimmung  geben  konnte.  Am  I.April  1899 
rat  das  neue  Statut  dann  in  Kraft  0 

Durch  dies  neue  Statut  wurde  die  Karenzzeit  bei  der  Pensions-  Leistansen  der 
ind  ünterstntzungskasse,  die  1892  schon  allgemein  auf  5  Beitrags- untantutrangB- 
ahre  gesetzt  worden  war,  nach  dem  Beispiele  des  Beichsgesetzes  su^t  Ton  isoa 
ron  1889  für  alle  ständigen  Mitglieder  auf  260  Beitragswochen 
iestgelegt.  Die  Zeit  der  Unständigkeit  kommt  für  die  Karenzzeit 
licht  mit  in  Anrechnung.  Die  Beamten  müssen  mindestens 
IbO  Beitragswochen  in  ihrer  Abteilung  haben;  im  anderen  Falle 
»rhalten  sie  die  Pension  der  niedrigeren  Abteilung  bezw.  Klasse. 
Die  Beiträge  wurden  Wochenbeiträge,  und  auch  bei  der  Berechnung 
1er  Pensionen  folgte  man  dem  Invalidenversicherungsgesetz,  indem 
nan  die  Berechnung  nach  Beitragswochen  einführte.  Von  einem 
Jrandbetrage  von  110  Mark  (wie  er  bei  der  Invalidenversicherung 
)is  1 900  bestand,  nämlich  60  Mark  Orundbetrag  der  Versicherungs- 
instalt  und  50  Mark  Reich  szuschuß)  ausgehend,  erhöhen  sich  die 
Pensionen  je  nach  der  Zahl  der  Beitragswochen.  Sie  steigen  mit 
eder  vollendeten  Beitragswoche 
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zugate.     Früher  waren  die   Pensionen  dagegen,  wie  aosgef&hrt,  ^) 
nur  von  5  zn  5  Dienstjahren  gestiegen. 

Die  verschiedenen  Steigerangssätze  mußten  eingeführt  werden, 
om  auch  die  Renten  der  Leute  mit  höherem  Dienstalter  gegen 
Mher  aufzubessern.  Der  Höchstbetrag  der  Pensionen  wurde  anf 
660  Mark  für  die  Arbeiterklasse  und  auf  870  bezw.  1200  Mark  für 
die  beiden  Beamtenabteilungen  festgesetzt  Diese  höchsten  Pensionen 
werden  nach  2250  Beitri^swochen  erreicht  '^)  Die  Beitragswochen  aus 
der  Zeit  der  Unständigkeit  werden  bei  der  Berechnung  der  Ren- 
ten anch  mitgezählt.    Früher  war  diese  Zeit  außer  Ansatz  geblieben. 

Das  „halbe  Invalidengeld'^^),  das  zuletzt  nur  noch  bei  den  wegen 
ägyptischer  Augenkrankheit  invalidisierten  Bergleuten  in  Anwendung 
kam,  wurde  ganz  aufgehoben.  Auch  findet  eine  Kürzung  der  Enapp- 
schaftspension  wegen  etwaigen  Nebenverdienstes  nicht  mehr  statt 

Die  Pensionen,  die  jetzt  „Berginvalidenrente**  genannt 
werden,  bezahlt  die  Pensions-  und  Unterstützungskasse  des  All- 
gemeinen Enappschaftsvereins,  solange  „Arbeitsunfähigkeit''  im 
Sinne  des  A.  B.  O.  (vergl.  S.  120j,  nicht  aber  auch  Invalidität  im 
Sinne  des  Reichsgesetzes  vorliegt  und  das  Alter  von  70  Jahren  noch 
nicht  erreicht  ist  Liegen  jedoch  die  Voraussetzungen  für  den  Bezug 
der  Reichsrente  vor,  so  fällt  die  Berginvalidenrente,  die  meistens 
höher  ist  als  die  Reichsrente,  fort  Dafür  wird  aber  zu  der  Reichs- 
rente eine  Zusatzrente  gewährt  Die  Zusatzrente  ist  so  bemessen, 
daß  der  dem  Invaliden  zufließende  Betrag  in  allen  Fällen  höher  ist, 
als  die  Berginvalidenrente.  Jeder  Invalide  hat  also  ein  Interesse 
daran,  Reichsrentner  zu  werden.  Die  Zusatzrente  richtet  sich  nach 
der  Beitragsleistung  zur  Pensionskasse ;  jede  in  der  ständigen  und  un- 
ständigen Klasse  zurückgelegte  Beitragswoche  bringt  eine  Steigerung, 
und  zwar 
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1)  Siehe  S.  119.  2)  Das  In?.  VG.  kennt  Qbrigens  fOr  die  Beiclis- 
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Einen  guten  tTberblick  ober  die  drei  verschiedenen  Rentei  gibt 
i»  folgende,  dem  Statute  des  Allgemeinea  Kaappschaftsvereins 
entnommene  Tabelle,  in  der  die  Beichsreuten  naoh  dem  Oeeetze 
TOB  1899  berechnet  aind. 
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Die  erhebliche  Erhöhung  der  Leistungen  springt  in  die  Augen, 
wenn  wir  diese  Zusammenstellung  mit  der  auf  S.  119  vergleichen. 
Schon  allein  für  die  Zeit  von  1897  bis  1900  weist  der  Durchschnitt 
der  Berginvalidenrenten  eine  Erhöhung  um  rund  Vs  auf-  Er  betrug 
im  Jahre  1900  283,7  Mark  gegen  215,8  Mark  im  Jahre  1897. 

Die  Zusatzrente  kam  zunächst  nicht  so  sehr  in  Betracht^  weil 
sich  unter  der  großen  Zahl  der  Rentenberechtigten  verhältnismäßig 
wenige  befanden,  die  auch  auf  Orund  des  Beichsgesetzes  invalidisiert 
worden  waren.  Da  die  Reichsrenten  doch  aufgerechnet  wurden, 
hatten  sich  viele  Berginvaliden  überhaupt  nicht  recht  um  eine  Reichs- 
rente bemüht  In  den  letzten  Jahren  haben  dagegen  die  Reichs- 
rentner sehr  zugenommen,  sogar  stärker  als  die  Berginvaliden.  Es 
sind  deshalb  jetzt  schon  viele  Invaliden  im  Genüsse  der  Zusatzrente. 

Nach  §  8  Ziff.  5  des  Gesetzes  von  1899  darf  eine  volle  Auf- 
rechnung der  einen  Rente  gegen  die  andere  überhaupt  nicht  mehr 
stattfinden.  Die  „besonderen  Kasseneinrichtungen''  müssen,  wenn  sie 
für  die  reichsgesetzliche  Versicherung  besondere  Leistungen  von  den 
Mitgliedern  verlangen,  durchschnittlich  mindestens  50  Mark.,  d.  i. 
der  Betrag  des  Reichszuschusses,  zu  der  Berginvalidenrent«  zulegen. 
Der  Allgemeine  Knappschaftsverein  hat  zwar  den  entgegengesetzten 
Weg  eingeschlagen,  indem  er  zu  der  Reichsrente  etwas  zulegt 
Das  finanzielle  Ergebnis  für  die  Mitglieder  ist  aber,  wie  die  obige 
Zusammenstellung  zeigt,  im  ganzen  günstiger,  als  wenn  zu  der 
Knappschaftspension  5()  Mark  zugeschossen  worden  wären.  Es  liegt 
dies  daran,  daß  die  Zusatzrente  verhältnismäßig  hoch  bemessen 
worden  ist. 

Die  Vorteile,  die  dieses  Statut  von  1899  für  die  Versicherten 
mit  sich  brachte,  wurden  auch  allen  nach  1891  invalidisierten  Mit- 
gliedern sowie  allen  Witwen,  Kindern  und  Waisen  ^)  zugesprochen» 
die  nach  diesem  Zeitpunkte  in  ihren  Anspruch  eingetreten  waren. 
Die  bis  Ende  1891  für  invalide  erklärten  Mitglieder  kamen  nicht 
in  Frage,  da  diese  ja  nach  der  reichsgerichtlichen  Entscheidung  neben 
der  alten  Pension  noch  Anspruch  auf  die  volle  Reichsrente  hatten. 

Daß  durch  die  neuen  Festsetzungen  sofort  eine  höhere  Belastung 
eintrat,  ist  selbstverständlich.  Während  im  Jahre  1898  3  456  895  Mark 

1)  Über  das  Witwen-  und  Kindergeld  ist  bereits  im  2.  Kapitel  —  S.  67 
—  das  Nötige  gesagt.  In  diesem  Kapitel  ist  deshalb  nicbt  weiter  daraaf  ein- 
gegangen. 
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lüTalidengeld  bezahlt  worden  waren,  betrug  diese  Summe  1899 
schon  4425724  Mark,  obwohl  die  neuen  Satzungen  im  Jahre  1899 
nur  9  Monate  in  Kraft  waren.  Von  den  4  425  724  Mark  entfielen 
697  333  Mark  auf  die  Zusatzrenten.  1903  wurden  4400  606  Mark 
an  Berginvalidenrenten  und  2  613  945  Mark  an  Zusatzrenten  bezahlt. 

Das  neue  Statut  mußte  deshalb  mit  den  Leistungen  auch  die  Bei-  Erhöhimg  d 
träge  erhöhen ,  zumal  die  aufgerechneten  Reichsrenten  zur  Deckung  PenSSS " 
der  yermehrten  Ausgaben  nicht  wesentlich  in  Betracht  kamen,  weil  sie  kiuMdiu^ 
zom  größten  Teile  für  die  Verstärkung  der  Rücklage  erforderlich  waren.  ^^^*  ^°^  '^ 
Die  Beiträge  wurden  festgesetzt  für  die  ständigen  und  beitragspflichtigen 
unständigen  Arbeiter  gleichmäßig  auf  0,80  Mark,  für  die  Beamten 
der  II.  Abteilung  auf  1,00  Mark  und  für  die  Beamten  der  I.  Ab- 
teilung auf  l,5i)  Mark  wöchentlich.  Zu  diesen  Mitgliederbeiträgen 
kamen,  wie  bei  der  Krankenkasse,  noch  75  «/o  als  Werkbesitzer- 
beitrag. Die  wirklichen  Beiträge  belaufen  sich  deshalb  auf  1,40  Mark; 
1,75  und  2,58  Mark.  Die  Steigung  der  Beiträge  gegen  früher  be- 
trägt 14,9;  26,3  und  35,9  o/o.  Die  Beamten  sind  stärker  heran- 
gezogen worden,  um  das  bei  den  Beamtenabteilungen  vorhanden 
gewesene  Mißverhältnis  der  Beiträge  zu  den  Ansprüchen  auszugleichen. 
Der  Beitrag  der  unständigen  Mitglieder  wurde  auch  auf  80  Pfg. 
festgesetzt,  weil  nach  dem  neuen  Statut  die  Beitragswochen  aus  der 
Zeit  der  Unständigkeit  (1  Jahr)  bei  der  späteren  Pensionierung 
mit  angerechnet  werden.  Hierdurch  ist  der  alte  Unterschied 
zwischen  ständigen  und  unständigen  Mitgliedern  auch  bei  der 
Pensions-  und  Unterstützungskasse  weiter  gemildert  worden.  — 
Wer  2000  Beitragswochen  (früher  40  Dienstjahre)  zurückgelegt  hat, 
braucht  keinen  Beitrag  mehr  zu  bezahlen.  Die  weitere  Dienstzeit 
wird  dann  bis  zu  250  Wochen  (siehe  S.  136)  ohne  Beitragsleistung 
berücksichtigt.  Beiträge  sind  nicht  zu  bezahlen  in  Krankheitsfällen 
und  während  der  Dauer  der  Militärzeit.  Diese  Zeiten  werden 
aber  doch  als  Beitragswochen  gerechnet. 

Wie  aus  dem  oben  Ausgeführten  erhellt,  ist  erst  durch  das 
Statut  von  1899  ein  richtiges  Ineinandergreifen  und  Zusammen- 
wirken der  Pensions-  und  Unterstützungskasse  und  der  Invaliditäts- 
nnd  Alterskasse  bewirkt  worden. 

Das  Gesetz  von  1 899  machte  zwar  wieder  eine  Statutänderung  Einwirinmg  • 
nötig,    doch  berührte  diese   das  Verhältnis   der  beiden  Invaliden-  «oheru^ 

^^  BO^z^A  von  Ifl 

Versicherungszweige   zu    einander  nicht    Es  handelte  sich  in  der  statat  ▼on  is 
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Hauptsache  um  den  anderweiten  Aufbau  der  reichsgesetzlichen 
Renten  und  um  die  Gemein-  und  Sonderlast  (auf  die  wir  noch  zu 
sprechen  kommen).  Im  Zusammenhange  mit  diesen  durch  das 
Oesetz  notwendig  gewordenen  Änderungen  wollten  die  Arbeiter- 
vertreter im  Vorstände  verschiedene  andere  Neuerungen  einiShren. 
Hierüber  konnte  jedoch  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden,  und  der 
Vorstand  sah  sich  schließlich  gezwungen,  dies  der  Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen.  ^)  Infolgedessen  nahm  das  Oberbergamt  die  erforder- 
liehen  Änderungen  vor.  Am  28.  Juni  1900  erkannte  der  Bondesrat 
den  Allgemeinen  Enappschaftsverein  auch  als  ^besondere  Eassen- 
einrichtnng"'  im  Sinne  der  Novelle  an. 

Das  neue  Statut  mit  OQltigkeit  vom  1.  Januar  1900  ist  noch 
heute  in  Kraft  Es  entspricht  dem  von  1 899,  abgesehen  von  einigen 
durch  das  Oesetz  von  1899  unmittelbar  verursachten  Änderungen. 
Namentlich  in  seinem  äußeren  Aussehen  gleicht  es  dem  von  1899. 
Während  die  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  der  Reichs- 
gesetze in  die  früheren  Satzungen  hineingearbeitet  waren,  zeigen  die 
beiden  Statuten  von  1899  und  1 900  eine  andere  Anordnung.  Bei  ihnen 
sind  die  3  Reichsgesetze  und  der  Titel  VII  A.  B.  O.  auszugsweise  im 
Anhange  abgedruckt  Die  eigentlichen  Satzungen  enthalten  nur  kurz 
und  übersichtlich  die  durch  die  Verhältnisse  bedingten  Sonder- 
vorschriften. Auf  die  wichtigsten  Neuerungen  der  Novelle  wird 
unten  S.  144  und  157  zurückgekommen  werden.  — 

Nachdem  wir  die  gesetzlichen  und  statutarischen  Bestimmungen 
kennen  gelernt  haben,    die  für  die  Renten  maßgebend  sind,  wollen 
wir  noch  kurz  das  Rentenfestsetzungsverfahren  schildern,  wie  es 
beim  Allgemeinen  Knappschaftsverein  besteht 
Verfahren  bei  Beim  Allgemeinen  Knappschaftsverein  werden  sowohl  die  Reidi»- 

►tnmg  im  All- renten,  als  auch  die  alten  knappschaftlichen  Pensionen  durch  Ver- 
Enappsohafts-  mittclung  der  Knappscbaftsältesten  beim  Vorstande  beantragt.    Be- 
ginnen wir  mit  der  Festsetzung  der  Reichsrenten.    Die  unten 
Verwaltungsbehörde,    die  für  die  Landesversicherungsanstalten  die 


1)  Bei  Stimmengleichheit  im  Vorstande  gilt  ein  Antrag;  als  abgelehnt. 
Leider  stehen  sich  die  Werkbesitzer  und  Arbeiter  im  Vorstände  schroff  gegen- 
aber.  Ein  gedeihliche  Arbeit  ist  dadurch  sehr  erschwert  Auf  die  Daner 
wird  dieser  Zustand  kaum  fortbestehen  können.  Bei  Stimmengleichheit  mOßte 
entweder  der  Vorsitzende  oder  besser  noch  der  Kommissar  des  OberbergamU 
;?ergl.  §  184  und  §  185A.B.G.)  den  Aasschlag  geben. 
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Anträge  vorbereitet,  wird  hierbei  nicht  in  Ansprach  genommen.  Wenn 
die  Antrage  spruchreif  sind,  so  beschließt  ein  Ausschuß  über  sie.    Der 
Vorstand  bescheidet  dann  die  Antragsteller.    Der  aus  30  Personen 
bestehende   Vereins -Vorstand    hat    örtlich    abgegrenzte  Oeschäfts- 
ansschfisse,    deren  z.  Zt.  je   einer  in  Bochum,    Dortmund,   Essen, 
Gelsenkirchen,  Herne  und  Oberhausen  besteht,  bald  nach  der  Ver- 
schmelzung   der   drei    Vereine   zur   rascheren    und    gründlicheren 
Erledigung  der  laufenden  Geschäfte  gebildet.    Die  Ausschüsse,   die 
mit  den  allgemeinen  Verhältnissen  in  ihren  Bezirken  wohl  vertraut 
sind,  bestehen  aus  4  Mitgliedern,  von  denen  2  —  ein  Werkbesitzer 
und  ein  Knappschaftsältester  —  dem  Vorstande   angehören  und  2 
andere  —  ebenfalls  ein  Werkbesitzer  und  ein  Altester  —  aus  den 
Vertretern  der  Werke  und  den  Altesten  des  Bezirks  gewählt  werden. 
Hit  den  Oeschäftsausschüssen  sind  auch  Zweigbureaus  und  Zweig- 
kassen verbunden,   sodaß  in  jeder  Beziehung  eine  schleunige  Er* 
ledigong  der  Sachen  gewährleistet  ist. 

Aus  Mitgliederkreisen  wird  vielfach  darauf  gedrängt^  den  Aus- 
schüssen eine  größere  Selbstverwaltung  einzuräumen.  Diesem  Ver- 
langen sollte  aber  im  Interesse  des  Oesamtvereins  besser  nicht  ent- 
sprochen werden.  Die  Ausschüsse  bestehen  nicht  kraft  eigenen 
Rechts,  sondern  sie  sind  bloß  Beauftragte  des  Vorstandes,  dem  an 
sich  allein  die  Erledigung  der  Geschäfte  zusteht. 

Glaubt  ein  Antragsteller,  sich  bei  dem  Bescheide  des  Vorstandes  soUedigerioht. 
nicht  beruhigen  zu  können,  so  steht  es  ihm  frei,  sich  an  das  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1SS9  eingerichtete  Schiedsgericht  des  All- 
gemeinen Enappschaftsvereins  zu  wenden.  Dieses  Schiedsgericht 
besteht  aus  einem  vom  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  ernannten 
standigen  Vorsitzenden  und  48  Beisitzern  —  24  Werkbesitzem  und 
24  Versicherten.  Es  ist  befugt,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  ver- 
nehmen und  zu  vereidigen.  Bei  den  Sitzungen  müssen  neben  dem 
Vorsitzenden  wenigstens  4  Beisitzer  —  2  Unternehmer  und  2 
Arbeiter  —  zugegen  sein.  Die  Zuziehung  der  Beisitzer  erfolgt  nach 
einer  bestimmten,  im  voraus  festgesetzten  Reihenfolge.  —  Im  übrigen 
wird  hier  auf  die  Ausführungen  über  die  Schiedsgerichte  im  2.  Kapitel 
(8.  96),  auf  die  §§  103 — 107  des  Invalidenversicherungsgesetzes 
von  1899  und  auf  die  kaiserliche  Verordnung  vom  6.  Dezember  1699 
über  das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  Bezug  genommen. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  die  Zwecke  der  Invalidenversicherung 
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im  Verhältnis  zur  Unfallversicherung  wenig  in  Anspruch  genommen« 
1903  lagen  aus  der  In?alidenyersicherung  529  Berufungen  yor, 
davon  betrafen  523  Invaliden-  und  6  Altersrenten. 

„Revisions  ^'-Instanz  (beim  ünfallversicherungsgesetz  „  Rekurs  "- 
Instanz)  ist  das  Reichsversicherungsamt  (siehe  S.  97/98). 

Bei  der  Pensions-  und  Unterstützungskasse  nimmt  das 
Verfahren  zunächst  einen  ähnlichen  Verlauf.  Gegen  den  Bescheid  des 
Vorstandes  steht  dem  Mitglied  aber  nicht  die  Berufung  an  das 
Schiedsgericht,  sondern  die  Beschwerde  beim  Oberbergamt  und 
und  weiter  die  Beschwerde  an  den  Handelsminister  als  Rechts- 
mittel zu.  1 899  hat  man  im  Allgemeinen  Knappschaftsverein  die  Ein- 
führung der  Berufung  auch  im  Rentenfestsetzungsverfahren  der  Pen- 
sions- und  Unterstützungskasse  erwogen.  Man  mußte  den  Gredanken 
aber  bald  wieder  fallen  lassen,  weil  das  A.  B.  0.  nun  einmal  die  Be- 
schwerde an  das  Oberbergamt  und  den  Rekurs  an  den  Handels- 
minister vorschreibt  Der  neue  Entwurf  zur  Änderung  des  Titels  VII 
des  A.B.O.  enthält  aber  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  die  sich  mit  der 
Einführung  von  Schiedsgerichten  (bezw.  mit  der  Erweiterung  der  be- 
stehenden Schiedsgerichte)  und  eines  Oberschiedsgerichtes,  zu  dem 
Juristen  zugezogen  werden  sollen,  befassen,  i)  Die  Arbeiterversiche- 
rungsgesetze werden  also  auch  noch  nach  dieser  Richtung  hin  auf  die 
alten  knappschaftlichen  Einrichtungen  ihre  Einwirkung  ausüben. 
Im  Königreich  Sachsen  sind  übrigens  schon  durch  das  Berggesetz 
vom  2.  April  1884  Bergschiedsgerichte  eingeführt  worden. 
Laszjihiang der  Die  Auszahluug  aller  Renten  des  Allgemeinen  Knappschafts- 
vereins geschieht  durch  die  zahlreichen  Zahlstellen  im  Gebiete  des 
Vereins  (Mitte  1905:130),  und  zwar  an  bestimmten  Tagen  monat- 
lich im  voraus.  Die  Renten  werden  auf  5  Pfg.  nach  oben  ab- 
gerundet. Die  Rentner  des  Allgemeinen  Knappschaft^vereins  haben 
also  nichts  mit  der  Post  zu  tun,  wie  die  Rentner  der  Landes- 
versicherungsanstalten (§  91).  Die  Reichszuschüsse  werden  dem 
Vereine  am  Schlüsse  jeden  Jahres  in  einer  Summe  überwiesen. 

Die  bisherigen  Darlegungen  haben  dem  Leser  vor  Augen  geführt, 
wie  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  die  Durchführung  der  reichs- 
gesetzlichen Invalidenversicherung  übernommen  und  wie  er  zu  dem 
Zwecke  eine  besondere  Abteilung,  die  Invaliditäts-  und  Alterskasse, 


1)  Yergl.  Anm.  *)  aaf  S.  22. 
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ins  Leben  gerufen  hat  Wir  haben  das  Nebeneinanderarbeiten  der 
Pensions-  und  Unterstützungskasse  und  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
kasse kennen  gelernt  und  gesehen,  wie  zunächst  die  Aufrechnung 
der  Beichsrenten  gegen  die  Knappschaftspension  stattfand,  durch 
das  Statut  ?on  1899  aber  die  Zusatzrente  eingeführt  wurde.  Ehe 
wir  zur  Erörterung  der  Einwirkung  einiger  weiterer  Bestimmungen 
der  Betchsgesetze  übergehen,  möge  noch  ein  kurzer  Blick  auf  das 
Verhältnis  der  Beichsrenten  zur  Knappschaftspension  in  anderen 
Knappschaftsvereinen  geworfen  werden.  Einiges  hierüber  ist  ja 
bereits  mitgeteUt  (Siehe  S.  lOS  ff.) 

Bei  der  Pensionskasse  der  Knappschaftsvereine  des  Königreichs  nie  nioba» 
Sachsen  ist  das  reichsgesetzliche  und  das  knappschaftliche  Invaliden-  Menvenich 
Versicherungswesen   ganz  verschmolzen  worden.    Beim  Eintritt  der  iCiappschaft 
Berufsinvalidität  erlangt  der  sächsiche  Bergmann,  der  eine  Warte-   Koüineiob 
zeit   von   200  Beitragswochen    zurückgelegt  hat,   ein  Invalidengeld,       ^ 
das  auf  einem  Grund  betrage,   der   durch  Steigerungssätze   erhöht 
wird,  aufgebaut  ist    Diese  Sätze  sind,  wie  die  Beiträge,  nach  8  Mit- 
gliederklassen   abgestuft.    In    der    höchsten    Klasse,  beträgt    der 
Steigerungssatz   50  Pfg.  wöchentlich.    Tritt  Erwerbsunfähigkeit  im 
Sinne  des  Beichsgesetzes  ein,  so  kommt  zu  dem  Invalidengeide  der 
Seichszuschuß  von  50  Mark  hinzu.  —  Nach  40jähriger  Tätigkeit 
im  sächsischen  Bergbau  oder  bei  einem  Alter  von  65  Jahren  und 
SOjähriger  Dienstzeit  können  sich  die  Arbeiter,  auch  wenn  Invalidität 
nicht  vorliegt^  pensionieren  lassen.    Sie  erhalten  dann  eine  Alters- 
rente,  die  so  hoch  ist,    wie  das  Invalidengeld,  das  ihnen  zustehen 
würde^   wenn  sie  z.  Zt  der  Pensionierung  Berufsinvalide  geworden 
wären.     Nach  Vollendung   des    70.  Lebensjahres  erhält  der  Alters- 
rentner   zu    der   bisherigen   Beute    noch   den  Beichszuschuß  von 
50  Mark.    Eine  ähnliche  Bestimmung  würde   sich   auch  für  den 
Allgemeinen  Knappschaftsverein   empfehlen.    Finanziell    würde  sie 
ihn  wohl  kaum  sehr  belasten. 

Die  Witwen-,  Waisen-  und  Sterbegelderversicherung  wird  im 
Königreich  Sachsen  als  besonderer  Zweig  behandelt;  er  schließt 
sich  eng  an  die  Invalidenversicherung  an. 

Ähnlich  wie  in  Sachsen  hat  man  sich  im  Saarbrücker  Bevier  ^^  ^j^. 
zu   der  reichsgesetzlichen  Invalidenversicherung  gestellt    Die  alte  {JS^^^nicäi 
Knappschaftskasse    ist  Trägerin  des  gesamten  Invalidenwesens  g^^^^^* 
bheben.    Man  hat  zunächst  nur  die  Beiträge  und  die  Pensionen  sohaftsTerei 
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allgemein  erhöht  und  eine  Altersrente  eingef&hrt    Seit  1900  wLsrd 
den  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  erwerbsunfähigen  Inyaüden  no^di 
eine,  allerdings  geringe,  Zulage  gewährt  —  Beim  Saarbrficker  Yeia&ji 
ist   die  Angelegenheit  am  einfachsten  und  m.  £.  auch  am  zwecks 
mäßigsten    geregelt    Vielleicht    kommt    man    beim  Allgemeinen 
Enappschaftsverein  auch  noch  zu  einer  Verschmelzung  der  beiden 
Abteilungen,    wenn  sich  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Pensions- 
und XJnterstntzungskasse  erst  weiter  gebessert  haben. 


oamein-  und         Wir  können   nun  zu  einer  weiteren   neuen  Bestimmung 

Gesetzes  Ton  1899  übergeheu,  einer  Bestimmung,  die  den  Finanzen 
des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins  großen  Abbruch  tut  und  deshalb 
näher  zu  erörtern  ist:  die  des  §  33  über  die  Oemein-  und 
Sonderlast  Die  durch  sie  eingeführte  Teilung  der  Lasten 
war,  wenn  auch  in  etwas  anderer  Form,  schon  in  dem  Entwürfe 
Ton  1S96  vorgesehen;  sie  hatte  damals  den  Allgemeinen  Enapp- 
schaftsverein  zu  einer  Denkschrift  an  den  Bundesrat  veranlaßt^) 
Auch  bei  den  übrigen  Knappschaftsvereinen  und  bei  den  Landee- 
versicherungsanstalten  der  Industriebezirke  hatte  sie  wenig  Anklang 
gefunden.  Innerhalb  der  Knappschaftsvereine  war  nämlich  erwartet 
worden,  daß  die  Überschüsse,  welche  die  reichsgesetzliche  Ver- 
sicherung mit  sich  gebracht  hatte,  ^)  schließlich  auch  den  alten 
Pensionskassen  mit  zugute  kommen  würden.  Darin  sah  man  sich 
durch  die  Einführung  der  Gemein-  und  Sonderlast  getauscht  Es 
mußte  nun  ein  großer  Teil  der  Jahresüberschüsse  abgegeben  werden, 
während  sie  früher  ganz  in  die  Bücklagen  geflossen  waren. 

Die  Gemeinlast  besteht  aus  '^Ja  sämtlicher  Altersrenten,  den 
Grundbeträgen  aller  Invalidenrenten,  den  Bentensteigerungen  durch 
Erankheitswocben  und  den  Rentenabrundungen.  Die  weiteren  Ver- 
pflichtungen, die  mehr  unmittelbar  an  die  Beiträge  anknüpfen, 
machen  die  Sonderlast  jeder  Versicherungsanstalt  aus.  Durch  die 
Gemeinlast  ist  also  ein  Bückversicherungsverband  hergestellt 
Zur  Deckung  der  Gemeinlast  sind  von  jeder  Versicherungs- 
anstalt (zu  denen  natürlich  auch  die  besonderen  Kassen- 
einrichtungen gehören)  Vio  der  Beiträge  buchmäßig  auszuscheiden. 
Der   als    Teil    des    Gemeinvermögens    ausgeschiedene  Betrag 


1)  Glückauf.  Jahrg.  1897.  S.  107.. 

2)  Siehe  S.  156  unten. 
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Uribt  in  der  Yerwaltong  der  Anstalt;  er  ist  von  dieser  nach  einem 
Yom  Bandesrate  einheitlieh  festzusetzenden  Zinsfüße  zn  verzinsen. 
Die  Gemeinlast  wird  anf  die  einzelnen  Anstalten  umgelegt  naoh 
dem  Verhältnis  des  gesamten  Gemeinyermögens  aller  Anstalten 
Sa  dem  GFemeinyermögen  einer  jeden  von  ihnen.  Die  nötigen 
l'eststellungen  und  Berechnungen  werden  durch  die  Bechnungs- 
«teile  des  Beichsversieherungsamtes  bewirkt  (§  125  Inyalidenyer- 
^ehemngsgesetz  von  1899^) 

Diese  eigenartige  Bestinmiung  über  die  (Gemein-  und  Sonder- 
last ist  bekanntlich  dadurch  verursacht  worden,  daß  es  einzelnen, 
besonders  den  östlichen,  Anstalten  nicht  möglich  war,  das  Deckungs- 
kapital f&r  die  Beuten  aufzubringen.    Ostpreußen  hätte  z.  B.  seine  Bei- 
träge um  das  2  V2  fache  erhöhen  müssen.  Das  hätte  die  dortige  Land- 
wirtschaft aber  kaum  ertragen  können.    Die  verschiedene  finanzielle 
Lage   ist  die  Folge  des  ungleichen  Altersaufbaues  in  den  östlichen 
und  den  ffir  eine  fiberwiegend  industrielle  Bevölkerung  gegrfindeten 
Anstalten.    Während  bei  diesen  die  große  Masse  der  Versicherten 
in   der  Vollkraft  des  Lebens  steht  und  hohe  Löhne  verdient,    ist 
bei  jenen  die  Mehrzahl  der  Versicherten  verhältnismäßig  alt  und 
niedrig  gelöhnt  1903  standen  z.  B.  beim  Allgemeinen  Enappschafts- 
verein   von    den  zur  Pensionskasse  beitragenden  Mitgliedern  ^)  un- 
gefähr 40  %  im  Alter  von  unter  25  Jahren;  65 0/0  waren  unter  30, 
88  0/0  unter  40  Jahre  alt    Nicht  einmal  3  ^lo  hatten  das  50.  Lebens- 
jahr fiberschritten.  ^) 

Die  Schaffung  der  Bestimmung  des  §  33  war  ein  Akt  aus- 
gleichender Gerechtigkeit  dem  Osten  gegenfiber,  dem  die  Industrie- 
gebiete, und  besonders  auch  der  Buhrbergbau,  mehr  und  mehr  die 
Arbeitskräfte  entziehen.  Der  Zug  nach  dem  Westen  bildet  aber  eine 
der  Hauptursachen  der  heutigen  Notlage  der  Landwirtschaft  Der 
Allgemeine  Enappschaftsverein  hatte  1903,  wie  schon  erwähnt  wurde. 


1)  Siehe  Stat  40  aaf  8.  214. 

2)  Für  die  InyalidiUts-  and  Altenkasse  ist  eine  solche  Statistik  nicht 
vorhanden. 

3)  Um  Mißverständnissen  Torzubengen,  bemerke  ich,  daß  aus  dieser  Zn- 
ummensteUnng  nicht  der  Schloß  gezogen  werden  darf,  daß  die  Bergleute  im 
BuhrroTier  nicht  alt  werden  Das  Bild  wird  wesentlich  anders  aussehen,  wenn 
«rst  die  vielen  tausend  jungen  Leute,  die  im  letzten  Jahrzehnt  dem  Bezirke 
zugeströmt  sind,  an  Alter  zugenommen  haben. 

HalbAoh,  KnApptohaftsrerein.  10 


14«  3.K«9teL 


82067  mtgliedar,  die  ans  den  UOUhm  Pnmaseii  stamaitBiL  Man 
ksan  es  alio  immeilim  aidit  als  üngeieekliglnik  beniakMii,  daft 
dieaerTenin  —  desaen  Mitglieder  alle  in  der  hMiatn  LohnklaaM 
▼enieliert  aind  —  Znaehiiaae  smn  OcaMmremögen  geboi  moB^ 
die  dem  Oaten  soiließen. 

ffinaiehtlidi  dee  Yorteilai  den  das  GemeinfeniiAgea  —  und  aiieb 
der  BeichasnadinS  —  ftr  die  einzelnen  Anstalten  hati  steht  dar  Allge- 
meine Knappsehaftsrerein  eihebfidi  nnter  dem  Darchselinitfc.  Das  Alt- 
gegengesetste  ist  besonders  bei  der  Anstalt  OsQpieoBen  dar  lUL 

y<m  100  Mark  Bentenzahlong  entfielen  1903.  i) 

a)  anf  das  Oemeinvermögen 

in  Os^ireoSen  48,655  Mark 

beim  Allgemeinen  Enappediafts?erein  46,368     , 

b)  anf  das  Smdervermögen 

in  Ostprenfien  11,621  Mark 

beim  Allgemeinen  Enappediaftsrerein  23,944     , 
e)  anf  den  Beidisznsehufi 

in  Ostinrenfien  39,724  Mark 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsrerein  29,688     „ 

Der  Anteil  des  Beiches  an  sämtlichen  Renten  betrog  1899 
im   Durchschnitt  in  Prozenten  des  Anteils  der  Anstalten: 

bei  der  Altersrente      bei  der  Inyalidenrente 

bei  der  Anstalt  l  »70  t>-  n»  n^ 

Ostpreußen     }  ^^  Pr^z,  72  Pros. 

bei  sämtliche  An-  ] 

stalten  und  Eassen->     62  Proz.  64  Proz. 

einricfatongen      j 

1903  hat  der  Allgemeine  Enappschaftsyerein  1760919  Hark 
Ton  der  Qemeinlast  bezahlt  1048879  Mark  dayon  worden  fir 
eigene  Renten  verwandt,  sodaß  712040  Mark  anderen  Anstalten  n- 
geflossen  sind.  In  den  3  Jahren  1901—1903  hat  der  Verein 
zusammen  1  906  533  Mark  abgegeben.  Im  Laufe  der  Zeit  wird  te 
Allgemeine  Enappschaftsyerein  das  Oemeintennftgen  mehr  in  An* 
Spruch  nehmen  mfissen,  weil  sein  Anteil  an  der  Qemeinlast  grfiSer 

1)  ZoBammengestellt  aas  dem  Terwaltongsberieht  1903  des  Allgsoieiaaa 
KnappscbaftoYereinB  8.  64. 
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wini  8eiii6  Rinnahmen  werden  im  aUgemeinen  »uf  derselben  Hfthe 
Uiibeii,  wUirend  die  Benten  an  Zahl  und  Höhe  simehmen.  —  Von 
im  unter  den  Enappsohaften  bestehenden  besonderen  Anstalten 
luit  nur  die  Knappsohafte-Pensionskasse  f&r  das  Königreich  Sachsen 
Ton  der  Einriehtong  der  GFemein*  nnd  Sonderhist  Yorteil  gehabt 

Die  Bestimmongen  des  §  33  des  Oeseties  ton  1899  sind»  wie  ge-  Fraizogubt 
ngt,  notwendig  geworden  durch  die  ungleichen  Wirkungen  der  gesets*  ^ 
lieh  gewährleisteten  Freizfigigkeit  auf  die  InyalidenTersicberungs* 
snstalten«  Ffir  die  Enappschaftsyereine  besitzt  die  Frage  der  Frei- 
ifigigkeit  aber  noch  in  einem  anderen  Sinne  Bedeutung.  Gemeint 
ist  die  Frage,  inwieweit  die  Mitglieder  in  den  Fftllen  des  Beruft- 
wechsele»  der  Übersiedlung  in  andere  Reyiere  oder  der  Aufgabe  der 
Beschäftigung  ihr  Anrecht  auf  Enappschaftsunterstfltzungen  zu 
wahren  yermögen. 

Obwohl  diese  Frage  schon  Jahrzehnte  schwebt,  ist  sie  in  den 
Enappschaftsrereinen  heute  noch  nicht  gelöst  Sie  ist  dadurch, 
daB  das  InyalidenTersicherungsgesetz  den  Versicherten  Ton  Tom- 
herein  die  ToUe  Freizfigigkeit  gewährleistet  hat»  erneut  in  Fluß 
gekommen  und  muß  deshalb  in  unserem  Zusammenhange  mit  er- 
örtert werden. 

Bis  zum  Jahre  1887  war  die  Bewegungsfreiheit  der  Bergleute 
im  Bnhrbezirke  sowohl  bezgL  des  Überganges  zu  anderen  Berufen 
als  auch  bezgl.  des  Verzugs  in  andere  Bergbaudistrikte  durch 
knappschaftliche  Bestimmungen  besonders  beschränkt  Es  bestand 
die  Vorschrift,  daß  die  Arbeiter,  die  ihre  Tätigkeit  Tor  Ablauf  der 
Tereinbarten  Eflndigungsfrist  widerrechtlich  aufgaben,  aUe  Bechte 
an  den  Enappschaftsyerein  yerloren,  wenn  sie  der  Aufforderung  des 
Vorstandes,  binnen  8  Tagen  die  Arbeit  wieder  aufironehmen,  nidit 
Folge  leisteten.  Wer  nach  Ablauf  der  Tereinbarten  Eflndigungs- 
frist Ton  einer  Zeche  abkehrte,  konnte  bei  dem  Verein  Be- 
mlaiibung  beantragen.  Blieb  jemand  ohne  Urlaub  der  Bergarbeit 
fem,  so  yerlor  er  seinen  Anspruch,  wenn  er  einer  Aufforderung  des 
Vorstandes,  zur  Bergarbeit  zurfickzukehren,  binnen  14  Tagen  nicht 
entsprach.  Diese  Vorschriften  wurden  1887  dahin  gemildert^  daß 
sieh  arbdtsffihige  Mitglieder  nicht  länger  als  einen  lionat  ohne 
Urlaub  fon  der  Bergarbeit  abwenden  durften.  Urlaub  gibt  der 
Vorstand  nach  altem  Brauche  bis  zu  einem  Jahre ;  es  ist  ihm  aber 
freigesteUt,   an   die   Bewilligung  Bedingungen   zu   knflpfen.    Eine 

1A* 
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Beurlaabnng  bewirkt  ein  Bohen  der  Mitgliedsdiaft.  Die  bis 
Tage  der  Beurlanbiing  erworbenen  Ansprflohe  tieiben  bestehen  imc3 
können  nooh  geltend  gemacht  werden.  Es  maß  aber  ein  Feier — 
Schichtengeld  bezahlt  werden,  das  sich  zuerst  anf  den  doppelte 
Beitrag  nnd  dann  auf  2  Mark  monatlich  belie£  Durch  das  höh 
Feierschichtengeld  sollte  eine  auch  nur  vorfibergehende  Abkehr 
vom  Bergbau  des  Vereinsbezirkes  verhindert  werden.  Die  HSrt^ 
dieser  Bestimmung  machte  sich  besonders  bemerkbar,  wenn  doK- 
Bergbau  damiederlag.  Es  war  den  Leuten  dann  erschwert,  sonstwo 
Arbeit  und  Verdienst  zu  suchen.  1899  wurde  die  Bekognitions- 
gebflhr  auf  15  Pfg.  wöchentlich  herabgesetzt 

Das  Feierschichtengeld  ist  übrigens  jetzt  fda  jede  Beitrags- 
woche  zu  entrichten,  während  der  ein  Bergarbeiter,  ohne  durch 
Krankheit  oder  Militärdienst  abgehalten  zu  sein,  nicht  im  Bergbao 
gearbeitet  hat  So  wurden  z.  B.  ftbr  die  Dauer  des  letzten  Streiks  toh 
103216  ständigen  Mitgliedern  des  Allgemeinen  Enappschaftsreremfl 
45241,60  Mark  Feierschichtengeld  bezahlt  Am  1.  Januar  1904 
hatten  beim  Allgemeinen  Enappschaftsyerein  7432  Mitglieder  Fder- 
schichtengeld  zu  bezahlen.  Im  letzten  Jahrzehnt  betrug  die  Zahl 
der  Personen,  die  Feierschichtengeld  bezahlten,  jährlich  durchsohnitUich 
4100.  Wer  mit  der  Entrichtung  des  Feierschichtengeldes  länger 
als  15  Wochen  im  Verzuge  bleibt^  verliert  die  Mitgliedschaft. 

Bergarbeiter,  die  zu  einem  anderen  Berufe  fibergehen  wollen, 
können  sich,  wie  erwähnt,  zunächst  beurlauben  lassen.  Nach  Ablauf 
des  Urlaubs  scheiden  sie  mit  Verlust  ihrer  Ansprüche  aus  der 
Pensions-  und  Unterstützungskasse  aus.  Eine  Erstattung  yon  Bei- 
trägen findet  nicht  statt;  sie  würde  allerdings  auch  kaum  angängig 
sein.  Einen  Ausgleich  soll  der  neue  Titel  Vn  A.B.G.  dadurch  schaffen, 
daß  sich  Bergleute,  die  nach  5jähriger  Mitgliedschaft  aus  dem 
Vereine  ausscheiden  und  zu  einem  anderen  Berufe  übergehen,  durch 
Zahlung  einer  Anerkennungsgebühr  von  höchstens  einer  Mark  monat- 
lich ihre  bereits  erworbenen  Ansprüche  wahren  können.  0 

Wenn  Unständige  die  Bergarbeit  länger  als  5  Wochen  unter- 
brechen, so  müssen  sie  das  Unständigenjahr  wieder  Ton  vom  anfangen. 
Diese  Bestimmung  ist  auch  gegenüber  den  unständigen  MitgUedem 
angewandt   worden,    die    an    dem  letzten  Streik  beteiligt  gewesen 


1)  Yergl.  Anm.  1  auf  S.  22. 
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Qnd.  —  Ehemaligen  ständigen  Mitgliedern  kann  der  Vorstand  nach 
^blegong  einer  mindestens  einjährigen  Probezeit  die  firflhere  Anwart- 
schaft wieder  yerleihen. 

Dies  sind  die  Bestimmungen  für  die  Pension»-  und  Unter- 
stütznngskasse  des  AUgemeinen  Enappschaftsyereins.  Nach  dem 
Beichsgesetze  Ton  1899  erlischt  die  Anwartschaft  auf  Inyaliden- 
ond  AltersrentCi  wenn  2  Jahre  lang  ein  yersicherungspfliohtiges  Ar- 
beitsverhältnis nicht  oder  in  weniger  als  zusammen  20  Beitrags- 
woehen  bestanden  hat    Solchen  Personen,  die  eine  Unfallrente  oder 
eine  knappschaftliche  Pension  beziehen,  geht  jedoch  die  Anwartschaft 
auf  keinen  Fall  yerloren.     Eine  erloschene  Anwartschaft  lebt  in  dem 
froheren  umfange   wieder  auf,   wenn   das  Versicherungsverhältnis 
erneuert   und    darnach  eine   Wartezeit   yon    200    Beitragswochen 
znrAokgelegt  ist 

Das  Inyalidenyersicherungsgesetz  hat  die  Versicherten 
von  yomherein  auch  nicht  an  eine  bestinmite  Anstalt  gebunden. 
Sie  können,  so  oft  sie  wollen,  aus  dem  Bezirke  einer  Anstalt  in  den 
einer  anderen  fibersiedeln,  ohne  daß  ihre  reichsgesetzlichen  Ansprache 
dadurch  berfihrt  werden  oder  Schwierigkeiten  über  die  Fortsetzung 
der  Versicherung  entstehen.  Dies  gilt  natfirlich  auch  fCLr  die  „be- 
sonderen Easseneinrichtungen*^. 

Etwas  Ähnliches  für  das  knappschaftliche  Pensionswesen 
einzurichten,  ist  bisher  nicht  gelungen.  Der  Beitritt  zu  einem  anderen 
Enappschaftsyerein  zieht  noch  heute  meist  den  Verlust  aUer  An- 
sprache nach  sich.  Das  heißt  mit  anderen  Worten,  der  Bergmann 
ist  an  den  Bezirk  seines  Vereins  gefesselt 

Man  hat  yersucht,  hierin  durch  Gegenseitigkeitsverträge  Wandel 
zu  schaffen.  Es  ist  auch  1883  einmal  yon  der  Staatsregierung  allen 
Enappschaftsyereinen  yorgeschlagen  worden,  sich  die  Übernahme 
der  Mitglieder  mit  ihren  Ansprächen  gegenseitig  zuzusichern.  0 
Ein  befriedigendes  Ergebnis  ist  aber  bei  den  Versuchen  nicht  erzielt 
worden.  Die  Verschiedenheiten  bei  den  Vereinen  waren  zu  groß  ^), 
und  der  Wechsel  war  zu  ungleichmäßig.  Der  letztere  umstand 
hatte  firfiher  schon  den  3  Vereinen  des  Ruhrreyiers  die  Durch- 
fOhrung  der  untereinander  abgeschlossenen  Übemahmeyerträge  sehr 


1)  MinitteriAlinstraktion,  siehe  S.  26. 

2)  Vergl.  auch  Stat.  3  auf  8.  184. 
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erschwert^)  Ein  Übereinkommeii  des  Allgemeineii  EnappsehafU» 
Vereins  mit  den  beiden  sohlesisohen  Vereinen  nnd  mit  der  Satr» 
brflcker  Enappschaftskasse  bat  wieder  aufgehoben  werden  miseen. 
Es  bestehen  allerdings  z.  Zt  noch  94  Gegenseitigkniliyertrigs 
zwischen  dem  Allgemeinen  Enappsohaftsrerein  and  kleineren  Yereinen  ; 
sie  haben  aber  keine  Bedeutung.  —  In  Hessen  und  ELsaß-Lothringea 
ist  für  die  EnappschaftsTereine  die  tolle  GFegensrttigkeit  gMoUidi 
festgelegt  >)  Das  will  aber  nioht  viel  besagen,  da  es  sieh  hier  nur 
um  kleinere  Distrikte  mit  im  wesentliohen  gleichen  VeriiMtnisseit 
handelt. 

Der  neue  Titel  VII  A.B.O.  soll  auch  diese  VerhUtnisse  bessern.') 
Die  Pensionskassenmitglieder  sollen  bei  der  Übernahme  der  Beig- 
arbeit im  Bezirke  eines  anderen  (preußischen)  Vereines  mit  dem 
erworbenen  Dienstalter  Mitglied  der  Pensionskasse  dieses  Vereiiii 
werden,  ^^sofem  sie  den  im  Statut  dieses  Vereins  fDr  die  Aofiiahme 
in  die  Pensionskasse  aufgestellten  Erfordernissen  fiber  Oesundheit 
genfigen  ^)  und  nicht  erst  zu  einem  Zeitpunkt  Mitglieder  einer 
Enapp8chafts*Pensionskasse  geworden  sind,  zu  welchem  sie  das  im 
Statut  des  neuen  Vereins  f&r  die  Aufnahme  aufgestellte  Lebensaltir 
bereits  fiberschritten  hatten.  **  Bei  der  Pensionierung  hat  nadi  dem 
Entwarf  jede  beteiligte  Pensionskasse  —  wie  dies  bei  den  Anstalten 
und  besonderen  Easseneinrichtungen  des  InyalidenTersioherungs- 
gesetzes  geschieht  ^  fAr  die  Zeit,  w&hrend  welcher  der  Versicherte 
ihr  angehört  hat,  die  Summe  der  bei  ihr  erdienten  Steigerungs* 
Sätze  ^J  zu  gewahren.  Unfall-  und  Beichsinyalidenienten  können  die 
beteiligten  Vereine,  wenn  die  Statuten  dies  Torsehen,  im  VerhUtnis 
ihrer  Anteile  an  der  zu  gewährenden  Pension  aufrechnen. 

1 )  £s  war  beBtimmt  worden,  daß  der  Stammverein  eintreten  sollte,  wenn 
in  dem  zur  UnterstQtznng  herangezogenen  Vereine  noch  keine  5j&hrige  Dienst- 
zeit zurflckgolegt  war. 

2)  Bbasbbbt,  AB.O.  Bonn  188S.  8.  445. 

3)  Vergl  Anm.  1  auf  S.  22. 

4)  Die  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  will  im  §  172  c  festgesetzt  wissen, 
daß  der  Nachweis  der  Gesundheit  nur  dann  zu  erbringen  Ist,  wenn  zwischen 
der  Aufgabe  der  Bergarbeit  im  Bezirke  des  einen  und  der  Wiederaufiiahsis 
der  Beschäftigung  im  Bezirke  dnes  anderen  Vereins  ein  Zeitraum  von  mehr 
als  3  Wochen  liegt 

5)  Nach  §  n2b  des  Entwurfes  sollen  die  Inyaliden-  und  Witwenuntar- 
stützungen  nur  nach  allj&hrlich  oder  allmonatlich  oder  allwöchentlich  ein- 
tretenden Stoigerungssätzen  berechnet  werden. 
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Dieses  Veifkhreo,  das  ohne  Zweifel  die  knappsohafUiohe  Frei- 
i^gigMt  aosdehnt,  wird  sich  ja  wohl  darehnhren  lassen,  wenn  es 
iMk  recht  nmstftndlich  ist  VoUkommen  ist  diese  Einrichtang 
her  jedenfUls  nicht  Erstens  ist  der  Übertritt  in  einen  neuen 
enin  erschwert  („  sofern  sie  den  im  Statut  dieses  Vereins  u.  s.  w.  \ 
ihe  oben),  und  zweitens  sind  die  Beiträge  und  die  Leistungen  in 
n  Vereinen  verschieden  bemessen.  Das  Ziel  ist  nur  dann  wirklich 
erreichen,  wenn  simtliche  KnappsohaftB-Pensionskassen  nach  dem 
DSter  der  reichsgesetslichen  InyalidenTcrsicherung  einheitlich 
organisiert  werden«  *— 

Nachdem  wir  die  Entwiokelung  der  Intaliditits-  und  Alters-  ümiMo-  m« 
nricherungsleistungen  des  Allgemeinen  Enappsohaftsyereins  seit  knn^rerfüiräii. 
r  Durchführung  der  Reichsinyalidenversichenmg  yeifolgt  haben, 
t  68,  noch  einmal  zu  den  Grundlagen  dieser  Leistungen  zurflck« 
kehren,  zu  den  Verfahren,  nach  denen  die  Mittel  fOr  diesen 
ohtigen  Zweig  der  ArbeiterfOrsorge  im  Allgemeinen  Enappschafts- 
nin  gewonnen  werden. 

Wie  aus  früherem  bekannt  ist,  i)  hat  die  Übernahme  der  reiche« 
seillichen  Inyalidit&tsversicherung  auf  den  Allgemeinen  Knapp- 
tiaftsrerein  anfangs  auch  deshalb  geraume  Zeit  in  Frage  gestanden, 
ü  vorhandene  starke  Bedenken  gegen  die  Einführung  des  Kapi* 
Ideckungsverfahrens  nicht  leicht  fiberwunden  werden  konnten, 
ihrend  man  sich  schließlich  doch  zur  Einführung  des  EUipital- 
Aungsverfahrens  f&r  die  Liyaliditits-  und  Alterskasse  entschlossen 
id  hiermit  die  Hauptklippe  fOr  die  Übernahme  der  reichsgesetz- 
hen  Livalidenversicherung  auf  den  AUgemeinen  Enappschafts- 
rein  umschifft  hat^  ist  es  in  den  anderen  Eassenabteilungen  bei 
m  ümlagererfahren  geblieben.  Für  die  Krankenkasse  ist  das 
nlageyerfishren  aber  auch  ganz  am  Platze,  und  ffir  die  Pensions- 
d  TJnterstfitzungskasse  hat  man  bei  der  EinfAhrung  des  Inyali- 
Ats-  und  Altersyersicherungsgesetzes  im  Jahre  1892  wenigstens 
1  yerbessertes  Umlageyerfahren  geschaffen. 

Die  eigentflmliohe  Verschiedenheit  der  Versicherungsgrundlt^n 
tigt  uns,  die  beiden  Verfahren  noch  etwas  sch&rfer  ins  Auge  zu 
leen. 

Die  Knappschaftsyereine  haben  yon  jeher  das  Umlageyerfahren 

1)  8.  8.  ui.^ 
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gehabt^  wie  man  es  auch  schon  bei  den  Zfinften  und  den  tttest^i 
Brandkassen  findet    Diese  Art  der  Anfbringong  der  Mittel  hat  tüHBt 
auch    oft    genug   große   Mängel   gezeigt     Waren   bei   gröfierea 
Unfällen,  Epidemien  und  dergleichen  größere  Ausgaben  nötig,   sd 
waren  die  GFenossen  fast  jedesmal  nicht  in  der  Lage,  die  umso* 
legenden  Summen  auftubringen.    Die  Kassen  sind  sogar  biswttlen 
gezwungen  gewesen,   ihre  Zahlungen  nach  einiger  Zeit  flberiuHipt 
einzustellen  und   die  Bedürftigen  der  öffentlichen  Ifildt&ti^rait  so 
fiberlassen.    Obwohl  man  bei  den  Knappschaftsyereinen  öfter  ▼e^ 
sucht   hatte,    diesen  Unzuträglichkeiten    durch  Schaffung  breiteitf 
Grundlagen  ffir  die  Kassen  zu  begegnen,  konnte  man  sie  doch  nicht 
beseitigen.    Die  Schwankungen  waren  nicht  zu  yerhindem.    Henb* 
Setzungen  der  Unterstatzungen  um  ein  Drittel  waren  kane  Seltenheit 
Bei  gfinstiger  Lage  des  Bergbaues  wurden  in  unberechtigtem  Optimia- 
mus  die  Leistungen,  oft  sogar  mit  rfickwirkender  Kraft  (wie  es  aach  die 
Knappschaftsordnung  Ton  1824  gestattete),  erhöht  oder  die  Batcige 
ermäßigt    Trat   dann   in   den  Konjunkturverhältnissen  ein  Bflek- 
schlag  ^)  und  damit  eine  Steigung  der  Ansprache  an  die  Kasse  du, 
so  konnte    den  Mitgliedern   nicht   das  Erwartete  gewährt  werden. 
Wurden  wirklich  die  Unterstützungen  nicht  gekürzt^  so  mofiten  sich 
die    aktiven  Mitglieder   doch  zu   der  Minderung  des  Lohnes  noch 
eine  Steigerung  der  Beiträge  gefallen  lassen.    Auch  der  Allgemeine 
Knappschaftsverein  wOrde,  trotz  seiner  großen  Mitgliederzahl,  bei 
dem  reinen  Umlageverfahren  Schwankungen  unterworfen  gewesen 
sein,  da  er  ja  nur  gleichartige  Betriebe  eines  Bezirks  umfaßt^  die 
bei  schlechten  Konjunkturen  alle  gleich  leiden. 

Der  Arbeiter,  der  in  der  Vollkraft  seiner  Jahre  leider  meist 
nicht  an  die  Zukunft  denkt  und  nur  schwer  einsehen  kann,  dafi 
Beiträge  und  Renten  in  einem  bestimmten  Zusammenhange  stehen, 
würde  die  bei  dem  reinen  Umlageverfahren  unvermeidlichen  häufigen 
Steigerungen  der  Beiträge  nicht  verstehen  können.  Er  wOrde  sich 
während  der  langen  Zeit  seiner  Beitragsleistung  bei  jeder  Steigerang 
aufs  neue  aufregen  und  unrechtmäßig  belastet  fühlen.  Schon  bei 
dem  jetzigen  stabilen  Deckungsverfahren  des  Invalidenversichenings- 
gesetees  ist  Mißtrauen  genug  vorhanden.  Auch  die  Unternehmer, 
die  immerhin  lieber  mit  Ausgaben  rechnen,  deren  Höhe  sie  im 
voraus    übersehen    können,  würden    es    schon  heute   unangenehm 

1)  Siebe  die  Stat  auf  S.  1S3/184. 
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empflnden,  wenn  sie  neben  den  rasch  wachsenden  Lasten  der  ün- 
iSdlfeisichening  auch  die  der  Invaliditits-  nnd  Altersyersicherong  im 
Vqie  des  ümlageyerfahrens  aufbringen  mfißten. 

Der  Gesetzgeber  hatte  das  Umlageverfahren  für  die  Invaliden- 
Tenichening  yon  yomherein  abgelehnt  wegen  der  vielen  Bedenken, 
die  dem  Verfahren  gerade  bei  diesem  Versicherungszweige  entgegen- 
stehen.^) Wie  schon  bei  der  Betrachtung  der  UnfaUyersichening 
dargelegt  ist,  wächst  bei  dem  auf  dem  Solidaritätsprinzipe  beruhen- 
den ümlageyerfahren  die  Belastung  von  Jahr  zu  Jahr  bis  zum 
Emtritt  des  Beharrungszustandes.  Bei  der  Invalidenyersicherung 
wflrde  also  die  Deckung  der  in  der  Gegenwart  erworbenen  Ansprflche 
in  die  Zukunft  gelegt  sein.  Im  Beharrungszustande  mfißten  daher 
im  Yerhiltnis  zu  den  Leistungen  so  hohe  Beitrage  bezahlt  werden, 
daß  die  Leistungen  des  öffentlich-rechtlichen  Listituts  kaum  wesentlich 
hfther  wären»  als  sie  von  privaten  Yersicherungseinrichtungen  fAr 
dasselbe  Gtold  geboten  werden  könnten.  Davon,  wie  es  unter  der 
HenBchaft  des  Umlageverfahrens  im  Beharrungszustande  aussehen 
wflrde,  kann  man  sich  schon  aus  der  jetzigen  Lage  im  Ruhrrevier 
ein  Bild  machen.  Li  den  sfidlichen  Bevieren,  wo  schon  Jahrzehnte 
lang  Bergbau  betrieben  wird,  und  wo  man  sich  im  oder  nahe  am 
Behairungszustande  befindet,  sind  so  viele  Invaliden  vorhanden,  daß 
die  Sinnahmen  aus  diesen  Bezirken  zur  Deckung  der  Ausgaben  an 
Pensionen  (gemeint  sind  die  auf  dem  Berggesetze  beruhenden  Pensionen) 
nicht  ausreichen.  Der  Allgemeine  Enappschaftsverein  muß  die  Zu* 
schflsse  aus  den  Beiträgen  nehmen,  die  ihm  von  den  vielen  jungen 
Mitgliedern  im  Norden  des  Beckens  zufließen.  ^)  Hätten  früher  die 
3  Vereine  statt  des  Umlageverfahrens  das  Deckungsverfahren  gehabt, 
so  wflrden  die  Invaliden  jetzt  ihre  eigenen  Gelder  verzehren  können. 

An  die  Ansammlung  von  größeren  Rficklagen  dachte  man  zur  da- 
maligen Zeit  aber  nicht  3).  Berechnungen  Aber  Belastung  und  Beiträge 
wurden  fiberhaupt  nicht  angestellt  Die  Schwankungen  mit  ihren 
Folgen  nahm  man  als  etwas  unabänderliches  hin.  Als  Rücklage 
hielt  man  im  allgemeinen  den  ganz  willkürlich  angenommenen  Be- 


1)  Antwort  des  MiDisters  far  Handel  und  Gewerbe  vom  4.  Oktober  1890 
taf  eine  Eingabe  des  YorBtandes  des  Allgemeinen  Knappscbaitsvereins. 

2)  Siehe  Stat.  auf  S.  197. 

3)  YergL  Caboh,  Die  Reform  des  Knappschaftswesens.  Berlin  1882.  S.  7. 
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trag  von  150  Mark  ffir  jedes  ständige  Mitglied  0  oder  die  doppelte 
Jahresausgabe  2)  fttr  Tollkommen  anaieiohend«  Der  Boohiimer  mci 
der  Essen-Werdensohe  Verein  hatten  die  BestJmmnng;  daS  euM 
weitere  Ansammlang  nicht  stattnifinden  branohte,  wenn  die  Bfiok- 
läge  1  500000  Mark  erreicht  hatte.  1874  kamen  beim  Mtrki8olifl& 
Verein  auf  ein  Mitglied  30,63  Mark  Vermögen;  die  Jahresaosgibe 
betrog  dagegen  205  Mark  auf  den  Kopf  des  Mitgliedes.')  Du 
Vermögen  belief  sich  danach  nur  aof  etwas  mehr  als  V?  der  Jahm- 
ausgäbe. 

Bramer  hat  im  Jahrgang  1 880  der  Zeitschrift  des  preufiiscliea 
statistischen  Bureaus  den  finanziellen  Zustand  der  preufiischeo 
Eniq>p8Chaftsvereine  beleuchtet.  Er  hat  bei  seinen  ünterauohuogra 
folgende  Zahlen  ermittelt,  welche  die  ungünstige  finanzielle  Lage 
der  Enappschaftsvereine  des  Buhrreviers  auch  recht  deutlich  zägm: 


1878 


l.Märk.  Ver. 

2.  E.-W.  Ver. 

3.  Mülh.  Ver. 


KitgUedtr- 
sahl 


50  634 

23  040 

2  721 


Jahresansgabe 

an  Unter- 

BtütsoDgen 

M. 


1 700  404 
800  463 
140  649 


VermOgeD 
M. 

1274  244 

1 184  986 

87  763 


FOr  100  K  UDte^ 
•tttsuigaii  waraa  n 
VennOgen  Yorbandia 
M. 

71 

133 

62 


Der  größte  EnappsohaftsvereiD,  der  Mftrkische,  konnte  also  1878 
aus  seinen  Rücklagen  die  Erfordernisse  des  Jahres  nicht  einmal  lu 
^4  bestreiten.  Der  MtUheimer  Verein,  der  der  Größe  nach  die 
18.  Stelle  unter  den  preußischen  Enappschaftsvereinen  einnahm, 
stand  noch  schlechter  da.  Der  Essen-Werdensche  Verein,  der  die 
4.  Stelle  iune  hatte,  blieb  auch  erheblich  unter  dem  Durehschnitt 
der  größeren  preußischen  Vereine,  bei  denen  das  Gtosamtrermögen 
immerhin  das  2,6fache  der  Gesamtjahresunterstfltzungen  ansmadite. 
Dabei  wuchsen  bei  den  3  Vereinen  die  Anforderungen  noch  von 
Jahr  zu  Jahr;  Ton  1867—1878  stieg  im  Märkischen  Verein  die 
Zahl  der  Invaliden  —  auf  1000  ständige  Mitglieder  gerechnet  —  von 
97  auf  139! 


1)  Ministerialinstruktion  zur  AosfQhrang  des  Knappschaftageseties  von 
10.  April  1854. 

2)  KL08TBRMAN5,  Zeitschrift  für  Bergrecht.  Bd.  XX.  S.  62. 

3)  Babthold,  Beitrag  zur  Sicherheit  der  Knappschafttverelne  nit  \te- 
BODderer  RQcksicht  auf  den  Saarbrücker  Verein.  Saarlonis  1S77  (Tabellen  im 
Anbang  des  Werkes). 
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Aaeh  hieraus  ergibt  eioh,  daß  das  reine  ümlageyerfahren,  das 
Biiie  oder  doch  nur  geringe  Überschfisse  fibrig  ließ,  f&r  die  Knapp* 
ihiftiTereine  durchaus  unzweckmäßig  war.  Wenn  die  unheilTollen 
ohsrsagungen,  die  Bramer  nach  den  Ergebnissen  seiner  Unter- 
Mhmig  und  nach  den  damaligen  Verhältnissen  wohl  aussprechen 
nfte,  nicht  eingetroffen  sind,  so  liegt  das  nur  daran,  daß  seither 
•der  ein  mächtiger  Aufschwung  eingetreten  ist,  der  dem  Bergbau 
mer  neue  Massen  junger  Männer  zugefOhrt  hat  i) 

Zu  Gunsten  des  ümlageyerfahrens  ist  auf  dessen  DurchfBhrung 
i  der  ünfaliverticherung  hingewiesen  worden.  Dieser  Orund  ist 
er  schon  deshalb  nicht  stichhaltig,  weil  bei  der  ünfaUTersicherung 

I  leistungsfähigen  Unternehmer  allein  die  Träger  des  Risikos 
id,  die  Arbeiter  also  unter  dem  Anwachsen  der  Beiträge  nicht 
Mden  haben.  Bei  der  Unfallversicherung  kann  es  sich  flberdies 
am  mehr  um  so  große  Steigerungen  handeln,  wie  sie  bei  der 
ralidenvenicherung  künftig  eintreten  müssen.  Noch  viel  mehr 
ikk  ein  Vergleich  mit  den  Gemeinden,  die  ihre  Bedflrfiiisse  ja 
oh  zum  großen  Teile  nach  dem  Umlagererfahren  decken.    Weiter 

eingewendet  worden^),  die  Knappschaftsyereine  seien  gar  keine 
cHichen  Versicherungsuntemehmungen ;  sie  wollten  gar  nicht  he- 
mmte Mindestleistungen  unbedingt  gewährleisten  und  brauchten 
dwlb  auch  nicht  streng  nach  yersicherungstechnischen  Grund- 
len  zu  arbeiten,  sondern  sie  gewährten  ihre  Pensionen  u.  s.  w. 
mer  nur  nach  Maßgabe  der  yerfagbaren  Mittel.   Diese  Begründung 

auch  nicht  sonderlich  durchschlagend  und  selbstredend  dann 

II  hinfällig,  wenn  die  Übernahme  yon  Aufgaben  der  Beichsver- 
hemng  in  Frage  steht.  Sicher  ist,  daß  sich  das  reine  Umlage- 
füiren  für  Easseneinrichtungen,  bei  denen  die  Arbeiter  eines 
itimmten  Berufes  zum  großen  Teile  Träger  der  Lasten  sind, 
olg  eignet;  es  birgt  hier  große  Gefahren  in  sich.  Daskaiser- 
lie  Aitfsichtsamt  fllr  die  Priyatyersicherungen  drängt  deshalb 
t  gutem  Grunde  darauf  hin,  daß  alle  kleinen  Berufs-  und  Lokal- 
isen  ebenfaUs  das  Umlageverfahren  oder  die  Durchschnittsbeiträge 
^ben  und  eine  völlig  einwandfreie  Berechnung  zur  Grundlage 
timen.  Endlich  sollen  durch  den  neuen  Titel  Vn  A.  B.  G.  die 
rgbehörden  ausdrücklich  verpflichtet  werden,  stets  darüber  zu 

1)  Siehe  Stet  1  »uf  8.  181. 

2)  Elostbbmahn,  Zeitscbrift  für  Bergrecht.  Bd.  XX.  S.  65. 
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wachen,  daß  die  ErfUlbarkeit  der  Leistangen  der  EnappsdiaftBkasseii 
dauernd  gewährleistet  bleibt  0 

Bei  Inkrafttreten  des  Invaliditats-  und  AltersveraloheningiB- 
gesetzes  hat  es  zwar  nicht  fOr  ausgeschlossen  gegolten,  daß  der 
Bundesrat  schließlich  fOr  die  Übernahme  der  reichagesetiliGbeB 
InyalidenTerBicherung  auf  den  AUgemeinen  Enappschaftsrerein  einem 
yerbesserten  ümlageverfahren,  das  große  Bficklagen  und  f&r  spitero 
Zeiten  hohe  Zinseinnahmen  gesichert  hätte,  zugestimmt  haben  wAide. 
Da  es  aber  doch  einmal  bei  dem  fiberlieferten  Verfahren  nicht 
bleiben  konnte,  so  entschloß  sich  der  Allgemeine  Enappsohaftsfecein 
verst&ndigerweise,  für  die  zu  fibemehmende  reichsgeaetslidie  hf 
yalidenversicherung  gleich  das  Eapitaldeckungsverfahrenffli 
abgeschlossene  Perioden  in  der  nämlichen  Weise  einiufOhieD, 
wie  es  durch  das  (besetz  für  die  fibrigen  VersichernngsanstattoB 
Torgeschrieben  war. 
Kapitaidek-  Dss  Wesentliche  dieses  Verfahrens  liegt  darin,   daB  inneilialb 

fS^a^sohioB-  eines  bestinmiten  Zeitabschnitts  neben  den  Verwaltungakosten,  den 
Bene  en  en.  ^^^^gg^j^  jum  Reservefonds,  den  Erstattungen  Ton  Beiträgen,  anch 
noch  der  yoUe  Eapitalwert  der  Beuten  ffir  diejenigen  Vendobertai 
aufgebracht  werden  muß,  die  in  dem  betreffenden  Zeiträume  invalide 
werden.  Der  Eapitalwert  der  Rente  wird  dabei  festgestellt  durch 
Multiplikation  des  Jahresbetrages  der  Rente  mit  der  wahrschein- 
lichen Lebensdauer  unter  Berficksichtigung  der  Zinsen.  Da  nun 
bis  zum  Eintritt  des  Beharrungszustandes  die  Zahl  der  Beuten  nnd 
deren  Höhe  von  Periode  zu  Periode  wachsen  mußte,  so  nahm  man 
an,  daß  zunächst  von  Periode  zu  Periode  eine  Erhöhung  der  Bei- 
träge wärde  stattfinden  mfissen.  Nun  hatte  man  die  Beiträge  aber 
erstmalig  gleich  so  hoch  gegriffen,  daß  sich  fiber  die  Eapitaldectamg 
der  Renten  in  der  ersten  Periode  hinaus  große  Überschösse  ergaben. 
Dies  war  auch  beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein  der  lUL 
1896,  also  lange  vor  Ablauf  der  ersten  Periode,  hatte  er  bei  der 
reichsgesetzlichen  Invalidenversicherung  schon  eine  Rficklage,  die 
dem  Betrage  gleichkam,  den  die  Röcklagen  der  sämtlichen  9  be- 
sonderen Easseueinrichtungen  zusammen  haben  mußten.^)  Aach 
die  Norddeutsche  Euappschafts-Pensionskasse   ^erstickte"  geradem 

1)  Vergl.  Anm.  1  auf  S.  22. 

2)  VerwaltuDgsbericht  des  Allgemeinen  Enappscbaftevereins  fftr  das  Jtlif 
1897.  8.  4. 
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Q  Oelde  (Arndt),  unter  diesen  Umstanden  war  es  am  einfachsten, 
loh  Ablanf  der  ersten  Periode  —  1 900  —  ohne  Erhöhung  der  Bei- 
ifB  zum  Dnrohschnittspramienyerfahren  überzugehen.  0 

Bei  diesem  Verfahren,  das  in  der  gleichen  Weise  seitens  der  Dorohaohnitts- 
ifaten  Leben»-  und  Bentenyersicherangsanstalten  angewandt  wird,  ^^^^^"^ 
ibt  der  Beitrag  stets  aof  derselben  Höhe.  Er  wird  so  bemessen, 
B  auch  in  der  Zukunft  unter  Mitwirkung  der  Zinsen  aus  den  auf- 
Iniden  Kapitalien  alle  Bedürfnisse  gedeckt  werden  können.  Eine 
Hgenmg  der  Beiträge  nach  Perioden  braucht  nicht  einzutreten. 
dinroh,  daß  die  Lasten  so  gleichmäBig  über  die  Oenerationen  und 
anklassen  verteilt  werden,  wird  die  größte  Sicherheit  und  Stetig- 
fc  gew&hrleistet  Während  bei  dem  Eapitaldeckungsyerfahren  fGb: 
ioden  die  Gesamtheit  immer  auf  die  Schaffung  der  Eapital- 
famg  für  die  Renten  der  in  der  betreffenden  Periode  inyalide 
rordenen  Versicherten  hinarbeitet^  sorgt  bei  dem  Prämienverfahren 
risaermaßen  jeder  für  seine  spätere  Beute.  So  trägt  die  Inyaliden- 
aieherung  seit  dem  1.  Januar  1900  noch  viel  ausgesprochener  als 
her  den  Charakter  einer  großen  Zwangssparkasse,  in  die  jeder 
»eiter  nach  und  nach  unter  Beihülfe  seiner  Arbeitgeber  einen 
Ben  Teil  von  dem  Betrage  einzulegen  hat,  der  ihm  in  der  Zeit 
Inyalidität  oder  des  Alters  zufließen  soll,  unter  den  veränderten 
rhUtnissen  konnte  auch  der  Reservefonds,  der  nach  §  21  des 
letses  von  1889  Vs  des  Eapitalwertes  der  Renten  betragen 
Bte,  fortfallen. 

Der  Gedanke  liegt  nahe,  beim  AUgemeinen  Enappschaftsvereinunwahnohein- 
iftig   das  Prämienverfahren   auch   noch   für  die  Pensions-  rt^uäli^n 
d  ünterstützungskasse  einzuführen  und  damit  den  schon  deTm^? 
ihnten  sonderbaren  Zustand  zu  überwinden,  daß  für  zwei  gleich-  ^II^m^^ 
ge  Versicherungen  die  Mittel  nach  zwei  verschiedenen  Verfahren  ^^i^^^^ 
gebracht    werden.     AUein    der   Übergang   wird    deshalb    sehr 
wierig  zu  bewerkstelligen,  wenn  nicht  ganz  unmöglich  sein,  weil 
die  vielen  gegenwärtig  schon  laufenden  Pensionen  und  die  älteren 
irartscbaften  infolge  der  Sünde  der  Väter  keine  Eapitaldeckung 
lianden    ist.    Wenn    man    die    fehlende    Kapitaldeckung    be- 
affen   wollte,    so  würden  die  Beiträge  für  längere  Zeit   ganz 
BbHch   erhöht  werden  müssen.    Das  ist  aber  wohl  kaum  an- 

1)  Tergl.  aaeh  Kunir,  Die  Entwicklang  der  deutschen  Invalidenver- 
erang  1904. 
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gangigt  denn  die  heutigen  fetten  Beitrüge  sind  schon  so  hoeh,  dif 
sie  denen  entspreohen,  die  ein  anf  der  Gnindhige  des  Fiiateh 
Terfahrens  nengegrflndeter  Verein  erheben  wflrda  Die  beiden 
Beiträge  wtkrden  den  Verein  jeglioher  Sorge  enthebeni  wenn  ^ 
vielen  früher  erworbenen  Ansprflohe  nioht  vorhanden  w&ren.  Wii 
die  Verhaltnisse  gegenwärtig  liegen,  kann  wohl  eine  höhere  Blot 
lage,  niemals  aber  eine  Eapitaldecbing  erzielt  werden. 
Boouage.  Sobald  die  eigene  Bücklage  des  Allgemeinen  Enq>paQh«fts?annit 
insgesamt  40  Millionen  Mark  übersteigt,  kann  nach  dem  Statut  die 
Hälfte  der  Zinseinkünfte  mit  znr  Deckung  der  laufenden  Aasgaben  Te^ 
wandt  werden«  Der  Verein  bat,  als  der  Betrag  von  40  Mülionen  Ifaik 
Anfang  1904  erreicht  war,  von  dieser  unhaltbaren  Bestmnumg 
erfreulicherweise  keinen  Gebrauch  gemacht  Die  an  sich  ja  bohe 
Summe  reicht  nämlich  nur  hin,  die  gegenwirtigen  laufenden  Ye^ 
pflichtungen  3  Jahre  2  Monate  und  12  Tage  lang  zu  decken.  Dabd  ist 
der  Beharrungszustand  noch  lange  nicht  erreicht  I  —  Von  versidh^ 
rungstechnischer  Seite  ^)  ist  sogar  neuerdings  erkUrt  wiHrden,  daS  die 
Pensions-  und  TTnterstützungskasse  des  AUgemeinen  Knappschifti* 
Vereins  282  Millionen  Mark  mehr  Vermögen  besitzen  mfifite,  als  n« 
hat  Ob  dieses  Outachten  nun  ganz  richtig  ist  oder  nicht:  es  mnS 
den  Verein  jedenfalls  darin  best&rken,  die  KapitalansammluBg  noch 
lange  Zeit  fortzusetzen.^) 

Leider  wird  diese  Ansammlung  von  den  Arbeitern  immer  wieder 
angegriffen  unter  der  Angabe,  daß  die  angesammelten  Gelder  d«r 
Arbeiterschaft  entzogen  würden.  Viele  Arbeiter  können  immer  noch 
nicht  einsehen,  daß  man  auch  der  Zukunft  gerecht  werden  mnfi. 
Es  werden  aber  auch  gar  nicht  die  „  Arbeitergroschen  ^  sondern  die 
Untemehmerbeiträge,  und  auch  diese  nur  zum  kleineren  Teile,  auf- 
gespeichert Die  Arbeitergroschen  fließen  den  Arbeitern  unmittelbar 
wieder  zu,  wie  folgende  Zusammenstellung  ergibt  1903  betrogea 
die  Beiträge  der  Arbeiter  zur  Pensions*  und  ünterstützungskaeee 
des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  rd«  8814000  Mark 

die  Beiträge  der  Werkbesitzer  rd.  6155000     . 
die  sonstigen  Einnahmen  rd.  1350000     » 

Von  dieser  Oesamteinnahme  von  ungefEttir  16000000  Markeiod 


1)  Qatacbten  des  Regierungsrats  Dr.  Pibtbob  Tom  1.  Mai  1905. 
1)  Siehe  SUt  45  auf  S.  218. 
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iheio  13500000  Mark  al8bald  wieder  ausgegeben  worden.    In  die 
leUage  sind  nnr  2  Millionen  Mark  gefloeaen^)! 

Bs  war  übrigens  beabsichtigt,  anch  die  angesammelten  Gelder 
m  größten  Teile  dadurch  wieder  direkt  für  die  Arbeiter  nutzbar 

machen,  daß  man  sie  f&r  niedrigen  Zins  als  Baudarleben  Ar 
beiterhins^  hergab.  Die  Ausleihung  yon  Geldern,  womit  die 
leren  Versicherungsanstalten  so  yiel  Gutes  schaffen,  ist  dem  All- 
neinen  Enappschaftsverein  aber  nach  kurzer  Zeit  durch  die 
leitervertreter  im  Vorstande  abgeschnitten  worden.  Die  Arbeiter- 
breter  wollten  sich  nämlich  mit  der  durchaus  erforderlichen  und 

sich  doch  gewiß  harmlosen  Eontrolle  der  beliehenen  Objekte 
lit  einterstanden  erklftren. 


Durch  die  Torausgegangenen  Erörterungen  dflrfte  genögendeoegwiflbantoi. 
iheit  Aber  die  grundsätzliche  Verschiedenheit  der  Methoden,  nach  gJü^^M- 
en  die  Beitragsberechnung  in  den  beiden  nebeneinander  be-  zSTt^u? 
lenden  Invalidenkassen  des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins  er-  b!^tt4toL  te 
t,  geschaffen  sein.  ^^S^SJSST 

Noch  bleibt  uns  in  der  Frage  der  Beitragsgestaltung  eine  Auf- 
B  lu  lösen,  die  über  den  Bahmen  dieses  Kapitels  hinaus- 
L  Es  gilt  noch  darzutun,  inwieweit  sich  die  Beiträge  der 
dtgeber  und  Arbeiter  im  Bergbau  ffir  die  verschiedenen  Ver- 
«mngsswecke  seit  EinfOhrung  der  Beichsgesetze  in  ihrer  Ge- 
itheit  Terändert  und  unter  einander  yerschoben  haben.  Wurde 
roiausgegangenen  auch  schon  mehrfach  auf  die  Beitragsleistungen 
die  einzelnen  Versicherungszwecke  eingegangen,  so  konnte  doch 
KD   darum  eine  direkte  Gegenflberstellung  der  Beiträge  aus  der 

Tor  und  nach  dem  Inkrafttreten  der  Beichsgesetze  bisher  noch 
t  erfolgen,  weil  frflher  fttr  die  gesamten  Eassenleistungen  ^  bei 
akheit,  Unfall,  Invalidität  und  Todesfall  nur  ein  Beitrag  er- 
m  wurde,  während  heute  für  jeden  Versicherungszweig  ein 
•nderer  Beitrag  zu  entiichten  ist  Der  damalige  einheitliche 
rag  kann  deshalb  mit  den  verschiedenen  heutigen  Beiträgen 

daim  verglichen  werden,  wenn  man  die  letzteren  zusammen- 
Diese  Möglichkeit  bietet  sich  aber  erst  jetzt,  nachdem  die 
)lnen  Versicherungszweige  gesondert  behandelt  sind. 

1)  Siehe  auch  SUt.  28  auf  S.  208. 
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Die.Zusammenstellimg  der  Eassenbeiträge  dfirfte  fiberdies  woU 
geeignet  sein,  am  Schlosse  der  Arbeit  nooh  einmal  die  gani^  GiAOe 
der  Zunahme  der  Enappsehaftsleistongen  im  Bohrrerier  mitor  der 
Binwirkmig  der  Beichsarbeiterversicherong  in  ein  helles  Lieht  n 
rücken. 

Zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Erankenyersicherongsgeaeties 
betrug  der  Beitrag  bei  den  3  Vereinen  des  Buhrreyiers 

a)  fttr  standige  Arbeiter  der  L  Klasse        30  Mark  jährlich 

c)    „    unständige  Arbeiter  (UL  Klasse)        18     „  „ 

Der  Jahresarbeitsverdienst  belief  sich  bei  den  Arbeitern  der 
I.  Klasse  1882  im  Durchschnitt  auf  ungefähr  900  Mark,  bei  denen 
der  UL  (unständigen)  Klasse  auf  ungefähr  675  Mark.  Es  wurden 
also  Ton  den  Arbeitern  3,33  bezw.  2,66  Proz.  des  Jahresarbeits- 
Verdienstes  fOr  die  durch  das  Allgemeine  Berggesetz  vorgeschriebeDe 
knappschaftliche  Versicherung  aufgewandt 

Die  Werkbesitzer  bezahlten  damals  den  gleichen  Betrag  wie 
die  Mitglieder,  also  100  Proz.  der  Arbeiterbeiträge. 

Als  Beispiel  aus  der  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  der  Arbeiter- 
yersicherungsgesetze  sei  das  Jahr  1903  angenommen.  Ffir  dieses 
Jahr  ist  der  Durchschnitts-Jahresarbeitsverdienst  eines  ständigen 
Mitgliedes  mit  1411  M.,  der  eines  unständigen  Mitgliedes  mit 
1040  Mk.  anzusetzen. 

Die  Beiträge  der  Arbeiter  berechnen  sich  danach  wie  folgt: 

ständige  Arbeiter*)    Unständige  Arbeiter 

Krankenkassenbeitrag  2)      ....        23,04  M.  17,28  H. 

Pensionskassenbeitrag 41,60  ,,  41,60  „ 

Inyaliditäts-  und  Alterskassenbeitrag  9,36  „  9,36  „ 

Insgesamt  74,00  M.  68,24  M. 

Im  Jahre  1903  gab  also  der  ständige  Arbeiter  5»25  Proz.,  der 
unständige  6,56  Proz.  des  Durchschnittslohnes  an  die  3  Y ersicherungs- 
kassen  des  Allgemeinen  Enappschaftsyereins  ab. 

Die  Werkbesitzerbeiträge  betrugen  bei  der  Kranken- 
und  bei  der  Pensionskasse  im  Jahre  1903  75  Proz.  der  Arbeiter- 
beiträge, bei  der  Inyaliditäts-  und  Alterskasse  nach  der  reichsgesetz- 

1)  Die  II.  Klasse  der  ständigen  Arbeiter  ist,  wie  bekannt,  i.  J.  1892  saf- 
gehoben  worden. 

2)  Die  Erankenkassenbeitr&ge  der  Arbeiter  sind  am  1.  Januar  1905  io* 
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idien  Vorschrift  100  Proz.    Ffir  die  Arbeiter  mit  dem  Dürchschnitts- 
erdienst  yon  1411  bezw.  1040  Mark  machten  die  Beiträge  aus: 

Stftndige  Arbeiter    Unständige  Arbeiter 

hl  der  Krankenkasse 17,28  M.              12,96  M. 

Bei  der  Pensionskasse 31,20  „               31,20  ,, 

Bei  der  Invaliditäts-  nnd  Alterskasse  9,36  „                 9,36  „ 
Beider  Enappschafts-Bemfsgenossen- 

Schaft 34,96  „ 34,96  „ 

Insgesamt  92,80  M.  .  88,48  M. 

Hiemach  gab  der  Werkbesitzer  1903  bei  einem  ständigen 
bfbeiter  6,58  Proz.,  bei  einem  unständigen  Arbeiter  8,5  Proz.  des 
Dvchschnittslohnes  als  Beitrag  fOr  die  gesetzlichen  Arbeiter- 
reisicheningen. 

Es  worden  also  an  Beiträgen  bezahlt: 

1882  1903 

Ständige  Arbeiter      Unständige       Ständige     Unständige 
(der  damaL  I.  Klasse)      Arbeiter       Arbeiter       Arbeiter 

i^on  den  Arbeitern              3o  M.                 18  M.     74,00  M.     68,24  M. 
^on  den  Werkbesitzern        30  „ 18  „      92,80  „      88,48  „ 

Insgesamt  60  M.  36  M.  166,80  M.  156,72  M. 

Die  Beiträge  der  Arbeiter  haben  sich  unter  dem  Einflasse  der 
ibeiterversicherongsgesetze  von  30  bezw.  18  Mark  auf  74,00 
»w.  68,24  Mark,  diejenigen  der  Werkbesitzer  von  30  bezw.  18  Mark 
if  92,80  bezw.  88,48  Mark  erhöht. 

Während  der  Beitrag  der  Werkbesitzer  1882  100  Proz.  des 
rbdterbeitrags  aasmachte,  betragen  die  Oesamtbeiträge  der  Werk- 
sitzer  im  Jahre  1903  125,4  Proz.  der  Oesamtbeiträge  der  ständigen 
id  129,66  Proz.  der  Oesamtbeiträge  der  anständigen  Arbeiter. 

In  nnsem  Tagen  steht  nan  noch  eine  weitere,  den  Arbeitern 
rteilhafte  Verschiebang  in  den  Beitragsleistangen  bevor.  Durch 
n  neuen  Titel  VII  des  Allgemeinen  Berggesetzes  sollen  die  Bei- 
ige der  Werkbesitzer  auch  für  die  Kranken-  und  für  die  Pensions- 
sse auf  100  Proz.  der  Beiträge  der  Arbeiter  erhöht  werden.^) 
I  ist  vielleicht  interessant,  die  Einwirkung  dieser  Maßregel  noch 
iz  zu  beleuchten. 


ge  der  Einführung  der  Norelle  Yom  25.  Mai  1903  von  1,6  auf  2^/o  des  Dorch- 
inittslchnes  gestiegen.  Dementsprechend  haben  auch  die  Werkbesitierbei- 
ige  eine  Erhöhung  von  1,2^0  auf  l,57o  erfahren. 

1)  Siehe  S.  146. 
Halbaeh,  KnAppsehaftsTorein.  11 


A 
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Wäre  diese  Erhöhung  der  Werkbesitzerbeitrage  schon  1903 
in  Kraft  gewesen,  hätten  die  Werkbesitzerbeiträge  also  100  Fnn. 
der  damaligen  Arbeiterbeiträge  ausgemacht»  so  wfirden  sich  beim 
Allgemeinen  Enappschaftsverein  für  dieses  Jahr  folgende  Zahlen 
als  Gesamtbeiträge  ergeben  habend): 

1903 

Ständige  Arbeiter    ünftindige  Arbeiter 

Beitrage  der  Arbeiter 74,00  M.  68,24  M. 

Beiträge  der  Werkbesitzer    .    .     .    .     108,96  „ 103,20  „ 

Insgesamt  182,96  M.  171,40  M. 

Die  Werkbesitzerbeiträge  hätten  danach  im  Jahre  1903  bei  den 
ständigen  Arbeitern  147,24  Proz.  nnd  bei  den  unständigen  Arbeitern 
151,23  Proz.  der  Arbeiterbeiträge  ausgemacht 

Da  sich  die  Aofwendongen  der  Werkbesitzer  fOr  die  ünfall- 
yersichenmg  noch  Jahre  hindurch  erhöhen  mfissen,  weil  der  Be- 
harrungszustand noch  lange  nicht  erreicht  ist,  so  werden  die  Oe- 
samtbeiträge  der  Werkbesitzer  gegenäber  den  Qesamtbeiträgen  der 
Arbeiter  verhältnismäßig  noch  höher  werden. 

Die  erwähnte  Bestimmung  des  Entwurfs  zu  dem  neuen  Titel  VII 
wird  jedenfalls  bei  den  weiteren  Beratungen  beibehalten  werden, 
zumal  sich  die  Werkbesitzer  bereits  im  allgemeinen  mit  dieser  Be- 
stimmung einverstanden  erklärt  haben,  i) 

Im  Ruhrrevier  hat  man  daher  damit  zu  rechnen,  daß  die 
Kranken-  und  die  Fensionskasse  des  Allgemeinen  Eiiappschafts- 
Tcreins  demnächst  dieser  neuen  Vorschrift  angepaßt  werden  müssen. 

Daffir  gibt  es  3  Möglichkeiten :  Entweder  werden  die  Beiträge 
der  Arbeiter  um  25  Proz.  ermäßigt,  oder  man  erhöht  die  Bei- 
träge der  Werkbesitzer  auf  100  Prozent  der  jetzigen  Arbeiter- 
beiträge, oder  man  schlägt  den  Mittelweg  ein  und  erhöht  die  Bei- 
träge der  Werkbesitzer  bei  gleichzeitiger  entsprechender  Ermäßigung 
der  Arbeiterbeiträge. 

Den  ersten  Weg  einzuschlagen,  verbietet  sich  von  selbst,  da 
der  Allgemeine  Knappschaftsverein  bei  seineu  nicht  gerade  glänzen- 
den finanziellen  Verhältnissen  den  dadurch  bedingten  Einnahme- 
ausfall  nicht  ertragen  kann. 

Aber  auch  der  zweite  Weg  wird  kaum  gangbar  sein,  denn  er 


1)  Yergl.  Anm.  aaf  S.  22. 
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vfiide  Yon  den  Werkbesitzem  mit  einem  Male  eine  gewaltige  Mehr- 
lofirendang  erfordern.  Bei  Zugrundelegung  der  Daten  aus  dem 
fahre  1903  ergibt  sich  ein  Mehrbetrag  von  rund  3500000  Mark. 
)a  die  Zahl  der  Arbeiter  seit  1903  beträchtlich  gestiegen  ist,  so 
"flide  die  plötzlich  mehr  aufeubringende  Summe  sicherlich  nicht 
Qter  4  Millionen  Mark  betragen. 

Es  wird  somit  wohl  dazu  kommen,  daß  der  Werkbesitzerbeitrag 
was  erhöht,  der  Arbeiterbeitrag  etwas  erniedrigt  und  dadurch  das 
isetzliche  Gleichmaß  herbeigeführt  wird.  Die  Einnahmen  des 
»reins  könnten  bei  dieser  Gelegenheit  immerhin  eine  Aufbesserung 
Süuren,  denn  es  ist  ja  nicht  nötig,  daß  die  Werkbesitzerbeiträge 
lau  um  Vö  erhöht  und  die  Arbeiterbeiträge  genau  um  denselben 
trag  ermäßigt  werden.  Die  Regulierung  könnte  beispielsweise  so 
ichehen,  daß  die  Arbeiter  künftig  90  Proz.  der  gegenwärtigen 
itxäge  und  die  Werkbesitzer  ebenfalls  90  Proz.  der  jetzigen 
oeiterbeiträge  bezahlen.  Wenn  die  ständigen  Arbeiter  1903  an 
ankenkassen-  und  Pensionskassenbeiträgen  zusammen  64,64  Mark 
Eahlten,  so  würden  sie  bei  90  Proz.  davon  nur  58,t7  Mark  zu 
richtet  haben.  Der  gleiche  Betrag  würde  auf  die  Werkbesitzer 
fiallen  sein.  Da  bei  dem  jetzigen  Beitragsverhältnis  von  100  Proz. 
75  Prozent  zu  entrichten  waren 

von  den  ständigen  Arbeitern 64,64  M. 

von  den  Werkbesitzem 48,48   „ 

Insgesamt  113,12  M~ 

ler  den  vorausgesetzten  Verhältnissen  aber  entrichtet  worden  wären 

von  den  ständigen  Arbeitern       .     .     .    .       58,17  M. 
von  den  Werkbesitzern 58,17*,, 

Insgesamt     1 16,34  M. 
würde  sich  bei  dieser  Art  der  Neuregelung  noch  ein  Überschuß 
den  Verein  erzielen  lassen.    Für  die  Arbeiter  würde  die  Herab. 
Eimg  der  Beiträge  gleichbedeutend  mit  einer  Einkommensverbesse- 
\g  sein. 

Die  Verhältniszahl  von  90  Proz.  ist  natürlich  nur  beispielsweise 
^eben.  Es  wird  Sache  der  Vereinsleitung  sein,  zu  gegebener 
t  an  Hand  der  genauen  Unterlagen  ein  geeignetes  Verhältnis  zu 
litteln.  — 

Mehr  noch  als  in  den  beiden  vorhergehenden  Kapiteln  sind  in  Besam«. 
'  vorstehenden  Darstellung  über  die  Einwirkung  des  Invaliden- 
il* 
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versicherangsgesetzes  Einzelheiten  behandelt  worden,  die  sich  zum 
Teil  ziemlich  lose  aneinanderreihen.  Es  wird  daher  ein  zosammeo- 
fiassender  Überblick  hier  besonders  am  Platze  sein. 

Während  die  organisatorischen  Veränderungen,  die  das  Eranken- 
nnd  Unfallversicheningsgesetz   bei  den  Enappschaftsrereinen  nötig 
machten,  ohne  allzu  erhebliche  Schwierigkeiten  überall  gleichmiBig 
durchgeffihrt  werden  konnten,  weisen  die  auf  Orund  des  Invaliden- 
yersicherungsgesetzes  bei  den  einzelnen  Vereinen  vorgenommenen 
Reorganisationen  große  Verschiedenheiten  auf.    Es  liegt  dies  daran, 
daß  das  Inyalidenversicherungsgesetz  den  Enappschaftsyereinen  fäi 
die    Einffihrung    der     reichsgesetzlichen  Versicherung   zwei  Wege 
bot,  und  daß  den  Vereinen,  die  sich  f&r  die  Übernahme  dieser  Ver- 
sicherung in  eigene  Verwaltung  entschieden,  fiber  die  Art  der  Ans- 
fflhrung   ziemlich   freie  Hand  gelassen  war.    Wir  haben  gesehen, 
wie  die  Zulassung  der  einzelnen  Vereine  und  Verbände  als  „besondere 
Easseneinrichtungen'*  mancherlei  Schwierigkeiten  bereitet  hat  und 
wie    sich    viele  Vereine    zusammengeschlossen   haben,    um  diesen 
Schwierigkeiten  zu  begegnen.    Manche  Enappschaftsvereine  haben 
auch    von    vornherein    auf  die  Übernahme  der   reichsgesetzlidien 
Invalidenversicherung  verzichtet  und  sich  damit  begnfigt,   ihren  im 
Sinne   des  Reichsgesetzes  erwerbsunfähigen  Mitgliedern  zu  der  von 
der  Versicherungsanstalt  zu  bezahlenden  Reichsrente  einen  Zuschuß 
zu  geben. 

Im  Ruhrbezirke  wußte  man  eine  Zeit  lang  nicht,  welche  Stellung 
man  zu  dem  Reichsgesetze  einnehmen  sollte,  obwohl  durch  den 
Zusammenschluß  der  drei  Vereine  zu  dem  Allgemeinen  Knappscbaft»- 
verein  die  Zulassung  als  „besondere  Kasseneinrichtung''  bereits  gewähr- 
leistet war.  Nachdem  die  Ansichten  sich  geklärt  hatten,  hat  man 
sich  dann  zur  Übernahme  der  Versicherung  auf  den  Verein  ent- 
schlossen. Die  Schwierigkeiten,  die  mit  dem  Erfordernis  einer  be- 
stimmten  Deckung  der  Leistungen  zusammenhingen,  wurden  durch 
die  Annahme  des  reichsgesetzlichen  Deckungsverfahrens  aus  dem 
Wege  geräumt  Der  Verein  hatte  dann  weiter  die  Frage  zu  lösen, 
wie  die  neue  Invalidenversicherung  dem  alten  Pensionswesen  an- 
gefügt werden  sollte.  Einige  Enappschaftsverbände  hatten  beides 
verschmolzen;  andere  hatten  unter  Beibehaltung  ihrer  alten  Easeen 
allein  für  die  Zwecke  der  reichsgesetzlichen  Invalidenversichemng 
einen  besonderen  Verband  gegründet    Im  Ruhrrevier  schlug  man 
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gewissermaßen  einen  Mittelweg  ein;  man  errichtete  für  die  reichs- 
gesetzliche Inyaliditäts-  und  Altersversicherung  eine  besondere 
ITassenabteilung  mit  besonderen  Beiträgen  und  Leistungen,  die  im 
allgemeinen  den  reichsgesetzlichen  entsprachen. 

Die  neue  Abteilung  mußte,  um  den  Ansprüchen  des  Beichs- 
Sesetzes  zu  genügen,  von  dem  alten  knappschaftlichen  Prinzipe  ab- 
gehen, das  nur  einer  bestimmten  Kategorie  von  Bergleuten  einen 
^ensionsanspruch  einräumte.  Sie  mußte  jede  im  Bergbau  be- 
ichäftigte,  über  16  Jahre  alte  Person  aufnehmen  und  jedem,  der 
^getragen  hatte,  eine  Rente  gewähren,  sobald  die  für  alle  gleichen 
Voraussetzungen  vorlagen.  Die  Voraussetzungen  sind  verschieden 
on  denen,  die  für  die  Gewährung  der  Enappschaftspensionen 
alten.  Die  Karenzzeit  und  damit  die  Mindestbeitragsleistung  ist 
Bi  dem  Invalidenversicherungsgesetz  geringer.  Der  Hauptunterschied 
9gt  jedoch  darin,  daß  der  Grad  der  Invalidität,  die  vorhanden  sein 
loß,  um  einen  Anspruch  zu  begründen,  bei  beiden  Versicherungs- 
reigen  verschieden  ist;  es  stehen  sich  hier  die  Begriffe  „Arbeits- 
ifäbigkeit*'  und  „dauernde  Erwerbsunföhigkeif*  gegenüber.  Da  die 
ofahigkeit  zur  Bergarbeit,  die  Hauptvoraussetzung  für  eine  Berginva- 
tenrente,  im  allgemeinen  wesentlich  früher  vorhanden  ist,  als  die 
laemde  Erwerbsunfähigkeit  nach  dem  Reichsgesetze,  so  steht  sehr 
Blen  Knappschaftsinvaliden  wohl  eine  Knappschaftspension,  nicht 
»er  eine  Rente  auf  Grund  des  Invalidenversicherungsgesetzes  zu. 
'ir  haben  gesehen,  daß  die  Knappschaftspension  im  allgemeinen 
^her  ist,  als  die  Reichsrente.  Hieraus  erkennen  wir  auch  den 
undsätzlichen  Unterschied  zwischen  der  Invalidenrente,  die  nur 
Q  Zuschuß  zu  dem  durch  den  natürlichen  Kräfteverfall  (Krank- 
AU  Alter)  geminderten  Verdienste  sein  soll,  und  der  Berginvaliden- 
nte,  die  einen  gewissen  Mindestunterhalt  gewährleisten  will.  Den 
tiarakter  eines  Zuschusses  haben  wir  vor  allem  bei  der  Altersrente 
stgestellt,  einer  Rente,  die  früher  den  Knappschaftsvereinen  fremd 
GUT,  und  die  bei  diesen  Kassen  auch  nie  eine  Bedeutung  erlangen 
ird.  Die  Reichsrente  ist  gerechter  aufgebaut,  als  die  alte  Pension. 
e  wird  nach  dem  Umfange  der  dem  Arbeitsverdienste  angepaßten 
eitragsleistungen  festgesetzt  Für  die  Knappschaftspension  war 
e  bekannte  Einteilung  in  Klassen  und  innerhalb  der  verschie- 
men  Klassen  eine  Steigung  in  5jährigen  Stufen  maßgebend 
»wesen.    Neuerdings   hat  man  aber  auch  für  die  Berginvaliden- 
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rente  die  fär  die  Inyalidenrente  festgesetzte  Berechnongsart  ein- 
geführt 

Wie  bei  der  ünftUversichenrng,  so  hat  auch  bei  der  In?alideii- 
versiohemDg  die  Frage  der  Aufrechnung  der  Rente  gegen  die  Berg- 
invalidenrente  große  Schwierigkeiten  bereitet.    Einen  Ausgleich  hat 
erst  das  Inyalidenversicherungsgesetz  von  1 899  gebracht    Im  Buhr- 
revier  hatte  man  die  zunächst  eingefahrte  volle  Aufrechnung  der 
Beichsrenten    aber   schon   vorher  fallen  lassen.    Wenn  heute  ein 
Enappschaftsinvalide  Beichsrentner  wird,  so  fallt  seine  alte  Berg- 
invalidenrente fort,  und  er  erhält  seine  volle  Beichsrente  nebst  einer 
Zusatzrente,  die  nicht  nach  Dienstalterstufen,  sondern  nach  den  bei 
der  Pensionskasse  bezahlten  Beiträgen  berechnet  wird.    Beichsrente 
und   Zusatzrente  zusammen  machen   stets   einen  höheren  Betrag 
aus,  als  die  Berginvalidenrente.    Seit  der  Einführung  der  Zn8at^ 
rente  besteht  somit  ein  organischer  Zusammenhang  zwischen  den 
Berginvaliden-  und  den  Beichsrenten. 

In  den  Darlegungen  ist  auch  der  Einfluß  geschildert,  den  das 
Invalidenversicherungsgesetz  auf  die  Bestimmungen  über  die 
Wahrung  der  erworbenen  Ansprüche  beim  Verlassen  der  Bergarbeit 
und  beim  Übergang  zu  einem  anderen  Enappschaftsverein  ausgeflbt 
hat  Weiter  ist  beleuchtet,  wie  die  Einführung  der  Gemein-  und 
Sonderlast  ein  Opfer  des  Westens  fOr  den  Osten  darstellt,  das 
im  Hinblick  auf  die  Notlage  der  ostelbischen  Landwirtschaft 
gefordert  werden  mußte.  Endlich  ist  auch  auf  die  Ent- 
scheidung der  Streitigkeiten  aber  den  Bezug  von  Beichsrenten 
eingegangen  und  auf  die  bevorstehende  Ausdehnung  der  Tätigkeit 
dieser  Sondergerichte  auf  das  alte  knappschaftliche  Fensionswesen 
hingewiesen  worden.  Auch  sonst  hat  das  Invalidenversichenuigs- 
gesetz  bei  den  Enappschaftsvereinen  manche  veraltete  Einrichtungen 
beseitigt  und  so  zur  gedeihlichen  Weiterentwicklung  der  Vereine 
erheblich  beigetragen.  Den  Bergleuten  hat  es  eine  bessere  Art  der 
Bentenberechnung  und  höhere  Beuten  gebracht 


Sehlnssbetrachtniig. 

Überschauen  wir  nun  noch  einmal  kurz  im  Zusammenhange  Bfiokbupk  oi 

die  Wand- 

)  Aosführongen  in  den  vorhergehenden  Kapiteln.  i^gen  in  d« 

Vor  25  Jahren  hatten  die  Enappschaftsvereine  eine  wesentlich  des  Aitanei- 
dere  Gestalt  als  heute.  Sie  stellten  einheitliche  Kassen  dar,  diese'  ' 
übergehende  und  dauernde  Leistungen  gewährten,  ohne  daß  ihre 
ter  sich  der  Wesensunterschiede  der  verschiedenen  Leistungen 
ht  bewußt  waren.  Von  einer  besonderen  Behandlung  der  einzelnen 
terstützungszweige  war  deshalb  keine  Rede.  Die  Ausgaben 
rden  aus  einem,  im  allgemeinen  festen  Beitrage  bestritten, 
eischritten  sie  die  Einkünfte,  so  wurden  einfach  die  Leistungen 
Arzt  Überhaupt  war  die  Festsetzung  der  Höhe  und  Dauer  der 
terstfltzungen  ganz  den  Beteiligten  fiberlassen. 

Hierin  trat  nun  durch  die  Reichsversicherungsgesetze  eine  Wand- 
g  ein.  Sie  bedingte,  daß  manche  äberlieferten  Einrichtungen  und 
Behauungen  preisgegeben  wurden.  An  die  Stelle  des  alten  knappsohaft- 
lenPrinzipes  trat  das  moderne  soziale  Prinzip.  Die  wenigen  Yor- 
triften  des  A.  B.  Q.  wurden  durch  die  zahlreichen  und  ausfuhr- 
len  Vorschriften  der  Reichsgesetze  erweitert  und  in  bestimmte 
cmen  gebracht ;  die  Autonomie  wurde  beschränkt.  Äußerlich  er- 
It  dadurch  das  früher  anscheinend  sehr  einfache  und  übersicht- 
lie  (in  Wirklichkeit  aber  ganz  unübersichtliche)  Knappschafts- 
ititut  ein  komplizierteres  Aussehen. 

Die  Krankenversicherung  wurde  einer  besonderen  Abteilung 
erwiesen,  die  ihre  Ausgaben  aus  einem  besonderen  Beitrag  be- 
eitet,  der  beweglich  ist,  da  er  dem  tatsächlichen  Aufwände  an- 
paßt werden  muß.  Der  Beitrag  ist  nicht  mehr  nach  einigen 
nigen  Klassen  abgestuft,  sondern  nach  den  durch  den  Lohn 
kennzeichneten  vnrtschaftlichen  Verhältnissen  des  Einzelnen. 

Neue  organisatorische  Veränderungen  mußten  vorgenommen 
irden,  als  das  Livalidenversicherungsgesetz  kam.    Für  diesen  Ver- 
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sichemngszweig  richtete  man  wieder  eine  neae  Abteilung,  und  zwar  mit 
besonderer  Bnch-  and  Eassenffihmng  and  besonderer  Beitragsleistang 
ein.  Der  besondere  Beitrag  ist  so  bemessen,  daß  sich  ÜberschfisBe 
ergeben,  die  zar  Befriedigang  der  gewaltigen  Anforderangen  der 
Znkanft  dienen  sollen. 

Neben  diesen  beiden  Abteilungen  steht  eine  dritte,  die  das  alte 
knappschaftliche  Pensionswesen  behandelt,  and  fOr  die  ebenfalls 
besondere  Beiträge  erhoben  werden.  Wie  sehr  das  Invaliden- 
versicherangsgesetz  die  Beitragsleistang  fOr  diese  Abteilang  be- 
einflaßt  hat,  haben  wir  gesehen. 

Diese  Reorganisationen  haben  eine  Qesandang  des  knappschaft- 
lichen Instituts  namentlich  in  finanzieller  Hinsicht  bewirkt 

Während  sich  die  größeren  Enappschaftsvereine  den  Anforder- 
rangen,   die  das  Elrankenversicherangsgesetz   and    das   Invaliden- 
versicherangsgesetz  stellten,  anpassen  konnten,  ließen  sich  die  im 
ünfallversicherangsgesetz  vorgesehenen  Organisationen,  die  den  dem 
Knappschaftswesen    ganz    fremden  Charakter   öffentlich-rechtlicher 
Vericherangsgemeinschaften  der  Unternehmer  tragen,  nicht  in 
die  Enappschaftsvereine  einfügen.    Damals,  als  die  sozialpolitischen 
Gesetze  eben  erst  eingesetzt  hatten  and  es  an  Erfahrungen  noch 
völlig  gebrach,  war  das  wenigstens  nicht  möglich.    Daher  maßten 
fOr  die  Unfallfärsorge  besondere  Einrichtungen  geschaffen  werden. 
Es  entstand  die  Knappschaftsberufsgenossenschaft  als  yoUkonmien 
selbständige  Organisation.    Es  bleibt  zu  hoffen,  daß  bei  der  Durch- 
führung der  angestrebten  Verschmelzung  der  3  Versicherangszweige 
die  Lücke  wieder  verschwinden  wird,   die  das  ünfallversicherangs- 
gesetz in  die  knappschaftliche  Versicherung  gebracht  hat.  Die  Enapp- 
schaftsvereine werden    dann  wieder  die  ganze  öffentlich-rechtliche 
Versicherung  der  Bergarbeiter  in  organischem  Zusammenhange  in 
sich  vereinen, 
wflnsohens-  Die  vou  modomen  Anschauungen  erfüllten  Beichsversicherungs- 

R^^eif^  gesetze  haben  also  die  alten  konservativen  Enappschaften  gezwungen, 
£j3t^J|22SneQ.  sich  in  vielen  Punkten  den  Forderungen  der  neueren  Zeit  anzu- 
passen. Den  Best  der  alten  knappschaftlichen  Organisation,  der 
den  Einwirkangen  der  Reichsgesetze  noch  nicht  unmittelbar  aus- 
gesetzt gewesen  ist,  suchen  nun  viele  Eassen,  den  veränderten  Zeit- 
verhältnissen zum  Trotz,  zu  wahren. 

Vor   allem  wehren  sich  zahlreiche  kleine  Enappschaftsvereine 
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bartnäckig  dagegen,  ihr  Sonderdasein  aufzugeben.  Von  den  126  ^) 
lentschen  Enappschaftsvereinen  sind  die  meisten  rein  örtlicher 
!fator.2)  DafOr,  daß  die  lokalen  Vereine  sich  nicht  zu  großen 
Jezirksrereinen  zusammenschließen,  ist  ein  triftiger  Grund  nicht 
orhanden.  Wenn  die  Vereine  sagen,  sie  wollten  ihre  „Individualität^ 
rahien  und  sich  nicht  „schabionisieren''  lassen  ^),  so  können  sie  damit 
len  unbefangen  urteilenden  nicht  überzeugen.^)  Die  heutigen 
Cnappschaftsvereine  sind  wirtschaftliche  Vereini- 
liingen.  Der  Weg,  der  unserem  heutigen  Wirtschaftsleben  vor- 
[ezeichnet  ist,  heißt  aber  Organisation.  Die  Zeiten  des  Indi- 
idoalismus  sind  im  wirtschaftlichen  Leben  im  großen  und  ganzen 
orbeL  Bei  der  ängstlichen  „Wahrung  der  Individualität*'  wird 
^ielsweise  auch  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit,  der  die 
Bergleute  mit  Bücksicht  auf  ihre  knappschaftlichen  Beuten  noch 
interliegen,  nicht  vollständig  beseitigt  werden  können.  Wie  die 
Verhältnisse  heute  liegen,  wird  dies  auch  durch  den  Entwurf  zu 
lern  neuen  Titel  VII  des  A.  B.  G.  nicht  erreicht  werden.  —  Die 
ieineren  Kassen  werden  aber  wohl  von  selbst  verschwinden,  wenn 
rst  die  reichsgesetzliche  Witwen-  und  Waisenversicherung  einsetzt 
der  die  Verschmelzung  der  reichsgesetzlichen  Versicherungszweige 
rfolgt 

Auch  in  Bezug  auf  die  Mitgliedschaft  haben  die  Beichsver- 
eherungsgesetze  bei  den  Enappschaftsvereinen  noch  nicht  voll- 
indig  die  Verjüngung  bewirkt,  die  wünschenswert  bezw.  nötig  ist. 
Qch  heute  hat  man  bei  den  Enappschaftsvereinen  noch  zwei  Gruppen 
m  Eassenmitgliedem :  die  unständigen,  minderberechtigten  und 
e  ständigen,  vollberechtigten.  Diese  Unterscheidung  entspricht 
tseren  heutigen  Anschauungen  nicht  mehr.  Auch  die  3  Beichs- 
rsicherungsgesetze  kennen  keine  ständigen  und  unständigen 
heiter,   keine  Abstufungen    der    Arbeiter   nach  „Graden".     Sie 

1)  1903. 

2)  Yen  den  72  preußischen  Knappschaftsvereinen  haben  nur  9  mehr  als 
000  MitgUeder.  Bei  27  Vereinen  schwankt  die  Mitgliederzahl  zwischen 
00  nnd  10  000.  Es  gibt  sogar  Enappschaftskassen,  die  nicht  einmal  100  Mit- 
)der  z&LIen  (Statistik  der  preußischen  Knappschaftsvereine.  Zeitschrift  fOr 
rg-,  Hatten-  und  Salinenwesen  1904). 

3)  Zweiter  vorlanfiger  Entwurf  zu  Titel  YU  A.B.6. 

4)  Derselben  Ansicht  ist  Täglichsbbok,  Siehe  Zeitschrift  für  Bergrecht. 
.  XXIY.  a  490. 
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wollen  alle  Arbeiter  and  wirtschajftlich  ähnlich  stehenden  Peisonen 
in  gleicher  Weise  schätzen,  einerlei,  ob  sie  jugendlich  oder  e^ 
wachsen,  männlich  oder  weiblich,  vorübergehend  oder  daaemdin 
in  einem  Berufe  sind.  0  Den  ständigen  Mitgliedern  standen  Ton 
alters  her  umfangreichere  Unterstützungen  zu.  Den  Unständigen 
gewährte  man  dauernde  Pensionen  nur  bei  Beschädigungen  bei  der 
Bergarbeit  Im  allgemeinen  stand  ihnen  auch  nur  eine  beschiinkte 
ErankenfBrsorge  zu.  Auch  nach  dieser  Bichtung  hin  haben  die 
3  Gesetze  ausgleichend  gewirkt  Wie  die  Fährnisse  für  Leben  und 
Oesundheit  bei  den  ständigen  und  unständigen  Bergarbeitern  gldch 
sind,  so  sind  auch  beide  Kategorien  gleich  gegen  sie  geschützt  worden. 

Die  Beichsgesetze  haben,  soweit  sie  die  Enappschaftsrereine 
uimiittelbar  zu  beeinflussen  vermocht  haben,  zur  Beseitigung  der 
Scheidung  unter  den  Mitgliedern  wesentlich  beigetragen.  Die  Be- 
dingungen für  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  bei  der  Pensionskasee 
sind  gemildert,  und  so  ist  die  früher  recht  begrenzte  Zahl  der 
Personen,  die  einen  Anspruch  auf  die  dauernden  knappschaftlidien 
Leistungen  erlangen  konnten,  erweitert  worden.  Es  war  femer  nicht 
mehr  angängig,  Mitglieder  beitragen  zu  lassen,  die  keinen  Ansprach 
auf  Ejiappschaftsleistungen  erwerben  konnten.  —  Zu  wünschen  bleibt 
also  noch,  daß  der  bei  der  knappschaftlichen  Pensionskasse  des  All- 
gemeinen Enappschaftsvereins  noch  immer  grundsätzlich  erhaltene 
unterschied  zwischen  ständigen  und  unständigen  Mitgliedern  nach 
dem  Beispiele  einiger  anderen  Enappschaftsvereine  ganz  beseitig 
werden  mochte.  Die  Unterscheidung  ist  nur  noch  ein  Überbleibsel 
aus  vergangenen  Zeiten  und  unter  den  heutigen  Verhältnissen  kaom 
noch  von  finanzieller  oder  sonstiger  Bedeutung.  Auch  der  ständige 
Bergarbeiter  unterscheidet  sich  eben  heute  sozial  und  wirtschaftlich 
durch  nichts  mehr  von  anderen  Arbeitern. 

Sodann  entspricht  der  bei  den  knappschaftlichen  Pensionskassen 
noch  als  Voraussetzung  für  den  Beginn  der  ständigen  Mitgliedschaft 
und  damit  für  den  Beginn  des  Anspruchs  auf  Beute  bestehende 
Gesundbefnnd  nicht  mehr  unseren  heutigen  Anschauungen.  Wer 
arbeitet,  soll  auch  versichert  sein.  Wenn  jemand  so  krank  ist,  idi 
er   die  vorgeschriebene  Wartezeit  nicht  zurücklegt,  bekommt  er  ja 


1)  Ganz  gleich  sind  die  Bestimmungen  der  3  Gesetze  über  die  Mitglied- 
schaft ja  allerdings  nicht.    Das  kommt  hier  aber  nicht  in  Betracht. 
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sowieso  keine  Bente.  Die  reichsgesetzliche  Invalidenversichening 
kennt  die  ärztliche  üntersnchnng  auch  nicht  Private  Kassen 
mögen  diese  Bedingung  aufstellen  und  festhalten;  für  eine  moderne 
iffentlich-rechtliche  Arbeiterversicherung  paßt  sie  nicht  mehr. 

Auch  die  Leistungen  an  sich  werden  nicht  mehr  nach  dem  Efn^Hrkang  auf 
»Grade'',  sondern  nach  den  tatsächlichen  Bednrfiiissen  des  Einzelnen  ^  ^^ 
bemessen.  Den  Maßstab  bildet  der  verdiente  Lohn,  und  zwar  ent- 
weder der  zuletzt  verdiente,  oder  das  Fazit  des  ganzen  Lebens- 
Terdienstes.  —  Das  Erankenversicherungsgesetz  hat  die  frühere 
Unterstützüngsdauer  erheblich  verlängert  und  auch  die  Leistungen 
selbst  sehr  erhöht.  Die  früheren  unständigen  Mitglieder  der 
Krankenkasse  verdanken  insbesondere  der  Novelle  von  1903  sehr 
riel;  sie  hat  ihnen  die  vollige  Gleichstellung  mit  den  ständigen 
ICtgliedem  gebracht  —  Das  Unfallversicherungsgesetz  hat  eine 
Ausdehnung  der  ünfallfarsorge  sowie  eine  außerordentliche  Erhöhung 
ind  eine  zweckmäßigere  Berechnung  der  Beuten  bewirkt.  —  Das 
nvalidenversicherungsgesetz  sicherte  auch  den  unständigen  Mit- 
üedem  eine  Invalidenpension.  Für  die  im  Sinne  des  Beichsgesetzes 
rwerbsunfahigen  Bergarbeiter  und  für  die  über  70  Jahre  alten 
(reise  ist  eine  Erhöhung  der  Bentenbezüge  eingetreten. 

Zu  erstreben  bleibt,  daß  allgemein  die  knappschaftliche  Li- 
alidenversichernng  mit  der  reichsgesetzlichen  verschmolzen  wird,  und 
war  in  Anlehnung  an  die  im  Invalidenversicherungsgesetz  gegebenen 
Brandsätze.  Dieses  Ziel  wird  aber  wohl  erst  erreicht  werden,  wenn 
ie  reichsgesetzliche  Witwen-  und  Waisenversicherung  eingeführt  ist. 
Im  ganzen  sind  die  unmittelbaren  Vorteile  der  Beichsver- 
ieberungsgesetze  gerade  für  die  Bergarbeiter  weniger  in  die  Augen 
priogend  gewesen  als  bei  anderen  Berufsarten,  weil  die  Bergleute 
ich  schon  vorher  eines  Maßes  von  Sicherung  gegen  die  Gefahren 
lies  Berufs  zu  erfreuen  gehabt  haben,  wie  es  den  übrigen  Arbeiter- 
ategorien  nicht  entfernt  ähnlich  beschieden  gewesen  ist  Und  doch 
firfte  unsere  Untersuchung  die  zahlenmäßigen  Nachweise  dafür 
rbracht  haben,  daß  die  Beichsgesetzgebung  zur  Verbesserung  der 
lateriellen  Lage  auch  der  Bergarbeiter  ganz  erheblich  beige- 
hat 
Diese  Gesetze  haben  aber  darüber  hinaus  noch  eine  Beihe  vou^^a?^^*' 
Virkungen  geübt,  die  in  den  Kreis  unserer  Betrachtungen  deshalb  tiS^firaf^ 
icht  mit  einbezogen  worden  sind,   weil  sich  fOr  sie  ein  exakter  ^^^um«^ 
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Nachweis  nicht  f&hren  läßt  Oemeint  sind  die  bedeutsamen  Ein- 
wirkungen der  Arbeiterversicherungsgesetze  auf  die  EnappsohaßB- 
mitglieder  in  intellektueller,  sittlicher  und  sozialer  Be- 
ziehung. Mit  wenigen  Worten  möge  zum  Schlüsse  auf  sie  noeb 
hingewiesen  werden. 

Von  Anfang  an   ist  bekanntermaßen  von   den  3  Gesetzen  er- 
wartet worden,   daß  sie  den  Arbeitern  neben  den  materiellen  Voi- 
teilen^im  Laufe  der  Zeit  auch  ideale  Vorteile  bringen,  daß  sie  einen 
Ausgangspunkt  für   die  weitere  geistige  und  sittliche  Entwicklung 
der  Masse   der  Arbeiter  bilden  würden.    Inwieweit  sich  diese  Er- 
wartung bisher    allgemein   und  bei  den  Bergleuten  im  besonderen 
erfüllt   hat,   ist   freilich  sehr   schwer  zu  sagen,  zumal  sich  zu  den 
Wirkungen  dieser  Gesetze  die  Folgen  der  Aufbesserung  der  Lage 
der  Arbeiter   durch  Lohnerhöhungen,  Verkürzung   der  Arbeitszeit 
die  Folgen  gesetzlicher  und  freiwilliger  Wohlfahrtseinrichtungen  usw. 
in^iTk^"  gesellt  haben.    Mögen   aber  die  Meinungen   in  dieser  Frage  auch 
«^«r^d  Bozia- uoch  SO  sohr  auseinander  gehen,   so  kann  doch  jedenfalls  an  der 
Tatsache  nicht  gerüttelt  werden,  daß  die  Arbeiter  im  allgemeinen 
heute  in  intellektueller  und  sozialer  Beziehung  eine  wesentlich  höhere 
Stufe  einnehmen,  als  vor  25  Jahren.     Dafür  zeugt  neben  vielen 
anderem  ihre  lebhaftere  Anteilnahme  am  öffentlichen  Leben  und  ihr 
zunehmender    Zusammenschluß    zu    Organisationen.     Zu    diesem 
Eulturfortschritt  haben  die  Versicherungsgesetze  zweifellos  mit  bei- 
getragen, indem  durch  sie  die  Arbeiter  zu  vermehrter  geistiger  Arbeit 
veranlaßt  worden  sind.   Sie  stellen  jedem,  der  sich  mit  seinen  Sechten 
und  Pflichten  aus  ihnen  vertraut  machen  will,  recht  komplizierte  Denk- 
aufgaben, und   außerdem  finden  die  geistig  Hochstehenden  in  der 
Verwaltung    der    Versicherungsorganisationen   und    in    der  Recht- 
sprechung Gelegenheit   zu   einer  sehr  bedeutsamen  geistigen  Fort- 
bildung.   Die  Rechtskenntnis  unter  den  Arbeitern  ist  auf  diese  Weise 
vermehrt  und    das    Vertrauen    zur    Rechtsprechung    im    ganzen 
gefestigt    worden.    Dadurch    aber,    daß    die  Arbeiter    bei   der  Be- 
sorgung von  Angelegenheiten  mitwirken,  die  im  allgemeinen  ihrem 
Gesichtskreis    entrückt  und  in  die  Hände  der  Unternehmer  oder 
anderer  nicht  dem  Arbeiterstande  angehöriger  Personen  gelegt  sind, 
lernen   viele  von  ihnen  die  Tätigkeit  geistig  arbeitender  Personen 
besser  kennen  und  würdigen.    Heute  schon  treten  sich  durch  das 
regelmäßige  Zusammenwirken   der  Unternehmer  und  Arbeiter  auf 
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hl  Grundlage  der  Gleichberechtigung  beide  Gruppen  menschlich 
liher,  und  damit  wird  das  Verständnis  der  beiderseitigen  Interessen 
md  Bedürfiiisse  wesentlich  erleichtert  0  Mit  der  geistigen  Hebung 
ler  Arbeiterschaft  und  der  Mehrung  der  Anlässe  zu  gemeinsamem 
Uten  und  Taten  ihrer  Vertreter  mit  Vertretern  der  Unternehmer 
ollrieht  sich  gleichzeitig  unverkennbar  eine  bemerkenswerte  soziale 
[eboDg  der  unteren  Klasse.  Die  Versicherungsgesetze  tragen  so 
Dgemaoh  dazu  bei,  daß  sich  das  Arbeitsverhältnis  mehr  und  mehr 
08  einem  rein  vertragsmäßigen  in  ein  gewissermaßen  soziales 
erhältnis  umwandelt 

Noch  weiter  auseinander  als  in  dieser  Frage  gehen  die  Meinungen  sittuohe  wir- 
irfiber,  inwiefern  Erfolge  der  Versicherungsgesetze  in  sittlicher  ^^' 
insicht  zu  verzeichnen  sind.  Zahlenmäßig  nachweisen  läßt  sich 
er  nur  eine  Zunahme  des  Sparsinns  in  den  unteren  Bevölkerungs- 
issen.  Sie  mag  zum  Teil  auf  den  Einfluß  der  sozialen  Gesetze 
rüokzuführen  sein,  die  im  Grunde  genommen  ja  auch  ein  Sparen 
rlangen  und  die  Arbeiter  so  aufs  Sparen  hinweisen.  Auf  der 
deren  Seite  spricht  allerdings  der  Umstand,  daß  sich  sehr  viele 
heiter,  auch  viele  Bergarbeiter,  nach  Renten  und  sonstigen  Kassen- 
sfigen  drängen,  noch  ehe  sie  einen  wirklichen  Anspruch  erheben 
onen,  nicht  gerade  für  eine  moralische  Erstarkung  in  den  Arbeiter- 
)iaen.  Allein  es  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  daß  mit  der 
Ihe  der  Kassenleistungen  instinktiv  auch  das  Verlangen  nach 
m  Genüsse  einer  Rente  steigen  mußte  bei  den  immerhin  nicht  selte- 
n  Menschen  mit  noch  schwach  entwickeltem  Gerechtigkeitsgefühl, 
denfalls  wäre  es  ganz  verfehlt,  aus  der  angegebenen  Tatsache 
ein  weitgehende  Schlüsse  zu  ziehen  auf  eine  Korrumpierung  der 
beiterschaft  durch  Überhandnähme  der  Simulation.  —  Im  ganzen 
tobte  ich  annehmen,  daß  die  Besserstellung  der  Arbeiter  in 
iterieller  Hinsicht  mit  der  Zeit  auch  die  sittlichen  Anschauungen 
der  Arbeiterschaft  fördern  und  festigen  wird. 

Alle  die  angeführten  Momente    gelten    für    die  Bergarbeiter 
illeicht  nicht  in  dem  Maße  wie  für  die  übrigen  Arbeiter,  weil  bei 


1)  Daß  die  Zasammenarbeit  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  unter  üm- 
inden  aber  auch  zar  Yerscbärfung  vorbandener  GegeDsfttze  führen  kann, 
ain  an  die  SteUe  der  Sachlichkeit  Parteileidenschaften  treten,  ist  in  nnseren 
lafabnmgen  gelegentlich  hervorgehoben  worden. 
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ihnen  das,  was  fOr  die  Mehrzahl  der  anderen  Arbeiter  erst  dorc 
die  sozialen  Gesetze  herbeigef&hrt  wurde,  zum  großen  Teil  ja  scho 
in  den  alten  knappschaftlichen  Einrichtungen  vorhanden  war.  AIm 
auch  unter  ihnen  hat  das  geistige  Leben  durch  die  neuere  Au 
gestaltung  des  Enappschaftsinstituts  unverkennbar  an  Anregunge 
gewonnen.  Hingegen  ist  f&r  die  Bergleute  in  sozialer  Hinsiol 
eine  ungünstige  Nebenwirkung  der  Reichsversicherung  nicht  gu 
ausgeblieben, 
unronstige  Mit  der  Verringerung  des  Yorsprungs  vor  beinahe  der  gan» 

e  ^>°«^'(^l^^gQ2i  Arbeiterschaft,  den  der  Stand  der  Bergleute  ehedem  seini 
Enappschaftskassen  zu  verdanken  gehabt  hat»  sowie  mit  der  dar 
die  Reichsgesetze  weiterhin  bewirkten  Abschwächung  der  klassc 
weisen  Scheidung  der  Bergleute  ist  das  ungewöhnliche  Anseh 
verloren  gegangen,  das  der  ganze  Stand,  und  insbesondere  ei 
bevorzugte  Oberschicht  in  ihm  genoß. 

Der  ungünstige  Einfluß,  den  die  nach  den  Anschauungen  unse; 
Zeit  durchaus  notwendige  —  Nivellierungsarbeit  der  Reichsgese 
für  die  Bergarbeiter  in  sozialer  Hinsicht  gezeitigt  hat,  tritt  aber 
Bedeutung  ganz  zurück  hinter  den  Folgen  neuerer  Wandlung 
im  Berggewerbe  als  solchem.  Der  gewaltige  Aufschwung  der  Be 
Industrie  in  den  letzten  Jahrzehnten  hat  ein  so  schnelles  i 
schwellen  der  Zahl  der  Bergleute  gebracht,  daß  sozial  und  der  A 
bildung  nach  tiefstehende  Elemente  in  großem  Umfange  heri 
gezogen  und  eingestellt  werden  mußten.  Dieser  Tatsache  der  e 
getretenen  Minderung  seiner  Durchschnittsqualität  ist  das  un? 
kennbare  Sinken  des  Ansehens  des  Bergarbeiterstandes  vor  all 
zuzuschreiben.  Die  Erscheinung  ist  also  in  der  Hauptsache  e 
Wirkung  der  allgemeinen  Zeit  Verhältnisse.  Wie  nach  unserer  Unt 
suchung  nicht  mehr  zweifelhaft  sein  kann,  würde  die  große  Me 
heit  der  Bergleute  ohne  die  Versicherungsgesetzgebung  des  Reicl 
sozial  weit  ungünstiger  gestellt  sein,  als  sie  es  heute  ist 
sohioss.  Alles  in  Allem:  Die  drei  großen  Yersicherungsgesetze  ( 
Reiches  haben  den  Enappschaftsvereinen  und  ihren  Mitglied( 
ganz  erhebliche  materielle  und  immaterielle  Vorteile  gebrac 
Das  Knappschaftsinstitut  ist  durch  sie  seinem  Ziele,  den  Bei 
arbeiten!  und  ihren  Familien  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Bedrängi 
in  ausreichendem  Maße  zu  helfen ,  ein  tüchtiges  Stück  näher  g 
bracht  worden. 
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Durch  die  Umwandlung  der  Enappschaftsvereine  unter 
dem  Einflasse  der  Arbeiterversicherungsgesetze  hat  das  Enapp- 
«hnftsinstitat  bereits  einen  ganz  anderen  Charakter  erhalten,  und 
mit  dem  kflnftigen  weiteren  Ausbau  der  Arbeiteryersioherungsgesetze 
wild  es  wohl  auch  den  Best  seines  früheren  Charakters  yerlieren. 

Noch  mancher  Vorteil,  dessen  sich  heute  nur  die  Bergarbeiter 
d&eaen  dflrfen,  wird  in  Zukunft  auch  den  fibrigen  Arbeitern  im 
Wege  der  Versicherung  zugänglich  gemacht  werden.  Wenn  das 
Kuqppsohaftsinstitut  dann  schließlich  in  den  Leistungen  yon  den 
Beichsgesetzen  eingeholt  ist»  so  darf  die  S  o  n  d  e  r  aufgäbe,  die  es  gegen- 
flber  den  reichsgesetzlichen  Arbeiterversicherungs-Einrichtungen  jetzt 
nodi  hat,  als  abgeschlossen  gelten.  Ihm  wird  aber  für  alle  Zeiten 
der  Böhm  bewahrt  bleiben,  Vorlauf  er  und  Vorbild  unserer  gewaltigen 
BddhsYersicherung  gewesen  zu  sein. 


statistischer  Anhang. 
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Reiches  Material  für  die  folgenden  Zosammenstellangen  boten 
ie  Sonderhefte  aber  die  preofiischen  Enappschaftsvereiney  die  jährlich 
Qmal  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  beigegeben 
^rden.  In  dieser  Zeitschrift  erschienen  1854  die  ersten  Statistiken 
^r  das  Enappschaftswesen,  and  zwar  in  Abhandlangen  von  Hayssen. 
le  Regierang  setzte  später  die  statistischen  Yeröffentlichangen  fort 
I«  Material  daza  haben  nach  §  1 85  des  A.  B.  0.  die  Enappschafls- 
reine  za  liefern.  Leider  sind  diese  amtlichen  Statistiken  nach  dem 
krafttreten  der  Arbeiterversicherangsgesetze  nicht  genügend  aasge- 
altet  worden.  Man  hat  sich  in  der  Hauptsache  damit  begnügt,  den 
tan  Zosammenstellangen  einige  neae  Spalten  anzafügen. 

Aas  Enappschaftskreisen  sind  Zweifel  darüber  laat  geworden,  ob 
an  den  alten  Yeröffentlichangen  volles  Yertraaen  entgegenbringen 
Inne.  Ob  die  Zasammenstellangen  tatsächlich  angenaa  sind,  läßt 
3h  heate  nicht  mehr  feststellen.  Seitens  des  Allgemeinen  Enapp- 
haftsvereins  ist  vergeblich  versacht  worden,  dies  aafzaklären.  Wir 
üssen  deshalb  die  vorhandenen  alten  Statistiken  als  richtig  hin- 
ihmen.  An  den  Darstellangen  aas  den  letzten  zwanzig  Jahren  ist 
)hl  nicht  za  rütteln. 

Seit  dem  Inkrafttreten  der  Arbeiterversichenmgsgesetze  legt 
an  überhaupt  mehr  Oewicht  daraaf,  die  Jahresergebnisse  and 
nstige  tatsächliche  Yerhältnisse  genaa  festzahalten,  damit  allmählich 
Q  reichlicher  Erfahrangsschatz  angesammelt  werde. 

Die  Enappschafts-Berafsgenossenschaft  and  ihre  Sektionen 
ben  seit  ihrem  Bestehen  umfangreiche  Jahresberichte  und  eine 
reimal  monatlich  erscheinende  Zeitschrift,  den  „Eompaß%  heraus. 

Im  Buhrrevier  ist  erst  nach  der  Yerschmelzung  der  drei  Yereine 
d  der  Übernahme  der  reichsgesetzlicheo  Invalidenversicherung 
t  der  Yeröffentlichung  größerer  Yerwaltungsberichte  begonnen 
ifden.  Bis  dahin  hatte  man  sich  damit  begnügt,  den  Yersicherten 
innögensübersichten  durch  Anschlag  an  den  Zechen  bekannt  zu 
ben.  Daher  ist  es  vielfach  nicht  möglich,  den  Zahlen  aus  der 
aeren  Zeit  diejenigen  aus  früheren  Jahren  gegenüberzustellen. 

Ein  weiterer  Übelstand  liegt  darin,  daß  sich  die  amtlichen 
atistiken  und  die  Znsammenstellungen  des  Allgemeinen  Enapp- 
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schaftsvereins  gegenseitig  nicht  recht  ergänzen.  Zwar  liegt  beiden 
das  Ealenderjaiir  (zugleich  auch  Geschäftsjahr  des  Allgemeinen 
Knappschaftsvereins)  zugrunde.  Während  der  Verein  aber  den  (am 
i.  Juli  jeden  Jahres  erfolgenden)  Abschluß  der  Jahresrechnungen  ab- 
wartet, verwendet  die  Regierung  die  nicht  so  genauen  Materialien,  die 
der  Verein  gleich  zu  Anftmg  eines  jeden  Jahres  über  das  verflossene 
Jahr  einreichen  muß.  In  den  folgenden  Statistiken  weichen  die 
Zahlen  deshalb  manchmal  auch  etwas  von  einander  ab.  Sdir  z 
wünschen  wäre,  daß  künftig  von  beiden  Seiten  die  Ergebnisse  d 
endgültigen  Jahresabschlusses  zugrunde  gelegt  würden. 

Es  sei  hier  noch  darauf  hingewiesen,  daß  sich  aus  den  Statistiken 
allein  die  Einwirkungen  der  drei  Versicherungsgesetze  nicht  ausrei- 
chend erkennen  lassen.   Die  drei  Beichsgesetze  haben,  wie  wir  sahen, 
nicht  allgemein   neue  Einrichtungen  geschaffen,  die  mit  den  altec» 
Institutionen   verglichen   werden  können;  sie  haben  auf  der  einen 
Seite  manches  nur  wenig  geändert,  auf  der  anderen  Seite  vollständig 
Neues  neben  Altes  gestellt  oder  sogar  neue  Organisationen  bewirkt, 
die  dem  alten  Knappschaftswesen  gänzlich  fremd  sind.   Es  war  des- 
halb auch  nur  stellenweise  möglich,  die  einzelnen  Aufstellungen  so  za 
gliedern,  daß  sie  die  Verhältnisse  vor  und  nach  der  Einführung  der 
Arbeiterversichernngsgesetze  veranschaulichen.    Trotzdem  werden  die 
Statistiken  aber  manchen  Einblick  in  die  Veränderungen  gewähren, 
welche  die  Sozialgesetze  an  dem  alten  Enappschaftsbau  gezeitigt  haben. 

Unter  den  Statistiken  finden  sich  hin  und  wieder  einzelne,  auf  die 
im  Text  nicht  Bezug  genommen  ist.  Sie  sind  eingefügt,  weil  die  ver- 
schiedenen Gruppen  des  statistischen  Anhangs  möglichst  abgerundet 
dargeboten  werden  sollten.  Gilt  es  doch,  mit  diesen  Zahlenreihen 
zur  Ausfüllung  einer  Lücke  in  der  Enappschaftslitteratur  beizutragen, 
da  in  ihr  meines  Wissens  statistische  Zusammenstellungen  größeren 
Umfangs,  die  unter  ähnlichen  Gesichtspunkten  aufgestellt  sind,  nocb 
nicht  vorliegen.  — 

Die  folgenden  Zahlen  beziehen  sich  überall  dort,  wo  anderes 
nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  auf  den  Allgemeinen  Knappschafbsverein. 

Endlich  muß  noch  bemerkt  werden,  daß  bei  manchen  Zusammen- 
stellungen, in  denen  alle  deutschen  Enappschaftskassen  oder  alle  deat' 
sehen  Krankenkassen  zu  Vergleichen  herangezogen  sind,  gelegenÜieb 
Zahlen  aus  früheren  Jahren  gebracht  werden  mußten,  weil  neuere 
bis  zum  Abschlüsse  der  Arbeit  noch  nicht  zugänglich  waren. 


Statistiicher  Anhang. 
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Die  Betegsohaften  der  Yereinswerke  beim  Allgemeinen  Enappschafte 

verein. 


Jahr 

Zahl  der 

Werke 

1 

StCndige 

unständige 

Znaammen 

1890 

227 

64  312 

64  720 

129  032 

1891 

236 

76  616 

62  775 

139  291 

1892 

244 

85  481 

60  923 

146  404 

1893 

245 

86  450 

61151 

147  601 

1894 

171 

95  062 

61187 

156  249 

1895 

172 

97  319 

62  252 

159  571 

1896 

177 

98124 

68  538 

166  662 

1897 

179 

100  906 

81235 

182  141 

1898 

180 

104  006 

94  281 

198  287 

1899 

185 

111251 

101  986 

213  237 

1900 

191 

121  638 

113  588 

235  226 

1901 

188 

125  998 

127  682 

253  670 

1902 

176 

138  077 

109  457 

247  534 

1903 

180 

157  628 

102  713 

260  341 

1904 

166 

166  409 

108  810 

275  219 

Die  Belegschaften  im  RohrrevierJ) 


Jahr 

Zahl  der 
Werke 

Belegschaft 

1795 

146 

1368 

1820 

161 

3  556 

1845 

215 

10  472 

1855 

240 

23  843 

1865 

234 

43  052 

Der  Steinkohlenbergbau  in  ganz  Preoßen  beschäftigte  nach  de 
amtlichen  Erhebungen  im  ersten  Vierteljahr  1905  428456  Arbeite: 
davon  waren  256  214  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund  tätig. 

1)  Bülow  a.  a.  0.  S.  8. 
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i  2.   Die  Durchsohnitts-Löhne  der  Bergarbeiter  im  Oberbergamts- 

bezirk  Dortmund.  0 


Unterirdisch  aber  mit 

Gesteins- 

und  Kohlen- 

Nebenarbeiten 

Über  Tage  besöhifdgta 

haner  sowie  Schlepper 

beschAftigte  Zimmerer, 

Arbeiter 

Manrer  v.  s. 

f. 

Aibeitenahl 

Sohioht- 

lohn 

inMk. 

Jahies- 
arbeita- 
▼er- 
dientt 
in  Mk. 

Arbeltenahl 

Schioht- 

lohn 

in  Mk. 

JahxM- 

arbeita- 

y«r- 

dientt 

faiMk. 

Arbeitnzahl 

Sehioht- 

lohn 

faiMk. 

•rbdtH 

dienst 
inMk. 

65  967 

2,96 

936 

14  852 

2,34 

763 

17  548 

2,37 

797 

72  254 

3,42 

1028 

16  342 

2,60 

817 

19188 

2,57 

857 

78  226 

3,98 

1183 

19  462 

2,93 

920 

21438 

2,82 

987 

82  719 

4,08 

1217 

23  285 

2,95 

925 

23153 

2,85 

950 

75  616 

3,87 

1120 

33  319 

2,69 

805 

24169 

2,76 

898 

75  336 

3,71 

1084 

36  612 

2,59 

791 

25  576 

2,70 

878 

77  945 

3,73 

1102 

38  996 

2,61 

805 

26  608 

2,72 

889 

78  091 

3,75 

1114 

39  824 

2,65 

816 

27  462 

2,74 

898 

81927 

3,90 

1203 

41141 

2,72 

862 

28  912 

2,81 

984 

88  930 

4^32 

1328 

45  327 

2,88 

926 

31159 

2,96 

993 

96  691 

4,55 

1387 

49  595 

3,00 

964 

33  379 

3,04 

1022 

103  707 

4,84 

1491 

53  347 

3,16 

1027 

35  513 

3,18 

1076 

112  928 

5,16 

1592 

60173 

3,36 

1096 

89  571 

8,32 

1125 

119  130 

4,98 

1447 

67  267 

3,35 

1024 

42  290 

3,82 

1080 

119  027 

4,57 

1314 

66  871 

3,22 

955 

42  624 

3,25 

1047 

123  629 

4,64 

1411 

70  498 

3,27 

1017 

45  560 

3,29 

1094 

beiden  folgenden  Statistiken  geben  die  Dnrchschnitts-Schicht- 
e  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund  aus  früheren  Jahren  wieder: 

') 


Jahr 

Haner 

Arbeiter  für 
Gnibenaasbaa 

Tagesarbeiter 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1878 

2,66 

2,13 

2,24 

1882 

3,01 

2,19 

2,30 

1883 

3,15 

2,25 

2,36 

1884 

3,08 

2,23 

2,35 

1885 

3,04 

2,22 

2,86 

1886 

2,92 

2,17 

2,85 

1887 

2,93 

2,14 

2,37 

l)  Aus  den  amtlichen  Mitteilongen  des  Oberbergamtes  rosammepgestel  t. 
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gttttitiiwfcflr  Aohiiig. 


DnrohflohnittB-Schidiaöhne  der  Hauer.  0 


1870 

2,75  Hk. 

1874 

4,00 

1871 

3,00     „ 

1875 

3,80 

1872 

4,50     „ 

1876 

3,00 

1873 

5,00     „ 

1877 

2,56 

Mk. 


Stat  3.    Dmchsohnittlioher  Jahresbetrag  der  Löhne  im  preußische 

Bergbaa.2) 


1888 


1895 


1900 


19(>  2 


a)  Steinkohlenbergbau 
in  Oberschlesien  .    .    . 

516 

675 

877 

8^2 

in  Niederschlesien    .    , 

630 

737 

910 

827 

im  Bohrrevier     .    .    . 

863 

968 

1332 

1205 

im  Aachener  Bevier 

t 

864 

1194 

1151 

im  Saarbrücker  Bevier  . 

842 

929 

1044 

1068 

b)  Braunkohlenbergbau  (Halle) 

c)  Erzbergbau 

in  Mansfeld 

653 

757 
552 

749 

785 
603 

931 

1013 
665 

905 
894 

im  Oberharz 

684 

in  Siegen-Nassau      .    •    , 

) 

620 

996 

851 

ErankeiiTerslelieniiig. 

Stat.  4.  1901  waren  nur  Oßi^jo  aller  deutschen  Krankenkassen 
Enappschaftskrankenkassen ;  sie  umfaßten  aber  6,57  ^/o  aller  Ve^ 
sicherten.  3) 

Im  Allgemeinen  Enappschaftsverein  betrug  die  MitgliedenaU 
im  Jahresmittel 

1903  1902  1901 


260  341 


247  707 


253  680 


1)  Aas  der  Festschrift  zum  Achten  Allgemeinen  Deatschen  BergmannB- 
tag  1901.     (Abschnitt  „Arbeiterverhältnisse**  von  Bergassessor  Köhne). 

2)  Die  deutsche  Arbeltenrersichernng  als  soziale  Einrichtong  (Heft  V 
Zahn  S.  23). 

3)  Die  deutsche  Arbeitenrersicherang  als  soziale  Einrichtang  (Heft  II 
Klein  B.  S). 


1  Sj 


Eirnnkenvenichening. 

Stat  4  a.    Altersgrnppienmg  der  Mitglieder. 
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Ton  100  Mitgliedern  der  Krankenkasse  standen  1903  dnroh- 
inittUch  in  einem  Lebensalter  von 


ante  r  16  Jahren 

3,84 

90,53 

16  —20 

14,99 

46—50 

Jahren 

4,93 

21—25 

16,46 

51—55 

w 

2,87 

26—30 

20,36 

56—60 

w 

1,12 

31—35 

15,03 

61—65 

w 

0,42 

36 — 40 

11,80 

66—70 

» 

0,11 

41—45 

8,05 
90,53 

über  70 

if 

0,02 
100,00 

Stat  5.    Verteilung  der  Mitglieder  aaf  die  Lohnklassen. 

Von  je  100  Erankenkassenmitgliedem  entfielen  auf  die  Lohn- 
isse 


hnJ 
«ef    ^ 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

hn 

biB 

1,41 
bis 

1,81 
bis 

2,21 
bis 

2,61 
bis 

8,01 
bis 

3,41     3,81 
bis      bis 

4,21 
bis 

4,61 
bis 

5,01 
bis 

5,41 

biB 

ftber 

ICk. 

1,40 

1,80 

2,20 

2,60 

8,00 

8,40 

8,80  i  4,20 

4,60 

5,00 

5,40 

5,80 

5,80 

n 

3,0 

0,9 

7 

1,8     2,8 

4,7     6,8     7,7 
19,2 

9,0     11,7    16,5 

16,6     10,2 

9,8 

OS 

.5 

37,2 

86,1 

(h 

2,8 

1,0 

1,0    2,6 

5,2     7,0     8,7 
20,9 

10,8     12,9    16,4 

14,6 

8,9      8,2 
81,7 

02 

7: 

89,6 

n 

2,5 

1 

1,0      1,1     2,8 
6,9 

4,9     7,0     8,1 

> ^ ' 

20 

8,2     8,9      11,8 

18,6 

1. 

12,9    17,7 
44,2 

!tdj 

Ol 

28,9 

Stat.  6.    Beitragseinnahmen  1903. 


Mitgliederbeiträge     . 
Werkbesitzerbeiträge 


5  552  673,91  Mk. 
4  164  497,38  „ 


Zusammen  9  717  171,29  Mk. 
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Ststittiidiier  Anliang. 


Dorchschnitflioh  worden  1903  fflr  ein  bei  der  Erankadome  Ye^ 
sichertes  Mitglied  an  Beiträgen  geleistet 

Ton  den  Mitgliedern 21,33  Mk. 

von  den  Werkbesitzern      ....     15,99    „ 

Zusammen  37,32  Mk 


Stat  7.  Erankheitsftlle  fiberhanpt      Krankheitsfälle  mit  Krankengeld 


1903 
1902 
1901 

195  310 
171  385 
176  678 

Auf 

1903 
1902 
1901 

75,0 
68,8 
69,6 

184  889 
152  879 
160  923 


Auf  100  Mitglieder  gerechnet 


71,0 
61,7 
63,4 


Die  ungewöhnliche  Steigung  der  Krankenziffer  von  1902  anf 
1903  hat  ihren  Grund  darin,  daß  die  Wurmkrankheit  (Anchylosto- 
miasis)  epidemisch  auftrat  Scheidet  man  die  Wurmerkranknogen 
in  den  drei  Jahren  aus,  so  entfielen  auf  100  Mitglieder  im  Durch- 
schnitt Krankheitsfalle  mit  Krankengeld 


1903 

59,7 

1902 

61,0 

1901 

63,0 

Diesen  Zahlen  standen  1901  38,61  Krankheitsfalle  bei  allen 
deutschen  Krankenkassen  und  54,13  bei  allen  deutschen  Knapp- 
schaftskrankenkassen gegenüber. 

1903  erkrankten  von  je  100  aktiven  Mitgliedern  im  Lebensalter Ton 


unter  16  Jahren 

51,2 

46     50 

Jahren 

65,7 

16—20 

50,7 

51—55 

V 

69,2 

21     25 

62,2 

56—60 

» 

70,3 

26     30 

60,5 

61      65 

w 

85,3 

31—35 

59,7 

66—70 

ff 

77,8 

36—40 

62,2 

über  70 

n 

137,0 

41—45 

65,2 

Die  Wurmerkrankungen  sind  hierbei  nicht  berücksichtigt 
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Yon  je  100  Mitgliedern  erkrankten  (mit  Einschloß  der  Anohy- 
lostomiasisfalle,  aber  unter  Ansschlaß  der  Betriebsunfälle) 

ji903  1902 

t)6i  der    L  Beamtenabteilung 29,1  24,4 

»   „    n.               „                    20,9  15,1 

„   y,    ständigen  Arbeiterklasse 55,9  43,9 

„   „    unständigen         „           54,4  48,8 

Auf  100  Mitglieder  entfielen  Krankheitsfälle  mit  Krankengeld 

Inrchschnittlich  jährlich 

beim  Mär-      beim  Essen-      beim  Mfll- 
kischen        Werdenseben         heimer 
Verein  Verein  Verein 

1  den  Jahren  1873— 1880  44,00  45,2  34,0 

ISS  1—1885  36,66  33,4  30,4 

1886—1889  45,25  44.75  47,5 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 

1890—1895  56,66 

1896—1900  57,8 

Bei  allen  preußischen  Knappschaftsvereinen  wurden  von  100  Mitr 
ledern  durchschnittlich  im  Jahre  krank 

1873—1880  56,9  1896—1900  55,5 

1881—1885  55,3  1901  58,1 

1886—1889  52,8  1902  49,7 

1890—1895  53,8  1903  55,1 

1897  kamen  auf  100  Mitglieder  aller  deutschen  Knappschafts- 
fmkenkassen  48,4  Krankheitsfölle  mit  768,7  Krankheitstagen.  Bei 
en  deutschen  Krankenkassen  betrug  der  Durchschnitt  35,6  Fälle 
it  617,9  Tagen.  Ungünstigere  Zahlen  als  die  Knappschaftskassen 
esen  nur  die  Baukrankenkassen  auf.^) 


Stat  8.    Betriebsunfälle  als  Krankheitsursache. 

Die  Zahl  der  Betriebsunfälle  unter  den  mit  Erwerbsunfähigkeit 
rbnndenen  Krankheitsfällen  belief  sich  1903  auf  43601.  Von 
0  aktiven  Mitgliedern  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  wurden 
03  durch  einen  Betriebsunfall  krank  und  erwerbsunfähig  16,7. 


1)  Viertetjahnheft  zur  StaÜBtik  des  Deatichen  Aeichee  1900,  UL 
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Auf  100  Ißtglieder  kamen  darch  Besohftdigang  bei  der  irbdt 
yenusaohte  Krankheitsfälle  dorohschnitilich  im  Jahr 

beim  Mär-      beim  Essen-      beim  Mfll- 
kiscben        Werdenschen         beioer 
Verein  Verein  Verein 

in  der  Zeit  von  1873—1880  9,44  13,04  8,4 

1881—1885  10,78  13,04  13,76 

1886—1889  10,43  13,5  10,4 

beim  Allgemeinen  Knappscbaftsrerein 

1890—1895  11,72 

1896—1900  11,74 

1901  15,0 

1902  15,7 


Stat   9.    Von   100  Krankheitsfällen  waren  entstanden  darch- 
schnittlich  jährlich 


i)  —  aorcü  ae 

scnaaij 

lung  Dei  der 

'  Arbeit ;  b 

)  — s  dnr 

cn  andere  ursacn« 

beim  Märkischen 

beim  Essen- Wer- 

beim Mülheimer 

Verein 

denschen 

Verein 

Verein 

a) 

b) 

a) 

h) 

a)              b) 

1873—1880 

22 

78 

18,4 

81,6 

13,2            86,8 

1881—1885 

28 

72 

23 

77 

20,8            79,2 

1886—1889 

21,75        78,25 

22,25 

87,75 

17,25          82,75 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 

a)  b) 

1890—1895          20  80 

1896—1900          21  79 

1901  21  79 

1902  25  75 

1903  22  78 


Stat  10.    Krankheitstage. 

Die  Zahl  der  Tage,  for  die  Krankengeld  gewährt  wnrde,  belief 
sich  1903  auf  2819713.  Die  drei  ersten  Tage  jeder  Krankheit,  die 
Sonntage  nnd  die  gesetzlichen  Feiertage,  für  die  ja  kein  Kranken- 
geld gewährt  wird,  sind  nicht  mitgezählt 
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Auf  einen  Eiankbeitsfall  entfielen  im  Dnrchgohnitt  an  Erank- 

hsitstagen 

1903                   15,2 
1902                    16,5 
1901                     16,5 

und  auf  ein  aktives  Mitglied 

t 

i  • 

1903                   10,8 
1902                    10,1 
1901                     10,4 

1 


"i 


Ein  Krankheitsfall  dauerte  dnrohschnittlich 

1903  1902 

bei  den  Erkrankimgen  durch  Betriebsunfälle  .    •     18,2  17,5   Tage 

n   „    anderen  ErankheitsfftUen 14,3  16,1      „ 


1901  war  der  Gesamt-Dnrchschnitt  bei  allen  deutschen  Eranken- 
bssen   17,56  und  bei  den    deutschen  Enappschaftskrankenkassen 
K|     15,76  Tage. 

]  Sieht  man  von  den  Betriebsunßllen  ab,  so  kamen  auf  den 

;     Krankheitsfall  1903  durchschnittlich 


bei  der    L  Beamtenabteilung     . 

.    25,2  Tage 

jf     n     ^^                 9»                    • 

.     21,1      „ 

„    „    standigen  Arbeiterklasse 

.     14,9      „ 

„    „    unständigen         „ 

.     13,1      „ 

Auf  ein  aktives  Mitglied  entfielen  1903  im  Durchschnitt  an 
Krankheitstagen 

bei  der    L  Beamtenabteilung 7,3 

TT.  .44 

„    „    ständigen  Arbeiterklasse .    .    •    .     8,3 
„    „    unständigen        „  ....     7,1 

Die  geringere  Durchschnittsziffer  bei  der  unständigen  Klasse  ist 
dadurch  zu  erklären,  daß  bei  ihr  damals  die  TJnterstfitzungsdauer 
nur  13  Wochen,  bei  den  anderen  Klassen  dagegen  24  Wochen 
betrug. 

1901  kamen  bei  allen  deutschen  Krankenkassen  7,1  TJnter- 
stfitzungstage,  bei  allen  deutschen  Knappschaftskrankenkassen  8,68 
Tage  auf  einen  Versicherten. 
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Auf  einen  Krankheitsfall  entfielen  dnrchsdmittlich  an  Enok- 

heitstagen  jährlidi 

bdm  M&r-  beim  Essen-  beim  IUI- 

kischen  Werdenschen  heimer 

Verein              Verein  Verein 

in  den  Jahren  1873—1880  18,81  15,19  17,95 

1881—1885  19,13  15.6  17,6 

1886—1889  17,2  15,5  14,7 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 

1890—1895  14,55 

1896—1900  16,3 

Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  kamen  auf  einen 
Krankheitsfall  an  Krankheitstagen  durchschnittlich  im  Jahr 


1873—1880     .     . 

.     1 6,39 

1896—1900     • 

•     16,11 

1881—1885     .     . 

.     16,44 

1901     . 

.     16,4 

1886—1889     . 

.     16,40 

1902     . 

.     16,9 

1890—1895     .    . 

.     15,75 

1903     . 

.     15,9 

Stat  11.    Leistongen  in  Krankheitsfallen. 

1903 

Honorar  der  Ärzte 1  062  205,24  M. 

Arzneikosten,  Hilfsmittel     ...  1  375  845,26  „ 

Krankenhanspflegekosten     .     .     .  1503  713,60  „ 

Andere  Aufwendungen   ....  1098S0,44  „ 

Krankengeld 5  689  854,48  „ 


Zusammen    9  741  499,02  M. 

1902  8  724  327,24    „ 
1901     9  802  543,69    „ 

Durchschnittlich  wurden  bezahlt: 

beim  AllgemeiDen      bei  allen  deutschen 
Enappschaftsverein         Krankenkassen 

1903  1901 
a)  fOr  einen  Krankheitsfall 


Honorar  der  Ärzte     .    . 

5,72  M. 

9,43  M. 

Arzneikosten,  Hilfsmittel 

7,40    „ 

7,17    „ 

Krankenhanspflegekosten 

8,09    „ 

{8,55    „ 

Andere  Aufwendungen   . 

0,59    „ 

Krankengeld     .... 

30,61    „ 

20,83    „ 

52,41  AL 

45,98  M. 

1902 

57,44    „ 

1901 

60,91    „ 
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1903  1901 

b)  fOr  ein  aUdves  Mitglied 

Honorar  der  Ärzte      .    .       4,08  M.  3,64  M. 

Arzneikosten^  Hilfsmittel        5,28    „  2,76   „ 

Erankenhaaspflegekosten .       5,78   „  2,24   „ 

Andere  Anfwendangen  0,42   „  0,26    „ 

Krankengeld 21,86   „  7,88    „ 


37,42  M.  16,78  }L 

1902     35,21    „ 
1901     38,65   „ 

c)  ffJLT  einen  Tag  des  Eranken- 
geldbezages 


orar  der  Ärzte     ,    . 

0,376  Mark 

0,52  Mark 

leikosten,  Hilfsmittel 

0,488      „ 

0,39      „ 

ikenhaaspflegekosten 

0,533      „ 

}o,48      „ 

sre  Anfwendangen    . 

0,039      „ 

ikengeld     .... 

2,018      „ 

1,14      „ 

3,454  Mark 

2,53 

1902 

3,487      „ 

1901 

3,697      „ 

Auf  ein  aktives  Mitglied  kamen  dorchschnitilich  im  Jahr 

—  a)  BS  Arzt,  Arznei  und  Enr;  b)  «»  ErankoDgeld.  — 

beim  Märkischen  Verein 
a)  b)  Zus. 

1875—1880     6,86  M.       9,17  M.  =-  16,03  M. 
1881—1885      7,10    „        6,28    „—13,38    „ 
1886—1889      8,17    „      10,90    „  —  19,07    „ 

beim  Essen- Werdenschen  Verein 
a)  b)  Zus. 

1875—1880     5,13  M.       4,08  M.  —    9,21  M. 
1881—1885     4,94   „        5,38    „  =  10,32    „ 
1886—1889      5,90   „       11,45    „  =  17,35    „ 

beim  Mülheimer  Verein 
a)  b)  Zas. 

1875—1880     5,56  M.  8,36  M,  —  13,92  M. 

1881-1885      5,10    „  5,40    „  —  10,50    „ 

1886—1889     5,65    „  9,55   „  —  15,20    „ 

beim  Allgemeinen  Enappschafksverein 
a)  b)  Zns. 

1890—1895     7,70  M.     16,60  M.  —  24,30  M. 
1896—1900     7,22    „      20,96    „  —28,18    „ 
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Die  Gesamtaasgaben  fOx  Gesundheitspflege  Aberhaapt  betrogen 
auf  den  Kopf  des  aktiven  Mitgliedes  durchschnittlich  im  Jahr 


beim 

beim  Essen- 

beim  KOI- 

Märkischen 

Werdenschen 

beimer 

Verein 

Verein 

Verein 

1875—1880             16,08  IL 

13,31  M. 

13,99  IC. 

1881—1885             13,49    „ 

11,22   „ 

10,42  , 

1886—1889             19,22    „ 

17,45   „ 

15,36  „ 

beim  Allgemeinen 

bei  allen  preußischen 

Enappschaftsverein 

KnappschaftsTereinen 

1890—1895     24,68  M. 

1875—1880 

13,95  M. 

1896—1900     28,26    „ 

1881—1885 

12,97    „ 

1901     37,79    „ 

1886—1889 

15,75    „ 

1902     31,71    „ 

1890—1895 

19,88   „ 

1903     40,64    „ 

1896—1900 

22,40   „ 

1901 

27,66   „ 

1902 

25,52    „ 

1903 

29,33    „ 

Bei  allen  deutschen  Krankenkassen  wurden  1901  für  ein  Uitr 
glied  durchschnittlich  17,69  Mark  aufgewandt 


Stat  12.    Sterbefälle. 
Die  Zahl  der  Sterbefälle  unter  den  aktiven  Mitgliedern  betrog 

1903  ....  1751 
1902  ....  1743 


Von  100  aktiven  Mitgliedern  starben  durchschnittlich 

1903     ....     0,67 
1902     ....     0,70 

Die  Zahl  schwankte  in  den  Jahren  1885—1889  beim  Märki- 
schen Verein  zwischen  0,9  und  1  und  beim  Essen-Werdenschen 
Verein  zwischen  0,7  und  0,8.') 

Die  Sterblichkeitsziffer  für  100  aktive  Mitglieder  berechnete 
sich  1903 


1)  Aus  der  Statistik  zor  Verschmelzung  der  Enappschaüsvereine;  nt- 
anlaßt  vom  Allgemeinen  Knappschaftsverein. 
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bei  der    L  Beamtenabteilang  auf 0,54 

9»       t>    ^  n  n 0,57 

rt      ,,  ständigen  Arbeiterklasse  auf  ....     0,58 
„      „    nnständigen        „  „     •    .    .     .     0,82 

Von   100  Mitgliedern  starben  bei  allen  preußischen  Enapp- 
schaftsvereinen  1903  0,652,  und  zwar 

von  100       ständigen    ....     0,642 
;;     100  nnständigen     ....     0,670 

Von  je  100  Mitgliedern  folgender  Altersgruppen  starben  1903 

anter  16  Jahre 0,29 

16—20  „  0,51 

21—25  „  0,52 

26—30  „  0,50 

31—35  „  0,58 

36—40  „  0,67 

41—45  „  0,92 

46—50  „  1,21 

51—55  „  1,73 

56—60  „  2,59 

61—65  „  2,95 

66—70  „  7,64 

über  70  „  7,02 

Von  1000  standigen  Mitgliedern  sind  gestorben  durchschnitt- 
lich im  Jahre 

_  a)  =  durch  Yernnglfiekong  bei  der  Arbeit;   b)  —  anderen  Todes  — 


beim  Märkischen 

beim  Essen-Wer- 

beim  MtQ- 

Verein 

denschen  Verein 

heimer  Verein 

a)        b) 

a)        b) 

a)        b) 

1873—1880 

4,74     9,02 

3,24     7,52 

2,45     7,68 

1881-1885 

3,46     7,52 

2,95     6,84 

1,24     4,39 

1886—1889 

3,56     5,25 

1,82     5,81 

2,16     3,92 

beim  Allgemeinen 

■ 

Knappschaftsverein 

1890—1895 

2,91     6,66 

1896—1900 

2,69     8,15 

1901 

1,80     5,50 

1902 

2,09     6,56 

1903 

1,90     3,70 

Halb A eh,  KnappnhaftiTmfaM.  IS 
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Von  1000  anständigen  Mitgliedern  sind  gestorben  durch  Ver- 
unglfioknng  bei  der  Arbeit  dnrohschnittlich  im  Jahre 

beim  Märkischen  beim  Essen-Wer-  beim  Mühl- 

Verein  denschen  Verein  heimer  Yerein 

1875—1880         3,20                         2,38  1,80 

1881—1885         3,17                         2,14  1,36 

1886—1889         3,62                         2,21  1,76 


beim 

Allgemeinen 

Knappschaftsverein 

1890—1895 

2,28 

1896—1900 

2,62 

1901 

2,72 

1902 

2,91 

1903 

1,97 

Bei  allen  preußischen  Enappschafts vereinen  sind  von  1000 
Mitgliedern  gestorben  durch  Vernnglfickong  bei  der  Arbeit  durch- 
schnittlich jälirlioh 


1878—1885 

2,23 

1901 

1,89 

1886—1889 

2,04 

1902 

1,79 

1890     1895 

1,87 

1903 

1,67 

1896—1900 

1,97 

Durch  andere  Todesursachen  sind  von  1000  Mitgliedern  bei 
allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  1903  durchschnittlich  ge- 
storben 4,85,  und  zwar 

von  1000       ständigen     4,76 
„     1000  unständigen     4,99 


Stat  13.    Sterbegeld. 

FOr  die  1903  eingetretenen  1751  SterbefiUle  wurden  149818 
Mark  Sterbegeld  bezahlt,  also  durchschnittlich  f&r  einen  Sterbefall 
85,56  Mark. 

Der  durchschnittliche  Betrag  des  Sterbegeldes  stellte  sich  1903 

bei  der    I.  Beamtenabteilnng      anf  120,00  M. 

„  „    IL  „  „    111,60    „ 

„  „    ständigen  Arbeiterklasse  „      94,30    „ 

„  „    unständigen         „  „      75,64    „ 


*  KrankeiiTenioherang.  196 

(tat  13a.    An  Badekosten  worden  1903  131  034,55  Mark  veraus- 
abt    Dieser  Betrag  wurde  von  der  Pensionskasse  erstattet. 


Stat  14.    Finanzielles  Ergebnis  der  Krankenkasse. 

1908 

GesamteinDahme     .    .     .     10  400  246,81  Mk. 
Gesamtausgabe  .    .     .     .     10  350  881,61     „ 

Überschuß  49  865,20     „ 

Im  Dorchschnitt  entfielen  auf  den  Kopf  der  Mitglieder 

1903 

Yon  der  Gesamteinnahme  ....     39,95  Mk. 
„      „    Gesamtausgabe     .     .     .     .     39,76     „ 

„    dem  Überschuß 0,19  Mk. 

Die  Gesamtaosgabe   überstieg   die  Oesamtbeitragssumme   der 
^rsicherten  nm  4  798  207,70  Mk. 

Anf  100  M.  Einnahmen  entfielen 

beim  Allgemeinen  EnappschaftsTerein 

1903 

an  Beitragen  der  Werkbesitzer    ....     40,04  Mk. 
„          „           „   Versicherten      ....     53,39    „ 
„     anderen  Einnahmen 6,57    „ 

bei  allen  deutschen  Krankenkassen 

1901 

an  Beitragen  der  Unternehmer    ....     29,26  Mk. 
„           „          ,,    Versicherten     .     .     .     .     65,28    „ 
„    anderen  Einnahmen 5,46    „ 

Von  100  M.  Ausgaben  entfielen 

beim  Allgemeinen  EnappschaftsTerein 

1903 

auf  Kur  und  Arznei     .    .    .     .     24,76  Mk. 


„  Krankengeld      .     .     . 

„  Begräbniskosten      .     . 

„  Krankenhauspflegekosten 

„  andere  Aufgaben    .    . 


56,58    „ 

1,64  „ 
14,95    „ 

2,07    „ 

13* 
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bei  allen  deutschen  Krankenkassen 


1901 

auf  Enr  und  Arznei    .     .     . 

.     34,06  Mk 

„    Krankengeld      .... 

.     42,78     „ 

„    Begräbniskosten     .     .     . 

.       2,85     „ 

,,    Krankenhanspflegekosten . 

.     11,95     „ 

y,    andere  Ausgaben   .     .    . 

8,36     „ 

Pensions-  und  üntersttttzungsiresen. 

Stat  15.    Mitglieder. 

Die  Zahl  der  Pensionskassenmitglieder  belief  sich 

1903  auf  204  089 
1902    „    193  903 

Anteil  der  einzelnen  Klassen  an  dem  Mitgliederbestande  190$ 

I.  Beamtenabteilung    ....  1  685 

IL                „                  ....  3  504 

ständige  Arbeiterklasse  ....  152  087 

unständige        „            ....  46  813 

Von  1000  Pensionskassenmitglied em  gehörten  zur 

I.  Beamtenabteilung 8 

II.  ..  17 

ständigen  Arbeiterklasse 745 

unständigen         „  230 

Von  1000  Pensionskassenmitgliedem  waren 

ständig  unständig  ständig  unständig 

1892              591              409  1900  667  333 

1894              707              293  1901  642  358 

1896              697              303  1902  708  292 

1898              639              361  1903  770  230 

Mitglieder  der  Mitglieder  der  Mithin  beitragsfrei 

Krankenkasse  Pensionskasse  bei  der  Pensionskasse 

1903           260  341                    204  089  56  252 

1898           198  287                    162  664  35  623 

Von  100  Krankenkassenmitgliedem  gehörten  durchschnittlidi 
nicht  der  Pensionskasse  an 

1903         21,6 
1898         18,0 


Peniions-  und  DntentatiiiDgB Wesen. 

Lebensalter  det  Peasionskaasenmi^lieder  td03. 


b«l»- 

■Umdea 

an  Mit- 

aad iwir 

und 
MiBtSn- 
digen 

duiGhBclmittJiDh 

■ea 

gliedern 
überhaupt 

..„.„.. 

Uit- 

h><.).t 

l.  Be- 

ttllDDIt 

■?r 

■ia 

3S757 

18  085 

20  667 

16,99 

0,14 

11,89 

44,12 

■ii 

42  2« 

28  652 

13  458 

20,70 

0,06 

3,94 

18.84 

28.75 

■Mt 

50  897 

41193 

8  665 

24,94 

6,05 

2Ü,74 

27,09 

18,51 

flS 

27  951 

25  371 

1157 

13,69 

22,91 

29,59 

16,68 

2,46 

4(1 

18125 

16  291 

775 

30,56 

1S,5S 

10,71 

1.65 

4ft 

12  .175 

11529 

380 

611 

17,45 

7Sfi 

0,82 

7  860 

6  87« 

550 

S,S5 

n,46 

6.94 

4,52 

1,18 

h!, 

4  003 

3  110 

572 

7,95 

5,34 

2,05 

1,23 

tili 

i3äl 

"98 

345 

m 

2,49 

2,80 

0,52 

0,74 

6i 

980 

166 

161 

0,19 

0,83 

1,11 

ü,35 

70 

16 

71 

0,24 

0,08 

Ö,16 

70 

17 

4 

12 

0,0  t 

— 

0,03 

— 

0,03 

m^ 

204  0S9 

152  Ob? 

46  813 

100,00 

100,00 

100,00 

lOÜ.OO 

100,00 

Tnter  der  übliohen  Aouahme,  daß  das  dorohsoboittliohe  Lebens- 
der  Angehörigen  einer  Altersklasse  in  der  Mitte  der  Alters- 
liegt,  berechnete  sich  das  durchscbnittlicbe  Lebeosalter  des 
ederbestandes  1903 


bei  der    I.  Beamtenabteilniig   . 

,,  „    II- 

„  „    Bt&üdigea  Arbeiterklasse 

„  „    anständigen        „ 

„  allen  Hitgliedern      .     .     . 


auf  40,2  Jahie 
„     36,0      „ 
„     30,7      „ 
„     25,S       „ 


auf  29,2  Jahre 


inscbreibangen  zur  ständigea  Klasse  fanden  1903  18  709 

statt. 
)as  darohschnittlicbe  Lebeosalter  der  io  die  ständige  Klasse 
ierten  Mitglieder  betrug  20  Jabre  3  Monate;  die  dorcbschnitt- 
Dauer  der  bis  zur  Einscbreibaog  verrichteten  ananterbrocbenen 
rbeit  1  Jahr  8  Monate. 

)ie  1903  in  die  I.  Beamt«aabteilnng  eiDgeschriebenea  Mit- 
r  hatten  als  ständige  Mitglieder  darchBchnittlioh  ein  Dienst- 
von  1 0  Jahren  8  Monaten  erworben,  davoo  4  Jahre  7  Monate 
}r  IL  Beamtenabteilung.  Ihr  dorcbschoittliches  Lebeosalter 
I  giob  auf  32  Jahre  1  Monat 


198  StaÜfttitchw  Anbanf. 

Die  in  die  II.  BeamteDabteiloDg  Beförderten  hatten  durch- 
schnittlich 7  Jahre  4  Monate  in  der  ständigen  Klasse  zarAckgelegt 
Das  durchschnittliche  Lebensalter  war  28  Jahre  3  Monate. 


Stat  16.    Beiträge 

von  den  Werkbesitzern  .    .    6  154  090,64  Mk. 
„      „    Mitgliedern  .     .     .     8  206  764,15    „ 

1903     14  361  754,79  Mk. 
1902     13  706  048,83     „ 

Anf  ein  (im  Jahresmittel  vorhandenes)  Mitglied  der  Pensions- 
kasse  entfielen 

1903       70,37  M.  Beiträge      —   ,^    .,  .   „.^  ,.  ^  v 

1902       70  69  (Werkbesitzer  und  Mitglieder  zussinmeD). 

Pflr  ein  Mitglied   wurden  durchschnittlich   an  Beiträgen  ge* 
leistet  1903 

bei  der    I.  Beamtenabteilung  .     .     131,27  Mk. 

n       ti    ^^»  w  •      •         87,50      „ 

jt     „   ständigen  Arbeiterklasse  .       70,16     „ 
,,      „    unständigen         „  .       67,57     „ 


Stat.  17.    Feierschichtengeld. 

Neben  den  regelmäßigen  Beiträgen  gingen  ein  von  den  beur- 
laubten, nicht  auf  den  Vereins  werken  beschäftigten  Mitgliedern  1903 

107  145,37  Mk. 


Stat  18.    Invaliden. 

Die  Zahl  der  vorhandenen  Invaliden,  die  nicht  durch  Betriebs- 
nnfall  in  den  Rentengenuß  getreten  waren,  belief  sich 

1903  auf  21  936 
1902     „    21481 

Von  diesen  Invaliden  waren 

1903     8  759 
1902     7  751 

zugleich  im  Genuß  einer  reich sgesetzlichen  Invaliden-  oder  Altenreote. 
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Ott   100  Invaliden   bezogen   eine  reichsgesetzliche  Invaliden- 

Jtersrente  und  eine  Zusatzrente  durchschnittlich 

1903  39,9 
1902  36,2 
1901         30,8 

on  je  100  Invaliden  der  einzelnen  Mitgliederklassen  bezogen 
lurchschnitüich  eine  reichsgesetzliche  Invaliden-  oder  Alters- 
ind eine  Znsatzrente 

bei  der  I.  Beamtenabteilung        ...       8,2 

9,     „    ständigen  Arbeiterklasse  .     .     .     40,3 
„      „    unständigen       „  ...     41,9 

on   100  Oanzinvaliden  bezogen  ünfallrente  von  der  Berufs- 

ansohaft 

beim  Mär-  beim  Essen-  beim  Mül- 

kischen  Werdenschen  heimer 

Verein  Verein  Verein 

1889  14,56  10  6,14 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 

1890  19,09 
1894  19,32 
1898           19,60 

1900  18,63 

1901  19,12 

1902  21 

uf  100  Mitglieder  kamen  Invaliden  überhaupt  dnrchschnitt- 

1  Jahr 

beim  Mär-  beim  Essen-  beim  MAI- 

kischen  Werdenschen  .    heimer 

Verein  Verein  Verein 

1873—1880                    5,72  7,50  8,56 

1881—1885                   7,37  8,28  12,59 

1886—1889                   9,52  11,24  12,67 

uf  je  100  Pensionskassenmitglieder  des  Allgemeinen  Enapp- 
ivereins  entßelen  durchschnittlich  an  Invaliden 

1903         13,5 

1902  15,2 

1901  14,9 

alle  preußischen  Knappschaftsvereine  lauten  diese  Zahlen 

1903  12,21 

1902  13,66 
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1873—1880 
1881—1885 
1886—1889 


beim  Essen- 

beim  Hfll- 

Werdenschen 

beimer 

Verein 

Verein 

14,07 

16,07 

16,52 

24,92 

20,52 

22,83 

Auf  100  stSndige  Ifitglieder  kamen  Invalidai  dnrehseliidtilich 

im  Jahr 

beim  Mär- 
kischen 
Verein 
11,62 
14,93 
17,11 
beim   Allgemeinen  Enappsehaftsverein 
1890—1895  17,96 

1896—1900  17,95 

Auf  100  standige  Mitglieder  kamen  Invaliden  bei  allen  prenSi- 

sehen  Enappschaftsvereinen 

1873—1880 
1881—1885 
1886—1889 
1890—1895 
1896—1900 

1901 

1902 

1903 

Von   100  Invaliden   standen   im 

50  Jahren  durchschnittlich  im  Jahr 

beim  Mär- 
kischen 
Verein 
1873—1880  46,25 

1881—1885  44,44 

1886—1889  40,25 

beim   Allgemeinen   Enappsehaftsverein 
1890—1895  29,33 

1896—1900  37 

1901  46 

1902  49 

1903  50 

Von  100  Invaliden  standen  im  Lebensalter  von  aber  65  Jahren 
durchschnittlich  im  Jahr 


1873—1880 
1881  —  1885 
1886—1889 


beim  Mär- 
kischen 
Verein 
11,93 
10,6 
11 


beim  Essen- 
Werdenschen 

Verein 

8,65 

8,10 

5,09 


beim  Mfll- 
heimer 
Verein 
12,50 
12,34 
16,00 


10,74 

12,80 

15,39 

15,20 

16,60 

17,18 

17,32 

16,78 

Lebensalter  von 

noch  nicht 

beim  Essen- 

beim  Mfll- 

Werdenschen 

heimer 

Verein 

Verein 

50,62 

43,38 

48 

46,66 

52,75 

36,75 

Peniions-  und  Untentatzangsweseo. 
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beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 

1890—1895  14,3 

1896—1900  12,4 

1901  9,0 

1902  7,9 

1903  6,5 


Stat.  19.    Zugang  an  Invaliden. 
Der  Zugang  betrug  1903  1972 

Ton  je  100  aktiven  Mitgliedern  wnrden  1903  (abgesehen  von 
^^n  Betriebsunfällen)  arbeitsunfähig  und  bei  der  Pensionskasse 
'entenberechtigt  *) 


m  der  I.  Beamtenabteilnng 

.     .       2,0 

»     ff    •*•*••            }t                     * 

.       1,6 

„    „    ständigen  Arbeiterklasse  .     , 

.     .       1,2 

„     „    nnstäudigen      „              .     . 

.       3,4 

Oberhaupt 

.     .        1,2 

Von  100   ständigen  Mitgliedern   sind  (einschließlich  der  Yer- 
anglfickten)  invalide  geworden  durchschnittlich  im  Jahr 


beim  Mär- 

beim  Essen- 

beim  Mül 

kischen 

VVerdenschen 

heimer 

Verein 

Verein 

Verein 

1873—1880 

2,019 

2,270 

2,801 

1881—1885 

1,862 

2,158 

2,615 

1886—1889 

2,584 

2,184 

2,547 

beim 

Allgemeinen 

bei  allen 

preußischen 

Enappschaftsverein 

Knappscbaftsvereinen 

1890—1895 

1,950 

1878—1880 

1,746 

1896—1900 

1,934 

1881—1885 

1,623 

1901 

2,171 

1886—1889 

2,150 

1902 

2,300 

1890-1895 

1,882 

1903 

1,563 

1896—1900 

1,803 

1901 

1,975 

1902 

2,103 

1903 

1,806 

1)  Vgl.  hierbei  S.  212  oben. 
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Von  100  unständigen  Mitgliedern  sind  invalide  geworden  dorch- 


schnittlich  im  Jahr 


beim  Mär- 

beim Essen- 

beim  Mül 

kischen 

Werdenschen 

heimer 

Verein 

Verein 

Verein 

1875—1880 

0,552 

0,132 

0,163 

1881  —  1885 

0,565 

0,484 

0,160 

1886—1889 

1,080 

0,653 

0,118 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsyerein 

1890—1895 

0,450 

1896—1900 

0,387 

1901 

0,429 

1902 

0,245 

1903 

0,436 

Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  warden  von  lOO 
unständigen  Mitgliedern  invalide  durchschnittlich 

1903  0,277 

1902  0,285 

Stat.  20.  Durchschnittliches  Lebensalter  beim  Eintritt  der  Invalidität 

(einschließlich  der  Yerungl&ckten). 


Bei  allen 

prenßi- 

beim 

Mär- 

beim 

Essen- 

beim  Mül- 

sehen  Enappschafts- 

kischen 

Werdenschen 

beimer 

vereinen 

Verein 

Verein 

Verein 

1873 

49,8  , 

Jahre 

44,6 

Jahre 

47,6  Jahre 

46,0  Jahre 

1874 

48,8 

jf 

45,5 

» 

45,4 

» 

48,0      „ 

1875 

48,8 

y* 

44,S 

9} 

46,0 

» 

45,0      „ 

1876 

48,4 

i> 

45,5 

99 

47,2 

»> 

45,8      „ 

1877 

47,4 

ft 

41.1 

»> 

45,7 

w 

44,8      „ 

1878 

47,4 

» 

44,1 

»> 

42,9 

»» 

44,1       „ 

1879 

47,9 

99 

45,0 

99 

45,1 

» 

45,1       „ 

1880 

47,1 

M 

43,9 

>» 

43,8 

9t 

44,5      „ 

1881 

48,2 

» 

44,6 

»>    ■ 

45,0 

99 

47,1       „ 

1882 

48,3 

» 

45,2 

99 

44,5 

»> 

44,9      „ 

1883 

48,5 

i> 

44,3 

»» 

45,2 

» 

47.8      „ 

1884 

48,8 

» 

47,5 

99 

45,9 

» 

45,8       „ 

1885 

48,6 

99 

46,1 

>l 

45,5 

97 

45,8      ,. 

1886 

48,2 

» 

46,3 

>» 

44,0 

» 

46,8      „ 

1887 

49,0 

19 

47,5 

» 

44,7 

» 

50,3      „ 

1888 

48,8 

» 

4S,1 

» 

44,9 

» 

49,6      „ 

1889 

47,7 

99 

46,1 

>f 

44,2 

» 

44,5      „ 

Pensions-  und  Unterstatcungswesen. 
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bei  allen  preußischen 

beim  Allgemeinen 

EnappschaftäTereinen 

KnappschaftsYerein 

49,6  Jahre 

50,1 

Jahre 

49,3 

» 

49,1 

» 

50,0 

}t 

48,6 

f» 

49,9 

1» 

48,9 

ft 

48,3 

ff 

46,5 

if 

49,1 

j> 

47,2 

» 

49,2 

»> 

48,6 

9) 

49,3 

}» 

48,0 

)» 

49,4 

1» 

47,8 

W 

48.5 

11 

46,4 

» 

48,9 

ti 

46,5 

f1 

48,1 

11 

45,0 

»> 

48,2 

tf 

45,2 

»9 

46,6 

j> 

41,2 

tf 

903  stand  beim  preußischen  Steinkohlenbergbau  der  Enappschafts- 
des  Fürstentum  Pleß  (Schlesien)  mit  52,7  Lebensjahren  obenan. 

)a8  durchschnittliche  Lebensalter  der  zugekommenen  Invaliden 
Ausnahme  der  Verunglückten)  betrug  1903 

bei  der  I.  Beamtenabteilung     .     .     .     52,4  Jahre 

li^  ,•  •       •       •       00,1 

ständigen  Arbeiterklasse   .     .     45,0 
unständigen         „  .     .     58,9 

überhaupt 


» 

>> 

ff 

W 

»9 

» 

tf 


47,8  Jahre 


21.  Das  bei  der  Rentenberechnung  zu  Grunde  gelegte  Dienst- 
alter stellte  sich  1903  durchschnittlich 


bei  der  I.  Beamtenabteilung    .    .    . 

11.  „  •  4  • 

Ständigen  Arbeiterklasse  .     . 
unständigen         „  .     . 

überhaupt 
„  allen  preuß.  Euappöchaftsvereinen 


tf 

99 
99 


99 


»9 


99 


auf  31,1  Jahre 
31,7 
21,3 
25,9 
22,1 
23,3 


99 
99 
99 


99 


ff 

99 

99 
V 

n 


Stat  22.    Ausgeschiedene  Invaliden. 
Die  Zahl  der  aus  dem  Rentengenuß  ausgeschiedenen  Invaliden 
'  sich  1903  auf  1639,  und  zwar  schieden  aus 

durch  Tod         1239 
wegen  Wiedererlangung  ) 
der  Arbeitsfähigkeit     | 
aus  anderen  Gründen 
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Von  100  Invaliden  schieden  dnrchschnitilieh  ans 

a)  darch  Tod;  b)  aus  anderen  Grtlnden 

beim  Märkischen  beim  Essen-Wer-  beim  Mfllheimer 

Verein  denschen  Verein  Verein 

a)               b)           a)            b)  a)  b) 

1875                8,20             6,0  7                1,6  12,32          0,47 

1880                6,37             2,2  6,9            2,4  6,88          0,95 

1885                7,13             1,6  6,16          5  6,54          0,90 

beim  Allgemeinen  Enappschaftsverein 
1890  5,73  0,56 

1895  5,46  1,14 

1900  5,13  0,9 

1902  4,8  2,5 

1903  5,9  1,6 

Bei  allen  preußischen  KnappschafCsvereinen  betrog  der  Proient- 
satz  der  jährlich  gestorbenen  Invaliden  von  1894 — 1903  darch- 
schnitüich  5,74. 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  aus  dem  BentengenoB 
ausgeschiedenen  Invaliden  betrug  1903  beim  Allgemeinen  Enapp- 
schaftsverein bei  den  durch 

Tod  aasgeschiedenen         58,9  Jahre 

Wiedererlangung  der  Arbeits-  1 

fähigkeit  ausgeschiedenen  j     ^^»^      w 

überhaupt         54,7      „ 


Stat.  23.    Rentenbezugsdauer. 
Die  durchschnittliche  Bentenbezugsdauer  betrug  bei  den  durch 

1903  1898—1903 
Tod  ausgeschiedenen         10  Jahre  8,9  Jahre 

Wiedererlangung    der  Arbeits-  I 

fähigkeit  ausgeschiedenen  /      2         „  2,2     „ 

überhaupt         8,1      „  7,8     „ 

Bei  allen   preußischen  Enappschaftsvereinen   war  die  Bezugs- 
dauer bei  den  ausgeschiedenen  Invaliden  überhaupt 

1903  8,0  Jahre 

1902  8,5      „ 

1901  8,1       „ 

Stat.  24.    Witwen. 

Der  mittlere  Jahresbestand   an  Witwen   belief  sich  1903  aof 
14019. 
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Zahl  der  Witwen  in  Prozenten   der  Zahl  der  Pensionskassen- 
nütglieder 

1903  8,7  0/^ 

1902  9,3  o/o 

Der  Zugang  an  Witwen  belief  sich  1903  auf  1210;  es  waren 

hinterlassen 

Ton  Aktiven     ....     332  «==  27,4  »/o 
„  Invaliden     ....     878  «=  72,6  o/o 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  hinzugekommenen  Witwen 
t>etnig  1903    49,9  Jahre,  und  zwar 

a)  bei  den  von  den  Aktiven  hlnterlassenen  Witwen  39,5  Jahre 

b)  „     „       „      „    Invaliden  „  „       53,9      „ 

Das    durchschnittliche  Dienstalter  der  Ehemänner  der  hinzu- 
gekommenen Witwen  betrug  1903    20,7  Jahre,  und  zwar 

a)  bei  den  von  den  Aktiven  hinterlassenen  Witwen  17,3  Jahre 

b)  „      „       „       „   Invaliden  „  „       21,9       „ 

Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  betrug  das  durch- 
schnittliche Dienstalter  der  Ehemänner  der  in  Zugang  gekommenen 

Witwen 

1903  22  Jahre 

1902  22       „ 

Aus  dem  Bentengenuß  schieden  1903  769  Witwen  aus.    Von 
je  100  im  Jahresmittel  vorhandenen  Witwen  schieden  aus  1903 

durch  Tod 3,7 

„     Wiederverheiratang    .     1,8 

zusammen  5,5 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  ausgeschiedenen  Witwen 
stellte  sich  1903  auf  58,4  Jahre,  und  zwar 

a)  bei  den  durch        Tod  ausgeschiedenen  Witwen  auf  68,5  Jahre 

b)  „       „       „   Wiederverheirat.  „  „        „    38,8      „ 

Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen   hatten  die  aus- 
greschiedenen  Witwen  ihre  Pension  durchschnittlich  bezogen 

1903  11,6  Jahre 

1902  12,5      „ 
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Stat  25.    Kinder. 

Der    mittlere    Jahresbestand    an    unterstützan^bereohtigten 
Eindeni,    deren  Tater   noch  lebte  and  deren  Eindergeld  mit  der 
Berginvalidenrente  bezw.  der  Zasatzrente  zusammen  bezahlt  wurde, 
belief  sich  1903  auf  30136. 

Auf  einen  Invaliden  kamen  1903  1,4  onterstfltzangsberechtigte 
E[inder. 

Das  darohsohnittliohe  Lebensalter   der   Kinder  betrag  Ende 
1903  8,2  Jahre. 

Der  mittlere  Jahresbestand  an  vaterlosen,  aber  nioht  mutter- 
losen Kindern  belief  sich  1903  auf  11457. 

Auf  1  Witwe  entfielen  1903  durchschnittlich  0,8  Kinder. 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Kinder  der  Witwen 
betrug  Ende  1903  9,3  Jahre. 

An  Vollwaisen  waren  1903  821  vorhanden*  Ihr  dorcb- 
schnittliches  Lebensalter  belief  sich  am  Schlüsse  1903  aaf 
11,1  Jahre. 

An  Kindern  überhaupt  wurden  vom  Allgemeinen  Knappschafts- 
verein im  Jahresmittel  1903  42  414  unterstützt 


Stat.  26.  Rentenempfänger. 
Die  Gesamtzahl   der  Empfanger  fortlaufender  Unterstützungen 
betrug  1903  —  abgesehen  von  den   durch  Betriebsunfall  renten- 
berechtigt gewordenen  Personen  —  78  369. 

Auf  100  zur  Pensionskasse  beitragende  Mitglieder  der  be- 
treffenden Klasse  kamen  fortlaufend  unterstützte  Personen  (ohne 
Verunglückte)  durchschnittlich 


1903  1902 


bei  der  I.  Beaaitenabteilnng 

„     „     ständigen  Arbeiterklasse 
„     yj     unständigen  ,, 

Auf  100  Mitglieder  im  ganzen 


73,1 

83,9 

67,6 

74,5 

45,6 

54,9 

158,6 

141,8 

48,8 

58,4 

PensioDS-  und  Untersttttmingswesen. 
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Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  kamen   1903  auf 
90  ständige  Mitglieder  nnterstütznngsberechtigte 

Invaliden  16,779 

Witwen  14,219 

yaterloee  Kinder  11,1 58 1 
Waisen 


0,816f   ^^'^^^ 


Davon  bezogen  außerdem  ÜDÜEdlreiite 

Invaliden  13,22  »/o 

Witwen  9,97  o/o 

vaterlose  Kinder \  «.  «.  a, 

Waisen  }  24,74  o/« 

15,32  o/o    von  allen  ünterstütznngsberechtigten  war  neben  der 
lappschaftlichen  Rente  eine  ünfallrente  zugesprochen. 


at  27.     Betrag   der   ron    der   Pensionskasse 

bezahlten   ünter- 

Stützungen. 

1903  wurden  an  fort- 

Von 100  Mk.  Aus- 

laufenden Unterstüt- 

gabe überhaupt 

zungen  bezahlt 

kamen  auf 

Berginvalidenrente     .     . 

4  400  605,94  Mk. 

32,52  Mk. 

Znsatzrente      .... 

2  613  944,88     „ 

19,38     „ 

Kindergeld  an  Invaliden 

1494  984,18     „ 

11,08     „ 

Witwenrente    .... 

2  862  728,49     „ 

21,30     „ 

Kindergeld  an  Witwen  . 

630  961,98     „ 

4,69     „ 

Waisenrente     .... 

74  696,41     „ 

0,50     „ 

Zusammen 

12  077  921,88  Mk. 

n 


♦, 


Aufwendungen  für  die  Oesundhtntspflege  der  Invaliden  1903 

für  Ärzte 74  324,86  Mk. 

Arzneikosten 119  357,45    „ 

Bruchbänder  und  andere  Hülfsmittel    .     .     .         6  013,13    „ 

„    Kraukenhauspflegekosten  in  außerordentL  Fällen    8  240,15    „ 

Zusammen     207  935,59  Mk. 
Dieser  Betrag  ist  der  Krankenkasse  erstattet  worden. 

Die  Kosten  des  Heilverfahrens  beliefen  sich  1903  auf  131 034,55  M. 
iervon  entfielen  auf  bare  Zuschüsse  für  den  Unterhalt  während 
«  Heilverfahrens  49  489,67  Mk.  und  auf  Kosten  für  das  Heilver- 
bren selbst  81  544,88  Mk. 
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• 

Auf  1  aktives  Vereinsmitglied  entfiel 

Die  Benten  betragen 

1 

eine  Auigabe  an  Beuten 

darehscbnitüieh 

Jahr 

an 

an 

an 

1 
Zo- 

bei  den 

bei  den 

beiden 

Invaliden 

Witwen 

Kinder 

Invaliden 

Witwen 

Kindern 

Mk 

Mk. 

Mk 

aanunen 

Mk. 

Mk. 

Hk 

1860 

7,74 

4,75 

1,62 

14,11 

139,55 

103,07 

14,39 

1870 

8,53 

4,94 

3,75 

17,22 

158,98 

104,01 

23,34 

1875 

14,69 

8,60 

7,60 

30,89 

261,36 

192,74 

45,07 ' 

1880 

18,86 

9,89 

9,03 

37,78 ! 

221,05 

157,60 

35,41 

1885 

22,21 

10,72 

14,14 

47,07 
40,63 

261,24 

162,62 

55,2b 

1890 

21,18 

10,41 

9,04 

192,06 

149,98 

37,42 

1895 

20,12 

10,18 

7,82 

38,12 

179,30 

139,03 

87,49 

1898 

17,43 

9,29 

8,46 

35,18 

171,52 

137,95 

41,00 

1900 

22,76 

9,34 

7,43 

39,53 

234,93 

148,97 

39,81 

1901 

22,07 

8,94 

7,20 

38,21 

!     225,38 

146,90 

39.91 

1902 

25,54 

10,05 

7,11 

42,70 

236,71 

156,00 

35,88 

1903 

26,94 

11,00 

8,45 

46,39 

(Aui  dem  Bericht  dee  All«em.  Knappeohaftsvereini  ffir  die  WelUiusteiiunK  in  St  Lcmii  8. 11)- 

Bei  allen  preußischen  Enappsohaftsvereinen  entfielen  auf  den  Kopf 
der  Mitglieder  an  laufenden  Unterstützungen  dorohschnittlioh  im  Jahr 
1873—1880  25,27  Mk.       1890—1895  36,72  Mk.       1902  40,50  Mk- 
1881—1885  30,50     „         1896—1900  38,91     „         1903  43,59    „ 
1886—1889  35,97     „  1901   37,72     „ 

Stat  28.    Finanzielles  Ergebnis  der  Fensionskasse  für  1903. 

Einnahmen 
an  Beiträgen  der  Mitglieder 8  206  746,15  Mk. 


>i 


»♦ 


Feierschichtengeld 

Beiträgen  der  Werkbesitzer    .... 
Überweisungen  nach  §  25  des  Unf.  V.  6.  

Zusammen     15  817  254,08  Mk. 


107  145,37 
6  154  990,64 
1  348  371,92 


»» 


f) 


ii 


Ausgaben. 
Fortlaufende  Unterstützungen      12  077  921,88    Mk. 


Auf  100  Mk.  Ausgabe 
fiberhanpt  kamen 

89,48  Mk. 


Abfindungen 

Kosten  für  Gesundheitspflege . 

Sterbegeld 

Außerordentliche  Unterstützungen 
Krankenunterstützung  von  der 
14.  bis  zur  24.  Woche     . 
Badekosten      ...... 

Erstattete  Beiträge  .... 

Generalkosten  ^) 

Zusammen 
Überschuß 


3  783,00 

207  935,59 

65  445,06 

2  759,00 

398  633,31 
131  034,55 
120  007,11 
495  476,06 


» 


>» 


>} 


» 


>f 


1} 


}f 


ii 


1,54 
0,48 


2,95 
0,97 
0,88 
3,70 


>» 


}} 


}i 


}i 


V 


n 


13  502  995,56  Mk. 
2  314  258,52     „ 

1)  In  den  Generalkosten   sind  auch   die  Ausgaben   für  die  Lungenbeil- 
Bt&tte  in  Beringhausen,  sowie  Bau-  und  Grunderwerbskosten  enthalten. 
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Auf  ein  PensionskasseDinitglied  des  Allgememen  Koappschafts- 
ereins  entfielen  durchschnittlich  1903 

von  der  Gesamteinnahme    .    .     77,50  Mk. 
,,      .,    Gesamtausgabe       .     .     66,16     „ 
.,  dem  Überschuß    ....     11,34     „ 

Die  Ausgaben  flberstiegen  die  Eisnahmen  aus  den  Beiträgen 
er  Mitglieder  um  5  296  249,41  Mk. 


Stat  29.    Verteilung  der  Beiträge. 

An  Beiträgen  der  Versicherten  ffir  die  Kranken-  und  die  Fensions- 
asse  bezw.  für  die  frühere  einheitliche  Enappschaftskasse  entfielen 
Qf  ein  aktives  Vereinsmitglied  durchschnittlich  im  Jahr 


beim  Märkischen 

beim  Essen- 

beim Mtll- 

Verein         Werdenschen  Verein 

heimer  Verein 

ständig    unständig 

ständig    anständig 

ständig    anständig 

Mk.          Mk. 

Mk.            Mk. 

Mk.          Mk. 

J75- 

-1880 

15,92         8,8 

17,1             8,72 

18,55        10,00 

181- 

-1885 

16,12         9,96 

15,55           9,50 

17,74       11,53 

i86- 

-1889 

26,19       10,55 

22,34        11,11 

21,71        11,40 

beim  Allgemeinen 

bei  allen  preußischen  Knapp- 

Knappschaftsvereii] 
ständig    unständig 

^                     Bchaftsyereinen 

1873—1880         22,40  Mk. 

^0- 

-1895 

41,40  Mk. 

1881—1885 

24,18     ,, 

^6- 

-1900 

45,60     „ 

1886—1889 

30,58     „ 

1901 

51,73     „ 

1890—1895 

35,28     „ 

1902 

52,54     „ 

1896     1900 

39,34     „ 

1903 

9«5,üO        )j 

1901 
1902 
1903 

44,17     „ 
44,50     „ 
45,38     „ 

An  Beiträgen  der  Werkbesitzer  für  die  Kranken-  und  die 
^Bsionskasse  bezw.  für  die  frühere  einheitliche  Knappschaftskasse 
^tfielen  auf  ein  aktives  Vereinsmitglied  durchschnittlich  im  Jahr 

beim  Märkischen     beim  Essen-Wer-     beim  Mülheimer 
Verein  denschen  Verein  Verein 

^75—1880  25,44  Mk.  25,48  Mk.  28,41  Mk. 

^81—1885  26,66     „  24,67  „  30,51     „ 

386-1889  34,21     „  31,77  „  30,75     „ 

Halbach.  KnappieliaftBTereine.  14 
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beim  Allge- 

bei allen  pn 

meinen  Knapp- 

ßischen  Ena] 

schaftsverein 

schaftsvereiiii 

1890—1895 

32,76  Mk. 

1873—1880 

19^97  Mk. 

1896—1900 

32,21     „ 

1881—1885 

22  30    „ 

1901 

38,56     „ 

1886—1889 

27,22    „ 

1902 

39,16     „ 

1890—1895 

29,84    ,. 

1903 

o«l,o9      ), 

1896—1900 

32,20     , 

1901 

36,65    „ 

1902 

36,98     „ 

1903 

37,78    ,, 

Es  entfielen  bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  auf  d 
Eopf  an  Oesamtainnahme  dorohsohnittlich 

1903  92,89  Mk. 

1902  87,83     „ 

Auf  ein  Yereinsmitglied  kam  eine  Einnahme  dorohschnitil 
im  Jahr 

beim  MMrkischen  beim  Essen-  beim  MO 

Yerein  Werdenseben  Verein     heimer  Yei 

1875—1880      von      51,07  Mk.      von      54,90  Mk.     von     59,97  M 
1881—1885        „       53,87     „  „        52,97     „         ,,      61,86    « 

1886—1889        „       73,40     „  „        69,81     „         „      69,01    , 


beim  Allge- 

meinen Knapp- 

schaftsverein 

1890—1895 

von        77,30  Mk. 

1896—1900 

„         82,82     „ 

1901 

„    •     94,06     „ 

1902 

„         95,87     „ 

1903 

»       105,02     „ 

Stat  30.  Auf  ein  Yereinsmitglied  entfielen  bei  der  Kranke 
und  der  Fensionskasse  bezw.  bei  der  früheren  einheitlichen  Enaj 
Schaftskasse  an  Ausgaben  durchschnittlich  im  Jahr 

beim  Essen 


beim  Märkischen 

Werdenschen- 

beim  Mniheime 

Verein 

Verein 

Verein 

1875—1880 

51,80  Mk. 

53,60  Mk. 

63,68  Mk. 

1881  —  1885 

54,54     „ 

38,24     „ 

58,11    ,. 

1886—1889 

67,22     „ 

74,17     „ 

66,56    ff 
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beim  Allge- 

meinen Enapp- 

schaftsverein 

390-1895 

66,26  Mk. 

S96— 1900 

69,43     ,, 

1901 

80,10     „ 

1902 

79,34     „ 

1903 

96,74     „ 

Bei  allen  preußischen  Enappschaftsyereinen   kamen   aof  den 
[opt  der  Mitglieder  an  Ausgaben  darohsohnittlich 

1903  80,81  Mk. 

1902  71,43     „ 


Inyallditäts-  und  AltersTerslcheruDg;. 

Stat  31.   Der  Invaliditäts-  und  Alterskasse  gehörten  im  Jahres- 
littel  1903  252  866  Mitglieder  an. 


Stat  32.    Beitragsleistung  1903. 

Beitrage  der  Mitglieder    .     .     2  278  698,29  Mk. 
„  „    Werkbesitzer     .     2  278  698,29     „ 

Zusammen     4  557  396,58  Mk. 


Stat  33.    Rentenempfänger. 

1903  1902  1991 


Altersrentner     ....          338              334 
Invaliden    „      .     .     .     .     11269         10  093 
Kranken     „      ....          419              353 

307 

8  333 

230 

Zusammen     12  026         10  780 

Auf    100    der  Invaliditfitskasse   angehörende   I 

3len  1903 

Altersrentner    ....     0,1 
Invaliden    „      ....     4,5 
Kranken    „      ....     0,2 

Rentner  überhaupt     •    .     4,8 

8  870 
tlitgliedc 

14 
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Stat.  34.    Von  100  der  im  Jahresmittel  1903  versicherten  Mit- 
glieder gelangten  in  den  Genuß  einer  Rente 

als  Altersrentner    ....     0,02 
„    Invaliden    „       ....     0,75 
Kranken    ,,       ....     0,09 


>« 


Znsammen     0,86 


Stat.  35.  Aus  dem  Bentengennß  sind  ausgeschieden  durch 
Tod,  Entziehung  der  Beuten  oder  aus  anderen  Gründen  190^ 
1  406  Personen  «=  ll,70/o  der  Rentenempfänger. 

Von  je  100  im  Jahresmittel  vorhandenen  Rentenempfangero 
schieden  durchschnittlich  aus  dem  Renten genuß  aus 

1903        1902 

bei  den  Altersrentnern  ...     21,6  7^8 

Invaliden    „     ...     10,2  8>0 

Kranken      „     .     .     .     44,9         66,0 

überhaupt     .... 


» 


}} 


ff 


ff 


1901 

10,8 

8,5 

42,8 


11,7  10,8  10,2 


yi 


V 


?> 


-V 


;j 


»t 


y» 


}f 


Stat.  36.    Ausgaben  an  Renten. 
An  Renten  wurde  bezahlt 

Invalidenrente 
(einschl.  Krankenrente)  Altersrente 

2  801,17  Mk. 
14  404,71 
21  614,17 
28  778,20 
31  883,16 
38  101,96 
45  019,08 
48  268,94 
55  073,84 
57  022,96 

61  370,68 

62  862,24 


1892 

332,86 

1893 

61  127,29 

1894 

166  972,48 

1895 

351  221,07 

1896 

459  572,25 

1897 

539  264,07 

1898 

678  841,35 

1899 

954  936,41 

1900 

1  389  996,02 

1901 

1  761  378,35 

1902 

2  017  441.71 

1903 

2  198  033,64 

Zusammen 

3  134,03  Mt 

75  531,90  .• 

188  586,65  •■ 
379  999,27 

491455,41  • 
577  365,93 

723  860,43  •• 

1  003  205,35  • 

1  445  069,86  • 

1  818  401,31  •• 

2  078  812,38  ■• 
2  260  895,88  - 


Auf  einen  im  Jahresmittel  vorhandenen  Rentenempfänger  eo:- 
fiel  1903  durchschnittlich  eine  Rente  bei  den 

Invalidenrentnem 
(einschl.  Krankenrentnern)         Altersrentnern  Zusarnffleo 

1903  von  188,06  Mk.  von  185,98  Mk,      von  188,00  B- 
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12  bezifferte  sich  der  Betrag  bei  allen  Anstalten  durchschnittlich 

bei  der  Invalidenrente  auf    149,74  Mk. 
„      „    Alters        „       ,,      152,97     „ 
„     „    Kranken     „        „       154,13     „ 


Stat.  37.    An  Ansiander  wurden  1903  1  198,20  Mk.  als  Kapital- 
Qdung  bezahlt.  

Stat.  38.    Beitragserstattungen. 

Beitragserstattungen  aus  Anlaß  des  Todes  in  846  Fällen 

,,        ,,      von  Unfällen  in  8      „ 

,,      der  Verheiratung  in        1    Fall 


Zusammen  in    855  Fällen 

Auf  100  bei  der  Invaliditats-  und  Alterskasse  versicherte  Hit- 
ler entfielen  1903  durchschnittlich  0,34  Beitragserstattnngen.  Der 
ckgegebene  Betrag  belief  sich  1 903  auf  7 1  593  Mk.  oder  fOr 
Einzelfall  durchschnittlich  auf  83,74  Mk. 

Bei  allen  Anstalten  belief  sich  der  Betrag  1 902  durchschnittlich 

bei  Unfällen  auf  58,50  Mk. 

„         Tod       „  59,56     „ 


Stat.  39.    Heilverfahren. 

Für  die  Durchführung  des  Heilverfahrens  wurden  —  neben 
Aufwendungen  der  Pensions-  und  Unterstützungskasse  —  bezahlt 

1903  108  740,73  Mk. 

1902  72  655,40     „ 

1901  51  938,09     „ 

Auf  1000  der  im  Jahresmittel  versicherten  Personen  wurde  ein 
erfahren  durchgefQhrt  im  Durchschnitt 

1903  bei  1,18  Personen 
1902    „    0,77 
1901    „    0,45 
1899—1903    „    0,S3 

iuf  einen  Fall  der  Heilbehandlung  wegen  Lungentuberkulose 
1  1899 — 1903  eine  Verpflegungsdauer  von  durchschnittlich 
Tagen;  bei  allen  Anstalten  betrug  die  Dauer  1902  durch- 
ttlioh  82  Tage. 
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Bei  den  wegen  anderer  Krankheiten  bebandelten  Personen  und 
die  entsprechenden  Zahlen  58  bezw.  53  Tage. 

Bei  100  in  Heilbehandlung  genommenen  Personen  war  ün 
Durchschnitt  der  Jahre  1899—1903  Lungentuberkulose  m  54,1 
Fällen  die  Ursache. 

Für  jede  der  wegen  Lungentuberkulose  behandelten  Personen  wur- 
den 1899—1903  durchschnittlich  449,56  Mk.  aufgewandt  Beisint- 
liehen  Anstalten  betrug  die  Ausgabe  1902  durchschnittlich  34 1,93  Mk^- 

Bei  den  wegen  anderer  Krankheiten  behandelten  Personen  sind 
die  betreffenden  Zahlen  293,78  Mk.  bezw.  183,67  Mk. 

Bei  den  aus  der  Heilbehandlung  entlassenen  Personen  worl^ 
ein  Heilerfolg  festgestellt  im  Durchschnitt  der  Jahre  1899—190$ 

Bei   den  wegen  Lungentuberkulose    behandelten  Personen 
80,1  von  100  Fällen. 

Bei  den  wegen  anderer  Krankheiten  behandelten  Personen  i 
69,9  von  100  Fällen. 

Leider  habe  ich  eine  Zusammenstellung  der  bei  allen  A 
stalten  erzielten  Erfolge  nicht  finden  können.  Es  wäre  interessant 
zu  erfahren,  ob  die  Invaliditäts-  und  Alterskasse  des  Allgemeine:^ 
Knappschaftsvereins  durch  die  größeren  Ausgaben  auch  enS 
sprechend  größere  Erfolge  erzielt  hat. 

Stat    40.    Verteilung  der  Lasten. 

Von  den  1903  zu  bezahlenden  Renten  hatte  zu  tragen 

das  Reich 670  438,85  Mk. 

j,    Gemeinvermögen.     .     .      1048  879,04     „ 
,,    Sondervermögen  .     .     .        54277 6, 19     „ 

Zusammen  2  262  094,08  Mk. 

Von  einer  Mk.  Rentenzahlung  kamen  1903 

auf  das  Beich       ....  0,29638  Mk. 

„      „     Gemein  vermögen    .  0,46368     „ 

„      ,,     Sondervermögen     .  0,23994     „ 

1903    betrug    der   Kapitalwert  der  Anteile,    die  von  den 

laufenden  Jahresrenten  von  dem  Eeiche,  dem  Gemeinvermögen  und 

dem  Sondervermögen  aufzubringen  waren 

bei  dem  Anteil  des  Beiches.     .    .     .        5  078  142,69  Mk. 
„       „         „        „     Gemein  Vermögens         7  944  583,49     „ 
„       „         ,,        „     Sondervermögens  4  111  180,24     „ 

Zusammen  17  133  906,42  Mk. 


InyaliditAts-  nnd  AltersTenichenuig.  215 

Die  Qemeinlast  sämflioher  Anstalten  nnd  besonderen  Eassen- 
iniichtongen  stellte  sich  1903  auf  56  299  357,39  Mk. 

Gemein vennogen  beim  Allgemeinen  Enappsohaftsyerein  1903 

Bestand  zu  Anfiuig  des  Jahres    .     .  999  739,84  Mk. 

Zinsen  dieses  Bestandes  für  1  Jahr  29  902,20    „ 

Vio  der  Beitragseinnahme       ...  1  822  787,06   „ 

Zinsen  dieser  Einnahme  f&r  ^s  Jahr  20  506,35  „ 


Zusammen  2  872  935,45  ML 

Das  Gemeinvermögen  aller  Anstalten  betmg  Ende  1903 

91  765  371,45  Mk. 

Der  Tom  Allgemeinen  Enappschaftsverein  zn  deckende  Teil  von 
ier  Mark  der  Gemeinlast  ist  der  Qnotient  ans  dem  Betrage  des 
i  dem  Verein  bemhenden  Anteils  an  dem  Gemeinvermögen  nnd 
m  Betrage  des  Gesamtgemeinvermögens;  er  betrug  1903 

0,0312777784  Mk. 


Stat  41.    Betrag  der  Überweisungen. 

An  kapitalisierten  Bentenanteilen  hatte  der  Allgemeine  Knapp- 
laftsverein  1903 

von   anderen  Anstalten  za  erhalten         82  719,59  Mk. 
an  andere  „       abzugeben  46  855,03     „ 

Von  jeder  festgesetzten  Rente  fielen  1903  durchschnittlich 
iS6  Mk.  anderen  Anstalten  (besonders  Rheinprovinz  und  West- 
en) zur  Last. 

Die  Überweisungen  aus  Anlaß  von  Beitragserstattungen 
'tragen 

Cberweisnngen  von  anderen  Anstalten     .     .     10  620,61  Mk. 
„  an    andere  „      .     .     .       2  568,31     „ 

Von  jeder  Beitragserstattung  hatten    1903   andere  Anstalten 
rchschnittlich  12,42  Mk.  «  Ufi^lo  des  zu  bezahlenden  Betrages 
tragen. 
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Stat.  42.    Abrechnung  der  Invalidit&ts-  und  Alterskassc 
Allgemeinen  Enappsohaftsvereins. 

Der  Allgemeine  Enappschaftsyerein  hatte  1903 


Einnahmen 
Mk. 

Ausgab 
Mk. 

Anteil  an  der  Gemeinlast  über  die  eigene 

Gemeinlast  hinaus 

712  039 

Beichszuschnß 

670  4S8,$5 

Überweisungen  von  anderen  Anstalten  für 

Beuten 

82  719,59 

Ober  Weisungen  an   andere   Anstalten    für 

Beuten 

' 

46  $55 

Überweisungen  von  anderen  Anstalten  für 

Beitragserstattungen 

Überweisungen   an   andere  Anstalten   für 

Beitragserstattungen 

10  620,61 

2  568, 

Zusammen 

768  779,05 

761  463, 

Mehreinnahme 

2  315,93  1 

Stat  43.    Finanzielles  Ergebnis  der  InTaliditäts- 

und  Alterskasse  1903. 

Einnahmen. 

Beiträge 4  557  396,58  Mk. 

Überschuß  bei  der  Abrechnung     .  2  315,93     ,. 

andere  Einnahmen 11359,20 

Gesamteinnahme  4  571071,71  Mk. 

Ausgaben 

Renten 2  260  895,88  Mk. 

Kosten  des  Heilverfahrens    ...  108  740,73 

Beitragserstattungen 71  593,00 

Generalkosten 294  562,97 

andere  Ausgaben 32  782,23     ,, 

Gesamtausgabe  2  768  574,81  Mk. 

Überschuß  1  802  496,90     ,, 

Im  Durohschnitt  betrugen   1903  für  ein  bei  der  Invalidil 
und  Alterskasse  versichertes  Mitglied 
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Die  Einnahmon 

Beiträge 18,02  Mk. 

Überschuß  bei  der  Abrechnung  ....  0,01     ,, 

andere  Einnahmen 0,05     ,, 

Die  Gesamteinnahmen  18,08  Mk. 

Die  Ausgaben 

Benten       8,94  Mk. 

Kosten  des  Heilverfahrens 0,43     „ 

Beitragserstattungen 0,28     ,, 

Generalkosten 1,16     „ 

andere  Ausgaben 0,13     „ 

Die  Gesamtausgaben  10,94  Mk. 

Der  Überschuß  7,14     „ 

ie    Ausgaben   überstiegen    1903    die   Einnahmen    aus    den 
gen  der  Versicherten  um  489  876,52  Mk. 

Auf  100  Mk.  Ausgabe  kamen  1903 

für  das  Heilverfahren 3,36  Mk. 

an  Invalidenrente     ...         ....  65,20     „ 

„    Kranken    „         2,82     „ 

,..    Alters        „         1,94     ,, 

,,    Erstattungen       2,21     ., 

Zusammen  75,53  Mk. 

Auf  100  Mk.  Ausgabe  kamen  1901  bei  allen  Anstalten 

für  das  Heilverfahren 6,14  Mk. 

an  Invalidenrente 55,99     „ 

,.    Kranken    „         1,12     ,, 

„    Alters        „        21,23     ,, 

,,    Erstattungen        5,97     „ 

Zusammen  90,45  Mk. 


Stat  44.    Gesamtübersicht  1903. 

^i  der  Einnahmen  Ausgaben  Überschuß 

fankenk.  10  400  246,81  Mk.    10  350  881,61  Mk.         49365,20  Mk. 

ansionsk.  15  817  254,08    „      13  318  763,15    „  2  498490,93    „ 

raliditätsk.        5  332  534,83    „        3  530  037,93    ,,  1802  496,90    „ 

Zusammen     31  550  035,72  Mk.    27  199  682,69  Mk.  4  350  353,03  Mk. 
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Stat  45.    YermögeD. 

An  dem  Gesamtvermögen  1903  von  70  824  172,09  Mk.  wäre 

beteiligt 

die  Kranken-  und  Pensionskasse  mit    .     40  003  987,76  Mk. 
j,    Invaliditäts-  und  Alterskasse   ,,      .     30  820  184,33     „ 

Auf  ein  am  Jahressohlasse  vorhandenes  ständiges  Mitglied  en 

fielen  dorchschnittlich  von  dem  Gesamtvermögen 

1903  443,11  Mk. 

1902  422,62 

1901  444,29 


w 


Jahr 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


Vermögen  der  Kranken-  und 
Pensionskasse 
4  681915,00  Mk. 
6  098  709,00 
9  024  271,42 
11089  115,64 

12  656  776,29 

13  995  079,10 
16  511363,07 
18212091,27 
20  721  847,56 
24  254  800,61 
28  748  967,79 
32  263436,81 
35  845  147,37 


» 


» 


» 


»> 


?♦ 


♦> 


>j 


>j 


Durchschnittlicher  Antefl 
eines  am  Jahresschlüsse  yo 
handenen  st&ndigen  Mit- 
gliedes an  diesem  Vermöge 

72,80  Mk. 

79,71 
107,74 
126,07 
128,36 
141,57 
163,32 
175,39 
193,98 
204,93 
237,71 
256,05 
237,35 
250,26 


» 


»« 


>♦ 


;« 


9f 


40  003  987,76  ., 

Vermögen  der  Kranken-  and  Pensionskasse 


1875 
1880 
1885 
1889 


beim  Märkischen 

Verein 
1  649  998  Mk. 
1  297  768     „ 

1  925  729 

2  193  364 


yy 


beim  Essen- Wer- 
denschen  Verein 

l  280  891  Mk. 

1  332  401 

1  531  275 


yy 


» 


beim  Maiheimc 
Verein 
155  793  Mk. 
106  157     „ 
135  929     ,. 
154  064    „ 


1  156  480     „ 

Auf  ein  ständiges  Mitglied  der  drei  Vereine  entfielen  durch 
schnittlich  von  dem  Vermögen 


1860 
1870 
1875 
1S80 
1885 


120,00  Mk. 
98,67 
73,85 
67,08 
47,50 


yy 


>» 


» 
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Bei   allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  kamen   auf  ein 

standiges  Mitglied  an  Yennögen  durch  schnittlioh 

1875  135,89  Mk. 

1880  130,21     ., 

1885  143,25     „ 

1890  179,58     „ 

1895  219,51     „ 

1900  278,60  „ 

1901  297,74  „ 

1902  304,65  ,, 

1903  313,50  „ 

Termögen  der  Invaliditäts-  und  Alterskasse  am  Schlüsse  des  Jahres 

1892  1975  737,48  Mk. 

1893  3  964  741,41  „ 

1894  6  032  727,70  „ 

1895  8  110  709,96  „ 

1896  10  372  834,81   „ 

1897  12  846  995,36  „ 

1898  15  466  162,97  „ 

1899  18  645  765,27  „ 

1900  22  027  877,21  „ 

1901  25  149  985,48  „ 

1902  27  980  068,31  „ 

1903  30  820  184,33  „ 


Unfallyersicherau  g, 

Stat.  46.  Die  Sektion  II  umfaßte  1903  216  Betriebe.  Davon 
waren  190  Steinkohlen  werke  und  der  Rest  Eisensteingruben, 
Salinen  usw. 

Die  Zahl  der  im  Jahresmittel  beschäftigten  Personen  betrug 
251  665.  Von  diesen  entfielen  249  633  auf  den  Steinkohlenbau  und 
811  auf  die  Eisensteingruben.  Auf  1  Betrieb  kamen  durchschnittlich 
1  165  versicherte  Personen. 


Stat.  47.  Die  Oesamtlohnsumme  betrug  1903  338  890 184,03  Mk., 
wovon  336  915  373,92  Mk.  auf  den  Steinkohlenbergbau  entfielen. 

Auf  1  Versicherten  kam  durchschnittlich  ein  Lohn  von 
1346,59  Mk.  Beim  Steinkohlenbau  im  besonderen  betrug  der 
Durchschnitt  1349,64  Mk.;  dazu  wird  bemerkt,  daß  bei  allen  Sektio- 
nen der  Enappschafts- Berufsgenossenschaft  die  wirklich  verdienten 
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Stat  45.    YermSgen. 

An  dem  Oesamtvermögen  1903  von  70  824  172,09  Mk.  wai^  ^ 

beteiligt 

die  Kranken-  und  Pensionskasse  mit    .     40  003  987,76  Mk. 
,,    InTaliditäts-  und  Altorskasse   „      .    30  820  184,33    ,, 

Auf  ein  am  Jahresschlüsse  vorhandenes  ständiges  Mitglied  ent 

fielen  durchschnittlich  von  dem  GtesamtTermögen 

1903  443,11  Mk. 

1902  422,62 

1901  444,29 


y> 


Jahr 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


Vermögen  der  Kranken-  und 
Pensionskasse 
4  681915,00  Mk. 
6  098  709,00 
9  024  271,42 
11089  115,64 

12  656  776,29 

13  995  079,10 
16  511363,07 
18212091,27 
20  721  847,56 
24  254  800,61 
28  748  967,79 
32  263436,81 
35  845  147,37 
40  003  987,76 


» 


•> 


» 


fi 


j* 


w 


» 


>? 


Dorclischnittlielier  Anteil 
eines  am  Jahreeschlosse  toi 
handenen  st&ndigen  Mit- 
gliedes an  diesem  Vermöge 
72,80  Mk. 
79,71 
107,74 
126,07 
128,36 
141,57 
163,32 
175,39 
193,98 
204,93 
237,71 
256,05 
237,35 
250,26 


Vermögen  der  Kranken-  und  Pensionskasse 
beim  Märkischen  beim  Essen-Wer-         beim  Mülheiioe; 

denschen  Verein 

l  280  891  Mk. 

1  332  401 

1  531  275 

1  156  480 

Auf  ein  ständiges  Mitglied  der  drei  Vereine  entfielen  durch- 
schnittlich von  dem  Vermögen 


1875 
1880 
1885 
1889 


Verein 
1  649  998  Mk. 
1  297  768     „ 

1  925  729     „ 

2  193  364 


V 


f* 


>» 


Verein 
155  793  Ife. 
106  157    .. 
135  929    .. 
154  064    ., 


1860 
1870 
1875 
1S80 
1885 


120,00  Mk. 
98,67  „ 
73,85  ,, 
67,08 
47,50 


if 


»j 
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Bei  allen  preußischen  Enappschaftsvereinen  kamen  auf  ein 

indiges  Mitglied  an  Vermögen  durcbschnittlich 

1875  135,89  Mk. 

1880  130,21     „ 

1885  143,25     „ 

1890  179,58     „ 

1895  219,51     „ 

1900  278,60  „ 

1901  297,74  „ 

1902  304,65  „ 

1903  313,50  „ 

ögen  der  Invaliditäts-  und  Alterskasse  am  Schiasse  des  Jahres 

1892  1975  737,48  Mk. 

1893  3  964  741,41  „ 

1894  6  032  727,70  „ 

1895  8  110  709,96  „ 

1896  10  372  834,81  „ 

1897  12  846  995,36  „ 

1898  15  466  162,97  „ 

1899  18  645  765,27  „ 

1900  22  027  877,21 

1901  25  149  985,48 

1902  27  980  068,31 

1903  30  820  184,33 


UnfallTersicliernu  g. 

Stat.  46.  Die  Sektion  11  umfaßte  1903  216  Betriebe.  Davon 
^en  190  Steinkohlen  werke  und  der  Rest  Eisensteingruben, 
linen  usw. 

Die  Zahl  der  im  Jahresmittel  beschäftigten  Personen  betrug 
>t  665.  Von  diesen  entfielen  249  633  auf  den  Steinkohlenbau  und 
U  auf  die  Eisensteingruben.  Auf  1  Betrieb  kamen  durchschnittlich 
165  versicherte  Personen. 


Stat.  47.  Die  Gesamtlohnsumme  betrug  1903  338  890 184,03  Mk., 
ovon  336  915  373,92  Mk.  auf  den  Steinkohlenbergbau  entfielen. 

Auf  1  Versicherten  kam  durchschnittlich  ein  Lohn  von 
(46,59  Mk.  Beim  Steinkohlenbau  im  besonderen  betrug  der 
nrcbschnitt  1349,64  Mk.;  dazu  wird  bemerkt,  daß  bei  allen  Sektio- 
)n  der  Enappschafts- Berufsgenossenschaft  die  wirklich  verdienten 
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Löhne  zugrunde  gelegt  werden  müssen.  1 902  war  der  dorchscb  xmi^^ 
liebe  Jabresarbeitsverdienst  bei  den  gewerblichen  Bem&genos^^i^- 
schauten  allgemein  804,23  Mk. 

Es  kamen  bei  den  Steinkohlengraben  an  Lohn  aof  den  Arbo!  ^- 

tag  durchschnittlich 

bei  den  bei  den  anderen  vei" — 

jagendlichen  sichemngspflichtigen 
Arbeitern  Personen 

1903  1.22  Mk.  4,60  Mk. 

1902  1,24     ,,  4,44     „ 

1901  1,32     „  4,73     „ 

1901  war  der  ortsübliche  Tagelohn  für  Männer  in  33  Großstädtern 
nicht  über  2,72  Mk.  i). 


Stat.  4S. 


• 

Jahr 

i 

Anzahl  der 

Lohnsumm^ 

Betriebe 

Arbeiter 

auf  1  Arbeits 

Knappschaf  ts-BernfB- 
genoBsenBchaft 

1886 
1896 
1903 

1658 
1822 
1938 

343  709 
446  342 
619  798 

729,69  HlcL. 
933,45     ,, 
1151,30     ,• 

Sektion  II 
(Bochum) 

1886 
1896 
1903 

196 
213 
216 

103  907 
163  281 
251  665 

832,86     „ 
1 064,21     ,, 
1346,59    ,, 

Sektion  I 

(lionn) 

1 

!      1886 
j      1903 

694 

S48 

76  743 
108  342 

'       721,67     „ 
1  089,56     .. 

Sektion  III 
(Klausthal) 

'      1886 
1903 

85 
109 

12  753 
20  055 

669,99    „ 
992,23    „ 

Sektion  IV 
(Halle) 

1SS6 
1903 

36S 
420 

49  954      ';       760,59    ,. 
78161       ;    1017,87    ^ 

Sektion  V 
(Waidenburg; 

18S6 
1903 

67 
51 

15  749 
27  927 

634,62    ,. 
926,51    ,. 

Sektion  VI 
(Tarnowitz) 

18S6 
1903 

89 
105 

52  626 
92  981 

524,08    ,, 
947,36    „ 

Sektion  VIT 
(Zwickau) 

1886      j        105 
1903              133 

26  500 
30  458 

764,62    .. 
1066,95    ., 

Sektion   VIII            !|      1886 
(München)              !       1903 

54 
56 

5  477 
10  209 

820,34    ,, 
1  050.45    ,. 

1)  Die  deutsche  Arbeiterversichernng  als  soziale  Einrichtang.    (Heft  V, 
Zahn,  S.  23.) 


^ 
-/ 


Unfallversicherung. 

Stat.  49.    Bei  der  Sektion  11  worden  Unfälle  angezeigt 

1903  37  026 

1902  33  633 

Ton  den  Unfällen  waren  bezeichnet  als 
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1903 

1902 

leichte 

32  731  - 

oder  88,40  o/o 

89,49  o/o 

schwere 

3  731 

„     10,08  „ 

9,12  „ 

tödliche 

564 

„        1 ,52  ,, 

1,39  „ 

Augemeldete  Unfälle 

bei  der  Sektion  II 

bei  der 

das  waren  auf 

Enapp- 

1000  versicherte 

scbafts-Berufs- 

Personen 

genosöenschaft 

1887 

8  476 

80,52 

24  630  ' 

1890 

10  805 

83,01 

28  879 

1895 

16814 

107,49 

40  616 

1898 

20  950 

109,26 

48  204 

1900 

28  020 

124,48 

58  471 

1901 

33  526 

139,55 

68  898 

1902 

33  633 

139,91 

67  786 

1903 

37  026 

147,12 

74  433 

Auf  1000  yersicherte  Personen  wurden  bei  der  Knappschafts- 
tufsgenossenschafc  Unfälle  angemeldet 

1903  darchschnittlich  120,09 

1902  „  112,76 


Stat.  50.  Massenunglücksfälle  ereigneten  sich  bei  der  Knapp- 
bafts-Berufsgenossenschaft  im  Durchschnitt  der  Jahre  1S&7 — 1903 
im  Jahre.    Davon  kamen  durchschnittlich  2,3  auf  die  Sektion  IL 


Stat  51.  Yon  den  37  026  im  Jahie  1903  bei  der  Sektion  II 
gemeldeten  Unfällen  waren  4  295,  d.  s.  1 1,6  o/o,  entschädigungs- 
ichtig. 

1902  entfielen  6,71  o/u  aller  entschädigungspflichtigen  Unfölle 
*  die  Knappschafts-Berufsgenossenschaft. 
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EntBch&dignngB- 

UnfUle  mit  tOdlkbeo 

pflichtige 

TTnftlle 

Ausgange 

auf  1000 

auf  lOOO 

überhaupt 

Tersicherte 
Personen 

überhaupt 

Tersicherte 
Personen 

a)  bei  der  Enappschafts-Berofsgenossensohaft 

1887 

2  623 

7,58 

849 

2,45 

1890 

3  403 

8,54 

824 

2,07 

1895 

4  906 

11,39 

912 

2,12 

1898 

6  323 

12,77 

1  254 

2,53 

1900 

6  894 

12,19 

1  145 

2,02 

1901 

7  933 

13,06 

1  289 

2,12 

1902 

8  143 

13,55 

1  080 

1,80 

1903 

9  281 

14,97 

1  159 

1,87 

b)  bei  der  Sektion  11 

1887 

1  110 

10,55 

369 

3,50 

1890 

1  406 

10,80 

364 

2,79 

1895 

2  258 

14,44 

407 

2,60 

1898 

3  038 

15,83 

650 

3,33 

1900 

3  176 

14,11 

525 

2,33 

1901 

3  478 

14,48 

568 

2,36 

1902 

3  534 

14,70 

466 

1,94 

1903 

4  295 

17,07 

564 

2,24 

Stat.  52.  Bei  der  Sektion  11  worden  berufungsfähige  Bescheu 

erlassen 

1903  13  704 

1902  11  742 

Von  diesen  waren 

1903  1902 

Festsetzungsbescheide   7  719  oder  56,33  o/o  54,80  ^o 

Abänderungs       ,,         4  552     „      33,22   ,.  33,32  ,. 

Ablehnungs         „         1433     ,,      10,45   „  11,88.. 


Stat.  53.  Von  den  4  295  Verletzten,  denen  1903  bei  der 
Sektion  n  eine  Entschädigung  zugesprochen  wurde,  standen  im 
Lebensalter  von 


UnfaÜTerBicherang. 

unter  16  Jahren 

90—    2,10 

16—20 

488  —  11,36 

20—30 

1344  —  31,29 

30     40 

1  306  —  30,41 

40—50 

759—17,67 

50     60 

262—    6,10 

über  60 

46—    1,07 
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» 


«♦ 


V 


»• 


•« 


♦• 


Stat  54.  Von  den  4  295  Unfällen  hatten  zor  Folge  564  den 
Tod,  15  (0,40  ^lo  der  nicht  tödlichen  Unfälle)  dauernde  völlige 
Snrerbsunfahigkeit,  1  314  (35,22  o/o  der  nicht  tödlichen  Unfälle) 
lauernde  teilweise  Erwerbsunfähigkeit,  2  402  (64,38  Vo  der  nicht 
tödlichen  Unfälle)  voräbergehende  Erwerbsunfähigkeit 

Auf  10  000  versicherte  Personen  entfielen  170,66  entschädi- 
irongspflichtige  [Jnfälle,  davon  22,41  auf  tödliche  Unfälle,  52,81  auf 
[Tnfalle  mit  nachfolgender  dauernder  völliger  oder  teilweiser  Erwerbs- 
infahigkeit,  95,44  auf  Unfälle  mit  vorflbergehender  Erwerbsunfähigkeit 

Auf  1000  versicherte  Personen  entfielen 

Verletzte  mit 

dauernder  vorübergehender 

Erwerbsbeschrftnkung 

3,41  ,  3,62 

4,82  3,09 

6,39  5,30 

5,13  7,22 

4,70  7,03 

4,72  7,32 

5,01  7,72 

5,28  9,54 

Bei  100  entschädigungspflichtigen  Unfällen  mit  nicht  töd- 
^chem  Ausgange  war  die  Folge 


tödlich  Verletzte 

1887 

3,44 

1890 

2,90 

1895 

2,74 

1898 

3,48 

1900 

2,37 

1901 

2,43 

1902 

1,97 

1903 

2,24 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit 


1887 
1890 
1895 
1898 
1900 
1901 
1902 
1903 


völlige 

in  3,75  Fällen 
2,91 


1,64 
0,76 
0,53 
0,48 
0,39 
0,40 


91 
ff 
ff 


ff 


teilweise 

in  44,77  Fällen 
58,02  „ 
53,03 
40,75 
39,55 
38,74 
38,95 
35,22 


n 


vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit 

in  51,48  Fällen 
39,07 
45,33 
58,49 
59,92 
60,78 
60,66 
64,38 


ff 
ff 


224  SUtiidselier  Anhang. 

Von  den  Unfällen  mit  tödlichem  Ausgange  worden  1903  3*2 
d.  8.  66,84  %  rentenberechtigt.  In  den  übrigen  Fillen  (bei  ledig« 
Yerunglflckten)  wurde  nur  Sterbegeld  gewährt.  Die  Ziüil  der  ei 
schädigungsberechtigten  Hinterbliebenen  betrug  1  356;  354  Witwe 
977  Kinder,  25  Aszendenten. 

Auf  100  todliche  Unfälle  kamen  rentenberechtigte  Fälle 


1887 

66,48 

1890 

62,86 

1895 

69,23 

1898 

64,67 

1900 

64,79 

1901 

70,38 

1902 

70,25 

1903 

66,34 

Stat.  55.    Gesamtzahl  der  Rentenempfänger  im  Jahresmittel. 

1902  1903 

Verletzte 17  619  19  439 

Witwen 2  563  2  792 

Waisen       7  711  8  121 

Aszendenten 254  268 

Zusammen     28  147  30  620 

1903  befanden  sich  228  Rentner  in  Erankenhauspflege;  bei  SORen^ 
empfängern  ruhten  die  Renten. 

Auf  1000  versicherte  Personen  entfielen  Rentenempfänger 

1902  1903 

Verletzte 73,29  77,24 

Witwen        10,66  11,09 

Waisen        32,08  32,27 

Aszendenten 1,06  1,06 

Zusammen     117,09  121,66 


Stat.  5 O.    Von  den  17  991  am  Jahresschlüsse  vorhandei 
letzten  bezogen  u.  a. 

644  100  <Vo  der  Vollrente 

479  66^3,,      ,,  \y 


UnfallyenicheruDg. 

435 

60  0/0 

der  Vollrente 

1  474 

50  „ 

)t          f 

668 

40  „ 

»          f 

2  112 

331/3.. 

»                y 

630 

30  „ 

ff                f 

1  652 

25  „ 

ff                f 

2  746 

20  „ 

ff                f 

2  573 

15  „ 

ft                t 

3  163 

10  „ 

ff                f 

258 

5  . 

ff                1 
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Stat  57.  Auf  jeden  Verletzten  entfiel  dorohsohnittlich  eine 
Rente  Ton  246,83  Mk.  —  30,76  Vo  der  Vollrente.  Im  ganzen  wurden 
>^  334  242,5  Bentenprozente  oder  5  533,42  rechnungsmäßige  Voll- 
enten mit  4  440  668,78  Mk.  bezahlt.  Eine  Vollrente  machte  also 
02,52  Mk.  ans.  Mit  dieser  Vollrente  stand  die  Sektion  n  an  der 
Pitz«;  die  Sektion  VI  (Tamowitz)  stand  mit  588,08  Mk.  am  Schluß. 


Dorchschnittliche  Vollrente    Durchschnitt  der  im  ganzen 

Verletzte  gezahlten  Beuten. 

a)  bei  der  Enappschafts-Berufsgenossenschaft 


an 


1903 

720,48  Mk. 

31,150/0 

=  224,46  Mk. 

1902 

720,23     „ 

31,48  „ 

§.=  226,75     „ 

1901 

701,30     „ 

31,71   „ 

;i=  222,38     „ 

1900 

679,73     „ 

32,15  „ 

;?—  218,54     „ 

1898 

651,88     „ 

32,85  „ 

3  =  214,93     ,, 

1896 

645,24     ., 

33,75  „ 

ä=  217,78     „ 

1894 

633,52     „ 

36,00  „ 

> 

=  228,09     „ 

Darchschnittliche 

Durchschnitt  der  im  ganzen 

Vollrente 

an  Verletzte  gezahlten 
Beuten 

b)  bei 

der  Sektion  TT 

1903 

802,53  Mk. 

30,76  0/0' 

=-  246,83  Mk. 

1902 

808,61     „ 

31,06  0/0 

§-==  251,15     „ 

1901 

778,77     ,, 

31,43  0/0 

;i  =  244,77     „ 

1900 

753,80     ., 

32,03  0/0 

1  =  241,44     „ 

1898 

722,30     „ 

32,46  e/o 

3=234,46     „ 

1896 

714,19     „ 

33,30  0/0 

g-  '-^  238,06     „ 

1894 

700,60     ., 

35,65  0/0 

* 

=  249,76     „ 

^tlbaeh,  EnAppaohaftsrereine. 


16 


226  Stotiitiacher  Anhang. 

Stat  58.  Die  am  Sohlasse  des  Jahres  1903  vorhai 
2  550  Witwen  bezogen  eine  Gesamtjahresrente  von  575  446«2i 
die  7477  Waisen  1  413  159,60  Mk.;  die  Aszendenten  58  137,( 


Die  Jahresrente  betrug 
f&r  1  Witwe  durchschnittlich  .  . 

fy       i   TT  nloO          „        •   •   < 

„    1  Aszendenten  „           .  .  . 

.  .  225,66  Mk. 
.  .  189,00  „ 
.  .  223,60  „ 

Stat.  59.    Das  YerhUtnis  der  bei  der  Sektion  n  in  d( 

zelnen  Jahren  bezahlten  Entsoh&digongsbetrage  überhaupt  : 

erstmalig  in  den  betrefTenden  Jahren   bezahlten  Entschädi, 

betragen. 

Summe  der  bezahlten      Erstmalig  be» 
Entsch&dignngsbetrage     Entschadigungsbet 


1885/86 

248  860 

248  860 

1887 

535  006 

204  560 

1888 

772  295 

190  263 

1889 

1025  018 

217  375 

1890 

1  391  849 

292  392 

1891 

1  744  490 

392  532 

1892 

2116155 

416209 

1893 

2  544  135 

438  798 

1894 

2  855  959 

474  188 

1895 

3  191297 

576  583 

1896 

3  491493 

577  337 

1897 

3  821235 

640  293 

1898 

4  275186 

738  821 

1899 

4  641661 

724  785 

1900 

5  096  079 

796  792 

1901 

5  830  155 

1  037  579 

1902 

6  107  391 

936  525 

1903 

7313029 

1  134  667 

Stat  60.    Bei  der  Enappschafts-Bemfsgenossenschaft  n 
an  TTnfallentsohädigangen  bezahlt 

1903     ....     15328785  Mk. 
1902     ....     13410423     „ 


UnfUlTersichening. 
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Bei  der  Sektion  n  worden  1903  an  ünfallentschädigangen 
7313  029  Mk.  bezahlt  Das  machte  auf  10  000  Mk.  Lohnsamme 
215,79  Mk. 

Die  Summe  verteilte  sich  wie  folgt: 


Auf  100  Uk.  Gssamt- 

umlsKe  kamen 

1901     IX 
bei  allen  ^) 
ieoCaehtn 
Bemfsfe- 
nossen- 

Per- 
sonen 

Betrag  in  Mk. 

1908 

bei  der 

Sektion  U 

Uk. 

tohaften 
Mk. 

Kosten  des  Heilyerfahrens 

8  278 

64  586,05 

0,73 

2,02 

Beuten  an  Verletzte 

19  439 

4457  118,05 

50,56 

62,48 

Abfindungen  an  Inländer 

84 

21  288,02 

0,24 

1,40 

^           „    Ausländer 

13 

10  426,67 

0,12 

0,18 

Ste»-l)egcld 

619 

53  588,73 

0,69 

0,51 

Bex&ten  an  Witwen  Getöteter 

2  792 

688  704,68 

7,81 

>,        «    Kinder  und  Enkel 

Getöteter 

8  121 

1  478  194,96 

16,80 

15,14 

»       „Aszendenten     „ 

268 

58  072,43 

0,66 

Abfindungen    bei    Wiederver- 

heiratnng 

177 

147  041,90 

1,67 

0,59 

ß^^Äten    an    die    Angehörigen 

^^    in  Heilanstalten  unterge- 

^'■^fc^htcn  Verletzten: 

1 

an  Ehefrauen 

885 

29  182,41 

0,33 

) 

,.    Kinder  u.  Enkel 

1949 

64  066,20 

0,72 

>       0,87 

„   Aszendenten 

13 

762,42 

0,08 

/ 

^^**-  und  Verpflegnngskosten 

1421 

239  996,67 

2,70 

3,27 

1 
Zusammen 

39  004 

7  313  029,19 

83,11 

86,46 

1902 

35  626 

6  107  390,54 

Stat  61.    Die  eigenen  Ausgaben  der  Sektion  U  betragen 

1903     ....     7745056,24  Mk. 
1902     ...     .     6480426,22     „ 

^«tin  sind   444  277,57   bezw.   368  509,74  Mk.  Verwaltungskosten 
^Uigeschlossen. 


1)  Atlas  und  StatlBtik  der  deutschen  Arbeiterversichemng.  Berlin  1904.  S.  19. 

Iß* 
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Stat  62.    Umlage. 

Die  Sektion  n  hatte  au£Eubringen  ihre  eigenen  A 
and  den  auf  sie  entfallenden  Teil  der  gemeinsam  zu  ti 
Lasten.  (Einlage  in  den  Beservefonds  und  Kosten  der  2 
Die  Yerteilong  dieser  gemeinsamen  Last  wird  nach  dem 
nis  der  Sonderlast  der  Sektion  zu  der  Oesamüast  aller  S 
(1903:  16353454,25  Mk.)  vorgenommen.  Es  entfielen  anf 
tionll  1053  965,48  Mk.,  and  zwar  20  020,50  Mk.  Anteil 
Verwaltangskosten  der  Zentrale  in  Berlin  and  1 033  94^ 
von  der  Zulage  zam  Beservefonds. 

Die  Gesamtumlage  der  Sektion  n  betrag  1 903 :  8  799  02 
Davon  hatte  der  Steinkohlenbaa  99,73^/o  aafzabringen. 

1902  war  die  Gesamtamlage  am  1  393  492,89  Mk.  j 
Sie  ist  also  am  18,82  <^/o  gestiegen  (von  1901  ac 
am  5,91  o/o). 

Die  Umlage  machte  1903  2,6  Vo  der  Lohnsami 
34,96  Mk.  aaf  den  Kopf  der  Versicherten  aas;  1902  2,4: 
30,81  Mk. 

Die  Oesamtamlage  von  1885—1903  betrag  bei  der  Se 
73  191  442,22  Mk. 
davon  warden  57  420  932,86    „    für  Unfallentschädigang  v 

Darchschnittlich  belief  sich  die  Umlage  auf  4  066  191 
im  Jahr. 

Sie  betrug 


1887 

1  799  461,02 

Mk 

1890 

2  812  240,26 

«« 

1895 

4  209  945,20 

>> 

1898 

4  138  958,30 

y; 

1900 

4  995  698,77 

•t 

1901 

6  992  171,39 

>,♦ 

1902 

7  405  528,83 

»> 

1903 

8  799  021,72 

<> 

Die  Gesamtamlage   von    1885 — 1903   betrug   bei   der 
Knappschafts-Berufsgenossenschaft  157  210  861  Mk. 

Darchschnittlich  im  Jahr  belief  sie  sich  auf  8  733  931 


Sie  betrug 


887 
89  O 

895 
898 
90O 
901 

ao2 


887 

890 

895 
S98 

900 
1^01 

^903 


Stat. 


Unfallyeraicherung. 

1887 

3  976  843  Mk 

1890 

5  975  161     „ 

1895 

8  767  447     „ 

1898 

8  870  397     „ 

1900 

10  782  710     „ 

1901 

14  984  545     ,y 

1902 

16  332  200     ,, 

1903 

18  578  870     „ 
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63.     Auf  den  Eopf  der  Versicherten  kamen 

bei  der  Enappschafts- 
bei  der  Sektion  II  Berofsgenossenschaft 


an  Unfollent- 

schädigongen 

5,28  Mk. 

11,14 

21,42 

22,33 

22,67 

24,29 

25,43 

29,01 


Ton  der  Umlage 

17,10  Mk. 

21,61 

26,92 

21,59 

22,19 

29,10 

30,81 

34,96 


9t 


ff 


>» 


ff 


>» 


>» 


an  Unfallent- 
schädigongen 

11,49  Mk. 

15,00 

20,36 

17,90 

19,08 

24,67 

27,17 

29,98 


>> 


ff 


yt 


>? 


ff 


ff 


ff 


Auf  1000  Mk.  Lohnsamme  entfielen 


6,28 
10,57 
21,13 
19,53 
17,95 
17,87 
20,04 
21,57 


Mk. 


ff 


?? 


» 


>j 


>? 


» 


ff 


20,34  Mk. 

20,50 

26,55 

18,88 

17,58 

21,41 

24,28 

25,96 


15,50 
16,55 
22,76 
17,84 
17,23 
21,20 
24,54 
26,04 


Mk. 


Die  Umlage  betrag  im  Jahre  1903 

bei  der  Sektion        auf  1  Arbeiter        auf  1000  Mark  Lohnsumme 

26,93  Mk.  24,72  Mk. 

34,96     ,.  25,96     ,. 


I.  Bonn 

II.  Bochum 

III.  Klausthal  29,21 

IV.  Halle  22,32 

V.  Waidenburg  16,09 
VL  Tamowitz  31,42 
VIL  Zwickau  28,16 
VIIL  München  29,63 


ff 


fi 


29,44 
21,93 
17,37 
33,17 
26,40 
28,21 


j' 
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Stat  64.    Reservefonds 

der  KnappBchafU-BemfsgenosBenBChaft. 


Einlage  der  Sektion    31 
in  den  BeBerrefond^. 


1885/86 

l  567  877 

Mk. 

753  841,14  Mb 

1887 

4  000  000 

•> 

(rund) 

1  11t  585,14  «. 

1888 

6  700  000 

ff 

1215  110,02  „ 

1889 

9  379  014 

?j 

1091933,21  ,. 

1890 

11793611 

ff 

1  160  272,78  „ 

1891 

14  824  810 

*y 

1054  012,23  ,y 

1892 

17  674  698 

•> 

1  058  077,68  :., 

1893 

20  408  123 

•> 

1017  653,87  -, 

1894 

22  900  705 

«» 

857  673,24  ,, 

1895 

25  053  016 

•1 

638  898,48  ,, 

1896 

26  703  089 

i* 

349  149,30  ,. 

1897 

26  705  463 

;> 

1             ^W    •  A 

1898 

26  704  598 

ft 

Nichts 
l  eingelegt 
1  Biehe  S.  86 

1899 

26  705  463 

•? 

1900 

26  687  613 

M 

1901 

29  356  384 

'> 

822  309,98  Mit. 

1902 

32  292  012 

•» 

896  871,69  „ 

1903 

35  521213 

*f 

1033  944,98  „ 
13  061  333,74  Mi 

Stat    65.     Äußere  Veranlassungen   der    entsch&digungspflichtigen 
Unfälle  im  Jahre  1903  auf  1000  versicherte  Personen  <) 

Explosion       0,357 

Heiße  Massen,  ätzende  Flüssigkeiten  1 

und  giftige  Gase f     "'^^^ 

Bewegte  Maschinenteile 1,240 

Stein-  und  Eohlenfall 6,171 

Sturz 1,458 

Beförderung  von  Lasten 6,056 

Andere  Veranlassungen 1,689 

Zusammen  17,067 

Äußere    Veranlassungen    der   entschädigungspflichtigeD 
Unfälle,  ausgedrückt  in   Prozenten   der   Gesamtzahl   der  entscbä-' 
digungspflichtigen  Unfälle. 


1 )  In  den  folgenden  Zusamraenstellungen  handelt  es  sich,  soweit  nichts 
anderes  angegeben  ist,  nur  um  die  Sektion  II. 


DnfUlTenicbening. 


Ex- 

?s 

Stein-  und 

Beförde- 

Andere 

plorion 

Uuuhltiin- 

teU* 

EDhleDMl 

StllM 

rung  Toa 
Lsiten 

Veran- 

luHonBen 

1H,U2 

0,92 

4,58 

'   45,ül 

11.00 

17,82 

2.65 

14,6S 

0,72 

6,31 

46,22 

9,28 

18,47 

4,32 

T.ao 

0,75 

a,28 

46,25 

9.86 

23,36 

B,91 

10,89 

0,91 

6,62 

41,57 

10,73 

22,92 

6,46 

6,15 

1,21 

6,19 

40,11 

10,60 

27,38 

5,76 

51,92 

1,09 

6,42 

a7,i3 

9,85 

26,73 

6,86 

9,20 

1,80 

6J0 

36,92 

9.26 

29,77 

7,35 

12,08 

1.19 

6,14 

38.25 

8,80 

26,74 

6,80 

B,16 

1,10 

7,18 

38,34 

9,21 

31,81 

6,20 

1,82 

0,80 

7.97 

37.88 

7,84 

32,99 

5,40 

*,80 

0.84 

7,24 

38,36 

9,12 

33,00 

5,84 

5,34 

0,91 

7,26 

36,91 

8,64 

35,71 

5,23 

8,-8 

2.90 

S,20 

33,89 

8,47 

31,62 

6,16 

3,85 

t,20 

8,34 

37,96 

9,53 

32,11 

7,01 

3.75 

1.01 

S,34 

38,96 

8,85 

32,78 

8,31 

4,43 

1,4Ö 

7,22 

34,53 

S,57 

34,96 

8,80 

2,29 

0,62 

6,85 

36,28 

8,97 

34,41 

10,38 

2,10 

0,56 

7,26 

H6,1G 

8,54 

35,48 

9,90 

}.    iDDere  Ursachen  der  entschftdjgtmgspflichtigen  ün- 
iBgedTfickt  in  Prozenten  der  Oegamtzahl  der  eutsohidignngB- 
päichtigen  Unfälle. 


Gef&hrlicbkeit 

des  Betriebes 

an  nch 

Mangel  des  Be- 
triebes im 
besondercD 

ächuld  der  Hit- 
arbeiter 

Schuld  de«  Ver- 

letiten  selbst 

^Sh- 

ass,-. 

«htr£r 

J^fS: 

Bmlm- 

Wmil 

BanbR«- 

tiMlC 

Uonil 

^JSSST 

tofii 

"^M 

•oh&lt 

nhiilt 

63,14 

0,30 

4,28 

32,26 

66,40 

0,36 

3.6 1 

29,73 

73,17 

0,87 

2,63 

23,63 

65,30 

0,16 

4,68 

29.86 

63,51 

0,93 

5,62 

29,94 

56,85 

0,54 

9,15 

84,46 

64,43 

Ü,15 

3,65 

31,57 

52,44 

61,61 

0,87 

0,14 

4,8Ü 

4,68 

41,69 

33,59 

58,05 

69,94 

0,79 

0,11 

4,42 

4,20 

36,74 

25.69 

57,79 

71,88 

0,96 

0,27 

4,02 

3,79 

57,24 

24,09 

61,33 

74,24 

0,76 

0,12 

4,18 

4,44 

33,43 

21,20 

69,70 

79,27 

1,16 

0,55 

3,62 

3,23 

25.52 

16,95 

73,46 

75,53 

1,25 

0,46 

3,24 

2,86 

22,08 

2t,15 

74,22 

76,15 

0,95 

0,66 

3,33 

3,69 

21,50 

19,50 

68,06 

73.46 

0,75 

0,44 

3,45 

3,08 

27,74 

23.02 

65,28 

77.63 

0,87 

0,26 

3,63 

3,28 

50,22 

18,83 

63,34 

61.66 

0,66 

0,40 

3,86 

2,97 

31,94 

14,97 

67,35 

62,91 

0,87 

0  28 

3,22 

2,28 

28,76 

14,55 
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Innere   Ursachen    der   entschädigungspflichtigen  Unfälle  im 
Jahre  1903  auf  1000  yersicherte  Personen 

Gefährlichkeit  des  Betriehes  an  sich     .     .     .  14,15 

Mängel  des  Betriehes  im  hesonderen     ...  0,05 

Schuld  der  Mitarheiter 0,39 

Schuld  der  Verletzten  selbst 2,48 

17,07 


Stat  67.    Verhältnis    der  inneren  Ursachen   zu  den  äußeren 
Veranlassungen  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle  im  Jahre  1903, 
ausgedrückt  in  Prozenten  der  Unfälle,  die  durch  die  gleiche  Ur- 
sache hervorgerufen  sind. 


1 

entfielen  auf 

j 

Von  je  100  Unfällen, 
die  entstanden  Rind  durch 

i 
1 

Ex- 
plosion 

1 

heisse 
Hassen, 
ätzende 
Flflssig- 
keiten, 
giftige 

Oase 

be- 
wegte 
Maschi- 
nen- 
teile 

Stein- 
end 

Kohlen- 
fall 

Stniz 

1 

Be- 
förde- 
rung 
▼on 
Lasten 

andAi« 

Ver- 

anlas- 

soDges 

Gefährlichkeit  des  Be- 

triebes an  sich 

1,66 

0,39 

3,99 

41,90 

8,00 

32,86 

11,20 

Mängel    des    Betriebes 

» 

k 

im  besonderen 

0,00 

8,33 

41,67 

8,33 

16,67  '  16,67 

8,33 

Schuld  der  Mitarbeiter 

11,34 

0,00  i   17,53 

8,25 

3,09.  57,73 

2,06 

Schuld    des   Verletzten 

' 

1 
1 

selbst 

3,20 

1,44 

23,68 

8,64 

12,16 

47,04 

3,S4 

Stat.  68.    Die  inneren  Ursachen  der  entschädigungspflichtigen 
Unfälle  im  Jahre  1903,  ausgedrückt  in  Prozenten  dieser  Unfälle. 


Sektion 


i;  Zahl  der 
il  entschä- 
I'  digungs- 
pflichtigen 
;    Unfälle 


Gefähr- 
lichkeit 
des  Be- 
triebes 
an  sich 


Mängel 
des  Be- 
triebes 
im  be- 
sonderen 


Schuld 
der  Mit- 
arbeiter 


Scbuld 
des  Ver- 
letzten 
selbst 


I.  Bonn 
II.  Bochum 

III.  Klausthal 

IV.  Halle 

V.  Waidenburg 
VI.  Tamowitz 
VII.  Zwickau 
Vni.  München 


1  535 

4  295 

255 

820 

200 

1751 

327 

98_ 

0  2S1 


70,55 

0,13 

82,91 

0,28 

65,10 

— 

50,24 

4,15 

80,50 

31,60 

0,50 

68,81 

1,53 

90,81 

1,02 

67,35 


0,67 


1,96 
2,26 
1,57 
7,81 
5,00 
4,60 
3,67 
2,04 

3,22 


27,36 
14,55 
33,33 
37,80 
14,50 
63,30 
25,99 
J43_ 

28,76 
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tat  69.  Oesarntttbersieht  über  die  Sffentllehe  Yersleherang 
der  Bergleute  im  Oberbergamtsbezirke  Dortmiind 

Im  Jahre  1903. 

Für  die  Zwecke  der  gesamten  Arbeiterversicherang  sind  von 
en  Werkbesitzern  im  Oberbergamtsbezirke  Dortmund  aafge- 
racht  worden: 

a)  =»  Beitrag  zur  Kranken-  und  Pensionskasse 

b)  =        „       ,,    Invalidenversicherang 

c)  «»  Erhöhtes  Unfallkrankengeld  auf  Ornnd 

des  §  12  des  Unfallyersicherangsgesetzes 

d)  =  Kosten  der  Un&llyersicherang 

1903  1902 


a)  10  503  482,26  Mk.  9  935  714,81  Mk. 

b)  2  304  656,90  ,,  2  199  009,99  „ 

c)  171  733,30     „  186  127,21  „ 

d)  8  799  021,72     „  7  405  528,83  „ 


21  778  894,18  Mk.  19  726  380,84  Mk. 

Die  Werkbesitzer  haben    für  jeden  Arbeiter  durchschnittlich 

itrichtet 

1903  82,14  Mk. 

1902  78,21     „ 

Die  Bergarbeiter  im  Oberbergamtsbezirke  Dortmund  haben 

ifgebracht : 

a)  =»  Beitrag  zur  Kranken-  und  Pensionskasse 

b)  =       „        „    Invalidenversicherung     .     . 

1903  1902 


a;  14  109  723,61  Mk.  13  189  788,61  Mk. 

b)     2  304  656,90     „  2  199  009,99     „ 

16  414  380,51  Mk.  15  388  798,60  Mk. 

Jeder  Arbeiter  entrichtete  durchschnittlich  an  Beitrag  für  die 

recke  der  gesamten  Arbeiterversicherung 

1903  61,91  Mk. 

1902  61,01     „ 
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Von  Unternehmern  and  Arbeitern   zusammen  sind 
im  Oberbergamtsbezirke  Dortmund  aufgebracht  worden 

1903  1902 

38  193  274,69  Mk.         35  115  179,44  Mk. 

Auf  einen  Arbeiter  kamen  durchschnittlich 

1903  1902 

144,05  Mk.  139,22  Mk. 


Bei  der  deutschen  Arbeiterversicherung  fiberhaapt 
haben  die  Unternehmer  1901  fOr  jeden  Arbeiter  durchschnittlich 
an  Beitrag  entrichtet  i) 

fflr  die  Krankenversicherung 
„     „    ünfallversichemng 
„    „    Invalidenversicherung 

18,13  Mk. 

Jeder  Arbeiter  entrichtete  1901  bei  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherung überhaupt  durchschnittlich  an  Beitrag 

fOr  die  Krankenversicherung       12,66  Mk. 
„    „     Invalidenversicherung       5,10     „ 


5,68 

Mk 

7,35 

}f 

5,10 

ff 

17.76  Mk. 


Bei  der  deutschen  Arbeiterversicherung  überhaupt   sind 
1901  von  den  Unternehmern  und  Arbeitern  zusammen  durchschnitt- 
lich für  einen  Versicherten  aufgebracht  worden 

_  35,89  Mk. 

1)  Atlas  und  Statistik  der  deutschen  Arbeiterversicherung.    Berlin  1904 
Tabelle  auf  S.  12  in  Verbindung  mit  den  Tabellen  auf  den  S.  17—21. 


Draok  7on  J.  B.  Hirsohfold  in  Leipzig. 
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zn  Hfinster  i.  W. 
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XII.  Wirtschaftliche  Entwickelung,  3  Bände,  Berlin  1904. 

m.    Tremonia. 

f.  d.  b.  I.  yerein  fflr  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirk 
Dortmund. 

w.    yorwärts. 

8.  Ztg.    Königlich  privilegierte  [yossische]  Berlinische  Zeitung. 

'.  B.    Zeitschrift  far  Bergrecht. 


Einleitung. 

Der  rheinisch-westfälische  Kohlenbergbau  ist  in  einer  Wandemng 
lach  Norden  begriffen.  Der  Schwerpunkt  der  Prodoktion  hat  sich 
on  der  Bahr,  deren  Name  allgemein  zur  Kennzeichnung  der  Lage 
tüseres  wichtigsten  Kohlengebietes  dient,  nach  der  Emscher  ver- 
ßhoben  und  wird  in  nicht  allzu  femer  Zukunft  bis  zur  Lippe 
>rgerückt  sein.  Der  Bergbau  in  dem  südlichen  Teil  des  Buhr- 
>hlenbeckens  aber  ist  seit  Jahrzehnten  in  ein  Stadium  der 
nflösung  getreten,  indem  dort  zahlreiche  Gruben  ihren  Betrieb 
Dgestellt  haben. 

An  und  für  sich  ist  der  Übergang  einer  Lidustrie  von  einem 
todort  auf  einen  anderen  kein  ungewöhnlicher  volkswirtschaftlicher 
organg.  In  den  Zechenstillegungen  an  der  Buhr  aber  haben  wir  die 
eniger  gewöhnliche  Erscheinung,  daß  ein,  allerdings  industrieartig  or- 
misierter  Zweig  der  Urproduktion  zum  Erliegen  kommt,  und  daß 
eser  Prozeß  in  seinem  natürlichen  Verlaufe  unter  der  Einwirkung 
er  Kartellbildung  erheblich  modifiziert  worden  ist  Die  unter 
)r  Einwirkung  des  Kohlensyndikats  getätigten  Stillegungen  haben 
dkanntlich  in  den  weitesten  Kreisen  Aufsehen  erregt 

ÜberXJrsachen  und  wirtschaftliche  und  soziale  Folgen 
es  Vorgangs  liegt  in  der  amtlichen  „Denkschrift,^)  betreffend  die 
tillegung  verschiedener  Steinkohlenzechen  des  Buhr-Beviers"  ein  in 
ieler  Hinsicht  unübertreffliches  Material  vor.  Aber  die  amtlichen 
irhebungen,  auf  deren  Ergebnissen  die  Denkschrift  aufgebaut  worden 
it,  fanden  statt  zu  einer  Zeit,  als  die  jüngsten  und  wichtigsten  Still- 
egungen erst  zum  geringsten  Teil  zur  Ausführung  gebracht  waren. 
Tunmehr  dürfte  wohl  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  wo  eine  er- 
ente  Prüfung  der  Frage  geboten  erscheint 

Bei  Untersuchung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Wirkungen 
rar  der  Hanptton  von  vornherein  auf  die  Störungen  in  den  Arbeits- 
erhältnissen und  auf  die  Folgen  für  die  in  Betracht  kommenden 

1)  Dnicksachen  des  Haoses  der  Abgeordneten,  20.  Legislatnrperiode, 
.  Session  1904,  No.  585. 
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Qemeinden  za  legen.  Für  ersteren  Pankt  hatte  die  Denkschiift 
bereits  eine  gewisse  Elarstellong  der  Lage  gebracht.  Über  die  Wir- 
knngen  für  die  Gemeinden  und  deren  Angehörige  aber  konnte  sie 
noch  kein  abschließendes  Urteil  abgeben.  Aach  hier  war  eine  er« 
gänzende  Untersuchung  besonders  angebracht  Leider  hat  sich  die 
ursprünglich  gehegte  Hoffnung,  die  Regierung  zu  Arnsberg  werde 
auf  die  Bitte  der  Direktion  des  staatswissenschaftiichen  Seminars 
der  Universität  Münster  i.  W.  hin  dem  Verfasser  eine  Einsichtnahme 
in  ihre  Spezialakten  zu  dieser  Frage  gestatten,  nicht  erfüllt  Es  blieb 
somit  nur  übrig,  eine  private  EnqnSte  zu  veranstalten,  und  wo  dieses 
Mittel  nicht  zum  Ziele  fahrte,  mündliche  Erkundigungen  einzuziehen. 

Nach  Prüfung  der  Wirkungen  der  neueren  Stillegungen  durfte 
selbstredend  eine  Besprechung  der  sich  an  die  Stillegungen  an- 
schließenden Berggesetzgebungsaktion  und  der  VorschUge 
zur  Sanierung  des  Ruhrtalbergbaues  auf  gesetzlichem 
Wege  nicht  unterlassen  werden. 

Auch  erschien  es  am  Schlüsse  der  Arbeit  angebracht  zu  sein, 
ein  kurzes  Bild  von  der  Stellungnahme  der  öffentlichen 
Meinung  zu  den  Zechenstillegungen  zu  entwerfen,  zugleich  als  Bei- 
spiel dafür,  wie  heute  wirtschaftliche  Fragen  im  Kampfe  der  poli- 
tischen Parteien  oft  vollkommen  entstellt  werden.  An  diese  Ergän- 
zung der  Arbeit  durfte  Verfasser  sich  umso  eher  heranwagen,  als 
die  Akten  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund  zu  Essen  a,  Ruhr,  die  dem  Verfasser  für 
seine  Arbeit  in  der  weitgehendsten  Weise  gütigst  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden  waren,  gerade  in  dieser  Beziehung  des  Interessanten 
eine  große  Fülle  enthielten. 

Abgesehen  von  diesen  Förderungen  ist  Verfasser  seine  Aufgabe 
noch  dadurch  ganz  wesentlich  erleichtert  worden,  daß  die  Herren 
Revierbeamten  auf  seine  Anfragen  in  den  meisten  Fällen  ihm  in 
der  bereitwilligsten  Weise  Auskünfte  erteilt  haben. 

Es  sei  schließlich  noch  erwähnt,  daß  die  Darstellung  über  die 
geologischen  Verhältnisse  ausführlicher  gestaltet  wurde,  als 
es  in  der  Denkschrift  geschehen  ist.  Hierbei  stand  dem  Verfasser 
der  Markscheider  Herr  B.  KAMPERS-Essen  a.  Ruhr  mit  vielen  fach- 
männischen Unterweisungen  bei.  Dank  seiner  gütigen  Unterstützung 
war  es  außerdem  möglich,  den  Text  durch  mehrere  kartographische 
Beilagen  zu  illustrieren. 


1.  Kapitel. 
Das  Gebiet  des  Buhrtalbergbaues. 

1.  Die  Ausdehnang  des  rheinisch-westfälischen 

Kohlenbeckens. 

Das  rheinisch -westfälische  Steinkohlengebirge  als  Ganzes  ge- 
»mmen  entzieht  sich  nach  allen  Seiten  einer  festen  Umgrenzung, 
3nn  auch  die  Schwierigkeiten  einer  solchen  nicht  überall  die 
eichen  sind.  Der  südliche  Teil,  allerdings  der  bei  weitem  kleinste, 
iht  zu  Tage  aus.^  Das  größere  nördliche  Stück  dagegen  — 
rca  Vg  —  ist  von  jüngeren  sedimentären  Schichten  überdeckt. 

Im  Westen  und  Osten *^)  wird  das  Steinkohlengebirge  unaof- 
»rlich  weiter  und  weiter  dorch  Bohrungen  unter  der  erwähnten 
oflagerung  verfolgt.  Jenseits  des  Rheins  reicht  es  über  Geldern, 
Idekerk  hinaus  und  im  Osten,  in  Westfalen,  ist  es  bereits  über 
»est  hinaus  erschlossen. 

In  ähnlicher  Weise  liefern  die  Bohrungen  in  nördlicher') 
ichtung  mehr  und  mehr  geeignetes  Material  zur  Kenntnis  dieser 
irtien.  Die  über  Münster  hinaus  vorgeschobenen  Bohrungen  ge- 
sitten  sogar  die  Kombination,  daß  die  bei  Ibbenbüren  und  Osna- 
flck  zu  Tage  tretenden  Stücke  des  Steinkohlengebirges  die  Fort- 
tzong  des  Buhrkohlenbeckens  bilden. 

Bestimmter,  jedoch  auch  nur  annähernd,  läßt  sich  die  südliche 
renze  angeben.  Sie  fällt  zusammen  mit  der  der  Schichtungs- 
jßhe  zwischen  den  beiden  Abteilungen  des  gesamten  Steinkohlen- 
birges,  der  produktiven,  Kohlenflöze  führenden  und  der  unpro- 


1)  BüVGB,  8.  6  ond  Sammelwerk  I.    S.  36. 

2)  Ober  die  westliche  and  östliche  Grenze.   Sammelwerk  I.  S.  32. 

3)  Über  die  nördliche  Grenze.    Bungb,   S.  13  a.  Sammelwerk  L,  8.  33 
1  38f. 

1* 
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doktiven,  flözleeren.  ^)  An  der  Erdoberfläche  mnfi  also,  streng 
genommen,  das  Ausgehende  des  äußersten  südlichen  d.  L  des  unte^ 
sten  Steinkohlenflözes  die  südliche  Grenze  des  Buhrkohlenbeckeu 
bilden.  ^)  Zwei  Umstände  erleichtem  ihre  lixierung.  Einmal  tritt 
hier,  wie  schon  bemerkt,  das  Steinkohlengebirge  zu  Tage,  zum  an- 
deren finden  sich  hier  zahlreiche  Betriebe  zur  Qewinnung  Yon 
Steinkohlen,  welche  den  Mangel  an  bauwürdigen  Flözen  oder  gar 
das  gänzliche  Fehlen  an  solchen  innerhalb  eines  Grenzgebietes  nach- 
gewiesen haben.  Nach  diesen  Merkmalen  ist  die  südliche  Grenze  — 
diesseits  des  Rheins  —  ungefähr  folgendermaßen  nach  Ortschaften 
zu  markieren.  Am  Rhein  beginnt  sie  etwa  2  km  südlich  von  Doi»- 
burg,  geht  von  dort  über  Styrum,  Mühlheim  a.  d.  R,  Kettwig,  Essen, 
Werden,  Hattingen  nach  Herzkamp  und  in  einer  längeren,  fast 
regelmäßig  nach  Nordost  verlaufenden  Linie  nach  Dellwig,  Wetter, 
Herdecke,  Westhausen,  Schwerte  auf  Werl  zu.')  Dies  gilt  aber 
immer  nur  „cum  grano  salisl'*;  denn  der  Übergang  im  Steinkohlen- 
gebirge vom  produktiven  zum  unproduktiven  Charakter  ist  nidit 
überall  gleichmäßig  ausgeprägt,  an  manchen  Stellen  sogar  ein  all- 
mählicher, da  in  der  betreffenden  Schichtenzone  an  einigen  Orten 
Kohlenflöze  auftreten,  welche  an  anderen  gänzlich  fehlen.^) 

Auch  ist  die  oben  markierte  Linie  eine  sehr  unregelmäßige, 
wenigstens  in  dem  westlichen  Abschnitt,^)  der  einen  mehr  sfid- 
östlichen  Verlauf  nimmt,  während  der  östliche  sich  in  seiner 
längeren  normalen  Erstreckung  in  nordöstlicher  Richtung  fortzieht*) 

Den  westlichen  Teil  der  Südgrenze  möchte  man  dem  Gteneral- 
streichen  derselben  nach  vielleicht  schon  als  Stück  der  westlichen 
Begrenzung  der  Ablagerung  ansprechen.  "0  Man  betrachtet  aber 
diese  Abweichung  als  lokale  Abnormität  im  Hinblick  auf  den  Um- 
stand, daß  die  Orenzlinie  in  ihrer  Verlängerung  weiter  über  den 
Rhein  hinaus  in  symmetrischen  Faltungen  sich  wieder  nach  Sfiden 


1)  RuNGB,  S.  6,  and  Sammelwerk  I,  S.  37  f. 

2)  Runge,  S.  6  u.  Sammelwerk  I,   S.  37  f. 

3)  Sammelwerk  I,  8.  37  ff.  Siehe  hierzu  die  grandrißliche  Darstellong 
im  Anbang.  4)  Sanmielwerk  I,  S.  28  n.  32. 

5)  RüNQB,  S.  27.  6)  Sammelwerk  I,  S.  38  £. 

7)  Streich linie  nennt  der  Bergmann  jede  anf  der  betreffenden 
Schichtnngsfläche  gezogene  oder  dargestellte  horizontale  Linie.  —  Fal linie 
ist  die  hierzu  rechtwinkelig  gezogene. 
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irftckwindet  und,  in  der  westlichen  Fortsetzung  der  Linie  Werl» 
enkamp  angelangt,  wiederum  die  normale  Biohtung  dieser  Linie 
af  Aachen  zu)  annimmt.  ^) 

Die  Umgrenzung  des  Gebietes  des  Ruhrtalbergbaus 

im  besonderen. 

Das  so  umrissene  gesamte  Steinkohlenbecken  zerfallt,  wie 
hon  eingangs  hervorgehoben,  in  zwei  der  Ausdehnung  nach  sehr 
igleiche  Teile.  Einen  Teil  desselben,  nämlich  den  nördlichen, 
>erdeckte  das  Meer  später  mit  jüngeren  sedimentären  Oebirgs- 
rmationen,  unter  denen  die  Kreide  durch  ihre  Verbreitung  und 
ächtigkeit  am  meisten  hervortritt.  2)  Der  kleinere  südliche  Teil 
m  Steinkohlengebirges  blieb  von  der  Überdeckung  dieser  Schichten, 
B  meist  als  Mergel  ausgebildet  sind  und  daher  gewöhnlich  „  Mergel- 
ibirge^  genannt  werden,  verschont.  ^)  Die  Orenze  ^)  zwischen  dem 
i  Tage  liegenden  und  dem  unter  der  Mergeldecke  verborgenen 
dbiet  bestimmt  sich  im  wesentlichen  durch  folgende  Orte :  östlich 
m  Bilmerich  beginnend  zieht  sich  die  Orenze  hin  über  Apierbeck, 
iht,  in  mehr  oder  minder  unregelmäßiger  Linie,  zwischen  Dort- 
and  und  Horde  her,  berührt  Langendreer,  Bochum,  Stalleicken, 
teele,  läuft  über  Essen  nach  Heissen  und  nähert  sich  nördlich 
m  Mühlheim  a.  d.  B.  in  ihrem  westlichen  Verlauf  bei  Duisburg 
»r  südlichen  Orenze  des  flözführenden  Steinkohlengebirges. 

Die  von  dieser  Linie  nach  Norden  abgegrenzte  südliche  Partie, 
e  rund  600  qkm  umfaßt,  gehört  dem  Flußgebiet  der  Ruhr  an, 
e  sich  in  vielfachen  Windungen  ihr  Bett  hier  in  das  Eohlenge- 
rge  gegraben  hat  Daher  bezeichnet  man  auch  den  Bergbau, 
sicher  auf  dem  zwischen  der  Südgrenze  und  der  Mergelgrenze  ge- 
genen  Oebiet  umgeht,  also  in  dem  südlichen  mergelfreien  Teile,  als 
ahrtalbergbau;  eine  Bezeichnung,  die  wir  im  folgenden  bei- 
ihalten  wollen. 


1)  Sammelwerk  I,  S.  38  f. 

2)  Über  die  Zusammensetzimg  des  „Meigels**  Ruhge,  S.  7— 11. 

3)  Sammelwerk  I,  S.  8  and  32. 

4)  Siehe  die  beigefügte  grundrißliche  Darstellong. 


2.  Kapitel. 

Die  Datflrlichen  und  wlrtschaftUehen  Entwickelungs- 
bedlngnngen  des  Buhrtalbergbaus. 

1.  Die  geologischen  Verhältnisse. 

Fragen  wir  zunächst  nach  den  natürlichen  EntwickelongB- 
bedingnngen  des  Rahrtalbergbans,  so  handelt  es  sich  hier  im  wesentp 
liehen  um  eine  Gharakterisiemng  der  geologischen  Verhältnisse  des 
durch  Schachtanlagen  aufgeschlossenen  Teils  des  Bohrkohlenbeokens 


X 


X 


von  der  Ruhr  bis  zur  Lippe.  Und  zwar  sind  die  Lagerangsverhütr 
nisse  und  der  Schichtenaufbau  dieses  Oebietes  zu  schildern. 

Wir  geben  an  Hand  des  Sammelwerks  und  des  Bungeschen 
Werkes  zunächst  eine  skizzenhafte  Darstellung  der  Lagerungs- 
verhältnisse. 

Ursprünglich  waren  die  Schichten  des  Steinkohlengebirges  in 
eben  verlaufenden  Flächen  mit  geringem  Einfallen  nach  Nor- 
den abgelagert  (Handzeichnung  I).    Später  wurde  diese  regelmäBige 


IMe  EntwickelangibedinfangaD  dM  RahrUlbergbftnea. 

fache  AblagerQDgsfoim  darch  Gfibirgs- 
^n  gestdrt;  die  Schichten  warden  in 
lelegt  ond  bildeten  Sättel  nndMaldec  ^ 

den  durch  Einbrüche  zerrissen,  wobei  ganze 
Banken  oder  Aber  die  benachbarten  ge- 
wotden.i)  (Haadzeichnnng  II}.  Fig.  m 
irdings  ganz  grob  schematisch  im  Dnroh- 
sn  tektooischen  Aufbaa  des  Steinkohlen- 

Ib  der  Zeichnong  kennzeichnet  die  obere 
'  E  die  aufgelagerte  Kreide,  die  mittlere 
dnktive,  d.  h.  fldzfabrende,  nnd  die  untere 
iprodnktive  Steinkohlengebi^e.  Das  pro- 
(«iokohlengebirge  zeigt  ein  System  von 
die  sich  in  der  Riobtnng  toq  Süden  nach 
l'olgeD.')     Die    Längsrichtang  —  das 

—  der  Sättel  nad  Mulden  ist  im  allgfr- 
irestsüdweatlich  —  ostnord&stlioh.>)  Die 
<ät  der  Faltung,  gemessen  an  dem 
den  die  beiden  Faltenflägel  mit  einander 
-  ei  ist  um  so  kleiner,  je  stärker  der 
nsohub  wirkte,  sinkt  bis  auf  45 <>  und 
nnd   kann   bei   ganz  flacher  Faltmig  auf 

SO"  steigen*)  —  nimmt  nach  Norden  zu 
Hden  ist  sie  am  stärksten, 
irdem  fällt  das  Steialcohlengebirge 
oiden  zu   immer  mehr  ein.    Denkt 

in  den  verscbiedenen  Querllnien  die  Uul- 
D  ein  nnd  derselben  Schiebt  mit  einander 
I  (Linie  a — b),  so  bildet  diese  Linie,  die 
larisch  gewissermaßen  als  die  untere  Qrenze 
kohlengebirges  ansprechen  kann,  mit  der 
len  (d— b  oder  d'— b*)  einen  Winkel  ron 

«r  Faltungen:   S.  1,   S.  118—138  und  R.  29ff. 

orfimgeD:  S.  I,  S.  133— 1S3  und  R,  39S. 

nmelwerk  I,  S.  118.  3)  Ebenda  S.  124. 

«ndftS.  119. 

«nda  I,  8.  123.    Ebenda  die  VorUge  sa  Hand- 

III. 
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darohsohnitüioh  5 — ßoi),  oder  aaf  1000  m  tritt  nach  Norden  äne 
Yertiefimg  von  mnd  100  m  ein. 

Was  die  obere  Grenzfläche  des  Steinkohlengebirges  anbetrifft; 
so  zeigt  die  Handzeichnnng,  daß  die  Sättel  der  Falten  ganz  oder 
teilweise  durch  Abrasion  verschwunden  sind.    Die  OrenzUnie  nadr 
oben  (c— b)  fällt  z.  T.  —  im  Süden  —  zusammen  mit  der  Tages- 
oberfläche,  im  übrigen  deutet  sie  die  Scheidungsfläche  zwischen  den 
Steinkohlengebirge  und  den  aufgelagerten  jüngeren  Oebirgsgliedein, 
dem  Mergel,  an.    Im  Gegensatz  aber  zu  dem  Einfallen  der  unteren 
Grenzlinie  zeigt  diese  Linie  nur  ein  Einfallen  von  2 — 3  ^2);  oder 
auf  1000  m  tritt  eine  Vertiefung  von  rund  36,5  m  eiiL  Es  ist  so- 
mit eine  Einfallsdifferenz  von  ca.  3<^  vorhanden. 

Aus  dieser  Darstellung  geht  hervor,  dafi  Mergelgebirge 
und  Steinkohlengebirge  von  Süden  nach  Norden  zu  an 
Mächtigkeit  zunehmen,  aber  nicht  beide  in  gleichem  Mafie, 
sondern  das  Steinkohlengebirge  erheblich  stärker  als  der  Mergel 

Das  produktive  Steinkohlengebirge  bildet  somit  einen  sich 
nach  Süden  zu  verjüngenden  Eeil,  der  nach  unten  die 
Form  der  Faltung  erkennen  läßt  „In  den  Mulden  der  Fal- 
ten häuft  sich  der  Eohlenreichtum.  Und  diese  Mulden  entwickeln 
sich,  je  weiter  nach  Norden,  desto  breiter,  senken  sich  dabei  immer 
tiefer  ein  und  fassen  dabei  immer  zahlreichere  Kohlenflöze;  dabei 
ist  in  ihnen  die  Aufrichtung  der  Flügel  zu  den  Sattelerhebungen 
gleichzeitig  stetig  sanfter  und  das  Muldentiefste  gewinnt  Baum  für 
eine  breite  Zone  flacher  Flözlagerung. '^  3) 

Aus  diesen  Lagerungsverhältnissen  ergeben  sich  folgende  wich- 
tige Schlüsse.  Das  produktive  Steinkohlengebirge,  —  soweit  es  bis 
heute  in  Ausbeute  ist,  —  entwickelt  seine  ganze  Mächtigkeit  all- 
mählich in  nördlicher  fiichtung.  Der  Schwerpunkt  der  Quan- 
tität liegt  im  Norden. 

Es  kann  zwar,  da  die  untere  Grenze  des  Steinkohlengebirges 
in  Sattel-  und  Muldenform  gelagert  ist,  auch  eine  nördlich  gelegene 
Zeche  unter  ungünstigen  Umständen  auf  flözarmes  Gebirge  stoßen 


1)  Ebenda  I,  S.  123.    Ebenda  die  Vorlage  za  Handzeichnang  IlL 

2)  Sammelwerk  I,  S.  123. 

3)  Aus  einem  Gatachten  des  Königl.  Berginspektors  a.  D.  Karl  Rottmeyer 
zitiert  im  MQnsterischen  Anzeiger  No.  580.    7.  Sept.  1906. 
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irenn  der  Schacht  die  Lage  zy  der  Handzeichnang  in  an- 
I,  aber  die  Wahrscheinlichkeit  ist  doch,  daß  je  nördlicher 
)che  angelegt  ist,  sie  aach  nm  so  reicher  an  Flözen  ist.  Je 
Br  dagegen  eine  Zeche  liegt,  desto  weniger  Flöze  kann  sie 
ießen,  desto  weniger  lohnend  ist  die  Etabliernng 
Zechenanlage. 

im  steht  allerdings  gegenüber,  daß  die  Zechen  nördlich  der 
nie  der  Mergelaoflagerong,  bevor  sie  aaf  flözfahrendes  Ge- 
stoßen, zunächst  den  aufgelagerten  Mergel  zu  durchsinken 

der  nach  Norden  an  Mächtigkeit  zunimmt.  Anlagekapital 
triebskosten  müssen  entsprechend  wachsen:  tiefere  Schächte, 
j^rößere  Maschinen,  erschwerte  Wetterf&hrung,  Wasserhebung 
nehmende  Temperatur.    Es  sind  dies  aber  alles  Hindemisse, 

oben  betonten  Vorteilen  in  den  Substanzverhältnissen  gegen- 
cht  ins  Gewicht  fallen. 

noch  deutlicheres  Licht  wird  das  Verhältnis  der  Quantitäts- 
ng  gerückt,  wenn  man  den  Schichtenaufbau  des  produktiven 
hlengebirges  im  einzelnen  ins  Auge  faßt.  Hierbei  werden 
gleich  auch  bedeutsame  Schlüsse  bezüglich  der  Qualitäts- 
lisse  ergeben. 

e  Gesamt«chichten,  wie  sie  vom  südlichen  Rand  bis  zum 
Bu  nördlichen  Aufschluß  durch  Bergwerke  festgestellt  sind, 
lontale  Lage  gekehrt  and  vertikal  aufeinander  gelegt  —  nach 
der  Umwandlung  der  nebenstehenden  Zeichnung  IV  a  in 

machen  eine  saigere  i)  (a— b)  Gebirgsmächtigkeit  von  rund 
i  aus^).  Tonschiefer,  sandige  Schiefer,  Sandstein,  Eonglo- 
,    Steinkohlenflöze    und  Eisenstein  sind  die  Glieder  dieses 

;en  Schichtensystems.)  ^) 

i  näherer  Betrachtung  spielen  zwei  Momente  eine  hervor- 

I  Bolle,   einmal  die  Gruppierung  des  Nebengesteins 

sr  Steinkohlenflöze,  zum  anderen  der  Charakter  der 

El  besonders  in  chemischer  Beziehung. 

züglich    des  ersteren  Punktes  kann  man  die  Beobachtung 

,  dass  in  streichender  Richtung  die  Gruppierung  der 

Bn  durch  die  ganze  Ablagerung  hin  gleichmäßig  ist^),  so 


laiger  —  senkrecht.  2)  Sammelwerk  I,  S.  34. 

Bbenda  8.  34.  4)  Ebenda  34  und  41. 
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daß  aa  dei  Beschaffenheit,  dei  Mächtigkeit,  der  ZoBammeiuetnuij, 
dem  Abstand  der  FlSze  und  Schichten,  sowie  an  dem  To> 
kommen  Ton  Konglomeraten  and  fossilen  Tier-  and  Ffluuenresten 
flberaU  jede  Zone  des  St^cbtensjetems  wiedenuerkennen  ist  Bti 


TT^     ryorTTtcOpram/} 


t 

dieser  Gelegenheit  sei  kurz  das  Wesen  eines  Leitflözes  angedestet.') 
Man  bezeichnet  damit  ein  Flöz,  das  man  ans  den  angefOhrtea 
Verhältnissen  nnd  Eigenschaften  ansnahmsveise  leicht  allerorta  im 
ganzen  Kohlenbecken  zn  identifizieren  vermag. 

1)  Sunmelwerk  S.  S5. 
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Anders  yerhfilt  es  sich  mit  dem  vertikal en  Aafbaa  des  Ge- 
birges^). Keineswegs  in  regelmäßiger  Folge  nnd  Wiederkehr  ge- 
lagert, herrschen  vielmehr  bald  Sandsteine  bald  Tonschiefer  yor,  ist 
die  Schichtung  bald  arm  an  Kohlenflözen,  bald  liegen  diese  sich 
anhiofend,  nur  durch  schmalere  Steinschichten  getrennt,  näher  zu- 
sammen. Das  aber  ist  durchgehendes  Charakteristikum,  dass  die 
Steinkohlenflöze  gegen  die  Gesteinsschichten  an  Mächtigkeit  stark 
zurflcktreten.  Sie  machen  durchschnittlich  nur  2  bis  21/2  »/o  der 
Gesamtmächtigkeit  aus. 

Was  den  chemischen  Charakter  der  Flöze  anbetrifft,  so 
ist  hier  gleichwie  bei  dem  vertikalen  Aufbau  eine  starke  Ungleich- 
heit der  Eigenschaften  in  der  Schichtenfolge  zu  konstatieren.^) 

Von  den  chemischen  Eigenschaften  aber  hängt  der  Wert  der 
Kohle  fOr  unser  Wirtschaftsleben  ab.  Sie  bestimmen,  ob  die  Kohle 
zur  Darstellung  eines  brauchbaren  Koks  geeignet  ist,  oder  ob  sie 
ein  vorteilhafteres  Ausbringen  an  Leuchtgas  resp.  Heizgas  gestattet, 
oder  aber  ob  sie,  dieser  beiden  Eigenschaften  bar,  nur  zu  Stuben- 
brand, zur  Kesselheizung,  zum  Ziegelbacken  und  sonstigen  unbe- 
deutenderen industriellen  Zwecken  verwendbar  ist. 

Die  Steinkohle  setzt  sich  im  wesentlichen  zusammen  aus  Kohlen- 
stoff und  flüchtigen  Bestandteilen  (Gasen).  Bei  trockener  Destilla- 
tion entweichen  die  Gase,  während  der  Kohlenstoff  in  Form  von 
Koks  zurfickbleibt  Die  Beschaffenheit  dieses  Koksrückstandes  und 
der  Gehalt  an  flüchtigen  Bestandteilen  bestimmen  die  Art  der  Kohle 

Der  Gasgehalt  nimmt  von  unten  nach  oben,  von  den  liegenden 
Flözen  nach  den  hangenden'')  stetig  zu.  Das  unterste,  zuerst  ab- 
gelagerte Flöz  enthält  im  Minimum  5  o/o,  das  oberste,  jüngste  45  0/0 
flüchtige  Bestandteile.  Der  Koksrückstand  aus  den  untersten  Flözen 
bildet  ein  lockeres  sandiges  Pulver,  aus  den  nächst  höherliegenden 
Flözen  ist  der  Bückstand  schon  fester  zusammengefrittet,  „sinterig*', 
die  mittleren  Schichten  des  Steinkohlengebirges  dagegen  liefern 
einen  geschmolzenen  und  zugleich  aufgeblähten  festgebackenen,  also 


1)  Über  den  vertikalen  Aafbaa  im  allgemeinen  a.  a.  0.  S.  34  f.  and  44 
und  RuHGS  8.  68. 

2)  Über  d^n  cbemischen  Charakter  and  die  Verwendangimöglichkeit  der 
Magerkohle:  Sanmielwerk  I,  S.  34  f.  und  X.  S.  206  f. 

3)  Hangend:  alle  aaf  einem  Flöz  aufliegenden  Schichten  nennt  man  die 
hangenden,  w&hrend  die  tiefer  gelagertea  die  liegenden  lind. 
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für  die  Eisenhüttenindustrie  braachbaren  Eoks.  Diese  Flöie  liefern 
die  Kohle,  welche  man  mit  dem  Aosdruck  „Back-  oder  Fettkohle' 
bezeichnet.  Diese  selbstverständlich  gern  gesehene  Backfihigfcät 
aber  nimmt  ins  Hangende  za  wieder  in  omgekehrter  Beflienfolge 
ab,  von  Backkohle  gehen  die  Flöze  wieder  in  Sinter-  nnd  schließ- 
lich in  Sandkohlenflöze  über.  Durch  Zusammenstellung  beider  Eigen- 
schaften erhält  man  folgende  Skala  der  Eohlensorten 

Oasarme  Sandkohle, 

Qasarme  Sinterkohle, 

Oasarme  Backkohle, 

Qasreiche  Backkohle, 

Oasreiche  Sinterkohle, 

Oasreiche  Sandkohle. 
Wenngleich  eine  scharfe  Orenze  zwischen  diesen  6  Kohlensorten 
nicht  vorherrscht,  so  wird  doch  mit  Becht  ihren  Eigenschaften  ent- 
sprechend das  ganze  produktive  Steinkohlengebirge  in  mehrere  Ab- 
teilungen gegliedert  Diese  werden  vom  Liegenden  ins  Hangende 
mit  folgenden  Namen  bezeichnet 

1.  Magerkohlengruppe, 

2.  Fettkohlengruppe, 

3.  Oaskohlengroppe, 

4.  Oasflammkohlengruppe. 

Betrachten  wir  kurz  die  einzelnen  Gruppen  sowohl  nach  der 
Seite  ihrer  chemischen  Eigenschaften  hin,  als  auch  in  Ansehung  der 
Beziehungen  der  Flöze  zu  dem  Nebengestein! 

Die  Magerkohlengruppe  ^)  fuhrt  nur  lokal  verkokbare  gas- 
arme (Gasgehalt  5— 20  o/o)  kurzflammige  Sand-  und  Sinterkohle. 
Ihre  senkrecht  zu  den  Schichtungsflächen  gemessene  Oebirgsmächtig- 
keit  beträgt  ca.  1100  m.  Nur  10  bauwürdige  Kohlenflöze  ziehen 
sich»  durch  diesen  mächtigen  Schichtenkomplez,  deren  Qesamt- 
mächtigkeit  9,  höchstens  10  m  beträgt.  Die  Steinkohlenflöze  machen 
daher  noch  nicht  1  ^lo  der  Oebirgsmächtigkeit  aus.  Die  Flöze  selbst 
aber  zeigen  kein  stetiges  Verhalten,  sondern  sind,  was  die  Mächtig- 
keit, die  Reinheit  und  den  Eohlenfall  anbetrifft,  einschneidenden 
lokalen  Veränderungen  (ob  Stück  oder  Staubkohle  bei  der  Gewin- 
nung fällt)  unterworfen.    Aus  diesem  Grunde  gibt  es  keine  eigent- 


1)  Beschreibang  der  Magerkohlenpartie:  B.  B.  91—169  und  S.  I,S.  4^-60. 
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lidien  Leitflöze,  man  kann  indes  aus  dem  grnppenweisen  Auftreten 
der  flöze  diese  und  alle  ihre  Abteilangen  leicht  allerorts  wieder- 
eikeimen  nnd  unterscheiden.  Relativ  am  gunstigsten  für  den  Berg- 
bau ist  der  Schichtenkomplez  im  Hangenden  des  Flözes  Mausegatt 
bis  Flöz  Finefrau.  Auf  100 — 150  m  Gebirgsmächtigkeit  kommen 
hier  3 — 4  m  Kohle.  Die  Gebirgsschichten  bestehen  vorwiegend  aus 
festem  Sandstein  und  Konglomeraten,  wogegen  die  Schieferton- 
schichten zurücktreten. 

Man  kann  die  entscheidenden  wirtschaftlichen  Eigenschaften 
der  Magerkohlengruppe  folgendermaßen  zusammenfassen.  Bei 
großer  Mächtigkeit  ist  die  Gruppe  arm  an  Steinkohlenflözen, 
und  diese  wenigen  Flöze  sind  zudem  verhältnismäßig  ohnmächtig 
und  ungünstig  launigen  lokalen  Veränderungen  unterworfen. 

Femer  setzt  sich  das  Gebirge  zum  großen  Teil  aus  festen 
Sandsteinen  zusammen.  Endlich  qualifiziert  sich  die  in  dieser 
Gruppe  abgelagerte  Kohle  als  zur  Gewinnung  von  Koks  oder  Gas 
durchaus  ungeeignet  Ffir  den  Betrieb  der  Gruben,  die  die 
Magerkohlengruppe  aufschließen,  ergeben  sich  aus  diesen  Tatsachen 
wenig  günstige  Konsequenzen. 

Zunächst  ist  es  in  vielen  Fällen  sehr  zweifelhaft,  ob  die  Flöz- 
gruppe edel  angetroffen  wird,  was  immerhin  ein  bedenkliches 
Risiko  in  sich  schließt. 

Das  arge  Missverhältnis  zwischen  Gestein  und  Flöz  macht  viel- 
fiBudi  um&ngreiche  Ausrichtungsarbeiten  nötig,  besonders  sehr  lange 
Querschläge. 

Die  mindermächtigen  Flöze  können  femer  ohne  Nachbrechen 
von  vielem  tauben  Gestein  nicht  abgebaut  werden.  Hinzu  kommt 
als  erschwerender  Umstand  die  Härte  des  Nebengesteins.  Der  Ab- 
ban  ist  also  mit  schwierigen  und  erheblichen  unproduktiven  Aus- 
und  Yorrichtungsarbeiten  belastet.  Der  Arbeitseffekt  der  Hauer 
wird  dadurch  auf  ein  verhältnismäßig  niedriges  Niveau  herab- 
gedrückt; das  Quantum  der  pro  Schicht  und  Arbeiter  geförderten 
Kohle  vermindert  sich  entsprechend  der  Ungunst  des  Abbaues.  Auch 
die  beiden  vorteilhaften  umstände,  daß  wegen  des  festeren  Gebirges 
die  Holzkosten  beim  Abbau  gering  sind  und  daß  wegen  der  minderen 
Gto&hrlichkeit  der  Arbeit  die  Arbeitsleistung  an  und  für  sich  sich 
hebt  und  eine  bessere  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  gestattet,  können 
keinen  Ausgleich  dagegen  schaffen. 
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Und  schließlich  besitzt  das  geförderte  Produkt,  die  mageie 
Kohle,  wegen  ihrer  infolge  der  chemischen  Eigenschaften  be- 
schränkten Verwendbarkeit  —  sie  ist  nur  zom  Hausbrand  und  fBr 
Ziegeleien  geeignet  —  nnr  geringe  Absatzfähigkeit 

Charakteristisch  f&r  die  ungünstigen  Verhältnisse  in  der  Mage^ 
kohlengruppe  ist  die  Tatsache,  daß  diejenigen  Zechen,  welche  neben 
mageren  Kohlenflözen  auch  Flöze  der  anderen  Gruppen  führen,  sich 
erst  dann  zur  Lösung  der  Magerkohle  anschicken,  wenn  die  Flöie 
der  anderen  Gruppen  zur  Neige  gehen,  die  Gruben  also  wegen  Sob- 
stanzmangels  gezwungen  sind,  Magerkohle  zu  gewinnen. 

Wie  anders  steht  es  da  mit  der  Fettkohlengruppe.  0  Bei 
nur  halber  Gebirgsmächtigkeit,  nämlich  555  m  durchschnittlich, 
führt  sie  25  bauwürdige  Flöze  mit  einer  Gesamtmächtigkeit  Ton 
23,27  m,  was  4,2  o/o  des  ganzen  Gebirgsmittels  ausmacht  Die  Flöze 
sind  durch  die  ganze  Partie  in  ziemlich  gleichmäßigen  Abständen 
abgelagert 

Bezügich  der  Qualität  ist  tot  allem  die  vorzügliche  Verkok- 
barkeit hervorzuheben.  Die  untersten  Flöze  der  Fettkohlenpartie 
haben  bis  21  o/»  Gasgehalt  und  bis  90  o/o  Kohlenstoff.  Ins  Hangende 
steigt  der  Gasgehalt  bis  zu  33  o/o,  während  der  Kohlenstoff  bis  85  o/o 
fällt  Die  Fettkohlengruppe  liefert  die  bereits  oben  kurz  charak- 
terisierte eigentliche  Backkohle,  aus  welcher  für  unsere  Industrie  der 
ausgezeichnete  geschmolzene,  aufgeblähte,  festgebackene  Koks  dar- 
gestellt wird.  Diese  qualitativen  Vorzuge  machen  den  Abbao 
der  Fettkohlengruppe  zum  bei  weitem  lohnendsten.  Die  Gruben, 
in  deren  Baufeld  die  Fettkohle  auftritt,  sind  daher  am  wertvollsten 
und  die  am  meisten  begehrten. 

Die  Gaskohlen-^)  und  Gasflammkohlengruppen^) 
lassen  sich  untereinander  besonders  nach  der  chemischen  Beschaffen- 
heit der  Kohle  nicht  scharf  abgrenzen.    Die  Kohle  beider  Gruppen 


1)  ßeschreibung  der  Fettkohlenpartie:  Rukgb,  S.  169—212  u.  Sammel- 
werk I,  8.  60—82. 

2)  Beschreibung  der  Oaskohlenpartie  Rüngb,  S.  214—238  und  Sammel- 
werk I,  S   82—90. 

3)  Beschreibung  der  Gasflammkohlenpartie  Runob,  S.  239—299  ond 
Sammelwerk  I,  S.  9o— lo2.  Zubammenfassendo  Darstellung  über  Gebirgs- 
mächtigkeit, tiber  Zahl  und  durchschnittliche  Mächtigkeit  der  Flöze  und  dAi 
gegenseitige  Verhältnis  von  Flöz  und  Gebirge:  Rumgb  8.  300 — 308. 
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wird  nimlioh  vorwiegend  zur  Gasdarstellung  verwendet  Man  kann 
daher  fSglicb  beide  als  zwei  Etagen  einer  und  derselben  Gruppe 
ansehen.  Sieht  man  sie  aber  doch  als  zwei  besondere  Gruppen  an, 
so  umfaßt  die  Gaskohlengmppe  eine  Gesamtgebirgsmächtigkeit  von 
ca.  300  m,  in  welcher  10  bauwürdige  Flöze  eingelagert  sind,  zu- 
sammen ca.  8  m  mächtig.  Auf  ungefähr  33,3  m  kommt  also  durch- 
schnittiich  1  Flöz,  und  die  Mächtigkeit  der  Steinkohlenflöze  macht 
vom  ganzen  Gebirge  2,7  o/o  aus.  Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  die 
8  obersten  bauwürdigen  Flöze  in  einem  Gebirgsmittel  von  nur 
ca.  110  m  zusammenliegen.  In  dieser  Spezialpartie  kommt  also  durch- 
schnittlich auf  je  14  m  ein  bauwürdiges  Flöz.  Da  diese  8  Flöze 
zusammen  ca.  7  m  Kohle  ausmachen,  so  ist  also  hier  das  prozen- 
tuale Verhältnis  weit  günstiger  als  in  der  Gesamtgruppe,  nämlich 
die  Kohle  beträgt  6o/o  des  entsprechenden  Gebirgsmittels. 

Der  Gasgehalt  der  untersten  Flöze  beträgt  ca.  33  o/q  und  steigt 
in  den  obersten  Partien  bis  zu  38  o/o. 

Das  Nebengebirge  der  Gaskohlengruppe  besteht  hauptsächlich 
ans  einem  sich  fettig  anfühlenden,  mehr  plastischen  Schieferton. 
Die  Plastizität  verleiht  der  Partie  den  Nachteil  großen  Gebirgs- 
drucks  beim  Abbau,  d.  h.  sie  schafft  sogenanntes  „quillendes  Ge- 
birge*', durch  welchen  Umstand  die  Kosten  des  Ausbaues  der 
Grubenräume  gegenüber  den  unterliegenden  Flözgruppen  bedeutend 
vermehrt  werden.  Die  plastischen  Schiefer  aber  haben  auch  wieder 
den  Nutzen,  daß  sie  sich  zum  Yerziegeln  gut  eignen  und  daß  also 
alles  Schiefergestein,  welches  beim  Abbau  der  Querschläge  und  bei 
Erweiterungen  von  in  Kohlenflözen  sich  bewegenden  Strecken  mit 
nachgerissen  werden  muß,    zur  Ziegelei  Verwendung  finden  kann. 

Andere  Schattenseiten  des  Bergbaus  in  der  Gaskohlengruppe 
bestehen,  um  es  kurz  zusammenzufassen,  in  dem  charakteristischen 
schnellen  Wechsel  der  Mächtigkeit  der  Flöze,  in  der  Mächtigkeit 
der  zwischen  denselben  liegenden  Gebirgsmittel  und  in  der  Verun- 
reinigung der  Flöze  durch  eingelagerte  Bergmittel. 

Bei  der  Gasflammkohlengruppe  endlich  kann  man  nach  den 
Berechnungen  von  Runge  für  die  bis  jetzt  bekannten  Schichten,  wie 
sie  in  der  Emscher  Mulde  aufgeschlossen  sind,  eine  mittlere  Ge- 
birgsmächtigkeit  von  rund  782  m  ^)  annehmen,  in  welcher  20 — 25  Flöze 


1)  Nach  dem  Sammelwerk  I,  S.  90:  980^-1000  m. 
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mit  einer  Gesamtmächtigkeit  von  dorchsohnittlioh  21,2  m  baawür- 
diger  Kohle  enthalten  sind.^)   Das  Verhältnis  von  Kohle  znm  Neben- 
gestein stellt  sich  mithin  zu  1 :  36,9  "->  2,7  %.   In  der  untere  Futie 
der  Gasflammkohlengmppe  herrschen  dmckhafte  Schiefertonsohicktea  • 
vor,  während  diese  in  der  oberen  Schichtenzone  häofiger  mit  festen 
Konglomerat-  und  Sandsteinschichten  wechseln.    In  der  Gasflamm- 
kohlengrappe  ist  mehr  noch  als  in  der  Gaskohlengroppe  der  drtiiek 
schnelle  Wechsel  in   der  Mächtigkeit,  in  den  chemischen  Eigen-    ' 
Schäften  und   der  materiellen  Zusammensetzung  der  Flöze,  sowie 
Beschaffenheit  und  Mächtigkeit  der  Zwischengebirgschichten  dianik- 
teristisch.    Beide  Gruppen  können  in  ihrem  Wert  aber  durch  dieses 
ihr  allerdings  wohl  manchmal  sehr  störendes  Verhältnis  nicht  wesent-    ; 
lieh  beeinträchtigt  werden.   Ihr  Kohlenreichtum  bleibt  trotzdem  so    ; 
hoch,  daß  ^ie  überall  als  wünschenswerte  Objekte  des  Steinkohlen-   ; 
bergbaus  geschätzt  sind. 

Soviel  geht  jedenfalls  aus  den  ganzen  geologischen  Lagerangs- 
verhältnissen hervor,  daß  die  Magerkohlenpartie  die  bei  weitem 
minderwertigste  ist. 

Nun  ist  es  aber,  wie  die  Beschreibung  der  Schichtenablagerang 
sowie  der  Schichtengruppen  lehrt,  nicht  in  das  Belieben  einer  Grabe 
gestellt,  irgend  eine  der  vier  Eohlensorten  zu  bauen.  Vielmehr  ent- 
halten die  einen  nur  Magerkohle,  andere  nur  Mager-  und  Fett- 
kohle ,  wieder  andere  nur  Mager-,  Fett-  und  Gaskohle  und  endlich 
gibt  es  eine  Gruppe,  die  alle  Sorten  führt,  Mager-  Fett-  Gas-  and 
Gasflammkohle.  Die  in  den  ersten  6 — 12  km  von  der  südlidien 
Grenze  nach  Norden  gelegenen  Gruben  können  nur  magere  Kohle 
liefern.  Die  weiter  nördlich  in  den  folgenden  6,5  km  liegenden 
Gruben  kommen  dann  allmählich  in  den  Besitz  der  Fettkohlengrappe. 
In  den  Grubenfeldern  der  noch  weiter  nördlich  liegenden  Zechen 
befinden  sich  aber  größtenteils  sämtliche  4  Gruppen,  mindestens 
aber  drei  Gruppen  abgelagert 

Bringt  man  diese  Abgrenzungen  der  einzelnen  Gruben  (nach 
der  Bangeschen  Flözkarte)  in  grundrißliche  Darstellung,  2)  so  zeigt 
sich  an  der  oben  näher  beschriebenen  Grenze  des  Steinkohlenbeckens 
und  zwar  östlich  resp.  nördlich  derselben  entlang  ein  Gürtel  von 

1)  RüNOB,  S.  277,  Sammelwerk  I,  S.  99fif. 

2)  Siehe  die  beigefügte  Karte:  Grnndrißliche  DarstelhiDg  der  Lagerang»- 
verh&ltniflse. 
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6 — 12  km  Breite,  in  welchen  die  Orubenfelder  nur  die  unterste 
Ctooppe,  die  Magerkohlengrnppe  enthalten.  Die  nördliche  resp.  nord- 
östliche Abgrenzungslinie  dieses  Magerkohlengebietes  geht  ungefähr 
Aber  die  Orte  Duisburg,  Dellwig,  Borbeck,  Frohnhausen,  Belling- 
hansen,  Heisingen,  Heidhausen,  Niederwenigem,  Langendreer,  Oespel, 
Annen,  Holthausen,  Hacheney,  Schüren.  Die  südlich  resp.  südwestlich 
oder  in  der  Nähe  dieser  Linie  liegenden  Gruben  sind  also  lediglich 
auf  Förderung  yon  Magerkohle  angewiesen.  Nördlich  resp.  nord- 
östlich derselben  bis  zur  Linie  Frohnhausen,  Essen,  Wattenscheidt, 
Bochum,  Dortmund  tritt  dann  die  Fettkohlengruppe  bald  in  ganzer 
Mächtigkeit,  bald  nur  mit  einigen  Flözen  hinzu,  während  die  nördlich 
der  letztgenannten  Linie  liegenden  Gruben  sich  ganz  oder  zum  Teil 
im  Vollbesitz  der  oberen  Psurtien  befinden. 

Und  welchem  Gürtel  gehört  nun  das  Gebiet  des  Buhrtalberg- 
baus  an?  Zum  überwiegenden  Teile  der  nur  Magerkohle  führenden 
Partie.  Nur  ein  geringer  Streifen  enthält  noch  Fettkohle,  aber  auch 
auf  den  hier  angelegten  Zechen  besteht  das  Hauptquantum  des  an- 
stehenden Minerals  nur  aus  Magerkohle,  da  die  eingelagerten  Fett- 
kohlenflöze nicht  tief  niedersetzen. 

Es  bestätigt  also  diese  geologische  Lokalisierung  zunächst 
wiederum,  daß  der  Buhrtalbergbau  in  quantitativer  Hinsicht  äußerst 
ungünstig  gestellt  ist.  Dann  aber  ergibt  sich  vor  allem,  daß  das 
südliche  Gebiet,  was  das  anstehende  Eohlenmaterial  anbetrifft,  auch 
in  qualitativer  Beziehung  von  der  Natur  wenig  yorteilhaft  aus- 
gestattet ist  Der  Buhrtalbergbau  bewegt  sich  in  der  Eohlengruppe, 
bei  der  die  Anlage  einer  Zeche  mit  mehr  oder  weniger  großem 
Risiko  verbunden  ist,  die  nur  einen  Abbau  mit  geringem  Arbeits- 
effekt gestattet,  und  deren  Mineral  auf  dem  Markte  eine  wenig 
absatzfähige  Ware  bildet.  Über  die  Arbeitsleistung  in  den 
südlichen  Revieren,  die  im  wesentlichen  das  Gebiet  des  Ruhrtalberg- 
baus umfassen,  geben  die  Tabelle  I  ^)  und  das  entsprechende  bei- 
gefügte Diagramm  Aufschluß.  Erstere  stellt  von  den  Jahren  1888 
bis  1903  die  Zahlen  über  die  Tonnenleistung  pro  Schicht  und  Kopf 
in  dem  Oberbergamtsbezirk  Dortmund,  in  den  nördlichen  Bevieren 
und  in  den  südlichen  Revieren  gegenüber.  Zu  den  südlichen  Re- 
vieren rechnet  man  Dortmund  I,  Witten,  Hattingen,  Süd-Bochum, 


1)  Die  Zahlen  sind  der  Denkschrift  Seite  8  entlehnt. 
Dnncker,  Zeehtnstillegiuig. 
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Süd-Essen  nnd  Werden.  Die  vier  ersten  derselben  sind  in  der 
Tabelle  speziell  behandelt  Anschanlicher  treten  die  Unterschiede 
in  dem  Diagramm  zu  Tage.  Die  Arbeitsleistang  betrog  von  1888 
bis  1903  dorohschnittlich  im  gesamten  Oberbergamtsbezirk  Dortmund 
0,896  t,  in  den  nördlichen  Bevieren  0,929  t,  in  den  sfldliohen  0,812 1 
Die  Arbeitsleistongsknrre  für  die  sämtlichen  südlichen  Reviere  be- 
bewegt sich  danach  von  1888 — 1903  durchschnittlich  0,084  t  unto 
der  für  den  ganzen  Oberbergamtsbezirk  nnd  durchschnittlich  0,117 1 
unter  der  Kurve  für  die  nördlichen  Reviere.  Faßt  man  die  Reviere 
Dortmund  I,  Witten,  Hattingen  nnd  Süd-Bochum  einzeln  ins  Auge, 
so  stellt  sich  das  Verhältnis  dnrchgehends  noch  erheblich  ongünstiger. 
Am  schlechtesten  ist  das  Ergebnis  von  Südbochum,  wenigstens  was 
den  Verlauf  der  Kurve  in  der  zweiten  Hälfte  anbetrifft 

Leider  haben  die  wiedergegebenen  amtlichen  Zahlen  nur  sehr  be- 
dingten Wert  Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  die  Arbeiter,  die  zur  Weiter- 


Tabelle  I. 
Es  betrog  die  Arbeitsleistung  eines  Arbeiters  pro  Schioht:^ 


Im 

Jabre 


18S8 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


Im  Ober- 
bergamtfl- 

bezirk 
Dortmund 

t 


In  den 
nördlich. 
Revieren 

t 


ins- 
gesamt 


In  den  südlichen  Revieren^ 
insonderheit  in  den  Reyieren 


Dort- 
mund I 
t 


Witten 
t 


Hattingen 
t 


Sfld- 

Bochnm 

t 


1,015 

1,058 

0,903 

0,848 

0,890 

0,816 

0,967 

0,999 

0,863 

0,803 

0,856 

0,822 

0,938 

0,968 

0,838 

0,750 

0,852 

0,765 

0,908 

0,942 

0,834 

0,781 

0,788 

0,829 

0,899 

0,933 

0,822 

0,769 

0,796 

0,790 

0,904 

0,938 

0,825 

0,789 

0,787 

0,815 

0,904 

0,940 

0,823 

0,790 

0,763 

0,831 

0,902 

0,939 

0,815 

0,705 

0,848 

0,816 

0,911 

0,945 

0,828 

0,781 

0,774 

0,821 

0,900 

0,928 

0,826 

0,812 

0,806 

0,793 

0,875 

0,906 

0,791 

0,777 

0,766 

0,780 

0,866 

0,895 

0,784 

0,760 

0,779 

0,781 

0,852 

6,878 

0,783 

0,750- 

0,778 

0,747 

0,821 

0,850 

0;746 

0,675 

0,750 

0,707 

0,829 

0,862 

0,743 

0,652 

0,735 

0,718 

0,843 

0,877 

0,767 

0,700 

0,749 

0,759 

0,827 
0,784 
0,783 
0,796 
0,800 
0,779 
0,752 
0,731 
0,763 
0,742 
0,698 
0,687 
0,685 
0,648 
0,653 
0,639 


1)  Diese  Zahlen  stehen  erst  vom  Jahre  1888  ab  zur  Verfügung. 

2)  Südliche  Reviere:  Dortmund  I,  Witten,  Hattingen,  Süd-Bochum,  Sftd- 
Esten,  Werden. 
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yerarbeitang  dienen,  mit  eingerechnet  sind.  In  dieser  Beziehimg  be- 
steht aber  zwischen  Süden  nnd  Norden  ein  wesentlicher  ünterschiei 
Im  Süden,  mit  seinem  aasschließlichen  Yorkommen  von  Magerkohle, 
haben  wir  die  Weiterverarbeitung  zu  Briqaetts,  im  Norden  außer- 
dem diejenige  zu  Koks,  woza  die  Nebenprodnktgewinnnng  hinzutritt 
Um  ein  richtiges  Bild  von  der  Prodaktivit&t  der  Arbeit  in  den 
nördlichen  nnd  südlichen  Zechen  zu  erhalten,  müßte  man  füglieh 
diese  nicht  zur  eigentlichen  Kohlengewinnung  dienenden  Arbeiter  aus- 
schalten. Allerdings  würde  man  im  Süden  doch  häufig  die  in  den 
Briquettfabriken  beschäftigten  Arbeiter  zum  Teil  hineinziehen  müssen, 
da  die  geförderte  Feinkohle  als  solche  unbrauchbar  ist  und  man 
billigerweise  nur  absatzfähige  Kohle  für  die  Produktionsziffer  in  An- 
schlag bringen  kann. 

Aber  noch  aus  einem  andern  Qrunde  sind  die  Zahlen  äußerst 
unvollkommen.  Sie  gestatten  keinerlei  Schlüsse  auf  die  Gründe 
für  die  unterschiedliche  Produktivität  in  den  verschiedenen  Bevieren. 
Wir  können  mit  Bosenik :  „Über  die  Arbeitsleistung  beim  Steinkohlen- 
bergbau in  Preußen^  i)  drei  Bestimmungsgründe  für  die  Höhe  der 
Arbeitsleistung  unterscheiden  : 

„1-  Die  von  der  Natur  ein  für  allemal  gegebenen  natürlichen 
Verhältnisse  der  Kohlenflöze; 

2.  Die  angewandte  Technik ; 

3.  Die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters.^ 

Wir  haben  oben  die  Verschiedenheit  der  natürlichen  Verhält- 
nisse im  Süden  und  Norden  des  Buhrbezirks  beleuchtet.  In  welchem 
Maße  nun  aber  dieser  Faktor  auf  die  Produktionsfähigkeit  der  ver- 
schiedenen Zechen  einwirkt,  um  das  zu  zeigen,  wäre  es  nötig,  nach 
verschiedenen  Arbeiterkategorien  zu  unterscheiden,  die  Arbeits- 
leistung pro  Schicht  der  „unterirdisch  beschäftigten  eigentlichen 
Bergarbeiter^  ^^)  gesondert  zahlenmäßig  nachzuweisen.  Die  amtlicbea 
Statistiken,  die  alljährlich  in  dem  statistischen  Teil  der  „Zeitschiift 
für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preußischen  Staate" 


1)  Manchener  volkswirtschaftliche  Studien  No.  75.  1906.  S.  169. 

2)  Die  amtlichen  Statistiken  in  der  „Zeitochrift  fOr  das  Berg^,  Hfiftten- 
und  Salinenwesen  etc.*"  unterscheiden  5  Kategorien:  a)  Unterirdisch  bescb&f* 
tigte  eigentliche  Bergarbeiter,  b)  sonstige  unterirdisch  beschäftigte  Arbeiter, 
c)  aber  Tage  beschäftigte  Arbeiter  ausschließlich  der  jugendlichen  und  weib- 
lichen, d)  jugendliche  m&nnliche  Arbeiter,  e)  weibliche  Arbeiter. 


Die  Entwickelangsbedingungen  des  Ruhrtalbergbaaes.  21 

tlicht  werden,  geben  leider  nicht  eine  nach  Bevieren  ge- 
Nachweisung  aber  die  Anzahl  der  von  den  einzelnen  Arbeiter- 
i  verfahrenen  Schichten. 

2.  Das  Berechtsamswesen. 

ben  den  geologischen  Verhältnissen  betont  die  amtliche  Denk- 
nnter  den  für  die  Entwickelang  des  Bohrtalbergbaos  be- 
len  Momenten  besonders  solche  bergrechtlicher  Natur, 
die  in  den  letzten  Dezennien  eingetretenen  Veränderungen 
Lohnverhältnissen. 

bergrechtlicher  Beziehung  kommt  für  uns  vornehmlich  die 
elung  der  rechtlichen  Bestimmungen  über  die  Feldes- 
ung  in  Frage. 

n  unterscheidet  zwei  Arten  von  Feldern,  die  Längen-  und 
iertfelder.    Für  die  Gestalt  und  Ausdehnung  des  Längen- 

ist  stets  die  Gestalt  und  Ausdehnung  der  Fundlagerstätte 
dend.  Von  den  alten  Bergordnungen  war  für  das  Gebiet 
nnisch-westfalischen  Steinkohlenbergbaus  die  Gleve-Mär- 
vom  29.  April  1766  in  den  weitaus  meisten  Fällen  maß- 
1)    Nach  den  Bestimmungen  derselben  wurden  Längenfelder 

D. 

)  Längenausdehnung,  d.  i.  die  auf  der  Lagerstattebene  hori- 

ermessene  Länge  eines  Längenfeldes,  betrug  eine  Fundgrube 

Lachter  («=87,9  m)  und  20  Maßen,  die  Maße  zu  28  Lachter 

m)  oder  im  ganzen  1259,6  m.    Die  Ausdehnung  nach  der 

lichte  in  die  „ewige  Teufe^^)  das  bedeutet  hier  soweit  als 

interbrochene   Gefalle   des  Fundflözes  anhält,  sich  nicht  in 

m  umkehrt    So  endet  ein  auf  dem  Flözstück  (Handzeichnnng 

Vb)  b — a  resp.  b' — a^  verliehenes  Grubenfeld  nach  unten 

Punkte  a  resp.  a^.    Li   der  ältesten  Zeit  war  die  dritte 

on  des  Längenfeldes,  die  Breite,  lediglich  auf  die  Mächtig- 

*  Fundlagerstätte  beschränkt    Mit  der  Zunahme  des  Berg- 

irde  eine  geringere  Verbreiterung  des  Feldes  als  Zugabe  ver- 

;aiiunelwerk  X,  1,  S.  234  ff.    Allda  sind  die  Feldesgrößen  nach  den 
ingen  der  yerschiedenen  Berggesetze  wiedergegeben  nach  Bbabbsbt: 
ongen  der  preußischen  Lande.    Köln  1858,  S.  841,  768,  579,  1105. 
krgordnong  vom  29.  lY.  1766  für  das  Herzogtom  Glbvb,  Fürstentom 
id  Grafschaft  Mabck  Caput  IX,  §  2. 
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liehen,  nftmlich  7  Laohter  ("->  1 4,6  m)  ganz  ins  Hangende  oder  Lie- 
gende oder  zom  Teil  ins  Hangende  nnd  zom  Teil  ins  Liegende  der 
Fundlagerstätte.   Diese  Zugabe  hieß  die  ;,Vierung^  des  Feldes.  Da 


r*. 


et/ 


sich  diese  „kleine  Vierung^  im  Laufe  der  Zeit  als  ungenügend  heraas- 
stellte,  wurde  sie  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1821  erhöht  Die 
„große  Vierung"  betrug  im  Maximum  500  Lachter  (=  1046,2  m).*) 


1)  Gesetz  die  Yerleihung  des  Bergeigentums  auf  Flözen  und  flösartigen 
Lagerst&tten  betreffend  vom  1.  Juli  1821,  §  5. 


Ue  £iitiriekdiiii(tb«dingiiiigon  det  Bohitalbergbutei. 


W. 


Das  besagte  Gesetz  ließ,  wie  hieraus  herro^ht,  die  ganz  unge- 
eignete Terleihimg  von  L&ngfinfelderD  bestehen,  fOhrte  aber  aaoh 
die  Vermessong  naeh  OeviertfelderD  ein.  Ein  derartigeB  Feld 
riohtet  sich  dorchaas  nicht  in  seiner  Gestaltong  nach  dem  änmd- 
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flöz.  Es  ist  immer  ein  nach  senkrechten  Ebenen  „bis  znr  ewigen 
Teufe'*  begrenztes  parallelepipedisches  Stück  des  Erdkörpers.  Nach 
dem  angezogenen  Gesetz  durfte  die  Grundfläche  eines  solchen  Stackes 
1  Fundgrube  und  1200  Maße  ausmachen.  Fundgrube  und  MaBe 
aber  waren  nicht  mehr  Längenmaße,  sondern  Quadratmaße  and 
zwar  784  Quadratlachter  die  Fundgrube  und  196  Quadratlachter  die 
Masse,  0  sodaß  ein  hiemach  verliehenes  Feld  239  984  Quadraüachtei 
oder  1 033 138  Quadratmeter  umfaßt   (Handzeichnung  VI  und  VE) 

Den  Bedür&iissen  des  gewaltig  aufstrebenden  Steinkohlenberg- 
baues entsprechend  ^)  schaffte  das  allgemeine  preußische  Berggeseti 
vom  24.  Juni  1865,  das  das  ganze  Bergrecht  auf  eine  andere,  den 
neuen  Verhältnissen  angepaßte  Basis  stellte,  auch  für  die  Art  so- 
wohl wie  den  Umfang  der  Feldestreckung  eine  tiefgreifende  Seform. 
Unter  Beseitigung  der  Institution  des  Längenfeldes,  schrieb  das  Ge- 
setz Geviertfelder  vor,  deren  grundrißlicher  Flächeninhalt  za 
500  000  Quadratlachtern  oder  2189000  Quadratmetern  bemessen 
werden  kann. 

Der  Buhrtalbergbau  ist  der  älteste  des  rheinisch-westfUischen 
Steinkohlenbergbaus  überhaupt  Man  begann  schon  aus  dem  na- 
türlichen Grunde  mit  dem  Bergbau  gerade  an  der  liuhr,  weil  hier  das 
Eohlengebirge  zu  Tage  tritt  und  einen  augenfälligen  und  bequemen 
Angriffspunkt  bietet.  Die  Grubenfelder  des  Ruhrtalbergbaus  sind 
daher  nach  den  Bestimmungen  der  alten  Bergordnungen  und  Ge- 
setze verliehen.  Hingegen  sind  die  nördlichen  Grubenfelder  zu  einem 
großen  Teil  erst  nach  dem  Gesetz  von  1865  verliehen.^)  Außerdem 
haben  sie  in  umfangreicher  Weise,  soweit  sie  noch  nach  kleinen 
Feldern  verliehen  waren,  von  dem  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Rechte  der  Konsolidation  Gebrauch  gemacht  oder  aber,  wo  sie 
nicht  durch  Konsolidationen  zusammengefaßt  wurden,  hat  man  sie 
wenigstens  in  betrieblicher  Hinsicht  zu  großen  Komplexen  vereinigt 
Der  Süden  hat  von  den  Konsolidationen  wenig  profitiert  Auch  hat 
man  die  Erlaubnis,  Längenfelder  in  Geviertfelder  umzuwandeln,  so- 
weit nicht  benachbarte  Gerechtsame  dadurch  beeinträchtigt  wurden^ 
wie  es  in  den  Übergangsbestimmungen  des  Berggesetzes  von  1865^) 
vorgesehen  war,  in  keinem  nennenswerten  Umfange  genutzt,  da  die 

1)  a.  a.  0.  §  3.  2)  Yergl.  hierza  die  Motive  zum  A.B.Q.  lS6&t 

S.  42,  zu  §  27.  3)  Denkschrift  S.  8. 

4)  A.  B.  G.  1865  §§  215—219.    Dazu  die  Motive  S.  185  f. 
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teressenten,  deren  Zahl  bei  der  riesigen  Zersplitterung  des  Be- 
zes  sehr  groß  war,  ebenso  wie  bei  den  Konsolidationen  meist 
sht  anter  einen  Hut  zu  bringen  waren.  ^) 

So  trägt  der  Bahrtalbergbau  neben  anderen  Lasten  auch  die 
ist  eines  zersplitterten  Felderbesitzes. ^) 

Solange  ein  primitiver  Stollnbau  getrieben  wurde,  mochten 
)  alten  Felder  genügen ;  für  den  modernen  Tiefbau  mit  den  kost- 
ieligen  und  umfangreichen  Betriebsanlagen  sind  sie  geradezu 
te  Unmöglichkeit.  Nur  da,  wo  es  gelungen  war,  eine  größere 
izahl  von  Gerechtsamen,  welche  überdies  die  bevorzugte 
rtie  der  Magerkohlengruppe  enthalten  mußten,  in  einer  Hand  zu 
reinigen,  war  es  lohnend,  überhaupt  zum  Tiefbau  überzugehen, 
id  doch  war  und  ist  noch  der  Umfang  der  im  Gebiete  des 
ihrtalbergbaus  aufgeschlossenen  Grubenfelder  für  einen  rationellen 
itrieb  durchgehends  viel  zu  klein.  Die  südlichen  Zechenanlagen 
üssen  schon  aus  dem  Grunde,  weil  sie  so  minimale  Felder  besitzen,  mit 
)6eren  Selbstkosten  arbeiten,  als  die  nördlichen,  da  die  kostspieligen  zur 
reichung  der  Kohlenlagerstätten  erforderlichen  Aufschlußarbeiten 
h  dort  auf  geringere  Eohlenmengen  verteilen.  Die  Lebensdauer 
r  einzelnen  Bausohlen  ist  kürzer,  und  in  viel  rascherer  Folge  wird 
Vorrichtung  neuer  Sohlen  erforderlich.  Damit  wird  naturgemäß 
Ausbeutung  des  ganzen  Grubenfeldes  selbst  bei  kleinem  För- 
'qnantum  sehr  viel  schneller  vollzogen  als  bei  Zechen  mit  großem 
Iderbesitz.  Entsprechend  schneller  muß  aber  auch  das  Anlage- 
ntal amortisiert  werden.  Der  Abgeordnete  Hilbck  konnte  in  der 
mmission  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  zur  Beratung  der 
rggesetznovelle  betreffend  die  Zechenstillegungen  die  Behauptung 
'stellen,  ohne  bei  den  Sachverständigen  auf  Widerspruch  zu 
Ken,  daß  durch  die  Hälfte  der  tatsächlich  angelegten  Schächte 
anstehende  Material  abgebaut  werden  könute. 
Hinzu  kommen  mancherlei  Mißhelligkeiten,  die  aus  der  Art 
alten  Feldesstreckung  erwachsen.    Bei  den  Längenfeldem  be- 


1)  Yergl.  hierzu  die  Ausführungen  in  dem  Kapitel  über  die  »Aussichten 
weitere  Stillegungen''.     Über  Konsolidation   und  Benutzung  der  Über- 

{•bettimmungen  im  Süden  und  Norden:  Sammelwerk  X,  1,  S.  2401 

2)  Ober  die  Nachteile  des  zersplitterten  Felderbesitzes:  Motive  z.  A.B.G. 
«.  8.  53  ff.  und  Sammelwerk  XI,  2.  S.  108.  Auch  die  Ausführungen  des 
rmeiBters  Ehobl  im  Gl.  No.  14.    1904. 
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steht  häufig  eine  Ungewißheit  über  die  wirkliche  Lage  und  Aus- 
dehnung der  Grenzen,  die  auch  dann  oft  entsteht^  wenn  LängOD- 
felder  von  Geviertfeldem  überdeckt  sind.  Dies  hat  mannigfide 
Feldesstreitigkeiten  im  (befolge  mit  unnützen  ProzeBkosten  und 
Störungen  in  der  Verfolgung  des  regelmäßigen  Betriebes,  i) 

3.  Die  Lohnverhältnisse. 

Zu  den  Umständen,  die  seit  den  90er  Jahren  die  Lage  der 
Buhrtalzechen  schlechter  gestaltet  haben,  gehören  femer,  wieberdtser* 
wähnt,  die  Verschiebungen,  die  seit  diesem  Zeitpunkt  in  den  LobB- 
verhältnissen  vor  sich  gegangen  sind.  Eine  Erhöhung  der  Arbeite^ 
löhne  aber  ist  für  die  Wirtschaftlichkeit  eines  Betriebes  desliilb 
von  so  tiefgreifender  Wirkung,  weil  die  Löhne  ca.  60  ®/o  der  ge- 
samten Produktionskosten  ausmachen. 

Die  Tabelle  ü^)  und  das  beigefügte  Diagramm  geben  Auf- 
Tabelle  IL 


Schichtlohn 

Jahreslohn 

Jahr 

in  den 

in  den 

in  den 

in  den 

nördlichen 

sQdlichen 

Differenz 

nördlichen 

sfldlichen 

Diffen&i 

Revieren 

Revieren 

Revieren 

Revieren 

1890 

3,55 

3,33 

0,22 

1084 

1028 

56 

1891 

3,65 

3,36 

0,27 

1114 

1034 

SO 

1892 

3,38 

3,07 

0,31 

1002 

923 

79 

1893 

3,22 

2,96 

0,26 

970 

898 

72 

1894 

3,24 

2,99 

0,25 

980 

924 

56 

1895 

3,26 

3,- 

0,26 

985 

936 

49 

1896 

3,37 

3,12 

0,25 

1056 

992 

64 

1897 

3,64 

3,44 

0,20 

1143 

1000 

43 

1898 

3,78 

3,63 

0,15 

1187 

1153 

34 

1899 

4,- 

3,85 

0,15 

1265 

1233 

32 

1900 

4,23 

4,09 

0,14 

1348 

1296 

52 

1901 

4,13 

3,93 

0,20 

1241 

1186 

55 

1902 

3,89 

3,65 

0,24 

1146 

1097 

49 

1903 

3,94 

3,72 

0,22 

1222 

1162 

60 

1)  z.  B.  schwebte  lange  ein  Prozeß  zwischen  Altb  Haasb   and  SpbooI' 
HÖTBL  wegen  Abbaus  der  letzteren  Zeche  im  Felde  der  ersteren.   (Jahrb.  S.  3^) 

2)  Die  Zahlen  sind  entlehnt  der  Denkschrift  Seite  9.  —  Bei  der  Gegtt- 
flberstellung  der  Linien  unseres  Diagramms  ist  mit  einer  normalen  JahresaU 
von  300  Arbeitstagen  gerechnet.  Die  entsprechenden  Korven  f&r  Jahres-  nai 
Schichtlohn  fallen  zusammen,  wenn  in  Wirklichkeit  300  Schichten  in 
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Jm  Terfkhreii  worden  siod ,  VM  fOr  den  ganien  OberberganUbeilrk  Dort* 
ud  IiB  Jmbre  1901  so  demlich  der  Fall  war.  Bewegt  sich  die  Scliicht- 
hnlinie  unter  deijenigen  der  Jalirealöhne ,  so  beweist  das ,  daß  Aber 
0  BcUehten  im  Jahre  verfahren  worden  sind  als  Folge  von  Oberscliiobten, 
ckt  sie  nnter  dieselbe  hinab,  so  Iftfit  das  anf  ein  Terfitbren  von  weniger 
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schloß  über  die  Lohnbewegungen  in  dem  rheinisch -westfälischen 
Kohlenrevier  seit  1890  und  zwar  unter  Gegenüberstellung  der  süd- 
lichen und  nördlichen  Keviere,  wobei  ebenso  wie  bei  den  An- 
gaben über  die  Arbeitsleistungen  unter  südlichen  Revieren  Dort- 
mund I,  Witten,  Süd-Bochum,  Hattingen,  Süd-Essen  und 
Werden  verstanden  sind  und  die  vier  ersteren  dieser  Reviere  in  der 
Tabelle  speziell  berücksichtigt  sind.  Das  gemeinsame  Charakteristikum 
der  Lohnkurven  ist,  daß  nach  einem  kleinen  Aufschwimg  im  Jahre  1891 
eine  Senkung  eintritt^  bis  im  Jahre  1 893  der  tiefste  Stand  erreicht  ist  In 
diese  Zeit  fallt  die  Gründung  des  rheinisch-westfälischen  Eohlensyndi- 
kats.  Mit  dem  Beginn  seiner  Herrschaft  kommen  die  Lohnkurven  in 
eine  stetig  und  stark  aufsteigende  Bewegung  bis  zum  Jahre  der  Hoch- 
konjunktur 1900.  Der  Schichtlohn  der  nördlichen  Reviere  hebt  sich 
von  3,22  M.  auf  4,23  M.,  derjenige  der  südlichen  von  2,96  DL  auf 
4,09  M.,  während  der  Jahreslohn  in  den  ersteren  Revieren  von 
970  M.  auf  1348  M.,  in  den  letzteren  von  898  M.  auf  1296  M. 
steigt  Mit  der  Peripethie  in  der  Konjunktur  tritt  ein  Rückschlag 
ein,  der  bis  1902  andauert,  wo  der  Jahreslohn  der  nördlichen  Re- 
viere 1146  M.,  derjenige  der  südlichen  Reviere  1097  M.  beträgt, 
der  Schichtlohn  dagegen  3,89  M.  resp.  3,65  M.  Seitdem  ist  wieder 
ein  Aufstieg  zu  konstatieren.  Trotz  des  Rückschlags  in  den  drei 
letzten  Jahren  ist  doch  eine  bedeutende  Steigerung  der  Löhne  seit 
dem  Syndikatsgründungsjahr  1893  zu  beobachten,  die  in  dem  ganzen 
Jahrzehnt  im  Durchschnitt  betrug: 
in  den  nördlichen  Revieren: 

beim  Jahreslohn  beim  Schichtlohn 

187,3  M.  oder  19,31  o/o,  0,528  M.  oder  16,37  o/o 

in  den  südlichen  Revieren: 

beim  Jahreslohn  beim  Schichtlohn 

209,9  M.  oder  23,37  o/o,  0,582  M.  oder  19,66  o/o 

Die  starke  Steigerung  der  Arbeitslöhne  muß  sich  den  Zechen 
des  Ruhrtalbergbaus   mit  ihrer   minderen  Produktionsleistung  pro 

als  die  normale  Schicht enzahl  300  schließen,  meist  verursacht  durch  Einlegen 
von  Feierschichten.  Wir  haben  der  Vollständigkeit  halber  beide  Kurren  ge- 
geben, wenngleich  für  unsere  Zwecke  vornehmlich  die  Schichtlohnlinie  in  Be- 
tracht kommt,  da  sie  genauer  erkennen  läßt,  welche  Aufwendungen  an  tat- 
sächlichen Produktionskosten  fOr  die  Tonne  Förderung  die  Unternehmer 
jeweils  machen  mußten. 
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Schicht  and  Arbeiter  besonders  scharf  fQhlbar  machen,  weil  sich 
diese  Ausgaben  allein  nach  der  Kopfzahl  der  Arbeiter  richten. 

Aus  obigen  Zahlen  aber  kann  man  noch  weiter  folgendes  ent- 
nehmen. Die  südlichen  Beviere  haben  im  allgemeinen  mit  nie- 
drigeren Löhnen  zu  rechnen  als  die  nördlichen.  Diese  Tatsache  gibt 
den  ersteren  einen  gewissen  Yorsprung  und  ermöglicht  eine  nicht 
zu  verachtende  Kompensation  f&r  anderweitige  Nachteile.  In  dem 
letzten  Jahrzent  jedoch  ist  ein  Ausgleich  eingetreten.  Die  Löhne 
der  südlichen  Reviere  sind  bezüglich  des  Jahreslohnes  um  4,06  o/o 
bezüglich  des  Schichtlohnes  um  3,29  «/o  stärker  gestiegen  als  die 
Löhne  der  nördlichen  Keviere.  Die  Differenz  der  entsprechenden 
Lohnkurven  in  den  verschiedenen  Gebieten  des  rheinisch-westfälischen 
Steinkohlenbeckens  betrug  im  Durchschnitt  beim  Schichtlohn 
m  den  Jahren  1890  bis  1893  0,265  M.,  nach  1893  0,206  M.  beim 
Jahreslohn  in  der  Periode  vor  1893  71,75  M  und  in  der  Periode 
nach  1893  49,4  M.  —  Die  Verschiedenheit  in  den  Lohnverhältnissen 
in  den  südlichen  und  nördlichen  Revieren  liegt  in  verschiedenen  Um- 
ständen begründet.  Die  Ruhrtalzechen  genießen  den  Vorzug,  einen 
Stamm  festansässiger  Arbeiter  zu  besitzen  mit  einem,  wenn  auch 
meist  nur  bescheidenen,  ländlichen  Anwesen.  Solche  Bergleute 
suchen  natürlich  möglichst  gleichmäßig  auf  derselben  Arbeitsstätte 
Beschäftigung  zu  finden  mit  Rücksicht  auf  ihre  Seßhaftigkeit.  Um 
dies  zu  erreichen,  besonders  um  bei  drohenden  Arbeiterentlassungen 
infolge  von  Konjunkturschwankungen  möglichst  verschont  zu  werden, 
begnügen  sie  sich  mit  geringeren  Löhnen.  0  Wo  der  Haushalt 
einer  Bergmannsfamilie  durch  einen  kleinen  landwirtschaftlichen 
Nebenbetrieb  gestützt  ist,  ist  es  ja  auch  sehr  gut  möglich,  mit  ge- 
ringeren Löhnen  auszukommen.  Außerdem  ist  die  Arbeit  in  den 
Magerkohlenzechen  leichter  wegen  der  geringeren  Tiefe  und  daher 
besseren  Temperaturverhältnisse  dieser  Gruben  und  minder  gefahr- 
lich wegen  der  geringeren  Schlagwetter. 

Wenn  nun  im  letzten  Jahrzehnt  eine  Wandlung  in  den  Lohn- 
beziehungen zwischen  Süden  und  Norden  zu  beobachten  ist,  so  ist 
der  Grund  vor  allem  darin  zu  suchen,  daß  die  bis  dahin  über- 
wiegende Seßhaftigkeit  der  südlichen  Arbeiterschaft  geschwunden 


1)  Glflckauf  No.  14.  1904.    „Die   schwebende  ÜbertraguDgen  etc.''  von 
Bergmeister  Engel. 
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ist^)  und  eine  starke  Floktnation  Platz  gegriffen  hat.  Nach  dem 
Jahresbericht  des  allgemeinen  Enappschaftsvereins  zu  Bochmii^) 
für  das  Jahr  1902  entfielen  auf  je  100  Mann  der  Belegschaft 
92  Wechsel,  d.  h.  48  durch  Zugang  und  44  durch  Abgang,  für  1903: 
106  Wechsel,  58  Zugänge  und  48  Abgänge,  fär  1904:  102  Wech- 
sel, 54  Zugänge  und  48  Abgänge.  Hierbei  aber  standen  die  süd- 
lichen Reviere  zum  Teil  beträchtlich  über  dem  Durchschnitt  z.  B. 
1902:  Hattingen  97  Wechsel,  Dortmund  I  107,  Werden  129;  1903: 
Dortmund  I  106,  Süd -Essen  111;  1904:  Dortmund  I  109,  Süd- 
Bochum  109,  Süd-Essen  111. 

Femer  läßt  die  Tatsache,  daß  der  Ausgleich  mit  der  Gründung 
des  rheinisch-westfälischen  Eohlensyndikats  einsetzt,  die  Vermutong 
als  gerechtfertigt  erscheinen,  daß  der  Aufschwungs  den  die  Stein- 
kohlenindustrie unter  seinem  Regime  nahm,  mit  zu  dem  Wechsel 
in  den  Zuständen  beigetragen  hat  Denn  die  großen  entwickelnngs- 
fähigen  Zechen  der  nördlichen  Reviere  bekundeten  eine  so  gewaltige 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  daß  die  Ruhrtalzechen,  um  sidi 
einen  hinreichenden  Stamm  von  Bergleuten  zu  sichern,  ihre  Löhne 
denen  des  Nordens  immer  mehr  anzupassen  gezwungen  wurden. 
Einen  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Vermutung  kann  man  in 
dem  Umstand  finden,  daß  bei  dem  Umschlag  der  Konjunktur  1901 
die  Spannung  zwischen  den  Lohnkurven  wieder  eine  etwas  größere 
wird.  —  Unzweifelhaft  ist  nun,  daß  die  konstatierte  durchschnitt- 
lich stärkere  Steigerung  der  Löhne  auf  den  Ruhrtalzechen  ihr  Teil 
dazu  beigetragen  hat,  die  Existenzfähigkeit  derselben  zu  erschweren. 

4.  Andere  Verschiedenheiten  der  Existenzbedingungen 
der  südlichen  und  nördlichen  Zechen. 

Die  Denkschrift  (S.  8  und  9)  hebt  noch  einige  andere  Momente 
hervor,  die  für  die  Existenzfähigkeit  der  südlichen  Zechen  erschwe- 
rend ins  Gewicht  fallen:  „Die  Wasserzuflüsse  sind,  da  das  Stein- 
kohlengebirge hier  zu  Tage  ausgeht,  namentlich  in  wasserreichen 

1)  ^Der  verstorbene  Berghauptmann  TIoliohsbbck  hat  1893  in  seineo 
Werk  über  die  Verhältnisse  der  Ruhrbergleate  festgestellt,  daß  auf  den  sfld- 
lichen  Ruhrzechen  von  100  Bergleuten  30 — 40  ansässig  waren.  Bergassessor 
Hundt  stellt  in  seiner  Arbeit:  „Bergarbeiterwohnungen  im  Buhrgebiet",  fisst, 
daß  im  Bezirk  Hattingen  von  10678  Bergleuten  1206  —  12%  EigentOmer 
waren*".  (D.  B.  A.  Ztg.  22  v.  28.  4.  1904.  Keferat  Hussmakn  auf  der  Berg- 
arbeiterkonferenz am  27.  4.  1904.)  2)  S.  50—51. 
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Zeiten  (Frühjahr,  Schneeschmelze)  zum  Teil  recht  erheblich."  ^Yon 
einzelnen  Werksbesitzem  wird  femer  darüber  Klage  geführt,  daß, 
ganz  abgesehen  von  den  durch  die  sogenannten  sozialpolitischen 
Oesetze  verursachten  erheblichen  Belastnugen,  auch  die  in  neuerer 
Zeit  erlassenen  Bergpolizei-Yerordnungen  grade  für  die  süd- 
lichen Zechen  besonders  drückend  seien,  daß  deren  genaue  Durch- 
führung nicht  überall  notwendig,  jedenfalls  aber  höchst  kostspielig 
sei  Insbesondere  wird  angeführt,  daß  die  am  1.  1.  1902  in  Kraft 
getretene  „Bergpolizei-Verordnung  des  Königlichen  Oberbergamts  zu 
Dortmund  vom  12.  12.  1900,  betrefTend  die  Bewetterung  der  Stein- 
kohlenbergwerke und  die  Sicherung  derselben  gegen  Schlagwetter- 
und Kohlenstaubexplosionen*'  in  unnötiger  Weise  die  südlichen 
weit  ungefährlicheren  Gruben  den  nördlichen  gefahrlichen  Gruben 
im  Prinzip  gleichstellen,  und  daß  die  zulässigen  Ausnahmen  und 
Erleichterungen  nicht  in  einer  den  Anforderungen  des  Betriebs  ge- 
nügenden Weise  zugelassen  würden.'*  In  den  später  noch  mehrfach 
za  erwähnenden,  am  28.  April  1904  unter  dem  Vorsitz  des  Oberberg- 
hauptmanns y.  Velsen  in  Dortmund  geführten  Kommissions- 
▼erhandlungen,  betr.  Stillegen  von  Buhrzecheu,  deren  Stenogramme 
der  »Denkschrift"  als  Anlage  beigegeben  sind,  führte  Bergrat  Kleine 
aof  8. 48  als  Beispiel  an,  daß  Zeche  Siebenplaneten  0,06  o/o  Schlag- 
wetter im  ausziehenden  Wetterstrom  habe,  trotzdem  solle  sie  die- 
selben Einrichtungen  treffen  wie  Zechen  mit  1  o/q  Schlagwetter,  und 
fugte  dann  wörtlich  hinzu:  „Die  südlichen  Zechen  werden  durch 
diese  Polizeiverordnuug  weit  härter  getroffen  als  die  nördlichen, 
weil  sie  bei  gleicher  Feldesgröße  auf  4  bis  5  Sohlen  nur  soviel  ab- 
baufahige  Kohle  anstehen  haben,  als  die  nördlichen  auf  1  Sohle. "  — 
Bergrat  Kleine  erinnerte  bei  derselben  Gelegenheit  auch  d|u:an,  daß 
seit  dem  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  vielfach  die  be- 
sondere Gewerbesteuer  in  der  Form  einer  „Kopfsteuer*'  er- 
hoben werde.  Diese  Aufwendungen  müssen  ebenso  wie  die  Ausgaben 
für  sozialpolitische  Fürsorge,  da  sie  sich  lediglich  nach  der  Kopfzahl 
der  Arbeiter  richten,  fQr  die  Zechen  des  Südens  mit  ihrem  gerin- 
geren Arbeitseffekt  weit  empfindlicher  wirken  als  für  die  nördlichen 
Gruben.  „Tritt  eine  Erhöhung  von  l  M.  pro  Kopf  der  Arbeiter 
ein,  dann  erhöhen  sich  die  Selbstkosten  einer  Zeche  mit  300  t 
Jahresefiekt  nur  um  l  M.  pro  t,  bei  einer  Zeche  von  200  t  Jahres- 
effekt um  1.50  M.''    (Kleine  a.  a.  0.  S.  8). 
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5.  Die  Kartelle  der  rheinisch-westfälischen  Stein- 
kohlenzechen in  ihrem  Einfluß  auf  den  Buhrtalbergb^o. 

Bei  dieser  Ungunst  der  natürlichen,  rechtlichen  etc.  Froduk- 
tionsbedingungen  hängt  die  wirtschaftliche  Existenzfähigkeit  der 
Buhrtalzechen  ganz  und  gar  von  der  Gestaltung  der  Preise  ab,  in 
erster  Linie  der  Magerkohlenpreise. 

Die  Magerkohle  aber  begegnet  aus  den  dargelegteo  Grfinda 
von  Tomherein  großen  Schwierigkeiten  auf  dem  Markte.  Besonden 
zu  Zeiten  weichender  Konjunktur  mußten  daher  die  Zechen  in  eine 
bedrängte  Lage  kommen,  weit  mehr  noch  als  die  Nordzechen. 

Wenn  sich  deshalb  diese  schon  bei  den  ungünstigen  Koiqimk- 
turverhältnissen  der  70  er  Jahre  veranlaßt  sahen,  durch  Zusammen- 
schluß in  Untemehmerverbänden  ihre  wirtschafUiche  Lage  zu 
bessern,  so  mußten  die  Magerkohlenzechen  erst  recht  auf  derartige 
Schutzmittel  Bedacht  nehmen.  Sie  folgten  denn  auch  bald  den  in 
der  rheinisch -westfälischen  Kohlen-Industrie  einsetzenden  Kartell- 
bewegung. 

Sehen  wir  kurz  zu,  welche  Besultate  diese  Bestrebungen  g^ 
zeitigt  haben,  von  welchem  Erfolge  sie  für  den  Buhrtalbergbau  be- 
gleitet waren,  besonders  wie  weit  sie  sich  den  schlimmen  Einwir- 
kungen schlechter  Konjunkturen  gewachsen  zeigten. 

a)  Die  Spezialkartelle  der  Magerkohlenzechen. 

Die  im  Jahre  1874  eingetretene  rückläufige  Konjunktur,  0  die 
bis  in  die  zweite  Hälfte  der  80  er  Jahre  anhielt,  brachte  den  rheinisch- 
westfälischen Kohlenbergbau  infolge  einer  ungesunden  Konkurrenz 
nach  und,  nach  in  eine  prekäre  Lage,  um  einigermaßen  die  schäd- 
lichen Ursachen  abzuschwächen,  d.  h.  Produktion  und  Preise  in  be- 
stimmte und  begrenzte  Bahnen  zu  lenken,  wurden  die  Werksbesitzer 
unter  Führung  einsichtsvoller  Persönlichkeiten  dazu  gebracht,  sich 
in  Untemehmerverbänden  zu  organisieren.  ^)  Blieben  diese  Verbände 
in  ihren  Anfängen  auch  nur  locker  gefügt  und  ohne  großen  Eddg, 
so  haben  sie  sich  in  ihrer  weiteren  Entwicklung  doch  immer  fester 


1)  Über   die  Entwicklung   der  Konjunkturverh&ltnisse   seit   Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts:  Sammelwerk  X,  1.  S.  194 — 200. 

2)  Sammelwerk  XI,  2.  S.  S7— 291. 
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^staltet  und  sich  zuletzt  zu  wirtschaftlichen  Mächten  ersten  Banges 
isgewachsen. 

Der  Entwicklungsgang  setzt  ein  mit  sogenannten  Förderkon- 
»ntionen  0»  die  eine  Beguliernng  der  Prodnktion  nach  der  jeweiligen 
arküage  •  anstrebten.  Neben  sie  traten  dann  Vereinigungen  bezw. 
BstrebungeUy  welche  man  als  vorbereitende  2)  bezeichnen  kann. 
e  bezweckten  einerseits  in  den  „Kohlenklubs"  durch  Pflege  des 
«elligen  und  geschäftlichen  Verkehrs  unter  den  Zechenbesitzem 
D  gewisses  Solidaritätsgefühl  zu  wecken,  andererseits  auch  zielten 
e  auf  eine  Konsolidierung  der  zahlreichen  kleinen  unter  sich 
iharf  konkurrierenden  Werke  zu  einer  geringeren  Zahl  von  Zechen- 
srwaltungen  ab.  Endlich  als  dritte  Kategorie  entstanden  Preis- 
onventionen, ')  die  die  Preishöhe  und  die  Lieferungsbedingungen 
I  einer  die  Rentabilität  der  Werke  sichernden  Weise  zu  regulieren 
zebten.  Sie  ließen  zunächst  den  Verkauf  den  einzelnen  Mit- 
liedem,  wurden  aber  später  durch  Übernahme  auch  der  Verkaufs- 
inktion  zu  den  sogenannten  Verkaufsvereinen  4)  ausgebaut 

Nach  mehreren  von  mehr  oder  weniger  Erfolg  begleiteten  Ver- 
acheD,  Organisationen  ins  Leben  zu  rufen,  die  die  Interessen  des 
esamten  rheinisch-westfälischen  Steinkohlenbergbaus  wahrzunehmen 
atten  und  die  sich  als  Förderkonventionen  charakterisierten,  machten 
ich  bald  angesichts  der  Verschiedenartigkeit  in  den  konkreten  Ver- 
Altnissen  und  Interessen  der  einzelnen  Distrikte  und  Werke  Be- 
trebongen  geltend,  die  darauf  abzielten,  neben  jenen  und  im  An- 
chluß  an  jene  allgemeinen  Konventionen  spezielle  Organisa- 
ionen zu  schaffen.  Wir  sehen  Vereinigungen  in  die  Erscheinung 
reten,  die  im  besonderen  die  Gaskohlenproduzenten  zusammenfaßten, 
ndere,  deren  Aufgabe  es  war,  die  Interessen  der  Gasflammkohlen- 
rerke  zu  vertreten. 

Bei  den  Magerkohlenzechen  machte  sich  wegen  ihrer 
dgenen  natürlichen,  wirtschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse 
lie  allgemeine  ungünstige  Marktlage  ganz  besonders  stark  f&hlbar.<^) 
)a  die  Aufbereitungsanstalten  dieser  Zechen  damals  noch  von  ge- 
ingem  Umfange  waren,  bestand  fQr   sie   die  Notwendigkeit,   die 


1)  Sammelwerk  XI,  2.  S.  89.  2)  Ebenda  S.  89. 

3)  Ebenda  S.  90.  4)  Ebenda  S.  90. 

5)  Ebenda  XI,  2.  8. 139. 
Dnnoker,  ZechgnittUagnng. 
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Förderang  zu  einem  großen  Teil  in  onaof  bereiteter  Ware  abzu- 
setzen, obwohl  deren  Verwendung  nnr  eine  beschrankte  war.  Es 
kamen  für  ihre  Kohle  hauptsächlich  nur  die  Bheinhäfen,  wo  sie 
zu  Mischzwecken  benutzt  wurde,  und  der  Hausbrand  in  Betracht, 
während  sie  in  der  Industrie  nur  von  Ziegeleien  und  Kalkbrenne- 
reien (Feldbrand-Ziegeleien  und  Trichter-KalkSfen)  verwendet  wurde. 

Bei  dem  geringen  Abruf  für  Hausbrandzwecke  im  Sommer  war 
die  Bewerbung  um  die  Lieferungen  für  die  Ziegeleien  und  Kalk- 
brennereien naturgemäß  eine  um  so  intensivere.  Der  zügellose 
Wettbewerb  drückte  die  Preise  stark.  Um  diesem  Übelstande  ent- 
gegenzutreten, schloß  eine  Anzahl  von  Magerkohlenzechen  nach 
mehrfachen  Vorbereitungen  am  9.  März  1882  zu  Essen  eine  Ver- 
einigung für  den  Verkauf  von  Ziegel-  und  Kalkkohlen. i) 
Festsetzung  von  Mindestpreisen,  Sorten  und  allgemeinen  Verkaofr 
bedingungen  für  Ziegel-  und  Kalkkohlen  sollte  Aufgabe  dieses  Ve^ 
bandes  sein,  der  aber  den  Verkauf  den  einzelnen  Mitgliedern  llefi. 
Beteiligt  waren  folgende  Zechen :  Alstaden,  ver.  Charlotte,  Heinrich 
Heisinger  Tiefbau,  ver.  Johann,  Langenbrahm,  Ludwig,  Pauline, 
ver.  Poertingsiepen,  Richradt,  Boland,  ver.  Seilerbeck,  Wiesche  und 
die  Vereinigungsgesellschaft  für  Steinkohlenbau  im  Wurmrevier 
(Kohlscheid  bei  Aachen). 

Der  Verband  tat  bis  1885  seine  Schuldigkeit  Nach  Verlauf 
von  2  Jahren  wurde  eine  zweite  Vereinigung  mit  denselben  Zielen, 
aber  auf  strafferer  Grundlage  aufgebaut,  geschaffen:  Die  Ziegel- 
und  Kalkkohlenvereinigung, 3)  die  sich  von  ihrer  Vorgängerin 
hauptsächlich  durch  die  Schaffung  einer  gemeinschaftlichen  Ver- 
kaufsstelle in  Essen  unterschied.    Es  gehorten  derselben  an: 

a)  (westliches  Revier)  Alstaden,  ver.  Charlotte,  Heinrich,  Her- 
kules, ver.  Johann  Deimelsberg,  Langenbrahm,  Ludwig, 
Poertingsiepen,  Heisinger  Tiefbau,  Pauline,  Kaiserin  Augusta, 

1)  Verfasser  stützt  sich  hier  auf  dio  AasfOhrungen  des  Bergassetson 
Kreutz  in  dessen  Darstellung  Aber  die  wirtschaftlichen  und  sonstigen  Ver- 
einigungen der  Bergwerksbesitzer  in:  Sammelwerk  Bd.  11,  Wirtschaftliche 
Entwicklung  Teil  2,  Kap.  8  Abs.  lYb.  Als  Grundlage  haben  Krbvtz  ge- 
dient z.  T.  die  Angaben  des  Herrn  Kabl  Baum,  Essen,  früheren  G^eschftfts- 
führers  einiger  Magerkohlen  Vereinigungen,  z.  T.  (allerdings  unvoUständige) 
Aktenstücke. 

2)  Ebenda  S.  141  und  Goetzke:  Das  rheinisch-westf&lische  Kohlen- 
syndikat.   Essen  1905.  S.  19. 
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Boland,    ver.   Wiesche    and   Yereinigangsgesellschaft    für 
Steinkohlenbaa  im  Wonnrevier. 
b)  (Ssüiches   Revier)    Biokefeld,    Blankenbnrg,   Freiberg   nnd 
AngosteDhoffiiimg,   Freie  Vogel  und  Unverhofft,  Holstein, 
Caroline  bei  Holzwiokede,  Margarethe,  Piesberg  bei  Osna- 
brück und  Schürbank  und  Gharlottenbnrg. 
Das  Bindemittel  war  in  erster  Linie  die  gemeinsame  Yerkanfis- 
ille.    Auch  war  im  Gegensatz  zu  der  älteren  Vereinigung  eine 
oitingentienmg  der  Förderqnanta  nach  Lage  des  Marktes  vor- 
sehen. 

Die  Ealkkohlenvereinignng  wurde  nach  Ablauf  der  ersten 
Uirigen  Vertragsdauer  ab  1.  Januar  1888  auf  weitere  5  Jahre 
rlingert  Die  Vereinigung,  die  sehr  unter  der  Konkurrenz  der 
itsiders  des  Sprockhöveler  Reviers  zu  leiden  hatte,  ging  bald 
Dh  Gründung  des  rheinisch  -  westfälischen  Kohlensyndikats  in 
«es  auf. 

Die  durch  die  Kalkkohlenvereinigung  geschätzten  Produkte  um- 
tten^  wie  schon  der  Name  der  Organisation  andeutet,  nur  einen 
il  der  Magerkohlenförderung,  nämlich  die  für  Ziegel-  und  Kalk- 
mnereien  hauptsächlich  in  Frage  kommenden  Förderkohlen  mit 
lem  Stückgehalt  von  20  bis  50  o/o.  Um  aber  auch  für  den  an- 
ren  Teil,  namentlich  die  kleinkörnigen  Separationsprodukte  den 
Satzschwierigkeiten  und  der  Preisschleuderei  zu  begegnen,  schlössen 
[fang  des  Jahres  1890  folgende  Werke  die  „Grus-  und  Sieb- 
askohlenvereinigung"  i):  Alstaden,  ver.  Charlotte,  Eiberg, 
inrich,  ver.  Hoffnung  und  Sekretarius  Aak,  ver.  Johann  Deimels- 
rg,  Langenbrahm,  Ludwig,  ver.  Poertingsiepen,  Rheinische  Anthra- 
kohlen- Werke,  Pauline,  Kaiserin  Augusta,  Herkules,  und  ver. 
iesche. 

Die  Vereinigung  war  auf  derselben  Basis  aufgebaut  wie  die 
3gel-  und  Kalkkohlenvereinigung  von  1887.  Der  Absatz  der  Pro- 
kte  war  der  gemeinschaftlichen  Verkaufsstelle  in  Essen  über- 
igen. „Die  Vereinigung  hatte  von  vornherein  mangels  ausreichen- 
r  Verwendungsart  der  in  Betracht  kommenden  Kohlen  mit  großen 
»Satzschwierigkeiten  zu  kämpfen.  Immerhin  gelang  es  ihr, 
mentlich  für  die  am  schwersten  verwertbare  magere  Feinkohle 


1)  Sammelwerk  S.  145  n.  Gobtzu  :  8.  20. 

3* 
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einen  bis  dahin  nicht  gekannten  Absatz  zu  finden  ond  zwar 
den  Hochofenwerken,  welche  veranlaßt  worden,  diese  Kohle  doioh 
Znmischang  zor  Fettfeinkohle  bei  der  Eoksfabrikation  zu  yer- 
wenden/  9 

Nach  2jähriger  Lebensdauer  ging  sie  in  die  Graskohlen- 
verkanfsvereinigung^)  über,  die  im  M&rz  1892  gegrflndet 
wurde. 

Inzwischen  aber  hatten  sich  noch  zwei  andere  Interessal▼a^ 
bände  unter  den  Magerkohlenzechen  gebildet,  die  eine  EarteUierong 
der  noch  freien  Produkte  anstrebten,  also  derjenigen  Produkte,  die 
nicht  der  Ziegel-  und  Ealkkohlen-  oder  nicht  der  Gros-  und  Sieb- 
gruskohlenvereinigung  unterstellt  waren,  anfiemgs  1891  der  Steele- 
Mfihlheimer  Kohlenverkaufsverein^)  nach  dem  Vorbild  der 
Yerkaufsvereine  in  anderen  Revieren,  in  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft, und  der  Verein  der  rheinisch-westfälischen  Magei- 
kohlenzechen,^)  der  nicht  die  Form  der  Handelsgesellschaft  an- 
nahm. Letzterer  umfaßte  die  größere  Anzahl  und  auch  die  bedea- 
tenderen  der  Magerkohlenzechen. 

Hauptziel  des  ersteren  Verkaufsvereins  war  die  Beseitigong 
jeder  Konkurrenz  unter  den  beteiligten  Werken  durch  Bildung  einer 
gemeinschaftlichen  Verkaufsstelle,  von  der  alle  Aufträge  angenommen 
und  nach  bestimmten  Beteiligungsquoten  an  die  einzelnen  Werke 
verteilt  wurden;  außerdem  gemeinschaftliche  Festsetzung  möglichst 
einheitlicher  Preise  und  Lieferungsbedingungen  für  die  kartellierten 
Produkte. 

Der  Verein  rheinisch-westfälischer  Magerkohlenzechen  statuierte 
hingegen  als  offiziellen  Vereinszweck :  „  eine  Preiseinigung  fftr  samt- 
liche Sorten  Kohlen  herbeizuführen.''  Er  organisierte  nicht  eine 
gemeinsame  Verkaufsstelle,  sondern  beschränkte  sich  auf  eine  No^ 
mierung  der  Preise  und  Lieferbedingungen. 

Es  erübrigt  noch,  einige  Andeutungen  fiber  Zweck  und  Wirken 
der  bereits  erwähnten  Gruskohlenvereinigung  zu  geben.  Sie  om- 
faßte  neben  der  Mehrzahl  der  Mitglieder  des  Vereins  rheinisch- 
westfälischer  Magerkohlenzechen  auch  den  Steele  -  Mfihlheimer  Ver- 


1)  Sammelwerk  S.  147.  2)  Ebenda  S.  15t. 

3)  Ebenda  S.  197  und  Gobtzkb  S.  25. 

4)  Sammelwerk  S.  148  und  Gobtzkb  S.  19. 
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umfiByerem.  Die  Vereinigung  bezweckte,  „den  Kohlenverkanf  durch 
[emeinschafUiche  Beratungen  und  Preisbestimmungen  zu  regeln, 
owie  den  verlustbringenden  Wettbewerb  der  Beteiligten  unter- 
inander  zu  beseitigen.**  Sie  umfaßte  dieselben  Produkte  wie  ihre 
'^orgingerin,  die  Grus-  und  Siebgruskohlenvereinigung,  hatte  aber 
icht  wie  diese  eine  gemeinsame  Verkau&stelle.  Es  war  aber  eine 
Mte  Beteiligungsquote  eines  jeden  Werkes  am  Gesamtabsatze 
DTgesehen. 

Die  Wirkung  aller  dieser  Vereiniguungen  zur  Wahrung  der  ge- 
leinsamen  Interessen  war  für  die  kartellierten  Werke  ohne  Frage 
ine  segensreiche.  Ihnen  ist  es  zu  danken, -daß  in  den  „mageren 
4  Jahren**  (1874 — 1887)  einer  unheilvollen  Preisdrückerei  als  Folge 
iner  rficksichtslosen  Konkurrenz  Einhalt  geboten  wurde,  und  daß 
ine  ähnliche  Preisderoute,  wie  sie  nach  der  kurzen  Hausse  im  An- 
Dhlnß  an  den  1889  er  Bergarbeiterstreik  hereinzubrechen  drohte, 
intan  gehalten  werden  konnte. 

Nichtsdestoweniger  hatten  sie  doch  nur  in  beschränktem  Maße 
em  Buhrtalbergbau  in  seiner  schwierigen  Lage  Hülfe  bringen 
önnen.    Die  Wurzel  des  Übels  saß  eben  tiefer. 

Noch  in  jüngster  Zeit,  in  einer  Konferenz  über  die  Frage  der 
iechenstillegungen  zu  Dortmund  am  13.  4.  1904  zwischen  Vertretern 
es  y.  f.  d.  b.  J.,  des  Rh.  W.  K.  S.,  der  um  Dortmund  gelegenen 
echen  und  den  beteiligten  Landräten  und  Gemeindevorstehern  ist 
om  Bergrat  Kleine  auf  die  Zustände  in  der  zweiten  Hälfte  der 
0  er  Jahre  hingewiesen  worden.  Der  genannte  Redner  erinnerte 
aran,  daß  von  den  Gewerken  Jahre  hindurch  regelmäßige  Zubußen 
esehlosseu  werden  mußten,  bis  sie  sich  schließlich  gegen  weitere 
reistongen  geweigert  und  ihre  Kuxe  zur  Verfügung  gestellt  hätten, 
räch  8jähriger  Dauer  dieses  Zustandes  sei  endlich  im  Jahre  1888 
in  kleiner  Umschwung  zur  Besserung  eingetreten:  „Wir  standen 
amals  vor  dem  Zustandekommen  des  Kohlensyndikats,  und  dieses 
tlein  hat  uns  gerettet  und  mit  unserer  Grube  (gemeint  ist  Bicke- 
dd  Tfb.)  viele  andere;  denn  es  hat  vielen  Zechen  überhaupt  erst 
inen  Wert  gegeben,  wodurch  es  diesen  möglich  wurde,  Kapitalien 
ofzunehmen,  um  ihre  Anlagen  noch  zu  vergrößern  und  weiter  aus- 
abauen.**  0 


1)  Nach  dem  Protokol),  eingesehen  auf  der  Bibliothek  des  V.  f.  d.  b.  J. 
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Ende  der  80  er  Jahre  gab  man  sich  in  manchen  Kreisen  so- 
gar der  Befflrohtong  hin,  daß  der  Bnhrtalbergban  vor  der  Oebhi 
des  gänzlichen  Erliegens  stehe.  0  D&B  sich  die  Verhaltnisse  etwas 
besserten,  lag,  abgesehen  von  dem  allgemeinen  Anfischwong  dei 
Eonjonktor,  aaoh  in  der  Tatsache  begründet,  daß  die  EinfUinisg 
der  amerikanischen  Dauerbrandöfen  den  Bedarf  an  Magep 
kohlen  fär  Haosbrandzweoke  in  erfreulicher  Weise  steigerte.  ^  Zu 
Belebung  des  Magerkohlenmarktes  trug  auch  die  in  diese  Zeit 
fallende  Einführung  des  Briquettierungsverfahrens  bei.  Der 
Bericht  der  Handelskanmier  Essen  vom  Jahre  1887  sagt  darAber: 

„Die  Magerkohlen  fSr  Hausbrand befanden  sich  w&hiend 

des  Berichtsjahres,  besonders  was  Siebprodukte  anbelangt,  in  stei- 
gender Nachfrage  zu  lohnenden  Preisen.  Man  steht  hier  vor  der 
bemerkenswerten  Tatsache,  daß  durch  einen  Fortschritt  in  der  Tech- 
nik der  Heizeinrichtnngen  ein  vollständig  vernachlässigtes  Produkt 
zu  hoher  Geltung  gelangt  Der  feine  Staub  dieser  Eohlensoite, 
eine  frflher  sozusagen  unverkäufliche  "Ware,  wird  jetzt  vielfiMsh  tu 
sogenannten  Briquettes  verarbeitet  und  findet  in  dieser  GesUt 
lohnenden  Absatz.*'  Es  sei  bemerkt,  daß  die  Briquettes  in  erster 
Linie  aus  Magerkohlen  hergestellt  werden. 

b)  Das  rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat 

Groß  waren  die  Hoffnungen,  die  man  auf  das  rheinisch-west- 
fälische Eohlensyndikat  setzte,  als  es  nach  heißem  Bemflhen  end- 
lich im  Jahre  1893  zu  stände  gekommen  war.  Es  umfaßte  den 
gesamten  rheinisch  -  westfälischen  Bergbau,  alle  Sonderkartelle 
gingen  in  ihm  auf,  mit  Ausnahme  des  Briqnettverkaufsvereins  zu 
Dortmund  und  des  westfälischen  Eokssyndikats  za  Bochum  und  re- 
präsentierte so  eine  gewaltige  wirtschaftliche  Macht. 

In  der  Tat  schien  es  zunächst,  als  ob  die  Hoffnungen  eifflllt 
werden  sollten.  Das  Eohlensyndikat  brachte  einerseits  eine  gewisse 
Stabilität  in  die  Preisverhältnisse,  andererseits  verschaffte  es  doreb 
Hebung  des  Preisniveaus  auch  den  weniger  leistungsfähigen  Zechen 
die   Aussicht,   ihren   Betrieb   fortzuführen.  3)     Die  Bichtpreise 


1)  Denkschrift  S.  10.  2)  Denkschrift  S.  10. 

3)  In  der  Denkschrift  S.  10  heißt  es   über  die  günstige  Wirkung  der 
GrfinduQg  des  Bh.  W.  K.  S.  auf  den  Rahrtalbergbau  sogar,  daß  alte,  ttOlgelegte 


Die  EntwickelangibedJDgiingeii  des  RahrUlborgbaneB.  39 

Jjndikats  für  die  in  den  sddlichen  nnd  sQdöBtlichen  Revieren  ge- 
Srderten  Sorten  konunen  in  der  Tabelle  IH  znr  Ansohannng. 


Tabelle  IILi) 

lomul-DnrchachnittaTerkan&preise  pei  t  ffii  die  Haupt- Magerlohlen- 

sorten  normaler  Qnalitfit  beim  Eoblensyndikat  (Richtpreise.)') 
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techen  wieder  In  Betrieb  genommen  seien.  Aus  den  Produktionstftbelleii  des 
jberbergamts  ta  Dortmund  konnte  indes  der  Vcrfssser  keineswegs  die  Obet- 
«Dgniig  gewinnen,  dsD  dies  tatsächlich  der  Fall  war.  Die  Zahl  der  auf  dem 
lebtet  bis  snr  Mergelgrense  betriebenen  Oruben  sinkt  vielmehr  Ton  87  im 
^ftbre  1692  »Bf  79  i.  J.  18B3,  anf  75  1.  J.  18S4  und  aof  72  i.  J.  1695.  (Siehe 
Tabelle  T.  S.  47.)  Es  ist  allerdings  möglich,  daß  stillgelegte  Zechen  nicht 
fieder  nnter  ihrem  alten  Namen  oder  selbst&adlg  auch  unter  neuem  Namen 
rieder  aufgetan  worden,  sondern  nach  Konsolidation  mit  einer  benachbarten 
:«cbe  TDu  dieser  letiteren  neu  in  Abbao  genommen  worden  sind 

1]  Jahrb.  S.  700. 

3)  Fitr  die  Prelsfestsetiiing  für  Syndikatskoble  kommen  dreierlei  Preise 
a  Betracht 

1.  Richtpreise  d.  s.  die  Preise,  welche  der  Beirat  fOr  die  Eauptsorteii 
wnnaler  QnalitU  aufstellt  und  welche  lediglich  als  allgemeine,  seitens  des 
fontandes  möglichst  m  beachtende  Normeo  gelten;  sie  werden  fOr  das  Jahr 
ron  April  bis  Hfcrs  festgesetsL 
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Die  Prei88teigenuig  hat,  wie  ersichtlich,  fttr  Magerkohlen  mit 
dem  Jahre  1903  einem,  wenn  auch  geringen  PreisrQokgang  Flati 
gemacht,  in  erster  Linie  eine  Folge  des  Rückgangs  in  der  Naob- 
frage.  Den  Dauerbrandöfen  sind  die  Zentralheizungen  gefolgt,  ffir 
die  die  Magerkohlen  nicht  mehr  den  bevorzugten  Brennstoff  bilden. 
Auch  der  Fortschritt  der  Ziegeleien  zum  Bingofenbetriebe  tut  dem 
Verbrauche  der  Magerkohle  Eintrag,  und  die  Hofihung,  daß  die 
Gaskraftmaschinen  eine  Belebung  des  Magerkohlenmarktes  herbei- 
fAhren  werden,  ist  ungewiß,  da  diese  Maschinen  immer  mehr  für 
den  überall  erhältlichen  Koks  und  weniger  f&r  die  auf  bestimmte  Ge- 
genden beschränkten  Magerkohlen  (Anthracit)  eingerichtet  werdend) 

In  den  Hofihungen  auf  das  Eohlensyndikat  war  man  mehr 
oder  weniger  getäuscht  worden,  und  die  Stimmung  der  Magerkohlen- 
zechen war  eine  entsprechende.  Ihre  Geschäftsberichte  reden  eine 
ziemlich  deutliche  Sprache.  Voran  das  Apierbecker  Bevier  und 
dessen  Hauptvertreter,  der  Apierbecker  Aktienverein  Zeche  Maiga- 
retha,  sprach  bereits  im  Jahre  1895  seine  Mißbilligung  darüber 
aus,  daß  es  dem  Eohlensyndikat  bisher  nur  gelungen  sei,  einen 
weiteren  Preisrückgang  zu  verhüten,  aber  nicht,  bessere  Verhält- 
nisse zu  schaffen.  Im  Jahre  darauf  lautete  die  Klage  schon  be- 
stimmter: „Den  Bemühungen  des  Eohlensyndikats  ist  es  gelungen, 
die  bedeutend  verstärkte  Förderung  der  Syndikatszechen  (9,91  ^'o) 
unterzubringen  und  allen  eine  rege  und  gleichmäßige  Beschäftigung 
zu  verschaffen  und  dabei  im  allgemeinen  befriedigende,  ja  zumTeü 
gute  Resultate  zu  erzielen.  Von  uns  und  überhaupt  von  allen 
Magerkohlenzechen  in  unserem  Revier  kann  dies  nicht  gesagt 
werden.  Wir  bauen  viel  schmalere  Flöze  mit  weit  härterer 
E  0  h  1  e  als  die  Fettkohlen-  usw.  Zechen,  womit  naturgemäß  ein  viel 
geringerer  Arbeitseffekt  verbunden  ist,  so  daß  wir  für  die 
gleiche  Förderung  gegen  diese  Zechen  durchschnittlich  die  Hälfte 

2.  Yerrechnangs preise,  d.  s.  die  Preise,  welche  der  Vorstand  lo 
Hand  der  Richtpreise  unter  ßerücksichtigung  der  Qaalit&tsabstufungen  für  die 
einzelnen  Qualitäten  und  Sorten  jeder  beteiligten  Zeche  anter  Anhömng  der- 
selben —  und  zwar  ebenfalls  für  das  Jahr  April  bis  M&rz  —  featsetst  and 
welche  das  Syndikat  den  liefernden  Zechen  für  die  betreffende  Sorte  mis- 
destens  zu  zahlen  bat 

3.  Verkaufspreise,  d.s.  die  Preise,  welche  das  Syndikat  beim  Ye^ 
kauf  der  Kohlen  tatsächlich  erzielt.    (Sammelwerk  XT,  2.  8.  273.) 

1)  Denkschrift  S.  11. 
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in  Arbeitern  mehr  nötig  haben.  Den  hierdarch  heryorgemfenen 
löheren  Selbstkosten  gegenüber  waren  die  vorjährigen  and 
laoh  Abzog  der  Syndikatsabgaben  verbleibenden  Verkaufs  preise 
Br  Magerkohlen  za  niedrig.'' 

Die  m  den  nächsten  Jahren  vorgenommenen  Preiserhöhungen 
assen  zwar  die  Klagen  zunächst  verstummeo,  aber  schon  im  Jahre 
899  kann  „Margaretha*'  ihren  Groll  nicht  mehr  unterdräcken  fiber 
lie  Mäßigung  des  Syndikats  in  der  Preisfeststellung.  In  diese  An- 
lage stimmt  auch  der  Geschäftsbericht  1898/99  der  Bergbau- 
Lktiengesellschaft  Mark  fär  ihre  Zeche  Freiberg,  die  auch  dem  Apler- 
»ecker  Bevier  angehört,  mit  ein.  Ein  Jahr  später  heißt  es  dann  wörtlich : 
Seit  1893/94,  dem  Eintritt  in  das  Syndikat,  ist  der  Verkaufspreis 
lach  Abzug  der  Syndikatskosten  zwar  um  Ifi&^lo  aufgebessert,  die 
(elbstkosten  smd  aber  auch  um  1,74^/0  gestiegen,  darunter 
Hein  die  Löhne  um  1,58  ^/q/' 

Nach  Erneuerung  des  Eohlensyndikats  im  Jahre  1903  ist  den 
ftagerkohlenzechen  insofern  eine  Vergünstigung  zugestanden  worden, 
Is  in  dem  neuen  Syndikatsvertrage  die  zu  den  eigenen  Betriebs- 
wecken der  Zechen  erforderlichen  Kohlen,  Koks  und  Briquetts  — 
1er  Selbstverbrauch  —  von  dem  Verkaufe  durch  das  Syndikat 
^geschlossen  sind  und  dieser  Selbstverbrauch,  der  gerade  bei  den 
f  agerkohlenzechen  höher  als  bei  den  anderen,  namentlich  den  Fett- 
Lohlenzechen  ist,  bei  Festsetzung  der  Beteiligungsziffer  nicht  ange- 
eehnet  wird.  Die  von  den  Magerkohlenzechen  gewünschte  Erhöhung 
1er  Eohlenpreise  ist  ihnen  aber  nicht  bewilligt  worden. 

Um  die  damals  unter  den  Vertretern  der  Magerkohlenzechen 
lerrschende  Stimmung  zu  kennzeichnen,  sei  auf  Ausführungen 
ines  ihrer  eifrigen  Vorkämpfer,  des  Eommerzienrat  Karl 
Tunke  im  Jahresbericht  1904  der  Zeche  Bichradt,  zu  deren 
}rabenvorstand  er  gehört,  hingewiesen.  Der  Genannte  äußert  sich 
[ort  folgendermaßen  über  die  Preispolitik  des  Syndikats:  „Der 
)iirch8chnittserlös  pro  t  Kohlen  ist  von  7,42  Mk.  in  1902  auf 
1,86  M.  in  1903  zurückgegangen,  weil  das  Kohlensyndikat  es  nicht 
SU  ermöglichen  vermochte,  über  die  schon  ohnehin  niedrig  be- 
nessenen  Verrechnungspreise  hinaus  Abschlösse  zu  erzielen.  Nur 
>ei  größter  Sparsamkeit  ist  es  aber  bei  solchem  Ertrage  noch  mög- 
ich,  geringe  Betriebsüberschüsse  zu  bauen.  Bei  den  stetig  steigen- 
len  Selbstkosten,  den  Aufwendungen  für  die  Arbeiterschutzgesetz- 
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gebang  und  der  zunehmenden  Teufe  kommen  wir  aber  in  Oebhit 
selbst  diese  noch  zu  verlieren  und  ohne  Rente  zu  bauen«  wenn  in 
der  Preispolitik  des  Eohlensyndikats  bei  Festsetzung  der  nächsten 

Verrechnungspreise  keine  Änderung  eintritt Wir  sind  aneh 

Anhänger  einer  maßvollen  Preispolitik,  die  allein  den  Bestand  des 
Eohlensyndikats  ffir  längere  Zeiträume  zu  sichern  verm^;,  indessen 
mit  der  berechtigten  Einschränkung,  daß  die  untere  Linie  nicht 
die  Selbstkosten  berfihren  darf,  wie  es  heute  der  Fall  ist.  Schon 
eine  Aufbesserung  von  50  Pfg.  bis  1  M.  pro  t  wtLrde  hier  einiger- 
maßen Wandel  schaffen.** 

Hingegen  hat  der  Vorsitzende  des  Syndikatsvorstandes  tu 
Verteidigung  seiner  Preispolitik  in  der  Verhandlung  vom  28.  kfA 
1904  folgende  Mitteilungen  gemacht:  ^  ^Die  Betriebsverhältnisse  der 
südlichen  und  sfidösüichen  Zechen  haben  sich  erheblich  verschlechtert, 
sie  haben  keine  Aussicht,  wieder  in  dauernde  Bentabilitat  m 
kommen,  es  sei  denn,  daß  das  Eohlensyndikat  seine  Preispolitik 
ändert  und  dem  Drängen  dieser  Zechen  nachgibt  und  die  Prase 
nahmhaft  erhöht  Mit  50  Pfg.  oder  1  Mk.  ist  den  Herren  aber 
auf  die  Dauer  nicht  gedient  Werden  deren  Forderungen  anerkannt, 
werden  sie  für  einen  Teil  befriedigt,  dann  können  Sie  sich  darauf  v^ 
lassen,  daß  der  Weg  weiter  aufwärts  führt.  Wir  haben  uns  ans 
allgemein  wirtschaftlichen  Rücksichten  gescheut,  eine  derartige 
Preissteigerang  eintreten  zu  lassen ;  es  ist  uns  nicht  leicht  geworden, 
daß  wir  im  Syndikat  die  vollständig  berechtigten  Anforderongen 
unserer  Mitglieder  nicht  erfüllen  konnten,  weil  wir  uns  sagten: 
Wir  schaden  dadurch  der  Allgemeinheit,  wir  führen  dadurch  größere 
wirtschaftliche  Schäden  herbei." 


1)  Denkschrift  S.  11. 


3.  Kapitel. 
1.  Bte  y^nattlrllehen^^  StillegaiiKen  im  Bnhrtalbergbau. 

1.  Äaßere  Anzeichen  der  abnehmenden  Bedeutung  des 

Buhrtalbergbaus. 

Substanzmangel  in  quantitativer  und  qualitativer  Beziehung,  un- 
gttnstige  Abbauverhältnisse,  wachsende  Lasten  f&r  Arbeiterfürsorge  etc., 
steigende  LShne^  dabei  unzureichende  Preise,  das  sind,  nochmals  kurz 
xusammengefaßt,  die  charakteristischen  Leiden,  an  denen  der  Buhr- 
talbergbau  krankt. 

Die  Folge  dieser  Tatsachen  ist,  daß  die  Entwickelung  des  Buhr- 
talbergbaus in  absteigender  Linie  begriffen  ist,  daß  er  unverkennbar 
die  Spuren  des  Verfalls  an  sich  trägt  Ein  deutliches  Symptom 
dieser  Tendenz  bilden  die  ungfinstigen  finanziellen  Er- 
gebnisse vieler  Zechen  des  südlichen  Bezirks.  Eine  genaue  Ben- 
tabilitatsberechnung  ist  allerdings  leider  schon  deswegen  ausge- 
schlossen, weil  die  Gewerkschaften  älteren  Bechts  zur  Bechnungs- 
legung  nicht  verpflichtet  waren,  sodaß  eine  Berechnung  des  aufge- 
wendeten Kapitals  und  der  herausgewirtschafteten  Erträgnisse  un- 
möglich ist.  Die  meisten  Zechen  des  Südens  sind  aber  Gewerk- 
schaften. Wir  mußten  uns  darauf  beschränken,  in  Tabelle  IV  (Seite 
44  u.  45)  von  allen  nicht  mit  Hüttenbetrieben  verbundenen  Buhr- 
talzechen  mit  einer  jährlichen  Förderung  von  mehr  als  120000  t, 
die  zugleich  auch  Syndikatszechen  sind,  die  Dividenden  und  die 
Ausbeuten  resp.  Zubußen  für  die  Jahre  1891—1903  zusammenzu- 
stellen. Soviel  geht  aus  diesen  Zahlen  mit  unverkennbarer  Deutlich- 
keit hervor,  daß  die  Erträge  vielfach  äußerst  geringe  sind;  trotz  der 
steigenden  Konjunktur  können  eine  ganze  Anzahl  von  Zechen 
gar  keine  oder  nur  minimale  Ausbeuten  erzielen,  viele  Zechen 
arbeiten  sogar  dauernd  mit  Zuschüssen. 
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Ein  weiteres  Sjmpton  der  abnebmenden  Bedentnng  des  Bnlutil- 
beigbaos  bildet  der  sinkende  Anteil  der  Rahrtalseeben  n 
der  Qesamtkofalenprodaktion  des  rheiniscb-westfili- 
Bchen  Kohlenbeckens.  Er  ist  atu  Tabelle  V').  die  vom  Tu- 
fasser  nach  den  Aktes  dea  Oberbergamts  za  Dortmund  zoBammet 
gestellt  wurde,  fflr  die  Jahre  1S81  bis  1903  zd  ersbhen.  In  der 
Tabelle  sind  gegenflbergestellt  die  FSrderzahlen  fdr  den  geBamtes 
Oberbergamtsbezirk  Dortmund,  f&r  die  Zechen  südlich  der  Mergel- 
grenze, also  die  von  uns  als  Rohrtalzechen  bezeichneten,  und  fb 
die  Zechen  nCrdhch  der  Hergelgrenze.  Za  den  Rohrtahechen  habe 
ich  unter  Zuhfllfenahme  der  „Übersichtskart«  der  Steinkohlenbeij;- 
werke  im  rheiniach-westfflischen  Indnstriebezirk'',  Dortmund  1903 


Tabelle  IV.^) 

'Übersicht  Ober  die  Ertrftgnisse  der  Rahrtalzeehen. 

a)  AküeDgesellsch&ften.    Verteilte  Dividende. 


-Z^"  «' 

IS92 

ISM 

1SÜ4 

lSi)5 

lS9ti 

isa? 

1898 

isay 

190U 

1901 

1901 

_J 

1909 

AlBtaden 

n 

1.  Aktien  .     6 

6 

« 

ö 

6 

6 

e 

6 

6 

0 

2.  Genuß- 

Bchelne     .^«26 

0 

0 

.420 

.4411 

Jl56 

Ji(4S 

JI32 

ü 

0 

0 

Aplwbecker  ■ 

A.-V.    .    .MS'/i 

7 

3 

ö 

5    av 

-4 

5'/. 

S 

« 

« 

Bochnmer 

B.-A.-G.    . 

0 

0 

0 

0 

d 

0 

0 

u 

0 

0 

fl 

Fenücher 

HUttenA.'G. 

0 

0 

0 

0 

* 

Louise  Tfb. 

1.  Stamm-Akt. 

lit 

s 

0 

0 

« 

0 

0 

0 

I 

3 

3.  Prior.-Akt. 

14 

0 

ü 

0 

0 

4 

4 

4 

5 

6 

Mftrk   .    .    . 

10 

4 

0 

« 

4 

5 

6 

0 

0 

9 

UOfalheimer 

B.-V.     -    . 

10 

4'/« 

7 

5 

Bheiniache 

Anthr.-K..W. 

10 

1 

aVi 

VI. 

0 

5 

7V. 

5 

5 

10 

10 

1)  Siebe  S.  47. 

2)  Die  Zahlen  sind  gewonnen: 

1.  auB  Geschäft« beticbten, 

1.  am  Goetzke,    Wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rheinisch  -  WmI' 

(JÜiscbeo  Kohlensyndikata,  S.  73—75, 
8.  ans  Jahrbuch  filr  den  OberbergamUbeiirk  Dortmund  1904. 


Die  naUiUchen  StUlegimgeii  im  RohitKlbefgbu. 
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and   der  kartographisohen  Beigabe  zum  » Jahrboeh''  VI,  folgmidic 
Betriebe   gerechnet:  Adolar,  Alezios,  Altendorf,  Altendorfer  Eibsfc. 
nnd  grosse  Vaerstbank,  Alte  Haase,  Alte  Steinkuhle,  Annabnrg,  Ani 
Oottgewagt  und  Ungewiß,  Baaker  Holde,    Bergmann,    Bemeok:, 
ver.  Bickefeld,  Billigkeit,  Blankenborg,  Bommerb&nker  Tfb^  BraniL- 
schweiger  Nordflügel,  ver.  Braat,  Brockhaoser  Tfb.,  ver.  BrAderschaf^ 
Carl  Friedrich  Erbst,  Carl  Hugo,  Caroline  b/Harpen,  Caroline  b/HoIx- 
wickede,  Catharina,  ver.  Charlotte,  Concordia,  Crone,  Daoha  o.  Oi&- 
velsloch,  ver.  Dahlhanser  Tfb.,  Dannenbanm,  Deimelsberg,  Dentwsb» 
land,  Eiberg,  Eintracht  Tfb.,  Elephant,  ver.  Engelsbnrg,  Erbenbank^ 
Felicitas,  Flora,  Flössgraben,  Fortmia  ins  Osten,  ver.  Franasbi, 
Freiberg  u.  Aagastenhofihong,  Freie  Vogel  a.  UnverhoflR;»  Friederi«^ 
Friedlicher  Nachbar,   Friedrich  Wilhelm,  Friedrich  Wilhelm  (Y<h^ 
wärts),  Geduld,  ver.  General  u.  Erbst,  St  Georg,  Gewalt,  Gibraltar 
Erbst,. ver.  Gideon,  Gilles  Antoine,  GIfickauf,  Glflckauf  Erbst,  Glück- 
auf  Hegermann,  Gläckstem,  Gottessegen,  Grfinwald,  Gustav  Carl, 
Glückwinkelsborg,  Gut  Glück  u.  Wrangel,  ver.  Hamburg,  ver.  Ham- 
burg 0.  Franziska,  Hammerthal,  Hasenwinkel,   Haas  Brandenburg; 
Heinrich   b/Überrohr,  Heinrich,  Heisinger  Molde,  Heisinger  Tfb^ 
Helene  Nachtigall,   Helene  Tfb.,  ver.  Henriette,  Herberholz,  Ter. 
Hermann,  Herzkämper  Molde,  HimmelsfQrster  Erbst,  Hoffiiungsüia], 
Holthausen,  Hof  I,  Homboldt,  Hommelbank,  Hülsiepenbank,  Iduna, 
ver.  Johann,  ver.  Johann  Deimelsberg,  Johannes  Erbst,  Johannes- 
segen,  Johann  Heinrich,  St.  Joseph,  Julios,  Jolios  Philipp,  Jupiter, 
Joseph,  Kaiserin  Aogosta,  Karl  Bodolf,  Kaiser  Friedrich,  Landwehr 
o.  Mühlenberg,   Langenbrahm,  Laura,  Lebrecht  St,  Lebrecht  Tfb^ 
Louischen,  ver.  Louise,  Louisenglück  ins  Osten,  Louise  Tfb.,  Lud- 
wig, Mansfeld,  Margaretha,  ver.  Maria  Anna  u.  Steinbank,  St  Ma- 
thias Erbst.,  Maximus,  Mühle,  ver.  Mülheimer  Glück,  Nachtigall  Tfb^ 
Nachtigall  u.  Neuglück,  Neu-Bommerbank  Tfb.,  Neuglück,  Neugott- 
segnedich.  Neu  Scheven,  Nottekampsbank,  Nöckerskottenbank,  Paol, 
Pauline,  St.  Peter,  ver.  Pfingstblume,  ver.  Poertingsiepen,  Prinz  Friedricb, 
Prinz  Regent  Prinz  Georg, Prinz  von  Preußen,  Prinz  Wilhelm, Babe,  Red- 
lichkeit, Rheinische  Anttiracit-Kohlen-Werke,  Richradt,  Ringeltanbe, 
Rosenblumendelle,  Rosina,  Rudolf  b/Ofte,  Rummelskirchen,  Satom, 
Saufberg,   ver.  Schlebusch,  Schnabel  ins  Osten,   Schöne  Anssich^ 
Sellerbeek,  Siebenplaneten,  Sieper  u.  Mühler,  Spillberg,  Sprockhövel, 
Steingatt,  ver.   Stock  u.  Scherenberg,  Stöckgesbank  Dodelle,  Ter. 
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emk  u.  Charlotttenbnrg,  ver.  Trappe,  Unterste  Eah,  Urban, 
ad,  Viktoria,  Wittwe  a.  Barop,  Westhaasen,  WaUfisoh,  ver. 
Usbank,  Ter.  Wiesohe,  Wodan,  Werner.  Das  sind  im  ganzen 
»henbetriebe. 

3  Gesamtprodaktion  der  südlichen  Zechen  stieg  in  den 
ren  am  74,36  <^/o,  diejenige  im  ganzen  Oberbergamtsbezirk 
a  173,59  <^/o,  während  die  Produktion  der  nördlichen  Zechen 
gar  um  212,29  %  liob.  Im  Jahre  1891  machte  die  Förde- 
3r  südlichen  noch  23,84  ^Iq  der  Oesamtprodoktion  aas,  im 
.903  aber  nar  mehr  17,88%.  Daraas  ist  ersichtlich,  wie 
IS  Schwergewicht  der  rheinisch-westfälischen  Steinkohlen- 
e  sich  nach  Norden  verschoben  hat,  wie  sehr  der  Bahrtal- 
I,  wenn  auch  noch  nicht  absolut,  so  doch  relativ  an  Bedea- 
r  die  Eohlenproduktion  verloren  hat 

Tabelle  V. 
ht  über  Produktion  and  Zahl  der  betriebenen  Werke. 


Produktion  in  t 

Zah 
betrieben 

l  der 

In  den  Zechen 

en  Werke 

Im  ffesamton 
Oberbergamts- 
bezirk 

Büdl.  der 

nördl.  der 

Im  ganzen 

Im  Bfid- 

Mergel- 

Mcrgel- 

0.  B.  B. 

lichen 

Dortmund 

grenze 

grenze 

Dortmund 

Bezirk 

23  644  755 

6  685  235 

17  009  520 

195 

HO 

25  873  332 

6  996  682 

18  876  650 

192 

106 

27  863  025 

7  242  896 

20  620  129 

192 

104 

28  400  586 

7  505  243 

20  895  343 

186 

101 

28  970  323 

7  661  123 

21209  200 

190 

102 

28  497  317 

7  264  701 

21  232  616 

179 

92 

30150  238 

7  500  273 

22  649  965 

173 

86 

33  223  614 

7  808  262 

25  415  352 

167 

82 

33  855  110 

7  929  625 

25  925  485 

164 

80 

35  469  290 

8  333  698 

25  137  592 

172 

87 

37  402  494 

8  603  547 

28  898  947 

170 

89 

36  853  502 

8182  421 

28  671081 

172 

87 

38  613  146 

8  407  172 

30  205  974 

163 

79 

40  696  187 

8  966  449 

31  729  738 

158 

75 

41  145  744 

9  078  909 

32  066  835 

156 

72 

44  893  304 

9  435  308 

35  457  996 

159 

78 

48  423  987 

9  835  318 

36  588  669 

158 

72 

51001521 

10  008  195 

40  993  456 

157 

78 

54  641  120 

10  543  867 

44  097  253 

160 

76 

59  618  900 

10  929  754 

48  689  146 

164 

78 

58  447  657 

10  480  756 

47  966  901 

168 

74 

58  088  594 

10  194  426 

47  844  168 

164 

72 

64  689  594 

11091237 

53  598  357 

166 

69 
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2.  Umfang  der  natürlichen  Stillegangen  seit  1857. 

Noch  bedeutsamere  Zeichen  für  den  Niedergang  des  Bohital« 
bergbaus  aber  als  die  bisher  beleuchteten  sind  in  den  StiUegungai 
von  Kohlenzechen,  wie  sie  in  diesem  Gebiete  schon  seit  Jahrzehntes 
zahlreich  beobachtet  werden,  zu  erblicken.  Von  Jahr  zu  Jahr  wurde 
bald  hier  bald  dort  eine  oder  mehrere  Gruben  gezwungen,  den 
Betrieb  einzustellen,  da  entweder  Töllige  Erschöpfung  oder  die  An»- 
sichtslosigkeit  auf  einen  wirtschaftlich  irgendwie  rationellen  Abbau 
hierzu  nötigte.  Auch  dort»  wo  ganz  außergewöhnliche»  nicht  in  der 
spezifischen  Ungunst  der  Betriebsverhältnisse  der  Buhrtakeohen 
begründete  Ereignisse,  wie  Wasserdurchbrüche,  Schachteinstfine, 
Orubenbrände  die  äußerliche  Veranlassung  der  Stillegang  ge- 
wesen sind,  haben  doch  gerade  die  allgemeinen  schlechten  natür- 
lichen, technischen  und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  nicht  ge- 
stattet, eine  Aufwältigung,  die  meist  doch  größere  Kapitalopfer  e^ 
fordert  hätte,  vorzanehmen. 

Wir  verweisen  zunächst  zur  Orientierung  über  Zahl  und  Lage 
der  stillgelegten  Zechen  auf  die  beigefügte  Karte :  „Rheinisch- west- 
fälisches Steinkohlenbecken.  Grundrißliche  Darstellung  der  Lagerongs- 
Verhältnisse  der  stillgelegten  Zechend  Dieser  Karte  liegt  bezüglich 
ihrer  Angaben  über  die  stillgelegten  Betriebe  eine  Karte  aus  dem 
Jahre  1857  zu  Grunde^  die  vom  bergbaulichen  Verein  unter  seinen 
Bibliotheksmaterial  jüngst  wieder  aufgefunden  worden  ist  und  seo 
reproduzirt  wurde.  (Maßstab :  1 :  200  000.  C.  J.  Keller,  Berlin. 
S.  19041). 

Über  die  Anzahl  der  seit  1881  in  Betrieb  gewesenen  Buhrtal- 
zechen  im  allgemeinen  gibt  Tabelle  V  ^)  Aufschluß.  Während  die 
Zahl  der  in  dem  nördlichen  Teile  des  Buhrkohlenbeckens  betriebenen 
Werke  sich  nicht  unbedeutend  hob  —  abgesehen  von  zeitweiligen 

1)  Wie  ich  aus  den  Akten  des  V.  f.  d.  b.  J.  ersehen  haben,  ist  man  in 
Fachkreisen  Überzeugt,  daß  wohl  noch  eine  größere  Zahl  yon  Bergwerken 
mit  der  Zeit  stillgelegt  worden  sind.  Man  habe  sich  aber  bei  der  Reproduk- 
tion auf  diejenigen  beschränkt,  bei  denen  die  Stillegung  in  der  Zeit  seit  185' 
ganz  sieber  stand.  Ein  Teil  der  gegenwärtig  nicht  mehr  in  Betrieb  befind- 
lichen Gruben  sei  fortgelassen,  weil  nicht  mit  Sicherheit  sich  feststellen  lu^ 
ob  nicht  etwa  diese  Feldesteile,  mit  andern  im  Bereiche  des  alten  Grnben- 
feldes  gelegenen  Bergwerken  konsolidiert  seien. 

2)  Siehe  S.  47. 
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hwankangen  stieg  sie  Ton  85  auf  97,  also  um  12  —  zeigt  die 
Seinreihe  der  Bnhrtalzechen  eine  starke,  ununterbrochene  Abnahme 
n  110  auf  69.  Die  Zahl  der  Werke  sank  also  in  den  23  Jahren, 
»81—1903  um  41.  Diese  letztere  Zahl  ist  aber  nicht  ohne 
»teres  identisch  mit  der  Zahl  der  in  dieser  Periode  stillgelegten 
»hen.  Die  Namen  vieler  Zechen  verschwinden,  weil  sie  durch 
onsolidationen  oder  Ankauf  in  anderen  Werken  aufgehen,  somit 
re  selbständige  Existenz  verlieren,  aber  fOr  die  Produktion  nicht 
srloren  gehen.  Andererseits  sehen  wir  auch  bald  neue  Betriebe 
itstehen,  bald  eingestellte  wieder  eröfhet  werden. 

Die  Zahlen  lassen  vielmehr  zunächst  nur  erkennen,  daß  über- 
&Qpt  eine  Reihe  von  Zechen  eingegangen  ist 

Im  einzelnen  sind  die  erfolgten  Stillegungen  die  nachstehend 
nfgezählten.  Bei  diesen  Nachweisungen  sind  die  jüngsten,  die  so- 
enannten  Syndikatsstillegungen,  auch  „spekulative**  Stillegungen 
enannt,  ausgeschieden.  Sie  werden  später  besonders  behandelt 
werden.  Die  andere  Gruppe  der  Stillegungen  wollen  wir  unter 
em  Namen  „natfirliche^*  Stillegungen  zusammenfassen.  Ihre  Ur- 
ichen  sind  lediglich  in  der  spezifischen  Ungunst  der  Betriebs- 
edmgungen  der  Bnhrtalzechen  überhaupt  zu  suchen,  während  bei 
en  ersteren  noch  besondere  Momente  mitgespielt  haben.  Wo 
brigens  die  speziellen  Ursachen  der  „natürlichen**  Stillegungen  zu 
nnitteln  waren,  da  finden  sie  sich  im  Text  angegeben.  Bei  der 
[ehrzahl  der  Gruben  haben  sich  leider  solche  direkte  Anhaltspunkte 
idit  finden  lassen.  Die  „natürlichen**  Zechenstillegungen  sind  nun 
•Igende : 

1.  ver.  Adolar,  versoffen,  Betrieb  1.  Januar  1904  eingestellt.^ 

2.  Auf  Gott  gewagt  Louischen. 

3.  Aushülfe. 

4.  Baumstepen. 

5.  Braunschweig,  1886  zum  Erliegen  gekommen.^) 

6.  Bredeneyer  Crone. 

7.  Capellenbank. 

8.  Carl  Hugo,  1883  eingestellt. ») 

9.  Carl  Rudolf,  am  28.  März  1896  zum  Erliegen  gekommen.^) 


1)  Jabrbucb  S.  21.  2)  Akt.  d.  0.  B.  A.D. 

3)  46.  6.  y.  d.  y.  f.  b.  J.  S.  15.  4)  Mltteilang  des  y.  f.  d.  b.  J. 

Dnncker,  Zeehengtülegimg.  4 


50  3.  Kapitel. 

10.  Carl  Wilhelm. 

11.  Concordia. 

12.  Cristiane. 

13.  Cronenbank. 

14.  Dachs  &  Grevelelochy  seit  1886  zur  Zeche  Deutschland  ge- 

hörend und  als  Schacht  Badolf  betriebeiif  kam  1897  zum 
Erliegen ;  auch  der  tonnlägige  Schacht  Harkort  der  Zeche 
Deatschland  wnrde  eingestellt  und  zwar  im  Jahre  1893.^) 

15.  Dreckbänker  ErbstoUn. 

16.  Elisabeth  Erbstolln. 

17.  Flößgraben,  seit  1881  nicht  mehr  in  Fördenmg.^) 

18.  Frendenberg. 

19.  Friederike. 

20.  Friedrichsfeld. 

21.  Friedrich  Wilhelm  (Vorwärts),  nach  mehreren  längeren  üiite> 

brechongen  des  Betriebes  seit  19.  Angost  1903  endgültig 
stillgelegt,  aoßergewöhnliche  Unglücksfalle,  onlolmende 
Anfischlüsse.^) 

22.  Frisches  Glück  &  Friedrich,   Betrieb  mußte  wegen  unge- 

nügender Erträgnisse  am  1.  Joli  1903  eingestellt  werden.^) 

23.  Gekrönte  Antonie. 

24.  St  Georg. 

25.  Gewalt.  Starke  Wasserznflüsse  von  der  Kohr  nötigten  1886 

zum  Einstellen  des  Betriebs.^) 

26.  Gibraltar,  1888  stillgelegt ß) 

27.  Gideon,  1883  stillgelegt^) 

28.  Gilles  Antoine,  1888  außer  Betrieb  gesetzt^) 

29.  Glucksanfang  n  und  IV. 

30.  Gottessegen. 

31.  Grünewald,  in   den   sämtlichen   verliehenen   Felden  war 

keine  Kohle  vorhanden.^) 

32.  Hammelbeck. 


1)  Jahrb.  S  188.  2)  Akt.  d.  0.  B.  A.  D. 

3)  Jahrb.  S.  559.  4)  Jahrb.  S.  208  u.  Akt.  d.  0.  B.  A.  D. 

6)  46.  G.  V.  d.  V.  f.  d.  b  J.  S.  15  und  Denkschrift  8.  10. 

6)  u.  7)  Akt.  d.  0.  B.  A.  D. 

8)  46.  G.  V.  d.  V.  f.  d.  b.  J.  S.  15. 

9)  Jahrb.  V,  S.  214  and  VI,  S.  264. 
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33.  Hammerthal,  seit  1894  stillgelegt,  i) 

34.  Heisinger  Mulde;  Wassersohneppe,  Flor  &  Flörohen  und 

ver.  Nottekampsbanky  die  zu  Heisinger  Mulde  konsolidiert 
waren,  Tersoffen,  der  Betrieb  wurde  1885,  auf  Nottekamps- 
bank  1886  eingestellt^ 

35.  Helene. 

36.  Hellweg.  Da  sie  bereits  jenseits  der  Mergelgrenze  liegt,  ge- 

hört sie  streng  genommen  nicht  mehr  zu  den  Buhrtal- 
zechen,  sie  ist  aber  auch  noch  Magerkohlenzeohe;  wegen 
schlechter  Konjunktur  und  sonstiger  widriger  Verhältnisse 
wurde  Ende  der  60er  Jahre  Liquidation  beschlossen.') 

37.  Hermanns  gesegnete  Schiffahrt,  seit  1874,  wo  der  Eohlen- 

Torrat  über  der  StoUnsohle  verhauen  war,  liegt  die  Zeche 
in  Fristen.^) 

38.  HimmelsfOrster  ErbstoUn,  seit  1884  außer  Betrieb.«) 

39.  ver.  Himmelskroner  Erbstolln,  seit  1890  äußer  Betrieb.<^) 

40.  Hitzberg. 

41.  Hortensia. 

42.  Huf  I  und  II,  seit  1884  außer  Betrieb. ?) 

43.  Joest's  Erbstolln  Argus. 

44.  Johanna. 

45.  Johanna  Erbstolln. 

46.  Johannes  Erbstolln,  seit  1883  außer  Betrieb.^) 

47.  St.  Johannes  Erbstolln. 

48.  Johann  Heinrich,  Betrieb  am  27.  Januar  1903  eingestellt^) 

49.  Isenberg. 

50.  Kaiserin  Augusta,  versoff  im  Jahre  1891.^^^) 

51.  Ealksiepen. 

52.  Eämpgesbank. 

53.  Kanzel. 

54.  ver.  Kassian. 

55.  Krebsenscheer. 


1)  Akt.  d.  0.  B.  A.  D. 

2)  46.  G.  y.  d.  y.  f.  d.  b.  J.  S.  15  und  Denkschrift  S.  10. 

3)  Jahrb.  8.  41.  4)  Jahrb.  &  544« 

6)  46.  G.  y.  d.  y.  f.  d.  b.  J.  S.  15.  6)  Akt.  d.  0.  BJLD. 

7)  46.  G.  y.  d.  y.  f.  d.  b.  J.  8. 15.  8)  Akt  d.  0.  B^  D. 
9)  Jahrb.  S.  344.                10)  46.  G.  y.  d.  y.  f.  d.  b.  J.  S.  15u 

4* 
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56.  Erosenberg. 

57.  ver.  Louise,  versoffen. 

58.  ver.  Looisenglficky  seit  1885  außer  Betrieb.  0 

59.  Martha. 

60.  Martin. 

61.  St  Mathias  ErbstoUn,  seit  1.  Juli  1888  außer  Betrieb.^) 

62.  Medio  Rhein,  bereits  nördlich  der  Mergelgrenze  liegend, 

aber  reine  Magerkohlenzeohe. 

63.  Mit  Oott  gewagt 

64.  Mühle,  der  Betrieb  wurde  zeitweilig  und  letzthin  September 

1900  mangels  Absatz  eingestellt  3) 

65.  Nachgedacht 

66.  ver.  Nachtigall  und  Neugifiok,  seit  1886  außer  Betrieb.*) 

67.  Neu-Duisburg,   gleich   Medio  Rhein   bereits  nördlich  der 

Mergelgrenze  liegend,  aber  reine  Magerkohlenzeche. 

68.  Neuglück,  Betrieb  Ende  November  1903  als  unlohnend  ein- 

gestellt.^) 

69.  Niederhofen. 

70.  Overleveringsbank. 

71.  Pastoratberg. 

72.  Petersburg  &  Moskau,  wegen  schlechter  Konjunktur  in  Eon- 

kurs geraten.^) 

73.  ver.  Pfingstblume,  seit  1893  außer  Betrieb.') 

74.  Prinz  Friedrich. 

75.  Prinz  Georg,  wegen  Erfolglosigkeit  der  Querschläge  Betrieb 

am  1.  April  1900  eingestellt^) 

76.  Ruhr  &  Rhein,  gleich  Neu-Duisburg  und  Medio  Rhein  be- 

reits  nördlich    der    Mergelgrenze    gelegen,    aber  reine 
Magerkohlenzeche;  Betrieb  ruht  seit  1890.^) 

77.  Roman. 

78.  Rosalie. 

79.  Rudolf. 

80.  Schatzreich  &  Justitia. 

81.  Schwarzer  Adler. 


1)  Denkschrift  S.  10.  2)  Akt  d.  0.  B.  A.  D. 

3)  Jahrb.  S.  427.  4)  Akt  d.  0.  B.  A.  D. 

5)  Jahrb.  440.  6)  46.  G.  V.  d.  V.  f.  d.  b.  J.  S.  16. 

7)  Akt  d.  0.  B.  A.  D.  8)  Jahrb.  S.  314.        9)  Denkschrift  &  ^^' 


Die  natflrlichen  StUlegungeD  im  Babrtalbergbaa.  53 

82.  Sohöne  Aussicht.  Wegen  schleohterEonjanktur  1901  nament- 

lich für  Magerkohle,  trat  am  1.  Februar  1902  Stundung 
des  Betriebes  ein.^) 

83.  Steinhauser  ErbstoUn. 

84.  Stephansburger  Erbstolln. 

85.  Sunderbank. 

86.  Sybille. 

87.  Syburg. 

88.  Theodor. 

89.  Timmerbeil  Tiefbau. 

90.  Trompeter. 

91.  ver.  Tulipan. 

92.  Valeria.  Die  Zeche  liegt  seit  1874  in  Fristen,  da  der  Kohlen- 

Vorrat  über  der  Stollnsohle  verhauen  ist.^) 

93.  Verein. 

94.  Vereinigung. 

95.  Vulkan. 

96.  ver.  Wallfisch. 

97.  Werner,  Betrieb  seit  1.  Januar  1905  gestundet. 3) 

98.  Witwe. 


1)  Jahrb.  S.  503.       2)  Jahrb.  S.  544.       3)  Jahrb.  S.  563. 


4.  Kapitel. 
Die  ,,8pekulatlTeii^^  oder  „Syndikstsstillegiuigeii^S 

1.  Bemühungen  von  Mitgliedern  des  rheinisoh-westfi- 
lischen  Eohlensyndikats  um  Erlangung  hSherer  Be- 
teiligungsziffern im  Bahmen  des  Syndikatsvertrages. 

In  ein  ganz  eigenartiges  Stadium  trat  der  AuflSsungspiozeB 
des  Buhrtalbergbaus  nach  Konstituierung  des  rheinisch-westfSIisohen 
Kohlensyndikats. 

In  der  Eigenart  der  ganzen  Syndikatsrerfassung  und  dem 
Wortlaut  der  Vertragsbestimmungen  war  der  Keim  zu  einer  Snt- 
wickelung  enthalten,  deren  Ergebnis  sein  sollte,  daß  die  wirtschaft- 
liche Auslese  unter  den  Buhrtalzechen  einen  außergewöhnlichen 
Umfang  angenommen  hat  und  daß  einer  großen  Anzahl  von  ihnen, 
die  nicht  leben  und  nicht  sterben  konnten,  ein  schnelles  Ende  be- 
reitet worden  ist.  Dieser  Vorgang  ist  zwar  erst  bei  und  nach  Ab- 
schluß des  neuen  Syndikatsverirages  vom  Jahre  1903  zur  Tollen 
Entfaltung  gekommen.  Die  ersten  Ansätze  aber  waren  doch  auch 
schon  unter  dem  alten  Vertrage  von  1893  gegeben. 

Durch  den  Syndikatsvertrag  wurde  eine  Kartellierung  sowohl 
der  Produktion  als  auch  der  Preise  und  des  Vertriebes  bewirkt*) 
Für  uns  kommt  in  erster  Linie  die  Produktionskartellierung  in 
Frage.  Diese  war  in  der  Weise  durchgeführt,  daß  jede  Mitgliedszeche 
mit  einer  bestimmten  Quote,  nämlich  der  in  Tonnen-JahresfSrder- 
menge  ausgedrückten  Beteiligungsziffer  am  Gesamtabsatz  teilzn- 
nehmen  berechtigt,  aber  auch  verpflichtet  war.  Nach  dem  Grfindungs- 


1)  über  die  Geschichte,  OrganiBation  etc.  des  Rh.  W.  E.  8.  ist  benntst 
neben  der  Monographie  von  Goetzkb:  Das  Rheinisch  -  WestfUische  EoUen- 
Syndikat  besonders  „Sammelwerk"  XI,  S.  254—291.  Ebenda  auch  Abdruck 
der  Statuten  des  Syndikats  S.  304—342. 
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Tertrag  von  1893  sollte  als  Grundlage  Ar  die  Beteiligung  nach 
Wahl  des  Zechenbesitzers  die  Förderung  des  Jahres  1891  oder 
1892  sein.  Die  Festsetzungen  lagen  der  Kommission  zur  Fest- 
stellung der  Beteiligungsziffem  ob  (Kommission  C). 

Wünschte  eine  Zeche  mit  einer  größeren  Quote  an  dem  Qe- 
samtabsatz  beteiligt  zu  sein,  so  hatte  sie  dieses  zunächst  6  Monate 
Torher  dem  Syndikat  anzuzeigen.  Im  einzelnen  galten  folgende 
Satzungen:  ^Gestatten  die  Absatzverhältnisse  nach  Ansicht  des 
Vorstandes  die  Produktions-Vermehrung  ohne  eine  allgemeine  Herab- 
setzung der  Beteiligung  am  Absätze  nicht,  so  erfolgt  die  Festsetzung 
durch  die  unter  G  gedachte  Kommission.  Bei  ihrer  Entscheidung 
hat  die  Kommission  nicht  nur  die  technische  Möglichkeit  der  Pro- 
duktions-Vermehrung,  sondern  auch  die  Gesamtlage  der  Zeche,  so- 
wie die  Verhältnisse  des  Kohlenmarktes  in  Betracht  zu  ziehen. 

^Wer  auf  Grund  der  im  Absatz  3  gestatteten  Fördermengen 
die  Förderung  erhöhen  oder  eine  neue  Anlage  in  Förderung  treten 
lassen  will,  hat  mindestens  3  Monate  vorher  dem  Vorstande  die  be- 
anspruchte Tagesförderung  anzugeben  und  ist  alsdann  zur  Lieferung 
verpflichtet** 

Der  erwähnte  Absatz  3  lautet  folgendermaßen :  „Neuen  Schacht- 
anlagen oder  solchen,  welche  eine  normale  Förderung  noch  nicht 
erreicht  haben,  soll  gestattet  sein,  ein  Quantum  von  400  t  pro  Ar- 
beitstag und  Förderschacht  zu  fördern,  wobei  Doppelschächte  als 
zwei  Anlagen  anzusehen  sind.'' 

In  dem  revidierten  Vertrag  vom  Jahre  1 895  war  in  dem  Modus 
keine  wesentliche  Änderung  eingetreten.  Maßgebend  war  §  2,  4.  Die 
Kommission  C  hatte,  wenn  die  Absatzverhältnisse  eine  Erhöhung  nur 
unter  allgemeiner  Herabsetzung  der  Beteiligung  gestattete,  fSr  Er- 
höhungsanträge „bei  denjenigen  Anträgen,  welche  sich  auf  neue,  bisher 
nicht  im  Betrieb  gewesene  Schachtanlagen  beziehen,  deren  Gesamt- 
lage und  die  technische  Möglichkeit  der  Produktions  Vermehrung, 
bei  allen  übrigen  Anträgen  außerdem  die  Verhältnisse  des  Kohlen- 
marktes in  Betracht  zu  ziehen.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
Neuschachtanlagen  nicht  in  Frage  stehen,  ist  die  Kommission  ver- 
pflichtet, in  eine  jedesmalige  Nachprüfung  aller  älteren  abgelehnten 
Anträge,  für  welche  die  technische  Möglichkeit  festgestellt  und  deren 
Ablehnung  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Marktlage  erfolgt  ist,  einzu- 
treten, ehe  über  jüngere  gleichartige  Anträge  entschieden  wird.^ 
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War  es  dem  Syndikat  nioht  möglich,  die  volle  Somme  der 
Beteiligangsqnoten  am  Markt  onterzabringen,  so  hatte  dasselbe  die 
Befiignis,  eine  Einschränkung  der  Produktion  gleichmäßig  proien- 
tnal  im  Verhältnis  zur  Beteiligongsziffer  eintreten  zu  lassen.  Auf 
diese  Weise  sollte  das  Syndikat  in  den  Stand  gesetzt  werden,  eine 
Beseitigung  der  ungesunden  Konkurrenz  und  eine  angemessene 
Preishöhe  fär  seine  Produkte  zu  erzielen. 

Das  Syndikat  sah  sich  schon  bald  nach  seiner  Gründung  ge- 
zwungen, eine  derartige  Einschränkung  eintreten  zu  lassen,  teils  weil 
mit  Bficksicht  auf  das  Zustandekommen  des  Syndikats  die  Beteilig- 
ungsanteile vielfach  zu  hoch  bemessen  waren  im  Verhältnis  zur 
Aufnahmefähigkeit  des  Marktes,  teils  weil  auf  Grund  obiger  Normen 
die  Erhöhung  der  Beteiligungszififem  in  einem  Umfange  bewirkt 
wurde,  die  dem  Steigen  der  Nachfirage  nicht  entsprach.  Über  die 
Entwickelung  der  Beteiligungsziffem  und  der  Förderung  seit  Grün- 
dung des  Syndikats  gibt  Tabelle  VI  und  über  die  jeweilige  prozen- 
tuale Minderforderung  der  gesamten  Syndikatszechen  im  Vergleich 


Tabelle  VL*) 

Übersicht  über  die  Entwicklung  der  Beteiligungsziffern 
und  der  Förderung  der  Syndikatszechen. 


Rechnungsm&ßige  BeteillguDgsziffer 

Förderung 

Steigerung  gegen 

gegen  das 

Jahr 

t 

das  Yoijahr 

t 

Voijahr 

t 

> 

t        > 

1893 

35  371917 

33  539  230 

1894 

36  978  603 

1  606  686 

4,54 

35  044  225 

[-  1  504  995 

. 

h  4,49 

1895 

39  481  398 

2  502  795 

5,77 

35  347  730 

-  303  505 

- 

h  0,78 

1896 

42  735  589 

3  254  191 

8,24 

38  916112 

h  S  568  382 

. 

-  10,10 

1897 

46  106  189 

S  370  600 

7,89 

42  195  352 

\-  3  279  240 

- 

h  8,43 

1898 

49  687  590 

3  581401 

7,77 

44  865  $35 

-  2  670  184 

- 

f-  6,33 

1899 

52  397  758 

2  710  168 

5,45 

48  024  014 

k  3  158  479 

- 

-  7,04 

1900 

54  444  970 

2  047  212 

3,91 

52  080  898 

<  4  056  884 

- 

-  8,45 

1901 

56  172  824 

2  727  854 

5,01 

50  411926 

1  668  972 

—  3,20 

1902 

60  451  522 

3  278  698 

5,73 

48  609  645 

l  802  281 

3,58 

1903 

63  836  212 

3  384  690 

5,60 

53  822  137 

+  5  212  492 

+  10,72 

1904 

73  367  334 

9  531  122 

14,93 

67  255  901 

+ 

13  433  764 

- 

-  24,95 

1)  G.  B.  des  Rh.  W.  E.  S.  1904. 
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zu  der  Gesamtbeteiligongsziffer  gibt  Tabelle  vn  Aofischlofi.^)  Die 
eingeklammerten  Zahlen  geben  die  jeweils  verfügten  prozentaalen 
Einschränknngen.  an 

Eine  Einschränkung  der  Prodaktion  bedeutet  aber  im  allge- 
meinen ffir  die  Werke  eine  Erhöhung  der  Selbstkosten;  das  Be- 
streben eines  rationell  arbeitenden  Betriebsleiters  ist  daher  darauf 
gerichtet,  die  Leistungsfähigkeit  der  Zechenanlage  möglichst  voll 
auszunutzen.  Die  Zechenbesitzer  hatten  daher  mit  Bücksicht  auf 
ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  naturgemäß  ein  wachsendes  In- 
teresse daran,  eine  Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  beim  Syndiht 
zu  gewinnen,  um  dadurch  wenigstens  einen  Teil  der  Einschränkung 
unschädlich  zu  machen.  Dies  Bestreben  trat  besonders  stark  her- 
vor bei  den  großen  entwicklungsßhigen  Werken  mit  großen  Kohlen- 
lagern und  günstigen  Abbauverhältnissen.  Nicht  nur,  daß  ihre 
Leistungsßhigkeit  auch  eine  Förderung  selbst  in  Höhe  der  vollen 
Beteiligungsziffer  teilweis  weit  überstieg,  konnten  sie  sogar  mit 
Leichtigkeit  ihre  Produktivität  darüber  hinaus  erheblich  steigern. 

Wie  aus  den  oben  dargelegten  Vorschriften  des  Vertrags  Aber 
Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  ersichtlich  ist,  war  eine  Erhöhung 
der  Quote  an  gewisse  Bedingungen  bezw.  bestimmte  Grenzen  geknfipft. 

Da  die  Marktlage  eine  Erhöhung  nicht  gestattete,  so  blieb 
nur  die  Anlage  neuer  Schächte.  Eine  Zubilligung  der  An- 
teilserhöhung auf  Grund  der  Abteufung  eines  neuen  Schachtes,  f8r 
den  die  Möglichkeit  der  Produktionsvermehrung  nachgewiesen  war, 
konnte  nicht  abgeschlagen  werden.  Wünschte  nun  eine  Zeche  ihre 
Produktion  zu  steigern,  so  teufte  sie  einen  neuen  Schacht  ab  und 
erhielt  darauf  nach  dem  zitierten  Absatz  3  resp.  seit  1895  nach  ein- 
gebürgertem Usus  eine  Mehrbeteiligung  von  120000  t  zugebilligt 
Nun  ging  die  Praxis  mehrfach  dahin,  daß  ein  solcher  Schacht,  ein 
sogenannter  „  Syndikatsschacht^^  gleich  wieder  außer  Betrieb  gesetzt 
wurde  und  das  rechnungsmäßig  zu  fordernde  Quantum  auf  die 
anderen  Schächte  übernommen  wurde.  '^)  Dieses  war  gestattet,  da 
nach  den  Bestimmungen  des  Syndikatsvertrages  „mehrere  Schacbt- 
anlagen,  welche   einer  Gesellschaft  angehören,  in  Bezug  auf  Fest- 


1)  S.  57. 

2)  EiRDOBF  in  den  S.  31  erw&hnten  Dortm.  Yerh.  S.  6.    Ein  Beispi«!  '^^ 
Schacht  Düren  von  Hambarg  &  Franziska. 
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lUnng   der  Beteiligangsziffem  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden 
Jen." 

Die  so  erzielte  Betriebserweiterang  rentierte  sich  insofern,  als 
r  erzielte  Vorteil  genügte,  nicht  nnr  das  in  dem  „Syndikatsschachf  * 
produktiv  angelegte  Kapital  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren, 
idem  auch  noch  einen  nicht  anbedeutenden  Überschaß  fibrig  za 
isen. 

Prodaktionsaasdehnang  durch   den  Erwerb   fremder 

Beteiligangsziffem. 

Man  hatte  aber  noch  einen  anderen  Weg  ausgeklügelt,  um 
sselbe  Ziel  zu  erreichen.  Und  dieser  Weg  erschien  um  so  gang- 
rer,  als  die  Summe  der  gesamten  Beteiligungsziffiem  dabei  nicht 
steigert  wurde  und  damit  auch  ein  etwaiger  Einfluß  auf  die 
»rdereinschränkungsquote  fortfiel.  Syndikatszechen,  die  unter  un- 
nstigen  Verhältnissen  arbeiteten  und  für  ihre  Produktion  gar 
inen  oder  nur  geringen  Gewinn  erzielten,  wurden  von  Zechen  an- 
kauft, die  ihren  ganzen  natürlichen  und  technischen  Verhältnissen 
oh  einen  erheblich  größeren  Nutzen  aus  jeder  geförderten  Tonne 
hen  konnten.  Die  angekauften  Gruben  wurden  außer  Betrieb  gesetzt 
d  die  Beteiligungsziffer  auf  die  anderen  der  ankaufenden  Gesell- 
liaft  zugehörigen  günstiger  produzierenden  Betriebe  fibertragen.  Frag- 
h  war  es  von  vornherein  nur,  ob  eine  derartige  Übertragung  von 
»teiligungsziffem  mit  dem  Syndikatsvertrag  überhaupt  in  Einklang 
bringen  sei  Das  Rh.  W.  E.  S.  hat  zu  dieser  Frage  niemals  grund- 
tzlich  Stellung  genommen.  Von  Fall  zu  Fall  ist  auf  Vorschlag 
r  Syndikatsleitung  die  Genehmigung  oder  Ablehnung  erfolgt. 

Beispielsweise  ist  für  die  Übertragung  der  Beteiligungsziffer 
r  Zeche  Steingatt  auf  die  B.  A.  G.  Concordia  folgender  Beschluß 
8  Syndikats  maßgebend  geworden:  „Das  Bergwerkseigentum  der 
merkschaft  Steingatt  ist  im  Grundbuche  auf  die  B.  A.  G.  Con- 
rdia,  Oberhausen,  aufzulassen.  Die  Zuweisung  der  Beteiligungs- 
fer  soll  nur  insoweit  und  nur  so  lange  zu  Recht  bestehen,  als  die 
A.  G.  Concordia  Eigentümerin  des  Steingatter  Bergwerks  bleibt. 
le  Rechte  und  Pfiichten,  welche  Steingatt  auf  Grund  des  Vor- 
iges der  Aktiengesellschaft  Rheinisch-Westfälisches  Eohlensyndikat 
id  den  Zechenbesitzem  gegenfiber  eingegangen  ist,  fibeminmit 
moordia.     Der  Abbau  im  Steingatter  Felde  soll  Dritten  gestattet 
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sein,  vorausgesetzt,  daß  diese  Dritten  Mitglieder  des  Syndikats  sind 
und  aus  diesem  Zugeständnis  niemals  Ansprüche  auf  Mehrbeteilig- 
ung herleiten.^ 

Eine  gewisse  Bichtschnur  für  die  Übertragung  der  Beteilignngs- 
ziffer  von  einer  Syndikatszeche  auf  den  neuen  Eigentümer  bietet 
der  Beschluß  der  Zechenbesitzerversammlung  Tom  25.  Nov.  1903, 
gegenüber  dem  Antrage  der  Arenberg'schen  Akt  Oes.  f.  B.  u.  fl., 
ihr  die  Beteiligungsziffer  der  von  ilur  angekauften  Zeche  Julius 
Philipp  zu  übertragen  zugleich  mit  der  Erlaubnis,  diese  Zeche  an  die 
Deutsch — Luxemburgische  B.  u.  H.  Akt-6es.  verkaufen  zu  dflifen 
Der  Beschluß  lautet: 

„Die  Beteiligungsziffer  ist  von  dem  Bergwerksbesitz  untreim- 
bar  und  kann  nicht  als  solche  zum  Gegenstand  des  Erwerbs  gemacht 
werden;  nur  wenn  der  Bergwerksbesitz  als  solcher  in  dauerndem 
Besitz  des  Erwerbers  bleibt,  hat  derselbe  auf  die  damit  verbundene 
Beteiligungsziffer  Anrecht. "  ^) 

Die  Arenbergsche  Akt.-6es.  hat  trotzdem  die  Zeche  Jnlios 
Philipp  unt6r  Behaltung  der  Beteiligungsziffer  weiter  veräufiert 
Unter  welchen  Umständen  dies  geschehen  konnte  und  unter  welchen 
Bedingungen  vor  allem  das  Eohlensyndikat  einer  solchen  Trennung 
der  Beteüigungsziffer  vom  Bergwerkbesitz  zugestimmt  hat,  Ter- 
mochten  wir  nicht  klarzustellen.  —  Auch  Graf  Bismarck  scheint 
den  Bergwerksbesitz  von  Bickefeld  Tfb.  weiter  verkauft  zu  haben, 
(nach  einer  persönlichen  Mitteilung  des  Bergrevierbeamten).  ^) 

1)  Jahrbuch  S.  649—50. 

2)  Ein  juristiBches  Gatachten  und  zwar  vom  Justizrat  Dr.  Wolff-Essen 
über   die  Frage:   ^Ist  die  Veräußerung  von  Feldern  und  Schachtanlagen  an 
ein  anderes  Syndikatsmitglied  zulässig  und  führt  sie  den  Übergang  der  Be- 
teilignng8zi£fer  im  Falle   der  Mitübertragung  derselben  nach   sich?"   wurde 
Februar  1904  vom  Syndikat  an  die  Zechen  als  Rundschreiben  versandt.   Die 
Rh.- W.  Ztg.  168  y.  23.  II.  1904  berichtet  darüber:  „Was  den  ersten  Teil  dieser 
Frage  betrifft,  so  nimmt  Justizrat  W.  Bezug  auf  §  1  Abs.  3  und  4  des  Ver- 
trages, welcher  ausdrücklich  vorschreibt,   daß   eine  Veräußerung  von  Berg- 
werksbesitz an  Nlchtmitglieder  des  Syndikats  der  vorherigen  Genehmigung 
der  Zechenbesitzer -Versammlung  bedarf.   Da  es  nun  nach  dem  ganzen  Zweck 
des  Syndikats  vollständig  ausgeschlossen  ist,  daß  man  etwa  den  Verkauf  an 
Nlchtmitglieder  mit  dieser  Bestimmung  vor  demjenigen  an  Mitglieder  hätte 
begünstigen  wollen,  so  bestätigt  diese  ausdrückliche  Ausnahme  lediglich  die 
an  sich  ohne  weiteres  gegebene  Regel,  daß  den  Syndikatsmitgliedem  die  Ver- 
fügung über  ihr  Eigentum  durch  solche  Veräußerung  nicht  verboten  Ist.    Es 
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Der  Vorteil  aas  der  Mehrprodaktion,  zu  der  der  Erwerb  einer  still- 
zalegenden  Syndikatszeohe  berechtigte,  war  regelmäßig  groß  genug, 


unterliegt  somit  die  Zul&ssigkeit  der  Ver&aßerung  von  Feldern  und  Schacht- 
anlagen  an  andere  Syndikatsmitglieder  an  sich  keinem  Bedenken,  sie  erfor- 
dert auch  keinerlei  Qenelimigung  seitens  des  Rh.  W.  E.  S.  oder  irgend  eines 
Organs  der  Vereinigung.  Über  den  zweiten  Teil  betr.  die  Zulässigkeit  der 
Übertragung  der  Beteiligungsziffer  äußert  sich  das  Gutachten,  wie  folgt:  Die 
Übertragung  ist  unbedingt  zulässig,  wenn  der  Übergang  der  fieteiligungs- 
zifier  mit  Zustimmung  sämtlicher  anderer  Qesellschafter  erfolgt,  da  ja  unter 
Zustimmung  sämtlicher  Qesellschafter  jede  beliebige  Transaktion  erfolgen 
kann.  Femer  ist  die  Übernahme  der  Beteiligung  natOrlich  gestattet,  wenn 
ein  Zechenbesitzer  sämtliche  Kuxe  oder  sämtliche  Aktien  einer  anderen  Qe- 
tellBchaft  erwirbt  und  die  betreffende  Gewerkschaft  oder  Aktiengesellschaft 
als  solche  bestehen  läßt,  denn  dies  ist  in  Wirklichkeit  nur  eine  Änderung 
im  Personalbestande  der  betr.  Gesellschaft,  die  mit  allen  bisherigen  Rechten 
und  Pflichten  Mitglied  der  Gesellschaft  bleibt,  also  ihre  Beteiligungsanteile 
einfach  behält  Auch  der  Fall  der  sog.  eigentlichen  Fusion  bietet  zu  Zweifeln 
keinen  Anlaß.  Gemeint  ist  der  Fall,  daß  eine  Aktiengesellschaft,  die  dem 
Syndikat  angehört,  an  eine  andere  Aktiengesellschaft,  die  ebenfalls  dem 
Syndikat  angehört,  ihr  Vermögen  als  Ganzes  gegen  Gewährung  von  Aktien 
der  tkbemehmenden  Gesellschaft  überträgt  und  dabei  vereinbart,  daß  eine 
Liquidation  des  Vermögens  der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht  stattfinden  soll. 
Zweifel  könnten  sich  nur  ergeben  bei  den  weiteren  Fragen,  ob  bei  sonstigen 
Übertragungen  des  Gesamtvermögens  eines  Syndikatsmitglieds  im  Wege  der 
Singular-Succession  und  ob  bei  der  Übertragung  einer  einzelnen  Zechenanlage 
ein  Beteiligungsanteil  mit  flbertragen  werden  kann.  W.  kommt  zu  dem 
Schluß,  daß  man  in  der  Tat  die  Übertragung  der  Beteiligungsziffer  mit  der 
Übertragung  einer  Zecbenanlage  für  zulässig  erachtet  hat.  Das  entspricht 
auch  dem  Umstand,  daß  bei  den  Verhandlungen  über  den  neuen  Syndikats- 
▼ertrag  wiederholt  betont  ist,  daß  das  Recht  der  Mitglieder,  ihre  Zechen- 
anlagen an  andere  zu  veräußern,  unberührt  bleiben  solle,  wenn  man  die 
engen  Beziehungen,  in  welchen  die  Beteiligungsziffern  im  alten  Vertrage  zu 
den  einzelnen  Anlagen  der  Zechenbesitzer  standen,  berücksichtigt  Diese  Be- 
ziehung war  eine  so  enge,  daß  man  bei  der  Verwertung  einer  Zechenanlage 
durch  Veräußerung  in  erster  Linie  grade  die  Beteiligungsziffer  im  Syndikat 
mit  in  Anschlag  gebracht  hat.  Voraussetzung  ist  bei  der  Zulässigkeit  der 
stattfindenden  Übertragung  nur,  daß  unter  allen  Umständen  die  Erfüllung 
der  Vertragspfiichten  gegen  das  Syndikat  gewährleistet  wird.  Solche  Be- 
denken werden  aber  wohl  kaum  auftauchen,  da  in  den  ;  meisten  Fällen  der 
Erwerb  von  einer  größeren,  kapitalkräftigeren  Gesellschaft  erfolgt.  Die  Zu- 
liangkeit  der  Übertragung  der  Beteiligungsziffer  erstreckt  sich  sogar  auf  den 
Fall  der  Veräußerung  einer  einzelnen  Zechenanlage  an  ein  anderes  Syndikats- 
fldtglied.  Ausgeschlossen  ist  dagegen,  wie  wir  auch  immer  betont  haben,  die 
bloße  Übertragung  einer  Beteiligungsziffer,  d.  h.   eines  Gesellschaftsrechtes 
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daß  ahnlich  wie  bei  dem  Vorgang  des  Abteofens  und  Legens  von 
„Syndikatsschächten  **  nach  Verzinsung  und  angemessener  Amorti- 
sation der  Eaofsamme  ein  Überschuß  erzielt  werden  konnte. 

Noch  verständlicher  wird  die  häufige  Nachahmung  dieser  Praxis, 
sobald  man  die  Umgestaltung  in  den  Syndikatsverhältnissen,  die 
später  eintrat,  berücksichtigt.  Diese  Umgestaltung  wurde  verursacht 
durch  die  Änderung  des  Syndikatsvertrages,  welche  wiederum  ihren 
Grund  hatte  einerseits  in  der  wachsenden  Konkurrenz  der  Outsiden 
und  andrerseits  in  der  Tatsache,  daß  die  kleinen  Zechen  von  des 
großen  bei  der  Verteilung  der  Beteiligung  am  Absatz  allmählieh 
immer  mehr  an  die  Wand  gedrückt  wurden. 

Man  konnte  sich  der  Tatsache  nicht  verschließen,  daß  die  Kon- 
kurrenz der  außenstehenden  Werke  in  den  letzten  Jahren  immer 
unangenehmer  fühlbar  geworden  war.  Dieselben  förderten  im  Jahre 
1901 :  8  556765  t,  im  Jahre  1902:  9927  826  t  d.  L  eine  Steigenmg 
gegen  das  Vorjahr  von  1  371 061  t  =  16,02  %.  Im  Jahre  1903  be- 
trug die  Förderung  1 1 550  598 1,  was  eine  Steigerung  von  1 563  718t) 
— 16,35  %,  bedeutete.  Gegenüber  der  Gesamtförderung  des  Bohr- 
kohlenbeckens stieg  der  Anteil  der  Outsiders  von  14,6  %  im  Jahre 
1901  auf  16,09  %  im  Jahre  1902  und  auf  17,65  o/o  im  Jahre  1903.i) 

Außerdem  war  die  unverhältnismäßige  Vermehrung  der  rech- 
nungsmäßigen Beteiligung  zum  beträchtlichen  Teil  auf  das  Konto 
der  großen  Werke  gekommen.  Im  Jahre  1902  stiegen  die  Betei- 
ligungsziffern um  3  278  698  t = 5,73  o/o,  im  Jahre  darauf  um  3  384690 
=  5,6  o/o.  Dagegen  erhöhten  sich  diese  Ziffern  von  1902  auf  1903 
z.  B.  bei: 

Gelsenkirchen  von  6094000  t  auf  6754000  t:  Zuwachs  =  10,8  «/o 
Harpen  „     5690000  t    „     6650000  t:         „        —11,6% 

Concordia  „      1070  000  t    „     1526376  t:         „        =42,7»/b 


ohne  Übertragung  der  Anlagen,  aus  deren  Eigentum  und  Betriebe  dieses  6«' 
sellschaf tsrecht  überhaupt  erw&chst  (vergl.  das  erste  Kaufangebot  «Arenberg** 
„Julius  Philipp'*).  Selbständig  und  losgelöst  von  den  zur  Produktion  be- 
stimmten Anlagen  existiert  überhaupt  kein  Beteiligungsanspruch  —  wie  denn 
auch  die  oben  herangezogenen  Stellen  im  Vertrage  stets  von  Yer&ufierong 
der  Anlagen,  niemals  bloß  von  Veräußerung  eines  Beteiligungsanteils  sprechen.^ 
1)  Über  die  Ursachen  zur  Revidierung  des  Syndikatsvertrags  siebe  6.6. 
des  Rh.  W.  K.  S.  1903.  S.  5—6  und  S.  11  und  Tiegs:  Deutschlands  Stein- 
kohlenhandel mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Eohlensyndikate  and  des 
Fiskus.    Beriin  1904.  S.  9. 
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Bei  einem  Drittel  aller  Zechen  war  dagegen  die  Beteiligongs- 
lote  dieselbe  geblieben.  ^)  Je  mehr  sich  aber  die  Beteiligmig  über 
18  Verhältnis  hinaus,  in  welchem  die  Absatzfähigkeit  wuchs,  steigerte,^ 
isto  mehr  mußte  natürlich  die  Einschränkung  erhöht  werden.  Bei 
rflndung  des  Syndikats  hatte  der  Markt  94,94  %  der  Beteiligung 
i&unehmen  vermocht,  im  Jahre  1902  aber  nur  80,62  %  und  im 
ihre  1903  82,78  o/o. 

Auf  die  Klagen  der  kleinen  Zechen,  die  nicht  von  dem  Zu- 
lehs  der  Beteiligungsziffera  profitieren  konnten,  und  im  Hinblick 
if  den  Wettbewerb  der  Outsiders  wurden  schon  im  Laufe  des 
ihres  1903  Verhandlungen  zwecks  Bevidierung  des  Syndikatsver- 
ages  zwischen  dem  Syndikat  und  den  syndizierten  Zechen  in  die 
^ege  geleitet^),  obgleich  der  bestehende  Vertrag  noch  bis  zum 
[*  Dezember  1905  lief.  Das  zu  erstrebende  Ziel  war  einerseits  die 
ereinziehung  der  außenstehenden  Werke,  andererseits  eine  Än- 
inmg  in  dem  Modus  der  Anteilfixierung. 

Die  betreffs  des  letzteren  Punktes  erzielte  Änderung  war  ein- 
hneidender  Art  In  dem  neuen  Vertrag  vom  1.  Oktober  1903 
tißt  es:  §  2  Abs.  1.:  „Bei  den  bisherigen  Mitgliedern  dieser  Ver- 
ligung,  insoweit  dieselben  bei  Abschluß  dieses  Vertrages  nicht 
gentümer  von  Hüttenwerken  sind,  gilt  als  Grundlage  für  die 
iteiligung  am  Qesamtabsatze  die  ihnen  bisher  zugebilligte  Be- 
ligungsuJETer. 

„Für  alle  anderen  Zechenbesitzer  soll  die  Beteiligung  bei  Ab- 
hluß  dieses  Vertrages  vereinbart  werden.'* 

Abs.  2.  „Wenn  die  Lage  des  Marktes  die  unverkürzte  Abnahme 
r  aus  der  Gesamtbeteiligung  aller  MitgUeder  nach  den  Bestim- 
ingen  des  §  1  sich  ergebenden  Absatzmengen  zuläßt  und  aus  der 
willigung  größerer  Anteile  am  Absatz  keine  Verringerung  der  Be- 
ligongsanteile  in  Gemäßheit  des  Absatzes  7  dieses  Paragraphen 
r  Zeit  erforderlich  wird,  so  muß  der  Vorstand  des  Rheinisch- West- 
iBchen  Eohlensyndikats  hiervon  den  Beteiligten  durch  eingeschrie- 
nen  Brief  Kenntnis  geben. 

,J)erselbe  hat  gleichzeitig  den  ungefähren  Mehrbedarf  über  die 
eingeschränkte  Beteiligungsziffer  hinaus  zu  ermitteln  und  den  ein- 
bien  Zechen  die  auf  sie  entfallenden  ratierlichen  Mengen  zur 


1)  Tiegs  a.  a.  0.  S.  15.  2)  Tiegs  a.  a.  0.  8.  9. 
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Verfügung  za  stellen.  Die  dem  Beteiligten  zugewiesenen  Mehr- 
mengen treten  als  Mehrbeteiligung  dauernd  nur  soweit  in  Kraft, 
als  sie  während  6  aufeinanderfolgenden  Monaten  in  jedem  Monat 
geleistet  werden " 

Nach  den  neuen  Bestimmungen  ist  also  eine  Erhöhung  der 
Beteiligung  eines  Werkes  nur  unter  sehf  eingeschränkten  Vorana* 
Setzungen  zulässig.  Der  im  Orunde  einfachen  Methode  des  Abteufens 
Ton  „Syndikatsschächten''  war  ein  Riegel  vorgeschoben.  Die  Be- 
teiligungsziffer sollte  sich  nicht  mehr  nach  der  Leistungsfahi^eit 
der  einzelnen  Zechen,  sondern  lediglich  nach  der  jeweiligen  Markt- 
lage richten.  Die  Gesamtbeteiligung  war  für  die  ganze  Dauer  des 
Vertrages,  bis  zum  31.  Dez.  1915,  festgelegt,  und  eine  Erweiteroog 
sollte  nur  dann  zulässig  sein,  wenn  die  Nachfrage  es  erforderte. 

Den  neuen  Syndikatsvertrag  hatte  man  nur  durch  bedeutsame 
Konzessionen  zustande  bringen  können.  Sowohl  den  Mher  nicht 
zum  Syndikat  gehörigen  Zechen,  als  auch  —  und  hier  vielleicht 
noch  mehr  —  den  Eigentümern  von  Hüttenwerken  sind  auf  Onmd 
des  oben  wiedergegebenen  §  2  Abs.  1  verhältnismäßig  zu  hohe  Be- 
teiligungen am  Qesamtabsatze  bewilligt  worden,  um  sie  im  Interesse 
des  Zustandekommens  des  neuen  Syndikats  zum  Beitritt  zu  be- 
stimmen, i) 

Durch  dieses  Entgegenkommen  wurde  bewirkt,  daß  der  Gesamt- 
absatz bedeutend  höher  festgestellt  wurde,  als  der  wirklich  mögliche 
Absatz.  1) 

Infolgedessen  mußte  die  Syndikatsleitung  zu  größeren  Prodak- 
tionseinschränkungen  schreiten.  Wie  aus  Tabelle  YII  ersichtlich, 
war  in  der  Tat  die  durchschnittliche  tatsächliche  Einschränkung  im 
Jahre  1904  23,08  o/q,  während  sie  in  den  beiden  vorhergehenden 
Jahren  nur  17,21  ^/o  resp.  19,59  ^'o  betragen  hatte. 

Indes  diese  Einschränkung  und  der  damit  verbundene  Nachteil 
fiel  nicht  allen  Mitgliedern  gleichmäßig  zur  Last  Die  neueinge- 
tretenen Zechen  hatten  sich  durch  unverhältnismäßig  hohe  Beta- 
ligungsziffem  sicher  gestellt.  Ebenso  wurden  die  Hüttenzechen  sa- 
meist wenig  berührt  Sie  führten  den  Hauptteil  ihrer  Produktion 
an  ihre  Hüttenwerke  ab,  und  dieses  Quantum  war  nach  einer  neuen 
Vertragsbestimmung  syndikatsfrei,  kam  nicht  auf  die  Beteiligungs- 


1   Denkschrift  S.  5—6. 
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Ziffer  in  Anrechnung,  unterlag  somit  auch  keiner  Prodoktionsein- 
sohranknng.  —  Ohne  ein  solches  Privileg  hatte  man  die  Hütten- 
zechen nicht  za  einem  Beitritt  zum  neuen  Syndikatsvertrag  bringen 
können.  —  Für  ihren  Syndikatspflichtigen  Teil  aber  war  ihnen  eine 
überreichliche  Beteiligung  zugestanden  worden.  Es  stellte  sich  denn 
auch  bald  heraus,  daß  sie  fast  durchgehende  voll  weiterfSrdem 
konnten.  Die  ganze  Last  der  Einschränkung  fiel  daher  auf  die  dem 
Syndikat  schon  unter  dem  alten  Vertrag  angehörenden  und  zwar 
„reinen^*  Kohlenzechen ;  denn  sie  waren  mit  ihren  alten  Beteiligungs- 
ziffem,  d.  h.  denjenigen,  die  sie  bei  Abschluß  des  neuen  Syndikats- 
vertrages  besessen  hatten,  in  das  neue  Syndikat  eingetreten,  i) 

Den  Umfang  des  Schadens,  den  diese  „reinen^'  Werke  erlitten, 
kann  man  z.  B.  aus  den  Geschäftsergebnissen  der  Magdeburger 


1)  0.  B.  des  Rh.  W.  K.  S.  1904.  Ebenda  heißt  es  wörtlich:  „Die  Wir- 
kong  dieser  Vorrechte  findet  in  der  folgenden  Zosammenstellang  über  die 
Forderung  der  Jahre  1903  und  1904  zahlenm&Oigen  Ausdruck: 

Produktion: 
1903  1904 

1.  Neue  reine  Zechen  ...    3  339  536  t  3  808  738  t 

2.  Hflttenzechen 12  362  976  t  13  644  395  t 

3.  Alte  reine  Zechen    ...  49  076  655  t         49  802  773  t 

64  779  167  t  67  255  901  t 

Zuwachs: 
absolut  7o 

1.  Neue  reine  Zechen 469  197  t  14,05 

2.  Hflttenzechen 1  281 419  t  10,36 

3.  Alte  reine  Zechen 726118  t  M8 

2  476  734  t  3,82 

„Danach  ist  der  auf  die  Qesamtheit  der  alten  reinen  Syndikatszechen 
entfaDende  Zuwachs  selbst  in  absoluten  Zahlen  hinter  dengenigen  der  be- 
gflnatigten  Zechengruppen  beträchtlich  zurückgeblieben,  und  prozentual  ist 
der  Anten,  den  die  ersteren  an  der  Förderentwicklung  genommen  haben, 
geradezu  Terschwindend.  Dieses  außerordentliche  Mißverhältnis  wird  aber 
cnt  durch  die  Tatsache  in  das  rechte  Licht  gerflckt,  daß  zum  Teil  die  neuen 
leinen  Zechen  mit  allen  Syndikatszechen  in  Yerkaufsyereinen  verbunden 
lind,  und  diese  letzteren  Zechen  auf  Qrund  der  großen  Beteiligungsziffer  der 
neuen  Zechen  unter  Benutzung  des  Vorrechts  der  Verkaufsyereine  ihre  För- 
denmg  sehr  gesteigert  haben.  Diese  Mengen  würden  andernfalls  in  der  Ab- 
latszteigemng  der  alten  Zechen  nicht  erschienen  sein  und  dadurch  das  Bild 
sich  noch  mehr  zu  Gunsten  der  neuen  reinen  Zechen  verschoben  haben.* 
Diinoker,  ZeehenitUlegnng.  5 
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Bergwerks- Aktien-Gesellschaft  und  der  Gelsenkirohener  Bergwerks- 
gesellschaft fär  das  Jahr  1904  ermessen.  Die  erstere  GeseUschaft» 
die  eine  Dividende  von  28  o/o  für  1904  verteilte  gegenüber  35  o/o 
im  Jahre  vorher,  erklärt  in  ihrem  Geschäftsbericht:  „Der  Beitritt 
der  früher  außerhalb  des  Syndikats  stehenden  Hüttenzechen  und 
die  diesen  eingeräumten  Vorteile  nötigten  zu  einer  Herabsetzong 
der  Beteiligungszifiem  der  früheren  Mitglieder,  die  für  das  Magde- 
burger Bergwerk  in  einem  Bückgang  der  Kohlenförderung  von 
459940  t  auf  439682  t  zum  Ausdruck  kam.  Der  Gewiim  aus  dem 
Eohlenverkauf  sank  von  1  378 191  M.  auf  1076966  M. 

Der  Absatz  der  Gelsenkirohener  Bergwerksgesellschaft  betrag 
im  Geschäftsjahr  1905  5268108  t  (ausschließlich  der  Beteiligongs- 
ziffer  von  Hamburg  &  Franziska),  im  Jahre  vorher  aber  5635491 1 
(ebenso  ausschließlich  von  Hamburg  &  Franziska.  <) 

Da  die  Tendenz  dieser  Entwicklung  der  Absatzverhältnisse  schon 
firühzeitig,  wenn  auch  nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  erkannt  wurde, 
regte  sich  schon  bei  Abschluß  des  neuen  Vertrages  bei  den  be- 
drohten entwickelungsfahigen  „reinen^'  Kohlenzechen  das  lebhafte 
Bestreben,  auf  irgend  eine  Weise  die  üblen  Wirkungen  der  Förder- 


1)  Dazu  schreibt  sie  in  ihrem  Bericht:  „Unsere  Anlagen  worden  in 
ihrer  natürlichen  Entwicklung  durch  den  neuen  Vertrag  wesentlich  gehemmt 
£8  konnte  nur  durch  häufiges  Feiern  eine  Überproduktion  vermieden  werden/ 
Die  Schuld  an  dieser  Entwicklung  aber  gibt  Gelsenkirchen  hauptsächlich  den 
neuhinzugetretenen  Mitgliedern,  denen  man  zu  große  Eonzessionen  geniAcht 
habe.  Nach  einem  Hinweis  auf  den  Aufschwung,  den  die  Oesamtindustrie 
seit  Oktober  1903  und  damit  auch  die  Steinkohlenindustrie  genommen,  f&hrt 
der  Bericht  fort:  Ziffernmäßige  Vergleiche  zwischen  den  Absatzmengen  der 
Jahre  1903  und  1904  lassen  sich  nicht  ziehen,  weil  seit  Anfang  1904  der 
Selbstyerbrauch  der  Zechen,  der  namentlich  bei  den  Hüttenzechen  gtnz  , 
wesentlich  ist,  im  Gegensatz  zu  früher  nicht  mehr  als  Absatz  in  Anrechnung 
kommt.  Der  Mehrabsatz  ist  aber  fast  ausschließlich  den  neuhinzugetret^en  | 
Syndikatsmitgliederu  zugute  gekommen.  Ein  Vergleich  der  Förderung  des 
Oberbergamtsbezirks  Dortmund  ausschließlich  Rheinpreußen  mit  der  nnsrigengibt 
einen  Anhalt  für  die  Richtigkeit  obiger  Behauptung.  Die  Förderung  dei 
Oberbergamtsbezirks  Dortmund  erfuhr  im  Jahre  1904  eine  Steigerung  Ton 
4,40  7o  gegen  1903,  die  unsrige  dagegen  eine  solche  von  0,1 5  7o  gegen  1903 
oder  nach  Abzug  der  gelagerten  Mengen  einen  Rückgang  von  2,6 1  7o  i^ 
1903.  Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  wir  im  Jahre  1903,  also  unter 
dem  alten  Syndikate  noch  3,1 7o  ^^^  ^o™  Durchschnitt  zum  Versand  ge- 
bracht haben,  die  alten  Syndikatsmitglieder  haben  also  große  Opfer  bringen 
müssen,  um  den  Beitritt  der  Außenstehenden  zu  erreichen.* 
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einschrankung  hintan  za  halten  oder  wenigsten  so  viel  wie  möglich 
za  mildem. 

Bestärkt  wurden  viele  Zechen  in  diesem  Wunsche  noch  durch 
die  Geschäftsergebnisse  des  Jahres  1903,  die  ihnen  den  Beleg  fOr 
die  Tatsache  erbrachten,  daß  sich  durch  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion ganz  bedeutende  Vorteile  erzielen  ließen.  In  der  Tabelle  Vmo 

Tabelle  Vm.2) 

Übersicht  über  die  Produktion  und  die  Bohgewinne  von  16  größeren 

Aktiengesellschaften. 


Kohlen- 

Koks- 

T>       1_ 

• 

Auf  je  1  t 

Gesellschaften 

förderung 
in  1000  t 

erzengung 
in  1000  t 

Rohgewinn 
in  1000  M. 

Förderung 

entfiel  ein 

Rohgew.  y.  M 

1902 

1903 

1902 

1903 

1902 

1903 

1902     1903 

Arenberg    .... 
Apierbecker  Aktien- 

1184 

1334 

136 

200 

3146 

3475 

2,66 

2,60 

▼erein   .... 

205 

213 

— 

'— 

362 

367 

1,76 

1,72 

Berabangesellschaft 
Keuessen  .    .    . 

525 

627 

— 

— 

1357 

1569 

2,58 

2,50 

Bergbau  A.-G. 

Massen      .    .    . 

495 

538 

199 

138 

684 

623 

1,38 

1,16 

Bergwerks-Gesell- 

scbaft  Hibemia  . 

3314 

3739 

343 

502 

7863 

9095 

2,37 

2,43 

Bochomer  Berg- 

9 

werks  A.-Q.  .    . 

266 

298 

101 

121 

291 

277 

1,09 

0,93 

Concordia  .... 

884 

1085 

172 

206 

2483 

2640 

2,81 

2,43 

Consoiidation .    .    . 

1368 

1488 

242 

292 

6203 

6409 

4,53 

4,31 

Dablbusch      .    .    . 

954 

1034 

70 

86 

2926 

3293 

3,07 

3,18 

Geisenkircbener 

9 

9 

Bergwerks-Ges. . 

5089 

5864 

767 

1004 

13683 

14361 

2,69 

2,45 

Kölner  Bergwerks- 

verein  .    .    .  <• 

741 

773 

103 

129 

2316 

2471 

3,12 

3,20 

KAnigsbom     .    .    . 

728 

863 

230 

322 

1524 

1793 

2,09 

2,08 

König  Wilbelm  .    . 
Magdeburger  Berg- 

855 

876 

62 

76 

2086 

2074 

2,44 

2,37 

werks  A.-G.  .    . 

441 

460 

— 

— 

1489 

1498 

3,37 

3,26 

MOhlheimer  Berg- 

9 

werksverein  .    . 

998 

1200 

70 

86 

2600 

3603 

2,60 

3,00 

Steinkohlenberg- 

9 

7 

werk   Nordstern 

2175 

2393 

261 

313 

6052 

6157 

2,78 

2,57 

20222 

22785 

2676 

3457 

55067 

59705 

2,69 

2,58 

1 )  £s  gibt  im  Ruhrbezirk  nach  Ausscheidung  der  Bochumer  Koks-  und 
Kohlenwerke  21  Aktiengesellschaften,  von  denen  17  ihr  Geschäftsjahr  mit  dem 
Kalendeijahr  znsammenüallen  lassen  und  darum  vergleichbar  sind.  Alstaden 
kommt  in  Fortfall,  da  jetzt  stillgelegt. 

2)  Zusammengestellt  nach  den  Geschäftsberichten. 
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smd  von  16  größeren  Aktiengesellschaften  die  Zahlen  f&r  die 
Eohlenfördening  nnd  aach  Eokseizengong  fBr  die  Jahre  1902  und 
1903  gegenübergestellt,  ebenso  die  Bohgewinne;  schließlich  ist  noch 
angegeben,  wieviel  vom  Bohgewinn  auf  eine  Tonne  F&rdenmg  ent- 
fiel. Ans  den  Zahlen  geht  hervor,  daß  von  1902  anf  1903  die 
Eohlenfördening  der  1 6  Gesellschaften  von  20  222  000 1  anf  22  785  000 1 
oder  am  12,6  o/o  gestiegen  ist  Gleichzeitig  ist  der  anf  die  Tonne 
Eohlenfördemng  entfallende  Bohgewinn  von  durchschnittlich  2,69  H. 
anf  2,58  M.  oder  am  nmd  4  o/o  gesunken.  Nun  stieg  beim  Eohlen- 
syndikat  die  Förderung  fOr  die  Zechen  des  alten  Vertrages,  zu  denen 
^e  sämtlichen  aufgezählten  Werke  gehören,  von  1902  auf  1903  nurnm 
10,5  o/o.  Die  Ursache  f&r  die  verhältnismäßig  größere  Steigerung 
der  Förderung  jener  Gesellschaften  kann  demnach  nur  die  Erhöhung 
der  Beteiligung  am  Gesamtabsatz  des  Syndikats  gewesen  sein.  Das 
Ergebnis  dieses  Beteiligungs-  resp.  Förderzuwachses  war  aber,  dafi 
nicht  nur  der  Gewinnrflckgang  von  0,11  M.  pro  Tonne  ausgegUchen 
wurde,  sondern  daß  der  Bohgewinn  aller  Gesellschaften  damals  von 
55  067000  auf  59705000  M.  gestiegen  ist;  er  hatte  es  sogar  einem 
Teil  der  Zechen  möglich  gemacht,  eine  höhere  Dividende  zur  Ans- 
schfittung  zu  bringen.  Es  stieg  die  Dividende  bei  Gelsenkirchen  und 
bei  Hibemia  von  je  10  auf  11  o/o,  bei  Eonsolidation  von  27  anf 
28 o/o,  bei  dem  Mulheimer  Bergwerksverein  von  5  auf  8 o/o,  bei 
Dahlbusch  von  13  Vs  auf  16  o/o,  bei  Eönigsbom  von  7  auf  90/0,  bei 
Arenberg  von  35  auf  40  0/0,  beim  Eölner  Bergwerksverein  von  25  auf 
27  V2  0/0  und  bei  der  Bergbaugesellschaft  Neuessen  von  25  auf  30  ®/o. 
Bei  den  anderen  hat  sich,  abgesehen  von  der  Bochumer  Bergwerks- 
gesellsohaft,  die  in  beiden  Jahren  keine  Dividende  verteilen  konnte, 
die  Dividende  auf  der  gleichen  Höhe  gehalten.  Daraus  ließ  sich 
folgern,  daß  mit  einer  Erhöhung  der  Beteiligung  und  mit  der  damit 
verknüpften  Ausdehnung  der  Förderung  eine  Steigerung  der  Erträg- 
nisse Hand  in  Hand  ging. 

Das  Bestreben  der  kapitalkräftigen  Eohlengesellschaften,  die 
durch  den  neuen  Syndikatsvertrag  in  ihrer  Entwickelung  bedroht 
wurden,  mußte  demnach  darauf  gerichtet  sein,  einmal  die  Nachteile 
der  Fördereinschränkung  auszumerzen,  zum  anderen  durch  Steige- 
rung der  Produktion  den  doppelten  Vorteil  zu  erringen,  nicht  nur 
die  Erhöhung  ihrer  Produktionskosten  auszugleichen,  sondern  viel* 
leicht  noch  darüber  hinaus  höhere  Erträgnisse  zu  erzielen. 
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Als  einziges  Mittel  zur  Erreichang  dieses  Zieles  blieb  nach  den 
?erinderten  Syndikatsbestimmongen  das  Ankaufen  von  ungünstig 
arbeitenden  Zechen,  die  Stillegung  derselben  und  die  Übertragung 
der  an  den  Zechen  haftenden  Beteiligungsziffem  auf  andere  unter 
Brünstigeren  Verhältnissen  produzierende  Zechen. 

Sonderlich  erwünscht  schienen  allerdings  diese  Übertragungen 
dem  Syndikat  nicht  zu  sein.  Denn  man  erörterte  schon  in  den 
Verhandlungen  zum  neuen  Vertrag  die  Frage,  ob  und  wie  man 
denselben  entgegentreten  könne.  Hierüber  hat  der  Vorsitzende  des 
SyndikatsYorstandes  in  der  Konferenz  vom  28.  April  1904  folgende 
Erklärungen  abgeben.^) 

„Es  ist  bei  der  Neuredigierung  des  Vertrags  eingehend  die 
Frage  erörtert  worden,  ob  gegenüber  den  Erscheinungen,  die  wir  im 
alten  Vertrage  hatten,  nicht  neue,  abändernde  Bestimmungen  einge- 
führt werden  sollten.  Es  ist  bereits  erörtert,  daß  Helene  Nachti- 
gall, Steingatt,  Bommerbänker  Tiefbau  noch  unter  den  alten 
Vertrag  fallen.  Wir  haben  dabei  nur  unsere  eigenen  Interessen  sprechen 
lassen,  und  diese  wiesen  darauf  hin,  daß  wir  den  Übergang  der- 
irtiger  Beteiligungsziffem  unter  allen  Umständen  zu  vermeiden 
Buchen  müssen.  Es  ist  leicht  erkenntlich,  daß  es  im  Interesse  des 
Eohlensyndikats  liegt,  daß  die  Beteiligung  der  Zechen,  die  nach 
Maßgabe  der  unterirdischen  Verhältnisse  nur  noch  kurze  Lebens- 
lauer haben,  zugunsten  des  Syndikats  verfiele.  Wir  haben  auch 
deshalb  den  Zechen  den  Übergang  zu  erschweren  erwogen,  weil  der 
Übergang  zahlreicher  Zechen  an  Hüttenwerke,  die  wir  im  alten 
Byndikatsvertrage  erlebt  haben,  schädigend  wirkte.  Jeder,  der  sich 
mit  der  Materie  beschäftigt,  wird  einsehen,  daß  es  absolut  keinen 
Weg  dafür  gab.  Zunächst  ist  es  wirtschaftlich  unmöglich,  die  ver- 
Bchiedenen  Glieder  einer  Industrie  in  einem  großen  Verbände  zu 
vereinigen,  wenn  man  ihm  für  die  Dauer  des  Verbandsvertrages 
jedes  Verfügungsrecht  über  seinen  Besitz  nimmt  Wenn  wir  es  aber 
auch  hätten  erreichen  können,  wie  würden  wir  es  bei  den  gewerk- 
schaftlichen Einrichtungen  haben  vermeiden  können,  daß  die  Kuxe 
verkauft  wurden ,  wie  hätte  man  der  Zeche  Hamburg  &  Franziska 
den  Übergang  verbieten  können,  nachdem  sämtliche  Kuxe  an  Oelsen- 
Urchen  verkauft  waren?    Wenn  Gelsenkirchen  dann  sagte:    Ich 


1)  Denkschrift  betreffend  die  Stillegung  von  Rnhrzechen  S.fi, 
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löse  die  Gewerkschaft  auf,  so  würde  dem  Syndikate  trotz  aller  Be- 
stimmnngen  nichts  äbrig  bleiben,  wie  dieses  anzuerkennen.  Ich 
habe  damit  andeuten  wollen,  daß  es  absolut  unmöglich  ist  für  das 
Syndikat,  einem  derartigen  Übergang  irgend  ein  Hindernis  in  den 
Weg  zu  legen." 

Bald  entwickelte  sich  eine  lebhafte  Nachfrage  nach  geeigneten 
Zechen,  d.  h.  solchen  Zechen,  deren  Wert  hauptsächlich  in  ihrer 
Beteiligungsziffer  beim  Syndikat  bestand.  Nach  manchen  Kuxen, 
die  bis  dato  am  Markte  sehr  yemachlässigt  waren,  zeigte  sich  aof 
einmal  lebhafter  Begehr.  Die  ihnen  zustehende  Beteiligungsziffer 
war  zu  einem  neuen  Verkaufsobjekt  geworden,  dessen  Marktwert  in 
den  Kursen  der  Besitzanteile  der  betreffenden  Zechen  zum  Aus- 
druck kam. 

3.  Umfang  der  „spekulativen"  Stillegungen. 

Über  den  Verkauf  und  die  Stillegung  von  Syndikatszechen  gibt 
die  beigefügte  tabellarische  Übersicht  0  Aufschluß.  Es  handelt  sich 
um  17  Zechen.  Hasenwinkel  wäre  aber  wohl  auszuscheiden,  da 
es  bei  diesem  Erwerb  nicht  auf  eine  Stillegung  und  eine  Übertragung 
der  Beteiligungsziffer  auf  andere  Betriebe  abgesehen  war,  vielmehr 
lediglich  eine  betriebstechnische  Vereinigung  beabsichtigt  war.  Als 
Fusion  solchen  Charakters  hat  sie  dsJier  auch  an  anderer  Stelle 
Erwähnung  gefunden.  ^)  Wir  haben  sie  berücksichtigt,  weil  Hasen- 
winkel anfangs  allgemein  unter  den  spekulativen  Zechenkäufen  mit 
aufgeführt  wurde  und  auf  diese  Weise  noch  bei  den  Dortmunder 
Verhandlungen  und  in  der  Denkschrift  einer  eingehenden  Unter- 
suchung unterzogen  wurde.  Aber  schon  bei  dieser  Gelegenheit  wurde 
der  wahre  Sachverhalt  mit  großer  Klarheit  dargelegt 

Eine  besondere  Stelle  nehmen  femer  Hamburg  &  Franziska 
und  Rieh r ad t  ein,  bei  denen  es  zwar  auf  die  Beteiligungsziffer 
abgesehen  war,  deren  Nutzbarmachung  durch  teilweise  Überweisung 
auf  andere  Zechen  aber  keine  Stillegung  oder  auch  nur  Betiiebs- 
einschränkung  zur  Folge  hatte.  Da  es  uns  darauf  ankonmit,  eine 
solche  festzustellen,  so  kommen  diese  beiden  Zechen  ebenfalls  in 
Wegfall. 

Bei  den  amtlichen  Untersuchungen  hat  man  ver.  Hoffnung 
ftSekretarius   Aak   nicht  berficksichtigt,  wohl  deshalb,  weü  es 

1)  Sieke  8.  86  ff.  2)  Siehe  S.  93. 
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ich  mehr  um  ein  natfirliches  Erliegen,  als  am  eine  beabsichtigte 
ttallegnng  zwecks  Übertragung  der  Beteiligongsziffer  handelte, 
renngleich  trotzdem  die  letztere  der  Besitzerin,  Graf  Benst,  zu 
ate  kam. 

Seilerbeck,  Freiberg  und  Louise  Tfb.  sind  erst  später 
inzugekommen  und  daher  von  der  Denkschrift  noch  nicht  in  Bech- 
inng  gezogen. 

Mit  einer  gewissen  Einschränkung  bezüglich  ver.  Hoffnung 
laben  wir  somit  14  Zechen  der  südlichen  Beviere,  die  infolge  der 
lurch  das  Syndikat  geschaffenen  Verhältnisse  ganz  oder  teilweise 
sum  Erliegen  gekommen  sind.  Gänzlich  außer  Betrieb  waren  am 
l/I.  1906  8  Zechen:  Helene  Nachtigall,  ver.  Hoffnung,  Steingatt, 
rer.  Maria  Anna  &  Steinbank,  ver.  Bickefeld  Tfb.,  Julius  Philipp, 
Sprockhövel  und  Berneck  &  Glückwinkelsburg.  Im  Laufe  dieses 
Jahres  (1906)  wird  wahrscheinlich  die  Zeche  Bommerbänker  Tfb., 
ieren  Belegschaft  bereits  um  die  Hälfte  reduziert  ist,  hinzukommen. 
Die  Summe  der  Beteiligungsziffem  dieser  neun  Zechen  beläuft 
sich  auf  1904  538  t. 

Teilweise  stillgelegt  sind  3  Zechen.  Von  Alstaden:  Schacht  I, 
FonEiberg:SchachtHermann,yonSellerbeck&Roland:Sellerbeck. 

Den  Betrieb  eingeschränkt  haben  endlich  Freiberg  und 
Louise  Erbst.  Die  Gesamtbeteiligung  dieser  5  Zechen  beträgt 
l  610  000  t,  wobei  fßr  Louise  250  000  t,  d.  i.  nicht  ganz  die  Hälfte 
1er  ganzen  Beteiligungsziffer  für  Louise  und  Bruchstraße  in  Höhe  von 
i03  089  t,  berechnet  ist,  welches  Teilungsverhältnis  ungefähr  dem 
Mheren  Produktionsverhältnis  entspricht. 

Rechnet  man  die  Hälfte  der  Beteiligungssumme  1610000  t 
linilich  805000  t  der  obigen  Summe  von  1904  538  t  zu,  so  ergibt 
nch,  daß  der  Anteil  der  Buhrtalzechen  am  Syndikatskontingent  um 
)einahe  3  Mill.  t  Einbuße  erlitten  hat,  das  macht  bei  der  gegen- 
rärtigen  Gesamtbeteiligung  des  Syndikats  von  rund  75  Mill.  t  4  ^jo  aus. 

L  Die  Verhältnisse  der  zwecks  Stillegung  erworbenen 

Zechen. 

Was  nun  die  technischen  und  wirtschaftlichen  Verhält- 
lisse  der  stillgelegten  Zechen  anbetrifft,  so  liegt  für  diejenigen  Gru- 
)en,  die  (Gegenstand  der  amtlichen  Untersuchung  waren,  in  der 
Denkschrift  ein  sehr  umfassendes  authentisches  Material  vor;  es  be- 
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zieht  sich  auf  die  Zechen  Bickefeld,i)  Bommerbanker  Ttb^^  Spiock- 
höveP),  Jolios  Philipp^),  Berneck  &  Olflckwinkelsbnrg^),  Maria  Anna 
&  Steinbank^^),  Eiberg^),  Alstaden.^)  Eine  knize  Charakteriiatik  gibt 
die  Denkschrift  in  der  Einleitung  auch  noch  aber  Helene  Naoh- 
tigalP)  und  Steingatt i<)) 

Erstere  Zeche  erforderiie  danach  1891 — 96  eine  Zubuße  von 
li/s  Millionen  Mark. 

Sie  hatte  unter  großen  Wasserzuflfissen  zu  leiden,  und  ein  Yi»- 
besitzer  war  bereits  in  Eonkurs  geraten,  i^) 

Die  Verhältnisse  von  Steingatt  waren  nach  der  Denkschiift 

ebenMs  ungfinstig :  ,,die  Gtewerken  hatten  allerdings  in  den  Jahisi 

1889 — 1891  zusammen  460  M.  Ausbeute  auf  den  Eux  erhalten,  aber 

seit  dem  im  Jahre  1891  erfolgten  Zusammenbruch  des  Schachtes 

nachstehende   Zubußen  zahlen  und  folgende  Anleihen  aufiiehmen 

mfissen  * 

1892      300000  M.  Zubuße 

1894  96000  „  Anleihe 

1895  300000  „ 

1898  300000  n    Zubuße 

1899  400000  „        „ 

1900  450000  n    „ 

1901  450000 

1902  250  000  ^ 

2  546  000  M. 

ohne  daß  seit  1892  Ausbeute  verteilt  worden  wäre.  Neuere  Ver- 
suchsarbeiten hatten  ergeben,  daß  die  Kohlen  in  größerer  Tiefe 
wenig  stfickreich,  stellenweise  sogar  sehr  mulmig  und  weich  waren. 
Große  Wasserzuflüsse  —  zeitweise  7  cbm  fär  die  Minute  —  waren  ein- 
getreten usw.  Die  Zeche  war  denmach  unter  den  ungünstigen  all- 
gemeinen Betriebsverhältnissen  als  unrentabel  anzusehen,  ihr  Er- 
liegen würde  auch  ohne  den  Verkauf  voraussichtlich  in  kurzer  Zeit 
erfolgt  sein,  i  2) 


r>  n 

j)  n 


1)  Denkschrift  S.  12.  2)  Denkschr.  8. 16.  3)  a.  a.  0.  8. 19. 

4)  a.  a.  0.  S.  21.  5)  a.  a  0.  S.  24,  6)  a.  a.  0.  S.  31. 

7)  a.  a.  0.  8.  34.  8)  a.  a.  0.  S.  38.  9)  a.  a.  0.  S.  3. 

10)  a.  a.  0.  S.  3.  11)  46.  G.  V.  d.  V.  f.  d.  b.  J.  S.  16. 

12)  Dem  Verfasser  stand  eine  eingehende  Darstellong  der  Betrieb8fe^ 
hftltnisse  von  St  vom  Bergwerksdirektor  Liebrich  (Concordia-Oberhaosen)  lor 
Verfügung,  aus  dem  folgende  Stellen  wiedergegeben  seien.    In  einer  Notii  in 
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Ver.  Hoff nang  &  Sekretarias  Aak. 

Ende  der  60er  Jahre  enstanden  in  dem  sädwesüiohen  Stadt- 
Hebiete  (Essen  a/R.),  unter  welchem  die  Zeche  Hoffnung  die  Fetfr- 
iLohlengmppe  abbaute,  Tagebrfiche  größeren  ümfangs.  Die  Berg- 
behörde gewann  hieraus  die  Ansicht,  daß  der  Weiterbau  gemeinge- 
Shrlich  sei,  und  verschloß  der  Zeche  fast  ganz  diesen,  den  wichtig- 
sten, Teil  ihres  Baufeldes.  Im  Kampfe  um  Sein  oder  Nichtsein 
löste  nun  die  Zeche  die  bis  dahin  unberficksichtigt  gebliebenen  lie- 
genden mageren  Flöze.  Solange  sie  mit  diesen  noch  einen  kleinen 
rerbliebenen  Teil  der  Fettkohlengruppe,  welcher  mit  den  schon  yor- 
ber  niedergebrachten  Sohlen  noch  ausgerichtet  war,  abbauen  konnte, 
hielt  sie  sich  in  ihrer  Existenz.  Als  dieser  aber  verhauen  und  in 
den  mageren  Kohlenflözen  überdies  nur  größtenteils  Orußkohlen 
Beten,  wurde  die  Stillegung  der  Zeche  beschlossen.  0 


cter  Arbeitsmarkt-Eorrespondenz  von  Db.  Jabtbow  war  aaf  ein  von  einem 
Beigwerksdirektor  im  Jahre  1900  erstattetes  Outachten  hingewiesen,  wonach 
Bt  dimals  noch  10,5  Bfill.  t  abbauwürdiger  Kohle  anstehen  hatte.  (Auf  dies 
Gutachten  verwies  auch  der  Abgeordnete  Bbust  im  Abgeordnetenhaus.  A.  H. 
H.  Sitzg.  S.  33.)  Hierauf  erwidert  L. :  „Es  ist  möglich,  daß  im  Felde  STBnroATT 
iM)ch  aber  10  Vi  Mill.  t  Kohlen  vorhanden  waren ;  sicher  ist  jedenfalls,  daP 
leren  Gewinnung  mit  Einrichtungen,  wie  sie  die  Zeche  damals  und  bis  zu- 
tetst  besaß,  nicht  bewirkt  werden  konnte.  Dazu  h&tte  es  yielmehr  außer- 
ordentlich kostspieliger  Neuanlagen  bedurft,  da  die  Fördereinrichtung  un- 
Sttflgend  und  auch  die  Wasserhaltung  nicht  ausreichend  war;  der  Wasserzufluß 
b«trog  5  cbm  in  der  Minute  bei  einer  höchsten  Kohlenförderung  von 
128932  t  im  Jahre  1901.  Namentlich  aber  h&tte  der  Hauptförderschacht, 
rem  er  nicht  überhaupt  aufgegeben  und  durch  einen  neuen  Schacht  ersetzt 
rerden  sollte,  was  wahrscheinlich  das  ratsamere  gewesen  w&re,  nicht  nur 
reiter  abgeteuft,  sondern  auch  vollständig  durchrepariert  werden  müssen, 
a  er  sich  in  einem  Zustande  befand,  der  einen  ferneren  Betrieb  vollständig 
osschloß.  Beispielsweise  konnte  nach  Stillegung  der  Zeche  der  Ausbau  der 
nterirdischen  Wasserhaltungsmaschine  und  der  Pumpwerke  nur  nach  Her- 
tellong  mancherlei  Schutzvorrichtungen  vor  sich  gehen  und  mußte  auch  dann 
Qch  mit  aller  Behutsamkeit  geleitet  werden,  da  ständig  der  Einsturz  des 
ehaehtes  zu  fürchten  war.   Die  nötigen  Verbesserungen  und  Erweiterungen 

Itten  die  Gewerkschaft  zu  weiteren  großen  Auslagen  gezwungen Die 

«Criebskosten  fOrjede  Tonne  geförderter  Kohle  überschritten  den  Erlös  dafür 
B  2  M.  Die  Hoffnungslosigkeit,  die  über  dem  Unternehmen  lag,  spricht  sich 
Irin  »08,  daß  der  Kurs  im  August  1901  an  der  Essener  Börse  mit  15  M.  bez. 
Bd  20M.  B£,  also  Angebot,  dem  keine  Nachfrage  gegenüberstand,  notierte.'' 
1)  Persönliche  Mitteilungen  des  Markscheider  Herrn  B.  KAMPBBS-EsBen. 
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Über  die  folgenden  8  Zechen  resamiert  die  Denkschrift  ihie 
Yoraufgehenden  Einzeldarstellungen  in  der  Weise,  daß  sie  sagt:^) 

„Der  Grund  für  die  erfolgte  oder  beabsichtigte  Einstellung  ist 
nicht  eine  bereits  eingetretene  oder  nahe  bevorstehende  Erschöpfung  an 
Kohle,  sondern  der  Umstand,  daß  die  Gewinnung  der  noch  anstehen- 
den Eohlenmengen  überhaupt  nicht  mehr  oder  nur  noch  zu  einem 
geringen  Teil  für  rentabel  gehalten  wird.  Zur  Beurteilung,  ob  diese 
Ansicht  hinsichtlich  sämtlicher  Gruben  als  begründet  anzuerkennen 
ist,  sei  hier  kurz  folgendes  hervorgehoben. 

„Die  Zeche  ver.  Maria  Anna  u.  Steinbank^^)  hat  in  den 
letzten  10  Jahren  hauptsächlich  infolge  ungünstiger  FlSzverhältnisse 
und  starker  Wasserzuflüsse  nur  mit  Zubuße  gearbeitet  Diese  be- 
trug insgesamt  in  dieser  Zeit  3336270  M.  Irgend  welche  Anhalts- 
punkte dafür,  daß  sich  diese  ungünstigen  Verhältnisse  bald  bessern 
könnten,  sind  nicht  vorhanden. 

„Die  Zeche  ver.  Bickefeld  Tiefbau^)  hat  in  den  letzten 
10  Jahren  gleichfalls  nur  mit  Zubuße  gearbeitet.  Diese  belief  sich 
insgesamt  fOr  diese  Zeit  auf  3077350  M.  Dabei  hatte  die  Grube 
Ende  1903  noch  eine  Schuldenlast  von  1  232764  M.  Zu  diesen  un- 
günstigen Ergebnissen  haben  insbesondere  die  starken  Wasserzn- 
flüsse  und  andere  Betriebsschwierigkeiten  im  Schürener  Schacht- 
felde, sodann  auch  die  erheblichen  Neuaufwendungen  für  die  Hörder 
Schachtanlage  beigetragen.  Es  ist  möglich,  daß  bei  Einstellung 
des  Betriebes  im  ersteren  Felde  und  bei  Herstellung  eines  neuen, 
an  geeigneter  Stelle  niedergebrachten  Schachtes  im  Hörder  Felde 
und  der  notwendigen  Tagesanlagen  der  Betrieb  in  diesem  Felde 
ohne  Zubuße,  vielleicht  auch  mit  Gewinn,  hätte  fortgesetzt  werden 
können.  Wahrscheinlich  hätte  sich  auch  die  frühere  Besitzerin,  wenn 
ihr  nicht  ein  so  günstiges  Kaufangebot  gemacht  worden  wäre,  in 
der  Hoffnung  auf  gute  Aufschlüsse  in  dem  neu  erworbenen  Felde 
Elarenberg  oder  auf  bessere  Eohlenpreise  zu  diesem  Schritte  nnd 
damit  zu  neuen  erheblichen  Aufwendungen  entschlossen.  Eine 
Gewähr  dafür,  daß  das  Unternehmen  von  Erfolg  sein  würde,  war 
aber  in  keiner  Weise  gegeben. 


1)  Denkschr.  S.  41. 
ADm.  2  und  3  siehe  S.  75. 


Die  tpaknl&tlTeD  oder  SyndilutsitUlegongeo. 
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n  Aach  die  fioanzielleii  ErgebmBBe  der  Zeche  JnliuB  Philipp  <) 
Bind  in  den  letzten  10  Jahien  sehr  nngänstig  gewesen,  wenn  anoh 
nieht  bo  ongänstig,  wie  die  der  beiden  Torgen&nnten  Zechen.  Den 
in  dieser  Zeit  verteilten  Aosbenten  von  380000  U.  stehen  Zobaßen 
TOD    1 180518  M.  ood    eine  Schuld    von    1229000  M.  g^enflber. 


3)  Deokschr.  8.  32: 
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Über- 

Zu 

« 
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dleToone 

i 

l 

Jt 

t 

Jl 

Ji 

Jt 

JL 

18»4 

206  7M 

1076 

3,43 

0,641 

8,34 

8,11 

240  22T 

1895 

207  102 

1036 

0,680 

7,95 

7,71 

89  644 

1896 

231  772 
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Ü,653 

S,29 

209  942 

1697 

238  063 

IISS 

3,78 

0,635 

8,49 

7,81 

342  784 

le&s 

228  576 

1144 

3,89 

0,615 

11,99 

8,29 

720  779 

1899 

222  987 

UOO 

4.15 

0,592 

11,12 

8.69 

460  021 

25S  023 

1180 

4,45 

0,661 

10,75 

8,72 

380  885 

1901 

245260 

12S4 

0,652 

11,49 

9,06 

193  088 

269204 

1332 

4,05 

0,683 

10,94 

S,40 

527  568 

1903 

289  eso 

1321 

4,08 

0,719 

9,17 

8,17 

— 

19!  332 

9)  Denkichr.  S.  19: 
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i« 
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Jk 

t 

Jt'i 
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Jt 
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¥ 

0,669 
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0,652 
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225  24( 

331000 

1896 

95  833 

556 

1 

0,600 

12.67 

200  29^ 

413  160 

115  127 

560 

0,672 

11,90 

9,39 

173  62! 

339  494 

1898 

109  973 

516 

3,45 

0,684 

12,08 

9,17 

257  12f 

413919 

125  663 

543 

3,69 

0,739 

13,42 

9,58 

402  281 

466  508 

3,90 

0,748 

12,40 

122  G3( 

737  2B4 

126  628 

746 

3,65 

0,572 

14,94 

11,92 

329  89f 

1180  862 

3,54 

0,520 

17,78 

11,20 

705  244 

1155  156 

1903 

174  354 

959 

3,6t> 

0,605 

13,24 

10,18 

— 

475  492 

1232  764 

■)  Selbttkoitan  and  ErUt  rind  auf  Qrand  der  verkanften  Kohlen- 
meogen  (aouchliefllich  dee  Selbetrerbranchs)  ermittelt  Unter  den  Selbatkoaten 
dnd  ancb  die  Ausgeben  fOr  Nenanlogen  Iwrechnet 

Aom.  1  liehe  S.  76. 
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4.  Kapital 


Trotzdem  würde  auch  auf  dieser  Zeche,  wenn  kein  gfinstiges  Kauf- 
angebot erfolgt  w&re,  der  Betrieb  yoraossiohtlioh  noch  längere  Zeit 
aufrecht  erhalten  worden  sein,  schon  mit  Bücksicht  auf  die  in  den 
letzten  Jahren  gemachten  Aofwendangen  für  Emeuerongen  einzelner 
Tagesanlagen.  Ob  aber  bei  dem  unregelmäßigen  Verhalten  der 
Flöze,  der  schlechten  Beschaffenheit  des  Nebengesteins  und  den 
starken  Wasserzoflüssen  anter  den  heutigen  Eohlenpreisen  ein  Ge- 
winn erzielt  worden  wäre,  muß  als  sehr  zweifelhaft  bezeichnet  werden. 
„Die  beiden   kleinen  Zechen  SprockhöveP),  Berneck  & 

1)  Denkschr.  S.  23: 


För- 
derung 


Ar- 
beiter- 
zahl 


ih 


»4 

d 


•    9   ^ 

•s5  S 


fi|2 


Selbst- 
kosten 
auf  die 
Tonne 


Duroh- 

sohnitti- 

erlOs 

ffir  die 

Tonne 


Aus- 
beute 


Zu- 
buße 


Schill- 
den 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


170  918 
176  968 
202  676 
263  815 
283  083 
303  646 
296  277 
262  479 
233  277 
226  112 


740 

2,93 

0,806 

7,31 

6,388 

— 

695 

2,93 

0,882 

7,226 

6,674 

— 

750 

3,01 

0,852 

6,928 

6,944 

— 

1972 

3,22 

0,880 

6,802 

6,967 

— 

1002 

3,59 

0,918 

6,608 

7,65 

130  000 

1073 

3,85 

0,894 

7,628 

8,09 

170  000 

1028 

4,14 

0,854 

9,54 

8,83 

80  000 

1158 

4,10 

0,808 

11,667 

9,82 

1084 

3,53 

0.766 

9,624 

9,82 

041 

3,63. 

0,780 

10,032 

9,00 

— 

100  000 
250  000 
250  000 


277  336 
303  182 


1  200  000 
1200000 
1164000 
1127  000 
1088000 
1046000 
1  000  000 
1454  000 
1  406  000 
1  229  000 


*)  Die   Selbstkosten   sowohl   wie   der  Dorchschnittserlös   ist   nach  der 
wirklich  verkauften  Eohlenmenge  berechnet 

2)  Denkschr.  S.  20 : 


För- 

Ar- 

■ 

*"*  a  a 

^  ^   P 

M  'S  -e 

Selbst- 
kosten 

Darch- 
ecbnitts- 
erlös") 
fttr  die 
Tonne 

Aus- 

Zu- 

Schul- 

derung 

beiter- 
zahl 

1 
1 

für  die 
Tonne*) 

beute 

buße        den 

t 

Jk 

t 

Jti 

[     -^ 

Jk 

Jk     \     A 

1896 

200  000 

o 

1897 

56 

4,06 

— 

— 

200  000 

1898 

— 

76 

3,64 

— 

— 

— 

400  000 

ta-t 

1899 

11498 

123 

3,92 

93,48 

? 

8,50 

— 

300  000 

§1 

1900 

44143 

242 

4,26 

182,40 

? 

10,02 

— 

300  000 

:l 

1901 

61826 

298 

3,92 

207,50 

8,75 

9,06 

— 

r 

1902 

75  822 

366 

3,62 

207,16 

9,22 

9.47 

— 

— 

1903 

76  925 

400 

3,53 

192,31 

10,09 

9,28 

150  000 

0   ^ 

*)  Die  Selbstkosten  sind  nach   der  Nettoförderang  ausschließlich  das 

Selbstverbrauchs,  ermittelt    Aach  sind  keine  Abschreibangen  berficksichti^ 

**)  Bei  dem  £rl68  sind  nur  die  abgesetzten  Eohlenmengen  beracksichtlgt 


Die  ipeknlatlTeD  oder  SjodikataatUlegtuigeii. 
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rlttckwinkelsbarg  <)  sind  von  Anfang  an  beziehnngsweise  in  den 
itzten  10  Jahren  leine  Zuboßzecheo  gewesen.  Die  Grabe  Sprook- 
Svel  hat  seit  ihrer  Errichtung  als  Tiefbananlage  im  Jahre  1896 
ine  ZabnBe  von  1 550  000  R,  Bemeob  &  OlÖckwinkelabn^  seit  1894 
ine  solche  von  2  055  000  M.  erfordert.  Dazn  treten  bei  ersterer  eine 
ohold  von  300  000  U^  bei  letzterer  eine  solche  von  594  S84  M. 
iei  Sprockhövel  ist  die  Zabnße  der  ersten  Jahre  wohl  hanptsäcb- 
eh  darch  die  Kosten  der  Ansriohtnng  der  Qrube  nnd  der  Herstel-t 
ing  der  Tag;esanlagen  hervorgemfen.  Die  scMeohten  Eigebnisse 
er  letzten  Jahre  sind  aber  allein  auf  die  ongänstigen  Fl&ZTerh&lt- 
isse,  starken  Wasserzoflässe  nnd  andere  BetriebserBchwemisse  zn- 
HokzofOhren,  die  eine  Aussicht  auf  dauernden  Gewinn  nicht  za- 
issen.  Ein  solche  ist  auch  bei  Bemeck  nnd  Glfickwinkelsburg  w^en 
er  fiberaus  schlechten  Kohle  daselbst  nicht  zu  erwarten. 

„Etwas  besser  liegen  die  Verhältnisse  auf  Bommerbänker 
iefbau.^)  Es  konnte  hier  in  einzelnen  Jahren  sogar  Ausbeute 
erteilt  werden;  im  flbrigen  aber  wurde  mit  Zabnße  gearbeitet.  In 
OD  letzten  Jahren  betrc^  die  Qesamtaasbeute  508675  IIL,  die 
-flsamtzubaße  814500  M.    Zu  letzterer  kommt  noch  eine  zur  Zeit 


l)  Denk 

Chr.  a 

1 

1 

2G: 

Tür- 
Atnatg 

tii 

o  s 
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-^S 

if 

3 

1 
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Sohnl- 
dw") 

t 

■«] 

Jk 

t 

Jk. 

jt 

Jt 

Jt 

Jt 

9t 

57  835 
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3,12 

0.6B 

Ibü  31/12. 

\      1895 
1  4T5  000 

_ 

95 

Sl  S26 
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3,21 

0,69 

— 

~ 

— 

— 

96 

S3  4Sti 
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3,55 

0.62 

8,33 

6.59 

_ 

579  620 

97 

55S95 
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3.56 

0.50 

10,87 

B,92 

992  000 

631  697 

98 

76  740 

356 

3,82 

0,68 

8,39 

iIto 

294  000 

590  870 

99 

tOO  422 

441 

4,04 

0,68 

3,90 

8,28 

294  000 

584  471 

00 

110  135 

105 

4,29 

0,68 

9,97 

9,98 

100  000 

500  641 

Ol 

106  844 

506 

4,13 

0,66 

10,54 

9,85 

150  000 

464  057 

02 

Ul  58S 
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»,6i> 

0,6S 

9,88 

^M 

150  000 

564  213 

03 

124  6B.1 

599 

.1,94 

0,70 

10.44 

8,57 

- 

200  ÜOO 

594  884 

*)  Die  Zahlen  für  die  Selbstkosten  und  den  Erlfls  sind  aaf  Gnmd  der 
■geieteten  Kohlenmengen  ermiUelL 

*•)  In  den  Schulden  ist  eine  Oblig&tioDBSChuld  von  onprüngUch  300  000  Mk.,, 
tMig«r  Best  120  000  Mk.  miteothalten. 
Anm.  2  siehe  8.  78. 


78 


4.  Eftpitd. 


mh  aaf  276  000  M.  belaufende  Oiondschold.  Die  Unaohe  der 
ongleioliea  Ergebniase  Ue^  Torviegend  in  dem  weohaelnden  Fl{i^ 
Terhaltoii.  Ein  Gewinn  kann  anf  dieser  Zeche  naolt  den  bishedgeo 
Erfahmngen  nor  bei  BesohränkuDg  des  Betziebas  auf  die  besseno 
Hözteile  erzielt  werden. 

^ie  Erträgnisse  der  Zeohe  Alstaden')  haben  üoh  in  d« 
letzten  Jahren  ständig  Terscfalechtert.  Die  Ansbente,  dis  in  d« 
Jahren  1894  bis  1897  nooh  insgesamt  1675166  M.  betrug,  nt- 
minderte  »oh  in  den  nächsten  4  Jahren  anf  493749  hL,  um  dam 
in  den  Jahren  1902  und  1903  einer  ZobnBe  von  141936  H.  Hiti 


3)  D«iilaclir.  S.  n 
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*)  Berechnet  kuf  Ornod  desAbBatzes. 
1)  Denkachr.  S.  40: 
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S93T3 
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Dabei  hat  die  Zeofae  800  000  M.  Schulden.  Der  starke 
Bäckgai^  ist  in  erster  Linie  dadorch  Temrsaoht,  daß  im  Felde  des 
Sobaobtes  I  mit  der  xonehmeDden  Vermindening  des  Abbaues  der 
jetst  ToIMändig  verhaaenen  hangenden  FIfize  mit  gnter  Kohle  die 
liegenden  Flöze  mit  zum  Teil  sehr  weicher,  zum  Teil  sehr  nnreiner 
Kohle  in  Ban  genommen  werden  maßten.  Da  auch  die  Toges- 
aolagen  dieses  Schachtes  veraltet  eind,  erscheint  es  dorohaos  glaub- 
haft, daß  dessen  baldige  Einstellung  schon  vob  der  Vorbesitzerin 
beschlossen  war. 

a  Von  den  vo^enannten  7  Zechen  unterscheidet  sich  die  Zeche 
Eibetgi)  dadurch,  daß  sie  in  den  letzten  10  Jahren  niemals  Zo- 
bnfie  erfordert,  sondern  stets  Ausbeute  verteilt  hat  Diese  betrug 
insgesamt  in  dieser  Zeit  2350000  M.  Allerdings  sind  ihre  Schulden 
nicht  nnbeträchtlich  —  1 530  000  M.  Anleiheschulden  und  315000  M. 
laufende  Schulden  — ,  die  aber  zn  einem  großen  Teil  durch  die  Ef> 
richtong  der  neuen  Schachtanlage  Hermann  venusaoht  worden  sind. 
Die  Anssichten  fflr  die  Zeche  haben  sich  in  den  letzten  Jahreo  da- 
dnroh  verschlechtert,  d^  die  Aufschlflsse  auf  Schacht  Hermann  bisher 
DDgfiDstig  gewesen  sind  and  die  Wasserzuflflsse  auf  Schacht  I  zi^- 


1)  Denksdir.  S.  35: 
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232  281 
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0.94 
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0,96 
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8,67 
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4,36 

0,94 

7,14 
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300  000 
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4,39 

0,98 

7,61 
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3,99 

0,89 
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200  000 
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0,88 
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" 

*)  Bei  BeroebnuDg  dei  Selbstkosten  Ist  die  QesmnitfBrderaQg  einscUIefiUeli 
SelbitTflrbnuch  togmude  gel^  wordm,  vihrend  der  Erlös  fOr  die  Tonne 
Duh  Abmg  der  Syndikats nmUge  unter  Zngrnndelegnng  der  wirklich  tbgo- 
Bebten  (rerkanftan)  Eoblenmenge  ermittelt  ist  Unter  Selbstkosten  ahid 
lediglicli  die  reinen  Betriebskosten  Teratanden. 
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nommen  haben.  Die  AoüscUflsse  im  Felde  Hermann  lassen  jedodi 
bei  ihrem  geringen  Umfange  noch  nicht  den  Schlofi  zu,  daß  dieses 
Feld  nnbanwfirdig  ist  Sie  wfirden  auch,  wenn  die  Zeche  nicht  ver- 
kauft worden  wäre,  die  frühere  Gewerkschaft  welche  die  Schacht- 
anlage erst  kürz  vorher  mit  großen  Kosten  errichtet  hatte,  schwer- 
lich bestimmt  haben,  von  einer  weiteren  üntersnchong  des  Feldes 
daaemd  abzusehen.^ 

Die  Zeche  Sellerbeck  besitzt  zwei  Betriebsanlagen,  CarnsD 
und  Mfiller.  Nach  persönlicher  Mitteilung  des  Revierbeamten  be- 
stand zunächst  die  Absicht,  nur  den  Schacht  Mfiller  einzustellen  imd 
Schacht  Camall  weiter  zu  betreiben.  Die  Verschlechterung  der 
Eohle  jedoch  in  Verbindung  mit  den  ungfinstigen  und  kostspieligen 
Förderungsverhältnissen  über  Tage  machte  den  Betrieb  auch  des 
Schachtes  Camall  unlohnend,  umsomehr  als  Harpen  die  Seilerbecker 
Beteiligungsquote  auf  seinen  neuen  Schachtanlagen  günstiger  ve^ 
werten  konnte. 

Endlich  Freiberg  und  Louise.  Die  Rentabilität  dieser  beiden 
Zechen  ist  in  der  zweiten  Sitzung  der  XIX.  Kommission  des  Ab- 
geordnetenhauses zur  Beratung  des  Antrages  von  Savigny  am 
30.  Nov.  1904  Gegenstand  von  Erörterungen  gewesen.  Nach  dem 
Bericht  wurde  bezüglich  Freibergs  seitens  eines  Eommissionsmit- 
gliedes  ausgeführt :  „  Freiberg  habe  einem  Aktienkapital  von  800  000  H. 
noch  6^/0  Dividende  gegeben,  eine  bei  einem  so  kleinen  Aktien- 
kapital gewiß  geringe  Beute/'  ^) 

Nach  dem„Jahrbuch''2)  belief  sich  das  Aktienkapital  auf  829500  IL, 
während  es  ursprünglich  900  000  M.  betragen  hatte.  Es  war  eine 
zu  4  V2  %  verzinsliche  Anleihe  von  65  000  M.  vorhanden.  Die  Ombe 
enthält  magere  Flammkohle.  Ein  Teil  der  markscheidenden  Fel- 
der Schleswig  und  Holstein  des  Hörder  Eohlenwerks  wurden  von 
Freiberg  gegen  eine  Förderabgabe  gebaut.  Anstelle  der  durch  einen 
Brand  am  7.  Januar  1903  großenteils  zerstörten  Kohlenwäsche  kam  am 
1.  April  eine  neue  Aufbereitung  in  Betrieb,  deren  Kosten  sich  aitf 
48744  M.  stellten.  Über  die  Betriebsergebnisse  orientiert  im  übrigen 
folgende  Tabelle: 


1)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H.  5. 

2)  Seite  410  f. 
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In  der  GeneralTersammlimg  Tom  31./X.  04,  anf  welcher  die 
Dividende  in  Höhe  von  6°U  festgesetzt  wurde,  bezeichnete  die 
Yeiwaltang  die  Lage  des  Unternehmens  als  eine  gnte,  wie  bis- 
her.^) Daraufhin  wnrde  das  Angebot  der  Magdebm^r  Bei^erks- 
Oesellscbaft,   die   Aktien   zn  150  "/o   zu  erwerben,  abgelehnt.    Die 

1)  WUirend  die  Forderziffera  den  Akten  des  OberbergEuata  in  Dortmand 
entnonunen  iind,  siad  die  flbrigen  Angaben  dem  Jahrbache  S.  410 — II  ent- 
lehnt. Die  letzteren,  Außer  der  Arbeiterz&hl,  welche  gleich  den  FArderz&hlen 
dem  Kalenderjahr  1.  Jannar  bis  31.  Dezember  entaprechen  (1886—1904),  gelten 
fOr  das  Qeachiftajahr  1.  Jali  bia  3t.  Jani. 

!l  Nach  dem  Bericht  in  der  Dortmunder  Zeitung  (Nr.  667,  1.  November 
1904)  fahrte  der  Tontand  ireiter  dazu  aas:  Dia  Im  Jabre  1856  gegrandete 
Zeche  habe  bis  1872  keine  Difidende  gebracbt  Dann  habe  aber,  nachdem 
die  Grabe  ansgebant  war,  1873  eine  Dividende  von  28,  dann  30,  20,  14  besw. 
8%  gewahrt  werden  kOnnen.  Ton  1878  bis  1887  habe  es  wieder  nichts  ge- 
geben, dann  kannten  wieder  tO,  tO  becw.  4<'/o  gewftbrt  werden.  Im  Jahre  1900 
konnte  wieder  nichts  gegeben  werden,  die  folgendeo  Jahre  brachten  5,  5,  6 
becw.  6*/,  Dividende.  Als  im  vorigen  Jahre  die  Wische  abgebrannt  und  der 
Schacht  noT  mit  HQhe  gerettet  worden  sei.  seien  ganz  niedrige  Angebote  filr 
die  Zeche  erfolgt;  in  der  letzten  Qcneralvenammlnng  sei  der  Torstand  er- 
m&cbtigt  worden,  einem  Kaufangebote  näher  zn  treten,  das  auf  wenigstens 
I60°/o  laute.  .  .  Ein  Aktion&r  wies  auf  den  dnrch  die  etwaige  Stillegnng  eot- 
Dsictar.  ZMhrartiU«taas-  6 
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letzte  Bilanz,  f&r  das  (Geschäftsjahr  1904/05  Oi  zeigte  einen  durchaus 
guten  nnd  soliden  Status. 


stehenden  großen  Schaden  hin  und  sagte,  die  Zeche  habe  noch  für  20  Jthre 
Kohle  and  könne  so  lange  mit  Nutzen  fördern. 

Zu  dem  Kaafgebot  finden  wir  in  derselben  Zeitung  (Kr.  520,  12.  Ok- 
tober 1904)  folgende  Darlegungen:  ,,Die  Zeche  hat  allerdings  keinen  großen 
Kohlenreichtum  mehr,  aber  es  stehen  doch  immer  noch  3  Mill.  t  Kohlen  an, 
welche  fOr  die  jetzige  Förderung  noch  25  Jahre  hinreichen,  nnd  selbst  wenn 
die  ganze  Beteiligungsziffer  herausgefördert  wird,  so  würde  noch  auf  einen 
Betrieb  von  20  Jahren  zu  rechnen  sein.  Die  Zeche  hat  in  den  letzten  Jahren 
5— 6  7o  Ausbeute  gehabt,  trotz  Rücklagen  fOr  einmalige  Einrichtungen 
(Förderturm  usw.),  Grundschulden  und  sonstige  Schulden  sind  nicht  Tor- 
handen.  Wenn  die  Verwaltung  dazu  übergeht,  eine  Brikettanlage  hem- 
stellen,  so  sind  recht  gut  neben  ordnungsmäßiger  Abtragung  der  Anlsge 
8^10%  herauszuwirtschaften,  während  jetzt  der  Siebgrus  zum  großen  Teil 
an  die  Halde  gekippt  wird.  Die  sonstigen  Anlagen  sind  tadellos.  Es  steckt 
also  für  die  Aktionäre  nicht  einmal  ein  wesentlicher  Vorteil  darin,  wenn  die 
Zeche  pro  Aktie  zu  150^/o  Terkauft  wird.'' 

1)  Nach  dem  G^chäftsbericht  der  Zeche  belief  sich  der  Bohgewinn  des 
abgelaufenen  Geschäftsjahres  inkL  1 1  967  Mli;  Vortrag  aus  dem  Vorjahre  anf 
167  367  Mk.  (gegen  151969  Mk.  im  Vorjahre).  Von  diesem  Betrage  gingen 
ab:  Abschreibungen  laut  Bilanz  71409  Mk.  (68  219),  auf  das  SchachtgerOst 
bezahlte  Teilkosten  10779  Mk.  (im  Vorjahre  9  449Mk.  Kosten  für  einen  Er- 
satzdampfkessel), Kosten  für  Erweiterung  der  Anschlußbahn  11430  (0),  Tan- 
ti^e  an  Aufsichtsrat  und  Vorstand  6219  Mk.  (4563  Mk.),  zusammen 
99  839  Mk.,  so  daß  verfügbar  blieben  67528  Mk.  (69738  Mk.).  Hiervon 
wurden  41475  Mk.  »  ö^/o  auf  das  829500  Mk.  betragende  Aktienkapital  ver- 
teilt (gegen  6%  im  Vorjahre).  Der  Rest  von  26013  Mk.  wurde  auf  neue 
Bechnung  vorgetragen.  In  der  BUanz  wurde  eine  Anleiheschuld  von 
65  000  Mk.  aufgeführt  Die  Kreditoren  in  laufender  Bechnung  betragen 
34829  Mk.  Dagegen  hatte  die  Gesellschaft  bei  Bank  und  Sparkasse  ein  Gut- 
haben von  118201  Mk.  (95  489  Mk.)  und  bei  Debitoren  in  laufender  Rechnung 
75  228  Mk.  (86161  Mk.)  ausstehen.    (Rh.-W.  Ztg.  988,  13.  Oktober  1905.) 

Zu  diesem  Geschäftsbericht  wurde  auf  der  Generalversammlung  vom 
27.  Oktober  1905  von  Aktionären  bemerkt,  daß  die  Bilanz  diesmal  besonders 
vorsichtig  aufgestellt  sei.  Obwohl  (bei  geringerer  Förderung)  mehr  verdient 
sei  als  im  Vorjahre,  werde  eine  um  I^/q  geringere  Dividende  vorgeschlagen. 
Im  Hinblick  auf  die  Verkaufsverhandlungen  hätte  die  Vorsicht  eines  ordent- 
lichen Kaufmanns  genügt,  zumal  die  unterirdischen  Verhältnisse  günstig  seien. 
Vom  Vorstand  wurde  erwidert,  daß  im  laufenden  Jahre  w^en  Arbeitermangels 
keine  guten  Ergebnisse  zu  erwarten  seien.  Im  ersten  Vierteljahr  seien  nnr 
19400  Mk.  Überschuß  erzielt  worden  gegen  40000  Mk.  zur  gleichen  Zeit  im 
Vorjahr.  Dazu  seien  Neuanlagen  erforderlich.  (Rh«-W.  Ztg.  1041,  28,  Ok- 
tober 1905.) 
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Bezflglioh  Loaise  &  Erbstolln  wurde  in  der  erwähnten  Eom- 
missionssitzimg  seitens  des  Oberberghanptmanns  festgestellt:  „das 
Oberbergamt  in  Dortmund  habe  sich  mit  Bestimmtheit  dahin 
ausgesprochen,  daß  insbesondere  Louise  Tiefbau  noch  abbauwürdig 
sei**.  Demgegenäber  wurde  von  einem  Eommissionsmitgliede  „unter 
Auff&hrung  der  durchschnittlich  sehr  geringfügigen  Dividenden, 
welche  die  (Gesellschaft  Louise-Tiefbau  in  den  letzten  zehn  Jahren 
auf  die  Frioritats-  und  auf  die  Stammaktien  gezahlt  habe**,  nach- 
gewiesen, „daß  der  Betrieb  von  Louise -Tiefbau  in  diesem  Zeit- 
raum finanziell  ein  so  unglücklicher  gewesen  sei,  daß  man  den 
Eigentümer  zum  Weiterbetrieb  nicht  zwingen  könne.  In  der  Pe- 
tition der  Gemeinde  Kirchhörde  sei  das  einzige  Jahr  herausge- 
griffen, in  welchem  der  Betrieb  einigermaßen  rentabel  gewesen 
sei,  während  man  die  unglücklichen  Resultate  der  übrigen  Jahre 
absichtlich  verschwiegen  habe.  Übrigens  sei  bereits  im  Jahre  1891 
von  zwei  anerkannt  tüchtigen  Bergsachverständigen  in  einem 
Bechtsstreit  ein  Gutachten  dahin  abgegeben,  daß  die  Grube  etwa 
zum  1.  Juni  1903  abgebaut  sein  werde .  • .  Man  müsse  sagen,  daß 
Louise  Tfb.  fär  sich  nicht  mehr  abbauwürdig  sei;  die  noch  an- 
stehenden Kohlen  könnten  von  den  Nachbarzechen  abgebaut  wer- 
den ....''  0  ^Gegenüber  diesen  Ausführungen  wurde  von  dem  Ober- 
berghauptmann geltend  gemacht,  daß  die  bezüglich  der  von  der 
Aktiengesellschaft  Louise  Tfb.  gezahlten  Dividenden  ange- 
fahrten Zahlen  nicht  beweiskräftig  seien  fftr  die  Frage  der  Bentar 
bilität  der  Grube  Louise  Tfb.,  da  hinsichtlich  dieser  Frage  zwischen 
den  Erträgen  der  Grube  und  denen  der  Gesellschaft  unterschieden 
werden  müsse.  Nach  der  Ansicht  des  Oberbergamts  sei  die  Grube 
Louise  Tfb.  noch  auf  einige  Jahre  rentabel,  zum  mindesten  werde  sie 
die  Selbstkosten  decken;  auf  wie  lange  Zeit,  sei  allerdings  ungewiß^  ^) 

Über  die  Betriebsergebnisse  der  Betriebsanlage  Louise-Tiefbau 
(Bergwerk  Louise  &  Erbstolln)  orientiert  umstehende  Tabelle. ^j 


1)  B.  d.  XIX.  E.  d.  A.  H.  8.  5.  2)  a.  a.  0.  8.  6. 

3)  Nach  dem  Jahrbach  8. 161.  Die  Zeche  Louise  Tfb.  sollte,  wie  schon 
an  anderer  SteUe  bemerkt  nrsprfinglich  gänzlich  stillgelegt  werden.  Dagegen 
ist  die  Bergbehörde  eingeschritten  (Vorw.  285,  4.  Dezember  1904).  Wenn 
non  aoch  der  Grabenvorstand  in  der  (JeneralTersammlnng  vom  2.  Desember 
1904  erkl&rte,  man  werde  sich  durch  die  Drohung  mit  der  Anwendung  des 
f  65  des  A.B.O.  nicht  einschüchtern  lassen  und  bei  dem  einmal  ge&fiten  Be- 
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*)  FOrdeniffem  and  Belegicbtftsiahlen  gelten  fitr  du  KalandeijilR 
(1891—1904). 

**>  Die  Dlridenden  beziehen  sicfa  ftaf  die  AkÜengesellBchaft  Dortmnodar 
StdnkohleDbergwerb  Loniie  Tiefbau  m  6ut>p,  der  anlier  Lonise  Tfb.  noct 
Bnichstrafie  and  der  Enxbesiti  von  Wiendablsbank  eignen. 


■chluB  bleiben,  Bchon  ads  dem  Grunde,  weil  die  Beteiligangsziffer  ta  gering 
■ei  für  die  beiden  Zechen  BmchstraBe  und  Wiendahlsbuik  (nach  dem  Be- 
richt in  derselben  Zeitung),  to  ist  doch  inzwischen  nach  der  penOnlichen 
Hitteilung  des  BeTierbeamten  auf  Jahre  bin  eine  SinnealLnderung  der  Ver- 
waltung zu  koDBtetieren.  Noch  im  Hinblick  auf  die  Absicht  der  TollstAndigen 
AnBerbetriebBetzung  sind  folgende  ADBlasBunges  im  Geechfiftabericbt  1903/M 
(Eöln.  Ztg.  1246,  6.  Dezember  1904)  geschrieben:  „Das  GeBch&ft^abr  1903/01 
bat  bei  einer  Förderung  von  180  761 1  auf  Louise  and  von  220619t  anfBroch- 
HtraBe  einen  Bruttogewinn  von  146618,98  Mk.  ergeben,  so  daB  wir  in  diesem 
Jahre  wiederum  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Aktionftren  eine  Diridende  n 
zahlen.  Die  Ursache  dieser  unhaltbaren  Verh&ltniaae  liegt  darin,  daß  der  Zd- 
stand  der  Werksanlagen  und  die  Höhe  der  Einzel förderun gen  anf  keinei 
anserer  Zechen  den  Anforderungen  der  Jetztzeit  entsprechen.  Die  Schichte 
nnd  deren  maBchinelle  AnsrQstung  und  die  Tagesanlagen  sind  in  ibree 
wesentlichen  Beetandteilen  veraltet,  und  die  Aus-  und  Torrichtnng  ist  onge- 
nOgend  und  nicht  sjstematiBCh  betrieben  .  worden.  Diese  Sch&den  kODnen 
nicht  mit  halben  Maßnahmen  beseitigt  werden,  verlangen  vielmehr  TollBtisdiga 
nnd  schnelle  Abstellung.  Bei  unserer  Zeche  Lonise  iit  der  EohlenreicUDis 
ongenOgend,  ein  umbau  kann  also  nicht  in  Frage  kommen.  Ebensowenig 
kann  uns  aber  der  Weiterbetrieb  mit  den  jetzigen  schlechten  Anlagen  nige- 
mntet  werden,  denn  weder  ist  es  vemOnftig,  ins  Blaue  hinein  Nenanlagen  n 
machen,  noch  ist  es  TemOnftig,  Kohlen  mit  schlechten  Einrichtungen  okae 
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5.  Die  spekulative  Stillegung 

als  unbeabsichtigte  Nebenwirkung  der  falschen 

Konstruktion  des  Syndikatsvertrages. 

Zusammenfassend  kann  man  sagen,  daß  Helene  Nachtigall,  ver. 
oflhung,  Steingatt,  Maria  Anna,  Sprockhövel  und  Bemeck  &  QlQck- 
nkelsburg  wirtschaftlich  gänzlich  lebensunfähig  waren.  Bei  Bicke- 
Id,  Julius  Philipp,  Bommerbänker  Ttb.  erschienen  die  Aussichten  auf 
388erung  äußerst  geringfügig,  wenn  nicht  hoffnungslos.  Die  XJn- 
inst  der  Verhältnisse  auf  den  stillgelegten  Schachtanlagen  von 
Btaden  und  Eiberg  beeinträchtigten  die  Prosperität  des  gesamten 
erkes  mehr  oder  weniger  starL  Die  Rentabilität  von  Louise  Tief- 
ku  ist  umstritten.  Freiberg  dagegen  erscheint  fOrs  erste  noch 
irchaus  rentabel,  wenngleich  der  geringe  Eohlenreichtum  die  Lebens- 
luer  der  Zeche  in  Frage  stellt 

Abgesehen  von  einem  Teil  der  der  ersten  Qruppe  angehörigen 
)chen,  die  auf  jeden  Fall  wohl  nur  noch  mehr  oder  minder  kurze 
At  hofhungslos  dahinvegetiert  hätten,  wären  die  anderen  Gruben, 
ie  das  auch  von  der  Denkschrift  vielfach  betont  wird,  in  der 
ofhung  auf  bessere  Preise  etc.  unter  Aufwendung  von  allerlei  Zu- 
ißen  noch  länger  in  Betrieb  gehalten  worden,  wenn  nicht  die 
instige  Yerkaufsmöglichkeit  eingetreten  wäre. 

Die  Bedeutung  des  Syndikats  fßr  den  Buhrtalbergbau  besteht  also 
Irin,  daß  es  den  Verfall  desselben  anfänglich  aufgehalten  hat,  die  auf 
isselbe  gesetzten  Hofhungen  dann  allerdings  nicht  ganz  zu  erfQllen 
irmochte,  zuletzt  aber  das  Erliegen  vieler  Zechen  beschleunigte. 

Die  anfangliche  Mittelstandspolitik  des  Syndikats,  die  Erhaltung 
ich  der  kleineren  Betriebe,  hat  auf  die  Dauer  nicht  nur  nicht 
andgehalten,  sondern  ist  geradezu  in  ihr  Gegenteil  umgeschlagen, 
ie  wirtschaftlich  schwächeren  Werke  in  freier  Konkurrenz  auszu- 
(halten,  wie  es  ohne  das  Entstehen  des  Syndikats  höchst  wahr- 
^heinlich  geschehen  wäre,  daran  hinderte  die  großen  expansions- 


otcen  zu  fördern,  statt  sie  durch  andere  Werke  mit  Gewinn  später  fördern 
i  lassen."  ~  Bezüglich  des  Eohlenreichtums  von  Lonise  Tfb.  wurde  in  der 
eneralyersammlung  yom  2.  Dezember  1904  (Rh.-W.  Z.  1124,  3.  Dezember 
K)4)  seitens  der  Verwaltung  auf  Anfrage  erkUrt,  daß  dieser  bis  zu  einer 
eufe  Ton  1100  m  4—5  Mill.  t  betrage.  Wenn  die  Bergbehörde  11  Mill.  t 
sraosrechne,  so  beziehe  sie  die  Flöze  noch  mit  hinein,  welche  die  Yerwal- 
mg  fflr  nicht  abbauwürdig  halte." 
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fähigen-  und  -bedflrftigen  Zechen  des  Nordens  lange  die  Zugehörig^ 
keit  zum  Syndikat.  Als  diese  aber  bei  Emeuerong  des  Yertarages 
durch  die  Bevorzugung  der  H&ttenzechen  und  der  Outsiders  zu  sehr 
sich  in  ihrer  Entwickelung  beeinträchtigt  sahen,  da  mufiten  die 
kleinen  Zechen  des  SQdens  doch  daran  glauben,  und  so  kam 
es,  daß  die  minder  wettbewerbsfähigen  Gruben  von  den  starken 
brachgelegt  wurden  und  die  Produktion  nach  den  Stellen  der  gün- 
stigeren I^oduktionsbedingungen  konzentriert  wurde.  Der  Auflösungs- 
prozeß des  Buhrtalbergbaus  trat  durch  das  Syndikat  in  ein  akutes 
Stadium.  Das  Erliegen  vieler  Zechen  wurde  beschleunigt  und,  was 
fOr  die  Folgen  der  Zechenstillegungen  besonders  bedeutsam  wurde, 
auf  eine  kurze  Zeitspanne  zusammengedrängt 

Wenn  aber  Lief  mann  0  diese  Wirkung  des  Syndikats  dahin 
deutet,  an  diesem  Beispiele  zeige  sich,  „daß  die  Kartelle  den  not- 
wendigen  ökonomischen  Fortschritt  nicht  aufhalten,  den  Übergang 

Übersicht  über  den  Verkauf  nai 


Beldi 

Name  der  Zeche 

Lage 

Berechtsame 

Käufer 

d 

I.  Helene  Nach- 

bei Witten, 

1 8  Einzelyerleihnngen, 

Nordstern 

IMI 

tigall,    ehema- 

B.R. 

7  Fundgruben, 
69  Maaßen, 

Akt.-Ge8.*) 

lige      Bedtzerin 

Hattingen  *) 

# 

Gewerkschaft 

1100  Quadratlachter'i') 

General  in  Weit- 

mar.  *) 

II.  yer.  Hoffnung 

B.R. 

Gewerkschaft 

117^ 

nnd    Sekreta- 

Süd-Essen'*') 

Graf  Benat.^ 

rius  Aak,   Ge- 

werkschaft, nebst 

dem    markschei- 

denden Felde 

Neuwerk  bei 

Essen.'*') 

1)  Kartelle  und  Trusts.    Stattet  1906.    S.  104. 

2)  In  dieser  Tabelle  weist  *)  hin  auf  „Jahrbuch*',  und  zwar  bei: 

Helene  Nachtigall  ... 
▼er.  Hoffnung    .... 

ateingatt 

Maria  Anna  ▼.  Steinbank 

Bickefeld 

Julius  Philipp    .... 

SprockhÖTef 

Bommerb&nker  Tfb.  .    . 


auf  Seite 

443  u.  451 

»      »> 

253 

»           9i 

110  „518 

»»            » 

94  „  417 

1»            99 

73  „  257 

>»             J> 

50  „  346 

»»            1» 

367  „  516 

99            99 

98  „  424 

Die  spekalatiyen  oder  SyndikatsstillegiiDgen. 
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milder  gestalten ''y  so  ist  dies  n.  E.  eine  schiefe  Darstellung 
nnznlässige  Yerallgemeinerang  (die  aach  Qoetzke,  Das  Bheinisch- 
tfalische  Kohlen-Syndikat,  Essen  1905,  S.  67.  vornimmt)    Die 
Lchliche  Wirkung  ist  allerdings  vorhanden,  daß  das  Syndikat 
schaftlich  nicht  lebensfähige  Werke  auf  die  Dauer  nicht  künst- 
auf  Kosten  der  Konsumenten  und  des  wirtschaftlichen  Fort- 
itts  aufrechterhalten  hat,  aber  dies  ist  kein  Verdienst  des  Syn- 
ts  an  sich,  sondern  nur  eine  zufallige  Wirkung  einer  momen- 
n  falschen  Konstruktion  des  Syndikatsvertrages.  Die  Konkurrenz 
Qroßen   untereinander  —   der  HQttenzechen  mit  den  großen 
3n  Kohlenzechen  —  nicht  die  der  großen  mit  den  kleinen  Zechen, 
ngte  die    konkurrenzaufhebende  Wirkung  des  Syndikats.    Als 
eis  dafOr,  daß  es  ganz  allgemein  nicht  die  Tendenz  der  Kar- 
sei, die  gesunde  wirtschaftliche  Auslese  aufzuhalten,  lassen  sich 
Syndikatsstillegungen  nicht  heranziehen.  * 

;  von  Syndikatszechen. 2) 


IS 


pro  t  Be- 
teiligung 


Zweck  des  Kaufes 


Umfang  der  Stillegung 


Qd  Über- 
/«%igen 
1  von 
jid   einer 
von 

:k.*) 

6  908Mk. 
L50Ü  Mk., 
nen  von 
(413  Mk. 
id  und 
aben  und 
B  für  ver- 
jrial.  •) 


er.  8 


er.  4 


Ankauf  laut  Beschluß  der  j  l/VII.    1896.    Tagesanlagen 
Hauptversammlung    vom  sind  abgebrochen.*) 

1/Vn.    1896,     „um    die 
B.Z.    von  Nordstern    um  ; 
diejenige  von   Helene  zu 
erhöhen."*) 


Zun&ohst  lediglich  Erwei- 
terung des  Grubenbetrie- 
bes.*) Nach  Sammelwerk 

XI,  2.  S.  272,  scheint 
allerdings  auch  der  Wert 
der    B.  Z.   ins  Auge  ge- 
faßt worden  zu  sein. 


Der  Ankauf  erfolgte  1897,*) 

der  Betrieb  wurde  nach  und 

nach    gänzlich    eingesteUt. 

(Siehe  Text  Seite  73.) 


Berneck  o.  Glückw.  .    .  auf  Seite 

Alstaden „ 

Eiberg „ 

Hamburg  a.  Franziska  .  „ 

Hasenwinkel     ....  „ 

Bichradt „ 

Sellerbeck „ 

Freiberg „ 

Louise  Tiefbau  .  .  .  „ 


9) 

n 


83,  84  u.  118 

88  „  316 

164  „  186 

218  „  231 

89,  93, 147  „  200 

488  „  809 

58,  60  „  287 

409 

158  „  429 
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Übersicht  Aber  den  Verkauf  nn 


m.  Steingatt,  Ge- 
werluehaft   m 
Aliendorf  an  der 
Enhr.*) 


lY.  Ter.  Maria 
Anna  a.  Stein- 
bank, ehemalige 

Besitzerin 
Boohomer  Verein 
f&r  Bergbau  und 
Gußstahllabrika- 
tion  Akt.-Qes.^) 


V.  verein.  Bicke- 
feld  Tiefbau, 
Crewerkflchaft.  *) 


VI.  Julius  Phi- 
lipp,  Gewerk- 
schaft*) 


B.B. 

Hattingen,*) 


B.B. 
Watten- 
soheid.*) 


B.R. 
Dortmund  I*) 


B.  B.  Süd- 
Bochum.*) 


1  Längenfeld  und  1  Qe- 
viertfeld  alten  Mafiea. 
Daxu  das  südlich  mark- 
scheidende Längenfeld 
mit  Vierung  Prinz  Wil- 
helm (seit  1896*). 

M.  A.  u.  St.   einschL 

der  Berechtsame 

„Schwarzer  Junge** 

und  „Mecklenbank'^, 

Geviertfeld,  umfaßt 

858  h,  43  a,  29  qm. 

(Jahrbuch  V.  1900  bU 

1901,  S.  85.) 


Einschließlich  des 

1900   zuerworbenen 

Feldes  Clarenberger 

Erbst.  9750000  qm.*** 

Angelegt  1869.*) 


„Die  aus  einer  Beihe 
konsolidierter  alter  Ge- 
viert- u.  Längenfelder 

sich  zusammen- 
setzende Berechtsame 
umfaßt  einen  Flächen- 
raum von  rund 
3370000  qm.***)  An- 
gelegt im  18.  Jahrb., 
1872/73  zum  Tiefbau 
übergegangen.*) 


Conoordia  Berg- 

ban-Akt-Gea. 

zu  Oberhaaaen 

a/Bh.») 


Gewerkschaft 

Mathias  Stiimes, 

Camap.*) 


216 


2861 


Graf  Bismarck, 

Gewerkschaft,  zu 

Gelsen  kirchen- 

Bismarck.  *) 


2S$ 


Arenbergsche 
Gesellschaft  für 

Bergbau  und 
Hüttenbetrieb 

(Akt.-G.).*) 


m 


**)  Persönliche  Mitteilung  der  Bergrevierbeamten. 
***)  „Denkschrift*. 
BezQfflich  des  Preises  pro  Tonne  Beteiligung  (Spalte  7)  ist  zu  bemerken, 
daß   der  Wert   des  mobilen  und  immobilen  Inventars  nicht  yerreclinet  ist 
Dieser  fällt  aber  in  einigen  Fällen  nicht  unerheblich  ins  Gewicht,  da  s.  B. 


Die  spekulativen  oder  Syndikatsstülegungen. 
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iing  von   Syndikatszechen. 


ifpreis 


Umfang  der  Stillegung 


Ik.  inkl.  einer 
9ien  Anleihe 
776000  Mk.*) 


[k.y  zahlbar  in 
Q    Katen    von 
.     unter  Ver- 
as jeweiligen 
jÄhrHch  4%.*) 


[k.   (2200Mk. 

ad  Übernahme 

llichkeiten  im 

OSOOOOMk.*) 


«mahme    der 
Yermögens- 
l  Verbindlich- 
.  der  VertragB- 
n     Entschädi- 
Werte  von 
far  jeden  der 
in  Umlauf  be- 
Kuxe.*)   Die 
betrugen  1903 
1884  Mk.***) 


er.  9 


10 


er.  13 


8—9 


Ankauf  laut  Beschluß  der 
Hauptversammlung  vom 
27/XI.  1902  zwecks  Er- 
höhung der  Beteiligungs- 
ziffer.») 

Übertragung  der  Beteili- 
gungsziffer auf  die  Erwer- 
berin,***)   welche    auch 

dem  Verkaufsverein 
Stinnesscher  Zechen  ange- 
hört. *) 


l/U.  1903.*)    Anlagen  über 
und    unter   Tage    sind    de- 
montiert und  verkauft.**) 


Kohlengewinnung   seit  Ok- 
tober 1905  eingestellt. 
Januar  1906  noch  150  Mann 
beschftftigt  zur  Herstellung 

von  Mauerd&nmien  zum 
Wasserschutz  für  das  be- 
nachbarte Engelsbuxg,  wo- 
mit man  am  l/TV.  1906  fertig  sein  wird,  zu  welcher 
2ieit  auch  die  Hebung  der  Wasser  sistiert  und  die  Aus- 
füllung der  Förderschächte  mit  Bergen  begonnen  wird. 
Die  Anlagen  z.  T.  bereits  demontiert  und  verkauft. 
Grubenschienen,  eiserne  Zimmerung,  Berieselungsrohre, 
Leitungen  für  Preßluft  etc.  sind  zutage  gefördert.  Nach 
Abdämmung  hofit  man  noch  große  elektrische  Wasser- 
haltungsmaschinen zutage  bringen  zu  können.**) 


Erwerbung  der  B.  Z ,  da 
Gr.  B.,  um  das  Zustande- 
kommen des  neuen  Syn- 
dikatsvertrages  nicht  zu 
gefährden  auf  den  An- 
spruch, der  ihr  gemäß  dem 
idten  Syndikatsvertrag  für 
Schacht  V  (120000  t)  und 

die  Schächte  VI/VU 
(360000  t)  zustand,  ver- 
zichtet hatte.*) 

Erwerb  der  Beteiligungs- 
ziffer.***)     Ankauf    laut 
Beschluß  der  Generalver- 
sammlung vom   26/III. 
1904. 


Der  Betrieb  30/VI.  1904  ein- 
gestellt, die  maschinellen 
Anlagen  demontiert  und  ver- 
kauft.*) Desgl.  Grundstücke 
und  Gebäude.**)  Viel  Mate- 
rial, z.  T.  Maschinen,  er- 
soffen.**) 


Betrieb  am  l/I.  1906  gänz- 
lich eingestellt  (Rh.-W.  Ztg. 
3/1.  1906).  Die  Förderung 
betrug  1904  noch  143956  t 
und  die  Belegschaft 
555  Mann. 


Königsborn  nach  dem  Bericht  der  Hauptversammlunff  vom  21/III.  1906  (D. 
Bergw.-Ztg.  67,  21/IIL  1906)  nur  8,25  Mk.  für  die  Tonnenbeteiligung  von 
Sprockhövel  rechnet,  während  nach  unserer  Kalkulation  sich  12 — 13  Mk.  er- 
geben, was  nur  erklärlich  ist,  wenn  inzwischen  [ein  erheblicher  Erlös  einge- 
gangen ist 
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Übersicht  Aber  den  Verkauf  und 


BeteOi( 

Name  der  Zeche 

Lage 

Berechtsame 

Käufer 

t 

Vn.  Sprockhövel 

B.E. 

Vor  Jahren  Stollnbao. 

Akt.-Ge8.  f&r 

1200( 

Gewerk- 

Witten. •) 

Seit    1896    neue    Ge- 

Bergbau und 

schaft*) 

werkschaft,   die   zum 

Tiefbau  überging. 
1899  begann  die  Koh- 
lenförderung.    9   Ge- 
yiertfelder,  12L&ngen- 
felder  und  Beteiligung 
an  13  Längenfeldem.*) 

Salinenbetrieb 

Königsbom  bei 

Unna.*) 

Vlll.  BerneckuDd 

B.B.  Süd- 

Bemeok:    1889    ange- 

ver. Ck>nstaiitin 

BenM 

Glüekwin- 

Bochum.  *) 

legt;    1  Längen-    und 

der  Große,  G^ 

1601 

kelsbargy 

2  Geviertfelder. 

werkschaft,    in 

Glndnri 

2    selbständige 

Glückwinkelsburg : 

Bochum.*) 

boi] 

Gewerkschaf- 

1889/90 angelegt;!  Ge- 

lOOOM 

ten,  ehemals  im 

viert-  und  2  Längen- 

Besitz der  Bo- 

felder  mit  großer  Vie- 

chnmer  Eoks- 

rung,  im  ganzen 

a.Kohlen  werke 

1270000  qm.**) 

Akt.-Ges.*) 

IX.  ver.B  ommer- 

B.R. 

1873  angelegt.    Ur- 

Mont Cenifl, 

17501 

bänker  Tief- 

Witten.*) 

sprünglich    1  Längen- 

Gewerkschaft,*) 

bau,    Gewerk- 

feld.     Dazu    gekauft 

zu  Giesenberg- 

schaft,  in 

7  Geviertfelder.*) 

Sodingen. 

Bommem.  *) 

X.  Alstaden, 

B.R.  Ober- 

17 264  403  qm. 

Hibemia 

• 

350  0( 

Akt. -Ges.    für 

hausen  liegt 

Bergwerks- 

Bergbau in  AI- 

bereits  nörd- 

gesellschaft in 

staden  bei  Mül- 

lich der 

Herne.*) 

heim  a/Buhr.*) 

Mergelgrenze, 

aber  Mager- 

kohle.») 

p' 

Die  fpeknlatiTen  oder  Syndikatgatillegnngea. 
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^ung  von  Syndikatszechen. 


infpreis 


pro  t  Be- 
teiligang 


Zweck  des  Kaufes 


Umfang  der  StUlegung 


[gnng  pro  Enz 
I  im  Werte  yon 
Mk.  und  Über- 
•r  Anleiheschul- 
289200  Mk.*) 


leaamteigentum 
sr  Kokstmlage 
ibeteiligang  von 
t)  3  Mül.  Mk. 
•ernahme  von 
im  Betrage  von 
4S9  Mk.*) 


lAnferin:  Bank- 
'ons  &  Walter 
ahlte  1100000 
it  Cenifl  kanfte 
ron  dieser  für 
Mk.  Den  Ge- 
leb  nach  Abzug 
000  Mk.  Ver- 
;en  600  Mk.  pro 
Cux.*) 


blnß  der  äußer- 
ten Qen.-Vers. 
.  1904  für  das 
iTermOgen  inkl. 
dne  Vergütung 
lliU.  Mk.  nom. 
Akt.,  180  000 
ind  Übernahme 
HL  Mk.  Schul- 
[Coars  der  Hi- 

t.cr.200%.)*) 


12—13 


er.  15 


er.  7 


13 


„Da  infolge  der  Erneuerung 
des  Eohlensyndlkats  für 
den  neuen  Schacht  IV  im 
Jahre  1 903  eine  B.  Z.  nicht 
erreicht  werden  konnte, 
beschloß  die  Generalyer- 
sammlung  v.  23/IV.  1904 
den  Ankauf  yon  Sp.'**) 


Erwerb  der  Beteiligungs- 
ziffer,  da  durch  die  Be- 
stimmungen des  neuen 
Syndikatsy  ertrages  für  den 
im  Abteufen  begriffenen 
Schacht  VII  eine  Beteili- 
gung in  WegfaU  kam.  Viel 
Wert  wurde  auch  auf  die 

Eoksbeteiligung  gelegt. 

(Gewerkenyersammlung 

9/1 V.  1904,  Bh.-W.  Ztg. 

327,  10/IV.  1904.) 

Erwerb  der  Beteiligungs- 
zifTer*)  nach  Ermächti- 
gung d.  Grubenyorstandes 
durdi  die  Gewerkenyer- 
sammlung y.  9/IV.  1903.*) 


Übernahme  eines  Teils  der 

Beteiligung    durch   Still- 

legung  der  einen  der 

beiden  Schachtanlagen 

yon  Alstaden.*) 


Seit  1/IV.  1905  außer  Be- 
trieb. Die  Anlagen  demon- 
tiert und  verkauft.**) 
5  Ck>m waU-Eessel  mit  7  Atm. 
Überdruck  wurden  yon  Ca- 
roline bei  Holzw.  gekauft. 
(Deutsche  Bergw.-Ztg.  130, 
4/VI.  1905.) 


Bemeck  seit  l/I.  1905  ein- 
gestellt, nachdem  der  tonn- 
Ifigige  Schacht  zugefüllt  und 
die  Betriebsanlagen  demon- 
tiert.*) 
Glückwinkelsburg:  Schon 
seit  1/L  1902  geo^  einem 
mit  dem  Bh.-W.-E.-S.   ge- 
schlossenen Abkommen  still- 
gelegt.*) 


Betrieb  seit  1;V.  1903  für 
Beohnung  yon  Mont  Cenis.*) 
Es  sollten,  wenn  nicht  Ar- 

beiterflnoht,  noch  or. 
300000  t  in  2— 2  V«  Jahren 
gefördert  werden.***)  Be- 
legschaft: 1902:  656  Mann  ; 
1903:  520  Mann;  1904:470 
Mann;  1/1906:  347  Mann. 
Gefördert  worden  vom  1.  bis 
23/1.  1906   noch   9500  !••) 

Schacht  I  JuU  1904  stUl- 
gelegt,  er  hatte  1903  eine 
Belegschaft  von  592  Mann. 

Schacht  n  weiter  in 

Betrieb.    Belegschaft  1903: 

692  Mann.*) 
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Übersicht  über  den  Verkauf  und 


Name  der  Zeche 


BerechtMzne 


Käufer 


BeteiUi 
i 

t 


XI.  Eiberg,  Ge- 
werkschaft bei 
Steele.*) 


XTT.  Hamburg  u. 
Franziska, 
Gewerk- 
schaft. *) 


XIII.  Hasenwin- 
ke], ehemalige 
Besitzerin :  Bo- 
chamer  Verein 
für  Bergbau  u. 
Gußstahlfabri- 
kation, Aktien- 
Gesellschaft.«) 


XIY.  Bichradt,bis 
19/Xn.  04  Ge- 
werkschaft B. 
in  Heidhausen 
und    Hamm.  *) 


B.B. 
Hattingen.*) 


1857  unter  dem  Namen 

„Jakob*  angelegt. 

5  Gmbenfelder   yon 

insgesamt 

8  829  587  qm.  •) 


B.B. 

Witten.») 


B.B. 
Hattingen.  *) 


B.B. 
Werden.*) 


Der  Stollnbau  geht 
bis   in  das  18.  Jahrh. 
zurück.*)  Ende  1900  : 

18  787915  qm. 

(Jahrb.  V,    1900—01, 

S.  7.) 


427  ha,  12  a«  7  qm 

einschl.  des  Feldes 

Holtbrügge.  •) 


7  Längenfelder  mit 
Vierung.  *) 


Ewald, 
Geweikaohaft 
zu  Herten.*) 


Gelsenkirchener 

Bergwerks-Akt.- 

Ges.*) 


Friedlicher 
Nachbar,    Ge- 
werkschaft. Ab 
1/Vn.  1904  in 
den  Besitz  der 

Deutsch-Luxem- 
burg. Bergw.  u. 

Hütten-Akt.-Ges. 

übergegangen 

zusammen    mit 

Baaker  Mulde  u. , 
Hasen  Winkel.  *) 

Gewerkschaft 

Hercules  bei 

Essen.*) 


8901 


944« 


375 

(Kol 

75 

(Eo) 


14  < 
(Kot 

72 
(Brikc 
1/L19 
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Lllegnng  von  Syndikatszechen. 


KaolpreiB 


pro  t  Be- 

teiligang 


Zweck  dei  Kaufes 


Umfang  der  StUlegnng 


31111.  Mk.  und  Über- 
mt  TOD  1,8  Mül.  Mk. 
•rtdndliohkeiten.*) 
Berordentliohe  Qene- 
Iremaminliing  vom 
ISjnL  1904.)*) 


■OL  Mk.  bar  u.  nom. 

Ifül.  Gelsenk.  Akt. 
^Coars  er.  223) 

8  MUl.  n.  Über. 
Wmtt  yon  Verpflich- 
ten Ton  2  468573 
C*)  (Außerordentl. 
BenlTeraamml.  vom 
29A.  1904.)*) 


JCiU.   Mk.,   zahlbar 

■iMdb  7  Jahren,  von 

|b    die    zwei    ersten 

Zahlnng    nicht   er- 

erf ordern.*) 


13-14 


11-12 


In  der  Absicht  angekauft, 
um  yon  der  hohen  Bet.-Z.  in- 
sofern Vorteil  zu  ziehen, 
als  der  nicht  yon  H.  u.  Fr. 
gelieferte  Teil  der  Bet.-Z. 
fortan  yon  den  übrigen 
Schächten  yon  Gelsenk,  ge- 
fördert werden  soU.*)  För- 
derung yon  H.  u.  Fr.  1901 : 
638  000  t,   1902 :  560  000  t, 

1903:  686000  t***), 
1—23/1.  1906:  56500  t.**) 

Die  Zeche  ist  von  Fried- 
licher N.  (Gewerk.  -  Vers. 
1 9/ V.  1 904)  aus  Gründen  be- 
trieblicher Natur  angekauft, 
da  die  noch  anstehende 
Kohlenmenge  günstiger 
durch  Fr,  N.  gewonnen 
Im  kann,  als  durch  die  veralteten  Holzschächte  von  H. 
■i  ist  allerdings  Betriebseinsohränkung  und  Arbeiterentlassung 
rcndig  geworden  (Dortm.  Verh.  S.  30  f.),  letzteres,  da  für  die 
te  Förderung  von  arbeitstäglich  1000  t  die  Belegschaft 
von  1850  Mann  zu  hoch  war.***) 


10—11 


Vergrößerung  der  Beteili- 
gungsziffer durch  teilweise 

Stillegung  von  Eäberg. 

2  Schachtanlagen.***) 


^  Kk.    pro   Kux  a. 

1  800  000  Mk.  *) 


er.  13 
(Kohle) 

25 
(Briketts) 


Ähnlich  wie  bei  Hamburg 
u.  Franziska  aus  der  Bet.- 
Z.  Vorteil  zu  ziehen,  als 
nämlich  R.  nicht  imstande 
war,  die  ganze  Beteil.  zu 
liefern.  Es  hatte  die  Hälfte 
MUig  beim  Syndikate  abgegeben.  Außerdem  erhielt  B.  am 
^905  eine  Brikettbeteiligung  von  72000  t,  auf  die  es  Her- 
m  besonders  abgesehen  hatte.  Die  hohe  Briketteinschränkung 
ii  Syndikat  hatte  es  gezwungen ,  viel  Siebgrus  auf  Lager  zu 
feen,  was  um  so  nachteiliger,  als  die  Separationsprodukte 
ishr  absatzfähig.    (Gew.-Vers.  19/XU.  1904,  Rh.-W.  Ztg. 

20/Xn.  1904.) 


Der  neue  Schacht  Hermann 
1/X.  1904    stillgelegt    Be- 
legschaft 1903:  208  Mann.*) 
1904:   134  Mann.     (Bericht 
des  Allgem.  I[nappsoh.-Ver. 
Bochum  1904.) 
Schacht  I.    Belegschaft: 
1903:  945  Mann.  —  1904: 
830  Mann.    —    Nov.  1905: 
847   Mann.    —    Dez.  1905: 
839  Mann.**) 

Belegschaft  betrug  auf: 

Hamburg: 
1903:  1520  Mann, 
1904:  1444  Mann,*) 
1/1906:  1460  Mann.**) 

Franziska: 
1903:  1596  Manu, 
1904:  1236  Mann,*) 
1/1906:  1110  Mann.**) 


Die  Förderung  betrug  1903: 
357757  t  u.  die  Belegschaft 
1775  Mann.  Letztere  war  am 
1/IV.  1904  auf  1436  Mann 
gesunken.  Infolge  des  Ver- 
kaufs wurden  388  Mann  ge- 
kündigt. 
Gegenwärtiger  Stand: 

Förderung      Belegschaft 

Nov.  1905: 

28779  t  —  1357  Mann 

Dez.  1905: 

28657  t  —  1375     „      **) 

Der  Betrieb  weder  eingestellt 
noch  eingeschränkt  gegen 
früher.  Auch  nicht  beabsich- 
tigt, „da  sich  die  Absatzfähig- 
keit der  Produkte  durdi 
die  Errichtung  einer  Brikett- 
fabrik wesentlich  erhöht 
hat."**)  Die  Förderung  be- 
trug: 1904:  67490  t*) 

1905:  71128  t,**) 
die  Belegschaft: 

1904:  244  Mann*) 
1905;  240  Mann.**) 
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A.  EapiteL 


Übersicht  über  den  Verkauf  ni 


Betei 

Name  der  Zeche 

Lage 

Bereofatsame 

Käufer 

1 

XY.  Sellerbeek 

B.B. 

yer.  Sellerbeek: 

Harpener 

47( 

und  Boland, 

Süd-Eaaen, 

1  Lfingenf eld  mit  gro- 

Bergbau-Aktien- 

bis  l/VIL  1904 

(bereita 

ßer  Vierung  und 

Geaellaehaft 

im  Besitz  der 

nördlich  der 

1  Geyiertfeld. 

zu  Dortmund.*) 

Bergbau-  und 

Mergel- 

Boland: 1  Qeviertfeld 

Sohiffidirts- 

grenze,  aber 

Yon  5  446  000  qm. 

Aktien-GeaeU- 

Magerkohlen- 

1852 angelegt.*) 

achaft  Kannen- 

zeche.)*) 

^    -^    -w  ^^                                ^H    —    —    ^^^         V              M 

gießer,  Mül- 

heim a/Buhr  .*) 

XVL  „Bergbau -Ak- 

B.B. 

8  623  145  qm,  im 

Mülheimer 

15« 

tien-Oesellaoh. 

Dortmund  I.*) 

weaentlichen  die  Stein- 

Beigwerkayerein 

Mark« 

kohlenzechen  Freibexg 

Bh.-W.  Ztg.  1041, 

au  Zeche 

und 

28/X.  1905. •) 

Freiberg  bei 

Auguatenhoffhung.  *) 

Solde.  •) 

XVll.  Louise    und 

B.B. 

nicht  yerkauft. 

Erbstollen, 

Dortmund  I.*) 

dem    Dort- 

munder Stein- 

kohlenberg- 

■ 

werk     Louise 

Tiefbau,  Akt- 

Gtes.  zu  Barop, 

gehörig.») 

Die  spekulativen  oder  SyndikatsstiUegongen. 
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ng  von  Syndikatszeohen. 


ipreis 


pro  t  Be- 
teiligung 


Zweck  des  Kaufes 


Umfang  der  Still^^nng 


steckt  in  der 
me  für  den  ge- 
1  Harpen  ■  er- 
Kannegießer 
1  der  letzten 
Kannegießer 
lerbeck  mit 
Mk.,  Boland 
257  Mk.  zu 
C5he.*) 


Ictien  wurden 
*/o  erworben. 
:  1200  Aktien 
,  macht  also 
000  Mk.  oder 
200  000  Mk.*) 
nlich  wurde 
e  Yon  65  000 
übernommen. 


8 


Erwerb  der  Bet.-Z.  u.Nutz 
barmachung  derselben  durch 
teilweise  Stillegung  der  ge- 
kauften Zechen,  da  durch 
den  neuen  Syndikatsyertrag 
die  Ansprüche  auf  erhöhte 
Beteiligungsziffem  für  die 
im  Bau  befindlichen  Schacht- 
anlagen Gneisenau  III,  Ca- 
roline n  und  Julia  n  «^ 
360  000  t  beseitigt  worden 
waren.  (Gen. -Vers.  d.  Har- 
pener  B.-A..G.  23/VII.  1904, 
Eh.-W.  Ztg.  23/VII.  1904.) 

Erwerb,  der  Beteiligungs- 
ziffer u.  Nutzbarmachung 
derselben  durch  Betriebs- 
einschränkung. (Ordent- 
liche General -Vers,  von 
Mark  27/X.  1905,  Rh.- 
W.  Ztg.  1 041,  28/X.  1905.) 


Sellerbeck  ist  am  1/V.  1905 

stillgelegt.  (Aktennotiz  des  V. 

f.  d.  B.  J.) 


Die  Förderung  betrug 
1904:  123  617  t*) 
1905:  104  562  t,«») 

die  Belegschaft: 

1904:  493  Mann*) 
1905:  484  Mann.«*) 


sh  bestand  die  Absicht  (General-Vers,  vom  2/Xn.  1904,  Vorw.  285,  4/Xn.  1904), 
I  z  einzustellen,  da  sein  Kohlenreichtum  nicht  ausreichend  erschien  für  die  Anlage 
Betriebseinrichtungen ,  die  für  eine  gewinnbringende  Ausbeutung  nötig  gewesen 

Bet.-Z.  sollte  auf  die  derselben  Gesellschaft .  gehörigen  Zechen  BruchstraiBe  und 
)ank,  die  unter  der  Fördereinschränkung  des  Syndikats  litten,  übertragen  werden. 
3  Zechen  einen  mangelhaften,  wollte  man  auf  2  iSechen,  düie  mit  kostspieligen 
i  ausgestattet  werden  sollten,  einen  intensiven  Betrieb  einrichten.   Tatsächlich  hat 

Tfb.  nur  eine  Betriebseinschränkung  Platz  gegriffen.  Und  auf  Jahre  ist  eine 
Stellung  nicht  beabsichtigt**)     Förderung:    1905:  115  770  t  gegen  er.  180  000  t 

früher.     Belegschaft:  1905:  447  gegen  900—1000  Mann  früher.**) 


5.  Kapitel. 
Die  wirtsehaflliehe  Bedeatung  der  Zechenstill^^iigeii. 

1.  Beffirchtungen  wegen  einer   Schädigung  des 
Volksvermögens  darch  Verminderung  der  verffigbaren 

Eohlenvorräte. 

Wenn  ein  größerer  gewerblicher  Betriebszweig,  in  dem  groDe 
Kapitalien  investiert  nnd  zahlreiche  Arbeiter  und  Beamten  beschäf- 
tigt sind,  zum  Erliegen  kommt,  wird  ein  solcher  Vorgang  nicht 
ohne  tiefgreifende  wirtschaftliche  und  soziale  Folgen  bleiben.  Nicht 
nur  Interessen  allgemein  volkswirtschaftlicher  Natur  kommen  in 
Frage,  sondern  auch  die  speziellen  Interessen  der  Unternehmer  und 
Arbeiter,  femer  diejenigen  der  Qemeinden,  in  denen  die  Industrien 
liegen  und  endlich  solche  einer  großen  Gruppe  indirekt  Beteiligter, 
wie  Grund-  und  Hausbesitzer,  Handwerker,  Eaufleute  etc. 

Ein  Beispiel  bilden  die  ZecheDstillegungen  im  Buhrrevier.  Von 
Bedeutung  wurde  der  Vorgang  aber  erst  in  seinem  jüngsten  Sta- 
dium, den  Syndikatstillegungen,  weil  hier  die  Fälle  sich  häuften 
und  unter  den  stillgelegten  sich  Betriebe  größeren  Umfangs  befanden. 

In  seinem  jüngst  erschienenen  Werk  „Das  Bheinisch- Westfälische 
Kohlensyndikat^^  i)  sagt  Goetzke,  daß,  während  bei  allen  eigentlichen 
Industriezweigen  die  Ausschaltung  nicht  mehr  wettbewerbsfähiger 
Betriebe  wenigstens  für  die  Allgemeinheit  eine  durchaus  gesunde 
Erscheinung  und  der  für  den  einzelnen  entstehende  Schaden  nicht 
allzu  empfindlich  sei,  da  nur  der  teilweise  Verlust  der  doch  immer 
nur  beschränkten  Anlagewerte  damit  verbunden  sei,  dieses  beim 
Bergbau  etwas  ganz  anderes  sei.  Er  sei  nur  eine  Okkupations- 
tätigkeit, wenn  auch  unter  Zuhülfenahme  zahlreicher  industrieähn- 
licher Einrichtungen  und  der  durch  die  Auslese  einzelner  Betriebe 
hervorgerufene  Verlust  bleibe  längst  nicht  in  allen  Fällen  auf  die 

1)  Essen  1905.    S.  65. 
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Anlagewerte  beschränkt,  sondern  greife  nur  za  leieht  auf  das  eigent- 
liche Bergwerkseigentom  über.  Jedes  Erliegen  einer  Zeche  mflsse 
auch  eine  Yermindening  des  VolksTermögens  befürchten  lassen. 
Der  noch  anstehende  Kohlenyorrat  werde  bei  g&nzlichem  Verfall  der 
Schacht-  und  anderen  Anlagen  auch  späterhin  nicht  mehr  aasge- 
beutet  werden  können,  weil  er  za  gering  sei,  am  noch  die  Anf- 
wendang  großer  Sammen  für  die  Wiederinstandsetzang  selbst  unter 
günstigeren  Markt-  und  Preisverhältnissen  zu  rechtfertigen.  Unter 
solchen  Umstanden  sei  daher  die  Auslese  geradezu  als  ein  Unglück 
anzusehen. 

Ooetzke  meint  allerdings,  daß  bei  den  stillgelegten  Zechen  ein 
abbauwürdiger  Kohlenvorrat  nicht  mehr  vorhanden  sei;  seine  Be- 
fürchtungen würden  also  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  zutrefifen. 

Da  nun  auch  die  „Denkschrift^  auf  Grund  eingehender  fach- 
männischer Untersuchungen  festgestellt  hat,  „daß  die  (Gewinnung 
der  noch  anstehenden  Eohlenmengen  überhaupt  nicht  mehr  oder 
nur  noch  zu  einem  geringen  Teil  für  rentabel  gehalten  wird",^)  so 
kann  man  den  Vorwurf  der  Verschleuderung  unersetzlicher 
Nationalgüter,  der  besonders  von  sozialdemokratischer  Seite  mit 
großer  Heftigkeit  vorgetragen  worden  ist,^  als  ungerechtfertigt  be- 
zeichnen, so  lange  Vertreter  dieses  Parteistandpunktes  grundsätzlich 
anerkennen,  daß  unter  den  heutigen  Wirtschaftsverhältnissen  einein 
Unternehmer  nicht  aufgezwungen  werden  kann,  mit  Verlust  zu  aN 
beiten.3) 

Nun  stellte  der  Arbeiterführer  Hu6  (soziald.)  in  seinem  Be- 
ferat  auf  dem  Bergarbeiter-Delegiertentag  für  Preußen  in  Berlin  1905 
die  Behauptung  auf,  „das  stillgelegte  Gebiet  sei  von  der  Regierung 
auf  40  Mill.  t  abbaufähiger  Kohlen  geschätzt  worden.**  ^)  Sofern 
Hu6  die  Feststellungen  der  Denkschrift  im  Auge  hat,  kann  er  nur 
die  Kohle  der  nach  Aussage  der  Denkschrift  ohne  das  Kaofgebet 
zonäehst  wahrscheinlich  noch  in  Betrieb  gebliebenen  Zechen  in  An- 
sehlag bringen.  Bechnet  mui  selbst  noch  von  Steingatt  lOV« 
lülL  t, ^)  von  Louise  Tfb.  1 1  MiU.  t«)  mid  Freiberg  3  Mill.  t^  abbaiH 


1)  Seite  41.     2)  Siehe  outen  9.  Kapitel.     3)  WirtschafÜieher  Weehen* 
beriebt  im  Yorw.  55,   5.  März  1905.    (Die  „BerggesetznoTeUe**.) 

4)  Nacb  dem  Bericht  im  Yorw.  75,  29.  M&rz  1906,  2.  Bell 

5)  Siehe  Aum.  1)  Seite  73.  6)  Siehe  Aara.  Seite  S5 
7)  Siebe  Anm.  Seite  82. 

Ounoker,  Zeehttimtülegiing.  7 


98  5.  Kapitel. 

würdige  aber  angehoben  bleibende  Kohlen,  so  wärde  sich  ein  Ver- 
lust von  insgesamt  64,5  Mill.  t  ergeben.  Die  Produktion  des  Bnhi- 
kohlenbeckens  betrag  im  Jahre  1904  rund  68,5  Mill.  1 0  Der  Yediist 
erreicht  also  noch  nicht  ganz  eine  JahresfÖrderang.  Aach  veis^eiobe 
man  daza  den  Gesamtkohlenreichtum  des  aufgeschlossenen  Bnhr- 
kohlenbeckens  nach  den  jüngsten  Schätzungen.  Bunge  berechnete 
1892 :  33  Milliarden  t,  Geh.  Bergrat  Dr.  Schultz  1900  :  54,3  Milliar- 
den t  bis  zu  einer  1500  m  Teufe.  ^)  Gtogen  einen  solchen  Yomt 
erscheint  jener  Verlust  geringfügig. 

Die  Ansicht  Qoetzkes  aber,  selbst  bessere  Preis-  und  Marirtrer- 
hältnisse  würden  eine  V^iederaufoahme  des  Betriebes  auf  den  jetzt 
eingestellten  Qruben  nicht  ermöglichen,  ist  nicht  unbestritten.  In 
der  Denkschrift  lesen  wir  folgende  bedeutsame  Ausführungen  ^ :  „In 
allen  Steinkohlenbezirken  des  In-  und  Auslandes  kommen  neben 
mächtigen  Flözen  auch  solche  von  geringerer  Mächtigkeit  vor,  die 
nicht  für  baulohnend  angesehen  und  deshalb  stehen  gelassen  we^ 
den.  Die  Frage,  bei  welcher  Mächtigkeit  noch  Flöze  gewinnbringend 
abgebaut  werden  können,  wird  heute,  wo  die  Eohlenpreise  höher 
stehen  und  die  Technik  weiter  fortgeschritten  ist,  anders  beurteilt 
als  früher.  In  Oberschlesien  werden  jetzt  Flöze  von  1 — 2  m  Mächtig- 
keit gebaut,  während  man  vor  20  Jahren  solche  von  unter  3  m 
Mächtigkeit  meist  nicht  mehr  als  bauwürdig  ansah.  Im  Bahrbezirke 
werden  Flöze,  die  früher  vielfach  wegen  ihrer  geringen  Mächtigkeit 
stehen  gelassen  wurden,  heute  bei  besseren  Eohlenpreisen  und  bei 
Anwendung  von  Bergeversatzbau  und  Schrämmaschinen  mit  Gtowinn 
gebaut.  Auch  viele  verlassene  Gruben  sind  später  bei  Eintritt  besserer 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  wieder  aufgetan  worden.  Es  erscheint 
daher  auch  eine  spätere  Wiederaufnahme  des  Betriebes  der  einge- 
stellten Buhrtalzechen  keineswegs  ausgeschlossen.  Der  Bergbau  im 
Buhrbezirke  rückt  mehr  und  mehr  nach  Norden,  wo  die  das  Stein- 
kohlengebirge  überlagernden  Schichten  immer  mächtiger  werden, 
und  gleichzeitig  bei  den  zurzeit  bestehenden  Schachtanlagen  nach 
und  nach  in  immer  größere  Tiefen.  Bei  den  zunehmenden  Kosten, 
welche  alsdann  der  Betrieb,  vornehmlich  die  Wasserwältigung  and 
die  Wetterführung  erfordert,  und  bei  den  Schwierigkeiten,  welche  ine- 


1)  Jahrbuch  S.  670.  2)  Sammelwerk  I,  S.  40. 

3)  Seite  43. 
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besondere  die  in  größeren  Tiefen  herrschende  hohe  Temperatar 
hervorrofen  wird,  ist  trotz  aller  Fortschritte  der  Technik  eine  wenn 
aach  allmähliche,  so  doch  erhebliche  Zunahme  der  Selbstkosten  der 
Rohrzechen  anaasbleiblich,  sodaß  auch  mit  einer  allmählichen  Za- 
nahme  der  dortigen  Eohlenpreise  za  rechnen  sein  wird.  Bei  höheren 
Eohlenpreisen,  als  sie  jetzt  bestehen,  kann  aber,  wenn  auch  vielleicht 
erst  nach  vielen  Jahrzehnten,  wenigstens  ein  Teil  der  eingestellten 
Bahrtalzechen,  wenn  sie  mil;  Nachbargmben  zu  größeren  Bergwerken 
vereinigt  und  mit  neuzeitlichen  Anlagen  ausgerüstet  werden,  wieder 
mit  Aussicht  auf  Gewinn  in  Betrieb  genommen  werden." 

Besondere  Befürchtungen  sind  speziell  für  die  Interessen  der 
Magerkohlenkonsumenten  laut  geworden.  Es  ist  beispielsweise  ge- 
sagt worden  i) ,  „  durch  eine  erhebliche  Einschränkung  der  Anthracit- 
förderung  und  eine  dementsprechende  Steigerung  der  Anthracitpreise 
würde  eine  sehr  wichtige  Kraftmaschine  —  die  Sauggasmotoren  — 
vemicJitend  getroffen  werden.  Gleiches  gelte  von  Wassergasanlagen.  *" 
Aach  diesem  Bedenken  tritt  die  Denkschrift  mit  dem  Hinweis  da- 
rauf gegenüber,  (S.  42),  daß  „der  durch  die  Stillegungen  ausfallende 
Teil  an  Magerkohlen  von  den  übrigen  Gruben,  deren  Förderung  in 
den  letzten  Jahren  infolge  ungenügender  Nachfrage  auf  dem  Ab- 
satzmarkt eingeschränkt  werden  mußte,  leicht  gedeckt  werden  kann." 
fiine  Benachteiligung  der  Konsumenten  durch  Verlust  großer  Kohlen- 
schätze dürfte  somit  nicht  als  Folge  der  Stillegungen  zu  befürchten 
sein.  Eine  Gefahr  könnte  höchstens  darin  liegen,  daß  durch  eine 
zu  weit  durchgeführte  Konzentration  der  Produktion  die  Betriebe 
bis  an  die  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  ausgenutzt  werden,  was 
beim  Bergbau  nicht  unbedenklich  ist.  Die  Ausbeute  kann  nicht 
von  heute  auf  morgen  erweitert  werden.  Wenn  nicht  ein  gewisser 
Spielraum  vorhanden  ist,  so  vermag  bei  unvorhergesehenem,  schnell 
auftretendem  Kohlenbedarf  die  Produktion  nicht  entsprechend  zu 
folgen.  Bei  Hochkonjunkturen  droht  unter  Umständen  die  Gefahr 
«iner  Kohlennot  Wie  wir  aber  an  anderer  Stelle  zeigen  werden, 
liegt  bis  jetzt  eine  solche  äußerste  Ausnutzung  der  Leistungsfähig- 
keit noch  nicht  vor,  sind  selbst  in  den  Tagen  der  gegenwärtigen 
Hochkonjunktur  die  Zechen  noch  lange  nicht  bis  zur  Grenze  ihrer 
technischen  Leistungsfähigkeit  beschäftigt;  der  fühlbar  gewordene 


1)  Nat-Ztg.  261,  24.  April  1904. 
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Kohlenmasgel  ist  vielmehr  einer  ganz  selbsUndigen  Ursache,  nim- 
lich  dem  z.  Z.  herrschenden  Mangel  an  geeigneten  Arbeitfim  mid 
einem  sieh  immer  wieder  bemerkbar  madienden  Wagenmangel  n- 
zoschreiben. 

Ist  soweit  eine  volkswirtschaftlich  schädliche  Wirkung  den  Btülr 
legnngen  nicht  za  konstatieren,  so  wird  man  die  Ersparnisse  in 
Prodaktionskosten,  die  dadaroh  entstehen,  dafi  erstens  ein  mAt 
nnbeträchUiches  Eohlenqoaatom  —  die  fibertragena  Summe  der  Be- 
teilignngsziffem  betrog  nach  onseier  früheren  Berechnung  0  bein^ 
3  Mill.  t  —  nicht  mehr  mit  den  höheren  Prodaktionskosten  der  sAd- 
lichen  Reviere,  sondern  mit  den  geringeren  der  nördlichen  g^rdert 
wird,  and  daß  zweitens  durch  die  Produktionserhöhung  auf  den 
nördlichen  Graben  das  Anlagekapital  und  die  Oeneralnnkostm  der- 
selben sich  auf  ein  größeres  Förderquantom  verteilen,  2)  als  volks- 
wirtschafUichen  Gewinn  bezeichnen  ddrfen.  Zu  berfti^siditigen  ist 
allerdings  der  Kapitalaufwand  fQr  den  Ankauf  der  BetetligungsziffenL 

Was  nun  die  spezielleren  Interessentenkreise  anlangt,  so  bot 
die  Auslese  in  der  Form  des  spekulativen  Legens  in  Eonkunenz 
mit  einer  kaufmännischen  Kalkulation  auf  Grund  der  Syndikatsbe- 
Stimmungen  für  eine  Gruppe  der  bei  dem  Vorgang  Beteiligten  einen 
Vorteil,  wie  er  bei  dem  natürlichen  Absterben  nicht  in  Erscheinung 
treten  konnte,  nämlich  für  die  Kuxbesitzer  und  Gläubiger  der 
stillgelegten  Zechen. 

Wenn  früher  eine  Zeche  gezwungen  war,  den  Betrieb  einzu- 
stellen, so  ging  meist  so  ziemlich  das  ganze  investierte  Kapital  Ter- 
loren.  Dies  wurde  umso  härter  empfanden  als  die  betroffenen  Koi- 
besitzer,  die  zugleich  meist  auch  die  Obligationen  der  Zeche  aof- 
brachten,  mehr  unter  den  kleineren  und  schwächeren  Kapitalieten 

1)  Siehe  Seite  71. 

2)  H.  CuNow  bestreitet  diese  YermiDderiiDg  der  Förderkosten  («Die 
Nene  Zeit''  Heft  35,  Jahrg.  1904,  S.  273/74).  Es  berechnet  aber  2.  B.  Köniss- 
born  aus  der  Prodnktionssteigerang  eine  Verbillignng  der  Selbstkosten  ton 
20  Pfg.  pro  Tonne,  das  macht  für  die  OesamtfOrderong  ?on  900 OSO  t: 
180000  Mk.  J.  Gbbmajt  erkennt  denn  auch  in  Entgegnung  auf  ^  Auf- 
führungen CuNows  den  technischen  Fortschritt  an,  bezeichnet  aber  als  So- 
zialist diese  Wirkung  der  Stillegungen  als  Yolkswirtschaftlich  sch&dlich,  d» 
der  Gewinn  nicht  den  Konsumenten,  der  Allgemeinheit,  zugute  komme,  sondern 
lediglich  die  Rente  der  Bergwerksbesitzer  erhöhe  infolge  der  syndikatlich® 
Monopolpreisbiidong  („Die  Neue  Zeit*'  H.  40,  Jahrg.  1905,  8.443  0. 
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zu  saohen  waren.  So  erinnerte  Bergrat  Kleine  in  den  Dort- 
munder Verbandlangen  0  daran,  daß  doreh  den  Eonkars  der  Zechen 
Am  Schwaben  and  Friedrieh  Wilhelm  (VorwiErtB)  zahlreiche  frfther 
Termtgeode  Familien  in  Dortmund  vollst&ndig  verarmten. 

Bei  den  Syndikatsstillegangen  warde  den  Kuxbesitzern  aber 
wenigstens  ein  Teil  des  anwirtscbaftlioh  angelegten  Kapitals  gerettet. 
Wie  «Q»  unserer  tabellarischen  Übersicht^  fiber  den  Verkauf  und 
die  Stillegung  von  Syndikatszechen  hervorgeht,  wurde  seitens  der 
▼erkaufenden  Oesellschaften  gezahlt: 


an  die  Kux- 

bei  der  Zeche  AktieÄtzer 

Mk. 

Helene  Nachtigall     .     .     .     .  750  000 

v«r.  HoffiDung 488  408 

Steingatt 1  124  000 

Maria  Anna  u.  Stbk.     ...  2  880  000 

Bickefeld  Tfb 2  220  000 

Julius  Philipp 1  488  316 

Sprockhövel 1  200  000 

Bemeck  u.  Glückw 3  000  000 

Bommerbänker  Tfb 600  000 

Alstaden 3  130  000 

Freiberg l  200  000 


für  Anleihen,  Grund- 

Bchulden, 

Ilypotbeken  etc. 

Mk. 

689  500 
776  000 

1  050  000 

594  884 

289  200 

900  489 

500  000 

1  300  000 

65  000 


18  030  724 
6  165  073 


6  165  073 


Gesamtsumme    24 195  797 


2.   Wirkungen    auf   die    betroffenen    Arbeiter   und    Oe- 

meinden. 

Auch  die  'Wirkungen  der  jüngsten  Zechenstillegungen  ffir  die 
Arbeiter  und  die  Gemeinden  und  deren  Angehörige  dftrften 
sich  jetzt  ziemlich  in  ihrem  ganzen  Umfange  übersehen  lassen.  Zur 
Zeit  der  amtlichen  Erhebungen  war  auSer  den  bereits  weiter  zurück- 
liegenden Stillegungen  von  Helene  Nachtigall,  ver.  Hoffnung  und 
Steingatt  nur  Maria  Anna  &  Steinbank  gänzlich  aulKer  Betrieb 
gesetzt  worden.  Am  1.  Januar  1906  waren  nun  auch  die  Außerbetrieb- 
setzungen von  Bickefeld,  Julius  Philipp,  SprockhÖFcl  und 


1)  Seite  9. 


2)  Siehe  Seite  86  ff. 
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Berneck  &  Glückwinkelsbnrg  zum  Abschluß  gelangt  Bezfiglicb 
Hasenwinkely  Eiberg  und  Alstaden  ist  ebenfalls  eineElänmg 
eingetreten,  indem  nämlich  erstere  Zeche  aus  der  Reihe  der  zur  Still- 
leguDg  bestimmten  Zechen  definitiv  ausscheidet,  letztere  beiden  in 
der  Tat  nur  je  einen  Schacht,  wie  man  als  beabsichtigt  angegeben 
hatte,  eingestellt  haben.  Bei  den  hinzugekommenen  Fällen  Seiler- 
beck, Freiberg  und  Louise  Tfb.  handelt  es  sich  um  nicht  be- 
deutende Betriebseinschränkungen,  bei  denen  auf  Jahre  keine  Still- 
legung  geplant  ist.  Über  Freiberg  wurde  uns  noch  jüngst  ?on 
einwandfreier  Seite  mitgeteilt,  daß  man  die  Anlage  einer  neuen  Sepft- 
ration  und  Kohlenwäsche  in  AngriflT  nehme. 

a.  Die  veranstaltete  Enqudte. 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  erwähnt^  hat  der  Verfasser  zur 
Ergänzung  der  amtlichen  Erhebungen  persönlich  eine  Enquete  bei 
den  in  Betracht  kommenden  Gemeindevorstehern  und  eine  Bereisong 
der  betrofienen  Gegenden  unternommen,  beides  zu  B^;inn  des 
Jahres  1906.  Die  schriftliche  Bundfrage  bezog  sich  auf  folgende 
Gemeinden: 


1.  Schüren 

2.  Berghofen 

3.  Aplerbeck 

4.  Horde 

5.  Bommem 

6.  Niedersprockhövel 

7.  Obersprockhövel 

8.  Wiemelhausen 

9.  Querenburg 

10.  Weitmar 

11.  Stiepel 

12.  Höntrop 

13.  Eppendorf 

14.  Überruhr 

15.  Eiberg 

16.  Horst 

17.  Freisenbruch 

18.  Alstaden 


)  Bickefeld  Tfb. 

Bommerbänker  Tfb. 
Sprockhövel 

Julius  Philipp  und  Bemeck  &  Glück- 

Winkelsburg. 

Maria  Anna  &  Steinbank 


Eiberg 


Alstaden 
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Dieses  sind  die  18  Gemeinden,  die  nach  der  Denkschrift  durch 
üe  Stillegang  der  nebengesetzten  Zechen  betroffen  würden.  Die 
Gemeinde  Dahlhansen,  die  durch  die  Stillegung  von  Hasenwinkel 
betroffen  worden  wäre  und  yon  der  Denkschrift  noch  beräcksicbtigt 
worden  ist  Ot  wurde  außer  acht  gelassen.  Der  Enqu6te  lag  ein 
Fragebogen  zu  Grunde  mit  folgenden  Fragen: 

1.  Wieviel  von  den  am  l.L  1904  auf  der  Zeche  beschäftigten 
and  in  der  Gemeinde  zu  dieser  Zeit  wohnhaften  Arbeitern  und 
Beamten  haben  bis  zum  l./I.  1906  die  Gemeinde  verlassen? 

a)  insgesamt, 

b)  Verheiratete, 

c)  Familienangehörige, 


1)  Über  die  Wirkungen  der  Maßnahmen,  die  die  technische  Yerschmel- 
rang  Yon  Hasenwinkel  mit  Friedlicher  Nachbar  im  Gefolge  hatte,  n&mlich 
Üe  Entlassung  eines  Teils  der  Belegschaft,  teilt  die  Denkschrift  Seite  30/31 
mit:  »Die  Arbeiterzahl  betrag  am  1.  Jan.  1904  1831,  von  denen  950  ver- 
heiratet, 881  unverheiratet  und  173  Hausbesitzer  waren.  Bis  zum  1.  Juni 
irurden  weiter  gekündigt  397,  fireiwillig  abgekehrt  waren  219.  Die  ausge- 
ichiedenen  Arbeiter  haben  zum  großen  Teil  auf  den  Nachbargruben :  Baaker 
Mulde,  Friedlicher  Nachbar,  Catharina  usw.  Arbeit  gefunden.  Ein  Teil  der 
bereits  vor  dem  1.  April  ausgeschiedenen  und  zunächst  verzogenen  Leute  ist 
seitdem  wieder  zurückgekehrt  Sollten  weitere  Arbeiter  abkehren,  so  finden 
diese  Beschäftigung  auf  der  Zeche  Carl  Friedrich  Erbst.,  die  sofort  100  Mann 
einzustellen  beabsichtigt  und  demnächst  auch  auf  der  Zeche  General,  die 
ihren  zur  Zeit  gestundeten  Betrieb  wieder  aufzunehmen  beabsichtigt«  Es 
dürfte  demnach  auch  hier  eine  ununterbrochene  Weiterbeschäftigung  der  Ar- 
beiter gesichert  und  wenigstens  für  die  Hausbesitzer  die  Notwendigkeit  einer 
Verlegung  ihres  Wohnsitzes  beseitigt  sein. 

Yon  den  Maßnahmen,  die  auf  Hasenwinkel  getroffen  sind,  ist  in  stärkerer 
Weise  nur  die  Gemeinde  Dahlhausen  berührt  worden.  Ortsanwesende  Be- 
völkerung am  I.Jan.  1904:  9786  Seelen.  Von  den  zu  dieser  Zeit  auf  der 
Zeche  Hasenwinkel  beschäftigten  Beamten  und  Arbeitern  wohnten  in  Dahl- 
hausen 950,  darunter  38U  verheiratete  mit  1820  Familienangehörigen,  570  un- 
verheiratete, 56  Hausbesitzer.  Hiervon  haben  die  Gemeinde  bis  zum  1.  Juni 
1904  verlassen:  167,  darunter  22  verheiratete  mit  108  Familienangehörigen, 
145  unverheiratete,  3  Hausbesitzer.  Die  hierdurch  entstandenen  Ausfälle  an 
Steuern  der  Zeche  sind  gedeckt  durch  eine  neuerdings  von  der  Gemeinde 
eingeführte  Gewerbekopfsteuer  der  Zechen.  Außerdem  erhebt  die  Gemeinde 
eine  Umsatzsteuer  von  1  y.  H.  Ein  Nachteil  erwächst  hiernach  der  Ge- 
meinde nicht.** 

Da  kein  weiterer  Fortzug  von  Arbeitern  inzwischen  stattgefunden  hat, 
80  ist  auch  die  Gemeinde  weiter  nicht  berührt  worden. 
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d)  UnTerheiratete, 

e)  Haasbesitser. 

2.  Wie  hoch  belauft  sich  der  aogenblickliohe  Finanzbedarf  dar 
Oemeinde? 

3.  Wieviel  werden  hieryon  nach  der  neuen  Steuereinschltamf 
aufgebracht: 

a)  durch  G^meindeeinkommensteuer, 

b)  durch  Bealsteuem, 

c)  durch  sonstige  Einnahmen? 
darunter 

Ton  der  Zeche: 

an  Realsteuem 
von  den  Beamten  und  Arbeitern: 

an  Oemeindeeinkonmiensteuer,  an  Realsteuem? 

4.  Welchen  Steuerausfall  erleidet  die  Oemeinde  bis  jetzt  dmoh 
die  Stillegung  der  Zeche: 

a)  an  Bealsteuern  der  Zeche, 

b)  an  Gemeindeeinkommensteuer  der  fcHrtgesogenett  Beamten 

und  Arbeiter? 

5.  Inwieweit  ist  bis  jetzt  infolge  der  Stillegung  eine  Erhöhimg 
der  prozentualen  Steuersätze  nötig  geworden : 

a)  bei  der  Einkommensteuer, 

b)  bei  den  Bealsteuern? 

6.  Wieviel  Umsatzsteuer  floB  der  Oemeinde  aus  dem  Verkaof 
der  Zeche  zu? 

7.  Hat  die  Gemeinde  mit  der  Zechenverwaltung  ein  Steuerab- 
kommen getroffen  und  welches? 

8.  Inwieweit  ist  der  Gemeindehaushalt  noch  in  andere  Weise 
direkt  oder  indirekt  durch  die  Zechenstillegung  beeinflußt? 

9.  Haben  sich  für  Grund-  und  Hausbesitzer  und  die  Gewerbe- 
treibenden erhebliche  Nachteile  bis  jetzt  ergeben? 

10.  Sonstige  Bemerkungen. 

Beantwortet  wurden  die  Fragebogen  von  den  GtomeindeD 
Apierbeck,  Horde,  Wiemelhausen,  Querenburg  und 
Eppendorf.  Die  übrigen  antworteten  entweder  überhaupt  nidit 
oder  lehnten  eine  Antwort  ab  teils  mit  dem  Hinweis  auf  das  Er- 
fordernis einer  Autorisation  seitens  der  vorgesetzten  Behörde,  tdls 
aus  anderen  Gründen. 


,    Die  wirtschaftliche  Bedeotoog  der  Zechenstillegangen.  106 

Die  persönlichen  Erkundigungen,  die  Verfasser  an  Ort  and 
Stdle  eingezogen  hat,  erstreckten  sich  auf  Schüren,  Bommern, 
Stiepel  (Blankenstein),  Höntrop  und  Sprockhöyel.  In 
enter  Linie  worden  die  Amtmänner  und  GemeindeTorsteher  befragt. 

b.  Die  Wirkungen  auf  die  Arbeiter. 

Was  zunächst  die  Arbeiterverhältnisse  anbetrifft,  so  waren  nach 
der  Denkschrift  resp.  für  Seilerbeck  und  Louise  Tfb.  nach  dem  Ver- 
waHungsbericht  des  Allgemeinen  Enappschaftsvereins  zu  Bochum  1904 
an  Arbeitern  yorhanden  am  l./I.  1904  resp.  für  Seilerbeck  mid 
Louise  Tfb.  im  Durchschnitt  im  ganzen  Jahre  1904  auf: 

1.  Maria  Anna  &  Steinbank  .     .     .     .  1276  Mann 

2.  Bickefeld 897  „ 

3.  Julias  Philipp 1 038  „ 

4.  SprockhöTel 408  „ 

5.  Bemeek  &  Glückwinkelslmrg  ...  603  ,, 

6.  Bommerbänker  Tfb 494  „ 

7.  Alstaden  Schacht  I 567  „ 

8.  Eiberg  Schacht  Hermann  ....  198  „ 

9.  Seilerbeck:  Schacht   I  (Camall)  .     .  345  „ 

„                „      II  (MtUler)    .     .       176       „ 
10.  Louise  Tfb 781       „ 

Bis  zum  1/L  1906  waren  nun  die  ersten  5  Zechen  ganz  einge- 
stellt,  Bommerbänker  Tfb.  hatte  die  Belegschaft  bis  aöf  347  M.  re- 
duziert, Alstaden,  Eiberg,  Seilerbeck  waren  gleichfalls  in  dem  an- 
gegebenen Umfange  stillgelegt  und  Louise  hatte  die  Belegschaft  auf 
447  M.  yermindert.  Auf  Freiberg  ist  bis  jetzt  keine  irgendwie  er- 
hebliche Einschränkung  eingetreten.  Wenn  man  die  ganze  Beleg- 
schaft von  Bommerbänker  Tfb.,  das  ja  auch  bald  gänzlich  zum  Er- 
liegen kommt^  als  entlassen  mitrechnet,  so  ergibt  sich  eine  freige- 
wordene Belegschaft  von  zusammen  6336  Mann.  Zur  Zeit  der  amt- 
lichen Erhebungen  —  1.  Juni  1904  —  waren  abgesehen  von  Hasen- 
winkel (616)  bereits  3316  Mann  aus  ihrer  bisherigen  Arbeitsstätte 
gwdiieden.  Über  deren  Schicksal  resümierte  die  Denkschrift 
(Seite  43)  folgendermaßen :  ^För  alle  diese  Arbeiter  war  nach  dem 
Ergebnisse  der  Ermittlungen  anderweitige  Gelegenheit  zur  sofortigen 
Weiterbeschäftigung  in  ausreichendem  Maße  yorhanden.  Von  einem 
,tBrotloswerden''  zahlreicher  Arbeiter  kann  nicht  die  Bede  sein .  . . 
Die  bis  zum  1.  Juni  1904  abgekehrten  Arbeiter  haben  zum  größten 
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Teil  ihren  bisherigen  Wohnsitz  beibehalten  können.  Fast  ansnahms- 
los  gilt  dies  Fon  den  Hausbesitzern  anter  ihnen ....  Selbst?er- 
standlich  kann  der  nachgewiesene  Wegzug  für  den  einzelnen  Arbeiter 
von  nachteiligen  Folgen  sein.  Daß  indessen  nntelr  den  Arbeiten! 
infolge  dieses  Wegzugs  ein  Notstand  eingetreten  sei  oder  eintreten 
werde,  kann  nach  dem,  was  darüber  bekannt  geworden  ist,  nicht 
angenommen  werden.'' >) 

Diese  Darstellung  hat  sich  auch  für  die  Folgezeit  wesentlich 
als  zutreffend  erwiesen.  Durch  die  bisher  ununterbrochen  fort- 
schreitende Verbesserung  der  Konjunkturen  im  Steinkohlenbergbau 
sind  die  den  Arbeitern  aus  den  Stillegungen  drohenden  Oefahren 
glücklicherweise  nicht  eingetreten.  Allenthalben  wurde  mir  ver- 
sichert^ daß  reichlich  Arbeitsgelegenheit  Torhanden  sei  und  zwar 
bei  steigenden  Löhnen;  im  Sprockhöveler  Bezirk  wurde  mir  di^ 
an  Hand  von  Lohnlisten  nachgewiesen.  Meist  fanden  die  Arbeiter 
neue  Beschäftigung  auf  den  Nachbargruben.  Der  Gemeindevor- 
steher von  Schüren  bekundete,  daß  die  auf  Bickefeld  abgelegten 
Leute  zum  größten  Teil  auf  Freie  Vogel  &  ünverhofil,  die  ihren 
Betrieb  stetig  vergrößerten,  untergekommen  seien.  Auch  Margarethe 
Felicitas  und  auch  Freiberg  nähmen  jeden  fireiwerdenden  Bergmann. 

1)  Über  freiwillige  Abkehr  und  Gedingeherabsetzung  führt  die  Denk- 
schrift im  einzelnen  aus:  „Die  große  Zahl  der  freiwillig  abgekehrten  Arbeiter 
ist  Tomehmlich  darauf  zurückzuführen  (die  D.  hatte  festgeetellt,  daß  von  den 
—  einschließlich  Hasenwinkel  —  3932  aus  der  Arbeit  Geschiedenen  3481 
freiwillig  abgekehrt  waren,  und  nur  451  Kündigung  erhalten  hatten),  dail 
diese  Arbeiter  in  der  Befürchtung,  ihre  Arbeit  auf  der  bisherigen  Arbeits- 
stelle infolge  Einstellung  des  Betriebes  zu  verlieren,  schleunigst  Beschaftigniig 
auf  einer  anderen  Zeche  gesucht  und  gefunden  haben.  Der  Bedarf  der 
Bergwerke  an  Arbeitern  hat  das  Unterkommen  der  abgekehrten  Arbeiter 
wesentlich  erleichtert. 

»Es  ist  in  BergarbeiterTersammlungen  vielfach  behauptet  worden,  dtß 
auf  den  verkauften  Zechen  nach  dem  Eigentumsübergang  allgemeine  Ge- 
dingeherabsetzung stattgefunden  h&tte,  um  die  Arbeiter  zur  Kündigung  xu 
veranlassen.  Diese  Behauptung  ist  unrichtig.  Eine  vor  kurzem  auf  den 
Zechen  Ter.  Bickefeld  Tfb.,  Sprockhöve),  Julius  Philipp,  Bemeck-GlAck- 
winkelsburg,  Hasenwinkel,  Eiberg  und  Alstaden  durch  die  Bergrevierbeamten 
unter  Zustimmung  der  Zechenverwaltungen  vorgenommene  Stichprobenunter- 
Buchnng  hat  ergeben,  daß  eine  umfangreiche  Gedingeherabsetzung  nur  auf 
der  Zeche  ver.  Bickefeld  Tfb.  erfolgt  ist,  aber  nicht,  um  die  Löhne  zu  ver- 
ringern, sondern  infolge  des  Fortfalls  von  Nebenarbeiten,  insbesondere  des 
bisher  üblichen  Bergeversatzes/ 
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Die  Belegschaften  von  Julius  Philipp  und  Bemeck- Glück winkels- 
lorg  wurden  auf  Carl  Friedrich  Erbst,  übernommen,  (Mitteilung  des 
Lmtmanns  von  Blankenstein)  die  von  Maria  Anna  und  Steinbank 
kuf  ver.  Engelsborg  (Mitteilung  des  Amtmanns  von  Wattenscheid.) 

Wie  sehr  sich  im  Sprockhöveler  Bezirk  die  Nachbarzechen  um 
lie  Bergleute  rissen,  beweist  die  Tatsache,  daß  gegen  die  Einlegung 
lines  Arbeiterzuges  von  Schee-Hattingen-Essen  seitens  der  um 
Sprockhövel  liegenden  Zechen  Einspruch  bei  der  Elberfelder  Eisen- 
Mibn-Direktion  erhoben  worden  ist,  da  jede  Veranlassung  zu  einem 
olchen  Schritt  fehle.  In  der  Begründung  wird  ausgeführt,  daß  nicht 
Hein  die  Arbeiter  der  dortigen  Gegend  zwischen  Schee  und  Hat- 
ingen  auf  den  vorhandenen  Gruben  hinreichende  Beschäftigung 
anden,  sodaß  man  ihnen  nicht  erst  Arbeitsgelegenheit  auf  den  Zechen 
m  Essen  verschaffen  müsse,  sondern  es  würde  auch  noch  eine  große 
Sahl  eingestellt  werden,  wenn  solche  überhaupt  zu  haben  seien.  Alte 
laase,  Deutschland,  Trappe,  Blankenburg,  Johannessegen  könnten 
100 — 300  Mann  brauchen.  0 

Weitere  Wege  scheinen  sich  nur  für  die  Arbeiterin  Bommem 
n  ergeben,  da  die  Zeche  Bommerbänker  Tfb.  ziemlich  isoliert  liegt, 
tnd  auch  keine  Eisenbahnverbindung  nach  den  Zechen  nördlich  der 
luhr  besteht,  außerdem  die  Straßenbahn  Bommem-Witten-Langendreer 
licht  vor  7  Uhr  morgens  läuft.  Um  die  Arbeiterzüge  nach  Dort- 
nnnd  und  Langendreer  benutzen  zu  können,  müssen  die  Leute  zu- 
läehst  bis  Witten  gehen.  Die  Arbeiter  von  Bommem  finden  Be- 
lohäfkigung  auf  Franziska-Witten,  Deutschland  und  Adolar-Hidding- 
umsen,  Bruchstraße  und  Yollmond-Langendreer,  Maximus- Vormbolz 
)to.  (Mitteilung  auf  dem  Amt  Bommem). 

Über  den  Abzug  von  Arbeitern  wurde  daher  dem  Verfasser  ge- 
genüber nur  geklagt  in  Bommem  und  Höntrop.  Außerdem  teilt 
Horde  mit,  daß  bis  zum  l/I.  1906  abgewandert  seien :  60  Personen 
darunter  9  verheiratete  mit  36  Familienangehörigen.  Am  l/YL  1904 
raren  nach  der  Denkschrift  (S.  16)  nur  7  Unverheiratete  fortge- 
sogen.  Dabei  wohnten  am  l/I.  04  von  den  Beamten  und  Arbeitern 
ron  Bickefeld  75  in  Horde,  darunter  40  verheiratete  mit  130  Fa- 
milienangehörigen. In  Wiemelhausen  ist  eine  bedeutende  Bück- 
prandenmg  zu  konstatieren.    Nach  der  Denkschrift  waren  am  l/I.  04 


1)  Persönliche  Mitteilung  der  Gewerkschaft  Alte  Haase-SprockhOvel. 


108  5.  KMfÜUA. 

voB  den  auf  den  Zechen  Jalins  Philipp  und  Benieck^IA€l[WBik6l8- 
bixrg  beseh&fkigten  Arbeitern  und  Beamten  in  der  Gemeinde  woio* 
haft  806,  daninter  218  verheiratete  mit  1 090  FamflienangeliftrigeB, 
588  noTerheiratete,  76  Haosbesitzer.  Hieryon  hatten  bis  som  1/VL 
04  die  (Gemeinde  verlassen  484,  darunter  130  verheiratete  mit 
650  Familienangehörigen,  588  unverheiratete,  76  Hausbesitier.  Der 
beantwortete  Fragebogen  gibt  dagegen  an,  daB  nur  32  Personen, 
worunter  9  verheiratete  nut  39  Familienangehörigen  und  keine  San^ 
besitzer  waren,  die  Gemeinde  bis  zum  l/I.  06  verlassen  httten.  Fttr 
Stiepel,  das  durch  dieselben  beiden  Zechen  wie  Wiemelbansen  b*- 
rfthrt  wurde,  teilte  man  mir  gleichfalls  in  Blankenstein  (Amt)  ndt^ 
daß  alle  Arbeiter  hätten  wohnen  bleib»  können.  Nach  der  Desrit- 
sohrift  (S.  27)  hatten  ohnehin  nur  9  die  Gemeinde  bis  anm  l/YL  (K 
verlassm.  In  Eppendorf  ist  eine  geringe  Verschlechterung  zu  konsti- 
tieren.  Am  1/VI.  1904  (Denkschrift  S.  34)  hatten  von  den  am  1/L  04 
in  der  Gemeinde  wohnhaften  und  auf  Mark  Anna  &  Sterabank  be- 
schfiftigten  Arbeitern  und  Beamten,  die  31 1  Personen  ansnadMeir 
(177  verheiratete  mit  926  Familienangehörigen,  141  unverheirat^ 
24  Hausbesitzer)  die  (Gemeinde  verlassen  24,  darunter  8  verhdratete  nit 
33  Familienangehörigen,  1 6  unverheiratete,  jedoch  kein  Hautbesitiar. 
Nach  dem  beantworteten  Fragebogen  waren  es  aber  bis  zum  1/L 
1906:  39  Personen,  darunter  12  verheiratete  mit  48  Familienang^ 
hörigen  und  ein  Hausbesitzer. 

Bemerkenswert  ist  aber  vor  allem,  daß  auch  inzwischen  die 
Haus-  und  Grundbesitzer  nicht  gezwungen  waren,  ihr  Besitztum  zu 
verlassen.  Mündlich  wurde  mir  dies  bestätigt  fftr  Schttroi,  Beig- 
hofen,  Apierbeck,  Bommern,  Höntrop,  Stiepel,  Sprockhövel,  schrift- 
lich für  Horde,  Wiemelhausen,  Querenburg.  Nvr  in  Eppendorf  ist 
inzwischen  1  Hausbesitzer  abgewandert  Mit  Schwierigkeit«!!  war 
dies  nach  den  mir  gemachten  Mitteilungen  nur  in  Höntrop  und 
Eppendorf  für  die  Bergleute  verbunden,  weil  sie  sich  mit  geringezea 
Mieten  für  den  abvermieteten  Teil  ihres  Hauses  begnügen  muBteo, 
vielleicht  auch  aus  demselben  Grunde  in  Sprockhövel  und  dann  in 
Bommern,  weil  es  schwierig  hält,  wie  bereits  erwähnt,  in  der  Nähe 
Arbeit  zu  finden.  Eine  größere  Anzahl  von  älteren  Bergleuten  kit 
sich  hier  daher  als  Berginvaliden  gemeldet  i)  ^Iz  sind  ansässig. 

1)  Auf  diese  Tatsache  scheint  ein  Rundschreiben  No.  24  vom  13.  April 
1904  des  Bochumer  Knappschaftsvereins  an  die  Easssninte  Besog  zm  habeO} 
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Nach  diesen  Angaben  können  wir  nochmal  hervorheben,  daß 
jfingsten  Zechenstillegongen  in  den  Arbeitsyerh&ltnissen  keine 
tirfgreüende  Erschütterungen  verorsacht  haben,  vor  allem  keine 
Arbeitslosigkeit  and  keine  Exmittierung  der  seßhaften 
Arbeiterbevölkerung.^) 

€.  Die  Wirkungen  auf  die  Gemeinden. 

Über  die  Wirkungen  der  Zechenstillegungen  auf  die  Gemeinden 
und  deren  Angehörige  können  wir  nach  den  von  uns  angestellten 
sdiriftlichen  und  mfindlichen  Ermittelungen  folgendes  feststellen. 
Wir  beginnen  im  Osten  mit  der  Zeche  Bickefeld.  Von  der  Stil- 
legung dieser  Zeche  wurden  betroffen  die  Orte  Schären,  Berg- 
hofen,  Apierbeck  und  Horde.    Die  3  ersten  Landgemeinden 


worauf  auch  Hu^  im  Reichstag  aufmerksam  machte  (R.T.  72.  Sits.,  S.  7) 
dahin  lautend:  «Durch  die  Einstellung  bezw.  Einschränkung  einiger  Zechen- 
betriehe  werden  manche  erwerbslose  Leute  yersnchen,  den  Lohnausfall  durch 
Krankengeld  teilweis  zm  decken.  Wir  bitten  daher  dringend,  die  Krank- 
feiernden der  in  Frage  kommenden  Zechen  besonders  genau  zu  untersuchen 
und  etwa  zveifelhaft  Kranke  zur  Nachuntersuchung  zu  melden."  Die  Berg- 
leute pflegen  vor  ihrer  Invalidenpensionierung  noch  die  reguläre  Krankeu- 
ÜBieneit  mitzunehmen. 

2)  Über  die  weiter  zurfickUegenden  Stillegungen  von  Helene  Nachtigall 
und  ßteingatt  teilt  die  Denkschrift  (8.  3)  bezQglich  der  Arbeiteverh&lt- 
niaae  mit: 

Helene  Nachtigall:  „Die  Arbeiter  haben  l&ngst  ander veit  Beschäftigong 
gefunden.**  Steingatt:  „Von  den  früher  auf  Zeche  Steingatt  beschäftigten 
Arbeitern  sind  aus  der  Gemeinde  Kupferdreh  53  mit  105  Familienangehörigen 
und  aus  der  Gemeinde  Byfang  50  Arbeiter  mit  119  Familienangehörigen  ver- 
zogen. Die  übrigen  Arbeiter,  79  in  Kupferdreh  und  133  in  Bjfang.  out  zu- 
sammen 580  Familienangehörigen  sind  wohnen  geblieben  und  haben  auf 
Nachbarzechen  Beschäftigung  gefunden.  28  von  ihnen  benutzen,  um  zu  ihrer 
Arbeitsstätte  zu  gelangen,  die  Bahn,  wofür  sie  80  Pfg.  pro  Woche  zu  zahlen 
haben.  Die  von  den  übrigen  zur  Arbeitsstelle  zurückzulegenden  Wegstrecken 
betragen  nur  bei  5  Mann  6  km,  meistens  erheblich  wenlgper  als  5  km  ...  . 
Yen  den  in  ihren  früheren  Wohnsitzen  verbliebenen  Arbeitern  besitzen  in  der 
Gemeinde  Knpferdreh  6,  in  der  Gemeinde  Byfang  21  Grundeigentum.  Daß 
die  Grundstückswerte  um  ein  Drittel  gesunken  seien,  ist  unzutreffend  und 
wird  durch  neuerdings  abgeschlossene  Verkäufe  widerlegt,  mAgUeherweise 
sind  allerdings  die  Grundsttlcke  jetzt  etwas  schwerer  verkäuflich,  wie  früher. 
•  .  •  .  Amth  in  Altendorf  ist  es  gelungen,  dea  grA6tea  Teil  der  Belegschaft 
auf  den  Zechen  der  Umgegend  (Altendorf,  Catharina)  unterznbriagea.'* 


110  5.  Kapitel. 

bilden  zusammen  den  Amtsbezirk  Apierbeck.  Das  Amt  gab 
auf  meinen  Fragebogen  folgenden  Bescheid :  pDorcb  die  Stillegimg 
der  Zeche  Bickefeld  ist  die  (Gemeinde  Apierbeck  in  ihren  Finaiu- 
verhältnissen  nicht  merkbar  geschädigt  Auch  die  hiesigen  Gewerbe- 
treibenden Grundbesitzer  sind  dadurch  nicht  nennenswert  be- 
rührt'' Speziell  fQr  die  Gemeinde  S  churen  wurde  mir  seitens  des  Qe- 
meindevorstehers  persönlich  diese  Darstellung  als  zutreffend  bestä- 
tigt Die  einzigen  Nachteile,  die  sich  ergeben  hätten,  beständen  daiin, 
daß  einige  Schenkwirtschaften  und  auch  Kramläden  in  der  nächsten 
Nähe  der  Zeche  ihre  Kundschaft  verloren  hätten.  Die  Haus-  und 
Grundwerte  seien  keineswegs  gesunken,  im  Gegenteil,  die  Mieten 
stiegen  und  die  Arbeiter  könnten  keine  Wohnung  finden.  Die  Ge- 
meinde Schüren  insbesondere  habe  in  steuerlicher  Hinsicht  nicht  nur 
keinen  erheblichen  Schaden  erlitten,  sondern  durch  den  Verkauf  dcff 
Zeche  Bickefeld  ein  gutes  Geschäft  gemacht,  insofern  nämlich  die  Zeobe 
Graf  Bismarck  eine  5jährige  Steuerabfindung  von  45000  M.  (mit  Ein- 
schluß der  Umsatzsteuer)  bezahlt  habe.  Abgesehen  von  dieser  steaer- 
lichen  Seite,  lägen  die  Verhältnisse  in  Berghofen  ähnlich.  Horde 
'endlich  gibt  eine  ausführliche  Beantwortung  des  Fragebogens.  line 
Gegenüberstellung  dieser  Angaben  mit  denen  der  Denkschrift  (S.  16) 
wird  ergeben,  wie  sich  die  Dinge  inzwischen  gestaltet  haben. 

Ortsanwesende  Bevölkerung  am  I.Januar  1904;  27  312  Seelen. 
Von  den  zu  dieser  Zeit  auf  der  Zeche  beschäftigten  Beamten  nnd 
Arbeitern  wohnten  in  Horde  75,  darunter  40  verheiratete  mit  130 Fa- 
milienangehörigen, 35  unverheiratete,  5  Hausbesitzer.  Eüervon  hatten 

die  Gemeinde  verlassen  bis: 

1/VI.  04.  1/L  06. 

a)  insgesamt  7  60 

b)  Verheiratete  —  9 

c)  Familienangehörige  —  36 

d)  Unverheiratete  7  15 

e)  Hausbesitzer  —  — 

Der  Finanzbedarf  der  Gemeinde  beträgt: 

1/VI.  04.  l/I.  06. 

569  000  M.  565  555  M. 

Hiervon  werden  aufgebracht: 


1904 

1906. 

durch  Gemeindeeinkommensteuer 

391  411  M. 

374  805  M. 

Beaisteaern 

177  589  „ 

190  750  „ 
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Darunter  von  der  Zeche: 


1904 

1906. 

an  Gemeindeeinkommensteaer 

8M. 

—  M. 

„    Bealsteuerni) 

2  219  „ 

13,96  „ 

Von  ihren  Beamten  und  Arbeitern: 

an  Gemeindeeinkommensteaer 

1  857  M. 

446,34  M. 

„  Realsteuern 

360   ., 

124,82  „ 

Summe:       4  444  M.  585,11  M. 

Durch  Stillegung  erleidet  die  Gemeinde  einen  Ausfall  bis: 

1/VI.  04.  l/I.  06. 

an  Steuern  der  Zeche  2  227  M.  3  074,72  M. 

„  Steuern  der  fortgezogenen  Arbeiter  189  „  506,32  „ 

Summe :     2  4 1 6  M.  3  58 1,04  M. 

Zur  Deckung  dieses  Ausfalls  mußten  nach  der  Denkschrift  die 
»Isteuem  von  200  auf  212  o/o  erhöht  werden,  die  Einkommen- 
3iier  kann  auf  225  ^lo  yerbleiben.  Im  Fragebogen  wird  gesagt,  dies 
ime  nicht  angegeben  resp.  nachgewiesen  werden. 

Die  Oemeinde  hatte  bei  einer  Umsatzsteuer  von  1  %  auf  eine 
nnahme  von  3—4000  M.  gerechnet  Tatsächlich  hat  che  Gewerk- 
baft  Graf  Bismarck  eine  Entschädigung  yon  15000  M.  gezahlt 

Bezüglich  der  sonstigen  Interessenten  sagt  die  Denkschrift: 
!ine  Schädigung  der  Hausbesitzer  und  Gewerbetreibenden  ist  bei 
im  geringen  Fortzuge  nicht  eingetreten'' ;  der  Fragebogen :  „Da  die 
esige  Großindustrie  in  der  kritischen  Zeit  der  Stillegung  und  bis 
if  diese  Stunde  sich  ziemlich  guter  Geschäftskonjunkturen  erfreut, 
ist  ein  Leerstehen  von  Mietswohnungen  durch  den  Wegzug  der 
rbeiter  etc.  nicht  eingetreten.  Die  hiesige  Geschäftswelt  hat  je- 
K^h  durch  die  Zechenstillegung  und  den  Wegzug  von  Beamten 
id  Arbeitern  aus  dem  Kreise  Horde  hinaus  nahmhafte  Nachteile 
ihabf« 

Als  Gesamtbild  ergibt  sich  also,  daß  Nachteile  sich  ergeben 
iben  durch  den  Steuerausfall  der  Zeche,  der  aber  durdi  die  hohe 
bfindung  aufgewogen  wird,  und  durch  Verminderung  des  Geschäfts- 

1)  Die  Stenerleistungen  und  damit  auch  der  Steuerausfall  der  Zeche 
Hagen  offenbar  in  den  beiden  Aufstellungen  nach  TerBchiedenen  Prinzipien 
[gegeben  sein.  Zu  yergleichen  ist  daher  nur  bei  dem  Steuerausfall  die 
idsomme. 
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yerkehrs.  Diese  letztere  Angabe  des  Fragebogens  ist  aber  etwas 
imyerständlicb.  In  einer  Stadt  von  ca.  28000  Einwohnern  kann 
doch  der  Wegzug  von  60  Personen  keine  »nahmhaften  Naditeäe' 
herrormfen,  und  wie  ein  Fortzag  ans  dem  Kreise  Horde  sich  em- 
pfindlich bemerkbar  gemacht  haben  soll,  ist  nicht  recht  einzoseheo, 
da  doch  in  den  in  Frage  kommenden  Oem^den  Ajderbeek,  Sdifirai 
und  Berghofen  alles  beim  Alten  geblieben  ist 

Die  Stillegung  vom  Bommerbänker  Tiefbau  berührt  die 
Gemeinde  Bommern,  Kreis  Hagen.  Gegenwärtig  wird  der  Be- 
trieb noch  aufrecht  erhalten:  Am  l./I.  04  waren  494  Mann  an- 
gelegt, bis  l./YI.  04  schieden  97  freiwillig  aus,  dann  stieg  die  Bekg- 
schafl  wieder  bis  annähernd  auf  die  ursprfingliche  Höhe.O  Augen- 
blicklich (I.  06)  sind  ca.  345  Mann  in  Arbeit 

Di3  Wirkungen,  die  sich  bis  jetzt  gezeigt  haben,  bestehen  da- 
rin, daB  die  Einwohnerzahl  bereits  zur&ckgegangan  ist  Dieselbe 
betrug  nach  der  Denkschrift  am  1./L  04:  3972  Seelen,  naeh  te 
letzten  Volkszählung  nur  noch  3928.  Der  Steueransfali  inColgi  das 
Fortzugs  der  Beamten  und  Arbeiter  ist  bis  jetzt  nooh  sehr  gng. 
Aber  schon  klagt  man  über  Leerstehen  von  Wohnungen.  (IGt- 
teilungen  auf  dem  Amt  Bommern.) 

Wie  sich  die  Verhältnisse  gestalten  werden,  wenn  die  Zecke 
den  Betrieb  ganz  eingestellt  haben  wird,  ist  ersichtlich  ans  den 
Angaben  der  Denkschrift  Der  Finanzbedarf  ist  darnach  74 119  IL 
Hierron  werden  aufgebracht  durch  Gemeindeeinkommenstsner 
33  893  M.,  durch  Realsteuem  32  602  M.,  durch  sonstige  Bianahsm 
7  624  M.,  darunter  von  der  Zeche:  an  Gemeindeeinkommraateoer 
10530  M.,  an  Realsteuern  10767  M.,  von  ihren  Beamten  nnd  Ar- 
beitern :  an  Gemeindeeinkommensteuer  1 758,  an  Realsteuem  563  E 
in  Summa  23618  M.  Durch  die  Stillegung  würden  die  Bteaeni 
der  Zeche  ganz  fortfallen:  21297  M.  Zum  Ausgleich  mfifiten  die 
Einkommen-  und  Realsteuem  je  tou  270  auf  370  Prozent  er- 
höht werden. 

Der  Steueransfall  würde  also  ganz  bedeutend  sein  und  ms 
f&rchtet,  mit  der  veranschlagten  Steuererhöhung  um  100  Pnaeit 
nicht  auszukommen,  vielmehr  mit  einer  Steigerung  yon  unter 
130—150  Prozent    nicht  auskommen   zu  können.    Da  aich  keine 


1)  Denkschrift  S.  18. 
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nreiteren  industriellen  Anlagen  in  der  Gemeinde  befinden,  so  steht 
and  fällt  die  wirtschaftliche  Existenz  derselben  mit  dem  Betrieb  und 
lern  Verschwinden  der  Zeche.  Wenn  nicht  auf  andere  Art  und  Weise 
der  Gemeinde  nenes  Leben  zngef&hrt  wird,  so  wird  es  nicht  bei 
oiner  Stagnation  bleiben,  sondern  höchst  wahrscheinlich  ein  Rück- 
schritt eintreten. 

Westlich  an  Bommerbänker  Tfb.  schließen  sich  die  Still- 
legnngen  von  Julins  Philipp  und  Berneck-Glückwinkels- 
burg an.  In  Betracht  kommen  hier  die  Gemeinden  Wiemel- 
hausen,  Querenburg,  Weitmar  und  Stiepel.  Der  erstere 
Ort  ist  ziemlich  bedeutend:  13887  Seelen.^)  Wie  bereits  erwähnt, 
ist  nach  den  Angaben  des  Fragebogens  die  Abwanderung  minimal: 
32  Personen.  Die  Denkschrift  bemerkt:  ,J)ie  Gemeinde,  welche 
bei  einer  Umsatzsteuer  von  1  Prozent  des  Wertes  der  verkauften 
Grundstücke  und  dem  Verkaufe  der  Zechen  Julius,  Bemeck  und 
Glflckwinkelsburg  eine  sehr  erhebliche,  zahlenmäßig  noch  nicht  fest- 
stehende Einnahme  haben  wird,  erleidet  durch  die  Stillegung  der 
Zechen  einen  finanziellen  Schaden  nicht,  da  in  nächster  Zeit  ihre 
Eingemeindung  in  Bochum  erfolgen  wird.  Möglicherweise  übt 
die  Stillegung  in  der  ersten  Zeit  einen  ungünstigen  Einfluß  auf 
den  Haus-  und  Grundbesitz  im  südlichen  Gemeindeteil  aus,  doch 
lassen  sich  die  Verhältnisse  mit  Bücksicht  auf  die  bevorstehende 
Eingemeindung  und  die  beabsichtigte  Vergrößerung  des  Betriebes 
mehrerer  Zechen  augenblicklich  nicht  genügend  sicher  übersehen." 
Die  Eingemeindung  ist  inzwischen  erfolgt  Außerdem  ist  der  Ge- 
meinde eine  neue  Einnahme  aus  der  Umsatzsteuer  durch  den 
zweiten  Verkauf  von  Julius  Philipp  von  Arenberg  an  Deutsch- 
Luxemburg  erwachsen  Endlich  hat  gerade  die  südlich  der  Ge- 
meinde liegende  Zeche  Carl  Friedrich  Erbst  ihren  Betrieb  er- 
weitert 

Das  Amt  Bochum  II  (Süd)  teilt  auf  den  Fragebogen  hin  f^ 
die  Gemeinde  Querenburg  mit^  daß  sich  die  Verhältnisse  im 
wesentlichen  so  gestaltet  hätten,  wie  es  in  dem  amtlichen  Bericht 
angedeutet  wäre.^)     Die   allgemeinen   Gemeindeverhältnisse  seien 


1)  Denkschrift  S.  26. 

2)  In  der  Denkschrift  Seite  26—27  heißt  es  aber  Querenborg:  „Orts- 
anwesende  Bevölkerung  am  I.Jan.  1904:  2367  Seelen.  Von  den  zn  dieser 
Zeit  auf  den  Zechen  Julius  Philipp  und  Bemeck-Glückwinkelsbnrg  besch&f- 

Onnoker,  ZeohenstiUegimg.  8 
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tatsichlich  nach  keiner  Biehtong  nrSekgegangeB  imd  der  foUtt- 
nismafiig  geringfügige  StenenuiiiM]  sei  in  anderer  Weite  eneW^ 
sodaB  eine  Eriiöhnng  der  Steneirproiente  in  den  niduten  Jüam 
nidit  einzutreten  brauche,  ü.  a.  habe  die  Geneinde  auch  eine 
gute  Einnahme  an  ümsatzsteui»  ans  dem  iweimaligea  Verionf  der 
Zedie  Julius  Philipp'*  gehabt 

FOr  Weitmar  war  nach  den  Angaben  und  Featatdlimgen  da 
Denksdirift  i)  das  Eintreten  irgend  wbb  eriieblicher  Nachteile  foi 
Yomherein  ausgeschlossen.  In  Stiepel  ist  nach  den  penSnfidMi 
Infonnati<men  auf  dem  Amte  Blankenstein  das  G^ienteil  foa 
dem  eingetreten,  was  man  bef&nditet  hatte.  Da  233  Mann  foa . 
der  Belegsdiaft  Ton  Julius  Philipp  auf  der  ^difidls  nach  Stiepel 
steuerpflidbtigen  Zedie  Carl  Fri^dridi  Erbst  (Union-Doftmond)  n- 
gelegt  worden  sind,  ist  der  Ertrag  der  Gewerbesteuer  dieser  ZedM 
gestiegen.    Allerdings  konnte  Stiepel  lunachst  noch  keinen  Yortd 

tigten  Beamten  and  ArbeÜem  woknten  in  der  Qemdnde  197,  darantv  tU 
Teriieiratele  mit  624  Familienangehflfign,  84  onferiieiratato^  SC  Haaabeeitnr. 
Hierron  haben  die  Gemeinde  Qoerenbug  bii  som  1.  Jon!  1904  veriaana  S8, 
damnter  10  yerlieuratete  mit  86  FamilUwangriiOrigen,  tl  onferbeiialelB,  Mm 
Hansbesitser. 

Der  Finanzbedarf  der  Gemeinde  beträgt  34234  Mk.    Hierron  werte 
aufgebracht: 

a)  durch  Gemeindeeinkommenateaer    .    17  380  Mk. 

b)  .      BeaUteaem 15 154     . 

c)  y      sonstige  Einnahmen     ...      1 700     , 

daronter  Ton  der  Zeche  Julias  Philipp  an  Bealsteuem  1 051  Mk.,  ton  te 
Beamten  und  Arbeitern  der  Zechen :  an  Gemeindeeinkommentteuer  4  292  M k, 
an  Bealsteuem  819  Mk.  «  5111  Mk.  Durch  Stillegang  der  Zecken  erleidet 
die  Gemeinde  einen  Steuerausfall:  an  Bealsteuem  der  Zeche  Jolioa  Philipp 
880  Mk.,  an  Gemeindeeinkommenstener  der  fortgezogenen  Arbeiter  968  Mk. 
— >  1 848  Mk.  Zur  Deckung  dieses  Aus£alls  mflßten  eriiOht  werdmi  die  Ein- 
kommensteuer auf  233  >  gegen  vorher  220%.  In  ^^^klichkeit  wOrde  indei 
nach  Bericht  des  Amtmanns  dieser  yerhftltnism&ßig  geringe  Steoeraua&D  one 
Stenererhöhung  nicht  sur  Folge  haben,  sondern  das  Gleichgewicht  im  6«- 
meindehaushalt  sich  auf  andere  Weise  erhalten  lassen.  Die  Gemeinde  ^uM, 
bei  einer  Umsatzsteuer  von  1  ®/o  des  Wertes  des  Terkauften  Grandatfickf  ui 
eine  Einnahme  von  etwa  10000  Mk.  bis  15000  Mk.  aus  dem  Yerkanfs  d«r 
Zeche  Julius  Philipp  rechnen  zu  können.  Ob  eine  Schädigung  der  GeoMiiide 
durch  Fortzug  weiterer  Arbeiter  eintreten  wird,  l&ßt  sich  aur  Zeit  nidit 
sagen  und  h&ngt  davon  ab,  ob  diese  Arbeiter  in  den  benachbartoi  Ze^eo 
Beschäftigung  finden." 
1)  Siehe  Seite  27. 
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ihen  aas  dieser  Yerstarlrnng  der  Steuerqaelle,  weil  es  mit  der 
ehe  ein  2j&hrige8  Steaerabkommen  getroffen  hatte,  was  aber 
inmehr  abgelaufen  ist  Der  Ertrag  aas  der  Umsatzsteuer  in 
}he  Ton  9650  M.  ist  zinsbar  angelegt.  Da  die  Zeche  Carl 
iedrich  Erbst  dem  Orte  noch  n&her  liegt  als  Julius  Philipp,  so 
i  sich  besonders  der  obere  Teil  des  Stadtchens  in  geschäftlicher 
id  sonstiger  Beziehung  gegen  Mher  noch  gehoben. 

Nicht  so  gut  ist  es  in  den  von  der  Stillegung  der  Zeche 
aria  Anna  und  Stetnbank  betroffenen  Gemeinden  Höntrop 
id  Eppendorf  gegangen.  Besonders  die  erstere  war  bereite 
n  der  Denkschrift  als  wirklich  schwer  benachteiligt  bezeichnet 
xrden.  „Mit  ziemlicher  Sicherheit,^  heißt  es  daselbst,  0  Mdflrften 
b  Verhältnisse  sich  beurteilen  lassen  in  den  Gemeinden  Hön- 
>p  und  Eppendorf,  da  im  wesentlichen  die  Stillegung  der 
»che  Maria  Anna  und  Steinbank  bereite  am  l./L  1904  erfolgt 
i^  und  daher  weitere  Fortzüge  von  Arbeitern  in  nennenswertem 
anfange  anscheinend  kaum  zu  erwarten  sein  werden.  Die  Oe- 
9inde  Höntrop  erleidet  einen  außerordentlich  hohen  Steuerausfall 
jch  den  Fortfall  der  Steuern  der  Zeche.  ^)    Sie  verliert  hierdurch 

1)  Denkschrift  Seite  45. 

2)  Denkschrift  S.  83:  Höntrop:  Ortsanweaende  Be?ölkerang  am  1.  Jan. 
)4  5542  Seelen.  Von  den  za  dieser  Zeit  auf  der  Zeche  beschäftigten  Be- 
ilen and  Arbeitern  wohnten  in  Höntrop  638,  darunter:  361  yerheiratete  mit 
26  Familienangehörigen,  277  anverheiratete,  37  Haasbesitzer.  Yon  diesen 
ben  bis  znm  I.Juni  1904  die  Gemeinde  verlassen  256,  darunter:  69  ver- 
iratete  mit  279  Familienangehörigen,  187  unverheiratete,  kein  Hausbesitzer. 

Der  Finanzbedarf  der  Gemeinde  beträgt  100234  Mk.  Hiervon  werden 
({gebracht: 

a)  durch  Gemeindeeinkommensteuer    .    59588  Mk. 

b)  „      Realsteuern 39596     » 

c)  „      sonstige  Einnahmen     .    .    .      1050     ^ 

runter  von  der  Zeche: 

an  Gemeindeeinkommensteuer     .    .    .    23  000  Mk. 
«    Bealsteuern 19516    „ 

1  deren  Beamten  und  Arbeitern: 

an  Gemeindeeinkommenstener     .    .    .    12000  Mk. 
„    Bealsteuern  .    • 1400    „ 

irch  die  Stillegung  erleidet  die  Gemeinde  einen 

merausfall:  an  Steuern  der  Zeche: 

Gemeindeeinkommensteoer 23000  Mk. 

Realsteuern 19516    « 

1  Steuern  der  bisher  fortgezogenen  Arbeiter   .  3  840    „ 

insgesamt    46356  Mk. 

8* 
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mid  durch  die  Steaem  der  fortgezogenen  Arbeiter  fast  die  Hilfte 
ihres  gesamten  ünanzbedarft,  und  wird  zu  einer  erheblidien  Er- 
höhong  ihrer  Steaem  genötigt  sein,  die  ohne  den  Besitz  des  be- 
reits in  Voraussicht  der  Stillegung  gesammelten  Kapitals  noch  er- 
heblicher sein  würde.  Audi  die  Hansbesitzer  nnd  Gewerbetnibenda 
sind  durch  den  Fortzug  einer  so  erheblichen  Anzahl  Ton  Arbettoa 
mit  ihren  Familien  geschädigt,  wenn  sich  dies  aueh  nur  aehwer 
in  Ziffern  ausdrücken  läfit  Etwas  gemildert  wird  der  Schaden  hier 
wie  bei  den  anderen  Gemeinden  durch  die  Annahme  au  der  um* 
satzsteuer  infolge  des  VerkaufiB  der  Zeche.** 

Ergänzend  wurde  mir  von  dem  GemeindcTOisteher  mitgeteflti 
dafi  die  Gemeinde  zwar  der  Seelenzahl  nach  trotz  der  Stillegimg 
im  Steigen  begriffen  sei.  Aber  der  Zuwachs  sei  sehr  steoeraehwadi, 
bilde  im  Gegenteil  nur  eine  Last  für  die  Gemeinde.  Die  Arbeitor 
der  Zeche  zögen  mit  Ausnahme  der  Haus-  und  Grundbesitzer  aach 
und  Dach  fort  Dafür  kämen,  da  die  Mieten  ca.  30  Prozent  ge- 
sunken seien,  viele  andere  wirtschaftlich  schwache  Elemente  zu- 
gezogen, die  große  Armen-  und  Schullasten  Terursachteo.  Daher 
glaube  man  nicht  mit  der  bis  jetzt  beabsichtigten  3&-prosent^ 
StenerhöhuDg  auskommen  zu  können,  zumal  die  eingezogene  Lehrer- 
stelle doch  wieder  würde  hergestellt  werden  müssen. 

Die  Lage  in  Eppendorf  charakterisiert  die  Denksdirift^) 
folgendermaßen:  ,,Auch  die  Gemeinde  Eppendorf  erleidet  einen  for 
ihre  Verhältnisse  erheblichen  Schaden  durch  den  Fortfall  der  Steuern 
der  Zeche,  während  der  der  Gemeinde  und  den  Hausbesitzern  und 
Gewerbetreibenden  durch  den  Fortzug  von  Arbeitern  entstandene 
Schaden  nicht  stark  ins  Gewicht  fällt."  Nach  den  Angaben  des 
vom  Amt  Wattenscheid  fSr  die  Gemeinde  Eppendorf  ausgefüllten 

Dm  diesen  Aasfall  zu  decken,  mOfiten  die  Einkommenateoer  und  die 
RealBteuern  je  Ton  116^/s%  ^of  346%  erhöht  werden,  die  Oemeinde  koft 
jedoch,  durch  Verminderung  der  Ausgaben  und  Verwendung  der  Zinaea  eines 
in  Erwartung  der  Stillegung  der  Zeche  allmählich  angesammelten  Kapitili 
(290000  Mk.,  welches  eine  Verzinsung  ?on  10  —  11000  Mk.  reprftMOtiert 
Dortm.  Verh.  S.  43)  eine  Erhöhung  von  mehr  als  200^0  beider  Steuenitci 
Termeiden  zu  können.  Die  Gemeinde  erhebt  eine  Umsatsatener  Ton  2%; 
Aber  die  Höhe  des  infolge  Verkaufs  der  Zeche  zu  zahlenden  Betrages  hemckt 
Streit.  Durch  den  Fortzug  einer  Anzahl  Ton  Schulkindern  wird  die  Ausgabe 
für  eine  LehrerBtelle  mit  2000  Mk.  j&hrlich  erspart.** 

1)  Siehe  Seite  45. 
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'agebogens  beschränkt  sich  der  Fortzag  bis  jetzt  aaf  nur  39  Ar- 
liter  bei  einer  Einwohnerzahl  von  3557  Seelen  (am  1. 1.  1904  nach 
IT  Denkschrift  S.  34).  Der  Steneraasfall  belauft  sich  auf  4907  Mk. 
L  Steuern  der  Zeche  und  5035  Mk.  an  Gemeindeeinkommensteuer 
ir  fortgezogenen  Arbeiter  der  Zeche.  Dabei  betragt  der  Finanz- 
idarf  58  616  Mk.,  wovon  25  037  Mk.  durch  Gemeindeeinkommen- 
ener,  32  879  Mk.  durch  Realsteuern  und  700  Mk.  durch  sonstige 
jinahmen  aufgebracht  werden.  An  Umsatzsteuer  ist  der  Gemeinde 
LS  dem  Verkauf  der  Zeche  2000  Mk.  zugeflossen.^ 

Das  Schreiben  wird  mit  dem  allgemeinen  Bemerken  begleitet: 
feben  dem  Steuerverlust  ist  der  Nachteil,  den  die  Gemeinde  Eppen- 
»rf  erlitten  hat  und  noch  fortwährend  erleidet»  in  der  allgemein 
igfinstigen  Lage  zu  erblicken.  Die  Gemeinde  vegetiert  gevrisser- 
aBen  weiter,  ein  Blühen  ist  völlig  ausgeschlossen."  Aufierdem 
rd  noch  folgende  detaillierte  Schilderung  hinzugefügt:  „Die  Er- 
ihung  der  Zuschläge  hat  sich  durch  Verminderung  der  Ausgaben 
id  durch  die  Einstellung  der  Zinsen  des  von  der  Gemeinde  im 
iüte  der  Jahre  angesammelten  Fonds  (Verwechselung  mit  HSntrop, 
9  dadurch  entstanden  ist,  daß  auch  diese  Gemeinde  zum  Amt  Watten- 
heid  gehört,  von  welcher  der  Fragebogen  ausgefüllt  wurde.  D.  Verf.) 
rmeiden  lassen  (der  Gemeindevorsteher  von  Eppendorf  versicherte 
ir,  daß  sogar  eine  Verminderung  der  Steuersätze  gegen  früher  ein- 
treten sei !  D.  Verf.) ;  auch  durch  die  Vermehrung  der  Arbeiterzahl 
r  in  der  Gemeinde  Eppendorf  belegenen  Zeche  ver.  Engelsburg,  welche 
len  Teil  der  Arbeiter  der  benachbarten  Zeche  ver.  Maria  Anna  und 
einbank  übernommen  hat,  ist  die  Steuerkraft  der  Zeche  Engelsburg 
16  bessere  geworden.  Da  die  Gemeinde  jedoch  die  Ausgaben  auf  das 
appste  bemessen  mußte,  kann  sie  ihren  Aufgaben  auf  mancherlei 
^bieten  des  öffentlichen  Lebens  nur  in  geringstem  Maße  gerecht 
irden  und  muß  manches  zurückstellen  (Wegebauten  pp.),  dessen 
igführung  im  öffentlichen  Interesse  sehr  zu  wünschen  ist.''  (Heute 
trägt  der  Finanzbedarf  der  Gemeinde  allerdings  58  616  Mk.  gegen 
r  52  459  Mk.  vorher.  Allein  |die  Vermehrung  der  Ausgaben  ist 
enbar  eine  langsamere  als  wie  bei  etwaiger  Erhaltung  des  Status 
o  ante  gewesen.  D.  Verf.) 

Der  Bericht  fährt  fort: 

„Die  Erhöhung  der  Zuschläge  mußte  auch  in  Bücksicht  auf  die 
gemeine  Lage  unterbleiben,  denn  sowohl  für  die  Hansbesitzer  wie 
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aueh  f&r  die  Gewerbetreibenden  haben  deh  bis  jetxfc  aehr  ^leMiebe 
Nachteile  ergeben.  Der  Hietswerk  der  Wcrfmong»  isfc  adir  geamiken 
ond  betragt  jetzt  pro  Zimmer  und  Jahr  mindestena  10  Mk.  weuger 
wie  fri&her.  Eine  Yerzinanng  der  Häoser  wird  dadordi  TiUlig  ana- 
geaehloeaen.  Neobaaten  werden  nicht  mehr  errichtet;  die  Haas- 
beaitxer  sind  froh,  wenn  sie  Mieter  f&r  die  Torhandenen  Wdunmgea 
finden.  Infolge  des  dorch  die  Zeehenstillegnng  eiiq^etretenoi  allge- 
meinen Bfickganges  entstand  aach  bei  Tielen  Gliobigem  Fmeht  tot 
dem  Verlust  ihrer  auf  Immobilien  geliehenen  Kapitalien,  ao  dafi  bd 
Tielen  Hans-  nnd  Gmndbesitiem  die  Hypotheken  geUbidigt  wwden 
sind.  Die  Bedtier  hatten  dann  bei  der  Neabeleihnng  mit  manchin 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  nnd  mußten  sich  die  Beaitaer  sdioa 
zufrieden  geben,  wenn  sie  Geld  überiiaupt  —  unter  nicht  geiade 
gAnstigen  Bedingungen  —  geliehen  bekamen.  Es  fanden  Terhiltms* 
mäßig  Tiele  Zwangsrersteigerungen  statt;  diese  würden  sieh  aieheriieh 
noch  Termehrt  haben,  wenn  nicht  die  Sparkasse  des  Amtes  Watten- 
scheid —  zu  letzterem  Amtsbezirke  gehört  die  Gemeinde  Eppendocf — 
Gtelder  Terliehen  hätte.  Espitalisten  und  Banken  wollen  in  doi  Ge- 
meinden, wo  Zechenstillegungen  erfolgt  sind,  kein  Geld  mdir  an- 
legen, ziehen  vielmehr  das  angelegte  Kapital  nach  Möglichkeit  zurfick. 

„Eine  Vermehrung  der  BcTÖlkerungsziffer  ist  für  die  Zukunft 
wohl  ausgeschlossen.  Durch  den  Fortzug  der  Arbeiter,  durch  das 
Sinken  der  Wohnungsmieten  hat  die  Steuerkrafk  und  Kaufkraft  der 
Bevölkerung  sehr  gelitten,  da  die  billigen  WohnungSTerhältnisse 
meist  nicht  die  besten  Elemente  und  bestbezahlten  Arbeitskräfte 
anziehen.  Das  geschäftliche  Leben  hat  einen  starken  Schlag  erhalten, 
von  dem  es  sich  bei  der  andauernden  Flaue  nicht  erholen  kano.' 

Hier  wird  uns  also  ein  sehr  düsteres  Bild  entworfen.  Aber 
sollte  die  Schilderung  nicht  doch  etwas  übertreiben?  Nach  den 
eigenen  Angaben  des  Amtmanns  ist  der  Fortzng  von  Arbeitern  gani 
geringfügig  und  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Gemeinde  sind  aufs 
beste  arrangiert,  haben  überhaupt  nach  den  Zahlenangaben  keiiieB 
erheblichen  Schlag  erlitten.  Es  ist  einigermaßen  schwer  erdenUich, 
woher  da  die  großen  Erschütterungen  in  dem  wirtschafUichen  Leben 
kommen  sollen.  Da  die  Darstellung  sich  schließlich  in  uemlich  all- 
gemeinen Auslassungen  verliert^  können  wir  uns  des  Eindrucks  niebt 
erwehren,  daß  die  Schilderung  unter  dem  Eindruck  der  ersten  Panik 
geschrieben  ist  und  in  manchem  einiger  Korrektur  bedurft  hätte.  — 
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Wir  kommen  za  SprookhS  vel,  iss  ziemlich  abseits  am  süd- 
hen  Bande  des  rheinisch  -  westfälischen  Steinkohlenreviers  liegt. 
•n  den  Gemeinden  Ober-  nnd  Niedersprockhövel,  die  einen  zn- 
nmenhängenden  Ort  bilden,  kommt  nur  das  letztere  in  Betracht 
kch  meinen  Informationen  bei  dem  Amtmann,  dem  Direktor  der 
ehe  Alte  Haase  nnd  einigen  Gewerbetreibenden  des  Ortes  stellt 
ik  die  Sache  for  die  Betroffenen  nngefihr  so,  daß  die  Gemeinde 
ihren  Finanzverhältnissen  durch  den  Fortfall  der  Steuern  der 
che  und  der  fortgezogenen  Beamten  berfihrt  wird.  Nach  der 
inkschrift  (S.  21)  zahlte  die  Zeche  2500  Mk.  Einkommen-  und 
4,84  Mk.  Bealsteuem,  deren  Arbeiter  (nnd  auch  wohl  Beamten) 
;93  Mk.  Einkommen-  und  379  Mk.  Bealsteuem.  Dabei  beläuft 
ih  der  Finanzbedarf  auf  46  361  Mk.  Den  Ertrag  aus  der  TTmsatz- 
mer  bezeichnet  die  Denkschrift  als  nicht  unerheblich.  Trotzdem 
rd  in  den  nächsten  Jahren  wahrscheinlich  eine  Erhöh^ung  der 
suersätze  notwendig  werden,  da  unter  anderm  die  SohuUasten  die- 
ben  geblieben  sind,  weil  wenig  Arbeiterfamilien  fortgezogen  sind. 
Für  die  Einwohnerschaft  brachte  die  Stillegung  der  Zeche  eine 
rbe  Enttäuschung.  Die  Zeche  wurde  1897  neu  in  Betrieb  ge- 
ot  und  zwar  arbeitete  sie  mit  reichlichen  Mitteln,  zahlte  besonders 
ir  hohe  Löhne.  Die  Euxe  waren  nämlich  meist  in  reichen 
inden,  sodaß  flott  gewirtschaftet  werden  konnte.  Daraufhin  ent- 
md  eine  lebhafte  Bautätigkeit,  nach  einem  der  Berichte  geradezu 
le  unvemflnftige  Bauwut,  auf  die  in  jedem  Fall  eine  Beaktion 
tte  eintreten  mflssen.  Auch  die  Geschäfte  und  Wirtschaften  in 
r  Nähe  der  Zeche  florierten.  Da  mußte  naturgemäß  die  Einstellung 
B  Betriebes  einen  starken  Bückschlag  hervorrufen.  Besonders  die 
imdwerte  bei  der  Zeche  sanken  nicht  unbedeutend.  Auch  viele 
ohnungen  wurden  leer,  da  die  Beamten  den  Ort  verließen.  Heute 
ben  sich  die  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung  wieder  im  ganzen 
igerenkt,  wenngleich  die  Mieten  noch  nicht  wieder  die  frflhere 
ihe  erreicht  haben.  Auch  klagten  mir  gegenäber  Geschäftsleute 
sh  Aber  eine  große  Flauheit  im  Verkehr.  Im  ganzen  läßt  sieh 
)  Situation  dahin  charakterisieren,  daß  es  sich  mehr  um  ent- 
ischte  Hoffnungen,  als  wirklich  bedeutende  positive  Schädigungen 
ndelt,  besonders  da  die  andern  benachbarten  Zechen  Alte  Haase, 
hannessegen,  die  alle  im  Aufblfihen  begriffen  sind,  durchaus  die 
rtschaftliche  Existenz  des  Ortes  sichern. 
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Bei  Eiberg  and  Alstaden  endlich  faum  man  nicht  Ton  be- 
deutenden Schadigongen  sprechen« 

Um  erstere  Zeche  liegen  die  Gemeinden  Überrnhr,  Eiberg, 
Horst  und  Freisenbrach.  Die  letzteren  drei  scheiden  rdlstin^ 
aas,  da  sie  nor  betaroffen  worden  waren,  wenn  aach  Schacht  I  der 
Zeche  Eiberg  die  Fdrderang  sistiert  hätte,  <)  was  nicht  der  Fall  ist 
Überrahr  i)  erleidet  einen  Steaeraosfiall  Ton  4  268  Mk.  an  Steaen 
der  Zeche,  520  Mk.  an  Steaem  der  bis  znm  1.  YL  1904  fortgeiogen^ 
Arbeiter  and  aaßerdem  2  050  Mk.  Wassenins,  der  bisher  toh  Sdiadit 
Hermann  gezahlt  worde,  insgesamt  also  6838  Mk.  bei  einem  Vbmor 
bedarf  Ton  52806  Mk.  Zar  Deckang  dieses  Fehlbetrages  mfifiten 
die  Einkommensteaer  von  180%  and  die  Bealstenem  Ton  165^1 
am  nmd  20  %  erhöht  werden.  Za  berficksichtigen  ist  noch  die 
Einnahme  aas  der  Umsatzsteaer. 

Die  Gemeinde  Als ta den  erleidet  darch  die  Betriebseinschriii- 
kang  der  Zeche  Alstaden  ^  einen  G^esamtsteneraosfall  im 
10247  Mk.,  danmter  7450  Mk.  Ton  der  Zeche  and  zwar  hei  «nem 
Finanzbedarf  von  210000  Mk.  Um  diesen  Aasfall  za  decken,  mfiSten 
nach  der  Schätzang  der  Denkschrift  belastet  werden  die  Einkonmieii- 
steaer  and  die  Realsteaem  mit  je  273  ^;o  gegen  je  250  o/^  vorher. 
Der  Ertrag  aas  der  Umsatzsteaer  betragt  er.  23  500  Mk. 

Diese  Feststellangen  der  Denkschrift  stammen  vom  Jali  1904, 
im  Jali  waren  aber  die  beabsichtigten  Betriebseinschränkangen  anf 
den  beiden  Zechen  schon  znm  Abschlaß  gelangt.  Es  ist  daher  wohl 
anzanehmen,  daß  die  Darstellang  der  Denkschrift  der  tatsächlichen 
Gestaltang  der  Dinge  im  großen  and  ganzen  entspricht. 

Über  die  Stillegang  von  Seilerbeck  and  über  die  Einschrän- 
kang  des  Betriebes  aaf  Loaise  Tfb.  sind  m.  W.  keine  Klagen  laut 
geworden.  Die  Eingabe  von  Eirchhörde  spricht  Bef&rchtangen 
ans,  aber  nar  für  den  Fall,  daß  Loaise  Tfb.  ganz  stillgelegt  würde. 

Somit  haben  wir  nar  zwei  Gemeinden:  Bommern  nnd 
Höntrop,  die  darch  die  Zechenstillegangen  erheblich  and  dauernd 
geschädigt  worden  sind.  Eppendorf  and  Sprockhövel  dürften 
die  Erisis  mehr  oder  minder  leicht  überwinden  oder  schon  übe^ 
wanden  haben.  Za  bemerken  ist  bezüglich  der  ersteren  beiden  nodi, 


1)  Denkflchrift  S.  37. 

2)  Denkschrift  S.  40—41. 
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fi  68  nur  kleinere  Gemeinden  sind  mit  4 — 5000  Einwohnern  und 
£  Höntrop  schon  seit  Jahren  mit  Rücksicht  anf  die  aassichts- 
3en  BetriebsTcrhältnisse  der  Zeche  anf  die  nnnmehr  eingetretene 
risis  gefaßt  war. 

d)   Die  ersten  Mittel  znr  Abwendung  der 

Schädigungen. 

Wiederum  ist  es  Tor  allem  dem  bedeutsamen  wirtschaftlichen 
ufechwunge  dieser  letzten  Jahre  zuzuschreiben,  daß  sich  auch  die 
ifangs  für  die  Gemeinden  gehegten  Befürchtungen  nicht  oder  nur 
m  kleinsten  Teile  bewahrheitet  haben.  Bedenklich  könnte  aber 
B  Lage  selbst  in  ähnlich  günstigen  Jahren  werden,  wenn  in  kurzer 
ist  eine  allzu  große  Zahl  der  Ruhrtalzechen  ihrem  unvermeidlichen 
shicksal  verfielen  und  die  Arbeiter  nicht  mehr  auf  den  Nachbar- 
ehen Beschäftigung  finden  könnten,  weil  diese  gleichfalls  nicht 
ehr  existenzfähig  sind,  noch  auch  andere  industrielle  Unter- 
)hmungen  in  ausreichender  Anzahl  in  der  Nähe  sind.  Das  ist  es 
gerade,  was  bei  Bommem  und  Höntrop  ausschlaggebend  war 
id  noch  ist,  daß  sie  wirtschaftlich  ausschließlich  auf  dem  Betrieb 
ir  einen  Zeche  begründet  waren. 

Den  wirklich  hart  betroffenen  Gemeinden  Hilfe  zu  bringen,  ist 
Dht  leicht  Wie  es  für  Bommem  geschehen  könnte,  darüber 
iBerte  sich  der  Landrat  Hart  mann  in  den  Dortmunder  Yerhand- 
ngen  >)  folgendermaßen :  „Die  Gemeinde  Bommem  befindet  sich 
it  ihren  Eisenbahnverhältnissen  in  einer  üblen  Lage.  Der  Bahn- 
)t  der  Gemeinde  ist  bei  dem  Bau  der  linksseitigen  Ruhrbahn  durch 
e  Bergisch-Märkische  Eisenbahngesellschaft  im  Jahre  1863  trotz 
»  lebhaften  Protestes  der  Literessenten,  der  bis  an  den  Herrn 
inister  gegangen  .  ist,  auf  eine  Stelle  gelegt,  die  außerordentlich 
igünstig  für  die  Gemeinde  war.  Er  liegt  2  km  von  der  Ortslage 
ommem  entfernt  Das  Terrain  in  seiner  Nähe  ist  sehr  ungtinstig 
«taltet,  so  daß  Anschlußgleise  nicht  hergestellt  werden  können. 
ie  einzig  vorhandenen  gehören  zur  Zeche  Bommembänker  Tfb., 
ir  Steinhäuser  Drahtindustrie  (dieses  Werk  ist  1902  von  den  West- 
lischen  Drahtwerken  angekauft  und  stillgelegt)  und  zu  der  Stein- 
Inser  Ziegelei.    Die  beiden  ersteren  sind  also  nutzlos.  Der  Bahnhof 


1)  Siehe  Seite  25—26. 
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igt  infolge  seiner  Terkehrten  Lage  als 
gangen  nnd  wird  nur  noch  als  CMterbahnbftf  beantit  Boauoeni 
hat  daf&r  in  der  Nähe  der  Qrtdage  eine  Ueiae  HattarteDe  be- 
kommen. Von  dieser  Haltestelle  ans  ist  nnn  trots  intenamfeer  Be- 
mühungen der  Interessenten,  der  Gemeindebehörden  und  dea  Land- 
ratsamts  ein  Anschlußgleis  Ar  die  Qemeindeeingoecaacnen  lUtna 
nidit  zn  erlangen  gewesen.  Es  handelt  sich  om  eine  bedeutende 
FUche  Ton  70  ha,  welche  in  unmittelbarer  Nahe  der  HatteateDe  be- 
legen ist  nnd  durch  ein  gemeinsames  Ansehlnfigleia,  deaaen  Eostoi 
die  Interessenten  zu  tragen  bereit  sind,  f&r  die  Anaiadlang  Ton  In- 
dustrie,  Ton  Steinbrfichen  und  Ziegeleien  an^geafhloaaon  werden 
könnte.   Alle  unsere  Bemühungen  nach  dieser  Bichtung  sind  UAear 

resultatlos  geblieben Wenn  nun  Tielleicht  der  Yersoeh  gemaeht 

werden  könnte,  für  die  Gemeinde  Bommem  dieses  Anadüofi^^ 
auf  Kosten  der  Interessenten  zu  erhalten,  so  wiie  mit  einem  Schlage 

die  Sorge  flbr  die  Zukunft  Bonmiems  erledigt Ein  weiteres 

Mittel  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  YeÄältnisse  in  Bommeni 
würde  die  Herstellung  einer  BahuTerbindung  Ton  Witten  über  die 
Buhr  nach  Bommem  und  weiter  an  die  Bahn  vcm  Hattingen  naeh 
Barmen  etwa  bis  Schee  heran  sein.  Das  ist  ein  Projekt  weifte 
bereits  seit  über  30  Jahren  die  Bevölkerung  bew^t  Das  ganze 
linke  Rahmfer  Ton  Station  Herdecke-Yorhalle  bis  Dahlhauaen  auf 
einer  Strecke  von  rund  35  km  ist  zur  Zeit  ohne  EisenbahnTorbindong 
mit  dem  rechten  Ufer  und  deshalb  für  den  Güterverkehr  mit  dem 
Kohlenrevier    und    dem    westfälischen    Industriezentrum    nur   auf 

weiten  Umwegen  zugänglich Wenn   die  Ausführung   dieses 

Projektes,  welchem  die  Bevölkerung  so  große  Hoffnungen  entgegea- 
bringt,  beschleunigt  werden  könnte,  so  würde  damit  der  ganien 
Gegend  zwischen  Wnpper,  Ennege  und  Ruhr,  welche  zur  Zeit  unter 
dem  allgemeinen  allmählichen  Zurückgehen  des  Bergbaus  und  dem 
jetzigen  plötzlichen  Stillegen  einzelner  Zechen,  denen  noch  manche 
weitere  folgen  werden,  so  schwer  zu  leiden  hat^  in  durchgreifeni^er 
Weise  aus  der  Not  geholfen  werden.  Um  so  wichtiger  und  erfreu- 
licher würde  dies  sein,  als  es  sich  hier  überwiegend  um  alteinge- 
sessene Bergarbeiterfamilien  handelt'' 

Auch  die  Gemeinde  Hön  trop  setzt  ihre  wichtigsten  Hoffiiungen 
auf  eine  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse.  Sie  hat  auf  eioe 
Anfrage   der  Regierung,   was  geschehen  könne,   um   ihr   in  ihm 
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schwierigen  Lage  Hilfe  zu  briogen,  nach  Mitteilong  des  Gemeinde- 
TOTstehers  die  Bitte  aasgesprochen,  man  möge  ihr  die  Personen- 
haltestelle in  einen  Güterbahnhof  ambauen  und  die  Möglichkeit  der 
Anlage  Ton  Anschlußgleisen  zum  Aufschluß  des  freien  Terrains  ver- 
schaffen. Die  Eisenbahndirektion  Elberfeld  hat  daraufhin  auch  eine 
technische  üntersuchungskommission  an  Ort  und  Stelle  entsandt, 
die  auch  die  Möglichkeit  der  Ausführung  des  Planes  —  mit  Rück- 
sicht auf  das  hügelige  Gelände  allerdings  nur  unter  Aufwendung 
größerer  Kosten  —  konstatiert  haben  soll.  Jüngst  aber  ist  die 
ganze  Petition  abschlägig  beschieden  worden. 

In  Sprokhövel  erhofft  man  vor  allen  Dingen  von  dem  Bau 
einer  Kleinbahn  Blankenstein-Bossel  ein  neues  Aufblühen  des  Ortes, 
da  durch  Aufschließung  dieser  Strecke  die  Anlage  neuer  Steinbrüche, 
die  in  dieser  Gegend  dank  des  lehmigen  Abraums  meist  auch  mit 
Ziegeleien  verbunden  werden,  ermöglicht  würde. 

Also  allenthalben  der  Wunsch  nach  Ausbau  derVerkehrs- 
anstalten  und  Ansiedlung  neuer  Industrien.  Will  man  der 
bedrohten  Buhrgegend  Hilfe  bringen,  so  wird  es  demnach  in  erster 
Idnie  in  dieser  Bichtung  zu  geschehen  haben.  Und  zwar  schon  bei- 
xeiten,  damit,  wenn  wirklich  dereinst  die  Zeit  kommt,  wo  der  Buhrtal- 
bergbau  seinem  Ende  entgegengeht,  die  Gemeinwesen  dieses  Distriktes 
sieh  von  dem  Kohlenbergbau  schnell  zu  emanzipieren  vermögen  und  in 
anderen  Industrien  stsürke  neue  Lebensadern  besitzen.  Sehr  zu 
wünschen  ist  es,  daß  die  Eisenbahnverwaltung  in  der  Verwirklichung 
der  Projekte  nicht  allzu  zaghaft  und  langsam  vorgeht  Handelt  es 
sich  doch  darum,  eine  jetzt  noch  blühende  Gegend  vor  wirtschaft- 
licher Verödung  zu  bewahren. 


a  EapiteL 

Ber  Gesetzentwurf  betreffeni  im  Brtrietaiwug  rtn 

StrinkolileiizeelieiL 

1)  Yorschlige  and  Handhaben. 

Wie  ans  der  ganzen  bisherigen  DarsteUnng  zur  Genfige  eibdlti 
war  anter  dem  derzeitigen  Syndikatsrertrag  des  Bheiniach-Wert- 
filischen  Kohlensyndikats  nach  den  oben  gesdiilderten  Stillegangea 
die  Besorgnis  nicht  Ton  der  Hand  zn  weisen,  dafi  der  SteinkoUai- 
bergbaa  im  Bahrtalgebiet  dorch  fernere  Yerkäofe  Ton  Zechen  am 
der  Beteiligangsziffer  willen  in  einem  fär  wtite  Kreise  bedenkIiGlie& 
Umfange  Torzeitig  eingeschränkt  werden  könne.  Wie  spater  gesagt 
werden  wird,  waren  aach  die  maBgebenden  Behörden  zu  der  Über- 
zeugong  gelangt,  daß  die  Gtefahr  der  Stillegang  noch  wirtschaftlich 
betriebsfähiger  Graben  bestehe.  Die  Begierang  erkannte  es  als  ihre 
Aufgabe,  dies  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohls  za  Terhindem. 
Da  die  bestehende  Gesetzgebang  hierza  keine  geeignete  Handhabe 
bietet,  so  bereitete  sie  eine  entsprechende  Ergänzung  za  ihr  Tor. 

Für  ein  staatliches  Eingreifen  auf  Grund  des  geltenden  Gesetzes 
kam  zunächst  der  §  65  des  AJB.G.  in  Frage.  Unter  Hinweis  tof 
ihn  hatten  bereits  die  bedrohten  Interessenten  ein  Einschreiten  der 
Behörden  gefordert. 

Einen  zweiten  Weg  empfahl  der  Beichstagsabgeordnete  6. 
Gothein-Breslau.  <)  Zur  Verhinderung  „künstlicher^  Stillegangen 
schlug  er  vor,  eine  reichsgesetzliche  Bestimmung  des  Inhalts  xn 
schaffen :  „In  Kartell?erträgen,  die  sich  auf  die  Gewinnang  and  Ver- 
äußerung von  Bohstoffen  beziehen,  ist  die  Übertragung  der  Beteili- 
gung eines  einzustellenden  Betriebes  auf  einen  anderen  rechti- 
unwirksam.'' 

1)  A.  f.  8.  21,  8.  177. 
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Von  anderer  Seite  ist,  wie  uns  bekannt  wurde,  dahin  zu  wirken 
rsucht  worden,  daß  das  Syndikat  seinerseits  freiwillig  die  Vertrags- 
stimmung  aufheben  solle,  nach  der  es  möglich  ist,  die  Beteiligung 
Ugesetzter  Gruben  an  der  Syndikatsförderung  künstlich  aufreoht- 
srhalten  und  als  dauerndes  Wertobjekt  zu  behandeln.  Was  zu- 
ßhst  diesen  Vorschlag  anlangt,  so  würde,  abgesehen  von  den 
finden,  die  bei  Abfassung  des  neuen  Syndikatsvertrages  einer  Be- 
ugung dieser  Bestimmungen  im  Wege  gestanden  hatten,  i)  eine 
Wanderung  dahin  ^  daß  die  Beteiligung  stillgelegter  Gruben  ge- 
Bsermaßen  ins  Freie  zu  fallen  hätte  und  unter  die  Allgemeinheit 
verteilen  sei,  gegenwärtig  wahrscheinlich  auch  noch  deswegen 
möglich  sein,  weil  die  zur  Vertragsänderung  nötige  Stinuneneinheit 
er  Aütglieder  an  dem  Widerspruch  der  minder  gut  fundierten 
üben  scheitern  müßte,  die  sich  die  eventuelle  Verwertung  ihrer 
iteiligungsziffer  auf  jeden  Fall  werden  wahren  wollea  und  die 
Berdem  geringes  unmittelbares  Interesse  an  einer  Steigerung  der 
idermengen  besitzen. 

Eine  ganz  sonderbare  Verkennung  von  Zweck  und  Wesen  des 
>hlensyndikats  bekundete  eine  Eingabe  der  Gemeinde  Eirch- 
irde  an  den  Handelsminister,  2)  welche  im  Hinblick  auf  die  ge- 
inte Stillegung  von  Louise  Tfb.  verlangte,  ^der  Minister  wolle 
fort  mit  allen  Mitteln  das  Eohlensyndikat  veranlassen,  dem  Dort- 
omder  Steinkohlenbergwerk  Louise  Tfb.  den  vollen  Anteil  an  dem 
>8atz  gemäß  seiner  Beteiligung  ohne  irgendwelche  Einschränkung 
zuteilen.  Hiermit  würde  der  Grund  für  die  Stillegung  der  Schächte 
austhal  und  Schulte  ohne  weiteres  hinfällig."  Es  ist  kaum  zu  er-^ 
urten,  daß  die  Mitglieder  des  Syndikats  sich  zugunsten  eines  ein- 
|[en  zu  einer  Schmälerung  ihres  Anteils  am  Absatz,  ohne  welche 
jene  Erhöhung  der  Beteiligungsquote  für  Louise  Tfb.  nicht 
Sglich  sein  würde,  verstehen. 

Aber  auch  die  Anwendbarkeit  des  §  65  des  A.B.G.  gegen  die 
Ilkürlichen  Stillegungen  von  Zechen  ist  bestritten  worden.  Es 
schab  m.  W.  zuerst  im  Bergknappen,  ^)  sodann  seitens  des  Ab- 
ordneten Hilbck  gelegentlich  der  Literpellation  Brust ;  ^)  ergänzt 
irde  diese  letztere  Kritik  noch  von  dem  Abgeordneten  G.  Gothein 


1)  Siehe  S.  69f.  2)  Köln.  Ztg.  1246,  5.  Dez.  1904. 

3)  No.  14,  2.  April  1904.  4)  A.  H.  54.  SItzg.  8.  16  f. 
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im  Beidistag  bei  der  InterpeDatioii  Aoer.  «j  KaA  den  f  65  des 
Allgemeineii  Berggesetses  für  die  ymiBuAm  Steatea  M  der  Beq- 
Werkebesitzer  Terpfliehtet,  das  Beigweik  n  betnibe&,  veai  der 
Unterlassung  oder  IBnsteTlang  des  Betriebes  mmA  der  yBlwIiiidiH 
des  Oberbergamts  überwiegende  Gründe  des  AffeaffiAeB  Intaessai 
entgegenstdi^L  Das  Oberbergamt  hat  in  diesem  Falle  die  BeA^giii^ 
den  Eigentfimery  nach  Yeinehmang  dessriben,  zor  Inbetriebaelmg 
des  Bergwerks  oder  zor  F<Misetsnng  des  nntnbreeheBea  Betoski 
binnen  einer  Frist  Ton  6  Hcmaten  aufaulbrdem  uid  flbr  den  IUI  te 
Niditbefolgang  dieser  Anffordemng  die  Bntsehang  des  Be^gweri»- 
dgentoms  anzudrohen.  Das  Yerftliren  selbst  ist  im  6.  TÜd  dei 
Allgemeinen  Berggesetzes  Sf  156— 15S  festgelegt  Das  OberiMrgsirt 
hat  zuerst  dorch  einen  Beschloß  die  Sinleitong  des  YerfiAnns  sss- 
zospreehen«  ffiergegen  kann  der  Bergwerkseigentfimer  innerinlb 
der  nächsten  4  Wochen  bei  dem  zuständigen  Gerichte  Uageo.  Wirl 
ein  Einsproch  nicht  erhoben  oder  .aber  reditAriftig  fetwwftBt  m 
moB  der  Beschloß  des  Oberbergamts  zoerst  amtlich  pobliBert  aad 
allen  Hypothekeng^obigem  und  sonstigen  Bealbereditigten  zogestdlt 
werden^  worauf  letztere  binnen  der  drei  nächsten  Monate  behofs  Be- 
Iriedigong  ihrer  Ansprüche  die  Sobhastation  des  Bergwerks  bein- 
tragen können.  Denselben  Antrag  kann  auch  der  seitherige  figen- 
tümer  stellen.  Erfolgt  kein  Antrag  aof  Sobhastation  oder  fBhit 
dieselbe  nicht  zo  einem  Verkaufe  des  Bergwerks,  so  spricht  das 
Oberbergamt  durch  einen  Beschluß  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigen- 
tums aus.  Der  bisherige  Eigentümer  darf  alsdann  die  Zimmerung  und 
Mauerung  des  Grubengebäudes  soweit  wegnehmen,  als  nach  der  Ent- 
scheidung der  Bergbehörde  nicht  polizeiliche  Gründe  entgegenstehen. 
Es  ist  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  überhaupt  aof  den  vs> 
liegenden  Fall  bestritten  worden.  Ein  y,öff  entliches  Interesse*  in 
Sinne  des  Gesetzes  sei  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen.  So  sagt 
EngeP):  „daß  dieserParagraph  seiner  Entstehungsgeschichte  nachnnr 
Anwendung  findet,  wenn  durch  den  Nichtbetrieb  eines  Bergwerin  eise 
allgemeine  Notlage  infolge  Mangels  an  dem  betreffendei 
Mineral  eintritt**  —  Ähnlich  Professor  Dr.  H.  Dietzel-Bonn.^ 
G.  Gothein  erklärte  im  Reichstag^):   „Wer  die  Yorgeschidite  des 


1)  R.  T.  72.  Sitzg.  8.  29.  2)  Gl.  15,  9.  April  1904. 

3)  K.  Fr.  Fr.  14580,  26.  M&rz  1905.     4)  B.  T.  72.  Sitsg.  8.  29. 
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)5  des  Berggesetzes  kennt,  wird  wissen,  daß  man  damals  an  diese 
age  absolut  nicht  gedacht  hat,  sondern  daß  man  unter  dem  öffent- 
hen  Interesse  lediglich  das  der  öffentlichen  Sicherheit,  das  ans- 
ItfiUich  erw&hnt  ist»  and  das  Interesse  der  Kohlenförderung, 
10  der  Beseitigung  Ton  Eohlenmangel  ausschließlich  hervorgehoben 
t^  Und  er  fügte  noch  hinzu,  daß  es  immer  bedenkUch  sei, 
lem  Gesetz  einen  andern  Sinn  unterzulegen,  als  wie  die  Gesetz- 
ber  beabsichtigt  haben. 

Zur  Erh&rtung  ihrer  Behauptung  führten  die  Genannten  an, 

fi  es  in  den  Motiven  zum  Berggesete  heiße  ^) :  , den 

srgwerkseigentümer  zum  Betriebe  seines  Werkes  nur  für  den  Fall 

verpflichten,  daß  der  Unterlassung  des  Betriebes  überwiegende 
ilnde  des  öffentlichen  Interesses  entgegenstehen,  z.  B.  die  offen  t- 
che  Sicherheit  gefUurdet  sei  oder  die  allgemeinen  Be- 
Irfnisse  der  Eonsumejiten  darunter  litten,  .  .  .**  Auch 
9  „Zeitschrift  für  Bergrecht''  vertrete  eine  ähnliche  Interpretation 
8  firaglichen  Paragraphen,  wenn  es  daselbst  laute,  der  §  65 
önne  nur  zur  Anwendung  kommen,  wenn  aus  dem  Nichtbe- 
iebe  eines  Bergwerks  eine  allgemeine  Notlage  wegen  des  Mangels 
i  dem  bezüglichen  Mineral  eintrete/'  ^)  Der  Ton  liegt  hier  (siehe 
B  Zitierung  der  beiden  Fälle  in  Anmerkung  5)  Seite  128  f.  auf 
dehe  die  Bekursbescheide  in  obigem  Sinne  erteilt  wurden)  aber 
tseres  Erachtens  auf  „allgemein",  das  in  Gegensatz  gestellt 
rd  zu  der  Notlage  einzelner  Interessenten.  Privates  und 
'fentlich es  Interesse  werden  gegenüber  gehalten,  keineswegs  die 
teressen  der  Konsumenten  als  allein  maßgebend  bezeichnet 

Eine  gewisse  Stütze   für  die  Interpretation  des   Gesetzes  im 
one  der  oben  Genannten  ließe  sich  aber  unseres  Erachtens  wohl 

der  Tatsache  finden,  daß  es  in  dem  Artikel  49  des  französischen 
3rgrechts,  dem  der  §  65  des  A.B.G.  nachgebildet  ist,  ausdrücklich 
ißt,  daß  die  Präfekten,  „wenn  der  Betrieb  derart  eingeschränkt 
to  eingestellt  werde,  daß  die  öffentliche  Sicherheit  oder  die 
edürfnisse  der  Abnehmer  gefährdet  werden,  nach  Anhörung 
18  Eigentümers  dem  Minister  berichten  sollen,  damit  die  erforder- 
»hen  Anordnungen  getroffen  werden.^  ^) 

1)  Mot.  61.  2)  A.  Abmdt,  A.  B.  G.  1903,  S.  35. 

3)  Professor  Dr.  Ebkbh.  Gothkin:  „Die  Konzentration  im  Kohlenberg- 
a  etc."*    A.  f.  S.  21,  S.  429. 
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Außerdem  bitten  ädi  die  genannteii  Interpretai  wdU  nodi 
eine  Stelle  indemEommiedonsbeiiehte  des  Henenkanes  m  Sntvmf 
des  Allg^neinen  Berggesetzes  Ton  1865  m  Nntae  wnhiw  kSoMB, 
welcbe  auf  eine  direkte  Tdentifiaerong  jener  beiden  waSgßtiUkä 
Fälle  seitens  der  damiligen  Eommissiaii  mit  dem  „MJaBfliehei 
Interesse^  fiberhanpt  sehliefien  laßt:  «Nun  beseitigt  der  §  65  waA 
die  Betriebsfristen  und  behalt  nor  der  Staatsgewalt  das  Beeht 
Tor,  in  den  bezeichneten  Fallen  den  Betrieb  m  ▼erlaiigen.'' i) 

Den  Interpretationen  in  obigem  Sinne  gegenftber  ▼artnt  der 
Handelsminister  Höller  anlaßlieh  der  Inteq^UatiooBniat  im  Abge- 
ordnetenhaus die  Anfihssnng,  daß  man  dem  Fuagrajdien  eine  «so  enge 
Auslegung^  gebe.^  Sowohl  die  weiteren  AnsfUinmgen  der  Metife') 
als  auch  der  tatsachliche  Wortlaot  des  §  65  könntm  keinen  ZweifU  Ibtf 
die  Anwendbarkeit  lassen.  Dieser  Heinong  sdilossen  sich  durchweg  die 
Vertreter  aller  Parteien  an.^)  Man  kann  zageben,  daß  der  Ooeshi 
geber  nicht  an  den  gegenwärtigen  FUl  spendl  gedacht  hat;  aber 
die  Fassung  ist  doch  so  allgemein^  daß  eine  weitere  AnslegiiBg 
nicht  bedenklich  erscheint  Und  es  ist  anzunehmen,  daß,  warn  die 
Folgeerscheinongen  Ton  Zechenstillegongen  als  Sdiädigong  üSrntr 
licher  Interessen  ^angesehen  werden  und  auf  Gmnd  des  Gtesetiee 
daraufhin  eingeschritten  wird,  das  Ver&hren  kaum  an  der  Intei^e- 
tation  des  §  65  in  diesem  weiteren  Sinn  scheitern  wurde.  ^) 


1)  Zitiert  in  Koch  :  Allgemeines  Berggeseti.    1870.    8.  142. 

2)  A.  H.  57.  Sitzg.,  8.  11. 

3)  In  den  Motiren  (S.  14—15)  heißt  es  z.  B.  ganz  allgemein:  «Der  nit 
der  allgemeinen  Bergbaufirelheit  notwendig  znsammenhftngende  Betriebnvaog 
darf  nicht  weiter  aosgedehnt  werden,  als  zor  Währung  des  allgemeinen  In- 
teresses erforderlich  ist."*    Ebenso  in  durchaus  generellem  Sinne  Seite  91 

Auch  nach  dem  Kommentar  ?on  Brassbbt,  dem  Schepfer  des  Bof- 
gesetzes,  haben  die  in  den  Motiven  genannten  F&lle  lediglich  die  Natnr  toi 
„Beispielen".    (Bbassbbt,  S.  215  f  zu  §  65.) 

4)  A.  H.  54.  Sitzg.:  Hilbck  (nationalliberal)  S.  16.  —  Schalze-PdbDi 
(freikonservatiT)  S.  20.  —  Oeser  (liberal)  8.  21.  —  Stockmann  -  Segeber^ 
(konsenrativ)  S.  29.  —  Brust  (Zentrum)  S.  23.  —  Hahn  (Bund  der  Lsod- 
wirte)  S.  39. 

5)  Ein  PrfizedeDzfall  liegt  allerdings  nicht  vor  (Abhdt,  H.  d.  St 
2.  Aufl.  II.  553.)  —  Nicht  am  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Inter* 
esses  bandelt  es  sich  dagegen,  wenn  ein  Hüttenwerk  infolge  des  Nichtbetriebei 
eines  benachbarten  Steinkohlenbergwerks  genötigt  ist,  einen  Teil  miiwi 
Kohlenbedarfs  von  entfernteren  Bergwerken  zu  beziehen »  oder  wenn  dsr  Be- 
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Die  Haoptschwäohe  liegt  nicht  in  der  Fassang  des  Paragraphen, 
sondern  in  dem  Verfahren,  dessen  Schwerfälligkeit  die  praktische 
Braaohbarkeit  des  Gesetzes  illusorisch  macht  Nicht  mit  Unrecht 
konnte  der  Abgeordnete  Hilbck  das  ganze  Verfahren  mit  einer 
yyStumpfen  Waffe'*  vergleichen,  i)  Zunächst  ist  das  Verfahren  zu  zeit- 
raubend,  um  einen  wirksamen  Schutz  der  öffentlichen  Interessen 
als  gesichert  erscheinen  zu  lassen.  Man  bedenke  die  Fristen!  Es 
können  drei  Jahre  vergehen,  bis  das  Verfahren  zum  Abschluß  kommt. 
Sechs  Monate  kann  der  Bergwerksbesitzer  die  Grube  stillgelegt 
haben,  ehe  das  Oberbergamt  den  Beschluß  auf  Verlnsterklärung  des 
Bergwerkseigentums  ausspricht  Nach  Verlauf  dieses  Zeitraums  wird 
der  Besitzer  die  Bekursinstanz  anrufen,  und  bis  zur  Entscheidung 
durch  den  Minister  und  Zustellung  des  Bescheides  vergehen  weitere 
vier  Wochen.  Dann  steht  es  ihm  frei,  die  ordentlichen  Gerichte 
wegen  des  Beschlusses  anzurufen  und  ein  etwa  angestrengter  Prozeß, 
der  durch  drei  Instanzen  geht,  kann  sich  naturlich  unter  Umständen 
gewaltig  in  die  Länge  ziehen.  Ist  dann  der  Prozeß  zu  seinen  Un- 
gunsten entschieden,  dann  kommen  die  Fristen,  die  zur  Sicherung 
der  Anspräche  der  Hypothekengläubiger  notwendig  sind.  Dieselben 
können  sich  während  drei  Monate  nach  Erfolg  der  Publikation 
melden  und  Antrag  auf  Subhastation  stellen.  Kurz,  eine  lange 
Dauer ! 

Inzwischen  aber  ist  durch  das  Stillegen  des  Werkes  während 
des  ganzen  Verfahrens  in  der  Begel  eine  derartige  Wert  Vermin- 
derung der  Anlage  eingetreten,  daß  ein  erfolgreicher  Weiter- 
betrieb kaum  möglich  ist  Der  Eigentfimer  braucht  ja  nur  soweit 
Zimmerung  und  Mauerung  stehen  zu  lassen,  als  es  polizeilich  ge- 
boten ist  Wenn  er  dann  inzwischen  alle  ober-  und  unterirdischen 
Betriebsanlagen  nebst  Grund  und  Boden  veräußert  so  bleibt  nur 
das  nackte  Bergwerkseigentum,  zu  dessen  Ausnutzung  ganz  neue 
Einrichtungen  erforderlich  sein  würden. 

Der  zweite  Mangel  besteht  darin,  daß  das  Verfahren  keinerlei 
Wirkung  gegen  Dritte  hat  Der  Verkauf  an  einen  anderen 
macht  die  Einleitung  eines  neuen  Verfahrens  nötig. 

trieb  eines  BraunkohlenbergwerkB   begehrt  wird,   um   einigen  Ziegeleien  ein 
billigeres    Brennmaterial    zuzuführen.      MinisterieUer    ReknrBbescheid    vom 
16.  Febr.  1867  und   8.  M&rz  1871.    (Z.  f.  B.  Till,  126,  XD,  142.) 
1)  A.  H.,  54.  Sitzg.,  S.  16. 
Dnnoker,  ZeohonstUiegang.  9 
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Weiter  steht  der  Behörde  ein  Einfluß  auf  die  SnMtong  der 
Zwangsversteigerung  nicht  zu.  Wird  diese  nidit  Ton  einem 
Bealgläübiger  oder  dem  Bergwei^seigentflnier  selbst  bemtngt»  so 
bleibt  nur  möglich,  das  Bergwerkseigentom  an&oheben.  Dadmeh 
aber  wird  das  öfTentliche  Interesse  nicht  befriedigt^  es  sei  deon,  daS 
der  Fiskns  selbst  neue  Mutong  einlegt 

Endlich  ist  der  Erwerber  in  der  ZwangsTcrsteigerang  nicht  ge- 
nötigt^ den  Betrieb  des  Bergwerks  sofort  aofrnnehmen,  yidmehr  mnfi 
ihm  gegenüber  wieder  ein  neues  Verfahren  Ton  Tonum  einge- 
leitet und  dnrchgef&hrt  werden. 

2)  Der  Entwarf  einer  Novelle   zum  Allgemeinen 

Berggesetz. 

Man  hatte  bald  die  vorhandenen  Schwierigkeiten  erkaont 
Ihren  Ansdrack  fanden  die  Bedenken  in  einem  Antrag,  den  Abg. 
V.  Savigny  durch  die  Zechenstillegangskommission  im  preofiisdieB 
Abgeordnetenhans  einbringen  ließ  und  der  dahin  ging,  die  Begienmg 
zu  ersuchen,  sofern  der  §  65  des  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865 
nicht  ^eine  ausreichende  Handhabe  bietet,  um  das  freiwillige,  die 
beteiligten  Oemeinden  und  deren  Einwohner  schwer  schädigende 
Stillegen  von  Bergwerksunternehmungen  zu  verhindern,*  noch  in 
dieser  Session  einen  Gesetzentwurf  dem  Landtage  vorzulegen,  welcher 
das  Berggesetz  dahin  ergänzt,  daß  gegen  jene  Schädigungen  wirk- 
same Vorkehrungen  getroffen  werden  können.  Der  hier  gegebenen 
Anregung  kam  die  Regierung  bald  nach,  indem  sie  eine  Befonn 
der  in  Frage  kommenden  Paragraphen  des  Berggesetzes  in  Angriff 
nahm.  Am  18.  Februar  1905  wurde  dem  preußischen  Abgeordneten- 
hause eine  Novelle  zum  Berggesetz  unterbreitet  0-  Der  En^ 
wurf  betraf  die  Abänderung  der  §§  65,  156 — 162,  207  a  des 
Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865 — 1892  und  des 
dritten  Abschnittes  des  Ausfährungsgesetzes  zum  Beichsgesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  vom  23.  S^ 
tember  1899. 

In  den  Motiven  ^)  zu  dieser  Novelle  wird  ausgeführt,  das  geltokde 

1)  Köln.  Ztg.  185,  20.  Febr.  1905. 

2)  Im  Auszug  mitgeteilt  in  der  Bh.-W.  Ztg.  176,  20.  Febr.  1905,  oo^ 
Köln.  Ztg.  185,  20.  Febr.  1905. 
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Gesetz  verpflichte  bekanntlich  den  Eigentämer  eines  Bergwerks 
unter  Gefahr  des  Verlustes  des  Bergwerkseigentums  zum  Betriebe, 
falls  der  Einstellung  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses 
entgegenstanden.  Dem  Berggesetz  von  1865  habe  die  Erwägung 
zu  Grunde  gelegen,  daß  sich  die  Inbetriebnahme  von  Bergwerken 
nach  den  jeweilig  geltenden  wirtschaftlichen  Verhältnissen  gewisser- 
maßen natürlich  regele.  Es  bestehe  aber  heute  infolge  der  Kon- 
zentration unserer  Bergbaubetriebe  in  wenigen  Händen  und  ge- 
fordert durch  das  moderne  Syndikatswesen  die  Gefahr  einer  will- 
kürlichen In-  und  Außerbetriebsetzung  von  Zechen  nur  mit  Bück- 
sicht auf  die  größten  Gewinnchancen.  Und  da  hierdurch  unter 
umständen  nicht  unerhebliche  Schädigungen  wichtiger  öffentlicher 
Interessen  verursacht  werden  könnten,  so  müsse  auf  eine  zwangs- 
weise Durchführung  der  Betriebspflicht  mehr  Wert  gelegt  werden 
als  bisher.  Die  im  §  65  aufgestellte  Verpflichtung  zum  Betriebe 
aber  sei  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nur  eine  theoretische, 
und  die  gesetzlichen  Mittel  zur  zwangsweisen  Durchführung  der- 
selben könnten  in  keiner  Weise  als  ausreichend  angesehen  werden, 
um  eintretendenfalls  den  öffentlichen  Interessen  einen  wirksamen 
Schutz  zu  gewähren.  Demgemäß  sei  es  Aufgabe  der  Berg- 
gesetznovelle, eine  zweckentsprechende  Abänderung  des  Ver- 
fahrens zur  Durchführung  des  im  §  65  enthaltenen 
Grundsatzes  anzubahnen. 

Der  Entwurf  sucht  dieses  Ziel  dadurch  zu  erreichen,  daß  er 
unter  möglichster  Abkürzung  des  ganzen  Verfahrens,  jedoch  unter 
Wahrung  der  berechtigten  Interessen  des  Bergwerksbesitzers  und 
der  dinglich  berechtigten  Gläubiger,  die  baldige  und  erfolgreiche 
Zwangsversteigerung  des  Bergwerks  herbeizuführen  sucht,  den  Er- 
werber des  Bergwerks  zum  Betriebe  desselben  verpflichtet,  daneben 
aber  sämtliche  einzelnen  im  Verfahren  vorgesehenen  Maßnahmen 
mit  Bechtswirkung  gegen  Dritte  ausstattet. 

Zur  Kürzung  des  Verfahrens^)  ist  die  sechsmonatliche  Frist, 
welche  das  geltende  Gesetz  dem  Bergwerkseigentümer  läßt,  um  der 
Aufforderung  des  Oberbergamts  zum  Betriebe  des  Bergwerks  nach- 
zukommen,  beseitigt   worden.     Das   Oberbergamt  soll  in  Zukunft 


1)  Siehe  den  im  Anhang  beigefügten  Text  des  Entwurfes. 

9* 
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flieht  mdir  an  eine  Fiist  gebimdcB  sem.  0  Aaek  «dl  fBr  sein 
SiBfchmten  nicht  mehr  die  Titsidie  der  Umteihicäaag  des  B^ 
triebet  Yoranseetzong  sein,  fiebn^r  kann  ach«  aof  Gnuid  foa 
Tataachea  eingeaehrittm  werden,  die  die  Abaieht  der  SÜDegong  er- 
komen  laaaen.^j 

Eine  erfolgreiche  DarchfAhrnng  der  Zwanga?er- 
ateigernng  nnd  gleichzeitig  die  Wahnmg  der  ^fenffidm  later- 
eaaen  soll  insbesondere  dadoidi  erreicht  werden,  daß  eioBal  der 
im  §  65  Abs.  2  Toigeschriebenen  Anf&vdeinng  znm  Betriebe  be- 
stisimte  sof<^  in  Kraft  tretende  Bechtawirknngen  beigelegt  werdea. 
Dieaelben  bestehen  insbesondere  bei  einem  bisher  in  Betrieb  ge- 
wesenen Bergwerk  in  einer  ^Baahafthaltnng^  dea  Werkn, 
d.  1l  der  Bergwerkseigentömer  ist  nnter  Strabndrohong  (2000  Mk. 
bezw.  6  Monate  Gefingnis)  ^  gehalten,  das  aofier  Betrieb  geaetibe  Berg- 
werk aof  Verlangen  der  Aufsichtsbehörde  in  einem  Znatande  sn 
erhalten,  der  eine  Aofiiahme  oder  Fortsetzung  dea  Betriebes  in  einem 
dem  öffentlichen  Interesse  entsprechenden  ümbnge    ermöglichi^ 

Zum  anderen  sieht  der  Entwnrf  ffir  den  Fall,  da0  bei  Ifiekt- 
befdgnng  der  «Aoffordernng*  das  Entziehnngs?er&hren  öngdeitet 
wird;  die  Möglichkeit  yor,  den  Antrag  auf  Zwangsbetrieb  des 
Bergwerks  zu  stellen^),  über  den  der  Minister  fBr  Handel  und  Ge- 
werbe in  Gemeinschaft  mit  dem  finanzminister  entscheidet.  ^)  Der 
Zwangsbetrieb  erfolgt  auf  Kosten  des  Eigentfimers  ^)  dorch  einen 
vom  Staat  ernannten  und  allen  Beteiligten  gegenüber  yermntwortliGhen 
Bergwerksrerwalter.  ^  Jegliche  Schadensersatzansprüche  gegen  den 
Staat  sind  aasgeschlossen.  ^) 

Zom  dritten  and  letzten  ist  nicht  nar  dem  Bergwerkstigea- 
tümer^,  sondern  auch  dem  Oberbergamt  die  Befugnis  beigekgi, 
die  ZwangsTersteigerasg  za  beantragen.  ^^) 

Nach  der  „Begrandung^'  will  der  Entwnrf  keine  sachliche 
Anderang  an  dem  in  §  65  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  24.YL1865 
festgestellten  Prinzip  der  Einschränkang  des  Bergwerks- 
eigentams  herbeiführen,  sodaß  die  eingetretenen  Modifikationen  in 
der  Fassang  als   lediglich  redaktioneller  Natur  erscheinen  wfirdea 


1)  §  65  Abs.  2  des  Entwurfes.  2)  §  207a.  3)  §  65a  AbaK 

4)  §  65c.  5)  §  65d.  6)  §  65e  Abs.  1.  7)  §  65f  AbaK 

8)  §  65r.  9)  §  156  Abs.  1.  10)  §  159  Ab«.  3. 
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Wir  finden  in  der  Novelle  den  Zusatz:  ^wenn  der  Betrieb  Ge- 
winn verspricht**  Die  Begründung  sagt,  daß  auch  im  geltenden 
Qesetz  nach  seinem  Inhalt  und  seiner  Begründung  diese  Begrenzung 
der  Betriebspfiicht  schon  bestanden  habe.  In  den  Motiven  zum 
A.B. 6.  heiße  es  ansdrQcklich,  „daß  kein  Zwang  zu  einem  unwirt- 
schaftlichen oder  unzeitigen  Betriebe  ausgeübt  werden  darf."  Dem 
ist  alsbald  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Neukamp-Cöln  mit  der  Be- 
hauptung entgegengetreten^),  daß  die  Voraussetzung  der  Rentabilität 
ffir  die  Betriebspflicht  von  dem  Entwurf  neu  aufgestellt  sei.  Der  Hin- 
weis auf  die  betreffende  Stelle  in  den  Motiven  sei  nicht  stichhaltig. 
Daselbst  heiße  es:  „daß  andererseits  die  gesetzliche  Betriebspflicht 
nicht  über  das  Maß  der  öffentlichen  Interessen  ausgedehnt  wird, 
entspricht  dem  ginndsätzlich  anzuerkennenden  freien  Yerfugungs- 
recht  des  Bergwerkseigentflmers  und  der  Bficksicht,  daß  kein  Zwang 
zu  einem  unwirtschaftlichen  oder  unzeitigen  Betriebe  ausgeflbt 
werden  darf^  Dieser  Satz  solle  „nur  die  Beseitigung  der  un- 
bedingten und  ohne  Rücksicht  auf  vorhandene  öffentliche  Interessen 
bis  dahin  bestehenden  Betriebspflicht  motivieren";  keineswegs  aber 
sei  darin  ausgesprochen,  ,4aß  anch  beim  Vorliegen  öffentlicher 
Interessen,  die  den  Betrieb  erheischen,  die  Zwangspflicht  zum  Be- 
triebe von  dem  Erfordernis  der  Rentabilität  desselben  abhängig  sein 
sollet  Der  erste  Teil  der  Interpretation  ist  unanfechtbar.  Die 
Folgerung  der  Betriebspflicht  auch  ohne  Rentabilität  dürfte  aber 
wohl  über  das  Ziel  hinausgehen.  Die  angezogene  Stelle  sagt  doch 
nur:  Die  maßgebend  sein  sollenden  Grundsätze  und  Rücksichten 
verbieten  die  unbedingte  Betriebspflicht,  nicht  aber  eine  Betriebs- 
pflicht unter  der  Voraussetzung,  daß  ein  öffentliches  Interesse  vor- 
liegt Ob  und  welche  Bedingungen  aber  im  letzteren  Falle  wieder 
erfüllt  sein  müssen,  damit  das  Enteignungsverfahren  Platz  greift, 
darüber  sagen  weder  die  Motive  noch  das  Gesetz  etwas  ausdrücklich. 
Als  Beweis  dafür,  daß  auch  nach  dem  bestehenden  Gesetz  die  Ren- 
tabilität des  Betriebs  als  Voraussetzung  gefordert  wird,  kann  die 
zitierte  Stelle  der  Motive  nicht  herangezogen  werden. 

Daß  aber  der  Gesetzgeber  lediglich  wirtschaftliche  Betriebe  im 
Auge  hatte,  darauf  deutet  der  Kommentar  von  Brassert:^)  „Wie 


1)  Soz.  Pr.  XIV,  23.  9.  März  t905. 

2)  Bbassbbt:  216  zu  §  65. 


134  6.  Kapitel 

die  YerbältDisse  des  Marktes  für  die  Bergwerksprodakte  sich  in  der 
jetzigen  Zeit  gestaltet  haben,  liegt  kein  Grand  zu  der  Befbrchtnng 
vor,  daß  da,  wo  ein  wirtschaftlicher  Betrieb  wirklich  ang^ 
zeigt  erscheint,  derselbe  gleichwohl  zum  Schaden  der  AUgemeinbeit 
daaemd  unterbleiben  sollte.*^  ^) 

Der  Beweis  läßt  sich  aber  vor  allem  indirekt  aas  dem  Gesetz 
selbst  ableiten.  Wenn  es  die  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen 
wäre,  bei  vorliegendem  öffentlichen  Interesse  unbedingt  den  Betrieb 
zu  fordern,  selbst  in  dem  Falle,  wo  er  dem  Besitzer  keinerlei  Beste 
oder  sogar  Defizit  einbrächte,  so  hätte  er  doch  auch  die  nötigen 
Rechtsmittel  an  die  Hand  geben  müssen,  einen  solchen  zu  erzwingen. 
Diese  fehlen.  Weigert  sich  der  Besitzer,  das  Bergwerk  der  Auf- 
forderung gemäß  zu  betreiben,  so  tritt  eine  Entziehung  des  Berg- 
werkseigentums ein,  nicht  etwa  ein  Zwangsbetrieb  durch  einen 
Dritten  auf  Kosten  des  Besitzers.  Darin  liegt  auch  kein  indirekter 
Zwang,  insofern  nämlich  bei  der  Entziehung  das  investierte  Kapital 
endgültig  verloren  ginge ;  denn  die  im  Verlaufe  des  Verfahrens  ein- 
tretende Versteigerung  gibt  dem  Besitzer  Gelegenheit,  den  noch 
vorhandenen  Kapitalwert  der  Grube  zu  retten. 

Wenn  der  Gesetzgeber  somit  den  Bergwerksbesitzer  keineswegs 
materiell  zu  einem  unwirtschaftlichen  Betrieb  zwang,  so  war  es  anch 
überflüssig,  dies  ausdrücklich  mit  in  den  Gesetzestext  aufzunehmen. 
Anders  bei  der  Novelle.  Ohne  den  Zusatz  wäre  der  Zwang  zu 
einem  unrentablen  Betrieb  eingeführt  worden. 

Eine  prinzipielle  Änderung  brachte  somit  der  Entwurf  in  dieser 
Beziehung  nicht. 

Die  vom  bisherigen  Gesetzestext  abweichenden  Worte  „seiner 
gänzlichen  oder  teilweisen  Einstellung"  enthalten  ebensowenig  eine 
von  dem  Sinn  des  bisherigen  Gesetzes  abweichende  Vorschrift,  da^ 
auch  nach  dem  geltenden  Recht  eine  teilweise  Einstellung  des  Be- 
triebes, sofern  dadurch  öffentliche  Interessen  geschädigt  werd^, 
als  unter  §  65  Abs.  1  fallend  angesehen  werden  muß.    Die  MotiTe 


1)  Ebenso  Klostermann,  Kommentar,  5.  Auflage,  Berlin  1896,  ätTS. 
^  .  .  .  .  daß  damit  praktisch  wohl  jeder  Zwang  zum  Betriebe  beseitigt  sei,  ^ 
schwerlich  ein  Fall  vorliegen  werde,  wo  das  öffentliche  Interesse  den  Betiieb 
des  Bergwerks  dringend  gebiete,  ohne  daß  es  anch  der  Besitier  ii 
seinem  Interesse  fände,  den  Betrieb  zu  eröffnen,  ....** 

2)  Aus  der  Begründung  (Köln.  Ztg.  185,  20.  Febr.  1905). 


Der  Q68etientwiirf  betreffend  den  Betriebszwang  von  Steinkoblenzecben.     135 

zam  A.  B.  G.  sagen  nämlich  aosdrficklicb,  daß  „die  Ausscheidong 
der  dem  Berggesetz  unterworfenen  Mineralien  ans  dem  Dispositions- 
bereich  des  Grundeigentümers  sich  überhaupt  nicht  würde  recht- 
fertigen lassen,  wenn  nicht  gleichzeitig,  soweit  die  öffentlichen  Inter- 
essen dies  erheischen,  von  dem  Beliehenen  die  Benutzung  der 
Mineralien  gefordert  und  nötigenfalls  erzwungen  würde/'  Daraus 
kann  geschlossen  werden,  daß  auch  eine  teilweise  Einstellung  des 
Betriebes,  soweit  die  öffentlichen  Interessen  dadurch  geschädigt 
werden,  der  Absicht  des  Gesetzes  widerstreiten  würde.  Andernfalls 
würde  auch  der  Umgehung  des  Gesetzes,  etwa  durch  Aufrecht- 
erhaltung eines  nur  ganz  geringfügigen  Betriebes,  eine  allzu  leichte 
Handhabe  geboten  sein. 

Hierzu  sei  auch  noch  auf  den  Kommentar  von  Brassert  ver- 
wiesen, wo  es  (S.  216)  heißt:  ^fia,  übrigens  ein  bloßer  Scheinbetrieb 
nicht  als  Betrieb  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  ist,  so '*  ^) 

Der  Gesetzentwurf  entfesselte  im  übrigen  eine  lebhafte 
Kritik. 

Es  wurde  bestritten,  daß  die  Novelle  sachlich  und  zeitlich  eine 
unbedingte  gesetzgeberische  Notwendigkeit  sei.  In  einer 
Petition  des  bergbaulichen  Vereins  an  den  Landtag  und  die  Regierung 
Tom  10./IIL  05  heißt  es,  niemand  könne  emstUch  behaupten,  daß 
der  gegenwärtige  Bechtszustand  Fälle  gezeitigt  habe,  in  denen  die 
Begierung  einer  offenkundigen  Verletzung  öffentlicher  Interessen 
machtlos  gegenübergestanden  hätte.  Das  behaupte  nicht  einmal  die 
Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf,  auch  nicht  für  das  Buhrgebiet, 

1)  Der  Fortfall  der  im  Abs.  1  des  bisherigen  §  65  enthaltenen  Worte, 
»nach  der  Entscheidnng  des  Oberbergamts''  stellt  nach  der  Begrandong 
ebenfalls  keine  sachliche  Änderung  dar.  ,, Diese  Worte  waren  im  bisherigen 
Absatz  1,  namentlich  mit  Rflcksicht  auf  den  bisherigen  §  157,  von  Bedeutung, 
um  zum  Ausdruck  zu  bringen,  daß  die  Frage  des  Vorliegens  aberwiegender 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  dem  dort  zugelassenen  Rechtsweg  entzogen 
ist.  Mit  dem  in  Artikel  2  des  Gesetzentwurfs  vorgesehenen  Wegfall  des  bis- 
herigen §  157  entfallt  auch  die  Notwendigkeit  zur  Beibehaltung  der  fraglichen 
Worte  in  Abs.  l.  Tiehnehr  erscheint  es  richtiger,  in  Abs.  t  des  §  65  lediglich 
den  Grundsatz  auszusprechen,  wonach  sich  die  etwaige  Betriebspflicht  des 
BergwerkseigentOmers  regelt;  die  Frage  aber,  welche  Behörde  über  das  Vor- 
liegen der  gesetzlichen  Voraussetzungen  zu  befinden  hat  —  wie  dies  im  vor- 
liegenden Entwurf  geschehen  ist  —  dem  Absatz  2  vorzubehalten,  der  zugleich 
die  Befugnisse  dieser  Behörde  fOr  den  Fall  des  Vorliegens  der  gesetzlichen 
Yoraassetzungen  regelt* 
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welehes  anTerkeiuibir  zunichst  dmcii  dam  Gesetz  titniiiiu  werden 
tolle.  Die  Begröndimg  mösse  fidnelir  rageben,  daft  es  mtk  M 
dem  Erwerb  und  der  trilweüen  Anfierbetnetoetzmig  tob  Grabet 
dareh  große  kapitalkräftige  Geadlsehafteo,  die  den  Aalaft  n  der 
lebhaftai  Erregang  der  ^Eentlichen  Mahinng  gpgflben  bitteii,  fmi 
durchweg  um  BeigweAe  gehanddt  habe^  die  inAdge  angümtigiir 
Yerhaltnisse  einen  wirtsehaftlieh  lohnenden  Betrieb  niAt  aekr 
Tersprechen,  nnd  deren  etwaiger  zwangsweiaer  Weiteriietzi^  grole 
Kosten  Temrsaeht,  aber  den  dffentliehen  Interessen  schwolieh  ge- 
dient haben  wärde.  Mit  ähnlicher  Begrändong  Terlangt  eine  Pe- 
tition des  Oberschlesisdien  Berg-  nnd  Hüttenmännischen  Yeroai 
an  das  Abgeordnetenhans  vom  1S.IIL  05,  ^Jhs  hohe  Hans  wdle 
den  ganzen  Gesetzentwurf  mit  Böcksicht  darauf  abldmen,  dafi  ein 
tatsächliches  Bedfiifois  dal9r,  die  in  Frage  stehenden  Besthnmnngen 
des  bestehenden  und  ausgezeidmeten  AUgemmen  Berggesetns  sa 
ändern,  nicht  nachgewiesen  seL** 

Bedenkt  man  außerdem,  daß  der  ümfeuig  der  eingetrrtenea 
Schäden  keineswegs  derart  war,  daß  sie  <dme  weiteres  eine  Ver- 
letzung öffentlicher  Interessen  bedeuteten,  so  ersehmnt  der 
Zweifel  an  der  Notwendigkeit  durchaus  gerechtfertigt  Jndes  in 
jenem  Moment  konnte  die  Regierung  tatsächlich  nicht  mit  Gewiß- 
heit übersehen,  wohin  die  Konzentration  treiben  würde,  noch  weniger, 
daß  der  Stillegungsprozeß  bald  wieder  ins  Stocken  geraten  und 
nicht  ausarten  sollte.  Daß  dieses  geschehen  ist,  ist  zum  Teil  über- 
haupt erst^  wie  wir  noch  zeigen  werden,  eine  Folge  der  Einbringimg 
des  Gesetzentwurfes  gewesen. 

Die  oben  erwähnte  Petition  des  Y.  f.  d.  b.  L  stellte  femer  in 
Abrede,  daß  das  Gesetz  den  gewollten  Zweck  erreichen  wurde, 
nämlich  die  Bewahrung  der  Ruhrtalzechen  vor  vorzeitigem  Erlieg«. 
Der  Wert  einer  nicht  geringen  Anzahl  kleiner  Zechen  im  Buhrbcoiik 
bestehe  heute  ausschließlich  in  ihrer  Beteiligungsziffer.  Die  Hoflbung, 
wenigstens  diesen  Wert  bei  einem  etwaigen  Verkanf  realisieren  xa 
können,  sei  der  einzige  Grund,  der  den  Betrieb  vieler  Gruben  noeh 
friste.  Durch  die  Einführung  des  Zwangsbetriebes  aber  würde  da 
Wert  der  Beteiligungsziffer  vernichtet,  da  kein  Syndikatsmitglied 
noch  das  Risiko  des  Ankaufs  einer  erlöschenden  Zeche  werde  tragen 
wollen,  wenn  durch  die  Novelle  die  Möglichkeit  eröffnet  würde,  diB 
der  nach  Meinung  des  Erwerbers  unrentable  Fortbetrieb  in  mm 
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in  das  freie  Ermessen  der  Bergbehörde  gestellten  Umfange,  wenn 
nötig  erzwangen  werden  könne.  Dies  wfirde  einmal  eine  gewaltige 
Entwertung  der  Kuxe,  die  zu  einem  großen  Teil  in  den  Händen 
des  bärgerlichen  Mittelstandes  lägen,  zur  Folge  haben.  Femer  wfirden 
die  nach  Millionen  zählenden  Obligationen,  Grundschulden  usw.  mit- 
gerissen. Endlich  wörde  den  von  der  Natur  weniger  begünstigten 
Zechen  der  Kredit  in  einem  ihre  wirtschaftliche  Entwickelnng  ge- 
radezu lähmenden  Umfange  entzogen  oder  doch  so  erschwert,  daß 
gerade  das,  was  die  Novelle  verhüten  wolle,  ein  vom  allgemein 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  unzureichender  Betrieb  der  Berg- 
werke, eintreten  würde.  Zum  Ausgleich  würden  die  zunächst  be- 
troffenen älteren  Ruhrzechen  auf  eine  rücksichtslose  Erhöhung  der 
Kohlenpreise  drängen  und  zum  Baubbau  übergehen,  um  wenigstens 
einen  Teil  des  investierten  Kapitals  zu  retten.  Durch  die  dadurch 
aber  unausbleibliche  vorzeitige  und  notwendigerweise  für  immer 
erfolgende  Stillegung  würden  den  betroffenen  Kreisen  umso  schwerere 
Wunden  geschlagen. 

Es  mag  richtig  sein,  daß,  wie  auch  das  noch  später  anzu- 
fUirende  Beispiel  von  ver.  Charlotte  beweißt,  ein  Kursrück- 
gang der  zum  Ankauf  geeigneten  Kuxe  schon  durch  die  An- 
kündigung des  Gesetzentwurfes  eingetreten  ist.  Die  vorhergegangene 
HAherbewertung  war  aber  doch  wohl  nur  eine  Eskomptierung 
der  durch  den  neuen  Syndikatsvertrag  geschaffenen  Yerkaufs- 
mftglichkeit  seitens  der  Börse.  Daß  aber  die  eventuelle  Yer- 
Wertung  der  Beteiligungsziffer  schon  seit  längerer  Zeit  als  alleiniger 
Orond  für  den  Weiterbetrieb*  gegolten  haben  soll,  ist  schon  des- 
halb kaum  anzunehmen,  weil  der  Wert  derselben  gar  nicht  oder 
jedenfalls  nicht  mit  Sicherheit  vorausgesehen  werden  konnte.  Auch 
gegenwärtig  wird  das  Schicksal  einer  Zeche  schwerlich  lediglich  oder 
hanptsächlich  auf  einen  so  unsicheren  Wert  wie  den  der  Beteiligungs- 
ziffer gegründet  werden.  Die  Kurse  haben  auch  nach  dem  Scheitern 
des  Gesetzentwurfes  ihre  frühere  Höhe  nicht  wieder  erreicht  (Bei- 
spiel: ver.  Charlotte);  denn  auch  ohne  die  Novelle  sind  die  Aus- 
siohten  auf  Verwertung  der  Beteiligungsziffer,  und  zwar  aus  ganz 
anderen  Gründen,  geschwunden. 

Damit  müssen  auch  die  weiteren  Folgerungen  der  Petition  über 
die  Bedeutung  der  Novelle  beträchtlich  niedriger  bewertet  werden. 
Ebensowenig  wie  das  geplante  Gesetz  den  Verfall   des  Ruhrtal- 
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bergbaaes  wesentlich   aufgehalten  hätte,   wäre  das   onabwendbaie 
Schicksal  der  südlichen  Groben  dorch  dasselbe  beschleunigt  wordeo. 

Wenn  übrigens  der  Y.  £  d.  b.  L  so  eifrig  f&r  die  Erhaltimg 
des  Wertes  der  Beteilignngsziffer  eine  Laue  brach,  so  stand  er 
damit  in  einem  gewissen  Gegensatz  zn  anderen  SyndikatskreiseD. 
In  der  Zechenbesitzerrersammlong  des  Bh.  W.  E.  S.  Tom  Ib^lY.W) 
erklärte  z.  B.  der  Vorsitzende  E  irdorf,  daß  man  ernstlich  aof  einn 
Modus  gesonnen  habe,  die  etwaige  Yeräoßenmg  Ton  Beteiligiiiigr 
Ziffern  von  vornherein  unmöglich  zn  machen,  da  das  Syndikat  das 
lebhafteste  Interesse  daran  hätte,  daß  diejem'gen  Beteiligungen,  die 
auf  die  Dauer  nicht  mehr  sollten  geleistet  werden  können,  za 
Gunsten  des  Syndikats  verfielen.  Auch  bestätigte  der  Abgeordnete 
Hilbck  bei  der  ersten  Beratung  der  StillegungsnoTelle^,  dafi  dem 
Syndikat  der  „Schacher"  mit  der  Beteiligungsziffer  sehr  unan- 
genehm sei. 

Am  lebhaftesten  umstritten  waren  die  Auslegung,  Zweck- 
mäßigkeit und  Berechtigung  einzelner  Bestimmungen 
des  Entwurfes. 

Dagegen  ist  die  Berechtigung  des  Prinzips,  daß  die  EinsteUung 
eines  rentablen  Betriebes,  wenn  die  öffentlichen  Interessen  es  er- 
heischen, nicht  ZU  dulden  sei,  kaum  von  irgend  einer  Seite  be- 
stritten worden.  Die  Rentabilitätsfrage  bildet  den  Angelpunkt 
der  ganzen  Novelle.  Konnte  das  Gesetz  eine  gerechte  and  billige 
Entscheidung  über  die  Rentabilität  der  Grube,  deren  Betrieb  zur 
Pflicht  gemacht  und  eventuell  durch  gesetzliche  Maßnahmen  er- 
zwungen werden  soll,  sicherstellen,  so  erschienen  die  harten  Durch- 
führungsbestimmungen mit  ihren  tiefen  Eingriffen  in  das  Privat- 
eigentum ungefährlich. 

Was  versteht  nun  die  Novelle  unter  einem  ^gewinnversprechenden 
Betrieb'S  wer  entscheidet  über  die  wirtschaftliche  Existenzfahigkeit 
der  Grube,  deren  Stillegung  vom  Besitzer  beabsichtigt  ist,  mid 
welche  Garantien  bietet  das  Gesetz,  daß  diese  Entscheidung  geredit 
ausfallt? 

Die  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf  will  unter  einem  g^ 
winnversprechenden  Betrieb  einen  solchen  verstanden  wissen,  „welebo 

1)  G.  B.  des  Rh.-W.-K.-S.  1903,  21.  Yergl.  hierzu  aucli  die  Anaft^ 
rungen  Kibdorfs  in  den  Dortm.  Verb.,  zitiert  S.  69. 

2)  Köln.  Ztg.  327,  30.  März  1905  (Sitzungsbericht). 
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nicht  nnr  eine  angemessene  Verzinsung,  sondern  aach  eine  den  be- 
sonderen Verhältnissen  des  Einzelfalles  entsprechende  Tilgung  des 
fnr  den  Betrieb  notwendigen  Kapitals  erwarten  läßt/' 

Die  erwähnte  Petition  des  V.  f.  d.  b.  I.  spricht  die  Beffirchtnng 
ans,  daß  hierbei  eine  Verzinsung  des  bereits  früher  in  den  Betrieb 
gesteckten  Kapitals  nicht  ins  Ange  gefaßt,  vielmehr  nur  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  zur  Aufrechterhaltung  des  laufenden 
Betriebes  nötigen  vergleichsweise  geringen  Summe  für  ausreichend 
erachtet  werden  soll. 

Von  einer  Seite  ist  allerdings  eine  solche  Interpretation  direkt 
verlangt  worden,  i)  Man  müsse  zwischen  der  „verlangten  Wirt- 
schaftlichkeit vor  der  Eröffnung  eines  Bergwerks"  und  der  „Be- 
kämpfung willkürlicher  Stillegungen  schon  betriebener  Bergwerke'^ 
unterscheiden.  In  dem  letzten  Falle  handle  es  sich  darum,  das 
öffentliche  Interesse  bis  zur  möglichst  vollständigen  Erschöpfung 
des  Inhalts  des  Bergwerks  zu  wahren.  „Hier  solle  die  Förderung 
fortgesetzt  werden,  solange  sie  ihre  eigenen  Kosten  decke,  solange 
also  die  Förderung  noch  Instandhaltung  des  Bergwerks  und  die 
Arbeit  lohne.  Eine  Amortisation  des  ohnehin  aufgegebenen  Kapitals 
zu  verlangen,  erscheine  nicht  im  Sinne  des  öffentlichen  Eigentums.'* 

Würde  man,  wie  es  bei  den  jüngst  getätigten  Zechen- 
yerkäufen  möglich  war,  den  Kaufpreis  zu  Grunde  legen  und  seine 
Verzinsung  verlangen,  „so  würden  die  Zechen  niemals  als  rentabel 
zu  bezeichnen  sein,  da  derselbe  mit  Rücksicht  auf  den  umstand, 
daß  er  im  wesentlichen  für  die  Beteiligungsziffer  bezahlt  würde, 
sehr  hoch  wäre".  2) 

Wie  soll  nun  aber  die  Verzinsung  berechnet  werden?  „Nach 
dem  Kursstand  der  Aktien  resp.  der  Kuxe  oder  nach  einem*  von 
Sachverständigen  abgeschätzten  Betriebswert?  Werden  diese  Er- 
mittelungsmethoden angewandt,  dann  wird  sich  selbst  bei  ver- 
hältnismäßig gut  rentierenden  Werken  meist  nur  eine  sehr  mäßige 
Verzinsung  ergeben,  also  ihrer  Stillegung  von  dem  Oberbergamt 
kein  Widerstand  entgegengesetzt  werden  können.  Außerdem  hat 
aber  eine  geschickte  Zechenverwaltung  es  ganz  in  der  Hand,  durch 
Verwässerung  des  Aktienkapitals,  durch  den  Abbau  minder  ergiebiger 


1)  Frkf.  Ztg.  74,  15.  März  1905. 

2)  Nbukakp,  Soz.  Pr.  XIV,  No.  23,  9.  März  1905. 
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Flöze,  Verwendang  eines  größeren  TeOs  der  Erträge  zum  Ankuf 
voD  Maschinen,  die  später  im  Fall  der  Stülegimg  anf  anderen 
Zechen  eingestellt  werden  können,  usw.  den  Gewinn  weit  niedriger 
erscheinen  zu  lassen,  als  er  wirklich  \bV^) 

Soviel  geht  aas  den  angefahrten  Einwendungen  herrmr,  daS 
die  B^röndong  keine  präzise  Erklänmg  des  Beg;ri£Es  „gewimifer- 
sprechend*'  enthält,  da  die  für  die  Berechnong  des  der  Yer- 
zinsong  za  Grande  za  legenden  Kapitals  gemaditen  Angaben  mi- 
genan  and  praktisch  anbrauchbar  sind.  Es  schönt  aber  übeAanpt 
sehr  schwer  zu  sein,  einen  geeigneten  Modus  zu  finden. 

Entscheidende  Instanz  ist  ganz  allein  die  oberste  Bergbehörde. 

In  den  Dortmunder  Yerhandlungen  hielt  der  zuständige  Beig- 
renerbeamte  den  Fortbetrieb  der  Zeche  Julius  Philipp  fBr^^ao»- 
sichtsvoU'' ;  der  Dezernent  beim  Oberbergamt  kam  zo  der  „ent- 
gegengesetzten Ansicht^  und  der  Oberberghauptmann  kommmtiarie 
diesen  Widerspruch  wörtlich:  „Es  geht  aus  den  Auslassongen  her- 
vor, daß  die  beiden  Herren  der  hiesigen  Bergbehörde,  die  mit  der 
Sache  zu  tun  haben,  divergierender  Meinung  sind.  Das  könnte 
überraschen,  mich  persönlich  überrascht  es  nicht,  denn  in  der  Erde 
ist  es  dunkel."  2) 

In  der  Sitzang  vom  30./XI.  04  der  Kommission  des  Abge- 
ordnetenhauses zar  Beratung  des  Antrages  von  Savigny  erklärte 
der  Oberberghaoptmann:  „Das  Oberbergamt  in  Dortmund  habe  sich 
mit  Bestimmtheit  dahin  aasgesprochen,  daß  insbesondere  Louise 
Tiefbau  noch  abbauwürdig  sei''^)  (S.  5).  Von  einem  anderen 
Redner  wurde  dann  die  Rentabilität  in  Zweifel  gezogen.  Nunmehr  er- 
klärte der  Oberberghauptmann  nur  noch  ,>nach  der  Ansicht  des  Ober- 
bergamts sei  die  Grube  Louise  Tiefbau  noch  auf  einige  Jahre 
rentabel,  zum  mindesten  werde  sie  die  Selbstkosten  decken; 
auf  wie  lange  Zeit,  sei  allerdings  ungewiß'^  (S.  6). 

Eine  eklatantere  Bankerotterklärung  der  Kompetenafähigkeit 
läßt  sich  kaum  denken. 

Endlich:  Rechtsmittel  bietet  der  Entwurf  zum  Schatz  gegen 
etwaiges  ungerechtfertigtes  Eingreifen  der  Verwaltungsbehörden  gtf 

1)  Vorw.  55,  5.  M&rz  1905,  Wirtschaftlicher  Wochenbericht:  »Die  Berg- 
gesetznovelle''. 

2)  Dortm    Verh.  S.  38. 

3)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H. 
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keine,  wenn  man  nicht  den  Rekurs  an  den  Minister  etwa  als  ein 
Bolohes  ansehen  will,  i) 

1)  über  den  Ansschlaß  des  Recbtsweges  sagt  die  Begründang  zu  Ar- 
tikel 2:  ^Die  nach  §65  Abs.  1  and  §  156  für  den  Beschluß  des  Oberberg- 
amts  maßgebenden  Yoraussetzungen  sind  iolche,  die  ihrer  Natur  nach  der 
Kognition  der  ordentlichen  Gerichte  entzogen  sind.  Denn  es  sind  nicht 
rechtliche,  sondern  volks-  und  priTatwirtschaftliche  Fragen,  deren  Beant- 
wortung nicht  auf  Grand  gesetzlicher  Vorschriften,  sondern  unter  Wtürdigong 
der  Torliegenden  Umst&nde  auf  Grund  yerst&ndigen  Ermessens  dazu  besonders 
befähigter  Behörden  erfolgt.  Diesen  Erwftgungen  folgte  auch  das  bisherige 
Gesetz.  Denn  wenn  auch  in  §  157  des  bisherigen  allgemeinen  Berggesetzes 
gegen  den  Beschluß  des  Oberbergamts  aus  §  156  auf  Einleitung  des  Ent- 
ziehnngBTerfahrens  der  Rechtsweg  an  und  fQr  sich  als  zulässig  erkl&rt  war, 
so  war  die  Zulässigkeit  einer  richterlichen  Entscheidnng  durch  §  65  Abs.  1, 
wonach  aber  das  Vorliegen  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  fOr  die  Be- 
triebspflicht des  Bergwerkseigentümers  allein  das  Oberbergamt  zu  entscheiden 
hatte,  doch  nur  auf  rechtliche  Fragen  beschränkt  and  damit  auf  ein  Mindest- 
maß eingeschränkt 

„Eine  nennneswerte  Bedeutung  kann  hiemach  dem  heutigen  gesetz- 
lichen Zustande  hinsichtlich  dieser  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  nicht  bei- 
gemessen werden.  Diesem  Vorgang  ist  der  Entwurf  in  Artikel  2  gefolgt, 
and  dies  umsomehr,  als  einerseits  eine  sachgemäße  Nachprafung  der 
wenigen  Fragen,  über  die  der  Rechtsweg  überhaupt  zugelassen  werden 
konnte,  schon  durch  das  Rekursrecht  des  BergwerkseigenttUners  genügend 
sichergestellt  ist,  und  als  andrerseits  jede  auch  noch  so  beschränkte  Zu- 
lassung des  Rechtsweges  die  Ziele  des  Torliegenden  Gesetzentwurfes  ernstlich 
gefiB^rden  müßte.  Als  einzige  Punkte,  für  die  der  Rechtsweg  überhaupt  in 
Frage  kommen  konnte,  wären  etwa  die  beiden  Behauptungen  denkbar,  daß 
der  Beschluß  nicht  gegen  die  richtige  Person  gerichtet  oder  daß  der  Betrieb 
in  dem  vom  Oberbergamte  verlangten  Umfange  tatsächlich  eröffnet  gewesen 
sei.  Diese  beiden  Punkte  sind  indes  so  einfacher  Natur,  daß  ihre  endgültige 
Entscheidung  unbedenklich  dem  zuständigen  Minister  überlassen  werden 
kann.  Jede  Zulassung  des  Rechtsweges  bietet  dagegen  die  Möglichkeit,  durch 
einen  in  mehreren  Instanzen  zu  führenden  Rechtsstreit  die  tatsächliche  Durch- 
führung des  Entziehungsverfahrens  um  einen  derart  langen  Zeitraum  zu  ter- 
zOgem,  daß  unter  Umständen  der  Erfolg  des  ganzen  Verfahrens  dadurch 
Yereitelt  werden  konnte.* 

In  der  Petition  des  V.  f.  d.  b.  I.  heißt  es  über  denselben  Punkt:  „Bei 
aller  Anerkennung  der  erprobten  Gewissenhaftigkeit  und  Sachkenntnis  der 
znr  Entscheidung  der  Frage  der  Rentabilität  berufenen  Behörden  muß  be- 
stritten werden,  daß  diese  Behörden  in  dem  vorliegenden  Falle,  wo  es  sich 
aasschließlich  um  Fragen  wirtschaftlicher  Natur  handelt,  kompetenter  sind 
als  der  Bergwerksbesitzer,  der  aus  jahrelangen  Geldopfem  die  Oberzeugung 
Ton  der  Unrentabilität  seines  Bergwerks  geschöpft  hat  Es  muß  mindestens 
verlangt  werden,  daß  die  Frage  der  Rentabilität  in  jedem  Falle  auch  durch 
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Was  nun  die  Besunmmogen  ober  das  Teffuhicn  anbetnlR,  so 
siiid  dieselben  zwdfellofi  zur  Durehfohimig  des  im  §  65  aa^Bestdtten 
Gnudsatzes  sehr  wirksam^  zi^ktch  aber  auch  ohne  Fcage  anBost 
rigoros:  Zwangsbetrieb  auf  Bechnimg  und  Bisiko  des  BeigweriB- 
b^tzers,  keinerld  Sehadensersatzpflidit  des  Staates")  ond  Kosten- 
pfliehtigkeit  der  Torbeätzer,  Piditer  und  XidziiieBer.  ^ 

äackTenUndige,  onintereftiierte  und  nicht  hfiafatf  G«tsekter 

prüft  werden  kson,  und  et  enehmnt  daher  dss  TIfifkf— iitfl 

wie  m  die  KoveUe  icnaeht,  upgptignet.    Em  naß  vcrisagt 

letxte  Entscbeidiiiis    Ober   die  BentabOidU    ni^t  toq 

bekörde,  londem  yod  einem  YerwaltBiigBgericbt  ge&Utwird, 

Bewcitmittel  des  ordeotlicken  ricktertieben  Yerfünens  TsHiiig 

Teilen  sossiebise  Gelegenbeit  rar  Begrftndong  ikrer  Amicbr  gendiert  iit~ 

Selbst  die  freiiinnig-demokradicbe  Preeae  fordertB  ihnKAe  Kssteks, 
•ds  es  nicbt  mehr  als  recbt  mid  biDig  sei,  wenn  msn  ikm  [dem  Obcrbetsmt] 
die  Bergwalueigeotfimer  nicht  auf  Gnade  und  Ungnade  Hberantwortfli 
wolle.-    (Frkf.  Ztg.  89,  50.  Mirz  19o5.j 

1)  über  den  Wert  des  InititnU  der  Baohaftbaltnng  and  des  Zwangsbetriebt 
tofiert  6.  Gothsw  (A.  f.  S.  toL  21  1905,  S.  175):    ^Wenn  die  Bcgiteds^ 
meinty  daß  Banhafrhaltnng  sowohl  als  Zwangsbetrieb  wesentlich  siir  RrhshsBg 
des  Werts  des  Bergwerks  beitragen,  da  der  yöllige  Stillstand  des  Betziebsi 
mit  Notwendigkeit  eine  nnter  Umständen  sehr  erhebliche  Werteinbaße  lor 
Folge  haben  maß,    so  abersieht  sie  einmal,  daß  bei  einem  anrentablen  Be- 
trieb und  dem  Umstand,  daß  die  Yorschflsse  des  Staats  ein  Yorrecht  haben, 
die  Sabstanz,  an  die  sich  die  GUnbiger  halten  können,  Termindert  wird;  sie 
übersieht  femer,  daß  der  größte  Wert  einer  stillgelegten  Zeche  h&ofig  in  den 
Feldesteilen  liegt,   die  von   den  vorhandenen  Anlagen  aas  nicht  mit  Yorteil 
abgebaut   werden   können,  während   das  Ton   einer  Nachbarzeche   ans  mit 
wirtschaftlichem  Erfolge   möglich   sein   kann,   daß  also  die  Grabe  bei  Still- 
legung  einen  ganz  anderen  Verkaofswert  repräsentieren  kann,  als  bei  Zwangs- 
betrieb oder  betriebszwang.    Dabei  braucht  gar  nicht  der  meines  Elrachteos 
durchaus    nicht   berechtigte   Wert   der   Förderbeteiligung  beim    Syndikat  in 
Rücksicht  gezogen  zu  werden."  —  Weiter  fährt  er  fort:  „Man  wird  jedenfiUi 
die  Forderung  stellen  müssen,  daß  der  Zwangsbetrieb  nicht  auf  Kosten  and 
Gefahr  des  Bergwerksbesitzers  oder  gar  der  innerhalb  der  letzten  zweIJshre 
gutgläubigen  Yorbesitzer  erfolgt,  sondern  auf  Kosten  des  Staats,  der  ja  dann 
seine  Befriedigung  aus  den  Betriebsüberschüssen  in  erster  Linie  holen  kann.'' 
—  Über  die  Ersatzpflicht  des  Staates  läßt  sich  die  Petition  des  Y.  f.  d.  b.  L 
aus:   „Nur  ein  Fallenlassen  des  §  65r  kann  die  notwendige  Garantie  dafür 
bieten,  daß  die  Aufforderung  des  §  65  zur  Inbetriebhaltung  oder  Inbetrieb- 
nahme nur  dann  erfolgt,  wenn  ein  wirklich  rentables  Bergwerk  zam  Schaden 
der  Allgemeinheit  stillgelegt  oder  nicht  betrieben  wird.'^ 

2)  Diese  Bestimmung  bezeichnet  die  Petition  als  „bedenklich"  und  „im 
Zusammenhang   des   ganzen  Gesetzes  unverständlich" :   „Da  es   sich  nur  am 
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Die  BerechtiguDg  zn  den  Eingriffen  in  die  privaten  Eigentnms- 
imd  YermögensverbUtnisse,  die  der  Gesetzentwurf  enthalt,  leitete 
die  Begründung  aus  der  besonderen  Natur  des  Bergwerkseigentums 
ab :  «Das  Bergwerkseigentum  unterscheidet  sich  wesentlich  von  dem 
zivilrechtlichen  Sacheigentum:  es  ist  nicht,  wie  bei  diesem,  in  das 
Belieben  des  Eigentumers  gestellt,  sein  Eigentum  zu  benutzen  oder 
diese  Benutzung  zu  unterlassen,  sondern  es  gehört  zum  Inhalt  des 
Bergwerkseigentums,  daß  der  Bergwerkseigentümer  verpflichtet  ist, 
das  Bergwerk  zu  betreiben,  die  ihm  verliehenen  Mineralien  zu  be- 
nutzen, sofern  überwiegende  Grunde  des  öffentlichen  Interesses 
dies  fordern.^ 

Diese  Ansicht  von  dem  besonderen,  halböffentlich-rechtlichen, 
sozusagen  politischen  Charakter  des  Bergwerkseigentnms  wurde  von 
der  konservativen  1),  liberalen 2)  und  sozialdemokratischen')  Presse 
vielfach  gebilligt. 

gewinnfersprechende  Bergwerke  handeln  soll,  liegt  in  diesem  Zurückgreifen 
auf  die  Yorbesitzer  entweder  ein  Anerkenntnis,  daß  IrrtOmer  in  der  Bear- 
tellong  der  Rentabilit&t  durch  die  Behörde  yorkommen  können,  oder  eine  un- 
b^grfindete  Yerschftrfang,  da  fOr  die  Kosten  des  rentablen  Weiterbetriebes 
der  derzeitige  Eigentümer  aaf kommen  kann.  Die  Vorschrift  vollends,  daß 
auch  die  P&chter  usw.  zu  dem  Weiterbetriebe  verpflichtet  werden  können, 
widerspricht  völlig  dem  Grundsätze,  in  wohlerworbene  Rechte  aus  einem 
frllheren  Rechtszustand  nicht  einzugreifen.  Eine  derartige  Erweiterung  des 
Gesetzes  erscheint  unzulässig;  es  muß  genügen,  wenn  der  Bergwerkseigentümer 
herangezogen  werden  kann.*'  — 

6.  60THBIK  (a.  a.  0.  S.  173)  erscheint  auch  die  Meldefrist  von  t  Monat 
für  die  dinglich  Berechtigten  zu  kurz.  Die  Entziehung  des  Bergwerks- 
eigentnms aber  h&lt  er  überhaupt  für  bedenklich,  einmal  deswegen,  weil  es 
aach  andere  als  dinglich  Berechtigte  g&be,  die  dabei  rechtlos  ausgingen,  und 
zum  andern,  weil  der  Bergwerkseigentümer  oft  nicht  imstande  sei,  der  Auf- 
forderung der  Inbetriebsetzung  oder  -haltung  nachzukommen,  wenn  n&mlich 
das  Bergwerk  verpachtet  sei  oder  die  Nutznießung  vielleicht  durch  Testament 
oder  durch  irgend  eine  andere  Verfügung  einem  anderen  zustehe.  Einem 
rechtlich  Gebundenen  sein  Eigentum  zu  entziehen,  sei  unzulässig. 

1)  Ereuz-Ztg.  (zitiert  in  d.  Voss.  Ztg.  26.  Juni  1905)  erblickte  in  der 
Regierungsvorlage  „eine  erwünschte  Reaktion  gegen  die  Auffassung  mancher 
Zechenbesitzer,  daß  sie  mit  ihrem  Bergwerkseigentum  machen  könnten,  was 
ihnen  beliebe.**  Dieser  Auffassung  gegenüber  hielt  sie  die  Erinnenmg  für 
notwendig,  „daß  das  Bergwerkseigentum  nur  kraft  Verleihung  des  Staates 
bestehe  und  demnach  der  Staat  über  eine  seinen  Zwecken  entsprechende 
Natzung  dieses  Eigentums  zu  wachen  habe.*' 

Anm.  2  und  3  siehe  S.  144. 
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Von  Vertretern  des  üntemehmerstandpnnktes  0  wurde  hingegen 
naturgemäß  gegen  eine  differente  Behandlang  des  Bergwerbeigen- 


2)  Voss.  Ztg.  145,  26.  März  1905 :  „Es  ist  richtig,  dafi  die  TOigelQgteD 
G^etzentwürfe  in  das  Privatrecht,  in  das  Eigentom  eingreifen.  Aber  das 
unbewegliche  Eigentom  nnterliegt  von  jeher  vielfachen  Bescbrftoknngen  tad 
muß  ihnen  unterliegen.^ 

Frkf.  Ztg.  89, 30.  März  1905 :  „Das  Bergwerkseigentum  ist  eben  kein  frei« 
Eigentum«  es  wird  nur  Terliehen,  stellt  also  nur  ein  Lehen  dar,  das  ans  all- 
gemeinen Rücksichten  ebenso  zurückgefordert  werden  kann,  wie  es  gegeben  lit' 

3)  0.  Exjt  (Arb.-Ztg.  171,  23.  Juli  1904):  «Mit  der  Regalherreneigeasdkaft 
der  Landesherren  hat  für  das  europäische  Festland  die  große  fransösisd» 
Revolution  aufgeräumt,  indem  die  National? ersamml  ung  (20.  März  1791)  die 
Erdschätze  als  Nationaleigentum  erklärte  (Achbnbach  :  Franz6sisehes  Berg- 
recht) Auf  diesem  Grundsatz  ist  auch  das  heutige  preußisch-deutsche  Berg- 
recht aufgebaut.  Die  Vorfahren  unserer  heutigen  Bourgeoisie  haben  nämfidi 
auch  bei  uns  das  alte  Bergregal  «umgestürzt"  und  die  aus  der  großen  frai- 
zOsischen  Revolution  geborenen  bergrechtlichen  Leitsätze  in  Preußen- DeatMh- 
land  zur  Geltung  Terholfenl  Durch  diese  vom  Bürgertum  dorcbgefilkcte 
RoTolution  sind  die  Mineralien  auch  bei  uns  zum  Nationaleigentam  geworta, 
dessen  Ausnutzung  im  allgemeinen  Interesse  die  „Verleihung  des  BeigwsfkB- 
eigentums''  an  Bergbaulustige  ist.  Zum  Zweck  der  allgemeinen  Notzbtr- 
machung  sind  die  Mineralien  dem  Verfügungsrecht  des  Landesherm  und  to 
Grundbesitzers  entzogen,  dem  Bergbaulustigen  werden  sie  nur  Terliehen.  So- 
fern der  Zweck  der  Verleihung  —  die  Ausbeutung  zum  Wohle  der  AllgeoeiD- 
heitl  —  nicht  erfüllt  wird,  ist  der  Verleihungsvertrag  gebrochen  und  der 
Nation,  dem  Volke,  der  Repräsentanz  des  Staates  steht  das  unbedingte  Recht 
auf  Zurücknahme  des  Gemeineigentums  zu ! ! !  .  .  .  /' 

1)  Rh.-W.  Ztg.  319,  30.  März  1905  (Besprechung  über  die  erste  Ver- 
handlung über  die  Stillegungsnovelle) :  „Wo  das  steht,  [daß  das  Bergwerki- 
eigentum  politisches  Eigentum  sei],  vergaß  der  Minister  hinzuzufügen.''  — 
Im  Gl.  15,  9.  April  1904,  weist  Enobl  den  Gedanken  eines  Zwangsbetriebes 
von  vornherein  ab  mit  dem  Bemerken:  ..Es  würde  das  ein  Eingriff  in  die 
gewährleistete  Unverletzlicbkeit  des  Eigentums  bedeuten,  wie  sie  vielleicht  im 
Bebeischen  Zukunftsstaat,  nicht  aber  unter  unserer  Rechtsordnung,  möglich 
ist."  Ebenso  stellt  sich  die  Resolution  des  V.  f.  d.  b.  I.  zu  der  Frage.  — 
Auch  der  oft  zitierte,  dem  Zechenbesitzer  Hugo  Stinnes  in  den  Mund  gelegte 
Ausspruch:  ^Ich  kanu  mit  meinem  Eigentum  machen,  was  ich  will**,  beraht 
auf  einer  Identifizierung  des  Bergwerkseigentums  mit  jedem  anderen  Eigen- 
tum und  gleichzeitig  auf  der  streng  manchesterlichen  Anschauung  von  der 
absoluten  Unantastbarkeit  des  Eigentums  überhaupt 

Erwähnenswert  ist  folgende  Auslassung  der  bereits  angeführten  Petition 
des  Oberschlesischen  Berg-  und  Hüttenmännischen  Vereins  in 
Eattowitz  vom  18.  März  1905,  S.  3:  „Eine  zweite  prinzipielle  Frage  besielit 
sich  darauf,  ob  etwa  die  besondere  Natur  des  Bergwerkseigentums,  gegen  du 
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tums  Front  gemacht.    Man  fand  dabei  in  der  Wissenschaft  einige 
Unterstützung.  ^ 


der  neae  Gesetzentwurf  sich  richtet,  die  beklagten  rigorosen  MaBnahmen  be- 
gründet erscheinen  läßt.  Es  ist  bekannt,  daß  die  Frage,  ob  das  Bergwerks- 
eigentnm  ein  Sacheigentom  bezw.  ein  diesem  verwandtes  körperliches  £igen- 
tmnsrecht  ist,  oder  ob  nur  eine,  kurz  gesagt,  Bergbau- Berechtigung,  mit  der 
auch  naturgem&ß  gewisse  Pflichten  (z.  B.  zum  Betreiben  des  Bergbaus,  wenn 
nötig)  verknüpft  sind,  endgültig  noch  nicht  ausgetragen  ist  Aber  selbst  wenn 
man  sich  noch  so  entschieden  auf  den  zweiten  Standpunkt  stellt,  daß  das  Bo^- 
Werkseigentum  nur  eine  mit  Pflichten  verknüpfte  Berechtigung  sei,  werden 
auch  durch  diesen  die  weitgehenden  Zwangs-,  Enteignungs-  und  sonstigen 
überaus  strengen  Zwangs-,  Betriebs-  und  dergl.  Maßnahmen  des  Gesetzent- 
wurfes nicht  im  geringsten  gerechtfertigt.  Bei  allen  diesen  Maßnahmen 
handelt  es  sich  nämlich  nicht  nur  um  jenes  Bergwerkseigentnm  im  engeren 
Sinne  des  Wortes,  sondern  auch,  namentlich  bei  den  in  Betrieb  befindlichen 
Bergwerken,  um  deren  eventuelle  vollständige  oder  teilweise  Stillegung  es 
sich  handelt,  um  weiteres,  wir  wollen  es  kurz  mit  „Zubehör*'  bezeichnen, 
Bergwerkseigentum,  das  zu  beschaffen  nötig  war,  um  das  Bergwerk  überhaupt 
betreiben  zu  können. 

„Wenn  heute  z.  B.  der  Besitzer  eines  Steinkohlen- Grubenfeldes,  das  er 
fftr  mehrere  Millionen  gekauft  hat,  tatsächlich  Kohlen  daraus  gewinnen  will, 
80  braucht  er  hierzu,  bei  den  heutigen  Betriebs-  und  Teufen-Verhältnissen, 
so  außerordentlich  kostspielige  Schacht-,  Maschinen-,  Dampfkessel-,  Separa- 
tions- und  Förder-  usw.  Einrichtungen  über  und  unter  Tage,  femer  so  ge- 
waltige Aufwendungen  für  Arbeiter-  und  Beamtenwohnungen,  Lagerplätze, 
Badehäuser,  Woblfahrtseinrichtungen,  Grundstücksankäufe  usw.,  daß  gegenüber 
dem  Vielfachen  an  Millionen,  welche  diese  hinzugekommenen  Bergwerksanlagen 
nebst  Zubehör  kosten,  das  eigentliche  und  ursprüngliche  Bergwerkseigentum 
relativ  geringfügig  ist.  Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Maßnahmen,  be- 
treffend Zwangsbauhafthaltung,  Zwangsbetrieb  und  schließlich  Zwangs-Ent- 
eignung würden  sich  aber  nicht  nur  gegen  dies  verhältnismäßig  kleine  ur- 
sprüngliche Bergwerkseigentum,  sondern  gegen  den  ganzen  Bergwerksbesitz 
wenden,  und  das  wäre  ein  Eingriff  in  private  Vermögensrechte  wie  er  be- 
denklicher und  schroffer  kaum  gedacht  werden  kann. 

„Aber  auch  ein  nicht  in  Betrieb  befindliches  Grubenfeld,  welches  für 
teures  Geld  gekauft  wurde,  stellt  in  vielen  Fällen  bereits  ein  Vermögensobjekt 
dar  im  Betrage  des  vielleicht  10-  oder  20  fachen  eines  durch  Mutung  erwor- 
benen Bergwerkseigentums.  Und  vrie  teuer  sind  oft  auch  Mutungen  durch 
die  vorhergehenden  vergeblichen  Bohrversuche ! 

^Endlich  stoßen  hier  Fragen  auf  wie  beispielsweise  nach  dem  Charakter 
des  Bergwerkseigentums,  wenn  es  sich  um  Privatregale  handelt  oder  um 
Fideikommißbesitz  und  dergl.'' 

1)  H.  DiBTZBL  (N.  Fr.  Pr.  14580,  26.  März  1905):  „Man  kann  sich  aus 
Erwägungen  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmäßigkeit  für  den  Betriebszwang 

Dnncker,  Zeohenstillegmig.  10 
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* 

Die  Majorität  des  Abgeordnetenhaoses  war  mit  der  Tendenz 
des  Gesetzentwurfes  einverstanden,  i)  Nor  die  einielnen  Bestimmangen 
erregten  mehr  oder  minder  starke  Bedenken.  Entspreehend  ge- 
staltete sich  die  Behandlung  des  Entwurfes  in  der  KommisgioiL 
Znr  Milderung  der  Härten  for  den  Bergwerksbesitzer  fügte  die 
Kommission  drei  Maßnahmen  ein« 

Sie  schuf  für  den  Bergwerksbesitzer  die  Möglichkeit»  in  einem 
vorbereitenden  Verfahren  schon  vor  der  Stillegimg  deren  Zu- 
lässigkeit  klarzustellen  (Erweiterung  des  §  71  des  Allgemeinen 
Berggesetzes  und  Hinzuf&gung  eines  neuen   §  71  a^  femer 


im  Gebiete  des  Bergbaus  entschttden.  ....  Aber  man  darf  es  nicht  oline 
Klarheit  darüber  tan,  daß  damit  ein  bedenkliches  Prisedens  flkr  aDei 
,^nstige  Eigentumes  aUe  sonstigen  Arten  von  Unternehmungen  geschain 
wird."  Überhaupt  wittert  er  in  dem  Entwurf  ein  Aasnahmegesets  gegen  dss 
Kohlensyndikat:  „.  .  •  .  wenn  man  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaus  gegen  disM 
Gefahr  plötzlicher  Stillegungen  Front  nmcht,  so  muß  dieser  erste  Schritt 
dahin  fuhren,  daß  man,  durch  analoge  Gesetze,  ihr  auch  auf  d&i  ttbrign 
Gebieten  der  Volkswirtschaft  Torzabeugen  sucht  Denn  die  „ünteriasson; 
oder  gftnzliehe  oder  teilweise  Einstellung  des  Betriebes"  von  Fabriken  aiw. 
kann  ganz  ähnlich  schlimme  Wirkungen  fUr  Arbeiter  und  Gemeinden  haben, 
wie  solche  von  Bergwerken.  Was  jetzt  seitens  des  Koblensyndikats  geschsk, 
kann  bald  einmal  seitens  anderer  Syndikate  geschehen.  Was  dem  Kohlen- 
Syndikat  gegenüber  als  gerecht  galt,  wird  auch  anderen  Syndikaten  gegenüber 
als  gerecht  gelten  müssen." 

G.  GoTHKiN  (A.  f.  S.  1905,  21.,  S.  176):  „Entweder  man  erkennt  der  Ge- 
setzgebung überhaupt  das  Recht  zu,  das  Besitzrecht  im  öffentlichen  Intereue 
einzuschränken  bezw.  zu  verschlechtero  oder  man  bestreitet  es  ihr.  Min 
kann  dies  Recht  bejahen,  aber  man  muß  entschieden  bestreiten,  daß  fl> 
solches  Recht  bloß  gegenüber  dem  Bergwerkseigentum  hat.^' 

1)  Dinslage  (Ztr.):  „Wir  sind  im  Prinzip  mit  der  Vorlage  einverstanden.'' 
Tr&ger  (Frs.  Vp.):  „Ich  bin  nicht  der  Meinung,  daß  es  sich  bei  der  Vor- 
lage um  einen  ungerechtfertigten  Eingriff  in  das  Privateigentum  handelt.^ 

Hilbck  (nl.) :  „.  ...  ich  glaube,  man  darf  auch  sagen,  daß  das  Gesetz 
sehr  wohl  einen  Boden  für  die  weitere  Beratung  abgeben  kann." 

Wolff-Lissa  (Frs.  Vgg.):  „(}ewiß  ist  das  Bergwerkseigentum  etvw 
Anormales,  aber  da  es  sich  doch  um  Kingriffe  in  das  Eigentum  handelt,  muß 
man  sehr  vorsichtig  sein." 

(Erste  Beratung  des  Gesetzentwurfes  29.  März  1905.  Nach  dem  Bericht 
der  Kohl.  Ztg.  327,  30.  März  1905.) 

2)  §  71:  Will  der  Bergwerksbesitzer  den  Betrieb  des  Bergwerks  ein* 
stellen,  so  hat  derselbe  der  Bergbehörde  hiervon  Anzeige  zu  machen.  Werden 
in  dem  Bergwerk  nicht  mehr  als  100  Arbeiter  beschäftigt,  so  hat  die  Anzeige 
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Möglichkeit,  den  Widersprach  des  Oberbergamts  im  Wege  des 
Yerwaltangsstreitverfahrens  zu  bekämpfen  (§  65  d))^),  nnd 
schließlich  wurde  dem  Bergwerkseigentümer  der  Weg  eröffiiet,  sich 
jederzeit  durch  den  Verzicht  auf  das  Bergwerkseigentam  weiteren 
aas  der  Betriebspflicht  entspringenden  Kosten  za  entziehen  (§161).^) 

mindestens  4  Wochen,  anderenfalls  mindestens  6  Monate  vorher  zu  erfolgen. 
Diese  letztere  Frist  kann  auf  Antrag  dnrcb  das  Oberbergamt  abgekürzt 
werden. 

Muß  der  Betrieb  infolge  nnTorhergesehener  Ereignisse  schon  in  kürzerer 
Frist  oder  sofort  eingestellt  werden,  so  ist  die  Anzeige  binnen  längstens 
14  Tagen  nach  Erfolg  der  Betriebseinstellung  nachzuholen. 

§  71a:  Bei  Bergwerken  mit  mehr  als  100  Arbeitern  bringt  die  Berg- 
behörde die  beabsichtigte  oder  erfolgte  Betriebseinstellung  mittels  einmaliger 
Einrückung  in  das  Amtsblatt  der  Regierung  zur  0£fentlichen  Kenntnis  mit 
der  Aufforderung,  etwaige  Einwendungen  gegen  die  Betriebseinstellang  binnen 
2  Wochen  anzubringen.  Die  Frist  nimmt  ihren  Anfang  mit  Ablauf  des  Tages, 
an  welchem  das  die  Bekanntmachung  enthaltende  letzte  Amtsblatt  ausgegeben 
worden  ist. 

Das  Oberbergamt  entscheidet  über  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen 
des  §  65  durch  Beschluß  und  erteilt  über  das  Ergebnis  der  Beschlußfassung 
einen  schriftlichen  Bescheid.  Der  Berghauptmann  kann  den  Beschluß  des 
Oberbergamts,  daß  die  Voraussetzungen  des  §  65  nicht  vorliegen,  binnen 
2  Wochen  beanstanden  und  die  Entscheidungen  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  herbeiführen.  Der  Bescheid  ist  binnen  3  Monaten  nach  Ablaaf 
der  Frist  für  die  Erhebung  der  Einwendungen  zu  erteilen. 

Ergeht  der  Bescheid  dahin,  daß  die  Voraussetzungen  des  §  65  vorliegen, 
80  muß  er  mit  Gründen  versehen  sein  und,  falls  eine  Aufforderung  aus  §  65 
noch  nicht  ergangen  ist,  diese  Aufforderung  enthalten.  Ergeht  der  Bescheid 
dahin,  daß  die  Voraussetzungen  des  §  65  nicht  vorliegen,  so  ist  ein  Ein- 
schreiten aus  §  65  nur  dann  zul&ssig,  wenn  es  durch  veränderte  Umst&nde 
gerechtfertigt  wird. 

1)  §  65  d:  Gegen  die  Verfügungen  und  Entscheidungen  des  Oberberg- 
ajnts  auf  Grund  der  §§  65,  65  a,  65  c  und  156,  sowie  gegen  die  Ablehnung 
des  Antrages  auf  Aufhebung  des  Zwangsbetriebes  steht  dem  Bergwerks - 
besitzer  und  seinem  Rechtsnachfolger  innerhalb  2  Wochen  von  der  Zustellung 
an  die  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  bei  dem  Bezirksausschusse  zu. 

Sind  von  dem  Oberbergamt  Anordnungen  auf  Grund  des  §  65  a  oder 
des  §65c  getrofifen,  so  hat  der  Bezirksausschuß  auf  Antrag  über  deren  Fort- 
dauer w&hrend  des  Verfahrens  vorab  zu  entscheiden. 

2)  §  161  Abs.  2:  Zur  Tragung  von  Kosten,  die  nach  dem  Verzicht  ent- 
stehen, ist  der  bisherige  Eigentümer  nur  verpflichtet,  soweit  sie  zur  Erfüllung 
Ton  Verbindlichkeiten,  die  bei  Durchführung  der  Maßnahmen  ans  §§  65  a 
und  65c  eingegangen  sind,  dienen  oder  durch  alsbaldige  Einstellung  der 
Haßnahmen  nicht  abzuwenden  sind. 

10* 
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Eine  weseniliohe  Eoirektor  des  Entwurfes  bestand  anfierdem  in 
der  Streichung  der  Haftong  des  Yorbesitsers,  die  im  f  65o  YQ^ 
gesehen  war.  i 

Die    Eommissicmsfassnng    fimd    bei    der    iweiten    BeiatiiDg    | 
(190.   Sitzung,   27VV.  05)   im  Plenum   noch    swei   ÄndemigeiL 
Anstelle  der  Klage  im  Yerwaltungsstreitverfahren  bei   dem  Be- 
zirksausschüsse trat  der  Antrag  auf  mflndliche  Verhandlung  TOf  dm 
Bergausschuß.  0 

Außerdem  erhielt  der  §  161  Abs.  2  eine  TerSnderte  Ansong: 
,iDer  Verzicht  steht  der  Anleitung  und  Durchfdhnmg  des  Vfl^ 
fahrens  auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  nur  dann  entgegesi 
wenn  er  vor  Zustellung  der  im  §  65  Abs.  2  bezeichneten  Anf- 
forderung  erklirt  ist  Zur  Tragung  Ton  Kosten,  die  nach  dem  Ver 
zieht  aus  den  Maßnahmen  der  §§  65  a  und  66  c  entstehen,  ist  der 
bisherige  Eigentfimer  nur  yeipflichtet  etc^^  Zweifellos  bedeuMs 
diese  letztere  Modifikation  eine  für  den  Bergwerksbeätxer  ungflnstige 
Abschwächung  des  Kommissionsentwurfes. 

Ein  Antrag,  der  die  Schadensersatzpflicht  des  Staates  konatttoierai 
wollte,  ftnd  weder  bei  der  Regierung  noch  beim  Hause  Znstimmwi^^ 

Die  dritte  Beratung  brachte  keine  nennenswerten  Verindernngen 
mehr.     So  schien  das  Gesetz  bereits  gesichert 

Indes  das  Herrenhaus  verhielt  sich  vollständig  ablehnend  gegen- 
fiber  der  Tendenz  der  Novelle.  Der  Beferent  Dr.  Wachler  ver- 
neinte bei  der  allgemeinen  Beratung  am  2/.VL  05  ^)  das  Bedüifiiis 
fBr  die  Vorlage  und  lehnte  das  Oesetz  wegen  seiner  Härten  prinzipiell 
ab,  „weil  es  nicht  nur.  das  Bergrecht  aufhebe,  sondern  jeden  Berg- 
bautreibenden  mit  seinem  gesamten  Vermögen  zum  Sklaven  dieses 
Bergwerks  mache."  In  der  Kommission  wurde  ein  Antrag  Gitf 
Tiele-Winkler  und  Dr.  Wachler  eingebracht,  der  den  Foitfill 
des  Zwangsbetriebes  forderte.     Als  dieser  einstimmig  angenommen 

1)  Antrag  Spahn,  Hager  (Rada)  Dmcksache  1021. 

2)  Antrag  Spahn,  Hager  Drucksache  1019  Abs.  3. 

3)  Antrag  Qyssling,  Drucksache  1022:  Das  Haus  der  Abgeordnetea  woDe 
beschließen:  t.  dem  §  65d  folgenden  Abs.3  hinzuiufflgen:  „Wird  durch  reckti- 
kr&ftige  Entscheidung  die  Aufforderung  aus  §  65  aufgehoben,  so  falleo  <8^ 
jenigen  Kosten,  welche  aus  den  Maßnahmen  der  §§  65  a  und  65  c  entttsadv 
und  nicht  durch  die  Erträge  des  Bergwerks   gedeckt  sind,   dem  Staat»  nr 
Last.''    2.  den  {  65r  zu  streichen. 

4)  H.  H.  42.  Sitzg.  998—1002. 
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wurde,  erklärte  der  Handelsminister,  bei  dem  Staatsministeriom  die 
Znrfickziehimg  des  Gesetzentworfes  beantragen  zu  wollen.  0  Dieser 
Erklärung  entsprechend  zog  er  in  der  45.  Sitzung  des  Herrenhauses 
vom  28./VL  05  die  ganze  Vorlage  zurück  mit  der  Begründung, 
daß  für  die  Begierung  dieses  Gesetz  mit  zwei  Punkten  stehe  und 
falle:  „mit  der  Beibehaltung  des  Betriebszwanges  und  der  Nicht- 
einführung  einer  ergänzenden  Verantwortlichkeit  des  Staates  f&r  die 
Kosten.*' 

Wäre  die  Novelle,  auch  in  der  Fassung  des  Abgeordnetenhauses, 
zur  Annahme  gelangt,  so  würde  damit  durch  die  Schaffung  wirksamer 
Durchführungsbestimmungen  ein  geeignetes  Rechtsmittel  gegen 
ungerechtfertigtes  Stillegen  evident  rentabler  Betriebe  gegeben 
sein,  wie  es  das  geltende  Gesetz  nicht  bietet  Bei  allen  etwas 
zweifelhaften  Fällen  aber  würde  die  Bentabilitätsfrage  die  Achilles- 
ferse für  die  praktische  Brauchbarkeit  geworden  sein.  In  der  Fraiis 
aber  würde  es  hauptsächlich  auf  diese  Fälle  ankommen. 

1)  Rh.  W.  Ztg.  626.  25./VI.  05. 


7.  Kapitel. 

lltere  und  neuere  Bestrebnngen  zur  Konsolidienuig  des 

Bohrt  albergbanes. 

Ehe  noch  die  im  vorigen  Kapitel  behandelte  Novelle  znm  All- 
gemeinen Berggesetz  dem  Abgeordnetenhaus  unterbreitet  worden 
war,  hatte  der  Abgeordnete  Schmieding-Dortmund  im  Hinblick 
auf  die  im  Werk  befindlichen  Stilllegnngen  von  Kohlenzechen  seiner- 
seits im  Hause  einen  Antrag  eingebracht  Er  lag  der  XIX.  Kom- 
mission des  Abgeordnetenhauses  bei  ihrer  Sitzung  vom  30./XL  1904 
in  folgendem  Wortlaut  vor:0 

„Die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  in  eine  Prfifiuig 
der  Frage  einzutreten,  ob  durch  Zusammenlegung  der  ftn  einen 
rationellen  Betrieb  zu  kleinen  Grubenfelder  im  südlichen  und  süd- 
östlichen Teile  des  westfälischen  Steinkohlenbeckens  die  dort  noch 
vorhandenen  Kohlenmengen  noch  mit  Nutzen  gewonnen  werden 
können,  damit  auch  diese  Kohlenschätze  noch  in  einer  längeren 
Beihe  von  Jahren  möglichst  vollständig  zur  Hebung  gelangen  and 
eine  weitere  Stillegung  von  Zechen  dieses  Reviers  in  absehbarer 
Zeit  vermieden  werden  kann.** 

1.    Vorschläge  der  technischen  Kommission  des  Berg- 
bauvereins von  1885. 

Der  Gedanke  einer  rationellen  Konsolidierung  ist  nicht  neu. 
Vielmehr  reichen  die  auf  die  Verwirklichung  desselben  gerichteten 
Pläne  der  beteiligten  Kreise  schon  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  zurück. 
Die  Projekte  waren  aUerdings  umfassenderer  Natur,  da  zu  der  Zeit 
nicht  nur  die  südlichen,  sondern  auch  die  nördlicheren  Bevieie 
noch  unter  einer  unheilvollen  Zersplitterung  des  Bergwerksbesities 
litten. 


1)  B.  d.  XIX.  K.  d.A.  H.  S.  2. 
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Die  ungünstige  Lage  des  rheinisoh-westfalischen  Kohlenberg- 
baues zu  Beginn  der  80  er  Jahre  gab  den  ersten  Anstoß  zur  Kon- 
zentration des  Bergwerksbetriebes  durch  Verschmelzung  mehrerer 
Werke  unter  größerer  einheitlicher  Verwaltung.  Sehr  fruchtbar 
wirkte  eine  1885  yeröffenlichte  „Denkschrift^  des  Bergwerksdirektors 
Kleine,  die  zur  Folge  hatte,  daß  der  Verein  für  die  bergbaulichen 
Interessen  des  Oberbergamtsbezirks  Dortmund  eine  Kommission  zur 
Ausarbeitung  der  angeregten  Pläne  einsetzte.^)  Diese  sogenannte 
„technische  Konmiission "^  richtete  damals  ihre  Arbeiten  sowohl  auf 
eine  technische  Konsolidation  als  auch  auf  eine  finanzielle 
Zusammenlegung  der  Werke.  Sie  plante  zunächst,  die  Unterstützung 
der  Staatsregierung  anzurufen.  Diese  sollte  eine  gesetzliche 
Aktion  in  die  Wege'  leiten  dahingehend,  daß  behufs  Erleichterung 
Ton  Konsolidationsbeschlüssen  eine  Herabsetzung  der  hierfür  berg- 
gesetzlich vorgeschriebenen  Dreiviertel-Majorität  auf  zwei  Drittel  der 
in  einer  beschlußfähigen  Gewerkenversammlung  yertretenen  Kuxe 
erfolge.  Auch  glaubte  man  mit  Bücksicht  sowohl  auf  die  wünschens- 
werte Unparteilichkeit  und  Objektivität  der  Arbeit,  als  auch  die 
daraus  erwachsenden  nicht  unerheblichen  Kosten  kaum  auf  die  Mit- 
wirkung der  Behörden  verzichten  zu  können.  Indes  sah  die  damalige 
Kommission  zunächst  davon  ab,  an  die  Regierung  heranzutreten, 
arbeitete  vielmehr  einen  umfassenden  Konsolidationsplan  aus,  der 
in  einer  Beihe  von  Ausarbeitungen  niedergelegt  wurde  unter  dem 
Titel  „Technische  Mitteilungen  des  Vereins  for  die  bergbaulichen 
Interessen  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund^  Das  Ergebnis  war 
im  wesentlichen  der  Vorschlag  einer  Zusammenlegung  von  56  ein- 
zelnen Steinkohlenzechen  der  östlichen  Reviere,  die  ihren  Lagerungs- 
Betriebs-Beteiligungs-  und  Absatzverhältnissen  nach  hierzu  besonders 
geeignet  erschienen.  Es  sollten  drei  größere  Zechengruppen  ge- 
bildet werden: 

a)  die  Bochumer  Gruppe  aus  den  17  Zechen:  Zentrum,  Fröh- 
liche Morgensonne,  Maria  Anna  &  Steinbank,  ver. 
Oeneral  &  Erbstolln,  Hasenwinkel,  Friedlicher  Nach- 
bar, Baak er  Mulde,  Karolinenglück,  Präsident,  Engelsburg, 
Prinz-Regent,  Karl  Friedrich  ErbstoUn,  Konstantin  der  Große, 
Herminenglück-Liborius,  Friederike,  Dannenbaum  und  Julius 

1)  „TechniBche  Mitteilungen  des  V.  f.  d.  b.  I.   im  Oberbergamtsbezirk 
Dortmund  (Einleitung  S.  3ff.;  vorhanden  in  der  Bibliothek  des  V.  f.  d.  b.  I). 
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Philipp,    sowie   den    dazwischenliegenden    niehfbetziebenen 
Feldern;  gesamte  Feldesgröfie  ea«  62  IGIL  qm.; 

b)  die  Dortmunder  Gruppe  aus  den  33  Zedien:  Yiktofr, Mont 
Cenis,  Erin,  Lothringen,  Harpener  BergbainAktiengesellsehaft 
(Prinz  von  Preußen,  Earoline  und  Heinrich  Gustav),  YoUmoDd, 
Neu-Iserlohn,  Mansfeld,  Bruchstraße,  Siebenplaneten, 
Helene  Nachtigall,  Wallfisch,  Ringeltaube,  Franziska, 
Hamburg,  Graf  Schwerin,  Westfälischer Grubenverein  (Hansa 
und  Zollem),  Germania,  Borussia,  Baroper  SteinkohlenbeigweA 
(Henriette  und  Holthausen),  Wiendahlsbank,  Westhauaen,  Dont- 
feld,  Earlsglück,  Louise,  Glückauf,  Gottessegen,  Adolf  fon 
Hansemann,  Stein  &  Hardenberg,  Westfalia,  Tremonia,  Friedrich 
Wilhelm  undCrone;  gesamte  Feldesgroße  ca.  227000  qm.; 

c)  die  Apierbecker  Gruppe  aus  den  6  Steinkohlenzechen: 
Margarethe,  ver.  Bickefeld  Tiefbau,  Earoline  bd 
Holzwickede,  Freie  Vogel  &  Unverhofft,  Mark  (Freiberg), 
ver.  Schürbank  &  Charlottenburg;  gesamte  Feldesgröße  ea 
29  Mill.  qm. 

Die  vielleicht  zu  großartig  konzipierten  Projekte  des  Beig- 
assessors Nonne,  des  Verfassers  der  „Technischen  Mitteilungen*', 
fanden  zwar  keine  Verwirklichung.  Aber  man  geht  wohl  nicht  Md 
in  der  Annahme,  daß,  wenn  auch  der  Plan  als  ganzer  hauptsächlich 
an  den  Schwierigkeiten  der  wirtschaftlich-finanziellen  Verschmelzung 
infolge  der  Kompliziertheit  der  vorhandenen  Besitzverhältnisse  und 
deren  Verwachsensein  mit  der  ganzen  geschichtlichen  EntwickloDg, 
welche  der  rheinisch -westfälische  Bergbau  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte genommen  hatte,  damals  notwendig  scheitern  mußte,  ^j  aof 
ihn  doch  vielfach  die  Anregungen  zu  den  in  späteren  Jahren  wiil- 
lich  getätigten  Verschmelzungen  von  Zechen  zurückgegangen  sind 

Diese  Konsolidationen  und  technischen  Vereinigungen  zur  He^ 
beiführung  eines  rationellen  Betriebes  haben  sich  zwar  im  wesent- 
lichen in  den  nordlichen  Revieren  abgespielt  Doch  ist  nicht  xa 
übersehen,  daß  auch  im  Süden  manche  schöne  Erfolge  erzielt 
worden  sind.  Die  Zechen  Hagenbeck,  Humboldt  und  Wiesche  ver- 
einigten sich  zum  Mülheimer  Bergwerksverein  unter  Angliedenmg 
der  Zeche  Rosenblumendelle ;  am  1.  Januar  1904  ging  auch  diese 


1)  Sammelwerk  XL    2.    S.  108  ff. 
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idgültig  in  ihm  auf.  Boland  and  yer.  Seilerbeck  wurden  in  der 
and  der  Bergbau-  und  Schiffahrts- Aktiengesellschaft  Eannengießer 
ireinigt  Zu  den  Zechen  Hamburg,  Franziska  und  Bingeltaube, 
e  sich  zu  einer  Gewerkschaft  ver.  Hamburg  &  Franziska  yereinigt 
itten,  trat  die  Zeche  Wallfisch  hinzu.  Die  Zeche  Landwehr  & 
ühlenberg  ging  in  Freie  Vogel  &  Unverhofft  auf.  Die  Gewerk- 
ihaft  Pauline  schloß  sich  den  Rheinischen  Anthracit-Eohlenwerken 
I,  desgleichen  Herzkämper  Mulde  der  Zeche  Stock  &  Scherenberg, 
ozn  noch  1903  Deutschland  trat^)  Ein  Beispiel  dafür,  wie  eine 
»schickt  durchgeföhrte  Eonsolidation  einen  verzettelten  umständ- 
)hen  Betrieb  in  einen  rationellen  umzugestalten  vermag,  bieten  die 
''estfalischen  Eohlenwerke.  Den  Anfang  zu  dieser  zweckmäßigen 
erschmelzung  machte  bereits  ihre  Vorgängerin  im  Besitz,  die  Ge- 
drkschaft  Hoffnungstal,  die  neun  Grubenfelder  in  ihrer  Hand  ver- 
mgte :  Hoffnungstal,  Wodan,  Hülsiepenbank,  Johannessegen.  Prinz 
''ilhelm,  Gustav  Earl,  Dietrich  Earl,  Siegeskranz,  Jalousie.  Später 
aten  noch  die  Felder  Babe  und  Redlichkeit  hinzu.  In  neuerer 
nt  wurden  dann  die  bisherigen  Betriebe  Hoffhungstal,  Hülsiepen- 
mk,  Rabe  und  Wodan  eingestellt;  dafür  teufte  man  im  Gruben- 
Id  Wodan  einen  neuen  ganz  modern  eingerichteten  Schacht  ab, 
odurch  der  ganze  Eomplex  in  einen  einheitlichen  Betrieb  gebracht 
aide.  2) 

Femer  gehört  hierher  die  Verschmelzung  von  Baaker  Mulde, 
riedlicher  Nachbar  und  Hasenwinke],  ^)  und  aus  jüngster  Zeit  der 
nkauf  der  Zeche  Siebenplaneten  durch  die  Harpener  Bergbau- 
ktiengesellschaft  Die  Verwaltung  der  letzteren  Gesellschaft  sagte 
)er  die  Aktion  in  der  letzten  Aktionärversammlung  am27./X.  1905:  ^) 
er  Erwerb  von  Zeche  Sieben  plane  ten  sei  für  Neu-Iserlohn  (diese 
sehe  gehört  gleichfalls  der  Gesellschaft)  von  wesentlicher  Bedeutung, 
I  die  Fettkohlenpartie  von  Siebenplaneten  eine  wünschenswerte  Er- 
inzung  des  Iserlohner  Feldes  darstelle. 

Man  sieht,  der  private  Unternehmungsgeist  ist  eifrig  an  der 
rbeit.  ^)    Derartige  Verschmelzungen  können  aber  naturgemäß  nur 

1)  GoBTZKC,  Das  Rheinisch- Westf.  Kohl.-Syndikat  1905  S.  55. 

2)  Jahrbach  S.  566f.  8)  Jahrbuch  S.  199. 

4)  Rh.-W.  Ztg.  1041,  28./X.  05. 

5)  In  dem  Rundschreiben  zu  der  ordentlichen  GeneralTersammlong  der 
ewerkschaft  Friedlicher  Nachbar  am  19-/7.  04  heißt  es  in  dem  Bericht  Ober 
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Ton  den  großen  kapitalkräftigen  GeseUschaften  darehgefiOirt  werden, 
Nidit  nnr,  daß  bei  ihnen  aliein  das  nötige  Ventindnis  und  die  Sr- 
fthmngen  for  den  Betrieb  und  die  Leitong  einer  grofiartigen 
modernen  Anlage  vorhanden  ist,  die  bei  den  kleinen  Zedien- 
Tenraltnngen  nicht  voraosgesetzt  werden  kann,  haben  äe  auch  die 
erforderliche  Kreditfähigkeit,  die  gleichfidls  jenen  kleinen  Weden 
abgeht  nnd  die  doch  znr  DnrchfBhrong  solcher  großer  Beorgam- 
sationen  unentbehrlich  ist  Auch  Termögen  die  großen  Gesell- 
schaften dnrch  ihre  Verbindung  mit  den  anderen  Indostrien  be- 
sonders der  Eisen-  nnd  Elektrizitätsindnstrie  beim  Bezog  der 
Maschinen  nnd  sonstigen  Betriebsmaterialien  wesentliche  Ersparmsae 
zu  erzielen. 

Diese  Gesellschaften  werden  indes  nnr  an  die  besonders  ge- 
eigneten Objekte  herangehen,  bei  denen  außerdem  nicht  eine  n 
große  ZerspÜttemng  des  Enxbesitzes  nnd  hinderliche  Gegensitiüdh 
keit  der  Interessenten  im  Wege  steht 

2.    Der  Antrag  Schmieding. 

Hier  ist  der  Punkt  bei  dem  der  eingangs  des  Kapitels  wieder- 
gegebene Antrag  des  Abgeordneten  Schmieding-Dortmund  ein- 
greifen wollte.  Es  sollte  eine  durchgreifende  und  umfassende 
Umgestaltung  des  Buhrtalbergbaues  in  die  Wege  geleitet  werden. 

den  Erwerb  Ton  Hasenwinkel :  ^^Q^  diejenigen  Bergwerke  des  sfidlicken 
Reriers  werden  auf  die  Dauer  lebensfthig  sich  erweisen,  welche  mit  ebemo 
Yollkommenen  Einrichtungen  versehen  sind  als  die  großen  nördlichen  Groben 
des  Buhrreyiers.  Solche  Einrichtungen  sind  jedoch  nur  gerechtfertigt,  wem 
ein  genflgender  Felderbesitz  bezw.  Eohlenreichtom  irar  Verfflgong  steht  ud 
die  Syndilcatsbeteiligung  eine  angemessene  Förderung  zul&ßt  Wird  Yonorge 
getroffen,  daß  diese  Vorbedingungen  erfüllt  sind,  so  werden  diese  sadlicbes 
Zechen  bei  normalen  Lagerungsverh&ltnissen  und  Veritaufspreisen  Ergebnbse 
haben,  die  hinter  denen  vieler  nördlicher  Gruben  nicht  zurückstehen.  ~  (Bh.-W. 
Ztg.  414.  4./V.  04). 

Aus  dem  G.  B.  der  Zeche  Louise  Tfb. :  «Die  Gesundung  onseres  gaaMS 
südwestlichen  Bergbaues  hängt  von  einer  Temünftigen  Zusammenlegoog  ^ 
verzettelten  Felderbesitzes  unter  gleichzeitiger  Stillegung  einer  Beihe  tod 
kleinen  Schachtanlagen  ab.  Zechen  von  500  bis  600  t  Tagesförderung  nnd 
im  aUgemeinen  nicht  mehr  lebensfähig.  Denn  es  ist  ganz  undenkbar,  für  eine 
solche  geringe  Förderung  all  die  komplizierten  Einrichtungen,  die  eine  modene 
Zeche  in  sich  vereinigen  muß,  zu  schaffen  und  in  Betrieb  in  halten*  (D. Tg^ 
Ztg.  539.  16./XI.  04). 
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Näheres  aber  die  Ziele  des  Antrages,  der  auf  ein  Zwangs- 
verkoppelnngsgosetz  für  den  Besitz  nnter  Tage  hinauslief,  ist 
ans  dem  Bericht  der  Kommission  ^  zu  entnehmen.  Nach  ihm  führte 
der  Antragsteller  dort  aus:  „Wenn  es  möglich  sein  wörde,  eine 
Yerkoppelung  der  Felder  vorzunehmen,  so  würde  der  Abbau  in 
manchen  Revieren  für  längere  Zeit  noch  lohnend  sein,  weil  dann 
vielleicht  zehn  Schachtanlagen  genügen  würden,  wo  heute  dreißig 
abgeteuft  seien,  weil  es  aber  vor  allem  möglich  sein  würde,  an 
Stelle  der  heutigen  schlechten  und  leistungsunfähigen  Anlagen  und 
Maschinen  zur  Wasserhaltung  gute  und  leistungsfähige  Anlagen  und 
Maschinen  zu  setzen.  Gerade  in  letzterer  Beziehung  sei  das  Still- 
legen eine  große  Gefahr  für  die  Nachbargruben,  weil  zu  befürchten 
sei,  daß  in  diese  aus  stillgelegten  Gruben  Wasserdurchbrüche  statt* 
finden  könnten,  wodurch  die  noch  in  Betrieb  befindlichen  Gruben 
in  Gefahr  kämen,  zu  ersaufen.  Aus  diesen  Gründen  halte  er  es  für 
erforderlich,  daß  nach  dem  Vorbild  der  Yerkoppelungsgesetze  für 
Grundstücke  über  Tage  durch  ein  Verkoppelungsgesetz  die  zwangs- 
weise Yerkoppelung  derartiger  Grubenfelder  unter  Tage  er- 
möglicht werde;  er  könne  der  Königlichen  Bergverwaltung  den 
Yorwurf  nicht  ersparen,  daß  sie  in  dieser  wichtigen  Frage,  die  im 
rheinisch  -  westfälischen  Industriebezirk  viel  erörtert  werde  und 
vom  Redner  bereits  vor  zwanzig  Jahren  auch  im  Abgeordneten- 
haus zur  Sprache  gebracht  sei,  nicht  schon  Mher  näher  ge- 
treten sei." 

In  der  Tat  erkannte  Handelsminister  Möller  die  Zweck- 
mäßigkeit und  Notwendigkeit  der  angeregten  Maßnahme  an,  dahin- 
gegen stellte  der  Oberberghauptmann  die  Durchführbarkeit  und 
Brauchbarkeit  des  Yorschlages  in  Abrede.    Er  erklärte: 

„Der  Antrag  Schmieding  sei  in  naher  Zeit  nicht  durchführ- 
bar. Ein  demselben  entsprechendes  Gesetz  sei  leichter  zu  machen 
als  praktisch  durchzuführen.  Die  Frage  sei  von  der  Regierung  seit 
langer  Zeit  ventiliert  worden,  insbesondere  die  der  gemeinsamen 
Wasserhaltung;  solche  Gemeinschaften  seien  vor  Jahrzehnten  mög- 
lich gewesen,  ob  dies  heute  noch  der  Fall  sei,  sei  sehr  zweifelhafL 
Die  Privatindustrie  werde  dies  nicht  machen,  höchstens  sei  die  starke 
Hand  des  Staates  hierzu  imstande.   Die  Hauptschwierigkeit  bei  der 


1)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H.  S.  3. 
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Bildung  leistungsfähiger  Verbände  im  südlichen  Tefle  des  Beziiks 
bildeten  die  im  Verhältnis  za  firfiher  sehr  gestiegenen  Löhne,  die 
relativ  geringe  Qualität  der  Kohlen  nnd  als  Folge  davon  die  Te^ 
hältnismäßig  geringen  Preise  nnd  endlich  die  Schwieri^reit  der 
Wasserhaltung  insbesondere  zurzeit  der  Schneeschmelze. 

In  jedem  Falle  werde  der  in  dem  Antrage  Sehmieding  ent- 
haltene Vorschlag  in  naher  Zeit  Abhilfe  nicht  bringen,  sondern  ein 
Wechsel  auf  die  Zukunft  bleiben'',  i) 

Der  Antrag  Schmieding,  der  dem  Abgeordnetenhaas  von 
der  Kommission  zur  Annahme  empfohlen  wurde,  ^)  hatte  wenigstens 
den  Erfolg,  daß  die  Regierung  zu  Beginn  des  Jahres  1905  äne 
Kommission  in  das  Buhrgebiet  entsandte,  um  an  Ort  und  Stdk 
die  Verwirklichungsmoglichkeit  des  Vorschlages  zu  prüfen.')  Die 
Pläne  der  Begierung  fanden  jedoch  bei  den  Werksbesitiem  an- 
scheinend wenig  Verständnis ;  denn  der  Minister  Möller  berichtete 
im  Abgeordnetenhaus,  daß  die  interessierten  Zechen,  die  ao^gefordeit 
worden  wären,  Vorschläge  zu  machen,  bis  jetzt  dieser  Aufforderung 
nicht  nachgekonmien  seien. ^)  Die  Zeitungsnotiz,^)  die  Unter- 
suchungen der  Kommission  hätten  zur  Folge  gehabt,  „daß  mehrere 
Grubenfeldbesitzer  mit  der  Absicht  umgingen,  ihre  Felder  zu  Ter- 
schmelzen,**  dürfte  daher  wohl  dahin  zu  verstehen  sein,  daß  die 
Werksbesitzer  die  Sanierung  des  Buhrtalbergbaues  im  Wege  der 
Verschmelzung  von  Zechen  durchaus  nicht  aus  dem  Auge  verlieren, 
daß  sie  aber  bei  ihren  Projekten  nicht  die  Hand  der  Begierung  im 
Spiele  zu  sehen  wünschen  etwa  in  dem  Sinne  einer  gesetzlidien 
Zwangsvereinigung. 

Hierfür  spricht  auch  die  Stellungnahme  des  V.  f.  d.  b.  L  zu  dem 
Vorschlag  Schmieding.  In  einem  Gutachten  an  den  Handels- 
minister<^)  lehnt  er  eine  Zwangsverkoppelnng  ab,  teils  aus  prinzi- 

1)  a.  a.  0.  S.  4.  2)  a.  a.  0.  S.  7. 

3)  Voss.  Ztg.  599,  22./XII.  04. 

4)  Vorw.  76.  3Ü./11I.  05.   Bericht  über  d.  171.  Sitzg.  des  Abg.-H. 

5)  Berl.  Tgbl.  I./Ill.  05. 

6)  Das  Gutachten  des  VereiDs  über  den  Antrag  an  den  Handelsodnistar 
bat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  geschichtliche  Entwicklung  unseres  Steinkohlenbergbaues  und  die 
dementsprecbende  Gesetzgebung  hat  in  dem  südlichen  Teile  des  Oberbeig- 
amtsbezirks  Dortmund,  soweit  dort  das  Steinkohlengebirge  gar  nicht  oder  nor 
in  geringer  Mächtigkeit  vom  Mergel  überdeckt  ist,  BerechtsamsTerhÜtnlMe 
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piellen  Grfinden  der  EigentamsordünDg ,  teils  aus  praktischen,  daß 
nSmlioh  ein  darauf  abzielendes  Gesetz  unter  umständen  nicht  zu 


gescbaffen,  die  einem  rationellen  Betriebe  die  größten  Schwierigkeiten  be- 
reiten. Wir  haben  dort  die  gestreckten  Felder  mit  rechtwinkliger  Vierong« 
die  Lftngenfelder  mit  horizontaler  Vierung,  das  Geviertfeld  vom  Jahre  1821 
und  das  Oeviertfeld  vom  Jahre  1865,  wovon  auch  das  größte  Feld  viel  zu  klein 
ist,  um  darauf  eine  Tief  bauanlage  neuer  Art  zu  begründen. 

Dazu  kommt,  daß  vielfach  eine  Rechtsunsicherheit  eingetreten  ist  da- 
durch, daß  die  Bergbehörde  bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
bei  der  Verleihung  von  Geviertfeldern  die  gestreckten  Felder  zu  schützen 
suchte.  In  die  Verleihungsurkunden  wurde  vielfach  die  Beschränkung  auf- 
genommen,  daß  Flöze «  die  aus  der  Vierung  durch  Störungen  herausgeworfen 
würden,  dem  gestreckten  Felde  verbleiben,  daß  femer  S&ttel,  die  sich  nur  bis 
zu  einer  bestimmten  Höhe  über  die  Mulde  erheben,  nicht  berücksichtigt  werden 
soUen.  Da  nun  aber  die  Mutung  und  nicht  die  Verleihung  maßgebend  ist,  so 
sind  derartige  Beschränkungen  nur  dann  rechtsgültig,  wenn  alle  Parteien  aus- 
drücklich zugestimmt  haben,  was  vielfach  nicht  nachzuweisen  ist 

Oberall,  wo  in  diesem  Teile  des  Ruhrbezirks  gewinnbringende  Tiefbau- 
anlagen  entstanden  sind,  mußte  vorher  eine  große  Anzahl  von  Feldern  zu- 
sammengelegt werden,  und  geschah  dies  je  nach  den  Verhältnissen  durch 
Konsolidation,  Kauf  oder  Pachtung.  So  ist  z.  B.  die  Gewerkschaft  Gottessegen 
entstanden  durch  Konsolidation  der  Zechen  Gottessegen,  Grottessegen  II, 
Kaspar  Friedrich,  Karlsbank,  Heinrich  Erbstolln,  Heinrichsfeld,  Argus  Bei- 
lage, Trau  auf  Gott,  durch  Ankauf  der  Zechen  Frischauf,  Venus,  Rosina, 
Rosina  11,  Wiendahlsnebenbank,  Güldene  Sonne,  durch  Pachtung  eines  Teils 
des  Feldes  Josua.  Von  diesen  Feldern  sind  Gottessegen,  Heinrichsbank, 
Frischauf,  Rosina  und  Rosina  II  Geviertfelder,  die  übrigen  gestreckte  Felder. 
Derartige  Zusammenlegungen  sind  jedoch  außerordentlich  schvrierig  und  zwar 
zunächst  aus  Gründen  formeller  Art. 

Die  Kuxen  der  gestreckten  Felder,  um  die  es  sich  hauptsächlich  handelt, 
haben  geringen  Wert,  die  Umschreibung  im  Grundbuche  kostet  Zeit  und  Geld, 
und  wurden  deshalb  namentlich  bei  der  Vererbung  die  Besitztitel  nicht  be- 
richtigt Bei  jeder  Verfügung  über  die  Substanz  müssen  aber  ^/i  aller  Kuxen 
in  der  Gewerkenversammlnng  vertreten  sein,  was  wegen  der  mangelnden  Um- 
schreibung sehr  schwer  zu  erreichen  ist. 

Ein  fernerer  Übelstand  ist  der,  daß  die  einzelnen  Kuxen  der  Gewerk- 
schaften alten  Rechts  belastet  werden  können,  uud  namentlich  bis  zum 
Jahre  1865  vielfach  belastet  sind.  Diese  Belastungen  sind  zwar  durchweg 
gegenstandslos  geworden,  aber  die  Löschung  ist  aus  formellen  Gründen  sehr 
schwer  zu  erreichen.  Bei  Konsolidationen,  sowie  bei  Aufnahme  einer 
Onindschnld  oder  Kautionshypothek  sind  derartige  Belastungen  sehr  hinderlich. 

Weit  gewichtiger  sind  jedoch  die  der  Zusammenlegung  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  materieller  Art.  Wie  das  Beispiel  der  Zeche  Gottessegen 
zeigt,  handelt  es  sich  in  den  bei  weitem  meisten  Fällen  um  die  Zusammen- 
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dem.  erwünschten  Ziele  zu  führen  Termöge.  Dagegen  plädiert  der 
Verein  für  eine  Förderang  der  privaten  Bestrebungen  durch  gesetz- 
liche Erleichterungen  und  behördliche  Unterstützung. 

legung  einer  großen  Zahl  von  Zechen.  Eonkorrenzftbig  und  gewinnbringend 
ist  nur  eine  Anlage,  die  nach  allen  Richtungen  hin  auf  der  Höhe  steht,  and 
<lazu  ist  ein  Anlagekapital  von  vielen  Millionen  erforderlich,  das  nor  dann 
verzinst  und  amortisiert  werden  kann,  wenn  der  Kohlenreichtom  eine  nach- 
haltige hohe  Förderung  gestattet.  Dazu  gehört  in  diesem  Bezirke,  wo  hA 
nur  die  flözarme  magere  Partie  auftritt,  ein  sehr  ausgedehntes  Feld,  also  dis 
Znsammenfassen  einer  sehr  großen  Zahl  von  Berechtsamen. 

Für  die  Anregung  zu  derartigen  Zusammenlegungen  und  namentlich  für 
die  Leitung  der  Verhandlungen  ist  jedoch  sehr  schwer  eine  Person  zn  findeo, 
die  dazu  bereit  ist  und  deren  Sachkunde  und  Unparteilichkeit  von  allen  Seiten 
anerkannt  wird. 

In  vielen  Fällen  handelt  es  sich  aber  nicht  darum,  stilliegende  Zeches 
unter  sich  oder  mit  einer  bereits  in  Betrieb  befindlichen  Zeche  zn  vereinigen, 
sondern  darum,  mehrere  in  Betrieb  befindliche  Zechen  zn  einer  G^aellschift 
zusanmienzufassen;  in  dieser  Beziehung  ist  bereits  sehr  riel  geschehen.  Unsere 
großen  Aktiengesellschaften  sind  dadurch  zu  hoher  Blüte  gelangt,  daß  sie 
Zechen  ankauften,  die  wegen  Mangel  an  Geld  und  Kredit  oder  aas  anderen 
Gründen  in  der  Entwicklung  zurückgeblieben  waren  und  ohne  Gewinn  oder 
gar  mit  Verlust  arbeiteten.     Durch  die  großen  Geldmittel  und  Ejredite,  sowie 
die  hohe  Sachkunde  ihrer  Leiter  haben  die  Gesellschaften  diese  angekauften, 
früher  minderwertigen  Zechen  zu   gl&nzender  Entwicklung  gebracht     Oder 
auch  durch  die  bloße  Vereinigung  von  Zechen  wie  z.  B.  ver.  Hagenbeck  und 
Neuschölerpad ,    ver.  Wiesche,    ver.  Rosenblumendelle ,  ver.  Kronprinz,  w 
Humboldt  zu  einer  kreditfähigen  Gesellschaft,  dem  Mülheimer  Bergwerksverein, 
wurden  diese  Zechen,  die  vorher  kaum  für  lebensfähigfj^alten ,  allen  neaereo 
Fortschritten  entsprechend  ausgestattet  und  gewinnbringend  gemacht. 

Bei  der  Vereinigung  mehrerer  in  Betrieb  befindlichen  Zechen  zu  einen 
leistungsfähigen  Werke  ist  es  aber  bisweilen  erforderlich,  daß  einige  Scbsdit- 
anlagen  stillgelegt  werden  und  die  Förderung  auf  die  übrigen  Anlagen  kon- 
zentriert wird.  Ein  Beispiel  bieten  die  Baroper  Zechen,  und  zwar  die  Stechen 
Glückauf  Tfb.,  Louise  und  Erbst.,  Kaiser  Friedrich  und  ver.  Wiendahlsbtnt 
Von  diesen  4  Zechen  ist  nur  Glückauf  Tfb.  leistungsfähig  und  gewinnbringeni 
Die  3  übrigen  Zechen  haben  seit  langen  Jahren  keine  Überschüsse  geliefert 
Für  jede  derselben  wQrden  sehr  erhebliche  und  kostspielige  Neaanlagen  e^ 
forderlich  sein,  um  sie  gewinnbringend  zu  machen,  die  vorhandene  anstehende 
Kohlenmenge  würde  aber  schwerlich  eine  andauernd  hohe  Förderung  ^ 
statten,  um  das  Kapital  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren.  Es  ist  deshslb 
kaum  zu  erwarten,  daß  ausreichende  Geldmittel  für  jede  der  3  Zechen  zu  b^ 
schaffen  sind.  Dagegen  würden  zwei  leistungsfähige  Werke  daraas  hem- 
stellen  sein  dadurch,  daß  zwei  der  4  Schachtanlagen  stillgelegt,  das  Feld  von 
Louise  und  Erbst,  und  der  östlich  der  großen  Verwerfung  gelegene  Feldestefl 
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Da  nach  den  Auslassungen  des  Oberberghauptmanns  in  der 
}geordnetenhaus-Eommission,  wie  bereits  herrorgehoben,  auch  die 


a  Kaiser  Friedrich  mit  2^che  Glückauf  Tfb.  ?ereinigt,  und  der  westlich 
«er  Verwerfung  liegende  Feldesteil  von  Kaiser  Friedrich  mit  yer.  Wien- 
hlsbank  zusammengelegt  würde.  Wie  aber  heute  die  Yerh&ltnisse  liegen, 
rd  kaum  jemand  bereit  sein,  einen  derartigen  großen  Plan  durchzuführen, 
U  das  Stillegen  der  beiden  Schachtanlagen  zunächst  mehrere  Gemeinden 
lAdigen  würde  und  niemand  gern  als  Zechentöter  verschrieen  sein  will.  Ob- 
Mch  kaum  einzusehen  ist,  wie  ein  anderer  Weg  diese  3  Zechen  yor  einem 
Lhzeitigen  Untergange  retten  kann,  würde  sich  doch  ein  allgemeines  Ge- 
irei  erheben  und  im  Reichstag  ein  kr&ftiges  Echo  finden. 

Für  die  Zukunft  unseres  Bergbaues  ist  nicht  nur  die  Konsolidation 
[liegender  Felder,  sondern  auch  das  Zusammenfassen  bereits  in  Betrieb  be- 
dlicher  Zechen  zu  einem  leistungsfähigen  Werke,  auch  wenn  damit  das 
liegen  eiozelner  Schachtanlagen  verbunden  ist,  von  größter  Bedeutung.  Wir 
d  deshalb  der  Ansicht,  daß  der  Antrag  Schmieding  berechtigt  ist  und  die 
iterstützung  der  Bergbehörde  verdient 

Was  die  Art  des  Vorgehens  betrifft,  so  würde  die  Änderung  des  Gesetzes 
zwei  Punkten  erwünscht  sein.  Es  dürfte  sich  empfehlen,  den  §  114  des 
[gemeinen  Berggesetzes  dahin  abzuändern,  daß  dann,  wenn  in  der  ersten 
rsammlung  die  ^^  Mehrheit  aller  Kuxen  nicht  vertreten  ist,  in  einer  zweiten 
rsammlung  die  Zustimmung  eiuer  V«  Mehrheit  der  vertretenen  Kuxen  zu 
Schlüssen  über  die  Substanz  genügt,  falls  diese  Folge  in  der  Einladung  an- 
heben ist. 

Ein  zweiter  Punkt  ist  der,  daß  die  Löschung  von  Belastungen  von 
ixen  der  Gewerkschaften  alten  Rechts  im  Grundbuche  wesentlich  erleichtert 
rd,  falls  die  daraus  Berechtigten  in  den  letzten  30  Jahren  von  ihren  Bechten 
Inerlei  Gebrauch  gemacht  haben. 

Ein  weiteres  Vorgehen  durch  die  Gesetzgebung  halten  wir  nicht  für  er- 
nscht  Eine  gewisse  Analogie  bietet  allerdings  das  Verkoppelungsg^etz. 
T  den  Bergbau  würden  aber  ähnliche  Bestimmungen  einen  weit  stärkeren 
ogriff  in  das  Privateigentum  bedeuten,  auch  ist  es  keineswegs  ausgeschlossen, 
3  bei  der  außerordentlichen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  ein  Gesetz, 
Iches  in  einzelnen  Fällen  das  Zusammenlegen  erleichtert,  in  anderen  Fällen 
h  als  ein  Hemmschuh  erweisen  würde. 

Dagegen  würde  es  sich  sehr  empfehlen,  wenn  die  Bergbehörde  derartigen 
streb ungen  dadurch  zu  Hilfe  käme,  daß  ihre  Beamten  die  Anregung  zu 
>ßangelegten  Konsolidationen  gäben  und  die  Verhandlungen  leiteten.  Die 
rgbehörde  würde  femer  das  Zusammenlegen  der  Schachtanlagen  mehrerer 
rentabler  Zechen  zu  einem  leistungsfähigen  Werke  sehr  befördern  können, 
nn  sie  auch  in  diesem  Falle,  falls  es  gewünscht  wird,  die  Leitung  der  Ver- 
ndlungen  übernimmt  und  da,  wo  das  Stillegen  einzelner  Schachtanlagen 
rbedingung  der  Leistungsfähigkeit  ist,  dies  öffentlich  und  bestimmt  zum 
jsdruck  bringt.** 
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Bergbehörden  mit  Bficksioht  aof  die  Schwierigkeiten  der  Dmoh- 
fOhrang  eines  solchen  Gesetzes  der  zwangsweisen  EonsdidienDig 
skeptisch  gegenüberstehen,  so  wird  die  Beorganisation  des  sfidliohen 
Bohrbergbanes  zunächst  der  PrivatinitiatiYe  überlassen  bleiben. 

Auch  einer  anderen  Anregung  Schmiedings,  die  zweck- 
mäßige Znsanmienlegnng  durch  eine  Verstaatlichung  des  gesamten 
Buhrtalbergbaues  zu  ermSgUchen,  gegenüber  nahm  die  Begiemn; 
eine  ablehnende  Stellung  ein^  da  sie  fürchtete,  nur  ,  Knochen  ohne 
Meisch*^  zu  bekommen,  i) 


1)  Rede  des  Abgeordneten  Schmieding  im  Abgeordnetenliaas  am  t9,flSL%h; 
nach  dem  Bericht  der  Köln.  Ztg.  327.  30./in.  05.  Derselbe  Gedanke  lag  isdi 
einer  Petition  fl.  Gramer  su  Stede  an  das  Herrenhaos  ragninde.  Aber  die  die 
Petitionskommission  am  15./II.  05  Bericht  erstattete  und  sie  der  Begierug  ib 
llaterial  fiberwies  (Yorw.  40.  16./1I.  05). 
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Die  Aussichten  auf  weitere  StUlegnngen. 

Die  Möglichkeit  des  Verkaufs  weiterer  Syndikats- 

zeohen. 

Bei  der  Beurteilung  der  Frage  nach  dem  kflnftigen  Schicksal 
r  Buhrtalzechen  sind  die  spekulativen  Stillegungen  wiederum  ge- 
ndert  ins  Auge  zu  fassen. 

Von  diesen  abgesehen,  hangt  die  wirtschaftliche  Existenzfahig- 
it  der  Buhrtalzechen,  sofern  nicht  bereits  völlige  Erschöpfung  ein- 
itreten  ist,  in  erster  Linie  von  den  Preisverh&ltnissen  ab. 
IS  Eohlensyndikat  hat,  dem  Drangen  der  Magerkohlenzechen 
[gend,  bereits  Ende  1904  die  Preise  fOr  ihre  Produkte  etwas  her- 
fgesetzt  Nach  den  Beschlüssen  der  Zechenbesitzer-Versammlung 
m  10./XL  04 1)  wurden  die  Bichtpreise  folgendermaßen  fär  1905 
stgestellt : 

östliches  Bevier:  jH  w 

irdergmskohlen    (er.  10<>/o  8tückgehalt)    7,50  gegen  frflher  7,00 

rderkohlen      .     („   250/o          „        )    8,75       „        „  8,25 

.     („   350/0          „        )    9,25       „         „  8,75 

»8tmelierteEohlen(„   50%         „        )  10,00      „        „  10,00 

Kckkohlen 13,00       „        „  13,00 

labbelkohlen 13,50       „        „  13,50 

.waschene  Nußkohle  I  {  ^fZ'  ;    ;  \lf^l      ;;        ;;       }  15.00 

^j  j  Sommer  .     .  14,50  „  „  1 

^  \  Winter    .    .  16,00  „  „  /  *^'"^ 

„       m 11,50  „  „  11,00 

„       IV 9,75  „  „  9,00 

inkohlen 5,25  „  „  4,75 


11 


1)  Rh.-W.  Ztg.  lO./XI.  04. 
Ovnoker,  Zaohenstillegaiig.  11 


»  w 
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b)  Westliches  Bevier:  ^  l^^ 

Fördergroskohlen    (er.  10  ^/o  Stfickgehalt)    7,50  gegen  Mher        7,00 

Förderkohlen      .     („  250/o          „         )    8,60  „  „  8,25 

.     („  350/0          „         )    9,00  „  „  8,75 

Melierte  Kohlen      („  450/o          „         )  10,00  „  „  9,50 

Bestmelierte  Kohlen(„  6OO/0          „         )  11,00  „  „  11,00 

„      (.,  750/0          „         )  12,00  „  „  12,00 

Stückkohlen 13,50  „  „  13,50 

GewascheneAnthracitnußkohlenri^?^^  ^g'g^       "         "        l  18,50 

^/Sommer  20,00       „        „        \o9r;A 
^l  Winter  22,50       „        „        /  ^^'^^ 

m 

Hansbrand 16,00  „  „  14,00 

Indostriekohlen      ....  11,50  „  „  11,00 

„          Nußkohlen  lY  (8/15  mm)  .  9,25  „  „  8,50 

Ungewaschene  Feinkohlen 4,00  „  „  4,00 

Gewaschene  Feinkohlen  (bis  70/0  Asche)  5,50  „  „  5,25 

Also  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Sorten  eine  Steigening  toh 
50  Pf.  bis  1  Mk.,  die  nach  Ansicht  Funkes  wohl  geeignet  ist,  die 
Bentabilität  vieler  Magerkohlenzechen  zu  heben.  ^) 

BedeatungsvoUer  noch  als  die  —  nnaasbleiblichen  Schwankungen 
unterworfene  —  Freisgestaltung  ist  andererseits  die  Frage,  ob  es 
gelingen  wird,  durch  betriebstechnische  Maßnahmen  die  Flo- 
duktionskost«n  derart  zu  Termindem,  daß  ein  gewinnbringender  Be- 
trieb möglich  erscheint  Über  die  Bestrebungen  zu  einer  zweck- 
mäßigen Konsolidierung  des  Buhrtalbergbaues,  die  vor  allem  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  dienen  kann,  ist  im  vorigen  Kapitel  ein- 
gehender gesprochen  worden. 

Die  Lebensdauer  der  Buhrtalzechen  auf  die  eine  oder  andere 
Weise  zu  verlängern,  ist  natürlich  nur  möglich,  wenn  nicht  so  un- 
erwartete Verhältnisse  eintreten,  wiedieoben^)  erörterte  Um- 
gestaltung der  Syndikatsverträge  von  1903,  die  kurzer  Hand  des 
Auflösungsprozeß  um  ein  gewaltiges  Stück  vorwärtstreiben.  Welcher 
Art  diese  wirtschaftlichen  Faktoren  sein  werden,  darüber  läßt  sieb 
kaum  etwas  vorher  sagen.  Einigermaßen  übersehen  kann  mm 
höchstens,  inwieweit  noch  eine  Fortsetzung  der  „Syndikats- 
stillegungen'' zu  gewärtigen  ist 


1)  Siehe  S.  42.  2)  S.  63. 
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Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Einbringung  der 
Stillegungsnovelle,  die  den  Wert  der  Beteiligungsziffer  even- 
tuell illusorisch  zu  machen  drohte,  das  eine  und  andere  Projekt  noch 
in  letzter  Stunde  zum  Scheitern  gebracht  zu  haben  scheint  So 
teilte  ein  Ge werke  von  ver.  Charlotte  dem  Verfasser  mit,  daß  die 
Besitzer  der  Kuxe  dieser  Zeche  Mitte  des  Jahres  1904  f&r  die  Be- 
teiligungsziffer von  120  000  1 1,8  Mill.  Mk.  zu  erzielen  gehofft  hätten. 
Schulden  hätten  nicht  auf  der  Grube  gelastet  Nur  ein  Abbau- 
vertrag mit  der  benachbarten  Zeche  Heinrich  wäre  abzulösen  ge- 
wesen. Man  hätte  geglaubt,  mit  2 — 300000  Mk.  abzukommen,  so 
daß  immerhin  noch  eine  Entschädigung  von  1500  Mk.  pro  Eux  zu 
erwarten  gewesen  wäre.  Der  Kurs  sei  mit  Bucksioht  auf  solche 
Verkaufsaussichten  auf  1 1 00  Mk.  gestiegen.  Die  Abwicklung  hätte 
sich  aber  weiter  hingezogen,  da  Heinrich  eine  zu  hohe  Abfindungs- 
summe verlangt  habe.  Da  sei  das  Stillegungsgesetz  gekommen, 
und  sogleich  hätte  die  Nachfrage  nachgelassen,  die  Kurse  seien 
rapide  gefallen  und  hätten  im  Sommer  1905  den  Tiefstand  mit 
400  Mk.  erreicht  Als  dann  das  Gesetz  gefallen  sei,  hätten  sich 
die  Kurse  wieder  erholt 

Die  Gesetzgebungsaktion  als  Ergebnis  der  allgemeinen  großen 
Erregung  über  die  ZechenstUlegungen  hatte  außerdem  die  von  ihr 
erhoffte  moralische  Wirkung,  daß  die  leitenden  Kreise  im  Kohlen- 
syndikat,  in  der  Besorgnis,  weitere  Stillegungen  möchten  den  Sturm 
der  Entrüstung  gegen  die  Zechenbesitzer  noch  mehr  anfachen  uüd 
die  Regierung  zu  weiterem  Einschreiten  gegen  die  Freiheit  des 
Syndikats  oder  zur  weiteren  Verstaatlichung  des  Kohlenbergbaues 
drängen,  auf  alle  mögliche  Weise,  durch  tTberredung  und  andere 
Mittel  fernere  Verkäufe  und  Stillegungen  zu  verhindern  suchten:^) 
Der  Zeche  Alte  Haase  wurde  der  Eintritt  in  das  Syndikat  ab- 
geschlagen, weil  man  keine  Garantie  dafür  zu  haben  glaubte,  daß 
die  Beteiiigungsziffer,  die  man  ihr  zugestehen  würde,  dauernd  bei 
dieser  Zeche  bleiben  würde.  '^)  Auch  der  Zeche  Bredenscheid  wollte 
man  die  Aufnahme  in  das  Syndikat  nur  unter  der  ausdrücklichen 
Bedingung  gewähren,  daß,  falls  die  Zeche  sollte  stillgelegt  werden, 
sie  auf  die  Beteiligung  im  Syndikat  zu  verzichten  habe.  ^) 


1)  Aktenmäßige  Information. 

2)  Persönliche  Mitteilung  des  GrubenTorstandes. 

11 
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Abgesehen  von  solchen  politischen  Momenten  hingt  in  rein 
wirtschi^oher  Hinsicht  die  Wahischeinlichkeit  fernerer  StillegnngeB 
einmal  davon  ab,  ob  noch  verkaofslnstige  Bnhrzechen  vorhanden 
sind,  besonders  aber»  ob  noch  eine  Nachfrage  nach  Beteili- 
gungsziffern anhält  nnd  anhalten  wird. 

In  den  Dortmunder  Verhandlungen  0  war  die  Mö^chkeit 
fernerer  Verkäufe  zugegeben  worden,  die  Verkaufsverhandlungen 
würden  aber  naturgemäß  geheim  geführt  und  entzögen  sich  nament- 
lich auch  der  Kenntnis  des  Eohlensyndikats. 

Im  Laufe  der  parlamentarischen  Diskussionen  Ober  die  Zechen- 
stillegungen ist  von  einer  ganzen  Reihe  der  Buhrtalzechen  behauptet 
worden,  daß  sie  bereits  auf  die  Proskriptionsliste  gesetzt  seien. ^) 
Es  wurden  auch  Freie  Vogel  &  Unverhofft  und  Alte  Haase  genannt 
Beide  kommen  indes  ffir  einen  Verkauf  zwecks  Übernahme  der  Be- 
teiligungsziffer nicht  in  Betracht,  da  sie  nicht  dem  Eohlensyndikat 
angehören.  Allerdings  haben  Verhandlungen  betreflEs  Beitritts  zum 
Syndikat  geschwebt,  und  zwar,  wie  man  als  Vermutung  ausgesprochen 
hat,  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  durch  die  erhaltene  Beteiligong 
einen  vorteilhaften  Verkauf  zu  ermöglichen. ')  Bei  Alte  Haase  aber 
hat  diese  Absicht  nie  bestanden,  und  auch  der  Absatzvertrag,  den 
diese  Zeche  jängst  mit  dem  Eohlensyndikat  abgeschlossen  hat,  er- 
möglicht es  ihr  nicht,  zu  dem  angedeuteten  Zweck  mit  einem 
anderen  Werke  zu  fusionieren.  4) 

Ebenso  hat  sich  die  (Gewerkschaft  Freie  Vogel  &  Unverhofft, 
die  bis  zum  Ablauf  des  alten  Syndikatsvertrages  dem  Syndikat  an- 
gehörte, entschlossen,  nicht  unter  den  alten  Bedingungen  wieder 
dem  Syndikat  beizutreten,  desgleichen  nicht  die  Zeche  za  verkaufen, 
sondern  den  Betrieb  zu  reorganisieren  und  außerhalb  des  Syndikats 
weiterzufahren.  ^) 

Bezfiglich  der  gleichfalls  genannten  Zeche  Blankenburg  demen- 
tierte der  Orubenvorstand  in  der  Gewerkenversammlnng  vom  20./VI.  04 
alle  (Gerüchte  von  Verkaufsabsichten.  ^)    Die  Gewerkschaft  Earoline 


1)  Denkschr.  S.  3. 

2)  A.  H.  54.  Sitzg.  2.  (Stötzsl)  —  R.  T.  72.  Sitsg.  8.  (Hu«). 

3)  Arb-Ztg.  112.  U./V.  04.  -  R.  T.  72.  Sitzg.  4.  (HuÄ). 

4)  Persönliche  Mitteilung  des  Gmbenyorstandes. 

5)  Rh.-W.  Ztg.  1250.  29./XIL  05. 

6)  Rb.-W.  Ztg.  580.  21./VI.  04. 
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bei  Holzwickede  gab  am  23./1V.  04  durch  Anschlag  bekannt,  daß 
sie  weder  an  Veräußerong  noch  Einschränkung  des  Betriebes  denke;  ^) 
und  die  Dortmunder  Union  teiltejam  5./V.  04  der  Belegschaft  mit, 
daß  sie  Karl  Friedrich  Erbst  nicht  stillegen,  im  Gegenteil  weiter 
ausbauen  werde.  ^) 

Dagegen  bestand  bei  yer.  Charlotte  der  lebhafte  Wunsch,  die 
Zeche  zu  yeräußem,  wie  die  Verhandlungen  der  Torletzten  Ge- 
werkenversammlung  ^)  deutlich  erkennen  ließen. 

Im  ganzen  ist  wohl  anzunehmen,  daß  noch  diese  oder 
jene  Zeche  bei  annehmbarem  Preisgebot  gern  zu  einem  Ver- 
kauf bereit  sein  würde. 

2.    Die  Möglichkeit  baldiger  Produktionssteigerung 

gfinstig  gelegener  Zechen. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  diesem  Angebot  eine  Nachfrage  gegen- 
tbersteht,  ob  es  so  entwicklungsfähige  Gruben  gibt,  die  eine  kflnst- 
liche  Erhöhung  ihrer  Beteiligung  am  Syndikatsabsatz  suchen  mOssen 
und  ):önnen. 

Was  die  technische  Ausdehnungsfähigkeit  anlangt,  so 
stehen  dem  Verfasser  Angaben  über  die  von  einer  Beihe  großer  nörd- 
licher Zechen  für  die  Zukunft  beabsichtigte  Betriebsausgestaltung 
zur  Verfügung  und  zwar  aus  einer  Enquete  der  Emscher  Genossen- 
schaft» welche  dieselbe  zur  Berechnung  von  Bodensenkungen  veran- 
staltet hat 

1.  Adolf  Ton  Hansemann:  in  Förderung  ist  Schacht  m 
mit  einer  TagesfSrdernng  von  1250  t.  Schacht  n  ist  fertig  und  kann 
in  kurzer  Zeit  zur  Förderung  eingerichtet  werden;  die  Absicht  be- 
steht, die  Gesamtförderung  auf  900  000  t  JahresfSrderung  zu  bringen 
(Schacht  in :  540  000  t,  Schacht  11 :  360  000  t). 

2.  Viktor:  besitzt  2  Betriebsanlagen,  Schacht  Ißl  und  Schacht 
ni/IV.  Nur  die  erste  ist  in  Förderung.  Von  der  zweiten  ist 
Schacht  in  bis  zifin  Ausbau  des  Schachtes  fertiggestellt,  sodaß  in 
kurzer  Zeit  eine  Förderung  von  mehreren  100000  t  möglich  und 
beabsichtigt  ist. 

3.  Friedrich  der  Große:  Der  neue  Schacht  III  mit  einer 
Förderfähigkeit  von  600  000  t  ist  Tollständig  unbenutzt 

1)  Trem.  180.  23./IV.  04.  2)  Köln.  Ztg.  462.  6./V.  04. 

8)  Bh.-W.  Ztg.  HO.  6./U.  06. 
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4.  Julia  (Harpen):  die  Anlage  eines  neuen  Förderschachtes 
(Julia  n),  der  beinahe  fertig  ist,  hat  die  Leistungsfähigkeit  von 
450000  t  auf  750000  gesteigert 

5.  Bheinelbe  (Gelsenkirchen):  ist  durch  die  seit  1904  fertige 
Neuanlage  IV  um  300  000  t  leistungsiuhiger  geworden.  Desgleichen 
kann  die  Förderung  auf  I/II  und  HE  noch  gesteigert  werden. 

6.  Bonifazius:  Schacht  m  fördert  160  t  taglich,  I/II  1840  t, 
insgesamt  2000  t  oder  600000  t  jährlich.  Beabsichtigt  und  technisch 
möglich*  ist  eine  Steigerung  auf  750000  t. 

7.  Zollverein:  ist  erheblich  leistungsföhiger,  hat  schon  in  den 
letzten  Jahren  einen  Teil  der  Förderung  von  Neumühl,  welches 
seiner  Lieferpflicht  beim  Syndikat  nicht  nachzukommen  vermochte, 
übernommen.  Es  war  dies  gestattet,  da  diese  beiden  Zechen  xn- 
sammen  mit  der  Zeche  Bheinpreußen  zu  dem  Verkaufsverein  Haniel- 
scher  Zechen  gehören.  Ihre  Beteiligungsziffer  beträgt  1755507  t» 
was  einer  Absatzmöglichkeit  bei  einer  durchschnittlichen  Einschrän- 
kung von  20  ^lo  von  ca.  1375500  t  bedeutet  Die  Zeche  hat  aber 
1904  1780631  t  gefördert,  und  zwar  den  Überschuß  fOr  Neumöhl. 

Femer  sind  die  Schachtanlagen  IV/V  und  VI  nicht  ausgenutzt 

8.  Kölner  Bergwerksverein:  während  die  Scfaachtanlagen 
Emscher  I/II  nicht  ganz  ausgenutzt  werden,  ist  der  fertige  Schacht 
Emscher  m  ohne  jede  Förderung. 

9.  Nordstern:  besitzt  2  Doppelschachtanlagen,  von  denen  JHjJX 
nur  zur  Hälfte  ausgenutzt  werden,  nämlich  880  t  arbeitstägUcb, 
während  eine  Steigerung  auf  1 500  t  beabsichtigt  ist 

10.  Oberhausen:  die  Gutehoffnungshütte  besitzt  5  Schacht- 
anlagen im  Felde  Oberhausen  und  eine  kleine  bei  Essen  (Zeche 
Ludwig).  Von  diesen  sind  ausgenutzt:  Oberhausen  I/TII,  Osterfeld 
und  Ludwig,  während  Vondern,  Hugo,  Sterckrade  in  Entwicklung 
begriffen  sind,  aber  schon  in  Förderung  stehen,  und  in  einigen 
Jahren  knapp  gerechnet  je  450000  t,  in  Summa  1  350000  t  forden 
können,  d.  i.  das  lOfache  der  jetzigen  Fördeilmg.  Die  zu  er- 
reichende Förderfähigkeit  aller  6  Anlagen  würde  sich  somit  anf 
3250000  t  belaufen. 

11.  Eonkordia:  förderte  1904  1216494 1  Hiervon  wurden  anf 
der  Neuanlage  IV/V  150000  t  gefördert,  reichlich  1000000  auf  den 
Anlagen  I/II  und  IIL  Die  Förderung  soll  auf  IV/V  auf  1000 000  t 
gesteigert  werden,  in  Summa  also  auf  2  000000  t 
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12.  Deutscher  Kaiser:   der  Förderplan  dieser  Zeche  ist 

folgender: 

arbeitstäglich 


Schachtanlage 

bis  1905 

1910 

1914 

I/VI 

1300 

1750 

2900 

n/V 

2300 

3400 

4600 

m 

1900 

2400 

2500 

IV 

1400 

2500 

2500 

6900  10050  12500 

Es  sei  auch  noch  auf  den  Geschäftsbericht^)  von  Graf  Bismarck 
f&r  1904  hingewiesen,  die  ja  schon  Bickefeld  angekauft  hat.  Darin 
heißt  es:  „Da  die  uns  zustehende  Beteiligungsziffer  beim  Eohlen- 
syndikat  auf  den  vorhandenen  Schachtanlagen  mit  Leichtigkeit  ge- 
fordert werden  kann,  so  liegt  kein  zwingender  Grund  vor,  mit  dem 
Abteufen  der  neuen  Schächte  schon  jetzt  zu  beginnen,  bezw.  diese 
Arbeiten  zu  beschleunigen.^ 

Für  viele  Zechen  der  nördlichen  Beviere  ist  somit  zweifellos 
die  technische  Möglichkeit  und  dainit  auch  das  Bedürfnis  gegeben, 
die  Produktion  sofort  oder  in  nächster  Zukunft  zu  steigern.  Dies 
hängt  außer  von  der  Arbeiterfrage,  die  gegenwärtig  erhebliche 
Schwierigkeiten  macht,  davon  ab,  ob  für  die  Mehrproduktion  Absatz 
gefoDden  wird. 

Zunächst  ist  zu  beachten,  daß  die  Hüttenzechen  in  ihren  Hütten- 
werken stetig  wachsende  Abnahme  finden,  wenngleich  auch  hier  die 
Produktionsföhigkeit  in  manchen  Fällen  die  Zunahme  des  Hütten- 
bedarfs noch  übersteigen  mag. 

Wir  sehen  z.  B.  bei  Zeche  Oberhausen  eine  erreichbare 
Leistungfahigkeit  von  3250000  t;  Beteiligungsziffer  ist  1 110000  t, 
steigend  bis  1 908  auf  1 900  000  t.  ^)  In  diesem  Jahre  wären  also  unter- 
zubringen beim  Syndikat  1 900  000  t,  hinzu  kommt  ein  Hüttenbedarf 
von  wahrscheinlich  höchstens  1 000  000  t  (der  gegenwärtige  beträgt 
770000  t).  Das  macht  zusammen  2900000  t  Es  bleibt  somit  ein 
AbsatzbedürMs  für  eine  Förderung  von  350000  t  In  der  obigen 
Rechnung  waren  aber  ffir  jede  Schachtanlage  nur  450000  t  Jahres- 
förderung angenonunen.  Setzt  man,  wie  allgemein  üblich,  eine 
solche  von  600000  t,  so  wächst  jene  Differenz  um  450000  t  auf 
800  000  t 


1)  G.  B.  1904  Graf  Bismarck,  S.  5.  2)  Jahrb.,  S.  273. 
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Aach  die  Zeche  Deutscher  Kaiser  wflrde  f&r  einen  Über- 
schoß wahrscheinlich  Absatz  haben  mfissen.  Nach  den  oben  ange- 
gebenen Zahlen  beläuft  sich: 

1905  1910  1914 

i                     i  t 

die  Leistungsfähigkeit  ...     2  070  000  3  015  000  3  750  000 

die  Syndikatsbeteiligong  ist    .     1  050  000  1  650  000  1  650  000 

der  Hfittenbedarf      ....     1  000  000  1  300  000  1  500  000 

(geacUtst)  (geMJiAtit) 

Wahrscheinlich  sicherer  Absatz     1  050  000  2  950  000  3  150  000 

Überschuß  also —                    65  000  600  000 

Weiter  ist  zu  beachten,  daß  die  Zeche,  welche  eine  Beteiligungs- 
ziffer  ankauft,  wenn  die  Spekulation  gelingen  soll,  unter  so  gfinstigai 
Bedingungen  produzieren,  an  jeder  Tonne  MehrfSrdenmg  einen 
solchen  Gewinn  erzielen  muß,  daß  eine  Verzinsung  und  Amortisation 
des  nicht  geringen  anzulegenden  Kapitals  mögUch  ist,  iind  zwar 
unter  Berücksichtigung  der  Tatsache,  daß  das  Syndikat  nur  bis 
zum  Jahre  1915  verlängert  ist 

Endlich  und  vornehmlich  ist  zu  berficksichtigen,  daß,  nachdem 
infolge  der  steigenden  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes,  vor  allem 
mit  Bücksicht  auf  die  gute  Beschäftigung  in  der  Eisenindustrie,  das 
Syndikat  schon  seit  dem  1.  Januar  1906  jegliche  Fördereinschränkong 
für  das  erste  Quartal  1906  aufgehoben  hat,^)  auch  die  Zeit  nicht 
mehr  fern  zu  sein  scheint,  wo  nach  §  2,  Ziffer  2  des  Syndikats- 
vertrages ^)  prozentuale  Mehrzuweisnngen  stattfinden. 

Die  Abnahmefahigkeit  des  Syndikats  wird  allerdings  in  Zukunft 
dadurch  beeinträchtigt  werden,  daß  die  Felder  des  Fiskus  und 
andere  im  Abteufen  begriffene  Schächte  nach  und  nach  in  Förderung 
treten  werden  und  dadurch  dem  Syndikat  einen  nicht  unbedeutenden 
Absatz  entziehen  werden.  Nach  dem  Betriebsplan  des  Berg- 
fiskus 3)  sollen  bis  1912  dessen  sämtliche  3  Zechen  (ver.  Glad- 
beck, Bergmannsglück  und  Waltrop),  von  denen  bis  1905  nur  Glad- 
beck in  Förderung  war,  und  zwar  mit  317  043  t  Produktion,  im 
Jahre  1903  fertiggestellt  sein  mit  zusammen  8  Schächten. 

Emscher  Lippe,  die  der  Firma  Krupp  und  dem  Nord- 
deutschen Lloyd  gehörende  neue  Zeche  in  der  Gemeinde  Datteb, 


1)  Berl.  Tagebl.  3./I.  06.    4.  2)  Sammelwerk  XI.  2.  328. 

3)  Jahrb.,  S.  64. 
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bat  zwei  Schächte  bis  zum  Steinkohlengebirge  abgeteuft  und  voll- 
ständig ausgebaut,  ^)  wird  also  auch  in  nächster  Zeit  in  Förderung 
treten  können,  wobei  zum  mindesten  doch  auf  einen  Absatz  von 
600  000  t  jährlich  gerechnet  wird.  2) 


1)  Jahrb.  S.  176. 

2)  iianem  Artikel  der  Rh.-W.  Ztg.  1253  30./XI1.  05:  „Der  gegenwärtige 
Stand  des  Kohlenbergbaues  an  der  Lippe ""j  entnehmen  wir  folgende  Angaben. 
Emscher  Lippe:  „Schacht  I  hat  jetzt  eine  Teufe  yon  660  m,  Schacht  II 
eine  solche  von  838  m.  In  Schacht  I  sind  die  Füllörter  gemauert  und  die 
Querschl&ge  angesetzt  Yorl&ufig  wiU  man  auf  beiden  Schächten  nicht  weiter 
id»teufen.  Auf  Schacht  I  sollen,  da  sich  auf  der  Sohle  wiederum  eine  kleine 
Quelle  zeigt,  erst  die  Arbeiten,  die  zur  Aufnahme  der  Förderung  dienen, 
fertig  sein.  Dann  wird  das  Wasser  durch  diesen  Schacht  für  beide  Schächte 
gehoben,  damit  die  weiteren  Abteufungs-  und  Aufschlußarbeiten  auf  Schacht  II 
ohne  Störung  yorgenommen  werden  können.  Bei  den  Abteufungsarbeiten  hat 
man  bis  jetzt  kein  Flöz  angetroffen.  Das  Kohlengebirge  hofft  man  bei  dem 
Treiben  der  Querschläge  zu  finden.  VTon  Schacht  I  und  II  werden  die  Quer- 
«chläge  hauptsächlich  nach  Norden  getrieben;  man  rechnet,  daß  man  auf  einer 
Strecke  von  400^500  m  gute  Fettkohlenflöze  antrifft,  da  die  Bohrergebnisse 
günstig  waren.  Im  Süden  der  Schächte  erwartet  man  die  Magerkohlenpartie, 
die  aber  yorläufig  noch  nicht  abgebaut  werden  soll.  Die  augenblickliche  Be- 
legschaft beläuft  sich  auf  60  Mann,  sie  wird  aber  bald  erhöht  werden.  Die 
Arbeiten  für  die  Tagesanlagen  sind  jetzt  in  Angriff  genommen  und  soweit 
Torbereitet,  daß  sie  schnell  fertiggestellt  werden  können.  Augenblicklich  ist 
man  mit  dem  Ausschachten  für  das  Zentralmaschinenhaus,  den  Förder- 
gebäuden usw.  beschäftigt.'' 

Auguste  Viktoria,  fliegt  nordwestlich  yon  der  Stadt  Recklinghliusen. 
Schacht  I  hat  jetzt  eine  Teufe  yon  725  m;  man  ist  gegenwärtig  mit  dem 
Treiben  der  Querschläge  beschäftigt;  das  Steinkohlengebirge  wurde  bei  580  m 
durchfahren.  Auf  Schacht  11  hat  man  yor  kurzem  in  einer  Teufe  yon  592  m 
das  Steinkohlengebirge  angefahren.  Das  Gebirge  fällt  sehr  gut  ein,  so  daß 
man  auf  gute  Fettkohlenflöze  rechnet.  Die  Tagesanlagen  sind  für  Schacht  I 
auch  soweit  fertiggestellt,  daß  an  eine  baldige  Aufnahme  der  Kohlenförderung 
gedacht  werden  kann." 

Werne.  ,Die  älteste  Zeche  im  ösUichen  Lippegebiet  ist  die  der 
Georgs-Marien-Hütte  gehörige  Zeche  Werne,  deren  Entwicklung  vor  einiger 
Zeit  durch  eine  eigenartige  Grnbenexplosion  gehemmt  wurde.  Wegen  der  Zer- 
störung der  elektrischen  Beseryemaschine  kann  die  Zeche  ihren  yollen  Betrieb 
nicht  aufrecht  erhalten.  Deshalb  wird  das  Nordfeld,  das  die  meisten  Wasser- 
suflüsse  —  etwa  t  Vs  kbm  pro  Minute  —  hat,  abgedämmt  und  nur  der  Abbau 
der  Felder,  auf  denen  der  Wasserzufluß  gering  ist,  yorgenommen.  Das  öst- 
liche Feld,  in  dem  der  Grubenbrand  ausgebrochen  ist,  darf  in  absehbarer 
Zeit  nicht  weiter  ausgebaut  werden.  Die  augenblickliche  Förderung  beträgt 
50  Doppel  wagen,  die  den  eigenen  Bedarf  fast  decken.     Die  Belegschaft  be- 
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Als  neue  EonkorreDten  für  die  Zukunft  sind  femer  zu  nennen  .* 
Auguste  Viktoria,  Werne,  de  Wendel  und  Maximilian, 
die  gleichfalls  an  der  nördlichen  Peripherie  des  rheinisch-westßlischen 
Kohlenbeckens  im  Entstehen  begriffen  und  von  denen  die  3  letzteren 
Hüttenzechen  sind. 

Die  Schächte  dieser  Zechen  haben  in  der  Regel  einen  Durch- 
messer Ton  6  m  und  sind  als  Doppelschächte  so  eingerichtet,  daS 
sie  später  bei  vollerem  Betrieb  3000 — 4000 1  Kohlen  liefern  können.^) 

Dieser  Einbuße  an  Absatz  steht  aber  gegenüber,  daß  viele 
Zechen  mit  der  nunmehr  erreichten  vollen  Beteiligungsziffer  am 
Bande  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt  sind,  wenn  sie  dieselbe 
nicht  schon  überschritten  haben. 

Auf  der  Zechenbesitzer-Versammlung  vom  20./XIL  1905  soll  die 
für  das  erste  Quartal  beschlossene  lOproz.  Einschränkung,  die  spät», 
da   die  Marktlage  nach  Ansicht  des  Sjndikatsvorstandes   die  volle 

trftgt  jetzt  500— 6U0  Mann.  Die  Abteufongsarbeiten  zur  zweiten  Sohle  aiod 
flott  im  Gange.  Man  hofft  in  t  Va  bis  2  Jahren  den  yoUen  Betrieb  mit  3000 
Mann  (bis  zu  dem  Unglück  betrug  die  Belegschaft  1400  Mann)  aufnehmen  si 
können. ""  Die  Zeche  Werne  ist  mit  200000  t  beim  Syndikat  beteiligt  ffis 
1908  ist  ihr  eine  Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  auf  600000  t  vertraglich  za- 
gesichert.  Mit  Rücksicht  auf  das  Grubennngltlck  ist  aber  diese  Frist  tnf 
ihren  Antrag  bis  1911  ausgedehnt  Berl.  Tagebl.  37.  21./I.  06  (Bericht  aber 
die  Zechenbesitzer-Yersammlung  vom  20./I.  05.) 

de  Wendel,  „Eigentum  der  Firma  de  Wendel  et  Fils,  liegt  in  der 
Gemeinde  Pelkum.  Schacht  I  ist  bereits  für  die  Kohlenförderang  fertig.  Die 
augenblickliebe  Förderung  reicht  jedoch  nicht  für  den  eigenen  Bedarf, 
ifchacht  II  ist  infolge  des  Bohrturmbrandes  zurückgeblieben ,  wird  aber  jetzt 
weiter  abgeteuft.**  ^ 

Maximilian,  „Eigentum  des  Eisenwerks  Maximilianshütte  in  Rosen- 
berg  (Bayern),  liegt  in  der  Gemeinde  Mark  (Kreis  Hanmi).  Auf  dem  verliehenes 
Bergregal  können  etwa  S  Schächte  niedergebracht  werden.  Seit  ongefUir  drei 
Jahren  ist  man  mit  der  Abteufung  von  zwei  Schächten  beschäftigt.  Schacht  I 
ist  bis  etwa  550  m  niedergebracht.  Er  ist  mit  Tübbings  versehen  and  ans- 
gemauert.  Das  Steinkoblengebirge  ist  noch  nicht  erreicht  Schacht  II  iit 
seit  dem  H./IU,  d.  J.  (1905)  versoffen  und  wird  nicht  eher  weiter  abgeteoft, 
bis  die  auf  Schacht  I  verwendeten  Wasserhebevorrichtungen  hier  gebranekt 
werden  können.  Er  ist  jetzt  416  m  tief.  Auf  Schacht  I  ist  der  Wassennflil^ 
jetzt  normal .  Die  Zeche  soll  eine  kleine  Anzahl  von  Koksöfen  erhalten ,  la 
dem  Eisenwerk  Maximilianshütte  Koks  zu  liefern.  Ein  Kohlenversand  nad 
Bayern  ist  vorläufig  nicht  geplant.  Endgültige  Tagesanlagen  sind  noch  nic^ 
hergestellt. " 

1)  Nach  demselben  Artikel. 
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Absatzmenge  aufzanehmen  gestatte,  wie  bereits  erwähnt,  durch 
Bimdschreiben  des  Vorstandes  beseitigt  wurde,  ^)  nur  aaf  Betreiben 
solcher  Zechenbesitzer  zustande  gekommen  sein,  die  nicht  imstande 
sind,  die  volle  Beteiligungsziffer  zu  leisten,  die  somit  bei  gänzlicher 
Freigabe  der  Beteiligungsziffer  die  nach  §  2,  Ziffer  8  und  10'^)  des 
Syndikats  Vertrages  für  jede  nicht  gelieferte  Tonne  festgesetzte  Ab- 
gabe zahlen  müssen.  Bei  derselben  Gelegenheit  wurde  von  selten 
des  Vorstandes  Klage  geführt,  daß  einzelne  Zechen  mit  ihren 
Lieferungen  im  Bückstand  geblieben  seien.  3)  Die  Beteiligungs- 
Ziffern  geben  bei  vielen  Syndikatsmitgliedem  eben  nur  an,  wie  hoch 
die  Froduktionsfäbigkeit  der  betreffenden  Zechen  ist,  solange  irgend- 
welche Störungen  oder  Erschwerungen  des  Betriebes  nicht  vorhanden 
sind.  Da  dieser  extrem  günstige  Fall  bei  der  Ausdehnung  und 
Kompliziertheit  des  modernen  Grubenbetriebes  nicht  ununterbrochen 
vorliegt,  so  resultiert  daraus  unvermeidlich  die  Unfähigkeit,  die  Be- 
teiligungsziffer ganz  zu  liefern.  Beispielsweise  sind  von  der  Be- 
teiligung im  Januar  1906  in  Höhe  von  6406097  t  seitens  des 
Syndikats  rechnungsmäßig  abgesetzt  5  597  298  t  oder  87,37  ^/o»  wo- 
bei doch  die  Einschränkung  vollständig  aufgehoben  war.^)  Zur 
Erklärung  dieser  Produktionsunfähigkeit  liegt  außerdem  die  Ver- 
mutung nahe,  daß  manche  Zechen  in  der  Zeit  der  großen  Förder- 
einschränkungen sich  Beteiligungsziffern  gesichert  haben,  die  ihre 
Leistungsfähigkeit  überstieg,  zu  demZwecke,  die  Fördereinschränkung 
zu  paralysieren.  Wenn  nun  das  Syndikat  dazu  übergeht,  die  Be- 
teiligungsziffern dauernd  ganz  zu  fordern,^)  so  ist  es  nicht  ausge- 
schlossen, daß  eine  Revision  der  Beteiligungsquoten  stattfinden  wird, 
d.  h.  eine  Reduzierung  der  Beteiligungsziffem  der  leistungsunföhigen 
Zechen  und  eine  Erhöhung  der  Anteile  der  leistungsfähigen.  ^)    Und 

1)  Berl.  Tagebl.  4.  3./I.  06.  2)  Sammelwerk  XL  2,  S.  330.  3)  Berl. 
Tagebl.  10.  6./1.  06.  4)  Berl.  Tagebl.  83.  15./U.06.  5)  Allerdings 

ist  mit  RQcksicht  auf  den  großen  Arbeitermangel,  der  auch  den  im  tkbrigen  tech- 
nisch leistangsf&higen  Zechen  eine  Ansdehnang  der  Produktion  bis  zur  vollen 
Höhe  der  Beteiligangsziffer  nicht  gestatten  würde,  für  das  zweite  Quartal  eine 
15  o/oige  (Berl.  Tagebl.  137.  16./III.  06)  and  für  das  dritte  und  vierte  Quartal 
eine  5  o/oige  (Berl.  Tagebl.  434.  27. /VI II.  06)  Einschränkung  verfügt  worden. 

6)  Auf  der  Zechenbesitzerversammlung  vom  IS./IX.  06  wurde  bereits  die 
Anaicht  vertreten»  „es  sei  jetzt  der  Zeitpunkt  gekommen,  wo  den  Zechen,  die 
über  ihre  Beteiligungsziffer  hinaus  fördern  können,  die  Mehrmengen  dauernd 
ab  Beteiligung  zugebilligt  werden  müßten**  (Berl.  Tagebl.  434,  2T./YIII.  06). 
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wenn  gar  über  kurz  oder  lang  das  Syndikat  imstande  sein  sollte, 
mehr  als  die  volle  Beteiligmigsziffer  abzunehmen  —  der  Modus 
hierfür  ist  im  §  2, 2  des  Syndikatsrertrages  festgelegt  ^)  —  so  werden 
eine  Beihe  von  Zechen  auf  Mehrzuweisongen  verzichten  müssen, 
wodurch  die  Mehrzaweisnngen  der  leistongsf&higen  Zechen  ent- 
sprechend höher  ansfallen  können. 

Die  Benachteiligung  der  reinen  Kohlenzechen  dürfte  sich  in- 
folge der  günstigen  Konjunktur  schneller  als  man  wohl  gehofft  hat» 
ausgleichen,  womit  Hand  in  Hand  geht,  daß  der  Anreiz  zu  künst- 
lichen Beteiligungserhöhungen  und  damit  zu  weiteren  spekula- 
tiven Stillegungen  nachläßt^) 

HierfSr  spricht  auch  die  Tatsache,  daß  die  Beteiligongsziffeni 
schon  bei  den  letzten  Zechenverkäufen  stark  im  Werte  gesunken 
sind,  wie  der  Verkauf  von  Mark  (Freiberg)  beweist  Im  Jahre  1904 
hat  der  Qesellschaft  ein  Kaufgebot  der  Magdeburger  Bergw.-Ges. 
vorgelegen,  das  einem  Preis  von  150  o/e  fiOr  die  Mark-Aktie  entspracL 
Dasselbe  wurde  als  zu  niedrig  abgewiesen.  Das  Kaufgebot  dagegen, 
das  der  Generalversammlung  vom  27./X.  05  zuging,  ergab  nur  100  •;• 
pro  Aktie  (1  Apierbecker  Aktie  für  3  Mark-Aktien).  Dies  wurde 
zwar  auch  abgelehnt,  aber  man  begnügte  sich  doch  schließlich  mit 
einem  Preis,  der  133V3  ^/o  entsprach  (Mülheimer  Bergw.-Verein).^)  Die 
Kaufsumme  betrug  im  ganzen  1 165000  Mk.,  wofür  eine  Beteiliguugs- 
ziffer  von  1 50  000  t  erworben  wurde.  Das  würde  einem  Preis  Ton 
7 — 8  Mk.  pro  Tonne  Beteiligung  entsprechen,  während  man  bei  den 
früheren  Verkäufen  12 — 14  Mk.  bezahlt  hat 

Die  Hochkonjunktur  für  Beteiligungswerte  ist  jedenfalls  Tor- 
läufig  vorüber.  Selbst  wenn  eine  Abflauung  der  Konjunktur  oder 
gar  eine  Krisis  in  Zukunft  das  Syndikat  wiederum  zu  hohen  Förder- 
einschränkungen  veranlassen  würde,  so  ist  nicht  anzunehmen,  daß 

1)  Dieser  Passus  des  Vertrages  ist  bereits  im  Text  Seite  63/64  wieder- 
gegeben. 

2)  Schon  am  20./V.  05  erklärte  der  Generaldirektor  Ton  Konstantin  der 
Große  auf  der  Gewerkenversammlung  dieser  ^Zeche,  »aus  den  gröbstes 
Schäden,  die  das  neue  Syndikatsstatut  und  die  neue  Beteiligungsquote  ge- 
bracht habe,  sei  man  heraus.  Die  Syndikatswerke  mit  Einschloß  der  Hftttea- 
zechen  seien  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt*  (Deutsche 
Bergwerks-Ztg.  120.  23./y.  05).  Letztere  Behauptung  ist,  wie  wir 
haben,  allerdings  wohl  etwas  zu  optimistisch. 

3)  Rh.-W.  Ztg.    1041.    28./X.05. 
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Aaßerbetriebsetzuogen  in  der  Form  der  bisherigen  ^Syndikatsstül- 
legnngen^  Platz  greifen  werden,  da  ja,  wie  schon  erwUint  (S.  16S), 
das  Syndikat  nor  bis  1915  verlängert  ist  and  die  inuner  kürzer 
werdende  Zeit  kaum  ausreichend  sein  wird,  um  eine  Verzinsung 
und  Amortisation  des  anzulegenden  Kapitals  zu  ermöglichen,  für 
eine  Verlängerung  des  Syndikatsvertrages  auf  der  bisherigen  Basis 
aber  durchaus  keine  Garantie  geboten  ist  Daß  eine  Ausschaltung 
der  kleinen  und  schwachen  Betriebe  in  größerem  Umfange  auch 
fDrder  nicht  ausgeschlossen  ist,  ist  gleicUalls  bereits  an  früherer 
Stelle  (S.  162)  angedeutet,  zugleich  ist  aber  auch  betont  worden,  daß> 
sich  über  die  Art  und  Weise  der  wirtschaftlichen  Konzentration 
heute  kaum  etwas  bestimmtes  sagen  läßt. 


9.  Kapitel. 
Die  OflBentlichc  Diskussion  der  Jfingsten  ZechensttilegnngeiL. 

1)  Stellungnahme  öffentlicher  Versammlungen, 
der  Presse  und  betroffener  Gemeinden. 

Während  die  Außerbetriebsetzungen  von  Ruhrtalzechen  in  den 
früheren  Zeiten  sich  ohne  großes  Aufsehen  vollzogen  ^),  bemächtigte 
sich  bei  den  jüngsten  Syndikatsstillegungen  der  Bevölkerung  eine 
tiefgreifende  Erregung. 

Es  lag  das  wohl  hauptsächlich  daran,  daß  es  sich  früher  um 
kleinere  Gruben  mit  geringerer  Belegschaft  handelte;  außerdem 
gingen  sie  in  größeren  Zeitabständen  ein,  bald  verschwand  hier  ein 
Betrieb,  bald  dort^)  und  die  Bevölkerung  sah  ein,  daß  wirtschaftliche 
Notwendigkeit  hierzu  zwang. 


1)  ^Früher  habe  man  kaum  ein  Wort  über  den  Ankauf  und  die  Still- 
iegung kleiner  Zechen  gesprochen,  heute  sei  aber  eine  derartige  Ange- 
legenheit für  die  Sozialdemokratie  ein  willkommenes  Mittel  zu  hetzen**  (Eeablib 
u.  Eibdorf,  Sitzungsprotokoll  des  gesch&ftsführenden  Ausschusses  des  Y.  f.  d.  b. 
I.  25. /ni.  04).  —  In  einem  Briefe  eines  Bergwerksbesitzers  H.  Seh.  an  den 
bergbaulichen  Verein  vom  6./iy.  04  findet  sich  folgender  Passus :  „Ich  weise 
darauf  hin,  daß  während  meiner  23j&brigen  T&ügkeit  auf  ....  Tor  Zustande- 
kommen des  Syndikats  eine  ganze  Anzahl  Ton  Zechen  ihre  Existenz  Terloren, 
ohne  daß  die  öfifentliche  Meinung  sich  darüber  aufgeregt  habe  ....  (folgt  die 
Aufz&hlung  von  IS  eingegangenen  Zechen)  ....  diese  sind  seit  1870  s&mtlich 
eingegangen.  Die  Bergleute  sind  auf  den  nächsten  Tiefbauanlagen  Viktoria, 
Rheinische  Anthracit- Kohlenwerke,  Heinrich  und  Poertingsiepen  angelegt, 
teils  fahren  sie  mit  Arbeiterzügen  nach  Steele;  den  Gemeinden  Eupferdreh, 
Überruhr  und  Heisingen  ist  es  gar  nicht  eingefallen,  irgend  eme  öfientlicbe 
Versammlung  anzuberaumen.** 

2)  „Denkschrift"  S.  9  und  10:  „In  den  meisten  Fällen  handelte  es  sieb 
(in  den  frühereu  Jahrzehnten)  um  unbedeutende  Zechen,  doch  befanden  sich 
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Jüngst  aber  folgte  Schlag  auf  Schlag,  ^)  und  die  Graben  lagen 

ils  in  nächster  Nähe  und  hatten  meist  größere  Belegschaften.    Zu- 

tm  war  man  allgemein  überzeugt^  daß  es  sich  um  rein  spekulative, 

irch  die  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Zechen 

keiner  Weise  gerechtfertigte  Transaktionen  handele. 

Die  Bewegung  setzte  mit  den  ersten  nach  dem  Abschluß  des 
luen  Syndikatsvertrages  getätigten  Zechenverkäufen  zu  Beginn  des 
Lhres  1904  ein.  AllenÜialben  wurden  Volksversammlungen  ver- 
Lstaltet,  Resolutionen  gefaßt  und  bei  den  verantwortlichen  Begierungs- 
Bllen  und  den  Parlamenten  Petitionen  eingereicht'^).    Sozialdemo- 


jrunter  auch   10  Zechen  mit  einer  Belegschaft  von  Ober  100  Mann,  wie 
Igende  Zusammenstellung  zeigt  : 


Name  der  Zeche 


Zahl  der  im  Jahre 

vor  der  Stillegang 

beschäftigten  Arbeiter 


Zahl  der  zur  Zeit  der 

Stillegung  beschftftigten 

Arbeiter 


r.  Louisenglück  .  .  . 
sisinger  Mulde  .  .  . 
>ttekamp8bank     .     .     . 

malt 

ihr  und  Bhein  .  .  . 
in«  Wilhelm  .... 
>fliinng  und  Sekretarius 

idolph 

iuglnck 

iedrich  Wilhelm      .     . 


9S 
340 
174 
286 
162 
197 
167 

46 
145 
252 


108 
49 

170 
82 
31 
57 
52 

120 
S9 
84 


1)  ^Das  Unheimliche  aber,  und  das,  was  die  Bevölkerung  erregt,  liegt 
xin,  daß  man  nicht  weiß,  wo  das  Stillegen  der  Zechen  ein  Ende  nimmt." 
>rt.  Yerh.  ä.  47,  Landrat  v.  Stakck. 

2)  BQrgeryersammlung  in  Wiemelhausen,  23./III.  04  (Bergk.  15.  9./IV.  04). 
Versammlung  des  Bundes  der  Landwirte  (BerL  Tagebl.  163.  29./III.  04).  — 

srsammlung  in  Steele,  27./in.  (Recklinghauser  Yolks-Ztg.  70.  29./III.  04).  — 
ingabe  der  Gemeinde  Berghofen  an  die  Regierung  (Rhein. -W.  Ztg.  319. 
TV.  04).  —  Beschluß  des  auf  der  Steeler  Versammlung  gebildeten  Komitees, 
le  Denkschrift  und  Petition  auszuarbeiten  (Essener  (}eneral-Anz.  9./IV.  U4). 
Unterredung  und  Eingabe  der  Zentrums-Abgeordneten  Stötjkbl  (Essen) 
id  Brust  (Altenessen)  bei  der  Königlichen  Kegiemng  in  Düsseldorf  und 
msberg  (Köln.  V.-Ztg.  301.  12./IV.04).  —  Eingabe  der  Wittener  Haus-  und 
nindbegitzer  (Rh.-W.  Ztg.  336.  13./IV.  04).  —  Audienz  beim  Regierangs- 
'ftsidenten  in  Arnsberg  (Rh.-W.  Ztg.  349.  16./IV.  04.)  —  Volksversammlung 
ir  wirtochaftlichen  Vereine  von  Horde  (Trem.  170.  18./IV.04).  —  Petition 
nr  Gewerbetreibenden,  Handwerker,  Haus-  und  Grundbesitzer  der  Gemeinden 
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kraten  und  Christlich-Soziale,  Arbeiter  und  Bürger  fanden  sichm 
mutig  bei  diesen  Protestkondgebongen  zasammen.  Am  meLsten- 
Eindmck  erzielte  wohl  die  am  27./y.  04  von  sozialdemokrati- 
scher Seite  anberaumte  Bergarbeiterkonferenz  in  Essen,  zu  derfiber 
50  000  organisierte  Ruhrbergleute  Vertreter  entsandt  haben  soUeiL 
Auf  ihr  ist  folgende  Resolution  gefaßt  worden: 

„Durch  die  schon  erfolgten  Stillegungen  der  Gruben  im  süd- 
lichen Ruhrgebiet  sind  die  betr.  Arbeiter,  die  sonstigen  Gewerbe- 
treibenden, überhaupt  die  ganzen  Gemeinden  schwer  geschadigt 
worden.  ZaUreiche  Haus-  und  Grundbesitzer,  darunter  auch  viele 
Bergleute,  sehen  sich  um  die  Frucht  jahrzehntelanger  Arbeit  ge- 
bracht, ihr  Haus  und  Hof  sinkt  außerordentlich  im  Werte  und  mafi 
schließlich  um  ein  Spottgeld  losgeschlagen  werden,  weil  die  ge- 
kündigten oder  zur  Kündigung  getriebenen  Leute  andere  Arbate- 
plätze,  weit  entfernt  von  ihrem  jetzigen  Wohnort,  aufsuchen  müssen. 
Sollten  auch  die  sonst  noch  erfolgten  Verkäufe  der  betreffenden 
Zechen  zur  Stillegung  derselben  führen  —  was  nach  den  gemachten 
Erfahrungen  zwe^ellos  erscheint,  trotz  aller  Ableugnungen,  wenn 
keine  wirksamen  Gegenmaßregeln  ergriffen  werden  —  so  käme  dies 
einer  vernichtenden  Katastrophe  für  die  Gemeinden  gleich,  in 
deren  Gemarkungen  hauptsächlich  die  mit  Außerbetriebsetzung  be- 
drohten Zechen  liegen  imd  unzählige  Existenzen  wären  an  den 
Bettelstab  gebracht  Unter  diesen  Umständen  erachtet  die  Konferenz 
für  unabweisbar  das  energische  Eingreifen  der  Regierung  zum 
Schutze  der  mit  dem  Ruin  bedrohten  Gegenden.  Es  kommen  hier 
unzweifelhaft  so  bedeutende  öffentliche  Interessen  in  Betracht, 


Steele,  Königsteele,  Horst,  Eiberg,  Freisenbruch  and  Übermhr  an  den  Reichs- 
und  preußischen  LandtÄg  (Vorw.  91.  19./IV.  04).  —  Qründung  eines  Verbandes 
zur  Wahrung  der  Interessen  der  Gemeinden  gegen  die  Stillegungen;  Propagandi- 
Versammlungen  fanden  statt  in  Weitmar  und  Freisenbruch  am  29./V-  04.  Das 
st&ndige  Komitee  richtete  Petitionen  an  die  Parlamente  and  obersten  Beig- 
behörden  (Trem.  206.  29./V.  04).  —  Bergarbeiterkonferenz  im  Ruhrgebiet  (Be- 
richt in  der  D.  B.-A.-Ztg.  22.  28./V.  04).  —  Generalversammlung  der  Gewerk- 
vereine christlicher  Bergarbeiter  Deutschlands,  Steele  (Rh.-W.  Ztg.  ^• 
30./V.  ü4).  —  Eingabe  der  Gemeindevertreter  von  Weitmar  an  das  preußische 
Abgeordnetenhaus  (D.  Tag.-Ztg.  278.  16./VI.  04).  —  Konferenz  der  am^- 
demokratischen  Gemeinde  Vertreter  für  das  westliche  Westfalen  (Arb.-Ztg.  18^ 
lO./VUl.  04).  —  Eingabe  der  Gemeinde  Kirchhörde  an  den  Handelsminiflter 
(Frkf.  Ztg.    297.    25./X.  04)  usw. 
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es  einer  vollständigen  IJnterwerfang  der  Regierung  gegenüber  dem 
syndizierten  Großkapital  gleichkäme,  wollte  die  Behörde  angesichts 
der  Sachlage  die  ünanwendbarkeit  des  §  65  des  Berggesetzes  aus- 
sprechen. In  den  bedrohten  Bezirken  lagern  nach  sachverständigem 
Urteil  noch  gewaltige  Massen  abbaufahiger  Kohlen.  Wir  fordern 
von  der  Bergbehörde,  daß  sie  das  Volkseigentum  vor  der  beab- 
sichtigten Vergeudung  beschützt  und  den  Weiterbetrieb  der  Gruben 
anordnet.  Sollte  derselbe  nicht  schleunigst  zu  erzwingen  sein  auf 
Grund  der  heutigen  Gesetze,  dann  fordern  wir  von  dem  Landtage 
die  sofortige  Beratung  und  Verabschiedung  eines  diesbezüglichen 
Notgesetzes.  Um  der  unheimlichen  Macht  des  Kohlensyndikats 
ein  Gegengewicht  zu  geben,  fordern  wir  vom  Staate  zunächst  und 
schleunigst  die  Beschlagnahme  der  freiliegenden,  noch  unverritzten 
Kohlenfelder  zwecks  Ausbeutung  durch  den  Staat  im  Allgemein- 
interesse. Sodann  fordern  wir  die  Staatsregierung  auf,  unverzüglich 
Vorbereitungen  für  die  Verstaatlichung  des  ganzen  Bergbaus  in 
Angriff  zu  nehmen.  Je  schneller  die  Privatausbeuter  des  National- 
eigentums enteignet  werden,  desto  besser  zum  Wohle  des  ganzen 
Volkes". 

Die  Stellung  der  katholischen  Bergarbeiterschaft  kommt  zum 
Ausdruck  in  einer  Besoiution  der  Generalversamjnlung  des  Gewerk- 
vereins christlicher  Bergarbeiter  Deutschlands,  die  am  30./ V.  04.  in 
Steele  tagte: 

^Das  Gebaren  des  Bheinisch-Westfalischen-Kohlen-Syndikats 
und  einzelner  ihm  angeschlossenen  großen  Gesellschaften  hat  eine 
Beihe  großer  sozialer  Schäden  im  Gefolge.  Während  Preiserhöhungen 
d^r  Kohlen,  Erhöhung  der  Förderung  und  Erweiterung  des  Absatz- 
marktes, Einschränkung  des  Handels  und  des  freien  Transportes 
die  Käufer  und  Verbraucher  der  Kohlen  gewaltig  belasten, 
haben  die  Zechenbesitzer  ihre  Gewinne  mehr  und  mehr  gesteigert. 
Ein  Anteil  an  diesem  Gewinne  ist  den  Arbeitern  nur  geworden  auf 
indirektem  Wege  infolge  des  durch  die  Syndikatspolitik  entstandenen 
Mangels  an  Arbeitskräften.  Sobald  dieser  Mangel  nicht  auf  den 
Arbeitsmarkt  drückte,  haben  die  im  Syndikat  vereinten  Zechen- 
besitzer trotz  ihrer  langjährigen  großen  Gewinne,  trotz  der  hoch- 
gehaltenen Kohlenpreise,  auch  trotz  nur  geringer  Verminderung  des 
Absatzes  die  Löhne  der  Arbeiter  gedrückt  Der  Besserung  auf  dem 
Kohlenmarkte,  welche  im  Jahre  1903  einsetzte,  ist  die  Entwickelung 
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der  Löhne  wiederam  nicht  in  entsprechendem  Tempo  gefolgt    Die 
traurigsten  Mißstände  aof  sozialem   Gebiet  ergeben  sich  ans  jener 
Syndikatsbestimmang,   laut  welcher  die   Beteiligten  das  ihnen  zu- 
gebilligte Förderqaantom  einerseits  durch  Ankäufe  von  Zechen  ei^ 
höhen,  dann    aber    andrerseits    die    vermehrte   Kohlenmenge   aof 
irgend  welchem  ihrer  Schächte  fordern  können.     Ana  diesen  Be- 
stimmungen ergibt  sich  für  die  großen  kapitalkräftigen  Oesellsehaften 
die  Möglichkeit»  beliebig  viele  Zechen  anzukaufen,  auch  abbauwürdige 
und  rentable  Gruben  außer  Betrieb  zu  setzen  und  dadurch  Arbeiter, 
Handwerker,   Kaufleute,   Private  und  ganze   Gemeinden   auf   das 
empfindlichste  zu  schädigen.    Dieser  gemeinschädlichen  Politik  des 
Kohlensyndikats  gegenfiber  fordern  die  Betroffenen  ausgiebigen  Schnti 
von  Seiten  der  staatlichen  Behörden.    Die  Generalversammlung  des 
Gewerkvereins  erwartet  überdies: 
Den  £rlaß  eines   Gesetzes,  welches  das  Gebaren  der  Syndikaie 
und  Kartelle  regelt    Insbesondere  müssen  die  VerhandloDgen  imd 
Beschlüsse  der  Kartelle  und  Syndikate  der  Kontrolle  der  Staats- 
regierung unterstellt,  eventuell  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ven 
deren  Genehmigung  abhängig  gemacht  werden.* 
Die  Resolution  fordert  dann  noch  Erweiterung  und  Vermehrung 
der  staatlichen  Betriebe,  Unterstützung  der  den  Einfluß  der  Syndi- 
kate bestreitenden  Konkurrenz  durch  entsprechende  Tari^olitik  etc. 
und  für  die  Arbeiter  als  Gegengewicht  gegen  die  kartellierten  Unter- 
nehmer freies  Eoalitionsrecht  und  Anerkennung  der  Berufsvereine* 
Als  Äußerung  der  bedrohten  Gemeinden  sei  die  Eingabe  der 
Gemeindevertreter  von  Weitmar  an  das  Abgeordnetenhaus  wieder- 
gegeben : 

„Ew.  Hochwohlgeboren  bitten  die  unterzeichneten  Amts-  resp. 
Gemeindevertreter  von  Weitmar  ergebenst,  dem  hohen  Hause  der 
Abgeordneten  gütigst  einen  Gesetzentwurf  vorlegen  zu  wollen,  der 
geeignet  ist,  die  Stillegung  betriebsfähiger  Steinkohlenbergwerke  in 
hiesiger  Gegend  zu  verhindern.  Zur  Begründung  dieser  uns^r 
Bitte  möchten  wir  darauf  hinweisen,  daß  die  Verlegung  der  Be- 
teiligungsziffer und  die  damit  verbundene  Stillegung  von  Stän- 
kohlenzechen  weniger  im  Interesse  des  Kohlensyndikats  als  vielmehr 
in  demjenigen  des  internationalen  Großkapitals  liegt,  und  nur  deo 
Zweck  hat,  diesem  Großkapital  einige  Prozent  Dividende  mehr  n- 
zuwenden  auf  Kosten  des  Nationalvermögens,  welches  im  Boden  steckes 
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bleibt  und  infolgedessen  verloren  geht,  da  ein  späterer  Aufbau  der 
Zechen  nicht  mehr  lohnen  würde.  Ans  diesem  Gmnde  hat  auch  der 
Staat  die  Verpflichtung,  darüber  zu  wachen,  daß  diese  Kohlenschätze, 
welche,  wie  wir  hier  ausdrücklich  bemerken,  noch  für  viele  Jahr- 
zehnte einen  lohnenden  Betrieb  sichern,  nicht  verloren  gehen.  Der 
Staat  ist  hierzu  umso  mehr  verpflichtet,  als  er  seinerzeit  in  die 
Bechte  der  Grundbesitzer  eingegriffen  hat,  indem  er  die  unter- 
irdischen Schätze  ohne  jegliche  Entschädigung  zu  leisten,  fftr 
sich  in  Anspruch  nahm,  später  die  Bergwerkssteuer  abschaffte, 
dagegen  die  Orund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  beibehielt  und 
nur  vorläufig  außer  Hebung  setzte.  Der  durch  die  Stillegung  der 
Bergwerke  bedingte  Wegzug  der  Bergarbeiter,  Beamten  und  der 
sonstigen  nicht  angesessenen  Bevölkerung  aus  hiesiger  Gegend  aber 
führt  den  Ruin  nicht  allein  der  Gemeinden,  welche  mit  dem  Ver- 
schwinden des  Bergwerks  ihre  besten  Steuerzahler  verlieren,  sondern 
auch  den  Ruin  der  seßhaften  Bevölkerung  mit  sich,  denn  es  ist 
fast  kein  Stand,  der  nicht  auf  das  Schwerste  betroffen  würde.  Die 
Schulden  der  Gemeinde  sind  infolge  der  großen  Schul-,  Kirchen-, 
Armen-,  Wegebau-  und  Polizeilasten,  sowie  durch  die  sonstigen 
hohen  Verwaltungskosten  unverhältnismäßig  hoch,  weil  eben  aUes 
auf  eine  große  Bevölkerung  eingerichtet  ist  und  die  Königl.  Regierung 
sofort  zwangsweise  eingreift,  wenn  es  an  irgend  einer  Stelle  mangelt, 
was  bei  dem  außerordentlich  schnellen  Anwachsen  der  Bevölkerung 
oft  nicht  zu  vermeiden  ist  Außerdem  stehen  den  Gemeinden  noch 
große  Kosten  in  Aussicht,  weil  die  Königl.  Regierung  unablässig 
darauf  dringt,  daß  das  sehr  ausgedehnte  Straßennetz  unserer  großen 
Landgemeinden  kanalisiert  wird,  und  die  Abwässer  durch  kost- 
spielige Kläranlagen  gereinigt  und  durch  besondere  Kanäle  weg- 
geleitet werden.  IJmsoweniger  aber  sind  die  ortsangesessenen  Bürger 
in  der  Lage,  den  Steuerausfall  der  Zechen  und  der  sonstigen  weg- 
ziehenden Bevölkerung  auch  noch  zu  tragen,  da  sie  so  wie  so  schon 
so  gut  wie  ruiniert  sind,  denn  durch  das  Leerstehen  der  Wohnungen 
erhalten  sie  keine  Mieten  mehr,  während  sie  die  Hypotheken- 
zinsen prompt  bezahlen  müssen  und  durch  den  Wegzug  der 
kaufkräftigen  Bevölkerung  verlieren  sie  ihren  sonstigen  Ver- 
dienst unter  diesen  Leuten,  welche  ihr  ganzes  Hab  und  Gut 
verlieren  würden,  befinden  sich  tausende  von  sparsamen  Gruben- 
arbeitern, die  sich  in  jahrzehntelanger  gefahrvoller  und  harter  Arbeit 
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ein  Eigentum  erworben  haben ;  dieselben  wtürden  zweifellos  sämtlich 
eine  Beute  der  Sozialdemokratie  werden.  Auch  die  Sparkassen  und 
sonstigen  Hypothekengläubiger,  welche  die  Häuser  an  erster  Stelle 
beliehen  haben,  werden  durch  die  Übernahme  der  wertlos  gewordenen 
Besitzimgen  ebenfalls  noch  großen  Schaden  erleiden.  Schon  jetzt 
ziehen  daher  die  Hypothekengläubiger  ihre  Kapitalien  zurfic^ 
während  sie  sich  schon  jetzt  weigern,  die  Häuser  und  Gnmdstficke 
zu  beleihen.  Das  allgemeine  Vertrauen  ist  im  ganzen  Rnhrgebiet 
schon  derart  verloren  gegangen,  daß  schon  viele  Bergarbeiter,  die 
sich  zwecks  Gründung  eines  eigenen  Heims  ein  Qrundst&ck  gekaoft 
und  den  Baukontrakt  unterschrieben  hatten,  dieses  unter  Zahlung 
eines  hohen  Reugeldes  rftckgängig  gemacht  haben.  Weiter  möchten 
wir  nicht  verfehlen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Oruba^ 
Wässer  der  stillgelegten  Gruben  auch  noch  den  Betrieb  der  Nach- 
barzechen  erschweren,  ja  auch  diese  noch  zum  Erliegen  bringen. 
Man  kann,  wie  das  wiederholt  versucht  wird,  die  in  Frage  stehenden 
Maßnahmen  nicht  mit  dem  bisherigen  Stillegen  von  kleinen  bereits 
abgebauten  Zechen  vergleichen,  weil  es  sich  dort  um  wenige  hundert 
jetzt  aber  um  tausende  von  Leuten  handeln  würde,  falls  diesem 
Verfahren  nicht  schnell  möglichst  ein  Ende  bereitet  wird.  Den 
Angaben,  die  Bergwerke  würden  weiter  betrieben,  bitten  wir  dringend, 
keinen  Glauben  schenken  zu  wollen,  denn  wenn  auch  die  Lente 
nicht  direkt  gekündigt  werden,  so  werden  dafür  aber  die  Lohn-  und 
Akkordsätze  so  verschlechtert,  daß  die  Leute  schon  von  selbst  ab- 
kehren und  neue  werden  nicht  mehr  angenommen.  Auch  der  Vor- 
schlag des  Herrn  Bergmeisters  Engel,  die  Bergleute  per  Bahn  in 
das  nördliche  Bevier  zu  befördern,  ist  unseres  Erachtens  unausführ- 
bar, denn  zunächst  wohnen  die  Leute  zu  weit  von  den  Staatsbahn- 
höfen  entfernt  und  femer  sind  die  Bahnverbindungen  nach  dem 
Norden  so  umständlich,  daß  die  Leute  mindestens  vier  Standen  auf 
dem  Wege  zur  Arbeitsstelle  und  zurück  sein  müßten.  Lifolged^sai 
würde  ihnen  nach  der  harten  Arbeit  in  den  nördlichen  heißen  Gruben 
die  Zeit  der  Erholung,  welche  noch  zum  Teil  auf  die  Tageszeit  SDt 
fehlen.  Die  Beförderung  der  Straßenbahnen  aber  würde,  abgesehen 
von  den  Kosten,  noch  viel  länger  dauern,  selbst  wenn  sich  jemand 
fände,  der  den  Mut  hätte,  Bahnen  in  einer  Gegend  zu  bauen,  deren 
Zukunft  mehr  als  zweifelhaft  ist.  Ln  Einverständnis  und  im  Auf- 
trage unserer  gesamten  Bevölkerung,  richten  wir  abo  die  höfliiie 
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dringende  Bitte  an  Ew.  Hoch  wohlgeboren,  mitzuwirken,  den  Staat, 
die  Gemeinden,  die  Bfirger  und  die  seßhaften  Arbeiterstände  des 
Bnhrgebiets  vor  annötigen  schweren  Schädigungen  zu  bewahren/' 0 

Alle  diese  Kundgebungen  fauden  in  einem  großen  Teil  der 
Presse  ein  mehr  oder  minder  starkes  Echo.  Es  sei  vor  allem  auf 
nachstehende  Artikel  hingewiesen:  Berl.  Tgb.  163.  29./in.  04:  „Die 
Bedrohung  des  Bergbaus  im  Ruhrgebiet'',  desgl.  209.  25./iy.  04.: 
„Die  Abrüstung  der  Ruhrzechen"  (lib.)  —  Voss.  Ztg.  149.  29./nL  04.: 
und  153.  31./IIL  04.  „Aus  dem  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
gebiet, desgL  159.  6./IV.  04.  „Ein  natumotwendiger  Prozeß" 
desgl.  158.  5./IV.  04.  „Die  Vorgänge  im  Ruhrgebiet"  (üb.)  —  Frkf. 
Ztg.  99.  9./IV.  04.  und  100.  lO./IV.  04.  „Die  Vorgänge  im  Ruhr- 
bergbau" (demkr.).  —  „Deutsche  Tageszeitung  (Bd.  d.  Landw.)  zitiert 
in  der  Kreuz  Ztg.  159.  6./IV.  04.  —  Köln.  V.  Ztg.  30t  12./IV.  04. 
Ankauf  und  Stillegung  von  Ruhrgruben''  (ultrm.)  —  Germania  84. 
14./IV.  04.  „Die  Bewegung  im  Ruhrkohlenrevier"  (ultrm.).  —  Bergk.  14. 
2./rV.  04.  Folgen  falscher  Syndikatspolitik"  (kath.  soc.)  —  Vorw.  87. 
U./IV.  04.  „Vom  Grubeniegen  im  Ruhnrevier"  desgl.  92.  20./IV.  04. 
„Zechenstillegungen  und  Bergarbeiter"  (soziald.).  —  D.  B.  A.  Ztg.  15. 
9./IV.  04.  „Revolution  im  Ruhrbergbau"  (soziald.).  —  Arb.  Ztg.  87. 
13./IV.  04.  und  88.  14./IV.  04.  „Vom  Zechenlegen"  (soziald.).  — 
Soziale  Praxis,  Artikel  zitiert  in  der  Essener  Volks.  Ztg.  15./rV.  04. 
—  Zukunft,  ein  Artikel  von  Dis.,  zitiert  in  der  Arb.  Ztg.  94.  21./IV.  04. 

Durchweg  ging  man  von  dem  Standpunkt  aus,  daß  es  sich  aus- 
schließlich um  rücksichtslose  Spekulationen  der  großen  Bergwerks- 
gesellschaften handele,  daß  die  Stillegungen  sich  keineswegs  aus 
den  Rentabilitäts Verhältnissen  der  zum  Erliegen  bestimmten  Gruben 


1)  Unter  den  G^meindeyertretem  scheinen  übrigens  auch  einige  einer 
rahigeren  Beurteilang  der  Sachlage  zug&ngUch  gewesen  zu  sein.  In  der 
Sitsmig  des  gesch&ftsführendcn  Ausschusses  des  V.  f.  d.  b.  I.  am  25./III.  04 
fahrte  nach  dem  Protokoll  der  Bergwerksdirektor  Hagedom  von  der  Zeche 
Ewald,  die  Eiberg  angekauft  hatte,  aus:  „Vor  kurzem  sei  noch  der  Bflrger- 
meister  yon  Steele  bei  ihm  gewesen.  Er  habe  ihm  die  betrieblichen  Ver- 
hältnisse auf  Eiberg  klar  gelegt,  die  GrOnde  zum  Ankauf  der  Zeche  ent- 
wickelt und  die  Maßnahmen,  die  er  treffen  werde,  erläutert  Der  Bttiger- 
meister  sei  yon  diesen  sachlichen  Erkl&nmgen  vollständig  überzeugt  worden 
und  habe  yersprochen,  in  der  nächsten  Bfirgenrersammlung  sein  Möglichstes 
zu  einer  Beruhigung  der  Gemüter  zu  tun.  Aber  auch  ihm  seien  diese  Ver- 
suche mißlungen.'* 
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rechtfertige.  Das  Syndikat  warde  als  Sündenbock  in  die  Wflste 
geschickt.  Seine  ,,falsche  Politik*'  wurde  ausschließlich  verantwortlich 
gemacht^)  für  diese  neueste  Phase  in  der  Eonzentrationsbewegong 
der  Bergbauindustrie,  deren  Ende  nicht  abzusehen  sei,  und  die  so- 
viele  unheilvolle  Begleiterscheinungen  mit  sich  führe,  einen  großen 
Stamm  landsässiger  Arbeiter  aus  ihrem  Besitz  und  ihrer  gewohnten 
Beschäftigung  werfe,  die  Entwickelung  zahlreicher  blühender  Ge- 
meinden zum  Stillstand  bringe,  Grundbesitzer  und  Grewerbetreibende, 
in  arge  Bedrängnis  stürze,  endlich  mit  einer  Vernichtung  ungeheurer 
Nationalschätze  verbunden  sei.  Es  liege  ein  Mißbrauch  des  Beig- 
werkseigentums  vor  und  der  Staat  habe  die  Pflicht,  dagegen  eio- 
zuschreiten  ^).  Nachdrücklich  wurde  dabei  auf  die  Bestimmungen  des 
§  65  des  Allg.  Berg.  Ges.  betreffend  die  Entziehung  des  Bergwerks- 
eigentums hingewiesen.  Auf  sozialdemokratischer  Seite  trieb  dann 
die  Agitation  letzten  Endes  auf  eine  Verstaatlichimg  des  Bergbaues 
hinaus,  während  die  Zentrumsblätter  besonders  für  die  Notwendigkeit 
eines  scharfen  Eartellgesetzes  eintraten. 

Diese  Darstellung  der  Vorgänge  blieb  nicht  ohne  Widerspruch. 
Der  Verein  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirk 
Dortmund    ergriff  hier   energisch    die  Initiative^).    Abgesehen  von 

1)  ^Es  handelt  sich  heute  nicht  um  ein  Erliegen  aus  natürlichen  Gründen, 
sondern  um  eine  Folge  der  Politik  des  Syndikats**  (Voss.  Ztg.  159.  6./IV.  041 
^DieSyndikatspolitik  muß  zur  Konzentration  der  Riesenwerke  und  zum  Eingehen 
der  kleineren  und  mittleren  Schächte  führen*"  (Berl.  Tagebl.  163.  29  /III.  04). 

2)  „Auf  alle  Fälle  ist  Schlimmes  zu  befürchten,  wenn  nicht  ein  Aus- 
gleich der  Interessen  gefunden  wird**  (Berl.  Tagebl.    163.    29./I1I.  04). 

8)  Die  Stillegungen  bildeten  für  den  V.  f.  d.  b.  I.  den  Gegenstand  der  Er- 
örterung bei  folgenden  Gelegenheiten: 

1.  Yorstandssitzung  vom  25./III.  04. 

2.  Ausschußsitzung  vom  25./III.  04. 

3.  Konferenz  in  Dortmund  13./1V.  04,  einberufen  von  dem  V.  f.  d.  b.L 
zwischen  Vertretern  des  V.  f.  d.  b.  I.  des  Rh.  W.  K.  S.,  der  om 
Dortmund  belegenen  Zechen  und  den  beteiligten  Landr&ten  uiul 
Gemeindevorstehern . 

4.  Yorstandssitzung  vom  14./IY.  04. 

5.  Konferenz,  die  Unterbringung  der  auf  Bickefeld  freiwerdendoi 
Belegschaft  betreffend^  vom  25./1Y.  04. 

6.  Yorstandssitzung  vom  2o./IY.  04. 

7.  46.  ordentliche  Generalversammlung  des  Y.  f.  d.  b.  I.  am 
18./Y1.  04.  Referat  des  Geh.  Bergrat  Dr.  Weidtmann  und  Kor- 
referat des  Dr.  Hasslacher. 
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der  unentwegt  ontemehmerfreimdlichen  Presse  wurde  er  dabei  von 
einem  Teil  der  nationalliberalen  Organe  unterstätzt  0 ;  ein  anderer 
Teil  hielt  sich  zunächst  durchaus  reserviert  Im  „Glfickauf  ^) 
ergriff  das  geschäftsführende  Vorstandsmitglied,  Bergmeister  Engel 
wiederholt  das  Wort  zu  eingehenden  Repliken.  Bezüglich  der  bereits 
stattgehabten  tTbertragungen :  Ewald-Eiberg,  Friedlicher  Nachbar- 
Hasenwinkel,  Maria  Anna  Steinbank-Mathias  Stiones,  wies  er  darauf 
hin,  daß  es  sich  um  wirtschaftliche  und  betriebliche  Notwendigkeiten 
gehandelt  habe.  Des  weiteren  legte  er  die  Ursachen  der  Fusions- 
beetrebungen  dar:  die  Ungunst  der  geologischen  Qrundlagen,  die 
vielfach  veralteten  Betriebsanlagen,  die  unzureichenden  Felder- 
komplexe, die  unverhältnismäßigen  Anforderungen  der  Bergpolizei,  die 
steigenden  Löhne  —  alle  diese  Umstände  hätten  die  Selbstkosten 
der  Ruhrtalzechen  derart  gesteigert,  daß  der  Erlös  dieselben  nicht 
oder  nur  gerade  noch  decke,  zumal  das  Syndikat  aus  Rücksichten 
einer  maßvollen  Preispolitik  nicht  zu  einer  die  RentabiUtät  jener 
Betriebe  garantierenden  Preiserhöhung  für  Magerkohlen  übergehe. 
Hieraus  resultiere  eine  Geneigtheit  bei  den  Gewerken,  ihren  Besitz 
an  andere  Bergwerksgesellschaften  zwecks  Erhöhung  der  Beteiligungs- 
liffern  derselben  zu  veräußern. 

Das  Erliegen  von  Ruhrtalzechen  sei  übrigens  eine  Erscheinung, 
die  nicht  erst  durch  das  Eohlensyndikat  hervorgerufen  sei.  ^Ohne 
ein  Syndikat  würde  allerdings  eine  tTbertragung  von  Beteiligungs- 
Ziffern  nicht  stattfinden,  würde  aber  auch  der  Bergbau  auf  einer 
Reihe  von  Zechen  schon  seit  Jahren  zum  Erliegen  gekommen  seiD, 
deren  ungünstige  Grundbedingungen  sie  allerdings  auch  unter  dem 
Syndikat  auf  die  Dauer  nicht  za  einer  Rentabilität  haben  kommen 
lassen.''  (GL  15,  Seite  6.) 

Was  die  wirtschaftlichen  Folgen  anlange,  so  sei,  da  die  Ver- 
schiebung sich  allmählich  vollziehen  werde,  weder  ein  Brotloswerden 
der  Arbeiter  noch  eine  Entwertung  ihres  Besitzes  zu  befürchten. 
Die  Nachteile,  die  den  Kommunen  drohten,  würden  in  den  Kreisen 
des  Kohlensyndikats  und  des  bergbaulichen  Vereins  nicht  unter- 
schätzt und  man  würde  hier  nach  Kräften  darauf  hinwirken,  daß 


1)  Köb.  Ztg.     379.     15./iy.  04:    „Die  Umwälzungen  im   Rahrkohlen- 
bergbau".    Köln.  Ztg.    455.    4./y.  04:  „Zur  Lage  der  Kohlenzechen". 

2)  „Glückaufs  14.  2./IV.  04.    Enobl  :  „Die  schwebenden  Übertragungen 
Ton  Bergwerkaeigentum  im  Ruhrbezirk''.     „Olückauf .    15.    O./IY.  04.   Desgl. 
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sich  die  Übergänge  möglichst  allmählich  imd  sehmenloe  ge- 
rtaLteten. 

Einer  eingehenden  Besprechong  nntenog  Engd  endlich  auch 
die  verschiedenen  AbhilfsmaBregeln  gegen  die  BetriebseinstelliDigen 
oder  -einschränknngen :  §  65  der  A.  B.  0.  könne  nicht  zur  An- 
wendung kommen;  besonderer  Wert  sei  auf  den  Ansbaa  der  ye^ 
kehrsmittel  zu  legen. 

Diese,  zweifellos  sachlichen,  Ausflihmngen  machten  bei  den  An- 
wälten der  sich  in  ihren  Interessen  bedroht  fehlenden  Arbeiter  und 
Bürger  keinerlei  Eindruck.  Die  Abgeordneten  Hu^  (Sozialdemokrat) 
nnd  Brust  (katholisch-sozial)  brachten  die  Angelegenheit  Tor  das 
parlamentarische  Forum. 

2)  Parlamentarische  Verhandlungen. 

Am  16..iy.  04  wurde  von  den  Zentrumsabgeordneten  Stötzel 
und  Brust  nachstehende  Interpellation,  „betreffend  die  Behandlung 
der  kleinen  Zechen  im  Buhrrevier  durch  das  Eohlensyndikat^  na 
preußischen  Abgeordnetenhause  eingebracht :  ^ 

1)  Ist  der  Königlichen  Staatsregierung  bekannt,  daß  infolge 
der  Zuteilung  der  Fördermengen  seitens  des  Eohlensyndikats  an 
die  einzelnen  Zechen  von  den  größeren  Zechen  (Gewerkschaften) 
die  kleineren  im  Buhrrevier  angekauft  und  stillgelegt  werden  um 
deren  Förderquantum  zu  übernehmen? 

2)  Was  gedenkt  die  Königliche  Staatsregierung  gegen  diese 
die  betroffenen  Gemeinden  und  deren  Einwohner,  insbesondere  die 
Bergleute  und  Gewerbetreibenden,  in  bedenklicher  Weise  schädigende 
Praktik  zu  tun? 

Einige  Tage  später,  am  21./IV.  04,  kam  im  Beichstage  eine 
sozialdemokratische  Interpellation  Auer  und  Genossen  über  denselben 
Gegenstand  zur  Vorlesung:  2) 

Welche  Maßnahmen  gedenkt  der  Herr  Beichskanzler  zu  ergreifen 
um  die  durch  Bergwerksgesellschaften,  Mitglieder  des  Eohlensyndi- 
kats, im  Buhrrevier  veranlaßte  Außerbetriebsetzung  von  Eohlea- 
gruben  und  die  dadurch  hervorgerufene  Arbeitslosigkeit  unter  ien 
Bergarbeitern  zu  beseitigen,  sowie  die  damit  verknüpfte  Existenx- 
Vernichtung  von  Bauern,  Handwerkern  und  Geschäftsleuten  jener 
Gegend  zu  verhindern? 

1)  A.  H.  54.  Siteg.,  S.  2.  2)  R.  T.   72.  Sitxg.,  8.  2. 
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Während  im  Abgeordnetenhaus  der  Minister  für  Hände 
ad  Gewerbe  sich  zu  einer  sofortigen  Beantwortung  der  Interpellation 
3reit  erklärte,  lehnte  der  Beichskanzler  durch  den  Mund  des  Staat&- 
ikretärs  des  Innern  Grafen  Posadowsky  eine  solche  ab,  „weil  die- 
nigen Maßregeln,  welche  gegen  die  Stillegung  von  Buhrkohlen- 
ichen  ergriffen  werden  können,  sich  nur  auf  das  preußische  Berg- 
)8etz  in  seiner  gegenwärtigen  oder  künftigen  Fassung  stützen 
innen,  und  weil  ferner  diejenigen  Maßregeln,  welche  gegen  die 
malpolitischen  Folgen  der  Stillegung  von  Zechen  zu  ergreifen 
nd,  nur  von  der  zuständigen  Landesregierung  ergriffen  werden 
innen/*  Es  erfolgte  aber  im  Anschluß  an  diese  Erklärung  eine 
ngehende  Besprechung  der  Interpellation. 

Die  Zentrumsabgeordneten  StötzeP)  und  Brust, 2)  von  denen 
sr  erstere  die  Begründung  der  Interpellation  gab,  entwarfen  im  Ab- 
H)rdnetenhause  in  den  schwärzesten  Farben  ein  Bild  von  den  „gerade- 
i  gräßlichen  Zuständen^  die  in  Aussicht  ständen  und  von  der  Auf- 
gung,  die  in  der  Bevölkerung  herrsche.  Die  Stillegungen  seien  in 
öner  Weise  das  notwendige  Ergebnis  eines  natürlichen  Prozesses,  viel- 
ehr  „  gewissenlose^  Kaufgeschäfte  der  Bergwerksbesitzer,  denen  alles 
Qoralische  und  soziale  Empfinden^  abhanden  zu  kommen  drohe, 
ie  Ausführungen  der  beiden  Vertreter  der  katholischen  Bergarbeiter- 
haft  mündeten  aus  in  einen  breiten  Angriff  gegen  die  Kartelle 
1  allgemeinen  und  das  Kohlensyndikat  im  besonderen. 

Demgegenüber  bemühte  sich  der  Minister  Möller^)  die  nach- 
iligen  Wirkungen  auf  ihr  wahres  Maß  zurückzuführen.  Er  verglich 
in  Vorgang  mit  einer  „Theaterpanik'^  Eine  Ehrenrettung  des 
^dikats  versuchte  der  Minister  durch  den  Hinweis,  daß  bei  freier 
onkurrenz  schon  früher  eine  Ausschaltung  der  in  Frage  stehenden 
ruben  (aus  der  Reihe  der  konkurrenzfähigen  Zechen)  erfolgt  wäre, 
ir  ihn  handele  es  sich  darum,  „die  entsprechenden  Maßregeln  zu 
äffen,  damit  eine  angemessene  Übergangszeit  vorhanden  sein'* 
Irde.  Eine  Ministerialkommission  werde  ins  Revier  entsandt 
)rden,  die  feststellen  solle,  „wie  weit  man  den  Schäden  Abhilfe 
rschaffen  könne'^  Dabei  sprach  er  die  Zuversicht  aus,  daß  die 
»chenbesitzer  wie  früher  so  auch  bei  dieser  Gelegenheit  ihr  „nobile 


1)  A.  H.  54.  Sitzg  ,  S.  2.  2)  A.  H.   54.  Sitzg.,  S.  44. 

3)  AH.   54.  Sitzg.,  S.  8. 
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olBeiiim'*  eif&llen  wärden.  Sollte  es  sieh  aber  hefiiwlrika,  daß 
man  zur  Stillegniig  notorisch  rentabler  Betriebe  übergingev  so  mnsse 
eTentoell  eine  Bevision  des  Berggesetzes  T^ttgenonmeB  werden. 

Unter  Anfwand  ansfohrlieher  fadimännischer  Dslegiiiigen  fcr- 
snehte  der  nationalliberale  Abgeordnete  und  Bergwerkadirätor 
Hilbekyij  dessen  Bede  im  ganzen  eine  ahnliebe  Awrtawmng  za 
Gnmde  lag,  wie  sie  die  Möllersehe  DarsteDnng  der  Vorginge 
zeigte,  die  ZechenTeriumfe  zn  rechtfertigen  und  den  Antdl,  den  das 
Syndikat  an  den  Stillegungen  habe,  klarzustellen.  W^m  allerdinp 
Gruben  wie  Eiberg  zur  Stillegung  gelangten,  so  wurde  er  das  „tob 
TolkswirtsdiafUichen  Standpunkte  sehr  bedauern''  und  ebenfalls  fsr 
„gewissenlos^  halten.  Er  gibt  zu,  daß  die  Schaden  groö  sind  — 
besonders  bedauerlich  sei  das  Schicksal  der  ansässigen  Bergleute 
—  aber  man  habe  zu  agitatorischen  Zwecken  die  Sache  aufbauscht, 
was  einer  Linderung  der  Schaden  nur  im  Wege  stehe. 

Die  Vertreter  der  liberalen  und  konserratiTen  Parteien  gaben 
der  Polemik  einen  allgemeineren  Charakter  und  fanden  sich  hier 
mit  den  Zentrumsabgeordneten  einmätig  zusammen  zu  einer  scharfen 
Eritisierung  der  Politik  der  großen  Eartelle,  deren  Bedeutung  and 
Notwendigkeit  für  die  moderne  Volkswirtschaft  sie  allerdings  nicht 
prinzipiell  bestritten.  Die  Angriffe  speziell  gegen  das  Eohlensyndikat 
resultierten  bei  dem  Abgeordneten  Oeser^)  (freisinnige  Volkspart« i 
ans  mittelstandspolitischen  Bedenken  —  das  Eohlensyndikat  schalte 
rücksichtslos  den  Zwischenhandel  aus  —  bei  dem  konserratiTeD 
Schulze-Pelkum,  ^)  dem  fi:eikonser?ativen  Dr.  Stockmana- 
Segeberg  ^)  and  vor  allem  bei  dem  dem  Bunde  der  Landwirte  an- 
gehörenden Dr.  Hahn^)  ans  der  allgemeinen  agrarkonserratiTai 
Antipathie  gegen  das  Großkapital  in  Bank  und  Börse,  das  ne  als 
den  Spiritus  rector  der  montanindostriellen  Transaktionen  keaih 
zeichneten.  Während  aber  der  Zentrumsabgeordnete  Brust  seine 
Eritik  der  Syndikate  zum  Ausgangspunkt  einer  Propaganda  für  ein 
Reichskartellgesetz  machte,  gingen  die  Ausführungen  der  konsw- 
vativen  und  selbst  des  liberalen  Redners  mehr  oder  minder  deutlieb 
auf  eine  Verstaatlichung  des  Eohlenbergbaus. 


1)  A.  H.  54.  Sitzg.,  S.  11. 

2)  A.  H.  54.  Sitzg.,  S.  20.  3)  Ebenda  S.  19. 

4)  Ebenda  S.  27.  5)  Ebenda  S.  39  und  42. 
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Die  Diskassion  im  Reichstag  bildete  in  mancher  Hinsicht  eine 
iteressante  Ergänzung  zu  derjenigen  im  Abgeordnetenhaus:  schon 
»wegen,  weil  hier  auch  die  Sozialdemokraten  Gelegenheit  hatten, 
iren  Standpunkt  zu  präzisieren,  wodurch  das  Bild  von  der  Parteien 
aß  und  Gunst  ein  vollständiges  wurde. 

Der  Abgeordnete  Hu^^)  versuchte  zunächst  die  Ausführungen 
)8  Ministers  Möller  und  des  nationalliberalen  Abgeordneten 
ilbck  im  Abgeordnetenhaus  über  die  Folgen  der  Stillegungen 
ir  die  Arbeiter  und  über  den  Umfang  und  die  wirtschaftliche 
eiechügung  der  Außerbetriebsetzung  der  Zechen  als  unzutreffend 
id  als  „vage  Versicherungen"  zu  charakterisieren  und  stellte  dann 
e  Diskussion  auf  den  Boden  prinzipieller  Erörterungen:  es  müsse 
ch  handeln  „um  eine  Besprechung  der  Syndikatswirtschaft  und 
rer  Folgen  für  unser  Yolk.'^  Eine  radikale  Heilung  könne  allerdings 
ich  Ansicht  der  Sozialdemokraten  nur  von  einer  „Vergesellschaftung 
1er  Produktivmitter^  erhofiTt  werden,  aber  man  solle  imd  müsse 
orsuchen,  auch  auf  dem  Boden  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung 
11  „Vergeudung  unersetzlicher  Nationalreichtümer*'  und  der  „Aus- 
mtongs-  und  Vemichtungspoliük  volksfremder  Kapitalisten  einen 
amm  entgegenzusetzen''.  Ohne  es  zwar  ausdrücklich  zu  dagen, 
itte  er  hierbei  ofienbar  die  Verstaatlichung  des  gesamten  Bergbans 
1  Auge. 

Im  weiteren  Verlaiif  der  Diskussion  redete  der  Abgeordnete 
raf  von  Eanitz^)  im  Gegensatz  zu  seinen  konservativen  Partei- 
ennden  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  weniger  einer  Verstaat- 
3hung  des  Bergbaus  als  vielmehr  einer  scharfen  Reichssyndikats- 
«etzgebung  das  Wort  und  befand  sich  damit  in  Übereinstimmung 
it  dem  Vertreter  des  Zentrums,  Dr.  Bachem,^)  der  gerade  aus 
m  Stillegungsvorgängen,  die  ja  nur  aus  einer  falschen  Syndikats- 
istimmung  über  die  Veräußerbarkeit  von  Beteiligungsziffern  resul- 
srten,  einen  nützlichen  Fingerzeig  zu  gewinnen  vermeinte  für  die 
ichtung,  in  welcher  man  bei  einer  derartigen  gesetzgeberischen 
ktion  vorzugehen  habe. 

Der  nationalliberale  Dr.  Sattler^)  sprach  durchgehends  im 
ime  seines  Fraktionsgenossen  Hilbck»  wenngleich  er  einer  ge- 


1)  K.  T.    72.  Sitzg.,  S.  2.  2)  R.  T.   72.  Sitzg.,  S.  13. 

3)  Ebenda  S.  19.  4)  Ebenda  S.  23. 
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setzliehen  Regelang  des  Eartellwesens  nicht  ganz  ablehnend  gegen- 
überstand. 

Die  freisinnigen  Redner  setzten  sich  zu  ihren  Gesinnungs- 
genossen im  Abgeordnetenhaas  insofern  in  Gegensatz,  als  sie  eine 
Yerstaatiichong  verwarfen.  Es  kamen  Gothein^;  (freisinnige  Yer- 
einigong)  und  Dr.  ^emer^)  (freisinnige  Volkspartei)  zaWort.  Der 
erstere  plädierte  zur  Bekämpfung  der  Übermacht  des  Syndikats  fSr 
eine  Stärkung  der  außenstehenden  Konkurrenz  durdi  tari^olitische 
Maßnahmen  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung. 

Eine  Klärung  der  Sachlage  brachten  beide  Verhandlungen 
nicht  Zwar  hatte  man  sich  zur  (]tenäge  in  allgemeinen  wirtschalli- 
und  sozialpolitischen  Bäsonnements  über  Syndikate  und  Verstaat- 
lichung ergangen,  dafür  aber  wenig  positives  Tatsachenmaterial 
beigebracht  Wo  solches  gegeben  wurde,  hatte  man  es  nicht  ab 
einwandsfrei  und  authentisch  anerkannt  Das  Resultat  der  pada- 
mentarischen  Verhandlungen  ^  war,  daß  im  Preußischen  Abgeordneten- 
haus (im  Reichstag  wurde  der  Gegenstand  vertagt)  die  Snbringnng 
des  schon  oben  auf  Seite  130  in  nuce  wiedergegebenen  Antraget 
V.  Savignj  (Zentrum)  und  Genossen  angekündigt  wurde,  durch 
den  die  Staatsregierung  ersucht  wurde,  nötigenfalls  den  Entwarf 
eines  Gesetzes  zur  Ergänzung  des  AUgemeinen  Berggesetzes  dem 
Landtag  noch  in  dieser  Session  vorzulegen,  durch  dessen  Annahme 
gegen  die  Schädigungen  der  von  den  Stillegungen  betroffenen  Ein- 
wohner und  Gemeinden  wirksame  Vorkehrungen  getroffen  werden 
könnten.^) 

3.  Die  Erhebungen  der  XJntersuchungskommission  und 
die  amtliche  Denkschrift  in  der  öffentlichen  Diskussion. 

Eine  weitere  Folge  war,  daß  zur  Erlangung  authentischen 
Materials  die  vom  Minister  Möller  angekündigte  IJntersuchungs- 


1)  Ebenda  S.  27.  2)  Ebenda  S.  31. 

3)  Es  sei  an  dieser  Stelle  erw&bnt,  daß  auch  die  Y.  Eommiasion  (ftr 
Handel  und  Gewerbe)  des  Herrenhauses  sich  infolge  einer  Petition  H.  Gramer 
und  anderer  aus  Steele  am  13./Y.  1904  mit  der  Angelegenheit  beschäftigt  und 
an  die  Regierung  das  Ersuchen  gerichtet  hat,  den  dem  Abgeordnetenhanae 
zugehenden  Bericht  der  Untersuchungskonmiission  auch  dem  Herrenhaose  n- 
g&nglich  zu  machen  (Denkschrift  S.  2). 

4)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H.  S.  1. 
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imission  in  das  Bahrrevier  entsandt  wnrde.  Sie  setzte  sich  zn- 
imen  ans  Mitgliedern  des  Ministerinms  f&r  Handel  nnd  Gewerbe 
1  des  Ministerinms  des  Innern.  Sie  trat  zunächst  am  28.  April 
14  zn  Dortmund  im  Verein  mit  den  beteiligten  Behörden  in  eine 
aeinschaftliche  Beratung  sowohl  der  aUgemeinen  Sachlage  als 
besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Zechen  ein.  ^)  Es  nahmen 
dieser  Versammlung  teil :  die  Oberpräsidenten  der  Bheinproyinz 
1  Ton  Westfalen»  die  Begierungspräsidenten  von  Dflsseidorf  und 
isberg,  der  Berghauptmann  und  die  Mitglieder  des  Königlichen 
3rbergamts  zu  Dortmund,  die  7  Landräte  deren  Kreise,  und  die 
lergreyierbeamten,  deren  Be viere  durch  die  Angelegenheit  berflhrt 
rden,  Vertreter  des  V.  f.  d.  b.  J.,  Vertreter  des  Bh.  W.  K.  S. 
1  Vertreter  derjenigen  Zechen,  welche  in  der  Sache  vermutlich 
eiligt  sein  wflrden.  Im  Anschluß  an  diese  Verhandlung  wurden 
der  Kommission  in  den  folgenden  Tagen  die  Zechen  Julius 
lipp  mit  Bemeck  und  Glflckwinkelsburg,  ver.  Bickefeld,  Eiberg 
»st  den  angrenzenden  Zechen  ver.  Charlotte  und  Heinrich  besucht, 
en  Grubenbilder  eingesehen,  die  Tagesanlagen  besichtigt  und  mit 
i  anwesenden  Vertretern  der  Besitzer  die  Sachlage  eingehend 
rtert  Auch  wurden  einzelne  Vertreter  der  beteiligten  Ämter 
r  Gemeinden  Aber  die  Verhältnisse  der  Arbeiter,  Gemeinden, 
werbetreibenden  usw.  gehört  Das  auf  diese  Weise  gewonnene, 
ch  amtliche  Berichte  der  Bergbehörden  und  der  Behörden  der 
;emeinen  Landesverwaltung  vervollständigte  Material  wurde  der 
;eordnetenhauskommission  zur  Beratung  des  Antrags  v.  Savigny 
"ch  den  Oberberghanptmann  von  Velsen  mflndlich  vorgetragen, 
rauf  diese  Kommission  beschloß,  die  Begierung  zu  ersuchen: 

1)  eine  schriftliche  Übersicht  flber  die  bisher  angestellten  Er- 
mittelungen hinsichtlich  der  Lage  im  Buhrkohlenrevier, 
sowohl  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Handelsministeriums, 
wie  unter  dem  des  Ministeriums  des  Innern  zu  geben, 

2)  mitzuteilen,  welche  Maßnahmen  getroffen  oder  geplant  sind : 

a)  um  das  willkflrliche  Stillegen  der  noch  nachweislich 
rentablen  Zechen  zu  verhindern^ 


1)  Eine  Niederschrift  (stenogr.  fiericht)  über  diese  Yerhandlong  ist  der 
inkschrift"  als  Anlage  beigefügt. 
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b)  um  die  schädlichen  Folgen  der  bereits  erfolgten  Stit 
legangen  zu  beseitigen  oder  zu  mildem,  insbeflonden 
hinsichtlich  der  Arbeiterverhältnisse. 
Entsprechend  diesem  Ersuchen  wurde  von  der  Begienmg  eine  Denk- 
schrift ausgearbeitet  0 

Über  die  Ergebnisse  der  Eommissionserhebongen  war  der  Fresse 
nur  eine  kurze  Notiz  zugegangen.  Noch  bevor  aber  die  amtiiehe 
Darstellung  der  Öffentlichkeit  übergeben  wurde,  nahm  noch  einBiil 
der  V.  f.  d.  b.  J.  in  eingehender  Weise  Stellung  zu  den  YorgäiigeB. 
Er  setzte  die  Frage  auf  die  Tagesordnung  seiner  46.  General?»- 
Sammlung  am  18.  Juni  1904,  „einmal,  um  vor  der  Öffentlichkeit 
die  Verhältnisse  unparteiisch  darzulegen,  sodann,  um  zu  prfifen, 
welche  der  vielen,  aus  Anlaß  der  öffentlichen  Erörterung  gemachtai 
Vorschläge  der  Beachtung  wert  erscheinen.''  Dementsprechend  «• 
stattete  der  Geheime  Bergrat  Dr.  Weidtmann  ein  eingehendes 
Referat,  2)  nach  welchem  folgende  Resolution  angenommen  wurde: 
Die  Generalversammlung  des  Vereins  für  die  bergbaulichen 
Interessen  im  Oberbergamt^bezirk  Dortmund  ist  hinsichtlich  der 
Zechenfusionen  einstimmig  zu  der  Überzeugung  gelangt^ 

daß  bei  dem  starken  Begehr  nach  Arbeitskräften  im  Bergbau 
kein  Arbeiter  Einbuße  an  Beschäftigung  durch  die  Stillegungen 
hat  zu  erleiden  brauchen  und  daß  auch  für  die  angesessenen 
Bergarbeiter  bergmännische  Arbeitsgelegenheit  auch  ohne  die 
Notwendigkeit  eines  Wechsels  der  Wohnstätte  sich  bietet, 
daß  damit  die  behaupteten  erheblichen  Schädigungen  zahlreicher 
Gemeinden  nicht  zu  befurchten  sind,  im  übrigen  aber  jede 
industrielle  Gemeinde  gegenüber  den  ihr  durch  die  Industrie 
zuwachsenden  Vorteilen  auch  mit  der  Möglichkeit  des  Eingehens 
einzelner  steuerlicher  Quellen  rechnen  muß, 
daß  danach  die  Klagen,  soweit  nicht  überhaupt  unbegründet, 
jedenfalls  maßlos  übertrieben  sind. 

Die  Generalversammlung  bedauert  auf  das  lebhafteste,  daß  bei 
der  Erörterung  dieser  Angelegenheit  in  völlig  agitatorischer  Weise 
Bevölkerungskreise  teilgenommen  haben,  bei  welchen  eine  ruhige 
und  sachliche  Erwägung  der  Frage  erwartet  werden  durfte. 


1)  Denkschrift  S.  1  u.  2. 

2)  46.  G.-V.  des  V.  f.  d.  b.  I.,  S.  15. 
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Die  (Jeneralversammlang  verwahrt  sich  deshalb  auf  das  nach- 
drücklichste dagegen,  daß  unter  dem  Drucke  der  entstandenen  Er- 
regung Maßnahmen  der  Verwaltung  oder  Gesetzgebung  in  die  Wege 
geleitet  werden,  welche  einen  mit  unserer  Rechtsordnung  unverein- 
baren Eingriff  in  die  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  darstellen. 

Obwohl  die  Darstellung  des  V.  f.  d.  b.  J.  in  vieler  Hinsicht, 
besonders  die  Ausführungen  des  Referats  über  die  Rentabilitats- 
verhältnisse  der  einzelnen  Zechen,  bald  darauf  durch  die  amtliche 
Doikschrifb  Bestätigung  fanden,  wurde  sie  doch  von  der  gegnerischen 
Presse  sehr  gering  bewertet: 

Berl.  Tgb.  20./VI.  04 :  „Mit  so  allgemein  gehaltenen  Versicherungen,  wie 
sie  sich  in  der  Resolution  des  bergbaulichen  Vereins  finden,  ist  nicht  geholfen.* 

Köln.  V.  Ztg.  514  23./VI.  04.:  „Der  Verein  wird  nicht  so  anbillig  sein 
zu  verlangen,  daß  man  seiner,  wenn  auch  einstimmig  ausgesprochenen  Über- 
zengong  eine  höhere  Bedeutung  beimesse,  als  der  Überzougang  einer  Partei 
zukommt." 

D.  B.  A.  Ztg.  27.  2./VII.  04.:  „Es  ist  unmöglich,  der  Knndgebung  der 
Zechenherren  eine  ernste  Betrachtung  zu  widmen.^ 

An  demselben  Tage,  an  welchem  der  Y.  f.  d.  b.  J.  seine  Resolution 
faßte,  wurde  die  Regierungsdenkschrift  nebst  stenographischem  Bericht 
über  die  Dortmunder  Kommissionsverhandlungen  dem  Abgeordneten- 
haas und  damit  auch  der  Öffentlichkeit  übergeben.^) 

Der  Bericht  ließ  erkennen,  daß  die  Verhandlungen  den  Stempel 
strenger  Sachlichkeit  getragen  hatten.  Allerdings  hatten  die  Re- 
präsentanten der  Zechenbesitzer  Klagen  über  die  Agitation  seitens 
der  Sozialdemokraten  und  der  Christlich-Sozialen  nicht  unterdrücken 
können.  Ihrer  Mißstimmung  über  die  Stellungnahme  der  Regierung 
in  der  ganzen  Angelegenheit,  die  in  der  Resolution  des  V.  f.  d.  b.  J. 
ziemlich  deutlich  zum  Ausdruck  kam,  Worte  zu  leihen,  hatten  sie 
sich  dagegen  versagt.  Und  doch  herrschte  gerade  in  dieser  Zeit 
in  den  Untemehmerkreisen  eine  große  Gereiztheit  über  das  Verhalten 
der  staatlichen  Organe.  Die  Schuld  an  der  großen  Erregung  wurde 
zu  einem  großen  Teil  der  Schwäche  der  Regierung  gegenüber  dem 
Druck  der  öffentlichen  Meinung  zugeschrieben,  und  zwar  nicht  nur 
seitens  der  aggressiven  Elemente  unter  den  Unternehmern  sondern 
auch  von  Männern,  die  als  durchaus  gemäßigt  bekannt  sind.  ^) 


1)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H.,  S.  2. 

2)  Persönliche  Informationen. 
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Die  Darstellung  der  Denkschrift  haben  wir  bereits  kennen 
gelernt  (ebenso  die  Einwendungen,  die  im  einzelnen  gegen  sie  er- 
hoben worden  sind).  Es  fragt  sieh  noch,  wie  der  allgemeine  Ein- 
druck auf  die  öffentliche  Meinung,  soweit  sie  in  Preßäußerungen 
der  verschiedenen  Parteien  zum  Ausdruck  konmit,  war. 

Die  Untemehmerpresse  konnte  mit  den  Ergebnissen  der  amt- 
lichen Untersuchung  zufrieden  sein.  Die  Köln.  Ztg.  1246.  5./XIL  04. 
schreibt  zu  dem  Schlußurteil  der  Denkschrift  über  die  Verhältnisse 
der  einzelnen  Zechen :  Jeder  Kommentar  wärde  die  Bedeutung  dieser 
Zahlen  abschwächen;  sie  ergeben  unwiderleglich,  daß  es  sich  hier 
im  eigentlichen  Sinne  nicht  mehr  um  „freiwillige^  sondern  durch 
die  Tatsachen  erzwungene  Stillegungen  handelt,  die  ein  ordenUidier 
Kaufmann,  der  nicht  mit  Verlust  arbeiten  will,  nicht  hinausschieben 
kann.''  Der  Jahresbericht  1904  der  Handelskammer  Dortmund 
urteilt:  0  ^Glücklicherweise  liegt  die  amtliche  „Denkschrift  betreffiBnd 
die  Stillegung  verschiedener  Steinkohlenzechen  des  Buhrreviers^  vor, 
die  eine  Fundgrube  von  einwandfreiem  Material  für  diese  von  der 
Parteien  Haß  so  entstellte  Frage  abgibt^' 

Gerade  die  Eigenschaft  der  Objektivität  aber  wurde  der  amt- 
lichen Darstellung  seitens  der  sozialdemokratischen  Presse  aufs 
entschiedenste  bestritten : 

Arb.  Ztg.  170.  22/yiI.  04.:  (^ Warum  falsche  Untersuch ongareaultate?") 
.Die  Regiemngsdenkschrift  behauptet  in  fast  allem  das  Gegenteil  Yon  dem, 

was  die   Bedrohten  angeben!!! Was  die  «Denkschrift*'  enth&lt,  mnß 

nach  Lage  der  Sache  als  Kundgebung  der  SyndikatsYertreter  bezeichnet 
werden."  ^). 

Die  Schuld  an  der  Einseitigkeit  schrieb  man  hauptsächlich  dem 
Umstand  zu,  daß  man  keine  Vertreter  der  Arbeiterschaft  zu  den 
Untersuchungen  herangezogen  hatte: 

D.  ß.  A.  Ztg.  27/71.  04.:  SO  ist  die  vom  Herrn  Minister  Möller 

angeordnete  Untersuchung  über  Ursachen  und  Wirkungen  des  Zechenlegens 
80  oberfl&chlich  wie  nur  möglich  geführt  worden  ....  der  Wert  dieser  Unter- 
suchungen wird  durch  die  einfache  Mitteilung  illustriert,  daß  von  der  Biini- 
sterialkommission  keiner  der  Arbeiterverb&nde  um  Auskunft  angegangen  ist 
Was  gedenkt  nun  die  Regierung  zu  tun?* 

1)  Zitiert  in  der  „Deutschen  Volkswirtschaftlichen  Korrespondenz*.  2T. 
4./1V.  05. 

2)  0.  Hü«  Äußert  in  derselben  Zeitung  (159.  9./VIL  04):  „Was  sie  (die 
Denkschrift)  bietet,  ist  mehr  oder  weniger  allgemein  eine  Yerherrlichang  oder 
Entschuldigung  der  Zechenleger.*^ 


Die  öffentliche  Diskassion  der  jangsten  ZechenBiüleguiigeii.         193 

YorwftrtB  158.  8./VII.  04.  („Die  Berahigimgsdenkschrift  I*):  „An  den 
Konferenzen  hat  kein  einziges  Mitglied  der  BQrgerschaftsvertretongen  der 
▼on  der  Zecheniegang  betroffenen  oder  bedrohten  Oemeinden  teilgenom- 
Bfln.*  ....  «Und  ganz  Belbstverst&ndlich  ist  kein  Vertreter  der  Arbeiter- 
▼erbinde,  weder  des  alten  Verbandes  noch  des  Oewerkrereins,  am  Aos- 
konit  angegangen  worden.  Damit  ist  eigentlich  die  ObjektiYit&t  and 
ZaverlAssigkeit  dieser  „Untersachang'^  and  ihr  ganzer  Wert  ffkr  jeden  halb- 
wegs Yemtinftigen  Menschen  yon  Yomherein  gerichtet,  and  es  ist  immerhin 
arfireolich  za  konstatieren,  daß  selbst  der  bflurgerlichen  Presse  Yon  den  vom 
Kohlensyndikat  abh&ngigen  Blättern  wie  Kölnische  Zeitang,  Rheinisch- West* 
fiUische  Zeitung  natOrlich  abgesehen,  bei  diesem  Zastande  der  Dinge  Yor  der 
Gottfthnlichkeit  der  Untersuchenden  und  der  Ergebnisse  bange  wird.** 

Ebenda  159.  9./V1I.  04.  („Die  Berahigungsdenkschrift  II*):  ,,Aus  all 
diesen  einzelnen  Oberflächlichkeiten,  ünzuyerl&ssigkeiten  und  positiven  Un- 
richtigkeiten, wie  aus  der  tendenziösen,  völlig  onzalftnglichen  Methode  der 
Untersuchong  ergibt  sich  also  als  Resultat,  daß  der  Wert  der  ganzen  prea- 
ßischen  Untersuchung  und  Denkschrift  gleich  Null  ist* 

Was  das  sozialdemokratische  Zentralorgan  über  die  Stellung- 
nahme der  bärgerlichen  Presse  behauptete,  war,  jedenfalls  in  dieser 
allgemeinen  Form,  nicht  richtig: 

Berliner  Börsen  Ztg.  290.  23./VI.  04.:  Vorweg  sei  betont,  dafi  aus  der 
Denkschrift  mit  ihren  Zahlen  und  Mitteilungen  unwiderleglich  herrorgeht, 
wie  stark  die  Übertreibung  in  dieser  Sache  mitgespielt  hat ... .  Es  steht  za 
erwarten,  daß  auf  Grund  der  Klärung  der  Sachlage,  welche  die  Denkschrift 
hringt,  eine  ruhige  und  objektive  Erörterung  der  Frage  Platz  greift* 

Den  Eindruck,  den  man  yon  der  Zentrumspresse  gewinnt,  ist 
kein  einheitiicher : 

Trem.  279.  24./VI.  04:  «.  .  .  .  Soweit  die  materiellen  Ausfahrungen  der 
Denkschrift,  deren  Inhalt  wenig  Neues  sagt  Wir  h&tten  Yor  allen  Dingen 
gewünscht,  daß  die  Denkschrift  klar  Position  genommen  h&tte  zu  der  Frage, 
wie  die  Staatsregierung  sich  gegenüber  weiteren  Stillegungen   tou  Zechen 

wehren  will Der  Staat  bezw.  die  Gesetzgebung  hat  sofort  einzugreifen 

Ein  nationales  und  soziales  Interesse  steht  auf  dem  Spiel' 

Die  Germania  andererseits  war  in  ihrem  Urteil  bei  weitem  nicht 
80  scharf: 

Genn.  142.  24./ VI.  04.  (.Die  Zechenstillegungen  im  RuhrroTier,  Denk- 
schrift V)  «Zweifellos  bietet  die  Denkschrift  ein  aufierordentlich  schätzens- 
wertes Material  zur  Beurteilung  der  schwebenden  Frage,  und  man  kann  dem 
Handelsminister  fOr  die  Veröffentlichung  derselben  nur  Dank  wissen." 

Danoker,  ZechenstUlegiiog.  13 


194  ».  Kapitel. 

An  einer  anderen  Stelle  hieß  es  allerdings: 

,,Die  Denkschrift  beschränkt  sich  in  der  Hauptsache  auf  tatsächliche 
Feststellungen,  und  auch  da  kann  man  sich  des  Eindrucks  nicht  erwehren, 
daß  das  Bestreben  obgewaltet  hat,  der  Angelegenheit  etwas  Ton  der  Bedeutung 
zu  nehmen,  die  man  ihr  mit  Becht  ganz  allgemein  und  weit  über  die  Krose 
der  zunächst  Beteiligten  hinaus  beigelegt  hat.'' 

Die  Tonart  war  hier  gegen  früher  eine  sehr  viel  mildere  ge- 
worden. Die  Denkschrift  hatte  jedenfalls  die  Wirkung,  daß  Viele 
ihre  Ansichten  in  mancher  Hinsicht  einer  Revision  unterzogen.  Es 
ist  nicht  uninteressant,  bei  dem  Zentrumsabgeordneten  Brust 
folgende  Auslassung  zu  konstatieren:  ^) 

„Es  läßt  sich  nämlich  nicht  bestreiten,  daß  die  Untersuchung 
über  die  Verhältnisse  der  stiUgelegten  und  noch  stillzulegenden 
Gruben  ergeben  hat,  daß  die  meisten  Gruben  unrentabel  sind  and 
seit  Jahren  größere  Zubußen  erfordert  hatten  und  wahrscheinlidi 
auch  for  die  Folge  noch  erfordern.  Völlig  unrentable  Werke  aber 
zwangsweise  in  Betrieb  zu  halten,  wäre  doch  etwas  zu  viel  verlangt^* 

Äußerst  widerhaarig  zeigte  sich  die  agrarkonservative  D.  Tg.-Ztg. 
294.  25./VIL  04.: 

„Im  allgemeinen  gewinnt  man  auch  hier  den  Eindruck,  daß  es  der 
Regierung  im  wesentlichen  darauf  angekommen  ist,  die  Gemüter  zu  beruhigen, 
ohne  selbst  irgend  etwas  Positives  zu  tun/' 

Sie  ließ  sich  nur  schwer  von  ihrer  einmal  gefaßten  Meinung 
abbringen.  Sie  griff  dahinter,  daß  die  Denkschrift  zugibt,  der  Er- 
werb der  Beteiligungsziffer  sei  fOr  die  Ankäufe  maßgebend  gewesen 
und  bemerkt: 

„Dieses  Bestreben  l&ßt  natürlich  die  Angaben  der  Beteiligten  über  die 
Rentabilität  in  recht  zweifelhaftem  Licht  erscheinen/' 

Sehr  hartnäckig  hielt  sie  in  ihrer  Abneigung  gegen  das  indu- 
strielle Großkapital  an  der  Verstaatlichungsidee  fest: 

„Es  w&re  Aufgabe  des  Staates,  genau  zu  prüfen  ....  und  dann  selbit 
durch  Erwerb  der  Zechen  einzugreifen^  ....  ,, Jedenfalls  wird  das  Verständnis 
für  die  Notwendigkeit  der  Verstaatlichung  des  Bergbaus  durch  das  Vorgetai 
des  Syndikats  in  recht  erfireulichem  Maße  gefördert'' 

Die  Staatsregierung  zeigte  sich,  wie  dem  Leser  aus  dem  6.  Ka- 
pitel bekannt  ist,  nicht  abgeneigt,  den  Wünschen  der  öffentUchen 

1)  Soz.  Pr.  1905,  S.  207. 
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Meinung  nach  staatlichen  Maßregeln  nachzukommen  und  zwar  in 
dem  Sinne  des  Antrags  v.  Sayigny.  Leitendes  Motiv  fär  sie  war, 
daß  nach  ihrer  Ansicht  manche  XJntemehmerkreise  einen  zu  krassen 
^errenstandpunkt''  einnähmen  und  sich  nicht  scheuen  wärden, 
selbst  noch  rentable  Gruben  stillzulegen.  Sie  hat  bei  dieser  Auf- 
fiassung  ausdruckliche  Bestärkung  durch  den  Berghauptmann  v.  Velsen 
gefunden,  der  in  der  zweiten  Sitzung  (30./XI.  04.)  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  zur  Beratung  des  Antrages  v.  Sayigny 
nach  dem  Eommissionsbericht  ausfShrte: 

^^Gegenwärtig  sei  vor  allem  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Still- 
legung  der  Gruben  wegen  mangelnder  Rentabilität  des  Betriebes 
erfolge.  Redner  sei  von  der  Ansicht  abgekommen,  daß  nur  un- 
rentable Gruben  stiUgelegt  würden.  Das  Oberbergamt  in  Dortmund 
habe  sich  mit  Bestimmtheit  dahin  ausgesprochen,  daß  insbesondere 
Louise  Tfb.  noch  abbauwürdig  sei.  Der  Eigentümer  aber  habe 
erklärt,  daß  er  Herr  seines  Eigentums  sei,  und  daß  er  die  Grube 
stiUege,  weil  dies  vorteilhafter  für  ihn  sei.  Glückauf  Tfb.  und  Kaiser 
Friedrich  erklärten,  wenn  Louise  Tfb.  stillegte,  würden  sie  auch 
stillegen  müssen.    Andere  Gruben  würden  dann  folgen. 

„Dies  sei  eine  Yoranstellung  des  rein  persönlichen  Vorteils  vor 
das  öffentliche  Wohl,  die  der  Staat  nicht  dulden  könne.  Im  Mini- 
sterium werde  gegenwärtig  geprüft,  ob  das  bestehende  Gesetz  hier- 
gegen bereits  eine  Handhabe  biete,  sofern  dies  nicht  der  Fall  sei, 
müsse  so  schnell  wie  möglich  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
Abhilfe  geschaffen  werden.*'  ^) 

Das  Ergebnis  der  Prüfung  war  die  Berggesetznovelle  über 
Betriebszwang,  welche  an  früherer  Stelle  bereits  des  näheren  be- 
sprochen worden  ist  Sie  ist,  wie  gezeigt  wurde,  an  dem  Wider- 
spruch des  Herrenhauses  schließlich  gescheitert 

Trotz  des  Rückzuges  der  Staatsregierung  ist  nach  Beendigung 
des  großen  Bergarbeiterstreiks  von  1905  die  zuerst  mit  so  großer 
Leidenschaftlichkeit  geführte  öffentliche  Debatte  über  die  neueren 
Stillegungen  ziemlich  rasch  zur  Ruhe  gekommen.  Zur  Glättung 
der  anfanglich  hochgehenden  Wogen  der  Erregung  hatten  die  amt- 
liche Denkschrift  mit  ihren  äußerst  sorgfältigen  Erhebungen,  dann 
der  bedeutungsvolle  wirtschaftliche  Aufschwung  auch  des  betroffenen 


1)  B.  d.  XIX.  K.  d.  A.  H.,  S.  4  f. 
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Gebietes  in  diesen  letzten  Jahren,  endlich  das  Ausbleiben  des  be- 

fBichteten  raschen  Fortgangs   der  Stillegongen  in  gleicher  Weise 
beigetragen. 


S  c  h  1  n  Tb. 

Unsere  Untersachongen  dürften  dargetan  haben,  daß  in  der 
Tat  Gemeinden,  Arbeitern,  Nachbarzechen  und  der  Gesamtheit  ernste 
Gefahren  drohen,  sobald  in  einem  Gebiete  von  beschrankter  Ans- 
dehnong  ein  erheblicher  Teil  der  in  Betrieb  befindlichen  Steinkohbn- 
zechen  innerhalb  kurzer  Frist  stillgelegt  werden  sollte.  Und  zw» 
muß  die  Aufregung  über  zahlreiche  Stillegungen  bei  unseren  heutagei 
Preß-  und  Parteiverhältnissen  notwendig  eine  umso  größere  werden,  je 
mehr  jene  Gefahren  vorwiegend  zur  Förderung  der  Interessen  einzehier 
Personen  oder  Personengruppen  heraufbeschworen  werden.  Wie  sie 
überhaupt  zunächst  in  ihren  Folgen  ganz  unübersehbar  sind,  eo 
können  sich  an  derartige  Aktionen  auch  noch  sekundäre  Wirkung«! 
von  großer  Tragweite  anknüpfen,  sobald  ihre  Häufigkeit  zu  ernsten 
Besorgnissen  Anlaß  gibt.  Hingewiesen  sei  auf  die  von  Angehörigen 
und  Zeitungen  von  verschiedener  Parteizugehörigkeit  neuerdings  mit 
so  viel  Nachdruck  vertretene  Forderung  der  Verstaatlichung  des 
gesamten  Steinkohlenbergbaus,  femer  auf  den  Biesenstreik  der 
Ruhrbergleute  von  1905,  der  ganz  wesentlich  als  „Verstimmungs- 
streik*^  aufgefaßt  werden  muß.  Ja  zu  einer  schweren  Gefahrdang 
des  sozialen  Friedens,  ruhiger  sozialer  Weiterentwickelung  kann,  wie 
wir  gezeigt  haben,  schon  die  weite  Verbreitung  der  bloßen  unbe- 
wiesenen Annahme,  daß  in  Zechenstillegungen  reine  Willkdr- 
maßregeln  übermächtiger,  ausschließlich  auf  ihren  Vorteil  bedachter 
XJntemehmerkreise  zu  erblicken  seien,  führen.  —  Im  Gegensatz  xd 
dieser  weitverbreiteten  Auffassung,  daß  ein  natürlicher  Anlafi  za 
den  neueren  Betriebseinstellungen  nicht  vorhanden  gewesen  sei,  ist 
bewiesen  worden,  daß  die  Betriebsmöglichkeit  der  meisten  still- 
gelegten Zechen  nur  noch  eine  sehr  beschränkte  gewesen  ist,  weil 
der  Steinkohlenbergbau  des  südlichen  Revieres  infolge  natürlicher 
und  wirtschaftlicher  Entwickelungsbedingungen,  (quantitative  nnd 
qualitative  Ungunst  der  Substanz  Verhältnisse^  zersplitterter  und  nfi- 
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Boreichender  Felderbesitz,  angüastige  Verschieb  ang  in  |den  Lohn- 
Terhältnissen  asw.,  dabei  nnzareichende  Preise)  in  der  Eonkurrenz- 
fähigkeit  mit  den  günstiger  arbeitenden  Nordzechen  erschüttert  ist 
Ebenso  wurde  dargetan,  daß  die  Angriffe  auf  das  Rheinisch-West- 
fälische Eohlensyndikat  anläßlich  der  Stillegungen  der  Berechtigung 
Kam  großen  Teil  entbehren.     Denn  nur  unter   dem  Einfluß    der 
Syndikatsbildung  war  der  Verfall  des  Buhrtalbergbaus  durch  die 
Aufbesserung  der  Preise  zunächst  aufgehalten  worden,  und  erst  die 
eigenartige  Interessenverschiebung  innerhalb  des  Syndikats  seit  Ab- 
schluß des  neuen  Syndikatsvertrages  von  1903  hat  das  Eingehen 
der   meisten    stillgelegten   Betriebe    beschleunigt   und    damit    die 
Betriebseinstellungen  auf  einen  kurzen  Zeitraum  zusammengedrängt, 
ohne  daß  die  Leiter  des  Syndikats  diesen  Prozeß  so,  wie  es  ihren 
Absichten  entsprach  und  wie  sie  versuchten,  hätten  aufhalten  können. 
Die  aus  umfangreichen  Zechenstillegungen  resultierenden  Ge- 
fahren sind  umso  größere,  als  die  Machtmittel  der  Staatsgewalt  sich 
zu  einer  auch  nur  im  mindesten  befriedigenden  Milderung  der  hier 
vorliegenden  Interessenkonflikte  in  keiner  Weise  als  ausreichend  er- 
wiesen haben.  Ihre  Einmischung  hat  der  Begierung  von  keiner  Seite 
Dank,  Ton  verschiedenen  Seiten  den  Vorwurf  verwerflicher  Schwäche 
eingetragen.    In  der  Tat  verdiente  der  Versuch,  durch  Erweiterung 
der  Berggesetzgebung  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  in  der 
Gestalt,  in  der  er  unternommen  wurde,  das  Schicksal,  das  ihm 
beschieden  gewesen  ist. 

Vorerst  sind  die  früher  gehegten  Befürchtungen,  daß  es  im  an- 
fänglichen Tempo  mit  der  Stillegung  von  Zechen  so  fortgehen  würde, 
nicht  eingetroffen.  Denn  zunächst  ist  es  nnter  dem  starken  Druck 
der  öffentlichen  Meinung  nnd  seit  Einbringung  der  besprochenen  Vor- 
lage einer  Berggesetznovelle  durch  die  Begierung  nnr  noch  zu  ver- 
einzelten Verkäufen  von  Zechen  zum  Zweck  der  Stillegung  gekommen. 
Die  neuerliche  rasche  Ausdehnung  der  Kohlenförderung  der  Zechen 
bis  zur  vollen  Syndikatsbeteiligung,  die  den  meisten  Zechen  die  volle 
Ausnutzung  ihrer  Leistungsfähigkeit  gestattet,  hat  eben  den  Wert 
der  Beteiligungsziffer  zurzeit  ganz  bedeutend  herabgedrückt. 

Die  nämliche  außerordentlich  günstige  derzeitige  Konjunktur 
im  Kohlenbergbau  hat  die  erwarteten  ungünstigen  Wirkungen  der 
Betriebseinstellungen  auf  Gemeinden  nnd  Arbeiter  auf  das  denkbar 
geringste  Maß  beschränkt  und  drohende  Gefahren  in  den  meisten 
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F&Uen  fiberbaupt  abgewendet  Die  wirtscbaftlichen  nnd  sozialen 
Folgen,  die  bis  jetzt  mit  dem  Absterbeprozeß  der  Eoblenindnstrie 
des  Rnhrtalgebietes  in  die  Erscheinung  getreten  sind,  waren  Terhiltnis- 
m&ßig  geringffigige.  Namentlich  enthielten  die  öffentlichen  Dar- 
stellnngen  über  die  Wirkungen  der  SyndikatsstiUegangen  maßlose 
Übertreibungen.  Trotz  alledem  darf  nicht  übersehen  werden,  daß 
die  Gefahr  noch  keineswegs  ganz  beseitigt  ist.  Es  muß  yerständiger 
Weise  mit  der  Wahrscheinlichkeit  eines  künftigen  Umschlags  der 
Konjunktur  gerechnet  werden,  mit  Zeiten,  wo  die  Produktionsfahigkeit 
der  Zechen  wiederum  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  überstdgt 
und  damit  bei  den  entwickelungsfahigen  git)ßen  Zechen  des  Nordens 
von  neuem  das  Bedürfnis  erwacht,  durch  Ausschaltung  kleiner 
schwacher  Betriebe  sich  für  ihre  Förderung  Platz  zu  schaffen.  Mit 
Syndikatsstillegungen  in  der  bisherigen  Form  ist  allerdings  fBrs 
erste  wohl  nicht  zu  rechnen  mit  Rücksicht  auf  die  beschränkte  Laof- 
zeit  des  derzeitigen  Syndikatsvertrages,  dessen  Bestimmungen  ja  die 
Voraussetzung  für  die  Tätigung  jener  spekulativen  Stillegungen  bilden. 
Da  aber  der  Buhrtalbergbau  auf  jeden  Fall  schon  mit  Bfiek- 
sicht  auf  die  fortschreitende  Erschöpfung,  wenn  auch  nicbt  in  ab- 
solutem Sinne,  so  doch  bis  zur  Grenze  der  wirtschaftlichen 
Abbaufähigkeit,  nach  und  nach  ganz  zum  Erliegen  kommen  wird, 
so  werden  die  dabei  auftretenden  Folgeerscheinungen  namentlich 
für  die  Gemeinden  dieser  Gegend  wirklich  erhebliche  Dimensionen 
annehmen  können.  Da  plötzliche  Abhilfe  meist  schwer  ist,  so  er- 
scheint eine  Vorsorge  bei  Zeiten  angebracht  Sie  dürfte  nach  dem 
Ausgeführten  in  erster  Linie  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  Gemeinden 
sich  hier  nach  und  nach  wirtschaftlich  von  dem  Eohlenbergbaa 
emanzipieren  und  daß  ihnen  durch  Ansiedelung  anderer  Industrien 
neue  Lebensadern  zugeführt  werden.  Diese  Entwickelung  könnte 
seitens  der  Staatsgewalt,  wie  gezeigt  worden  ist,  vor  allem  dorch 
verkehrspolitische  Maßnahmen  gefördert  werden. 


Anhang. 


Die  Berggesetanovelle  über  die  Stillegung  von  Zechen, 

die  dem  Abgeordnetenhaase  unter  dem  18.  Februar  1905  zugegangen  war, 

hatte  folgenden  Wortlaut: 

Gesetzentwurf,  betreffend  Änderung  der  §§  65,  156,  158—162,  207  a  des 
Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865/1892  und  des  dritten  Abschnitts  des 
Aosf&hrungsgesetzes  zum  Beichsgesetz  über  die  Zwangsversteigerung  und  die 
ZwangSYerwaltung  vom  23.  September  1899. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preußen  usw.  verordnen 
mit  Zustimmung  beider  H&user  des  Landtags  Unserer  Monarchie,  was  folgt: 

Artikel  I. 

An  Stelle  der  §§  65,  156, 158—162  und  207  a  des  Allgemeinen  Berggesetzes 
Tom  24.  Juni  1865/1892  treten  folgende  Vorschriften: 

§  65.  Der  Bergwerkseigentümer  ist  verpflichtet,  das  Bergwerk  zu  be- 
treiben, wenn  der  Betrieb  Gewinn  verspricht  und  der  Unterlassung  oder  der 
g&nslichen  oder  teilweisen  Einstellung  des  Betriebes  überwiegende  Gründe  des 
öffentlichen  Interesses  entgegenstehen. 

Liegen  die  Voraussetzungen  des  Absatzes  1  nach  dem  Ermessen  des 
Oberbergamts  vor,  so  hat  diese  Behörde  die  Befugnis,  den  Bergwerkseigen- 
tümer nach  Vernehmung  desselben  unter  Androhung  der  in  den  §§  65  c 
bis  650  und  im  sechsten  Titel  bezeichneten  Maßregeln  aufzufordern,  binnen 
einer  vom  Oberbergamt  zu  bestimmenden  Frist  in  einem  dem  öffentlichen 
Interesse  entsprechenden  Umfange  das  Bergwerk  in  Betrieb  zu  setzen  oder 
den  Betrieb  fortzuführen. 

§  65  a.  Unbeschadet  der  Verpflichtung  zum  Betriebe  gem&fi  §  65  Absatz  1 
ist  der  Bergwerkseigentümer  von  der  Zustellung  der  Aufforderung  aus  §  65 
Absatz  2  ab,  auch  wenn  er  gegen  die  letztere  Rekurs  eingelegt  hat»  gehalten, 
alle  Maßnahmen  zu  unterlassen,  welche  die  Inbetriebsetzung  des  Bergwerks 
vereiteln  oder  erschweren  können,  und,  sofern  das  Bergwerk  sich  im  Betrieb 
befindet,  den  Betrieb  zum  mindesten  insoweit  fortzufiihren  oder  wieder  auf- 
zunehmen, daß  die  Aufnahme  des  Betriebes  in  einem  dem  öffentlichen  Interesse 
entsprechenden  Umfang  jederzeit  ausführbar  ist.  Ein  Bergwerk  gilt  im  Sinne 
dieser  Vorschrift  auch  dann  als  im  Betriebe  befindlich,  wenn  der  Betrieb  zwar 
eingestellt  ist,  indessen  seit  Erstattung  der  in  §  71  Absatz  1  vorgeschriebenen 
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Anseige  oder  bei  Kichtentattiing  dieser  Anzeige  seit  der  tAMcUiehen  Bn- 
•tellimg  des  Betriebes  noch  nicht  Tier  Wochen  verstrichea  sind. 

Der  BergwerksdgentOmer  ist  in  der  Anfforderong  aof  die  ftr  ihn  nach 
Absatz  1  sich  ergebende  Yerpflichtong  hinznweiseo.  Kommt  er  dieser  Ysr 
pflichtong  nicht  nach,  so  können  die  erforderlichen  Mafir^geln  anf  jmSm 
Kosten  von  dem  Revierbeamten  getroffen  werden. 

Der  Inhalt  der  Auffordemng  ist  auf  Ersnchen  des  OberbergamtB  in  du 
(^mndbnch  einzutragen. 

§  6&b.    Das  Oberbergamt  hat  die  Auffordemng  znrOekzoziehen: 

1.  wenn  die  Yoraassetznngen  des  §  65  Absats  1  nicht  mehr  for- 
liegeo ; 

2.  wenn  der  Bergwerkseigentflmer  in  der  Zeit  nach  Ablftnf  der  Bekan- 
firist  oder  nach  Zustellung  des  Rekursbescbeides  drei  Monate  hin- 
durch der  Aufforderung  keine  Folge  geleistet  und  das  Oberbeigsiit 
das  Verfahren  nach  §  156  nicht  eingeleitet  hat; 

3.  wenn  ein  nach  §  156  ergangener  Beschlufi  aniigehoben  oder  snrOck- 
genommen  wird. 

Zieht  das  Oberbergamt  die  Aufforderung  zurück,  so  hat  es  das  Oniid- 
buchamt  um  die  Löschung  der  die  Aufforderung  betreffonden  ESintragnag  sa 
ersnchen. 

§  65  c.  Beschließt  das  Oberbergamt  auf  Grund  des  §  156  die  Einleitong 
des  Verfahrens  auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums,  so  kann  es  daneben 
den  Bergwerkseigentflmer  durch  Beschluß  fOr  Yerpflichtet  erklären,  sich  tof 
seine  Kosten  den  Zwangsbetrieb  des  Bergwerks  in  dem  nach  §  65  Absatz  2 
angeordneten  Umfange  durch  Fortsetzung  oder  durch  Wiederaufnahme  dei 
Betriebes  gefallen  zu  lassen. 

Der  Rekurs  gegen  diesen  Beschluß  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Der  Inhalt  des  Beschlusses  ist  auf  Ersuchen  des  Oberbergamts  in  dsi 
Grundbuch  einzutragen. 

§  65  d.  Die  Entscheidung  darflber,  ob  der  Zwangsbetrieb  (§  65  c  Absatz  1) 
durchgefflhrt  werden  soll,  erfolgt  durch  den  Minister  für  Handel  und  Oewerbs 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister. 

§  65  e.  Erfolgt  die  Anordnung  der  Durchführung  des  Zwangsbetiiebsi 
nicht  binnen  drei  Monaten,  nachdem  der  Beschluß  aus  §  65c  unanfechtbar 
geworden  ist,  so  hat  das  Oberbergamt  den  letzteren  Beschluß  wieder  aufni- 
heben  und  das  Grnndbuchamt  um  die  Löschung  des  Vermerks  über  den 
Zwangsbetrieb  im  Grundbuch  zu  ersuchen. 

§  65  f.  Wird  die  Durchführung  des  Zwangsbetriebes  angeordnet,  so  hat 
das  Oberbergamt  einen  Bergwerksverwalter  zu  ernennen. 

Mit  dem  Zeitpunkt  der  Anordnung  Yerliert  der  BergwerkseigentfinMr 
die  Befugnis,  das  Bergwerk  zu  verwalten,  sowie  Rechte  aus  Verträgen  oder 
anderen  Rechtsverhältnissen  anszuflben,  die  auf  der  Verwaltung  oder  den 
Betriebe  des  Bergwerks  oder  auf  dem  Vertriebe  von  Erzeugnissen  des  Bsff- 
werks  beruhen.  Die  Ausübung  aller  dieser  Befugnisse  geht  anf  den  Bsff- 
werksverwalter  über. 
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Zu  Yerfttgongen  über  das  Bergwerk  ist  der  BergwerkseigentOmer  nor 
it  ZoBtinimnng  des  Bergwerksyerwalters  befugt. 

§  65  g.  In  der  Anordnuog  über  die  Dnrchfühning  des  Zwangsbetriebes 
t  die  Stande  ihres  Erlasses  anzugeben.  Ist  dies  unterblieben,  so  gilt  als 
ritponkt  der  Anordnung  die  Mittagsstunde  des  Tages,  an  welchem  sie  er- 
nen  ist 

Die  Anordnung  über  die  Durchführung  des  Zwangsbetriebes  ist  auf  Er- 
ichen des  Oberbergamtes  in  das  Grundbuch  einzutragen«  Sie  ist  femer 
iter  Namhaftmachung  des  Bergwerksyerwalters  und  unter  Hinweis  auf  die 
Bttinmiungen  des  §  65f  durch  mindestens  einmalige  Einrückung  in  das 
mtsblatt  der  Regierung,  in  deren  Bezirk  das  Bergwerk  liegt,  öffentlich  be- 
innt  zu  machen,  sowie  durch  Eintragung  in  das  Zechenbuch  und  durch  An- 
hlag  den  Betriebsbeamten  und  der  Belegschaft  kundzugeben. 

Das  Oberbergamt  kann  weitere  Bekanntmachungen  anordnen. 

Die  Bekanntmachung  gilt  als  bewirkt  mit  dem  Ablaufe  des  zweiten  Tages 
ich  der  Ausgabe  des  die  Einrückung  oder  die  erste  Einrückung  enthaltenen 
mtsblattes. 

§  65h.  Rechtshandlungen,  welche  der  Bergwerkseigentümer  nach  der 
Qordnung  über  die  Durchführung  des  Zwangsbetriebes  vorgenommen  hat, 
od  dem  Bergwerksyerwalter  gegenüber  unwirksam.  Die  Vorschriften  der 
\  892,  893  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  bleiben  unberührt. 

Dem  anderen  Teil  ist  die  Gegenleistung  zurückzugewähren,  soweit  sie  in 
m  Besitz  des  Bergwerksyerwalters  gelangt  ist. 

Hat  der  Bergwerkseigentümer  an  dem  Tage,  an  welchem  die  Durch- 
Qimng  des  Zwangsbetriebes  angeordnet  ist,  Rechtshandlungen  yorgenommen, 
>  wird  vermutet,  daß  sie  nach  dem  Erlasse  der  Anordnung  vorgenommen  sind. 

§  65 i.  Eine  Leistung,  welche  nach  der  Anordnung  über  die  Durch- 
ihrung  des  Zwangsbetriebes  an  den  Bergwerkseigentümer  auf  eine  Verbind- 
chkeit  erfolgt  ist,  bezüglich  deren  die  Ausübung  des  Gl&ubigerrechtes  auf 
m  Bergwerksyerwalter  übergegangen  ist,  befreit  den  Erfüllenden  dem  Be- 
rksverwalter  gegenüber  nur  insoweit,  als  das  Geleistete  in  dessen  Besitz 
»kommen  ist. 

Erfolgt  die  Leistung  vor  der  öffentlichen  Bekanntmachung  der  Anordnung 
k>er  die  Durchführung  des  Zwangsbetriebes,  so  ist  der  Erfüllende  befreit, 
enn  nicht  bewiesen  wird,  daß  ihm  zurzeit  der  Leistung  die  Anordnung  über 
e  Durchführung  des  Zwangsbetriebes  bekannt  war. 

Erfolgt  die  Leistung  nach  der  öffentlichen  Bekanntmachung,  so  wird  der 
rfüUende  befreit,  wenn  er  beweist,  daß  ihm  zurzeit  der  Leistung  die  An- 
rdnung  über  die  Durchführung  des  Zwangsbetriebes  nicht  bekannt  war. 

§  65  k.  Das  Oberbergamt  bat  dem  Bergwerksyerwalter  durch  den  Revier- 
Munten  das  Bergwerk  zu  übergeben  oder  ihm  die  Ermächtigung  zu  erteilen, 
sh  selbst  den  Besitz  zu  verschaffen. 

Zur  Beseitigung  von  Widerstand  können  der  Revierbeamte  wie  der  Berg- 
erksverwalter  die  Unterstützung  der  polizeilichen  Vollzugsorgane  nach- 
leben. Der  Revierbeamte  ist  bei  Widerstand  auch  zur  Anwendung  von  Ge- 
Rlt  befugt. 
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§  651.  Der  BerisrwerkBeigcntOnier  iet  bei  Vermeidung  polizeilichen 
Zwanges  verpflichtet,  dem  Bergwerksverwalter  alle  anf  den  Betrieb  and  die 
Verwaltnng  dea  Bergwerks  bezfiglichen  Schriftstficke  und  Bisse  sa  abergeben 
and  ihm  die  erforderlichen  AaskOnfte  über  die  Verwaltung  and  den  Betrieb 
za  erteilen.  Die  Anordnung  des  polixeilichen  Zwanges  erfolgt  darch  das 
Oberbergamt  Der  Rekurs  gegen  diese  Anordnung  hat  keine  aafschiebende 
Wirkung. 

§  65  m.  Der  Bergwerksverwalter  hat  alle  Handlungen  vorzunehmen,  die 
erforderlich  sind,  um  das  Bergwerk  in  dem  nach  §  65  Abs.  2  angeordneten 
Umfiang  in  seinem  wirtschaftlichen  Bestände  zu  erhalten  und  ordnnngsmifiig 
zu  benutzen.  Verffigungen  des  Bergwerkseigentflmers  aber  das  Bergwerk  hat 
er  zuzustimmen,  wenn  durch  die  Verfagnng  der  Zwangsbetrieb  nicht  beein- 
trftchtigt  wird. 

Das  Oberbergamt  hat  den  Bergwerksverwalter  nach  Anhörung  des  Berg- 
werkseigentamers  mit  der  erforderlichen  Anweisung  ftUr  die  Verwaltung  und 
den  Betrieb  zu  versehen,  die  dem  Bergwerksverwalter  zu  gewährende  Ver- 
gatung  festzusetzen  und  die  Gescb&ftsfahrung  zu  beaufsichtigen. 

Das  Oberbergamt  kann  dem  Bergwerk8?erwalter  die  Leistung  einer 
Sicherheit  auferlegen,  gegen  ihn  Ordnungsstrafen  bis  zu  300  Mk.  verhängen 
und  ihn  entlassen. 

Der  Bergwerksverwalter  ist  fOr  die  ErfOllung  der  ihm  obliegenden  Ver- 
pflichtungen allen  Beteiligten  gegenaber  verantwortlich.  Er  hat  jährlich  und 
nach  Beendigung  des  Zwangsbetriebes  Rechnung  zu  legen.  Die  Rechnung 
ist  dem  Oberbergamt  einzureichen  und  von  diesem  dem  BergwerkseigentOmer 
vorzulegen. 

§  65 n.  Der  Zwangsbetrieb  endigt:  1.  wenn  das  Bergwerk  im  Wege  der 
Zwangsversteigerung  veräußert  wird,  jedoch  unbeschadet  der  Vorschrift  des 
Artikels  27  b  Absatz  1  Ziffer  2  des  AusfQhrungsgesetzes  zum  Reichsgesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltune ;  2.  wenn  das  Zwangs- 
versteigerungsverfahren erfolglos  bleibt  und  aufgehoben  wird;  3.  wenn  der 
Beschluß  aus  §  65  c  aufgehoben  oder  zurückgenommen  wird. 

In  den  vorstehend  unter  2  und  3  bezeichneten  Fallen  hat  das  Oberberg- 
amt das  Grundbuchamt  um  die  Löschung  des  Vermerks  Ober  den  Zwangs- 
betrieb zu  ersuchen. 

§  65  0.  Der  BergwerkseigentOmer  ist  sowohl  im  Falle  des  §  65  a  Ab- 
satz 2  als  im  Falle  des  Zwangsbetriebes  nach  §§  65  c  bis  65  n  zur  2^ahlnng 
der  erforderlichen  Eostenvorschüsse  verpflichtet.  Diese  werden  nötigenfalLi 
vom  Oberbergamte  festgesetzt  und  auf  dessen  Anordnung  im  Wege  des  Ver- 
waltungszwangsverfabrens  vom  Bergwerkseigentümer  eingezogen. 

Soweit  die  erforderlichen  Vorschüsse  von  dem  Bergwerkseigentümer 
nicht  zu  erlangen  sind,  sind  zu  ihrer  Zahlung  in  dem  Falle,  daß  innerhalb 
zwei  Jahre  vor  der  Zustellung  der  Aufforderung  aus  §  65  Absatz  2  das  Berg- 
werk den  Eigentümer  gewechselt  bat,  auch  die  Vorbesitzer  verpflichtet. 

Sind  die  erforderlichen  Vorschüsse  von  den  Verpflichteten  nicht  recbt- 
zeitig  zu  erlangen,  so  kann  der  Staat  die  Mittel  vorschießen,    welche  lor 
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einstweiligen  DarcbfQhmng  der  in  §§  65  a, '65  c  bis  65  m  yorgesehenen  Maß- 
nahmen notwendig  sind. 

YorschfisBe  des  Staates  und  der  Yorbesitzer  sind  mit  vier  vom  Hundert 
für  das  Jahr  zu  yendnsen. 

Die  Betriebseinnahmen  sind,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  der  Betriebs- 
ausgaben erforderlich  sind,  zur  Erstattung  der  Vorschfisse  und  der  Zinsen 
derart  zu  verwenden,  daß  die  Befriedigung  zun&chst  des  Staates,  sodann  der 
Yorbesitzer  und  demnächst  des  Bergwerkseigentümers  erfolgt 

§  65  p.  Die  Yorschriffcen  der  §§  65  a,  65  c  bis  65  o  finden  gegenfiber  dem 
Rechtsnachfolger  desjenigen,  an  welchen  die  Aufforderung  nach  §  65  Absati  2 
ergangen  ist,  Anwendung,  ohne  daß  es  einer  neuen  Aufforderung  bedarf. 

§  65 q.  Steht  die  Befugnis,  das  Bergwerk  zu  betreiben,  einem  anderen 
als  dem  Bergwerkseigentümer  zu,  so  finden  dem  anderen  gegenüber  die  Yor- 
schriften  in  den  §§  65  bis  65  p,  unbeschadet  ihrer  gleichzeitigen  Anwendbar- 
keit gegenüber  dem  BergwerkseigentOmer,  und  im  Falle  des  §  65o  Absatz  2, 
gegenüber  den  Yorbesitzem  des  Bergwerkseigentümers,  entsprechende  An- 
wendung. 

§  65  r.  Schadenersatzansprüche  gegen  den  Staat  aus  der  Anwendung  der 
§§  65  bis  65  q  sind  ausgeschlossen. 

Sechster  Titel. 
Yon  der  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums. 

§  156.  Leistet  der  Bergwerkseigentümer  der  nach  Yorschrift  des  §  65 
Absatz  2  an  ihn  ergangenen  Aufforderung  keine  Folge,  so  kann  das  Ober- 
bergamt die  Einleitung  des  Yerfahrens  auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums 
durch  einen  Beschluß  aussprechen. 

Diese  Yorschrift  findet  im  Falle  des  §  65  p  entsprechende  Anwendung. 

Der  Inhalt  des  Beschlusses  ist  auf  Ersuchen  des  Oberbergamts  in  das 
Grundbuch  einzutragen. 

§  158.  Ist  der  in  §  156  bezeichnete  Beschluß  unanfechtbar  geworden, 
so  wird  er  von  dem  Oberbergamte  den  aus  dem  Grundbuche  ersichtlichen 
dinglich  Berechtigten  zugestellt  und  außerdem  durch  das  Amtsblatt  der  Re- 
gierung, in  deren  Bezirk  das  Bergwerk  liegt,  unter  Yerweisung  auf  diesen  und 
den  folgenden  Paragraphen  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht 

§  159.  Jeder  dinglich  Berechtigte  ist  befugt,  binnen  einem  Monat  yon 
der  Zustellung  des  im  §  156  bezeichneten  Beschlusses,  l&ngstens  aber  binnen 
einem  Monat  yom  Tage  der  Ausgabe  des  die  Bekanntmachung  des  Beschlusses 
enthaltenden  letzten  Amtsblattes  ab  behufs  seiner  Befriedigung  die  Zwangs- 
versteigerung des  Bergwerks  auf  seine  Kosten,  vorbehaltlich  der  Erstattung 
derselben  aus  dem  Yersteigerungserlöse,  bei  dem  zuständigen  Amtsgericht  zu 
beantragen.    Die  gleiche  Befugnis  steht  dem  Oberbergamt  zu. 

Ein  dinglich  Berechtigter,  der  von  dieser  Befugnis  nicht  rechtzeitig  Ge- 
brauch machte  hat  im  Falle  der  Aufhebung  des  Bergwerkeigentums  (§  160)  den 
Rechtsnachteil  zu  erleiden,  daß  sein  dingliches  Recht  erlischt. 
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Aach  der  Bergwerkseigentfiflier  kann  innerhalb  der  von  der  Ausgabe  dei 
letzten  Amteblattes  an  laufenden  Frist  die  Zwangsfersteigernng  auf  seil» 
Kosten  beantragen.  Der  Artikel  25  des  Aasführongsgesetzes  zom  Reichsgeseti 
über  die  Zwangsversteigerung  und  die  ZwangSTerwaltung  Tom  23.  September  1S99 
bleibt  unberührt. 

S  160.  Wird  die  Zwangsversteigerung  nicht  beantragt  oder  führt  ne 
nicht  zu  der  Veräußerung  des  Bergwerks,  so  spricht  das  Oberbergamt  durch 
einen  Beschluß  die  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums  aus. 

Mit  dieser  Aufhebung  erlöschen  alle  Ansprüche  an  das  Bergwerk,  tob 
welcher  Art  sie  auch  sein  mögen. 

{161.  Erklärt  der  Eigentümer  eines  Bergwerks  vor  der  Bergbehörde 
seinen  freiwilligen  Verzicht  auf  dasselbe,  so  wird  mit  dieser  Erkl&rung  naek 
§  158  ebenso  Terfahren  wie  mit  dem  dort  bezeichneten  Beschlüsse. 

Der  Verzicht  beseitigt  nicht  die  Verpflichtungen  aus  §65,  §  65  a,  §§65e 
bis  65  q  und  §164;  er  steht  der  Einleitung  und  Durchführung  des  Verfahreni 
auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  nur  dann  entgegen,  wenn  er  vor  Zu- 
stellung der  im  §  65  Absatz  2  bezeichneten  Aufforderung  erkl&rt  ist 

Die  §§159  und  160  finden  entsprechende  Anwendung. 

§  162.  Nach  §  161  Absatz  1  und  3  ist  auch  dann  zu  verfahren,  wenn 
der  freiwillige  Verzicht  auf  das  Bergwerkseigentum  nur  einzelne  Teile  ein« 
Feldes  betrifft 

Der  Absatz  2  des  §  161  findet  auf  einen  solchen  Verzicht  mit  der  Maß- 
gabe Anwendung,  daß  dieser  Verzicht  der  Einleitung  und  Durchführung  des 
Verfahrens  auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  auch  dann  nicht  entgegen- 
steht, wenn  er  vor  Zustellung  der  im  §  05  Absatz  2  bezeichneten  Aufforderung 
erklärt  ist. 

§  207  a.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  zweitausend  Mark  und  im  Unvermögens- 
fall  mit  Oef&ngnis  bis  zu  sechs  Monaten  werden  Bergwerksbesitzer  bestraft, 
welche  den  §§  84  Absatz  4  und  85  f  Absatz  3  oder  den  durch  §§  65a  und  651 
ihnen  auferlegten  Verpflichtungen  zuwiderhandeln. 

Artikel  II. 

Der  §  157   des  Allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  wird  aaf- 

gehoben. 

Artikel  III. 

Der  dritte  Abschnitt  des  Ausführungsgesetzes  zum  Reicfasgesetze  über 
die  Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  vom  23.  September  1899 
wird  wie  folgt,  ge&ndert: 

1.  In  Artikel  23  werden  die  Worte  «aus  den  Artikeln  24  bis  27-  durch 
die  Worte  ^aus  den  Artikeln  24  bis  27  d"  ersetzt. 

2.  Hinter  Artikel  27  werden  folgende  Vorschriften  eingeschaltet: 

Artikel  27a. 
Ein  Recht  auf  Befriedigung  aus  dem  Grundstücke  mit  dem  Range  des 
§  10  No.  1  des  Reiebsgesetzes  gew&hrt  auch  der  Anspruch  des  Staates  auf 
Erstattung  seiner   nach  §  650  Absatz  3  des  Allgemeinen  Berggesetzes  ge- 
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leisteten  Vonchflsse,  nebst  den  Zinsen,  soweit  die  Vorschüsse  vor  dem  Zu- 
schlage Torbraacht  sind  und  nicht  der  Anspruch  aus  den  Nutzungen  des  Berg- 
werks berichtigt  werden  kann. 

Artikel  27b. 

Wird  die  Zwangsversteigerung  eines  Bergwerks  nach  §  159  des  All- 
gemeinen Berggesetzes  betrieben,  so  ist  als  gesetzliche  Yersteigerungsbedingung 
festzustellen : 

1.  daß  der  Ersteher  und  seine  Rechtsnachfolger  im  Eigentum  des  Berg- 
werks Terpflichtet  sind,  nach  Maßgabe  und  im  Umfange  der  an  dem  seitherigen 
BergwerkseigentOmer  auf  Grund  des  §  65  Absatz  2  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes erlassenen  Aufforderung  das  Bergwerk  zu  betreiben; 

2.  daß  auf  Anordnung  des  Oberbergamtes  der  Zwangsbetrieb  des  Berg- 
werks nach  Maßgabe  der  §§  65  c  bis  65  q  des  Allgemeinen  Berggesetzes  fttr 
Rechnung  des  Erstehers  oder  seiner  Rechtsnachfolger  Tom  Zuschlage  bis  zur 
Zahlung  oder  Hinterlegung  des  Yersteigerungserlöses  fortzusetzen  ist. 

Die  Torstehend  bezeichnete  Anordnung  kann  schon  vor  dem  Zuschlage 
ergehen. 

Artikel  27c. 

Im  Falle  des  Artikels  27  b  ist  der  BergwerkseigentOmer  vom  Mitbieten 
im  Versteigerungstermin  ausgeschlossen. 

Das  Recht  aus  dem  Meistgebot  kann  an  ihn  nicht  übertragen  werden.. 

> 

Artikel  27d. 

Mit  dem  Ersuchen  um  Eintragung  des  Erstehers  als  Eigentümer  ist  im 
Falle  des  Artikels  27  b  das  Orundbucbamt  zugleich  zu  ersuchen,  die  Ver- 
pflichtung zum  Betriebe  nach  Maßgabe  der  festgestellten  Versteigerungs- 
bedingung in  das  Grundbuch  einzutragen  und  diejenigen  Vermerke  zu  löschen, 
welche  auf  Grund  der  §§  65  a  Absatz  3,  65  c  Absatz  8,  65g  Absatz  2  und  156 
Absatz  3  des  Allgemeinen  Berggesetzes  in  das  Grundbuch  eingetragen  sind. 

Artikel  27e. 

Die  Verpflichtung  zum  Betriebe  des  Bergwerks  nach  Artikel  27  b  fUlt 
weg,  wenn  das  Oberbergamt  das  Grundbuchamt  um  ihre  Löschung  ersucht 
Das  Ersuchen  ist  zu  stellen,  wenn  das  Oberbergamt  nach  tats&chlich  erfolgter 
Betriebseinstellung  und  vom  Bergwerkseigentümer  hierüber  erstatteter  Anzeige 
das  Verfahren  auf  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  nicht  binnen  sechs 
Monaten  eingeleitet  hat. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung  in  Kraft 
Mit  diesem  Tage  finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  auch  auf  die 
jenigen  Fälle  Anwendung,  in  denen  eine  Aufforderung  aus  dem  bisherigen 
§  65  Absatz  2  des  Allgemeinen  Berggesetzes  bereits  erlassen  sein  sollte.  Ist 
in  einem  solchen  Falle  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  das  Verfahren  auf 
Entziehung  des  Bergwerkseigentums  nach  dem  bisherigen  §  156  des  Allgemeinen 


BerggeBBtsee  noch  turbt  eingeleitet,  ao  hat  duB   Oberbersamt  alsbald  t 
ZurUcluiebang  aeiner  fr&beren  Aufforderang  eine  dem  Artikel  I  §  Üfi  AbeMl 
diesea  Gesetzea  entsprechende  Aafforderang  nach  Vernehmung  daa  Berg*s| 
elgentUmera  zu  ertusen. 

Die  Tomchrift  des  Artikels  1  §  65d  Absatz  2  findet  keine  Anirend^ 
wenn  der  Eigent am b Wechsel  Tor  der  Einbringung  dieses  Gesetzes  beim  L 
tage  stattgefunden  bat 

Hit  der  AusfQbrung  dieses  Gesetzes  wird  der  zuständige  Minister  beaaÜK 
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Einleitung. 

Unter  den  zahlreichen  Städten  Norddeutschlands,  die  schon 
i  Ausgang  des  Mittelalters  durch  ihre  Brauerei  bekannt  waren, 
iun  Münster,  die  Hauptstadt  des  gleichnamigen  Ffirstbistums, 
len  angesehenen  Platz  ein.  ^)  Weithin  aber  Westfalens  Grenzen 
messen  die  Erzeugnisse  seines  Braugewerbes  wegen  ihrer  Gate 
id  Preiswfirdigkeit  einen  ausgezeichneten  Ruf,  und  lange  Zeit 
Iren  seine  Brauer  stolz  darauf,  „daß  diese  Stat  Münster  in  und 
ie  Zieten  den  Ruhm  gehabt,  daß  zwischen  Elb  und  Rhein  kein 
sser  Bier  .  .  .  f&r  geringere  Pfennig  zu  Kauf  gewesen  als 
e  binnen  Münster'^  ^)  Dies  galt  in  besonderem  Maße  für  das 
i.  Jahrhundert  und  war  Yor  allem  dem  Umstände  zu  yerdanken, 
.ß  damals  in  Münster,  ähnlich  wie  in  den  meisten  Städten,  deren 
raugewerbe  in  gutem  Rufe  stand,  eine  eigene  Spezialität  Bier 
ibraut  wurde. 

Von  nicht  geringem  Einfluß  auf  die  Entwicklung  des  mflnste- 
schen  Brauwesens  ist  der  bereits  im  13.  Jahrhundert  einsetzende 
ideutsame  Aufschwung  der  Stadt  geworden. 

Münster  besaß  schon  Ende  des  12.  Jahrhunderts  Stadtreohte, 
id  es  wurde  bereits  im  folgenden  Jahrhundert  eine  angesehene 
ändelsstadt  und   ein  vielbesuchter  Marktort  ^;  auch  unter  den 


1)  Vgl.  hierza  u.  a.  G&ässb,  Bierstadien  S.  14,  6S,  72;  Bhbghaüb,  Sprach* 
[latz  der  Sassen.    Brandenbarg  1880.     Bd.  1  8.  104. 

2)  St.  A.  VI  Nr.  10. 

3)  Näheres   bei  HijffSBH,  Westfalen  und  Bheinland  S.  83  o.  85  £  and 
HüLTB,  Yerfassangsgeschichte  S.  27. 
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deutsohen  Kaufleaten,  welche  damals  im  Aaslande  Vertrage  ab- 
schlössen, finden  sich  die  Namen  mfinsterischer  Bflrger  vieUaeh 
vertreten,  i) 

XTber  die  Einwohnerzahl  der  Stadt  sind  wir  fOr  jene  Zeit 
allerdings  nicht  unterrichtet  Da  aber  die  Befestigongswerke  schon 
denselben  bedeutenden  Flächenraum  umfaßten,  wie  in  sp&teren 
Jahrhunderten,  so  wird  dieselbe,  selbst  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  bei  der  Befestigung  der  Stadt  mit  einem  Anwachsen  der  Be- 
Tölkerung  gerechnet  war,  nicht  gering  anzuschlagen  sein.  Für  dis 
14.  und  15.  Jahrhundert  schätrt  Tibus^)  die  EinwohnerziJü  auf 
9000—10  000,  welche  fOr  damalige  Verhältnisse  als  eine  sehr  hohe 
zu  bezeichnen  wäre.^) 

Sicherte  die  zahlreiche  und  in  gutem  Wohlstande  lebende  Be- 
Yölkerung  den  Brauern  schon  einen  reichlichen  lokalen  Absatz 
ihrer  Produkte,  so  begünstigten  die  mannigfachen  Handelsbeziehungeii 
Münsters  und  seine  Bolle  als  Hauptstadt  des  gleichnamigen  Fttist- 
bistums  auch  einen  weitverzweigten  Bierezport  Es  ist  desbaft 
leicht  erklärlich,  wenn  im  Zusammenhange  hiermit  die  Brautechnik 
schon  damals  zu  einer  gewissen  Vollkommenheit  sich  aufschwang  und 
die  Brauerei  bald  eine  Ausdehnung  und  Bedeutung  erlangte,  die 
unsere  Tage  nicht  ahnen  lassen. 

Für  das  münsterische  Gemeinwesen  war  die  Blüte  der  Brau- 
industrie von  um  so  größerer  Bedeutung,  als  die  Brauerei  dem 
Stadtsäckel  jahrhundertelang  in  der  Form  von  Abgaben  wechselnder 
Art  höchst  wichtige  Einnahmen  geliefert  hat. 

Die  günstige  Entwicklung  dieses  wichtigen  Gewerbszweiges 
wurde  im  17.  Jahrhundert  durch  die  unheUvollen  Folgen  des 
30jährigen  Krieges  jäh  unterbrochen.  Der  Niedergang  des  Brau- 
gewerbes war  in  diesen  schweren  Tagen  ein  so  vollständiger,  dal 
das  Gewerbe  sich  erst  im  19.  Jahrhundert  von  ihm  einigermaßen 
erholen  sollte.  Aber  ihren  früheren  Ruf  hat  die  münstersche 
Brauindustrie  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  wieder  erlangen  können, 
da  an  der  Stelle  Münsters  in  der  zweiten  Hälfte  des  verflossenen  Jah^ 


1 )  über  die  Bedeutung  Münsters  im  Hansabunde  vgl.  y.  Dbttsv,  Mftnster. 
seine  Entstehung  und  das  Kulturbild  seiner  lOOOj&hrigen  Entwicklung. 

2)  Die  Stadt  Münster  S.  260. 

3)  Ober  BeTÖlkerungSTerb&ltnisse  mittelalterlicher  St&dte  siehe  v.  Ixaiu- 
Stkbnboo,  Wirtschaftsgeschichte,    fid.  Uli  S.  425. 
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hnnderts   das   benachbarte  Dortmund   zu   einer  weit  berühmteren 
Prodaktionsstatte  trefflichen  Bieres  geworden  ist 

Die  folgende  Untersuchung  will  die  Ent?Ficklung  der  münster- 
ischen Brauerei  so  weit  klar  legen,  als  es  das  vorhandene  urkund- 
liche Material  nur  irgend  gestattet.  Die  wichtigsten  dieser  Quellen 
behandeln  die  Besteuerung  der  Brauerei  in  Münster.  Schon  aus 
diesem  äußerlichen  Orunde  ist  die  finanzgeschichtliche  Seite 
des  Problems  in  den  Vordergrund  gerückt  worden.  Da  aber  die 
Bierbesteuerung  in  Münster  nicht  nur  geraume*  Zeit  das  Bückgrat 
der  stadtischen  Finanzwirtschaft  in  Münster  gewesen,  sondern  auch 
in  ganz  eigenartiger  Weise  fortgebildet  worden  ist,  dürfte  ihre  Ge- 
schichte in  dem  behandelten  Zeitraum  auf  größeres  Interesse  An- 
spruch erheben  können,  als  die  verhältnismäßig  dürftigen  und  für 
die  Zeit  bis  1661  zum  Teil  schon  von  Erumbholtz^  gesammelten 
Überlieferungen  von  der  Entwicklung  des  Gewerbes  selbst  Indem 
wir  die  Bierbesteuerung  Münsters  durch  ein  halbes  Jahrtausend 
verfolgen  und  in  den  Vordergrund  unserer  Untersuchung  stellen, 
gewinnt  der  Leser  indirekt  einen  Einblick  in  die  Veränderungen 
der  Technik,  der  Organisation  des  Gewerbes  und  seiner  ganzen 
Lage  im  Wechsel  der  Zeiten. 


Erstes  Kapitel. 

Die  brauenden  Personen  nnd  Personengmppen. 

Die  erste  Frage,  von  der  unsere  Untersuchung  auszugehen  hat, 
ist  die,  welche  Personen  im  Mittelalter  und  zu  Beginn  der 
neueren  Zeit  in  Münster  die  Bierbereitung  übernommen  haben. 
Aus  anderen  Städten  wissen  wir,  daß  sich  die  Brauerei  schon 
früh  im  Mittelalter  sowohl  innerhalb  der  Haushaltungen,  als  auch 
als  besonderer  Gewerbszweig  abgespielt  hat  Für  Münster  steht 
gleichfalls  fest,  daß  man  hier  von  jeher,  soweit  die  Quellen  zurück- 
reichen, neben  den  gewerblichen  oder  „stetigen*^  Brauern  die  so- 
genannten »Hausbrauer,  welche  nur  für  ihren  eigenen  Hausbedarf 
brauten,  unterschieden  hat  Nur  können  wir  keinerlei  Angaben 
darüber  machen,  ob  hier  im  Mittelalter  die  Hausbrauerei  die  ge- 
werbliche überwogen  hat,  oder  hinter  ihr  an  Bedeutung  zurückge- 
blieben ist 


1)  Gewerbe  Münsters,  nebst  Anlageband:  ürknnden  and  Akten. 
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FBr  die  gewerbliohe  Brauerei  (ypisoh  war  seit  Ausgang  dM  "^ 
15.  JahrhimdertB  ihre  enge  Yerqniekimg  mit  dem  SehankgeweiiN^ 
indem  die  BenifBbraaer  meist  zugleich  anoh  Wirte  waren.  Manehe 
Brauer  besaßen  sogar  mehrere  Sohankstellen  in  der  Stadt,  dis 
sie  dnreh  ihre  Zapfer,  Faktoren  genannt,  verwalten  ließen.  Dum 
in  der  Gegenwart  in  erhöhtem  Mafie  wieder  einsetaende  ye^ 
bindnng  Ton  Brauerei  nnd  "^l^rtsohaft  stellte  damals  etwas  gyn 
Selbstrerstindliches  dar,  weil  die  gewerbliche  Branerei  nicht  ib 
Maiktgewerbe  anftzitt^  sondern  der  Abnehmer  die  ProdoktionsMttB 
anfnidien  mußte.  Daneben  gab  es  auch  zahlreiche  Braner,  wslehe 
sich  hanptstchlioh  auf  den  Export  des  guten  münsterisohen  Kens 
verlegten. 

Der  eigentliche  Handel  mit  Bier  war  den  Beru&braueni  vtt- 
behalten.  Um  sie  von  der  Konkurrenz  der  nicht  selbst  braue&te 
Wirte  und  auch  der  Hauswirtschaften  zu  befreien,  war  es  diem 
TerboteUy  Bier  i;i  größeren  Gebinden  entgelüich  abzugeben.  In 
Jahre  1512  wurde  das  Quantum,  welches  nicht  ftberschritta 
werden  durfte,  auf  10  Yerink  oder  Quarten  festgesetzt  i) 

Die  Brauer  beschäftigten  sich  aber  nicht  allein  mit  dem  Ke^ 
brauen  fBr  den  eigenen  Absatz,  sondern  verarbeiteten  den  BArgemsnoh 
das  von  diesen  selbst  gelieferte  Oetreide  zo  Malz.  Die  Malzbereitong 
war  nämlich  den  Wirten  und  Bfirgem  nicht  gestattet,  um  so  den 
Brauern  ein  ausreichendes  Arbeitsfeld  zo  verschaffen.  Interessant 
ist  femer  die  Tatsache,  daß  die  gewerbliche  Brauerei  Münsters  noch 
zu  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  auch  als  Lohnwerk  in  der  Fonn 
der  Stör  auftrat,  indem  Berufsbrauer  den  selbstbrauenden  Bfirgem 
beim  Einbrauen  halfen. 

Wer  Berufsbrauer  werden  wollte,  mußte  sich  beim  Bäte  am 
die  Erlaubnis  bewerben.  Eine  Braupfanne  durfte  nur  mit  besondrer 
Genehmigung  des  Rates  oder  zweier  mit  der  Aufsicht  über  das 
Braugewerbe  speziell  betrauten  Ratsmitglieder  durch  den  vereideten 


1)  R.  B.  Art.  60.  Die  Verordnimg  dieses  Jahres  reserviert  nicht,  wie 
Kbuhbholtz  (Gewerbe  Münsters  8.  200)  angenommen  hat,  gewissen  Branarn 
den  Auschank  einer  bestinmuten  Biersorte.  Sie  faßt  vielmehr  auf  dem  Grand- 
satE  der  städtischen  Gewerbepolitik  des  Mittelalters,  eine  Abgrensang  des 
Arbeitsgebietes  der  einzelnen  Handwerker  vorzunehmen,  und  will  den  Berufe* 
braaem  gegenüber  den  Haosbraaem  in  der  geschilderten  Weise  einen  ge- 
sicherten Nahrongsstand  verschaffen. 
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stadtischen  Pfannensetzer  aufgestellt  werden.  Eine  solche  aofizostellen, 
kostete  1564  3  Taler  sowie  Kost  und  Lohn  für  den  Pfonnensetzer. 
Die  genannte  Oebühr  worde  von  der  Stadt  eingezogen  und  zwischen 
ihr  und  dem  Meister  geteilt.  Es  gab  nur  einen  Pfannsetzer.  Er 
durfte  ohne  die  Erlaubnis  der  Stadt  auch  keinen  Oehülfen  annehmen 
und  in  seinem  Oewerbe  unterrichten,  i) 

Von  den  noch  zu  erörternden  Brausteuem  und  der  Pfannengebähr 
abgesehen,  brauchte  der  Brauer  fOr  die  bloße  Ausübung  seines  (Ge- 
werbes an  sich  keine  besondere  Abgabe  zu  entrichten;  ebenso  lag 
auch  auf  dem  Schankrecht  keine  Spezialsteuer.  Die  Verleihung  von 
Braugerät  an  die  Bürger  war  ihm  aber  verboten,  eine  Bestim- 
mung, die  wohl  zur  Vermeidung  von  Steuerhinterziehungen  erlassen 
sein  wird.  2) 

Über  die  Zahlenverhältnisse  der  Brauer  ist  uns  vor  1591  wenig 
bekannt  Erst  aus  diesem  Jahre  wissen  wir,  daß  es  in  Münster 
damals  56  Bierbrauer  gegeben  hat. 3) 

Trotzdem  die  Brauer  also  ziemlich  zahlreich  waren,  ist  es  ihnen 
niemals  gelungen,  sich  zu  einer  zunftartigen  Organisation  zu  ye> 
einigen.  ^) 

Für  eine  regelmäßige  Zunftbildung  gab  die  Bierbrauerei  im  all- 
gemeinen keinen  günstigen  Boden  ab.  Diese  Erscheinung  ist  zu- 
nächst in  äußeren  Ursachen  begründet  Abgesehen  davon,  daß  die 
Brauerei  zum  Teil  Zubehör  der  Hauswirtschaft  und  Nebengewerbe 
geblieben  war,  standen  in  vielen  Städten  einer  Ausbildung  solcher 
Organisationen  mancherlei  finanz-  und  gewerbepolizeiliche  Maßregeln, 
wie  der  Brauhausbann  und  die  Einführung  des  Beihebrauens  im 
Wege. 

Ursprünglich  gehörten  überall  in  den  Städten  die  Brauer  zu 
den  nicht  in  Zünften  gegliederten  Handwerkern,  weil  sie  nicht  auf 
dem  Markte  verkauften,  und  sich  infolgedessen  in  Anlehnung  an 
den  Markt  und  die  Marktordnung  entstandene  Vereinigungen  bei 
ihnen  nicht  ausbilden  konnten.  ^)    In  der  späteren  Zeit-,  namentlich 


1)  Kbümsholtz,  Gewerbe  Münsters,  Urk.  u.  Akt  S.  521. 

2)  Ein  in  damaliger  Zeit  allgemdn  übliches  Verbot     Vgl.  Sohbbin, 
Braaerzunft  S.  25.  3)  St  A.  VI  Nr.  10. 

4)  Vgl.  Ebbsssnbboiok,  Wiedert&afergeechichte  S.  Hl. 

5)  Ich  folge  hier  der  Ansicht  ▼.  Belows  und  Kbutobns  über  Entstehung 
der  Gilden. 
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im  17.  Jahrhimdert^  sohließeii  doh  yideiortB  anoh  die  Bianar  » 
FOideroBg  ihrer  Inteiessen  mehr  ziuammen. 

Wemi  es  in  Mflnster,  solange  dort  das  Zunftwesen  noeh  iqend 
welohe  Bedentong  besaß,  zur  Ausbildung  einer  Brauenonft  mekt 
gekommen  ist,  so  dfiifte  die  Unaohe  hauptsftohlioh  auf  flniai- 
politischem  Gebiete  liegen.  Da  hier  nämlioh  das  BraugewartM^  wte 
noeh  dargestellt  werden  wird,  einen  großen  Teil  der  stidtisdieii 
Lasten  zu  tragen  hatte,  mflssen  Bat  und  Oilde  ein  unmittalbiiei 
Interesse  daran  gehabt  haben,  einen  engeren  Zusammenachlufi  der 
Brauer  zu  verhindern. 

Allerdings  kannte  Mflnster  nicht  Beschrankungen  der  Bie^ 
Produktion  von  der  Art,  wie  sie  sich  seit  Ausgang  des  Mitteliltei 
sonst  fast  flberall  in  Norddeutschland  herausgebildet  haben.  Yoa 
einer  Beschränkung  des  Braurechts  auf  gewisse  Häuser  wird  ans 
ebensowenig  berichtet^  wie  von  dem  oben  erwähnten  Beihebrauen^ 
bei  welchem  nicht  alle  Brauer  gleichzeitig  brauen  durften,  scmdem 
nur  in  bestimmter  Beihenfolge  die  Erlaubnis  zum  Brauen  erhiettn, 
und  zwar  immer  nur  wenige  im  gleichen  Stadtteil.  In  Ueinsm 
Städten  war  dieses  Becht  yielf ach  sogar  mit  dem  Beihesdienksn 
verbunden.  ^) 

Noch  weniger  kannte  Münster  den  sogenannten  „Brauhausbann^ 
Wo  er  eingeführt  war,  durften  die  Branberechtigten  allein  Biau- 
pfannen  aidfstellen,  welche  von  allen,  die  brauen  wollten,  gegen 
Yergütong  benützt  werden  maßten.  Ein  solches  Eesselverleihung»- 
recht  besaßen  namentlich  viele  Stifte  und  Klöster,  beispielsweise 
der  Bischof  von  Hildesheim,  der  Abt  von  München-Gladbach  mid 
die  Kirche  zu  Laer.^) 

In  Münster  brante  Jahrhunderte  hindurch  jeder  Brauer,  wann 
es  ihm  beliebte.  Es  wurde  das  ganze  Jahr  hindurch  einigermaßen 
gleichmäßig  gebraut,  mit  besonderer  Bevorzugung  allerdings  der 
Monate  März,  April,  Juli,  September  und  Oktober. 

Eine  Einschränkung  der  braugewerblichen  Freiheit  brachte  erst 
das  Jahr  1652.    Damals  ist  nämlich  angeordnet  worden,  „um  allen 

1)  Vgl.  dazu  SoHHOLLXB,  Stadien  über  V^irtschaftspolitik  Friedrich!  dei 
Großen  und  Preußens  überhaupt,  in  den  Jahrb.  f.  Gesetsg.  usw.  Bd.  11 
S.  27;  T.  Inaxa-Stxbnboo,  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  llls  8.  105. 

2)  Siehe  GaÄsss,  Bierstudien  S.  27. 

3)  ScHiBBH,  Brauerzunft  8.  28;  Osnabrücker  Mitteilungen  Bd.  7  S.  31. 
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unrat  und  betragt  zu  verhüten,  ,,daß  von  nun  an  und  hinfOi^o 
nimant,  welcher  feilen  koit  oder  hier  0  allhier  zu  verzapfen  oder  zu 
verkaufen  begehrt,  zugelassen  noch  verstattet  werde,  seinen  koit  oder 
bier  selbsten  oder  durch  die  seinige  zu  brauen,  sondern  solches  durch 
die  dazu  besonders  vereidigte  straßenbrauere  ^)  verrichten  zu  lassen 
bei  strafiT  von  20  Rthlr^  schuldig  zu  sein^  ^)  Eine  Anzahl  gewerb- 
licher Brauer  wurde  far  diese  Zwecke  besonders  vereidigt.  So  oft 
sie  zum  Brauen  ersucht  wurden,  mußten  sie  vorher  vom  Orfiter^) 
gegen  Vergütung  von  6  Pfennigen  für  ihren  Weg  einen  besonderen 
Erlaubnisschein  holen,  bei  10  Mark  Strafe  für  jede  Unterlassung.  Das 
Malz  durfte  nicht  eher  eingeschüttet  werden,  als  bis  dieser  Zettel 
geholt  und  der  Straßenbrauer  anwesend  war.  Wer  es  versäumte, 
einen  vereideten  Brauer  zum  Einbrauen  herbeizuziehen,  verfiel  eben- 
falls in  „ein  exemplar  Straf*  und  hatte  Konfiskation  des  ganzen 
Oebräus  zu  vergewärtigen. 

Neben  den  berufsmäßigen  Brauern  stand,  wie  schon  gesagt  wurde, 
auch  den  Bürgern  das  Recht  zu,  sich  den  Haustrunk  selbst  zu 
brauen.  Sie  haben  in  Münster  von  ihm  bis  ins  19.  Jahrhundert  hin- 
ein fleißig  Gebrauch  gemacht  In  anderen  Städten  hat  hingegen  die 
Entwicklung  der  gewerblichen  Brauerei  die  Hausbrauerei  schon  früh 
verdrängt,  oder  sie  doch  wenigstens  bedeutend  eingeschränkt 

Krumbholtz  ^)  und  auchSchul  te  ^)  haben  wohl  aus  demZusatz 
zu  einer  Verordnung  des  Jahres  1448,  welche,  wie  wir  noch  hören 
werden,  den  Verkauf  des  fremden  und  des  besten  einheimischen 
Bieres  der  Stadt  reservierte,  geschlossen,  daß  in  der  älteren  Zeit 
nur  die  gewerblichen  Brauer  zum  Brauen  berechtigt  gewesen  seien 
und  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten  auch  die  Bürger.  Zu  dieser 
Annahme  ist  eine  irrtümliche  Auslegung  der  betreffenden  Stelle  die 
Veranlassung  gewesen.  Dieselbe  räumt  denjenigen,  „die  kinder 
beraden  to  geistliker  of  to  wertliker  echte^  nicht  die  Erlaubnis  ein, 
für   diese  Zwecke  überhaupt  brauen  zu  dürfen,  sondern  gestattet 


1)  Gemeint  ist  das  Gestbier.    Dieses  und  der  Koit  waren  die  damals  in 
Münster  üblichen  Biersorten.    Vgl.  S.  38. 

2)  Gewerbliche  Brauer,  welche  öffentlich,   also   über  die  Straße,  Bier 
▼erkaoften. 

3)  St.  A.  YII  Nr.  10,  gedr.  bei  Kbümbholtz,  Urk.  a.  Akt.,  S.  490. 

4)  So  hieß  damals  der  Akziseeinnehmer.    Vgl.  jedoch  S.  21. 

5)  Gewerbe  Mflnsters  S.  200.         6)  Yerfassungsgeschichte  S.  137  Anm.  1. 
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ill^nen,  das  der  Stadt  reservierte  bessere  Bier  ausnahmsweise  brauen 
zu.  lassen. 

Obwohl  die  Stadt  im  Besitze  einer  eigenen  Brauerei  war,  muß 
das  Bestehen  des  Brauhausbannes  fOr  die  Bfirger  in  der  alteren 
Zeit  durchaus  yemeint  werden.  ^)  Jeder  Bfirger  braute  selber,  sofern 
er  sich  im  Besitz  der  erforderlichen  Oeratschafk  befiBuid  and  fiber 
die  nötigen  Materialien  verfügte,  und  wer  keinen  eigenen  Braukessel 
besaß,  lieh  sich  ihn  von  einem  anderen.  Ließ  sich  ein  Bfirger  aber 
von  einem  gewerblichen  Brauer  tonnenweise  Bier  ins  Haus  bringen, 
so  mußte  er,  wenn  er  dieses  steuerfrei  beziehen  wollte,  die  Grnt- 
herren  benachrichtigen  und  dem  Brauer  einen  Bestellzettel  geben, 
den  dieser  bei  der  Steuerbehörde  ablieferte.^)  Diese  Bestimmung 
sollte  verhindern,  daß  Steuerhinterziehungen  von  selten  der  Brauer 
stattfanden,  und  daß  die  Bfirger  unversteuertes  Bier  heimlich  zom 
Ausschank  brachten. 

Neben  den  Bürgern  brauten  auch  die  Oilden  ffir  ihre  Festlich- 
keiten und  Versammlungen  Bier,  und  zwar  ebenfalls,  ohne  davon 
irgendwelche  Steuer  zu  entrichten.  Dieses  Recht  hatten  sie  sich 
1 448  ausdrficklich  vorbehalten :  „Item  hie  hebbet  die  1 7  gilde  sick 
inbeholden,  dat  se  er  beir  mögen  browen  to  er  gilde,  dat  se  to  er 
gilde  drinken  willen."^) 

Diese  Versammlungen  scheinen  gelegentlich  zu  reinen  Trink- 
gelagen ausgeartet  zu  sein,  die  der  Bat  später  auch  einzuschränken 
versuchte.  Im  Jahre  1648  beschloß  beispielsweise  die  Leineweber- 
Bruderschaft  „einen  weitläufigen  zech^*  zu  halten,  wofor  sie  60  Tonnen 


1)  £nolbb,  Verwaltung  der  Stadt  Münster  S.  16,  hat  dies  auf  Grand 
eines  Magistratsberichtes  aus  dem  Jahre  1602  angenommen,  in  welchem  es 
als  wahrscheinlich  hingestellt  wird,  daß  die  Borger  in  der  &iteren  Zeit  auf 
dem  „Stadtbr&uhause,  dem  Stadtkeller**  hätten  brauen  müssen,  und  daß  sie 
für  die  Befreiung  von  dieser  Verpflichtung  eine  bestimmte  Steuer  übernommen 
h&tten.  Zun&chst  sind  Stadtbräuhaus  (Gruthaus)  und  Stadtkeller  keineswegs 
identisch,  und  femer  ist  die  in  Frage  kommende  Steuer  erst  im  Laufe  des 
17.  Jahrhunderts,  während  der  allgemeinen  Geldnot,  die  der  30jährige  Kriog 
über  die  Stadt  brachte,  eingeführt  worden.  Die  Vermutung  rührt  wohl  daher, 
daß  die  Bürger  früher  zum  Bezüge  der  Grut  (?g1.  hierzu  S.  15  ff.)  Tom  städtischen 
Gruthaus  yerpfiichtet  waren. 

2)  £s  handelt  sich  hier  der  Zeit  nach  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts. 
Vgl.  Kbumbholtz,  Gewerbe  Münsters,  Urk.  u.  Akt.  S.  485  b.  4. 

3)  R.  B.  Art.  100. 
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Eoit  braaen  ließ.  In  demselben  Jahre  wurde  das  Recht  der  Ämter  ^) 
insofern  eingeschränkt,  als  nach  einem  Batsbeschlui}  dieselben  „von 
all  den  breiten  (Gebräa),  so  sie  bei  anderen  brawem  von  deren 
Malz  braaen  lassen,  accise  zu  geben  schuldig  sein  und  damit  keines- 
wegs übersehen  werden  sollten."  ^) 

Bei  dem  Schmiedeamt  hatten  die  Schöffen  ein  Anrecht  auf  die 
Malztreber,  welche  bei  dem  durch  das  Amt  gebrauten  Bier  ent- 
standen.^ Von  dem  Recht,  steuerfreies  Bier  zu  trinken,  war  nur 
die  Backergilde  ausgenommen.^) 

Eine  weitere  Konkurrenz  für  die  Berufsbrauer  bildeten  die 
zahlreichen  Klöster  und  die  Oeistlichkeit.  Die  Bierbrauerei 
wurde  von  den  Klöstern,  welche  die  Umwohner  nicht  nur  in  allerlei 
Handwerken,  sondern  auch  in  „rationeller  Landwirtschaft"  unter- 
richteten, schon  früh  betrieben  und  hat  ihnen  namentlich  manche 
technische  Verbesserung  zu  verdanken. 

Auch  die  münsterischen  Klöster  besaßen  meist  eigene  Brauhäuser 
und  hielten  Brauknechte,  während  die  ärmeren  unter  ihnen  sich 
von  den  Brauern  aus  selbst  geliefertem  Material  Bier  herstellen 
ließen.  In  den  Einnahme-  und  Wirtschaftsbüchern  derselben  finden 
sich  große  Mengen  Braukom  und  Malz  verzeichnet,  die  als  Zins 
geliefert  wurden  oder  der  eigenen  Wirtschaft  entstammten. 

Bei  dem  Kloster  St.  Mauritz  beliefen  sich  die  Erträge  an  Oerste 
im  14.  Jahrhundert  auf  241  Malter.  ^)  Das  reiche  Überwasser  nahm 
1472  145  Malter  5V2  Scheffel  Oerste  und  108  Malter  Malz  ein  und 
verbraute  davon  114  Malter  Malz  ^),  was  etwa  einer  Produktion  von 
400  Tonnen  Bier  entspricht  um  dieselbe  Zeit  verwandte  dieses 
Kloster  zum  Bierbrauen  in  einem  Jahr  6  Malter  6  V2  Scheffel  Hopfen, 
im  Werte  von  9  M.  4  Seh.  9  Pf. ")    Das  Magdalenen-Hospital  ver- 


1)  Die  Gilden  werden  in  jener  Zeit  meiat  Ämter  genannt. 

2)  St.  A.  VIII  Nr.  134. 

3)  Ebumbholtz,  Gewerbe  Monsters  S.  140. 

4)  1682  sachte  die  B&ckergilde  beim  Rate  Steuerfreiheit  fOr  das  auf  ihren 
VersammlunjB^n  getrunkene  Bier  nach  und  sprach  die  Hofihung  auB,  daß  im 
Falle  eines  abschlägigen  Bescheides  die  übrigen  Ämter  billigerweise  ebenfalls 
zur  Akzise  herangezogen  würden.  Der  Rat  gab  ihrem  Wunsche  jedoch  nicht 
nach,  da  jene  sich  auf  alte  Privilegien  berufen  konnten.  Ratsprotokoll  von  1682. 

5)  Codex  traditionum  Westfalicarum.    Münster  1872—95.  III.  S.  119  f. 

6)  Westf.  Zeitschr.  Bd.  46  S.  86  u.  Bd.  45  S.  100. 

7)  Ebenda  Bd.  45  S.  95. 
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einnahmte  unter  den  Naturalien  1556  156  Malter  Gtorstef  von  denen 
65  Malter  für  Brauzwecke  benutzt  wurden.  0  D^  Kloster  Bheine 
ließ  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  aus  60  Maltern  Malz  Bier 
brauen.  ^) 

Infolge  der  billigen  Erwerbung  der  Bohmaterialien,  Steuer- 
freiheit und  sonstiger  Privilegien  erfreuten  sich  die  Klöster  überiianpt 
fOr  das  Brauwesen  besonders  günstiger  Verhältnisse  und  stellten 
so  eine  nicht  zu  unterschätzende  Konkurrenz  ffir  die  gewerbliche 
Brauerei  dar. 

Über  die  Schmälerung  der  Braunahrung  durch  Klöster  und 
Geistlichkeit  führten  die  Brauer  häufig  Klage.  In  einer  dem  Bäte 
1590  eingereichten  Beschwerdeschrift^  wiesen  sie  darauf  hin,  „daß 
für  20  oder  30  jähren  zum  langesten  uf  dem  domhof  und  in  den 
kleisteren  dann  nur  kavent,  wie  es  genannt  wurde,  für  das  yolk  ge- 
bruwen,  der  koit  aber  alle  von  den  bruwem  bie  tunnen  und  sunst 
ingeholet  wurde,  daran  ein  ehrbar,  wohlweiser  rat  den  acdsen  und 
die  bürgere  ihre  nahrung  gehabt  Jetzo  aber  melten  und  bruwen 
nit  allein  alle  die  uf  dem  domhof  und  in  den  kloistem,  sondern 
auch  alle  geistlichen  und  deren  concubinen  und  nit  allein  den  koit 
für  sich  selbst  gebrauchen,  sondern  haben  5,  6  und  mehr  kost- 
gengers  und  geben  doch  kein  accisen ".  Die  Brauer  betonten  immer 
wieder,  daß  das  Braugewerbe  eine  bürgerliche  Nahrung  sei  und  er- 
suchten den  Bat,  sich  ihrer  anzunehmen«  Sie  erreichten  aber  im 
allgemeinen  wenig,  da  die  Geistlichkeit  meist  auf  den  Immunitäten 
wohnte,  die  der  Jurisdiktion  der  Stadt  nicht  unterstanden. 

Daß  die  Geistlichkeit  den  Brauern  namentlich  durch  die  Be- 
herbergung und  Bewirtung  von  Fremden  manchen  Verdienst  weg- 
nahm und  gelegentlich  auch  Bier  öffentlich  zum  Ausschank  brachte, 
läßt  sich  wohl  schon  daraus  schließen,  daß  im  Jahre  1525  die  Gilden 
für  Brauer  gegen  die  Geistlichkeit  Partei  ergriffen,  unter  den 
34  Artikeln,  welche  dem  Bat  zur  Bestätigung  von  den  Gilden 
überreicht  wurden,  bestimmte  der  fünfte,  daß  in  Zukunft  den  Geist- 
lichen die  Malzbereitung  verboten  sein  sollte.^)  Dieselben  besaßen 
also  eigene  Darren,  was  auf  eine  große,  den  eigenen  Konsum  be- 
deutend übersteigende  Bierproduktion  schließen  läßt. 

1)  Weatf.  Zeitechr.,  Bd.  18  S.  100.  2)  Vgl.  R.  Pr.  1672. 

3)  St.  A.  VI  Nr.  10,  gedr.  bei  Ebuhbholts,  a.  a.  0.,  S.  494. 

4)  KsB8S£ifBR0iCK,  Wiedertäufergeschichte  S.  139. 
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In  manchen  Städten,  namentlich  in  Süddeutschland,  stand  der 
Geistlichkeit  das  Recht  zu,  öffentliche  Schankstnben  zu  halten  oder 
doch  wenigstens  Bier  zu  verkanfenJ)  Das  war  ihr  in  Münster 
nicht  gestattet.  Gewerblich  verwerten  durfte  das  Braurecht  nur  die 
Korporation  der  Chorsänger  an  der  Domkirche,  welche  ^Eamerales  '^ 
hießen,  weil  sie  in  einem  gemeinsamen  Hanse  wohnten.  Von 
den  Erträgen  ihrer  öffentlichen  Schankstnben  bestritten  sie  zum 
Teil  ihren  Unterhalt.  Sie  unterstanden  jedoch  der  Gewerbepolizei 
des  Bates  und  waren  auch  verpflichtet,  an  die  Stadt  Steuern  zu 
entrichten. 

Aus  dem  bisher  Dargestellten  geht  dieses  hervor: 
Neben  der  gewerblichen  Brauerei  gab  es  in  dem  behandelten 
Zeitraum  in  größerem  Umfange  eine   private   Bierbereitung, 
die  als  eine  interne  Angelegenheit  der  Einzelhaushaltungen,  Gilden 
und  geistlichen  Korporationen  angesehen  wurde. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Anfänge  einer  Braubesteuerung  in  Mttuster. 
Die  Erwerbung  der  G^rntgerechtlgkeit  durch  die  Stadt. 

Viel  weiter  zurück  als  die  Nachrichten  über  die  Organisation 
des  Brauwesens  reichen  die  Quellen  über  die  Bierbesteuerung  in 
Münster.  Die  ältesten  urkundlichen  Nachrichten  stammen  aus  dem 
13.  Jahrhundert  Es  war  die  Zeit,  in  der  die  als  bischöfliche 
Residenz  rasch  emporgekommene  Stadt  mit  dem  Bischöfe  im  Streite 
lag,  weil  die  stolzerfüllte  Bürgerschaft  nicht  länger  der  landesherr- 
lichen Verwaltung  unterstehen  wollte,  sondern  zu  wirtschaftlicher 
und  politischer  Selbständigkeit  fortzuschreiten  trachtete. 

Wie  alle  mittelalterlichen  Städte  strebte  auch  Münster  danach, 
vor  allem  finanziell  selbständig  zu  werdeu,  denn  die  alsdann  er- 
reichbar gewordene  wirtschaftliche  Überlegenheit  ermöglichte  es  den 
Städten,  durch  Kauf  oder  Pfandnahme  von  den  Stadtherren  auch 


1)  YgL  Zeitschr.  f.  deotsch.  Kolturgesch.  Jahrg.  1857.  S.  161  ff.   Abnold, 
YerfassniigsgeBchichte  der  deutschen  Freist&dte.    Bd.  2  S.  335. 

2)  Ebbssbkbboiok,  a.  a.  0.,  S.  47.    Vgl.  auch  hierzu  die  Abhandlung  von 
HuTSKXKS,  Westf.  Zeitschr.  Bd.  60  S.  194. 
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die  Oerichtsbarkeit  sowie  politische  Rechte  an  sich  za  bringen. 
War  aber  erst  der  Übergang  der  Yerwaltong  von  den  stadtherrlichen 
Beamten  auf  den  Bat  erfolgt,  so  mußte  dieser  wiederum  sein 
Augenmerk  darauf  richten,  fOr  die  durch  die  politisdie  Selbständigst 
entstehenden  Ausgaben  die  erforderlichen  Geldmittel  aufzubringen. 
Da  nun  die  Erhebung  von  direkten  Steuern  meist  dem  Stadthom 
zustand,  wandten  sich  die  Städte  hauptsächlich  der  indirekten  Be- 
steuerung zu  und  erhoben  namentlich  Abgaben  von  den  nötigen 
Eonsumtionsmitteln.  unter  ihnen  traten  Oberall  die  Steuern  auf 
Getränke  ^),  fär  unsere  Gegenden  solche  auf  Bier,   zuerst  herror. 

In  Münster  stand  die  Bierbesteuerung  in  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts noch  dem  Bischöfe  als  Stadtherm  zu.  Wie  die  Bischöfe 
dort  in  den  Besitz  dieses  Rechtes  gelangt  waren,  läßt  sich  nur  nach 
dem  allgemeinen  Gange  der  Entwicklung  der  Braugerechtigkeit  und 
des  Bierbesteuerungsrechtes  Oberhaupt  vermuten. 

Solange  in  jeder  Hauswirtschaft  noch  der  aus  Wasser,  Honig 
und  gelegentlichen  Kräuterzugaben  aufgekochte  Haustrunk,  der 
sogenannte  Met,  durch  die  Frauen  hergestellt  wurde  ^),  ist  von  einei 
Besteuerung  dieses  einfachen,  wenig  haltbaren  Getränke  nirgends 
die  Bede.  Ebenso  wird  es  anfanglich  auch  geblieben  sein,  als  aas 
Getreide  hergestellte  Getränke,  im  Gegensatz  zum  Met  Bier  ge- 
nannt, allgemein  in  Benutzung  kamen  und  die  Brautechnik  noch 
auf  niedriger  Stufe  stand.  Sobald  aber  mit  dem  Entstehen  größerer 
Ansiedlungen,  also  etwa  seit  Beginn  des  10.  Jahrhunderts,  das 
BrauTerfahren  sich  erheblich  verbessert  hatte  und  das  Bierbrauen 
ein  „öffentliches  und  Verkaufsgewerbe^  geworden  war,  ändert  sich 
die  Sachlage  dadurch,  daß  sich  die  Grundherrschaften  fast  überall 
fOr  größere  Bezirke  das  alleinige  Becht  auf  gewerbsmäßiges  Brauen 
und  das  Bierverkaufsrecht  zu  erwerben  wußten.^)  Sie  ließen  daraufhin 
die  Brauerei  wohl  von  hörigen  Leuten  ausüben.  Ein  Analogon  hat 
der  Vorgang  in  der  Ausübung  des  Weinbannes,  in  dessen  Besitz 
viele  Grundherrschaften  gleichfalls  im  Laufe  der  Zeit  gelangten.^) 


1)  Vgl.  Stbinhauben,  Gresch.  d.  deutsch.  Eultur  S.  379. 

2)  HsTNB,  HausaltertOmer  Bd.  2  S.  335  and  340. 

3)  Siehe  Anton,  Gesch.  d.  deutsch.  Landwirtschaft  Bd.  1  S.  406  and  Bd.  2 
S.  282;  Lampbboht,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  1  S.  586;  Hitn'b, 
a.  a.  0.,  S.  348. 

4)  Kbutobn,  Ämter  und  Zünfte  S.  57  Anm.  143. 
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Auf  dem  Lande  ^)  kam  es  zar  Aasbildang  eines  selbständigen 
Branerstandes  in  jener  Zeit  dagegen  schon  nicht  wegen  des  innigen 
Zusammenhanges  der  Brauerei  mit  der  Eigenwirtschaft,  auch  nicht 
wegen  der  verhältnismäßig  hohen  Kosten  der  Brangerätschaften,  und 
vor  allem  aber  deswegen  nicht,  weil  die  Erzeugnisse  der  Brauerei 
in  der  Kegel  nur  aus  dem  Hause  verkauft,  nicht  aber  auf  die 
Märkte  verbracht  wurden. 

In  den  Städten  entwickelte  sich  das  Bierbesteuerungsrecht  nun 
anfänglich  —  später  ist  es  vielfach  auf  von  den  Königen  verliehene 
Privilegien  zurückzuführen  —  meist  aus  dem  Brau-  und  Schankrecht 
von  Fronhöfen,  die  im  Besitz  der  Territorialherren  sich  befanden. 
Waren  Städte  großenteils  auf  dem  Areal  von  Fronhöfen  einer  Qrund- 
herrschaft  entstanden  2),  so  dehnte  diese  das  den  Höfen  als  Bealrecht 
anhaftende  Brau-  und  Schankmonopol  auf  die  ganze  Stadt  aus,  ver- 
zichtete dann  aber  später  auf  dasselbe  zugunsten  aller  Bürger  gegen 
die  allgemeine  Verpflichtung,  beim  Brauen  von  Bier  Steuern  in 
irgend  einer  Form  zu  bezahlen,  oder  sie  überließ  das  Recht  zum 
Brauen  nur  einer  beschränkten  Zahl  von  Bürgern,  denen  alsdann 
eine  Steuer  für  den  Betrieb  des  Gewerbes  oder  nach  der  Menge 
des  erzeugten  Bieres  auferlegt  wurde.  ^ 

Eine  ähnliche  Entwicklung  dürfen  wir  trotz  fehlender  urkund- 
licher Zeugnisse  für  Münster  annehmen,  da  es  ursprünglich  eine 
durchaus  grundherrliche  ^)  Stadt  war. 

Münster  ist  zum  größten  Teil  auf  dem  Orund  und  Boden  von 
vier  Haupthöfen  entstanden,  die  schon  früh  von  der  Kirche  er- 
worben waren.  ^)  Das  an  den  Haupthöfen  ^)  haftende  Braurecht  wird 
vom  Stifte  anfanglich  dadurch  genützt  worden  sein,  daß  die  Brauerei 
und  der  Verkauf  von  Bier  in  eigener  Regie  betrieben,  und  daß  nicht 

1)  StbikhausrN)  Gesch.  d.  deutsch.  Kultur  S.  213. 

2)  Vgl.  HOllhanh,  St&dtewesen  des  Mittelalters  Bd.  2  S.  lOf. 

3)  HüLLMANN)  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters  Bd.  2  S.  liSf; 
V.  MaüRbb,  Geschichte  der  St&dteverfassung,  Bd.  2  S.  859  und  861. 

4)  y.  Maübbb,  a.  a.  0.,  Bd.  1  S.  90. 

5)  N&heres  darüber  bei  Tibüs,  Stadt  Münster  S.  34  f.  und  Sohültb,  Yer- 
fassungsgeschichte  S.  14. 

6)  In  Meppen  gelangten  die  Münsterischen  BischOfe  durch  Kauf  in  den 
Besitz  der  Grutgerechtigkeit,  die  dort  ebenfalls  ZubehOr  eines  Haupthofes  war. 
Bkhnes,  Beitr.  z.  Gesch.  u.  Verf.  d.  ehemal.  Niederstifts  Münster.  £mden 
1830  &  84. 
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ntu  der  gnmdheirlichen  Gtomeinde,  sondern  aach  den  angesiedelteii 
freien  Leaten  und  den  zu  den  Fest-  nnd  Markttagen  nach  MAnster 
kommenden  Fremden  neben  anderen  Lebensbedflrfiiissen  anoh  dsi 
Bier  geliefert  wurde.  Als  aber  in  der  Folgezeit  die  Ansiedlang  an 
GrOfie  bedeutend  zonahm,  dürfte  das  Braurecht  an  die  Bfirgersdiift 
in  ihrer  Gesamtheit  gegen  besondere  Abgaben  vom  Brauen  abge- 
treten worden  sein.^ 

Wann  in  Mflnster  der  Übergang  vom  Bealrecht  der  Höfe  zum 
landesherrliohen  Hoheitsrecht  stattgefunden  hat^  läßt  sich  nicht  be- 
stimmt sagen,  vermuten  l&ßt  sieht  aber,  dafi  er  sich  schon  vor  dem 
Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  vollzogen  hatte,  weil  die  Stadtherrschaft 
der  mfinsterischen  Bischöfe  um  jene  Zeit  bereits  vollkommen  aus- 
gebildet gewesen  ist  Wir  finden  die  Bischöfe  um  die  Ifitte  des 
12.  Jahrhunderts  im  Besitze  des  Zoll-,  Markt-,  Mflnz-  und  Be- 
steuerungsrechts sowie  femer  der  Gerichtsbarkeit  2)  Zudem  war 
das  Bistum  Mflnster  unter  Hermann  H  (1174 — 1203)  durch  Kaiser 
Friedrich  E  zum  Fflrstbistum  erhoben  worden.^ 

Als  ältester  uns  bekannt  gewordener  sicherer  Beleg  fOr  das 
Vorhandensein  einer  Brausteuer  in  Mflnster  besitzen  wir  ein  im 
Westfälischen  ürkundenbuch  (Band  3  Nr.  760)  abgedrucktes  Doku- 
ment aus  dem  Jahre  1265.  In  ihm  verbrieft  der  Bischof  Gerhard 
der  Stadt  Münster  gegen  Zahlung  von  200  Mark  den  dritten  Teil 
des  Ertrages  der  ^Grut*'  und  überweist  femer  ans  deren  Einkünften 
eine  jährliche  Rente  von  10  Mark  an  das  Domkapitel  zum  Gedächtnis 
der  unter  seiner  Regierung  erfolgten  Einweihung  des  Domes. 
Spätere  Urkunden  aus  Münster  und  anderen  norddeutschen  Städten, 
in  denen  das  Wort  „Grut**  häufig  wiederkehrt,  lassen  keinen  Zweifel 
darüber  bestehen,  daß  unter  diesem  Worte  an  der  genannten  Stelle 
nur  eine  bestimmte  Form  der  Bierbesteuerung  verstanden  werden 
kann.  Wie  aber  war  diese  Steuer  selbst  beschaffen?  Auf  diese 
Frage  Antwort  zu  geben,  wird  durch  den  Umstand  aufierordenüioh 
erschwert,  daß  der  nämliche  Ausdruck  „Grut**  in  etwa  der  gleichen 
Zeit    in    anderen    Urkunden    mit   mehreren    stark    abweichenden 


1)  Vgl.  KiNDLmaBB,  Beitr&ge  Bd.  2  S.  231. 

2)  Siehe  Metzbn,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  im  FOrstbistoin 
Mflnster  S.  41;  Schulte,  Yerfassungsgeschichte  S.  27. 

3)  NiESBBT,  Beiträge  Bd.  2  S.  17. 

4)  Commercii  litterarii  dissertationieB  epistolicae  usw.  III  S.  60. 
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Deatangen  gebraucht  worden  ist.  Da  sie  aber  alle  mit  dem  Bier, 
seiner  Bereitung  oder  Besteuerung  in  enger  Verbindung  stehen,  er- 
scheint es  zur  Kenntnis  der  erwähnten  Besteuerungsform  unerläßlich, 
den  Tollen  Sinn  des  Ausdrucks  festzustellen,  hatte  dieser  sich  doch 
gerade  wegen  dessen  Vieldeutigkeit  sehr  rasch  vollständig  verwischt, 
nachdem  er  erst  außer  Übung  gekommen  war. 

Über  diesem  Wort  hat  bis  in  die  neueste  Zeit  ein  dichter  Schleier 
gelagert.  Bei  den  Versuchen  ihn  zu  lüften,  ist  man  neuerdings  zwar 
weiter  gekommen  wie  NOnning,  der  um  die  Mitte  des  18.  Jahr* 
hunderts  in  einer  Untersuchung  das  Wort  „Orut'^  einen  gordischen 
£noten  genannt  hat,  den  bisher  keiner  gelöst  habe !  Aber  zur  voll- 
ständigen Klarheit  sind  auch  die  späteren  Forscher  nicht  durch- 
gedrungen. Es  muß  deshalb  versucht  werden,  an  der  Hand  der 
Quellen  dieses  Dunkel  nach  Möglichkeit  zu  lichten. 

In  nicht  weniger  als  siebenfachem  Sinn  begegnen  wir  dem 
Ausdruck  „Orut^*  oder  „Gruit^'  im  Zusammenhang  mit  Bier,  seiner 
Besteuerung  und  Herstellung.  Außer  der  bereits  erwähnten  Be- 
zeichnung fQr  das  Recht  zur  Erhebung  einer  bestimmten 
Brausteuer  (Gratgerechtigkeit)  werden  auch  die  Einkünfte  aus 
dieser  Steuer,  das  Grutgeld,  ja  wird  die  Steuer  selbst  eben- 
falls oft  kurzerhand  mit  dem  gleichen  Ausdruck  belegt  Weiterhin 
diente  er  als  Bezeichnung  f&r  das  damalige  Hauptbier  der  Stadt, 
meist  Grutbier  oder  Grflsink  genannt,  femer  nannte  man  ein 
Gebräu  desselben  eine  Grut.  Am  häufigsten  aber  wird  das  Wort 
Grut  für  einen  Stoff,  der  damals  bei  der  Bierbereitung  Ver- 
wendung fand,  gebraucht,  seltener  endlich  zur  Bezeichnung  einer 
in  der  Brauerei  früher  verwandten  Heidepflanze,  der  Porße  (Le- 
dum  palustre).  In  welchem  Sinne  das  vieldeutige  Wort  im  ein- 
zelnen Falle  gebraucht  ist,  läßt  sich  nur  aas  dem  Zusammenhang 
ersehen. 

Die  Herleitung  und  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  ist 
schwerlich  noch  genau  festzustellen.  Im  Mittelniederdeutschen  0 
bezeichnet  „grüs",  „grüt",  „gröt"  oder  „gruit"  eigentlich  eine  zer- 
kleinerte, geschrotete  Masse,  und  „grüt^  hängt  zusammen  mit  „grutte'^ 
(Grütze),  welches  ebenfalls  etwas  Geschrotetes,  namentlich  enthülste 


1)  Vgl.  TBK  DoBNKAAT  KooLMANN,  Wörterbuch  der  OstfrieBischen  Sprache. 
Korden  1873.    Bd.  1  S.  703;  Bxbobaus,  a.  a.  0.,  Bd.  1  S.  623  und  624. 


16  Enter  Teil. 

Oetreidekömer  bedeutet  Noch  heute  nennt  der  Yolksmond  im 
Münsterlande  zerkleinerte  Reste  oder  Abfälle  jeglicher  Art  „Gnitt^. 

Wenn  nun  das  in  Münster  gebraute  Bier  jahrhundertelang  als 
Qrut,  Grutbier  oder  Grüsink  bezeichnet  wurde,  so  muß  man  zunächst 
mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß  der  Ausdruck  „Qiut^  ursprünglich 
dem  geschroteten  Malz  beigelegt  worden  ist.  Dafür  aber  läßt  sich  nicht 
die  leiseste  Bestätiguog  finden.  Noch  weniger  kann  der  Ausdruck 
etwa  auf  die  Verwendung  einer  bestimmten  Malzsorte  hinweisen. 
Wie  in  Deutschland  damals  alle  einheimischen  Getreidearten  zur 
Bierbereitung  dienten,  i)  so  wurde  auch  das  Grutbier  nicht  aus  einer 
bestimmten  Eomart,  sondern  bald  aus  Roggen,  bald  aus  Hafer, 
Gerste  oder  aus  Mischkom  hergestellt.  In  Süddeutschland,  wo  man 
gelegentlich  ebenfalls  Grutbier  trank,  scheint  den  anders  gearteten 
Fruchtverhältnissen  entsprechend  mehr  Weizenmalz  verwendet  worden 
zu  sein^),  während  im  Norden  der  Weizen  erst  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert allgemein  benutzt  wurde,  und  zwar  für  Luxusbiere.  Es 
bleiben  sonach  nur  die  würzigen  Zutaten  als  Anhaltspunkt  für 
eine  Ableitung  des  Namens  übrig. 

In  der  Tat  kann  es  als  ziemlich  sicher  gelten,  daß  man  seit 
dem  12.  Jahrhundert  unter  der  Grut  oder  Gruit  zunächst  die  an 
Stelle  des  Hopfens  zum  Bierbrauen  verwandten  zerkleinerten  und 
gemahlenen  WürzstoflFe  verstanden  hat. 

Daß  die  Grut,  wie  später  der  Hopfeu,  zum  Würzen  des  Bieres 
diente,  läßt  sich  aus  zahlreichen  Urkunden  nachweisen,  besonders 
aber  aus  einem  im  Jahre  1364  dem  Bischöfe  von  Utrecht  verliehenen 
Privilegium:  „Successu  temponim  adeo  usus  invaluit  Lupulo  cere- 
visiam  coquendi  ut  Johannes  Trajectensis  Episcopus,  ob  damnum 
notabile,  quod  inde  patiebatar,  querela  desuper  ad  Carolom  IV  Imp. 
delata  oblinuerit,  pro  cerevisia  Lapis  cocta,  idem  exigendi,  quod  per 
Gruta".  Auch  eine  Stelle  bei  Jung^  bestätigt  unsere  Annahme. 
Dieselbe  lautet:  „Gruyt  vel  grutgeld,  quod  praestitum  pro  licentia 
coquendi  eam  (cerevisiam)  aut  lupis  aut  gruta.'*  Und  so  ließe  sich 
noch  eine  ganze  Reihe  urkundlicher  Belege^)  anführen,  es  genüge 
aber,  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  auch  zahlreiche  Verbote,  Hopfen 
an  Stelle  der  Grut  zu  verwenden,  dafür  sprechen. 

1)  Hbtnb,  Haasaltertümer  S.  339.  2)  Vgl.  ebenda  S.  345  Anm.  46. 

3)  Historia  antiquissima  Comitatus  Benthemensis  Nr.  40  S.  S5.  4)  Vgl. 

namentlich  Hbtne,  a.  a.  0.,  Bd.  2  S.  350  Anm.  6S. 
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Bevor  der  Hopfen  allgemein  zur  Bierbereitung  benutzt  wurde, 
also  vor  dem  Beginn  des  15.  Jahrhunderts,  trank  man  in  Deutsch- 
land fast  überall  nur  Kräuter-  od^  Gewfbrzbiere.  Den  mit  dem 
Namen  ^^ier*'  bezeichneten  gegorenen  betränken  wurden  alle  mög- 
lichen Arten  Früchte,  Beeren,  Wurzeln,  Kräuter  und  selbst  Blätter 
zugesetzt,  um  das  Bier  schmackhaft  zu  machen  und  um  seine  Haltbarr 
keit  zu  erhöhen.  1)  Als  Zusätze  waren  besonders  beliebt:  Wermut, 
Wachholder,  Lorbeer,  Benediktenwurzel,  Myrtengagel  und  Bosmarin.  ^) 
Selbst  scharfe  Gewürze  wurden  dem  Bier  zugemischt  So  benutzten 
die  flandrischen  und  französischen  Brauer  noch  bis  ins  18.  Jahr^ 
hundert  Pfeffer,  Enzian,  Zimmetrinde,  Salbei,  Lavendel  und  Goriander.^) 
Die  anregende  Wirkung,  welche  die  mit  solchen  Ligredienzien  ver- 
setzten Biere  auf  den  menschlichen  Organismus  ausüben,  ist  wohl 
der  Hauptgrund  gewesen,  weshalb  sich  diese  Zutaten  dort  so  lange 
gehalten  haben.  ^) 

Auch  aus  den  Niederlanden^)  ist  ebenso  wie  aus  dem  ganzen 
nordwestlichen  Deutschland  bekannt,  daß  man  dort  im  Mittelalter 
ein  derartiges  Bier  braute,  welches  Grut-  oder  Gruitbier  hieß. 

Das  Eigenartige  an  dem  „Grutbier^,  wovon  es  auch  seinen 
Namen  erhielt,  war  die  Grut  Sie  bedeutete  zunächst  nichts 
anders  als  die  getrockneten  und  zerkleinerten  Fflanzenstoffe,  die 
etwa  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  in  Nordwestdeutschland 
zur  Bierbereitung  benutzt  wurden.  Daß  die  Grut  aus  pflanzlichen 
Würzstoffen  bestand,  haben  die  Forschungen  von  Schoben^),  Beiur 
hold^  und  K.  B.  Stüve^)  bereits  unzweifelhaft  ergeben,  und  auch 
für  Münster  läßt  sich  diese  Tatsache  genau  nachweisen.^) 

1)  Zur  Greschichte  des  Bieres  vgl.  Galsse,  fiientadien  S.  Iff.;  Hbhn, 
Kulturpflanzen  und  Haustiere  S.  142  ff. 

2)  Vgl.  hierzu  Sohbbsn,  Brauerzunft  S.  13  f.  und  Handwörterbuch  d. 
Staatsw.  2.  Auflage.    Bd.  2  S.  803. 

3)  Gbässe,  Bierstudien  S.  25;  vgl.  auch  ebenda  S.  91. 

4)  In  der  älteren  Zeit  zeigte  mao  überhaupt  eine  Yorllebe  füx  scharf 
BchmeckeDde  Getr&nke.  Selbst  dem  Weine  wurden  starke  Gewürze  sugemiBcht 
YgL  Heyne,  Hausaltertümer  S.  336  und  339 ;  Haupts  Zeitschr.  für  deutsch. 
Altertum  Bd.  6  S.  268  £  und  279.  5)  Vgl.  u.  a.  Hsda,  Historia  Eplscoporum 
Ultraiectensium  S.  100.  6)  Brauerzunft  S.  4  und  106. 

7)  Yerfassungsgeschichte  Wesels  (Gibbkbs  Untersuchungen  Bd.  23)  S.  72. 

8)  Osnabrücker  Mitteilungen  Bd.  7  S.  31  Anm.  1. 

9)  Vgl.  auch  Ebühbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  199,  feni,er  KnoxiiDroHa, 
Beiträge  Bd.  2  S.  231. 

Qrewe,  Das  Braugewerbe  der  Stadt  Mttnster.  2 
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Diese  Eräater  waren  nicht  etwa  ein  des  Ersatz  Hopfens  in 
solchen  Gegenden,  „wo  einheimischer  Anbau  des  Hopfens  nicht  be- 
stand and  eingefährter  um  teueres  Geld  gekauft  werden  mufite"^), 
denn  schon  lange  vor  der  Yerwendang  des  Hopfens  war  der  Zusatz 
von  Kräutern  zum  Biere  allgemein  üblich.  ^)  Zudem  hielt  sich  das 
Grutbier  vielfach  da,  wo  der  Hopfenbau  und  -Handel  schon  firfih 
in  Blüte  standen,  das  ganze  Mittelalter  hindurch  aus  Gründen,  ?on 
denen  im  folgenden  noch  die  Rede  sein  wird. 

Die  zur  Grut  verwandten  gemahlenen  Ingredienzien  wurden  in 
einem  uns  nicht  bekannten  Verhältnis  gemengt  ^)  Die  Zubereitung 
der  Mischung  hielt  man  geheim  %  was  wohl  kaum  möglich  gewesen 
wäre,  wenn  sie  nur  aus  einem  Ejraute  bestanden  hätte.  Daran  li^  es 
auch,  daß  nur  so  spärliche  Nachrichen  über  sie  auf  uns  gekommen 
sind.  In  Köln  wurde  die  Grut  sogar  mit  einem  geringen  Zusatz 
von  gemahlenem  Malze  vermischt,  bevor  sie  an  die  Brauer  abge- 
geben wurde,  um  die  Feststellung  ihrer  Zusammensetzung  noch  za 
erschweren.  ^) 

In  der  Grut  bildete  überall  eine  bestimmte  Pflanze  die  Grund- 
substanz. So  verwandte  man  am  Niederrhein,  namentlich  in  Köln, 
nachweislich  den  Myrtengagel  (Myrica  gale),  auch  Heidebalsam 
genannt,  als  Hauptingredienz  und  daneben  Wachholder,  Kümmel, 
Anis  und  Ingwer.^)  In  Westfalen  hingegen  nahm  man  als  solche 
fast  allenthalben  die  schon  erwähnte  Porße  '^)  (Ledum  palustre),  auch 
Porß  oder  Post  genannt,  eine  Pflanze,  die  heute  unter  dem  Namen 
Wilder  Rosmarin  bekannt  ist  ®) 

Keinesfalls  ist  nun  aber  die  öfters  vertretene  Annahme  haltbar, 
daß  die  dem  Biere  zugesetzte  Kräutermischung  von  dieser  Porße, 


1)  Hbtne,  Hausaltertümer  S.  350. 

2)  Vgl.  ebenda  8.  345  Anm.  47.  3)  Siehe  Osnabrücker  Mit- 
teilangen  Bd.  7  S.  31 ;  Sohebbn,  Brauerzunft  S.  107. 

4)  „ludico  igitur  istam  (grutam)  conditurae  mixtaram  in  arc&niB,  ne 
publico  innotesceret,  babitam  fuisse,  unde  quoque  factam,  at  quid  proprio  foaity 
posteri  non  resciverint,  ne  scriptorum  quisquam  detegere  potaerit.'*  NOvmio. 
a.  a.  ü.,  S.  83.  5)  Schbben,  Brauerzunft  S.  107. 

6}  Ebenda;  vgl.  aoch  Avb&dünk,  Geschichte  der  Stadt  Dulsborg.  Duis- 
burg 1895.    S.  260. 

7)  Gruit,  welches  in  den  Heiden  wechset,  auch  porsse  genannt'*  Qnelleo 
lur  Westfäl.  Geschichte.    I  S.  350. 

8)  Vgl.  hierzu  Hetvb,  Hausaltertümer  S.  350. 
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welche  in  Westfalen  auch  wohl  „Graet**  oder  „Qraete''  genannt 
wurde  1),  ihren  Namen  erhalten  habe,  denn  auch  da,  wo  man  die 
Forße  gar  nicht  verwandte,  hieß  die  Mischung  ebenfalls  Omt 
Umgekehrt  wird  die  Pflanze,  weil  sie  in  WestfiJen  hauptsächlich 
zur  Bereitung  der  Grat  diente,  davon  ihren  Beinamen  erhalten 
haben. 

Dieses  mit  der  Porße  oder  Wildem  Rosmarin  versetzte  Bier 
wurde  in  Westfalen  in  der  Grafschaft  Teklenburg  noch  bis  zum 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  allgemein  gebraut  und  erfreute  sich  eines 
ausgezeichneten  Rafes.^)  Der  wilde  Rosmarin  war  wegen  seiner 
anregenden  Wirkung  und  seines  würzigen  Geschmackes  zum  Bier- 
brauen besonders  geschätzt  und  wurde  von  den  Brauern,  auch  nach- 
dem der  Hopfen  überall  in  Gebrauch  genommen  war,  als  Zugabe 
zu  demselben  noch  bis  in  unsere  Zeiten  vielfach  benutzt^)  Der 
berühmte  Bierkenner  Dr.  Enaust^)  hebt  die  vielen  Vorzüge  des 
Rosmarinbieres  mit  folgenden  Worten  hervor:  „Von  Rosemarien 
Kraut  richtet  man  ein  edel  Bier  zu,  daß  die  andere  alle  an  Farbe, 
Geschmack  und  Erafft  übertrifft  und  sich  der  Natur  des  Weins  auffis 
aller  nähest  gleichet,  es  hat  eine  Farbe  wie  ein  Gold,  einen  Geschmack 
und  Geruch,  wie  ein  Würtz,  doch  nicht  wie  ein  Arzney,  wenn  maus 
in  ein  Glas  geust,  so  steigen  unten  auff  etliche  kleine  Bläßlein  wie 
in  einem  Wein,  diß  Bier  stärket  wunderbarlich  und  gewaltig  die 
vomehmbsten  Glieder  am  Menschen  als  namentlich  das  Gehirn 
und  Hertz." 

Die  über  die  Grut  gemachten  Angaben  finden  ihre  Bestätigung 
durch  ein  aus  den  60er  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  stammendes 
Schriftstück^),  welches  sich  auf  einen  Streit  bezieht,  der  zwischen 
der  Stadt  Münster  und  dem  Domkapitel  über  die  Höhe  einer  auf 
dem  Ertrage  der  Biersteuer  lastenden  Rente  ausgebrochen  war. 
Dasselbe  berichtet  über  die  Grut  folgendermaßen: 

1)  Der  Volksmand  kennt  dort  noch  heute  diese  Bezeichnong. 

2)  Das  Zerbster  Rosmarinbier  war  ebenfalls  berahmt,  siehe  GrIbsb^ 
Bierstudien  8.  77. 

3)  Friedrieb  d.  Gr.  verbot  in  Preußen  unter  hoher  Strafe  die  Verwendung 
des  Post  oder  Rosmarin  zur  Bierbereitung.  Ygl.  auch  Amthob  in  den  Monats- 
berichten der  Gesellsch.  zur  Ford.  d.  Wissensch.  usw.  im  Unterelsaß,  Bd.  31 

8. 154.  4)  Fünf  Bacher  von  der  göttlichen  und  edlen  Gabe 

Bier  lu  brauen.    3.  Teil. 

5)  8taat8-ArchiT  zu  Manster,  Msc.  VI  262  b  1  und  2. 

0* 


tO  £rstar  TflO. 

^xno  Grntai  quid  sit,  pro  meliori  facti  inteUigentia  et  vt 
antiquitatig  penitos  nihil  ignoretor,  bis  panciB  dedaraie  opent 
pietium  esse  existimatiir,    Soiendmii  itaqne  est,  in  Dioecea 
et  piomda  Monasterienei  alüsqne   proyinciis   et   dituHubu 
Westphalids  ao  ndnis  homines  priacis  tempanbus  et  ptkncibni 
saeeulis  nsos  fbisee  oerevieia  aat  pota  aliqno,  quem  nominafeniiit 
gmehfling  (Gnitbier),  qiii  potus  aut  cerevisia,  praeterqoam  qood 
ex  hordeo  aqua  maoeiato  oonfidebatnry  illad  habebat  peeidiare, 
qnod  ei  adderetor  et  oam  eo  ooqaeretor  fermentam  aliquod  da 
fioribus  aut  seniine  xoemarini  sylvestris  fflngalariter  ocmfi^efaim 
ao  praeparatum,  Boemarinnm  vero  sylTestrem,  herbam  in  West- 
phidia  oopiosissimam  et  omnino  snperabondantem  Westphalioi 
appellant  grueth ;  nnde  fermentam  ex  ea  eonfectom  aut  praepa- 
ratom  Grata  et  ipsa  cervisia  Graehsing  appellatar.^ 
An  die  Herstellang  dieser  „Grat''  genannten  Mischong  knfipfte 
ninn  in  Gegenden,  in  welchen  Gratbier   gebraat  worde,   die  Be- 
steoerang  des  Bieres  an.  Sie  vollzog  sich  in  der  Weise,  daß  die  Hop- 
stellang  and  Lieferang  der  Grat  ein  Monopol  0  des  Tenitoiialheira 
oder  anoh  der  Städte  war,  wenn  letztere  dieses  Beoht  doreh  Ean( 
Fachtang  oder  Aneignang  erlangt  hatten.^     Wer   brauen  wollte, 
maßte  fOr  jedes  Oebräa  Bier  oder  aach  wohl  auf  ein  gewisses  Mafi 
Malz  eine  genau  bestimmte  Menge  Gmt  kaufen.    Andere  würzende 
Ingredienzien   zum  Bierbrauen  zu   benutzen  war  streng  verboteo. 
Der  auf  jedes  Quantum  der  Grut  beim  Verkauf  seitens  der  Obrigkeit 
gelegte  Zuschlag  zum  Selbstkostenpreis  stellte  die  Branstener  dar. 
Brausteuerpflichtig  waren  auf  diese  Weise  nicht  die  geweib- 
lichen Brauer  allein«  sondern  sämtliche  Bürger,  sofern  sie  Grat- 
bier brauten. 

Die  Grut  wurde  fiberall  in  besonderen  Häusern,  Grnthäusei 
(domi  fermentariae)  genannt,  hergestellt  und  zum  Verkauf  gebracht 

1)  Diese  Erhebangsfonn  Ton  Steuern  ist  ffir  damaUge  Zeiten  keine  «if- 
fsUende  Erscheinung.  Das  Salzmonopol  und  den  Weinbann  kannte  man  sckon 
frOh.    Siehe  HOllmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters  S.  iOS. 

2)  Vgl.  „Fermentnm  hoc  gmtam  coDficere  ac  praeparare  non  onmibiii 
permiBsum  erat,  sed  fuit  de  RegaUbus  et  reserratis  Prindpibas  ac  alüi 
dignitatem  Regalem  habentibus,  qui  certis  [in  locis  illam  gmtam,  inquaa, 
confid  et  praeparari  faciebant  unde  omnes  subditi  potnm  et  cereTiaiam  coqiMrt 
Tolentes  illam  emere  ac  certo  dato  pretio  redimere  debebant"  Staats-Arehir 
SU  Monster,  Msc  Yl  262  b  S.  3. 
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Die  Beamten,  welche  sich  mit  Herstellnng  und  Vertrieb  befaßten, 
hießen  nach  dieser  Tätigkeit  Or fiter  (fermentarii).  In  manchen 
Städten  war  der  Grüter  im  Nebenamte  aach  Braumeister  der  Bats- 
braaerei.  Die  Bezeichnung  Grüter  ist  also  keineswegs,  wie  vielfach 
angenommen  wird^),  identisch  mit  Brauer.  Der  Malzmacher  oder 
Brauer  (braceator  oder  braxator)  wird  von  ihm  immer  scharf  unter- 
schieden. 

Hervorgehoben  muß  noch  werden,  daß  ausschließlich  die  oben 
gekennzeichnete  Form  der  Braubesteuerung  als  „Grut^  bezeichnet 
worden  ist  Sökeland  2)  hat  irrtümlit)h  die  Grut  fQr  ein  Bierverkaufs- 
monopol gehalten.  Wie  unsere  Ausführungen  jedoch  erkennen  lassen, 
hat  sich  das  Grutmonopol  sehr  wahrscheinlich  aus  einem  solchen 
entwickelt  Ebensowenig  darf  das  Grutmonopol  mit  den  Abgaben 
vom  Malz  oder  vom  fertigen  Biere  verwechselt  werden,  wie  es  öfters 
geschehen  ist  ^)  Die  Verschiedenheit  der  Grut  von  diesen  meist  als 
Akzise  bezeichneten  Abgaben  kommt  besonders  scharf  in  einer 
Bocholter  Bierordnung '^)  aus  dem  14.  Jahrhundert  zum  Ausdruck. 
Nach  ihr  waren  von  jeder  Tonne  Bier  sechs  weiße  Pfennige  an 
Akzise  zu  entrichten,  und  femer  „sal  men  davon  unsem  herm 
gheven  twe  monster  pennige  van  der  gruit  (Grutgerechtigkeit) 
weghene." 

Ein  Grutmonopol  nach  Art  des  oben  beschriebenen  besaßen 
viele  weltliche  und  geistliche  Territorialherren,  darunter  angesehene 
Eirchenfärsten,  wie  der  Erzbischof  von  Köln  und  der  Bischof  von 
Lfittich,  und  unter  den  Städten  namentlich  Duisburg,  Wesel,  Dort- 
mund und  Osnabrück.^)  In  Köln  bestand  dieses  Becht  des  Erz- 
bischofs bis  zum  Jahre  1500.  Allerdings  war  dort  die  Grut- 
gerechtigkeit seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  eine  reine  Steuer- 
berechtigung geworden,  ohne  daß  damit  die  Lieferung  der  Grut 
verbunden  war. 


1)  Vgl.  z.  B.  Erümbholtz,  Gewerbe  Monsters  S.  201  Anm.  1. 

2)  Geschichte  der  Stadt  Eoesfeld.    Eoesfeld  1839.  S.  65. 

3)  Siehe  u.  a.  Tibus,  Stadt  Manster  S.  190;  Bbbghaus,  a.  a.  0.,  Bd.  1  S.  624; 
SoHiLLBB-LüBBBN,  Mittelniederdeutsches  Wörterbuch,  Bd.  1  S.  160. 

4)  WiGAND,  Archiv  III  S.  44;  Seit  dem  13.  Jahrhundert  bestand  in  den 
meisten  in  Betracht  kommenden  St&dten  eine  Bierakzise  neben  dem  Gmt- 
monopol, oder  sie  wurde  nach  Aufhebung  desselben  eingefohrt. 

5)  Vgl.  SoHBBBN,  AvBBDUNK,  Reinhold,  Rübel  und  StOvb  an  den  zitierten 
Stellen. 
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In  Mfinster  stand  der  Gntgerechtigkeit  vor  1265  imon- 
geschr&nkt  den  Bischöfen  zu.  Ans  der  oben  S. . .  •  zitierten  Urkunde 
scheint  allerdings  hervorzugehen,  dafi  die  Omtgereohtigkeit  erst  unter 
Bischof  Gerhard  in  den  Besitz  der  Mfinsterischen  Kirche  gelingt 
ist,  wenn  dort  gesagt  war :  „cum  in  civitate  Monasteriensi  fermentum 
vulgariter  grut  dictum  acquisivissemus  ecdesie  nostre*'.  In  der  Tat 
hat  WilmansO  die  Stelle  dahin  gedeutet,  daB  die  Grut  vodier 
zwar  im  Besitze  der  Haupthöfe  gewesen  sein  mfisse,  den  BischöfeD 
aber  noch  nicht  zugestanden  haben  könne.  Richtiger  wird  mit 
Niesert^)  anzunehmen  sein,  daß  die  Grutgerechtigkeit  von  den 
Bischöfen  verpfändet  war  und  von  Gerhard  wieder  eingelöst  worden 
ist  Das  ist  um  so  wahrscheinlicher,  als  Bischof  Hermann  den 
Zoll  zu  Münster  schon  1203  verpfändet  hatte.  Er  selbst  haUe  diesen 
Zoll,  wie  er  in  der  fraglichen  Urkunde  erwähnt,  erst  vom  Domherrn 
Sneder  von  Dingede  zurückgekauft,  nachdem  er  noch  firöber 
sogar  ein  Besitz  von  ,Jiaien''  gewesen  seL^} 

Im  Jahre  1265  wußte  sich  die  Stadt  Münster,  wie  oben 
schon  erwähnt  worden  ist^),  von  dem  Bischöfe  Gerhard  ein  An- 
recht auf  den  dritten  Teil  der  Grut  zu  verschaffen.  Wenige  Jahre 
nach  dem  Übergang  des  ersten  Drittels  der  Grut  auf  die  Stadt 
nämlich  1278,  ging  die  Gratgerechtigkeit  den  Bischöfen  ganz  Ter- 
loren.  Damals  mußte  Bischof  Everhard,  nachdem  er  in  einem 
schweren  Kampfe  mit  der  zur  Unabhängigkeit  strebenden  Stadt 
unterlegen  war,  ihr  „a  capitulo  et  aliis  suis  consiliariis  ....  totalitei 
derelictus'*  neben  einigen  anderen  Privilegien  auch  die  gesamten 
Einkünfte  aus  der  Grut  überlassen.^)  Die  Stadt  verpflichtete 
sich  aber,  dem  Domkapitel  für  ewige  Zeiten  jährlich  40  Mark,  nnd 
zwar  je  10  Mark  an  vier  bestimmten  Terminen,  auszuzahlen,  die 
an  das  Grutamt  der  Domkirche  abgeführt  wurden.^) 

Diese  Leistung  der  Stadt  an  das  Domkapitel  hat  bis  zum 
Jahre  1663  fortbestanden.  Eine  Änderung  wurde  durch  Beschwerden 
des  Domkapitels,  daß  die  Summe  von  40  Mark  seit  langem  nicht 
mehr   dem   früheren   Geldwerte  entspreche,  herbeigeführt.')    Am 

1)  Westf.  ürkundenbuch  Bd.  3  Nr.  760  Anm.  1. 

2)  Beiträge  Bd.  1  S.  284. 

3)  Westf.  ürkundenbuch  Bd.  3  Nr.  21.  4)  Siehe  S 

5)  WoBtf.  ürkundenbuch  Bd.  3  Nr.  1035.  6)  Ebenda  Nr.  1040. 

7)  Vgl.  ürk.  Msc  VI  262b  im  SUdt- Archiv  zu  MOnster. 
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23.  September  des  genannten  Jahres  fand  ein  Vergleich  zwischen 
den  beteiligten  Parteien  statt  Die  Stadt  Mänster  zahlte  30  000  Taler 
in  guter  Münze  und  löste  damit  gleichzeitig  anch  einige  andere 
Yerpflichtongen  ab.  4000  Taler  blieben  auf  der  Biersteaer  stehen, 
wofür  jährlich  200  Taler  Zinsen  in  vier  Terminen  zu  entrichten 
waren,  i) 

Im  Vorstehenden  dürften  Wesen  und  Entstehung  des  stadtischen 
Grutmonopols  ausreichend  geklärt  worden  sein.  Da  mit  Hülfe  dieses 
eigentümlichen  Liefemngsmonopols  in  Münster  nicht  nur  das  ge- 
werblich erzeugte  Bier,  sondern  auch  der  Hanstrunk  der  Bürger 
besteuert  worden  ist,  hat  sich  hier  die  Möglichkeit  ergeben,  aus  der 
Braubesteuerung  hohe  Einnahmen  für  das  städtische  Gemeinwesen 
zu  gewinnen. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Ansnntzung  der  Grutgerechtigkeit  durch  die  Stadt 
nnd  die  Einriehtimg  einer  RatsbranereL 

Als  die  Stadt  Münster  im  Jahre  1278  in  den  Besitz  des  Grut- 
monopols gelangt  war,  hat  sie  an  dieser  Besteuerungsform  des 
Bieres  festgehalten.  Für  die  Bichtigkeit  dieser  Annahme  spricht  Tor 
allem  der  Umstand,  daß  sie  einGruthaus  besaß,  in  welchem  sich 
auch  die  Batsbrauerei  befand. 

Die  Grut  wurde  dort  von  einem  besonderen  städtischen  Be- 
amten, dem  Grüter,^)  hergestellt  und  an  die  Brauer  yerkaufL 
Der  Grüter  hatte  einen  Amtseid  ^)  zu  leisten  in  dem  die  Stelle  Tor- 
kommt:  „Will  oick  sunst  alle  geheimnisse  des  Raides  und  gruit- 
hauses  und  wes  mi  sunst  van  der  gruit  to  maken  heimlich  bcTollen 
eder  anders  vertruwet  werde  stetz  verswigen  und  nemant  melden.^ 
Es  wurde  dem  Beamten  also  besonders  zur  Pflicht  gemacht,  die 
Zusammensetzung  der  Grut  geheim  zu  halten,  eben  weil  die  Stadt 
alleinige  Lieferantin  derselben  war. 


1)  Siebe  TOcking,  Geschichte  des  Stifts  Münster  unter  Christoph  Bernhard 
T.  Galen.    S.  98. 

2)  Ein  Fermentator  oder  Grüter  war  um  1300  dem  Domkapitel  abgabe- 
pflichtig. C.  trad.  Westf.  II  S.  209. 

3)  Offbnbbbg,  Eid-  und  Huldigungsbuch  der  Stadt  Münster  S.  320. 
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Weiter  möchten  wir  als  Beweismittel  ffir  die  Existenz  des 
städtischen  Gratmonopols  eine  ürhmde^)  ans  dem  Jahre  1444  a»- 
fOhren.  In  diesem  Jahre  beschließt  nämlich  der  Bat  mit  der  Oilde^ 
^mnme  dore  tit  willen,  des  men  an  den  emde  kmde  hadde,  dat  to 
der  Gmt  borde,  nnd  ok  nmme  gebreck  geldes,  des  men  behoyede^^ 
den  Preis  der  Gmt  anf  3  Pfennige  zn  erhöhen.  Es  wird  aosdrfid- 
lich  darauf  hingewiesen,  daß  das  zur  Gmt  nötige  Kraut  tener  war, 
weshalb  der  Bat  den  Preis  f&r  eine  bestimmte  Menge  Gmt,  wahr- 
scheinlich für  einen  Scheffel  Malz  berechnet,  nm  1  Pfennig  erhöht 
Da  femer  der  Bat  mit  dieser  Maßnahme  dem  Geldmangel  da: 
städtischen  Kasse  abhelfen  will,  so  muß  es  sich  hier  um  die  Monopol- 
liefemng  der  Stadt  handeln.  Der  Gmnd,  weshalb  die  Grotgebfihr 
fflr  ein  relativ  kleines  Kommaß  festgesetzt  wurde,  wird  dann  za 
Sachen  sein,  daß  in  Münster  neben  den  gewerblichen  Braaem  auch 
die  für  ihren  Hansbedarf  brauenden  Bürger  die  Gmt  von  dem 
städtischen  Gmthaus  beziehen  mußten,  und  die  ärmeren  unter  ihnen 
wohl  immer  nur  wenige  Scheffel  Malz  auf  einmal  verbrauten. 

Nehmen  wir  an,  daß  damals  tatsächlich  Tom  Scheffel  Malz 
3  Pfennige  an  Gratgeld  entrichtet  wurden,  so  käme  man  auf 
3  Schillinge  (1  Seh.  =  12  Pf.)  für  das  Malter  Malz  (12  Scheffel) 
und  etwa  1  Mark  (12  Seh.)  für  das  Gebräu  ^)  Grutbier,  ein  Steuer- 
satz, der  für  die  betreffende  Zeit  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfte.^) 
Es  wären  dann,  wenn  man  die  Einkünfte  aus  der  Gmtgerechtigkeit 
auf  3000  Mark  ^)  veranschlagt,  ebenso  viele  Gebräu  Grutbier  herge- 
stellt worden.  Da  damals  das  Gebräu  nur  etwa  acht  Tonnen  zählte, 
so  ist  die  Gesamtproduktion  der  Berufsbrauer  und  der  Bürger  sicher 
so  hoch  zu  veranschlagen. 

Die  münsterische  Gmt,  welche  in  ihrer  Zusammensetzung  mit 
der  zu  Osnabrück  üblichen  fast  vollkommen  übereinstimmt,^)  war,  wie 
überall,  eine  aus  Kräutern  und  Gewürzen  bestehende  Mischung,  die 
vermählen  wurde.  Ihre  qualitative  Zusammensetzung  läßt  sich  aus  den 

1)  R.  B.  Art.  85. 

2)  Wenn  „Die  Gilde*'  erw&hnt  wird,  ist  immer  die  GesamtgQde 
gemeint,  das  heißt  die  Vereinigung  der  17  mOnsterischen  Gilden. 

3)  Zu  einem  Gebräu  Grutbier  gehörten  ungef&hr  4  Malter  Maiz. 

4)  In  Köln  wurden  um  1408  i^i  Schilling  an  Grutgeld  vom  Malter  Mali 
entrichtet    Siehe  Schsbbn,  Brauerzunft  S.  8. 

5)  30  Jahre  später  brachte  das  Grutmonopol  weit  aber  4000  Mark  ds. 

6)  Vgl.  Osnabrücker  Mitteilungen  Bd.  7  S.  31. 
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erhaltenen  Gratamts-ßechnongen  0  ziemlich  genaa  bestimmen.  Sie 
bestand  hauptsächlich  ans  der  schon  genannten  Porße,  femer  ans 
Beckeier,  Lorbeer,  Scherpentangen  oder  Sermetangen.  Unter  dem 
Beckeier  oder  Becheler  haben  wir  nns  wohl  Wachholder  zu  denken,  der 
damals  auch  „backgeler^  2)  hieß  und  allgemein  zur  Grat  verwandt 
wurde.  Was  unter  den  Scherpentangen  oder  Sermetangen  zu  ver- 
stehen ist,  läßt  sich  nicht  mehr  feststellen.^  Dieselben  kamen  auch 
in  Osnabrück  und  Köln  für  die  Grut  zur  Verwendung.  In  Köln 
werden  die  Sermetangen  in  einem  uns  erhaltenen  Ausgabenverzeichnis 
för  die  Grut  „sermeteye"  genannt.  4)  Pflanzen  waren  es  jedenfalls, 
denn  sie  sind  in  den  Grutamts-Bechnungen  angeführt  als  „krut  dat 
tho  der  grut  is  gekommen^. 

Wie  schon  Schoben  richtig  erkannte,  unterlag  die  Grut  auch 
der  Mode.  Infolgedessen  finden  wir  gelegentlich  Ausgaben  für 
andere  Gewürze  oder  Kräuter  aufgeführt.  1538  kaufte  die  Stadt 
für  die  Grut  6  Zentner  ^Haesch''  an,  wofür  sie  9  M.  6  Seh.  be- 
zahlte. In  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  finden  sich 
auch  Ausgaben  für  „kneill  (Eanel)  und  muscaten,  dat  tho  de  grut 
is  gekommen",  femer  für  nicht  näher  benannte  „specerien^ 

Da  bis  zum  Ende  des  15:  Jahrhunderts  in  Münster  nurGrut- 
bier^)  oder  Grüsink  (gruitzink),  wie  man  es  dort  nannte,  gebraut 
wurde,  so  sind  die  Ausgaben  für  die  Porße  ziemlich  bedeutend. 
Sie  betrugen^) 

1480  far  142  Malter  8  Scheffel  268  Mk. 

1481  „      80       „       3        „        252     „ 

1482  „160       „      10        „        543     „ 

1)  Im  Stadt- Archiv  zu  Münster. 

2)  Siehe  Sohbben,  Brauerzanft  S.  109. 

3)  Sangein  oder  Sangen  sind  bei  Sohillbb-Lübbsn  (Wörterbuch)  kleine 
Büsche  mit  Erdfrüchten. 

4)  ScHBBBN,  a.  a.  0.,  S.  106. 

5)  EsRssBNBBOiCK  nennt  dasselbe  in  seiner  Wiedert&ufergeschichte  (S.  106) 
,,myrtea  cervisia'^  und  „scormoriom".  Die  erstere,  ziemlich  yerbreitete  Be« 
Zeichnung  rührt  daher,  daß  das  Bosmarin  (Porße)  auch  Waldmyrte  hieß, 
w&hrend  die  letztere  sich  sonst  nirgends  nachweisen  l&ßt,  und  wohl  eine 
Latinisierung  des  niederdeutschen  „schorrmorr"  ist,  welches  etwas  Minder- 
wertiges jedweder  Art  bedeutet.  Vgl.  Ten  Doobnkaat  Eoolmann,  a.  a.  0., 
III  S.  165.  Eerssenbboick  gibt  also  ein  Werturteil  ab,  wenn  er  dem  Gmt- 
bier  gegenüber  dem  Hopfenbier  diesen  Namen  beilegt. 

6)  Vgl.  Gr.  B.  1480. 


86  SnteTflO. 

Zu  den  Ausgaben  fttr  die  Forfie  treten  dann  noch  die  Unkosten 
fttr  die  flbrigen  Bestandteile  der  Omt  hinso.  Die  ans  so  groBen 
Mengen  G^ewflrs  hergestellte  Grat  konnte  die  Stadt  unmöglich  aUein 
für  den  von  ihr  selbst  gebrauten  Grfisink  verwenden^  ^)  denn  fb 
dessen  Verkauf  ISste  sie  im  Jahre  1481  nur  178  Mark,  wdehe 
Summe  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  den  fttr  die  Grut  gemachten 
Ausgaben  steht 

Man  muß  also  annehmen,  daß  damals  noch  das  Gnitmonopd 
bestand«  Die  unter  M^pboringe  van  der  grut^  in  den  Beehnungs^ 
bflohem  aufgeführten  Einnahmen  des  Grutamts  sind  also  die  ans 
dem  Verkauf  der  Grut  an  die  Brauer  gelösten  Summen,  2)  welche 
abzüglich  der  Unkosten  fttr  die  Bohmaterialien  und  die  ünterhsltong 
des  Personals  des  Gruthauses  den  Brtrag  der  Biersteuer  darstellen« 
Die  Bruttoeinnahmen  aus  dem  Grutmonopol  beliefen  sich  im  Jahie 
1480  auf  4426  Mark.^) 

Die  Bezugsquellen  der  Stadt  für  die  EJräuter  und  Gewtlne 
lassen  sich  teilweise  feststellen.  Während  die  Porfie  als  ein  be- 
sonders in  Westfalen  heimisches  Gew&chs,  „herba  in  Westphalia 
coposissima^,  in  kleineren  oder  größeren  Mengen  meist  aus  der 
Umgebung  von  Mflnster  bezogen  wurde,  ließ  der  Bat  im  16.  Jshr- 
hundert  den  Beckeier  und  die  Sermetangen  größtenteils  in  Antwerpen, 
damals  einer  der  Haupthandelsplatze  für  Gewürze  in  Europa,  durch 
einen  besonderen  Abgesandten  einkaufen.^) 

Der  Bat  scheint  überhaupt  in  jener  Zeit  in  den  Nieder- 
landen ^)  Gewürze  in  größeren  Mengen  preiswert  haben  ein- 
kaufen lassen,  denn  nach  einem  Erlaßt)  aus  der  ersten  Hälfte 
des   16.  Jahrhunderts   waren    die  Krämer  Terpflichtet,    den    zum 


1)  Dies  hat  Ebumbholtz  (Gewerbe  Monsters  S.  201)  angenommen.  Richtig 
ist  dagegen  sein  Nachweis,  daß  die  Stadt  selbst  braate. 

2)  Anders  bei  Ebumbholtz,  (Gewerbe  Monsters  S.  201)  der  mit  dem 
Wesen  des  Grutmonopols  nicht  hinreichend  beicannt,  zu  der  dort  ge&nfleitea 
Ansicht  isommen  maßte. 

3)  Gr.  B.  1480. 

4)  Offbkbbbg  berichtet  uns  in  seinen  „Bildern  and  Skizzen  aas  Monsters 
Vergangenheit*'  S.  141,  daß  der  Bat  aach  die  Weine  fOr  den  BatskeUer  dorck 
ein  Batsmitglied  am  Bhein  einkaafen  ließ. 

5)  Die  Daisburger  holten  ihr  znr  Grat  erforderliches  Gagelkraat  eben- 
falls dort  her.    Atbbdünk,  a.  a.  0.,  S.  260. 

6)  Ebumbholtz,  Gewerbe  MOnsters,  Urk.  n.  Akt  S.  65. 


Die  Entwicklang  des  Braugewerbes  bis  1661.  27 

Backen  der  „bruwe  kolken'^  ^)  nötigen  Pfeffer  „van  unsen  Omethnese^ 
zu  holen. 

Der  für  die  Porße  gezahlte  Preis  wechselte  sehr,  wie  sich  aus 
den  für  die  Jahre  1480/81,  82  gemachten  Angaben  bereits  ent- 
nehmen läßt  1480  bezahlte^)  der  Bat  für  den  Scheffel  Porße 
8—26  Pf.,  1481  dagegen  durchschnittlich  37  Pf.  Beckeier  kaufte 
er  1533^)  500  Pfand  und  bezahlte  das  Hundert  mit  2  Goltgulden; 
Fuhrmann  und  Fracht  kosteten  4  Goltgulden,  zusammen  39  M.  5  Seh. 
in  münsterischem  Oelde.  1550  heißt  es  in  dem  Bechnungsbuche : 
„von  Antwerpen  bringen  lathen  100  beckeler  ä  100  lAß  brabants^ 
Einschließlich  der  Fracht,  die  24  Stüber  betrug,  zahlte  der  Bat 
7  M.  3  Seh.  Der  teuerste  Zusatz  zur  Grut  waren  die  Sermetangen. 
1548  kosteten  100  Pfund  14  M.  9  Seh.  6  Pf.  Im  folgenden  Jahre 
bekam  „Bernd  van  Bechem  van  Warendorpe*'  für  1  Sack  zu 
150  Pfund  6V2  Taler.  4) 

Selbst  nach  Aufgabe  des  Grutmonopols  gegen  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts^) kaufte  die  Stadt,  solange  sie  noch  Grüsink  braute, 
die  zu  demselben  erforderlichen  Ingredienzien  ein  und  gab  davon 
auch  an  einheimische  und  auswärtige  Interessenten  ab.  ^)  In  Frage 
kam  hauptsächlich  die  Porße.  Sermetangen  wurden  bis  1570  noch 
zur  Grut  benutzt,  seitdem  neben  der  Porße  fast  nur  noch  Eanel 
und  Muskat.  1537  kaufte  die  Stadt  noch  8  Malter  2  Scheffel  Porße 
ein,  und  bei  dieser  Menge  bleibt  es  im  allgemeinen  bis  1580.  Sie 
scheint  gute  Bezugsquellen  für  dieselbe  gehabt  zu  haben,  denn  sie 
wurde  gelegentlich  von  Auswärtigen  um  Abgabe  von  Porße  ange- 
gangen.   Dem  Grafen  von  Tecklenburg  verkaufte  sie  im  Jahre  1537 


1)  Zum  Bier  gegessenes  Backwerk.  * 

2)  Die  im  folgenden  gemachten  Angaben  sind  den  Grutamts-Rechnungen 
der  betreffenden  Jahre  entnommen. 

3)  Die  Ausgaben  fOr  Kräuter  und  GewQrze  sind  im  16.  Jahrhundert 
nattlrlich  bedeutend  geringer,  da  das  Grutmonopol  nicht  mehr  bestand  und 
in  der  Hauptsache  nur  Hopfenbier  gebraut  wurde.  Preisangaben  für  den 
Beckeler  und  die  Sermetangen  sind  für  das  15.  Jahrhundert  nicht  erhalten. 

4)  Der  Taler  war  nach  münsterischer  Währung  damals  2  Mark  4  Schillinge 

5)  Das  Jahr  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  angeben. 

6)  Die  Stadt  Dortmund  stellte  nach  Wegfall  des  Grutmonopols  im  Jahre 
1472  für  die  Bürger  die  Grut  bis  1544  selbst  her.  Nach  dieser  Zeit  blieb 
ein  Grüter  im  Gruthause  wohnen,  der  dieselbe  auf  eigene  Eechnung  Interessenten 
lieferte.    RObbl/  Dortmunder  Finanz-  und  Steuerwesen  Bd.  1  S.  117. 
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etwa  zam  Selbstkostenpreis  >)  5  Vi  Malter  zu  8  M.  3  Seh.  1565 
machte  sie  sogar  ein  ganz  gntes  Geschäft  mit  der  verkauften  Porße, 
die  ihr  in  dem  Jahre  pro  Scheffel  2— 2V2  Seh.  gekostet  hatte.  In 
der  Gratamts-Bechnong  des  genannten  Jahres  findet  sich  nämlich 
folgende  Notiz:  „Item  den  7.  Aprilis  dem  Gmter  tho  Dortmunde 
yerkofft  16  sceppel  porse,  das  sceppel  Tor  6ß.  Nach  1580  kaofte 
die  Stadt  alljährlich  nur  noch  fflr  wenige  Schillinge  Porße  ein. 

Mit  der  Aufsicht  über  das  Grathaas  und  die  in  ihm  befindliche 
Batsbraaerei  waren  zwei  Ratsmitglieder  betrant,  die  den  Namen 
„Grutherren''  fQhrten.  In  der  älteren  Zeit  hatten  dieselben  anch 
die  Aufsicht  fiber  das  gesamte  Brauwesen  Münsters  anszuflben. 
Erst  nach  1400  wurde  hiermit  eine  besondere  Deputation,  die 
sogenannten  Bier-  oder  Probeherren,  beauftragt 

Die  Grutherren  standen  an  der  Spitze  des  Grutamts,  d.  h.  der- 
ienigen  städtischen  Behörde,  welche  die  Einkünfte  von  der  Grat 
empfing  sowie  den  Einkauf  der  für  das  Grutmonopol  und  die  Bats- 
brauerei  erforderlichen  Materialien  teils  selbst,  teils  durch  den  Grüter 
besorgen  ließ.  Nach  Aufgabe  des  Grutmonopols  zog  diese  Behörde 
hauptsächlich  die  Bierakzise  ein.  Die  Grutherren  führten  auch  das 
Verzeichnis  der  abgabepflichtigen  Brauer  und  hatten  vor  dem  Säte 
die  Einkünfte  vom  Braugewerbe  zu  berechnen. 

Das  den  Grutherren  unterstellte  Gruthaus  war  mit  voll- 
ständiger Braugerätschaft,  nämlich  mit  Braupfannen,  einer  Darre 
sowie  größeren  und  kleineren  Mühlen  zum  Zerkleinem  des  Malzes 
und  der  Grut  versehen.  Braumeister  war  im  Nebenamte  der  Grüter, 
dem  als  Gehilfen  ein  Malzmesser,  Müller  und  Böttcher'^)  zur  Seite 
standen.  Unter  dem  Personal  des  Grutamts  befand  sich  auch  ein 
Schreiber,  später  Akziseschreiber  genannt,  zu  dessen  Pflichten  in 
erster  Linie  zwecks  Verhinderung  von  Steuerhinterziehungen  die 
Überwachung  der  Brauer  gehörte.  Die  genannten  Beamten  leisteten 
einen  besonderen  Amtseid, ^)  der  über  ihre  Tätigkeit  genaueren  Auf- 
schluß gibt 

Fragt  man  sich,  weshalb  die  Stadt  auch  noch  eine  eigene  Brauerei 
unterhielt,  so  mag  neben  allgemein  finanziellen  Gesichtspunkten  hier 
wie  auch  anderswo  der  Umstand  viel  dazu  beigetragen  haben,  daß  in 

1)  Die  Grafen  tod  Tecklenburg  waren  ehemals  Schirmvögte  der  MOnste- 
fischen  Kirche.  2)  Dieser  war  kein  st&dtischer  Beamter. 

3)  Siehe  Offbnbbbg,  Eid-  und  Holdigangsbuch. 
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der  älteren  Zeit  ein  großer  Teil  der  Abgaben  in  Naturalien^)  ein- 
kam, welche  die  Stadt  auf  diese  Weise  sehr  gut  mit  Gewinn  ver- 
wenden konnte.  In  manchen  Städten  richtete  die  fürsorgliche  Obrig- 
keit auch  öffentliche  Brauhäuser  ein,  um  den  Bürgern  Gelegenheit 
zu  geben,  mit  technisch  vollkommener  Brauanlage  für  den  Eigen- 
bedarf gutes  Bier  herstellen  zu  können. 

Bis  zum  Jahre  1589  braute  die  Stadt  im  Gruthause  für  eigene 
Rechnung  Grutbier.  ^)  Die  anderen  im  16.  Jahrhundert  in  Münster 
getrunkenen  Biere,  wie  der  Koit  und  das  Gestbier,  sind  von  der 
Katsbrauerei  nachweislich  nicht  hergestellt  worden. 

Das  von  der  Stadt  gebraute  Bier  kam  auf  der  Grutkammer, 
die  sich  im  Gruthause  befand^),  zum  Ausschank,  und  zwar  wahr- 
scheinlich nur  in  größeren  Gebinden  für  den  Hausbedarf  der  Bürger- 
schaft. Solange  der  Grüsink  noch  allgemein  getrunken  wurde,  war 
auch  der  Umsatz  desselben  auf  der  Grutkammer  nicht  unbedeutend. 
Selbst  noch  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  löste  die  städtische 
Brauerei  mehrere  Hundert  Mark  aus  dem  verkauften  Bier,  im  Jahre 
1536  dagegen  61  Mark  und  1588  nur  mehr  17  Mark. 

Die  Beträge  für  das  verkaufte  Bier  finden  sich  in  den  Grutamts- 
Bechnungen  unter  der  Bezeichnung  „upboringhe  ut  den  stocke*^ 
d.  h.  wohl  nach  Ausweis  des  Kerbstockes  eingetragen.'^)  In  den 
Rechnungsbüchem  des  Mittelalters  findet  man  häufiger  den  Aus- 
druck Kerbe  (incisura).  Da  nämlich  viele  Personen,  unter  ihnen 
die  niederen  Beamten,  meist  des  Schreibens  unkundig  waren,  so 
wurden  Zahlungen  und  Schulden  auf  Kerbstöcken  vermerkt,  die 
gleichzeitig  die  Stelle  von  Quittungen  und  Schulddokumenten  ver- 
traten. Selbst  als  alle  Rechnungen  schriftlich  geführt  wurden,  be- 
hielt man  lange  Zeit  diese  Benennung  bei.^) 


1)  Vgl.  Abmold,  a.  a.  0.,  Bd.  2  S.  260;  Kbütgbn,  a.  a.  0.,  8.  137. 

2)  Nach  Ausweis  der  6r.  R.  von  1589  und  1590  ff. 

3)  Das  Grutbaus  enthielt  auch  zwei  S&le  fttr  die  Abhaltung  von  Fest- 
lichkeiten, namentlich  von  Ratsfesten. 

4)  In  einer  bei  Kbumbholtz,  (Gewerbe  Münsters  S.  159)  gedr.,  aus  jener 
Zeit  stammenden  Urkunde  befindet  sich  die  Stelle:  £inwohner  dieser  Stadt, 
„welche  das  Brot  uffen  kerfstock  oder  zu  borg  geholet".  In  sp&terer  Zeit 
war  der  Ausdruck  ,yStock<*  femer  üblich  für  eine  Büchse,  die  zur  Aufbewahrung 
Ton  Geld  diente.    Vgl.  dazu  SomLLEB-LüBBSN,  Wörterbuch. 

5)  HOLLMAmf,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalten  S.  134f. 
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Neben  dem  für  den  Verkauf  bestimmten  Bier  braute  die 
et&dtische  Brauerei  auch  fflr  die  Ratsmitglieder,  bei  denen  die  Bier- 
lieferung einen  Teil  der  Besoldung  bildete.  Später  hBÜea  dieselben 
das  Recht,  von  den  städtischen  Bierverkaufostellen  zu  einem  billigeren 
Preise  Bier  zu  beziehen.  Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  erhielten 
sie  die  Tonne  Bier,  welche  damals  5  M.  3  Seh.  kostete,  4  Seh.  billiger. 

Die  städtische  Brauerei  erzielte  nicht  nur  Einnahmen  von  dem 
verkauften  Bier,  sondern  auch  aus  dem  Verkauf  von  Malz.  Nähere 
Angaben  darüber  besitzen  wir  nur  fär  das  16.  Jahrhundert  Alljähr- 
lich ließ  der  Rat  mehrmals  Gerste  und  gelegentlich  auch  „Bronkom" 
ankaufen  und  durch  den  Malzmesser  des  Gruthauses  mit  den  dortigen 
Darren  zu  Malz  verarbeiten.  Das  „Brunkom^  wird  wohl  Roggen 
gewesen  sein,  <)  der  vielfach  als  Zugabe  zur  Gerste  zum  Brauen  des 
Grüsinks  benutzt  vrurde.  Da  nun  in  Münster  den  gewerblichen 
Brauern  zum  Grüsink  in  jener  Zeit  Gerstenmalz  vorgeschrieben  war, 
wird  das  in  der  Batsbrauerei  hergestellte  Bier  aus  diesem  Ifiseh- 
kom  gebraut  worden  sein.  Das  Malz,  welches  in  der  eigenen 
Brauerei  nicht  verbraut  vrurde,  verkaufte  der  Rat  wahrscheinlich  an 
die  selbst  brauenden  Bürger.  2)  Im  Jahre  1536  betrug  die  Ausgabe 
für  61  Malter  4  Scheffel  Gerste  248  M.  3  Seh.  Hiervon  brachte 
der  Rat  durch  das  von  dem  Malzmesser  verkaufte  Malz  196  M. 
wieder  ein.  Für  14  Malter  3  Scheffel  „Brunkom"  zahlte  er  1537 
35  M.  1  Seh.  5  Pf. 

Als  die  Stadt  das  Brauen  aufgab,  änderte  sich  auch  der  Charakter 
des  Gruthauses,  der  schon  mit  Aufhebung  des  Monopols  ein  ganx 
anderer  geworden  war.  Wenn  in  der  Folgezeit  in  den  Rechnungs- 
büchem  und  Urkunden  vom  Gruthaus  gesprochen  wird,  so  ist  da- 
mit das  Grutamt  gemeint,  welches  sich  zur  Verwaltungs-  und 
obersten  Steuerbehörde  entwickelt  hatte.  Das  Grutamt  nahm 
eine  immer  angesehenere  Stellung  im  städtischen  Eassenwesen  ein^  so 
daß  es  die  Kämmereikasse,  die  eigentliche  Stadtkasse,  sehr  bald 
an  Bedeutung  überragte« 


1)  In  der  Grutamts-Rechnung  von  '.560  findet  sich  n&mlich  die  Stelle: 
„Item  betalt  Jürgen  moltmetter,  vor  den  roggen  zu  melten  und  sniist  Ton 
dem  melten/' 

2)  Erumbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  210,  hat  unter  diesen  Einnahmoi 
eine  Materialsteuer  vermutet.  £ine  solche  hat  es  Tor  1600  in  MOnster  all 
Biersteuer  allem  Anschein  nach  nicht  gegeben. 
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Nach  1600  hatte  das  Orutamt  nicht  nur  sämtliche  Biersteuem, 
sondern  auch  den  gemeinen  Empfang,  0  die  aufgenommenen  Gelder, 
die  Wandakzise,  ^)  die  Maltersteaer  ^)  mid  die  Erträge  von  der  Stadt- 
wage und  Legge  einzunehmen.  Hierzu  kamen  nach  1660  noch  die 
Wein-  und  Branntweinakzise.  Von  seinen  Oesamteinkänften  be- 
wirkte es  hauptsächlich  die  Tilgung  der  Bentenschulden,  die  Be- 
zahlung eines  großen  Teils  der  Verwaltungsausgaben,  der  Gehälter 
und  Pensionen  sowie  die  Auszahlung  der  Präsensgelder  an  die 
Katsmitglieder.  Gegen  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  wurden  von 
ihm  auch  die  ausgeschriebenen  Hansabeiträge  und  alle  Gelder  fär 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Städte  des  Stifts  Torge- 
schossen.  ^) 

Dem  veränderten  Charakter  des  Gruthauses  entsprechend  waren 
die  Grutherren  jetzt  oberste  Steuer-  und  Bechnungsbeamte.  Die 
niederen  technischen  Beamten,  welche  zu  der  Brauerei  in  Beziehung 
gestanden  hatten,  wie  der  Malzmesser  und  Müller,  fielen  seitdem 
fort,  und  der  Grüter  wurde  Akziseeinnehmer  und  Aufsichtsbeamter. 

Mit  Ausnahme  der  Grutherren  bezogen  die  Beamten  des  Grut- 
hauses von  jeher  festes  Gehalt.  1480  betrug  das  des  Grüters  25  M., 
der  Malzmesser  bekam  15  M.  und  der  Müller  4  M.  Dieser 
letztere  Beamte  wird  wohl  besondere  Nebeneinnahmen  von  selten 
der  Bürger  gehabt  haben.  Das  Amt  der  Grutherren  war  mehr 
ein  Ehrenamt,  dessen  Inhaber  in  der  älteren  Zeit  nur  unbedeutende 
Einkünfte  bezogen.  Im  Jahre  1545  beliefen  sich  dieselben  auf 
10  M.  Erst  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  erhielten  auch  sie 
festes  Gehalt.^)  1583  betrug  es  bei  den  Grutherren,  die  dem 
Bäte  angehörten,  20  M.  und  bei  den  vom  Schohaus  ^)  präventierten 
10  M.    Der  Grüter  bekam  in  demselben  Jahre  44  M. 

Erheblich  aufgebessert  wurden  die  Gehälter  der  genannten  Be- 
amten 1638.  Die  Grutherren  vom  Rate  erhielten  damals  40  Taler, 
die  beiden  von  der  Gilde  20  Taler,  der  Grüter  35  Taler  und  der 
Akziseschreiber  22  Taler  8  Schilling. 

1)  Schätzung.  2)  Tnchakzise.  3)  Komakzise. 

4)  Siehe  Rbigkbs,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt  Bocholt.  Bocholt  1891. 
S.  825.  5)  Vgl.  SoHüLTB,  Verfassungsgeschichte  S.  141. 

6)  Das  Amtshaus  der  Qesamtgilde. 
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Viertes  EapiteL 

Das  Anfkommen  des  Hopfenbieres  In  MIlBster  mnd  der 
Ersatz  des  ftmtmonopols  dureh  die  Bieralodse« 

Der  Gebrauch  des  Hopfens,  welcher  ffir  Haltbarkeit  und  Arona 
des  Bieres  Ton  so  großer  Bedentong  ist,  läßt  sich  fBr  DeatscUaiid 
erst  seit  dem  11.  Jahrhnndert  bestimmt  nachweisen.^)  In  West- 
fiden  wurde  der  Hopfen  verhaltnism&fiig  Mh  znr  Bierbereitmig 
benutzt.  ^  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  lassen 
sich  dort  vielerorts  Hopfenberge  und  -Gärten  nachweisen'),  and  om 
dieselbe  Zeit  wird  die  Yerwendung  des  Hopfens  zum  Wnrxen  des 
Bieres  da,  wo  das  Gratmonopol  nicht  existierte,  wohl  allgemein 
üblich  gewesen  sein,  denn  1387  wird  der  Import  Ton  westfaUschoi 
Bieren,  worunter  die  gehopften  verstanden  sind,  in  Köln  durdi  den 
Erzbischof  Friedrich  verboten.^) 

In  Mfinster  verwandte  wahrscheinlich  zuerst  die  Batsbrauerei 
allein  Hopfen  neben  der  Grut  zur  Bereitung  von  Grüsink. 

Die  Hopfenzugaben  waren  nur  unbedeutend.  In  einer  Bier- 
ordnung ^)  des  Jahres  1537  bestimmte  der  Bat,  daß  zu  einem  Ge- 
bräu Grüsink  von  1 2  Tonnen  4  Malter  Gerstenmalz,  for  3  M.  Grat 
und  2  Scheffel  Hopfen  zu  verwenden  seien.  Die  Quarte  oder  Kanne 
dieses  Bieres  kostete  damals  3  Pf.  ^) 

Im  16.  Jahrhundert  kaufte  der  Rat  alljährlich  aber  größere 
Mengen  Hopfen  ein,  als  die  Ratsbrauerei  verarbeitet  haben  kann. 
Im  Jahre  1536  erwarb  er  beispielsweise  31  Malter  fär  HS  M. 
11  Seh.  3  Pf.  1552  kosteten  127  Malter  Hopfen  74  M.  8  Seh. 
6  Pf.  ^     Besonders   auffallend   ist  bei   den    gemachten  Angaben, 

1)  über  die  Entwicklung  des  Hopfenbaues  in  Deutschland  siehe  y.  Ikaxa- 
Stibnbgg,  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  III  S.  337;  Hbtns,  Haasalterttkmer 
S.  341  f. 

2)  Vgl.  T.  Dbttbn,  Westfälisches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  S.  55. 

3)  Vgl.  u.  a.  die  Urkunden  unter  „Warburg''  und  „Marsberg^  im  Staats- 
Archiy  zu  Münster. 

4)  ScHBBBN,  Brauerzunft  S.  4. 

5)  „Memorialbuch"  des  Stadtsekret&rs  Franz  tonWbbnb  im  Stadt- Archif. 

6)  In  Hamburg  unterschied  man  Hopfenbier  und  Gratbier.  Also  wtr 
auch  dort  das  letztere  eigentlich  das  hopfenlose  Bier.    Hans.  Urk.  Bd.  1  S.  745. 

7)  Nach  den  Grutamts-Rechnungen. 
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selbst  wenn   man   die   verandertan  Währongsverbältnissa  ber&ck- 
sichtigt,  der  große  Preisuntersohied  in  den  beiden  Jahren. 

Für  solche  Mengen  Hopfen  hatte  der  Bat  neben  der  6mt  in  der 
städtischen  Brauerei  keine  Verwendung,  denn  während  die  Ansg^n 
allein  ffir  den  Hopfen  1552  über  74  M.  betmgen,  verkaufte  die  Bat»* 
brauerei  damals  nur  noch  für  25  M.  Bier.  Der  hochwohlweise  und  für- 
siohtige  Bat  wird  also  hiervon  ebenfalls  an  die  Bürger  verkauft 
haben.  Dafür  spricht  auch  eine  in  dem  Amtseide  0  des  Malzmessers 
vorkommende  Stelle,  welche  mit  den  Worten:  »Oick  will  ick  den 
hoppen  ut  un  in  motten  so  lange  als  mi  dat  bevollen  werdt,  sunder 
partheilicheit,  dar  gine  gave  oder  gunsten  van  neimen^  demselben 
aufträgt,  beim  Verkauf  des  Hopfens  reell  zu  verfahren. 

Zur  Verwendung  von  Hopfen  wird  der  Bat  durch  das  Eindringen 
von  fremden  Hopfenbieren  in  Münster  veranlaßt  sein.  Anfänglich 
bat  er  diese  sicherlich  verboten,  genau  so  wie  die  Benutzung  des 
Hopfens  selber,  welche  Vermutung  durch  eine  im  folgenden  auf  S.  34 
erwähnten  Urkunde  von  1448  gestützt  wird.  Denn  der  streng 
mittelalterliche  Grundsatz,  den  einheimischen  Produzenten  den 
Markt  zu  sichern,  veranlaßte  die  meisten  Städte  schon  im  13. 
Jahrhundert,  den  Import  von  fremden  Bieren  unter  schwerer  Strafe 
zu  verbieten.  In  Aachen  war  die  Einfuhr  von  Bier  um  1272  bei 
Strafe  der  Verbannung  verboten,  und  mit  Zerstörung  seines 
Hauses  wurde  derjenige  bedroht,  welcher  solches  fremde  Bier  etwa 
verkaufen  wollte.  2) 

Diese  Einfuhrverbote  hielten  sich  aus  leicht  erklärlichen  Qrflnden 
besonders  lange  da,  wo  das  Grutmonopol  bestand.  Ebenso  gelangte 
dort  der  Hopfen  erst  relativ  spät  zur  allgemeinen  Verwendung. 

In  Dortmund  wurde  1379  angeordnet,  daß  bei  Strafe  von 
1  Mark  daselbst  nur  einheimisches  Gruitenbier  verkauft  werden 
dürfe.  ^)  Wenn  Seibertz^)  uns  berichtet,  daß  dort  erst  1477  mit 
Hopfen  Bier  gebraut  worden  ist,  so  dürfte  diese  Angabe  wohl  zu 


1)  Eid  und  Holdigimgsbach,  a.  a.  0.,  S.  321. 

2)  HowFLSB,  Entw.  d.yerf.  undVerw.  d.  Stadt  Aachen.  MarbnrgerDisser» 
tation.  1901.  S.96. 

3)  BüBBL,  Dortmunder  Finanz-  nnd  Stenerwesen  Bd.  1  S.  1 17. 

4)  Quellen  zur  Westf.  Gesehichte  Bd.  1.  S.  350. 

Q  r  e  ▼  e ,  Das  Bnugewerbe  der  Stadt  Mttsator.  S 
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Recht  bestehen,  trotzdem  sich  nachweisen  läBti  daß  die  Batsbraoerä 
schon  um  1390  solchen  benutzte.  0  Entweder  gab  der  Bat  in  dem 
genannten  Jahre  den  Gebrauch  des  Hopfens  firei,  oder  es  soll  damit 
gesagt  werden,  dafi  erst  damals  der  Hopfen  allgemein  zur  Bio:^ 
bereitung  verwendet  wurde. 

Auch  in  Wesel  war  es  nach  einer  Verordnung  von  1377  strang 
untersagt,  Bier  zu  verkaufen  oder  Oberhaupt  zu  trinken,  das  nicht 
mit  der  Stadt  Qmjt  gebraut  seL^) 

In  Köln  setzten  die  Erzbischöfe  auf  die  Einführung  von  Hopfen- 
bieren  nicht  nur  Strafen,  sondern  selbst  kirchliche  Censoren.  1581 
befahlen  sie,  daß  neben  den  Brauern  äberhaupt  jedermann,  seien  es 
Geistliche,  Militär-  oder  Civilpersonen,  die  Grut  von  den  Grathiosem 
kaufen  sollte.  Femer  durfte  daselbst  kein  Hopfenbier  gebraut 
braut  werden.  3) 

Dafi  in  den  Städten,  in  denen  das  Grutmonopol  existierte,  so 
lange  an  ihm  festgehalten  wurde,  ist  vermutlich  in  erster  Linie  in 
steuertechnischen  Ursachen  b^nrundet  Da  in  der  Zeit  des  Monopols 
nur  Grutbier  gebraut  werden  durfte,  so  vollzog  sich,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  Besteuerung  in  der  denkbar  einfachsten  Weise,  ohne  daß 
eine  komplizierte  Steuerkontrolle  große  Unkosten  verursachte.  Die 
Hopfeneinfuhr  war  nämlich  bei  den  befestigten  Städten  durch  eine 
scharfe  Torkontrolle  leicht  zu  verhindern,  weshalb  alle,  die  brauen 
woHten,  Grat  an  den  vorgeschriebenen  Stellen  kaufen  maßten; 
denn  infolge  der  jahrhundertelangen  Monopolisierung  und  Geheim- 
haltung war  ihre  Herstellung  nur  den  Eingeweihten  bekannt  Auch 
wird  die  Anschaffung  der  zu  der  Grut  erforderlichen  Ingredienzien 
für  viele  ebenfalls  nicht  so  leicht  gewesen  sein. 

In  Münster  verfiel  der  Bat,  als  das  Hopfenbier  zu  viele  Liebhaber 
fand  und  er  sein  Verbot  wohl  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  konnte, 
abgesehen  von  der  Freigabe  eines  Hopfenzusatzes  zum  Grutbier  aneh 
auf  den  Gedanken,  den  Verkauf  des  importierten  Hopfenbieres  selbst 
in  die  Hand  zu  nehmen.  Im  Jahre  1448  beschlossen  deshalb  Bat  und 
Gilde :  „  dat  de  stat  an  sick  solde  nemen  das  frommede  beer  to 
tappen  und  anders  nimant  en  sal  dat  tappen  bi  den  brocke,  de 
darup  sat  is ""  ^).   Die  Stadt  übernahm  also  den  Ausschank  des  fremden 

1)  RObrl,  Dortmunder  Finanz-  und  Steuerwesen  Bd.  1  S.  185. 

2)  Rbinbold,  a.  a.  0.,  b.  72.  3)  Sohbbbn,  Brauerzunft  S.  4. 
4)  B.  B.  Art.  lOü. 
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Bieres  nnd  verbot  ihn  jedermann  bei  Strafe.  Nor  die  ?on  der 
Jarisdiktion  der  Stadt  Eximierten  dürften  fremdes  Bier  fflr  ihren 
Hausbedarf  einführen.  Den  übrigen  Bürgern  war  dies  vor  1550 
nicht  gestattet. 

Diese  Verordnung  war  überhaupt  ?on  grundlegender  Bedeutung 
für  das  münsterisohe  Braugewerbe.  Die  Stadt  nahm  durch  sie  den 
Brauern  und  Wirten  außerdem  damals  auch  den  Ausschank  der  besten 
Sorte  des  einheimischen  Bieres. 

Von  dem  jeweils  in  Mode  befindlichen  Bier  wurden  immer 
zwei  Sorten,  eine  bessere  und  eine  billigere,  gebraut  Die  letztere 
tranken  namentlich  die  weniger  bemittelten  Yolksklassen.  Im  Jahre 
1448  kostete  die  Quarte  des  besseren  Bieres  2  Pf.  Die  Stadt  behielt 
sich  den  Verkauf  desselben  vor,  indem  sie  femer  bestimmte :  ,,Oik 
sali  de  stat  tappen  grut  beer  de  quarte  von  2  Pf.,  als  de  tit  dat 
liden  mach  und  anders  nimant  bi  sinen  brocke.^  ^)  Die  Brauer  und 
Wirte  durften  nur  Grüsink  zu  1  Pf.  die  Quarte  verschenken  und 
die  Tonne  dieses  Bieres  —  etwa  108  Quarten  —  nicht  höher  als 
zu  8  Scb.  verkaufen. 

Diese  für  das  Braugewerbe  überaus  drückende  und  ihm  jede 
Bewegungsfreiheit  raubende  Bestimmung  hat  bis  zum  Jahre  1600 
ununterbrochen  fortbestanden.  Das  importierte  und  das  bessere  ein- 
heimische Bier  ließ  die  Stadt  für  eigene  Rechnung  in  einem  be- 
sonderen Lokal,  dem  sogenannten  Stadtkeller,  verkaufen.  Der 
erste  städtische  Ausschank  befand  sich  im  Keller  der  neuen  Scharre, 
dem  Verkaufslokale  der  einen  Fleischergilde,  welches  Gebäude  der 
Stadt  gehörte.  2)  Im  16.  Jahrhundert  verfügte  der  Bat  sogar  über 
mehrere  Keller. 

Derartige  Stadt-  oder  Ratskeller  entstanden  damals  in  fast 
allen  deutschen  Städten.  ^)  In  der  älteren  Zeit  mag  hier  und  da 
die  Gewerbepolitik  des  Rates,  welche  den  einheimischen  Brauern 
einen  Markt  schafiTen  wollte,  der  Grund  zur  Einrichtung  solcher 
städtischen  Ausschänke  gewesen  sein.  Vielfach  war  auch  die  Ver- 
anlassung der  Mangel  an  gutem  einheimischen  Bier,  welcher  den 
Rat  bewog,  fremdes  Bier  kommen  zu  lassen  und  selbst  zu  ver- 
kaufen.   In  späterer  Zeit  ging  man  jedoch  mehr  aus  fiskalischen 


1)  R.  B.  Art.  100.  2)  Vgl.  Esbssbnbboigk,  Wiedert&afer- 

geschichte  S.  77.  8)  Vgl.  QbIsbb,  Bierstadien  S.  59. 

8* 
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Bfioksiohten  als  im  Interesse  der  Konsumenten  m  derartigen  Sbi- 
riohtnngen  Ober. 

Daß  dies  erstere  Moment  anoh  in  Mfinster  hanptsiohlioh  maß- 
gebend war,  geht  darans  hervor,  daß  der  Bat  den  Braaem  gleieb- 
zeitig  den  Ausschank  des  besten  einheimischen  Bieres  entiog  und 
für  den  Stadtkeller  in  Anspruch  nahm. 

Um  die  Brauer  und  Wirte  zur  Beachtung  der  genannten  Ver- 
ordnung anzuhalten,  schuf  man  das  S.  28  erwähnte  Amt  der  Bier* 
herren,  welche  auch  die  Aufsicht  Ober  den  Stadtkeller  zu  f&hren 
hatten«  Damals  gab  es  zwei  Bierherren,  von  denen  einer  dem  Bäte 
und  einer  den  Gilden  entnommen  war.  „Hier  sint  to  sätet  2  gute 
manne,  1  ?an  den  raede  und  1  ?an  gilden,  de  dit  ?org.  beir  in  hode 
nemen  und  hebben  dar  einsein,  up  dat  dem  raede  und  den  gilden 
gude  reckenschop  daraf  scheL^'^) 

Die  Zuständigkeit  der  Bierherren  wurde  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  erweitert,  so  daß  sie  schließlich  die  eigentliche  Aufiricht 
Ober  das  Brauwesen  führten  und  die  Befolgung  der  Bierordnungen 
zu  fiberwachen  hatten.  Ihre  Amtsbefngnisse  waren  ziemlich  weit- 
gehende. Sie  konnten  Strafen  erlassen,  sie  einziehen  und  e?entuell 
zur  Pfändung  der  tlTbertreter  schreiten. 

Der  Wirt  des  Stadtkellers  (verwarer  des  berkelder)  war  ein 
städtischer  Beamter,  der  die  Einkünfte  desselben  an  die  Bierherren 
abzuführen  hatte.  Diese  Gelder  flössen  jedoch  nicht  in  die  Grat- 
amts-,  sondern  in  die  Eämmereikasse.  Der  Gewinn  des  Stadtkellers 
betrug  im  Jahre  der  Errichtung  90  M.,  stieg  aber  im  folgenden 
Jahre  auf  280  M.  6  Seh.  In  der  ersten  Hälfte  des  1 6.  Jahrhunderts 
kamen  durchschnittlich  600  M.  Beinertrag  vom  Keller  ein.  2) 

Der  Verkauf  von  eingeführtem  Bier  auf  dem  Keller  war  im 
Verhältnis  zum  Gesamtumsatz  unbedeutend,  weil  Münster  in  seiner 
Blütezeit  selbst  ein  vorzügliches  Bier  braute.  Eingeführt  wurde 
bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eigentlich  nur  Paderbomer  und 
daneben  wohl  einmal  Warburger  Bier  ^)  für  die  wohlhabenden  Klassen. 
Im  Jahre  1458  betrug  der  Verdienst  des  Kellers   an  dem  einge- 

1)  R.  B.  Art.  100. 

2)  Vgl.  die  K&nmierei-Rechnangen  im  Stadt-Archiv. 

3)  Die  Bierbrauerei  dieser  St&dte  war  im  15.  und  16.  Jahrhundert  be- 
rühmt Vgl.  daza  Rioetbb,  Geschichte  Paderborns  Bd.  1  S.  164  und  GrIssb, 
Bierstudien  S.  44  u.  74. 
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fOhrten  Bier  109  M.  4  Soh.  Es  wurde  im  Yerh&ltnis  zum  Preise 
des  einheimischen  damals  ziemlich  tener  verkanft.  Während  1482 
eine  Quarte  des  besten  einheimischen  Bieres  nor  2  Pf.  kostete,  be- 
trag der  Preis  f&r  das  gleiche  Quantum  Warburger  Bier  das 
Doppelte.^) 

Die  Eämmerei-Rechnung  von  1458  fflhrt  unter  den  Einnahmen 
vom  Stadtkeller  auch  eine  „  boringhe  ?on  Hermane  uppen  kelre  ?än 
(Jejersmarsbeyre  mit  100  mr^  jmi  eine  solche  „von  Homberger  beyre 
mit  8  mr  4/^'  auf.  Schulte^)  glaubt,  daß  diese  Einnahmen  aus 
einer  Verpachtung  des  fremden  Bieres  herrflhren.  Diese  Ansicht 
ist  ?on  der  Hand  zu  weisen,  da  ausdrücklich  vom  „kelre**  (Stadt- 
keller) die  Rede  ist,  der  eine  dauernde  stadtische  Einrichtung  war, 
die  in  eigener  Begie  betrieben  wurde.  Außerdem  ging  Mflnster  im 
Gegensatz  zu  anderen  St&dten,  die  schon  Mh  im  liGttelalter  die 
Verpachtung  anwandten,  auch  Oberhaupt  erst  nach  1661  auf  fOrst* 
liehen  Befehl  zu  diesem  System  über.') 

Das  zuerst  genannte  Bier  wird  wohl  solches  aus  Hofgeismar 
sein.  Unter  dem  „Homberger  beyr^  ist  auf  jeden  Fall  Hamburger 
Bier  zu  vermuten.  Es  wird  wahrscheinlich  aber  kein  echtes  Hamburger 
Bier  gewesen  sein,  sondern  auf  Hamburger  Art  gebrautes  Weizen- 
bier. Das  Münster  benachbarte  Gronau  braute  beispielweise  damals 
ein  solches  Bier,  welches  in  gutem  Rufe  stand. 4)  Das  edle  Hamburger 
Bier,  welches  Dr.  Knaust^)  die  Königin  aller  Weizenbiere  nennt,  wurde 
vielerorts  nachgemacht.  So  bestimmte  eine  Ordnung  des  Schuh- 
macheramts zu  Osnabrück  aus  dem  Jahre  1474  bei  einer  Lieferung 
von  Bier:  „twe  Hamborger  tonnen  Beers,  so  guet  als  man  dat  to 
Osenbrugge  brouwet^  ^)  Da  das  Hamburger  Bier  eines  der  ältesten 
gehopften  Biere  war,  welches  weithin  zum  Versandt  kam,  so  legte 
man  in  manchen  Städten  Nordwestdeutschlands  dem  importierten 
Hopfenbier  den  Sammelnamen  „Homberger  hier**  bei. '')  In  Bocholt 
durfte  dieses  Bier  teurer  als  das  einheimische  verkauft  werden.®) 
In  Münster  trank  man  es  in  dem  reichen  Frauenkloster  Überwasser.  ^) 


1)  NiBSBBT,  Urk.-Samml.  Bd.  3  S.  350. 

2)  a.  a.  0.,  S.  136.  3)  Vgl.  den  2.  Teil  dieser  Arbeit. 
4)  GbIssb,  Bientadien  8.  33.  5)  a.  a.  0.,  III. 

6)  Osnabracker  Mltteilangen  Bd.  7  S.  15. 

7)  Vgl.  RsiMHOLD,  a.  a.  0.,  8. 110.  8)  Wioambs  Archiv  III,  8. 44. 
9)  Westf&l.  Zeltschrift  Bd.  45  8.  90. 
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Auch  die  Domherren  daselbst  scheinen  ein  ahnliches  Weizenbier  fb 
ihren  Bedarf  haben  branen  lassen,  denn  es  wird  nns  beriehteti  daft 
sie  alljährlich  mehrere  Malter  Weizen  zur  Bereitung  eines  besseren 
Bieres  erhalten  hätten.  0 

Der  Eonsam  von  importiertem  Bier  blieb  auch  im  16.  Jahr- 
hundert in  Mfinster  nur  unbedeutend.  1 552  z.  B.  verdiente  der  Keller 
an  dem  Verkauf  ?on  Paderbomer  Bier  47  M.  11  Seh.  Die  Quarte 
desselben  wurde  mit  2V2  PC^  also  etwa  V2  ^  billiger  als  das 
beste  einheimische  Bier  TerkaufL^)  Nach  1600  trat  an  die  Stelle  des 
Paderbomer  Bieres  aus  Hamm  eingefährter  Eoit>  welcher  im  Jahre 
1638  40  Taler  Akzise  einbrachte^  Diese  entspricht  ungefihr  einer 
Einfuhr  ?on  etwa  70  Tonnen  Bier.  — 

Wie  aus  den  über  die  Biereinfuhr  gemachten  Angaben  hervor- 
geht, kam  für  den  Bierkonsum  in  Münster  in  jener  Zeit  fast  nur 
das  einheimische  Bier  in  Frage.  Bis  etwa  1480  trank  man  in  der 
Hauptsache  nur  den  Grüsink.  Neben  ihm  wurden  immer  auch  einige 
Gebräu  „G es tbier*' (Hefenbier)  gebraut  Dieses  Bier  ist  das  erste 
einheimische  reine  Hopfenbier.  Das  Gestbier  aber  hat  sich  erst 
in  späterer  Zeit,  etwa  seit  der  Mitte  des  1 7.  Jahrhunderts,  größerer 
Beliebtheit  erfreut.  Es  wird  noch  heute  in  Münster  unter  dem  Namen 
Alt-  oder  Frischbier  viel  getrunken.  Zu  einem  Gebrau  Grestbier 
Ton  12  Tonnen  gehörten  nach  einer  Bierordnung  von  1538  4  Malter 
Gerstenmalz  und  9  Scheffel  Hopfen. -*) 

Von  einer  Verdrängung  des  Grüsink  durch  das  leichte  ober- 
gährige  Gestbier  kann  ebensowenig  die  Bede  sein,  wie  von  eioer 
ernsten  Konkurrenz  auswärtiger  Hopfenbiere.  Wohl  aber  hat  schon 
bald  nach  der  Aufhebung  des  Grutmonopols  und  daniit  des 
Zwanges,  Grüsink  zu  brauen  (TgL  S.  27  u.  S.  42),  dessen 
Stelle  ein  kräftiges  Hopfenbier  eingenommen,  der  Koit.  Er  ver- 
mochte  wegen  seiner  vorzüglichen  Eigenschaften  in  einigen  Jahr- 
zehnten den  Giüsink  beinahe  ganz  zu  Terdrängen.  ^)  Es  ist  dies  jenes 

.  1)  Rbhlbn,  Gesch.  der  Handwerke  und  Gewerbe  8.  74. 
2)  Vgl.  die  E&mmerei-Recbnnngen.  3)  Gr.  R.  1638. 

4)  „Memorialbuch'*,  a.  a.  0. 

5)  Anderswo  auch  wohl  Eeut,  Keit  oder  Keiterling  genannt. 

6)  Neben  dem  Grflsink,  Gestbier  und  Koit  führt  der  Humanist  Mor- 
mellius  (vgl.  Ebumbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  198)  bei  der  Aufs&hlnng  der 
ehemals  in  Münster  in  Mode  gewesenen  Biere  auch  drei  andere  aof,  n&mlidi 
„cerevisia",  „ceroTisiola-  und  „cerevisia  secundaria".     Hierunter  sind  jedock 
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Bier,  welches  Münster-einen  ehrenvollen  Platz  nnter  den  bierbrauenden 
Städten  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  sicherte.  Dr.  Enaust^  sagt 
von  ihm :  „D&ß  diß  Bier  ein  gut  Bier  sej,  ist  wohl  zn  glauben,  weil 
es  die  Wiedertauffer  daselbst  mit  ihrem  Könige  Johann  von 
Leiden  und  Herzog  Knipperdölling  so  gerne  getrunken  und  dabey 
die  Stadt  Münster  in  so  gewaltiger  Belagerung  und  loser  Sach  eine 
gantze  Zeit  außhalten  können,  groß  Wunderwerk  ist  in  dieser  großen 
gewaltigen  Stadt  bej  dem  guten  münsterischen  Bier  geschehen,  daß 
sich  alle  Nachkommen  über  viel  hundert  Jahr  verwundem  werden,  daß 
es  fast  unglaublich,  aber  doch  wahre  geschichte  und  Dinge  seyn. " 

Der  mfinsterische  Eoit  war  ein  aus  Gerstenmalz  mit  einem 
Zusatz  von  Weizenmalz  gebrautes,  stark  gehopftes  Bier,  welches 
sehr  haltbar  war  und  deshalb  einen  bedeutenden  Export  veranlaßte. 
Diederich  v.  Steinen,  der  westfälische  Geschichtsschreiber,  zählt  an 
einer  Stelle  seines  bekannten  Werkes^)  die  Vorzüge  und  Produkte 
Westfalens  auf  und  sagt  dort  auch: 

„Das  gemeinste  Getränk  ist  Bier,  welches  aus  Malzmehl  und 
Hopfen  gekocht,  oder  Eoit,  welches  eben  also^  aber  ohne  Hopfen 
zubereitet  wird.**  Die  letzte  Behauptung  widerspricht  aber  den 
Tatsachen,  denn  der  starke  Hopfenzusatz  war  gerade  das  Eigen- 
artige an  dem  „Eoit"  Dieser  hatte  nach  Hammelmann  3)  Ähn- 
lichkeit mit  dem  Hamburger  Bier.  Der  Name  soU,  wie  v.  Steinen 
weiter  berichtet,  von  einem  gewissen  Bierbrauer  Eeutzius  her- 
stammen, der  dies  Bier  zuerst  gebraut  habe.  Für  diese  Annahme 
läßt  sich  kein  Beweis  beibringen.  Es  ist  vielmehr  wahrscheinlich, 
daß  der  Eoit  zuerst  in  den  Niederlanden  gebraut  worden  ist  n^nji^ 
oder  „Euyte"  heißt  im  Holländischen  „Bier'',  und  zwar  aus  Hopfen 
gebrautes  Dünnbier.^)  Diese  Bezeichnung  soll  eine  landesübliche  Ab- 
änderung des  deutschen  „Covent**  oder  „Cavent**  sein,  worunter  man 
früher  das  in  den  Elöstem  fär  die  Brüder  gebraute  Conventsbier  im 

keineswegs  besondere  Biersorten  zu  yermuten.     Cerevisia  ist  der  lateinische 
Name  für  das  Gestbier,  w&hrend  die  beiden  anderen  dasselbe  bedeuten,  und 
zwar  aus  den  Malztrebem  hergestelltes  Nach-  oder  DOnnbier  jeglicher  Art. 
1)  a.  a.  0.  III.  2)  Westf&l.  Geschichte.   Erster  Teil  (1797).    S.  42. 

3)  »In  hac  civitate  coquunt  cereTisiam  quam  Batayicam  dicimus,  Koith, 
ex  tritico  admodum  similem  Hamburgensi  cerevisiae  estque  bona."  Opera 
Genealogico-Historica  de  Westfalia  et  Sazonia  8.  83. 

4)  Vgl.  Ybbwijb  u.  Ybrdam,  Mittelnederlandsch  Woordenboek.  Haag  1894. 
HI  8.  1680. 
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Gkigensatz  zu  dem  fQr  die  Oberen  hergestellen  besseren  Bier  verstand,  i) 
Di^,  daß  die  Niederlande  die  Heimat  des  Eoit  sind,  spricht  aach 
der  Umstand,  daß  der  Eoit  ,,oereylsia  batavica*^  genannt  wnrde. 

In  den  Niederlanden  pflegte  man  schon  im  10.  Jahrhundert 
eifirig  den  Hopfenban,  und  nm  dieselbe  Zeit  bestanden  dort  bereits 
größere  Bierbrauereien,  welche  auch  regen  Export  betrieben.  ^  Hier- 
durch ist  es  erklärlich,  wenn  die  rheinisch-westf&lische  Brauerei  im 
Mittelalter  in  vielfache  Beziehungen  zur  niederländischen  geriet 
!Nicht  nur,  daß  die  erstere  verschiedentlich  die  Biersorten  von  der 
letzteren  fibemahm,  scheint  auch  der  Gebrauch  des  Hopfens  in 
unsere  Gegenden  von  den  Niederlanden,*  namentlich  von  Flandern 
aus,  vorgedrungen  zu  sein. 

Die  Steuer  vom  Eoit  brachte  im  Jahre  1481  erst  100  M., 
während  das  Grutmonopol  der  Stadt  einen  Gewinn  von  3126  M. 
abwart ')  Bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  muß  dann  der  Konsum  des 
Eoit  bedeutend  gewachsen  sein.  Der  Rat  sah  sich  daher  gezwungen, 
wollte  er  nicht  einen  großen  Teil  seiner  Einkünfte  fahren  lassen, 
den  veränderten  Verhältnissen  Bechnung  zu  tragen,  das  Grutmonopol 
aufzuheben  und  eine  andere  Form  der  Bierbesteuerung  einzufahren. 


Schon  während  der  Existenz  des  Grutmonopols  ruhte  eine  zweite 
Abgabe  auf  dem  Bier,  nämlich  eine  Akzise,  gewöhnlich  „bier- 
zysen**  genannt  Dieselbe  bestand  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts.  Wann  sie  eingeführt  ist,  läßt  sich  nicht  ermitteln, 
jedoch  mochte  man  nach  den  geringen  Beträgen,  welche  um  1447 
einkamen,  annehmen,  daß  sie  damals  noch  nicht  lange  bestanden  hat 

Daß  die  Stadt  schon  vor  1278,  also  während  der  Zeit,  wo  das 
Grutmonopol  noch  dem  Landesherm  zustand,  das  Bier  besteuern 
konnte,  ist  wenig  wahrscheinlich.  Allerdings  scheint  eine  Akzise  von 
Eorn,  Wein  und  anderen  Verzehrs-  und  Bedarfsartikeln,  wie  auch 
Schulte^)  annimmt,  schon  vor  1278  zur  Bestreitung  der  notwendigen 
Verwaltungsausgaben  seitens  der  Stadt  aufgelegt  worden  zu  sein.^) 
Dieses  ist  um  so  eher  anzunehmen,  als  wenige  Jahrzehnte  später  ver- 
schiedene kleinere  Städte  des  Stifts,  welche  Münster  an  Bedeutung 


1)  Bebqhaus,  a.  a.  0.,  Bd.  2  S.  117.  2)  S.  Rbblbn,  a.a.O.,  S. 239.  3)  Gr.R. 
1480.  4)  Yerfassungsgeschichte  S.  137.  5)  Vgl.  hierzu  Münster.  Gesch.  Qaell. 
Bd.  IS.  36u.  S.120. 
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ganz  erheblich  nachstanden,  im  Besitz  einer  Akzise  waren,  die  ihnen 
der  Landesherr  bewilligt  hatte.  0 

Münster  wird  die  Bierakzise,  nachdem  es  „bischöfliche  Freistadt'* 
geworden  war,  wohl  selbständig  als  städtische  Abgabe  bei  sich  ein- 
geführt haben.  Diese  ältere  Akzise  wurde  von  besonderen  „B  i  e  r  z  y  s  e- 
herren'*  erhoben  und,  wie  die  Einkünfte  vom  Stadtkeller,  an  die 
Kämmereikasse  abgeliefert  Niemals  ist  diese  Steuer  hingegen,  wie 
Schulte  2)  meint,  ?on  den  Weinzyseherren  erhoben  worden. 

In  welcher  Form  und  Höhe  die  ältere  Bierakzise  das  Steuerobjekt 
traf,  steht  ebenfalls  nicht  fest  Es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  sie 
eine  Materialsteuer  war,  vielmehr  wird  sie,  wie  die  spätere  Akzise, 
eine  Fabrikatsteuer  gewesen  sein,  welche  nur  die  gewerblichen  Brauer 
2u  tragen  hatten,  indem  sie  von  jedem  Gebräu  einen  geringen  Betrag, 
etwa  1  Schilling,  entrichteten.  Die  Einkünfte^)  der  älteren  Akzise 
betrugen  in  den  Jahren: 

1447 184      M. 

1448 247  Va„ 

1449 329      „ 

1458 178      „ 

Wie  wir  sehen,  sind  die  Steuererträge  in  den  genannten  Jahren 
sehr  schwankende.  Während  bis  1449  eine  gleichmäßige  Zunahme 
stattfindet  gehen  sie  bis  1458  bedeutend  zurück. 

Der  Grund  ist  ?ielleicht  in  der  damals  ausgebrochenen  Münste- 
rischen Stiftsfehde  zu  suchen,  welche  die  allgemeine  wirtschaftliche 
Lage  ungünstig  beeinflußt  haben  wird. 

An  Stelle  dieser  älteren  „Zyse**  und  des  Grutmonopols  führte  der 

1)  Näheres  bei  Bbigbbs,  Geschichte  der  Stadt  Bocholt  S.  402  f.  Im  14.  Jahr- 
handert  bestand  in  Westfalen  fast  überall  neben  dem  Gratmonopol  eine  Bierakzise. 

2)  Verfassungsgescbichte  S.  1 39.  Als  Gratmonopol  und  ältere  Zyse  durch 
eine  neae  Steaer  ersetzt  warden,  vereinnahmten  diese  die  Gratherren.  Neben 
dieser  jOngeren  Akzise  gab  es  nach  1500  nar  noch  eine  »Zyse"  fCür  den  Wein. 
Hierauf  ist  es  zarQckzaführen ,  wenn  seit  jener  Zeit  im  „Bürgerbache*  (im 
Stadt- Archi?)  die  Verwalter  der  „Zyse"  bald  Zyse-,  bald  Weinzyseherren  ge- 
nannt werden. 

3)  Aach  in  Dortmund  bestand  neben  dem  Gratmonopol  eine  Fabrikat- 
Steuer,  die  „bierpennige'.  welche  mit  6  Denare  ?om  Gebr&u  erhoben  wurde. 
BObsl,  a.  a.  0.,  S.  144. 

4)  Nach  den  E&mmerei-Bechnungen.  Unter  denselben  befinden  sich  femer 
Posten  ?on  den  Grutherren.  Es  handelt  sich  hier  jedoch  nicht  um  Beineinnahmen 
aus  der  Grut,  die  an  die  E&mmereiherren  abgeliefert  wurden,  sondern  um  Über- 
weisungen des  Grutamts  an  die  Eftmmereikasse,  die  jedes  Jahr  stattfanden. 
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Bat  etws  gegen  Ende  des  15.  JahdumdertB  0  e>o«  n^oe  emlieitfidie 
Bierakzise  ein.  Bis  zum  Jahre  1552  erhob  man  an  Fabrikat- 
Steuer  t7  Seh.  Tom  Gebran  Grüsink  oder  Kdt  Das  bessere  und 
geringere  Bier  entrichteten  den  glrichen  Steuersatz.  Sn  Ausg^eidi 
wnrde  dadurch  erzielt,  daß  von  dem  letzteren  än^  Tonnen  Ker 
mehr  ans  dem  Torgeschriebenen  Malzqnantnm  gebraut  werden  durften. 
Im  Jahre  1552  wurde  die  Abgabe  tou  einem  Gebran  Kofi  oder 
Grüsink  auf  33  Seh.  und  f&r  das  entsprechende  Quantum  Gestbier  ^ 
auf  28  Seh.  (1  Taler)  festgesetzt  Die  Ertrage  der  Akzise  wm 
Grfisink  und  Koit  hielten  sich  bis  zu  An&ng  der  20er  Jahre  des 
16.  Jahrhunderts  ungefähr  die  Wage;  in  der  Folgezeit  überhoKa 
diese  bald  die  ersteren.  Nach  1545  bradite  der  Grfisink  nur  noch 
wenige  Hark  ein,  da  der  Eoit  das  allgemein  fibliche  Getrink  gewnden 
war.  Von  dieser  interessanten  Entwickelung  gibt  nachfidgende 
Tabelle  ein  Bild.  Unser  Zahlenmaterial  beginnt  mit  den  30  er  Jahren 
des  16.  Jahrhunderts,  weil  uns  über  die  weiter  zurückliegende  Zeit 
nichts  bekannt  ist  Die  Akzise  wurde  nur  Ton  den  gewerblichen  Branem 
entrichtet,  der  Baustrunk  der  Bürger  wurde  in  jener  Zeit  Ton  ihr  nidit 
erfaßt.  Im  3.  und  4.  Jahrzehnt  ist  die  Bierproduktion  eine  ver- 
hältnismäßig  niedrige  wegen  der  unruhigen  Wiedertäuferzeiten  und 


ihrer  wirtschaftlichen  Folgen. 

Koit 
M. 


Es  betrogt  die  Akzise  vom 
Grüsink  Gestbier 
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1)  Der  genaue  Zeitpunkt  steht  nicht  fest.  Die  Stadt  Dortmand  hob  du 
Orutmonopol  ungef&hr  nm  dieselbe  Zeit,  nämlich  1477,  aof  und  fülirte  dafftr 
ebenfalls  eine  besondere  Fabrikatstener  ein.    Rübsl,  a.  a.  0.,  S.  144. 

2)  S.  0.  S.  38.  3)  Nach  den  Grntamts-Bechnnngen  der  genannten  Jalire. 
Die  Zahlen  sind,  wo  erforderlich,  der  besseren  Übersicht  wegen  abgenmdeL 
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Da  die  Finanzwirtsohaft  der  Stadt  Münster  hauptsächlioh  auf 
den  indirekten  Steuern  basierte  0«  so  war  erklärlicherweise  die  Bier- 
akzise wegen  ihres  hohen  Ertrages  die  wichtigste  anter  ihnen. 
Genaae  Fürsorge  hatte  der  Rat  getroffen,  daß  sie  in  ihrem  ?ollen 
Ertrage  in  die  Stadtkasse  floß.  Die  Braaer  unterlagen  deshalb  einer 
ganzen  Beihe  von  Vorschriften,  durch  welche  Steuerdefraudaüonen 
verhindert  werden  sollten.^) 

Gebraut  durfte  nur  werden  nach  vorhergegangener  Deklaration 
beim  Grüter.  Das  vorgeschriebene  Mindestqnantum,  welches  als 
Steuereinheit  gebraut  werden  mußte,  war  ein  „Gebräu^  dessen  Tonnen- 
zahl der  Rat  immer  für  eine  bestimmte  Zeit  festsetzte.  Dem  Grüter 
hatte  der  Brauer  Qualität  des  zu  brauenden  Bieres  und  Quantität 
des  Malzes  genau  anzugeben,  worauf  er  einen  Erlaubnisschein 
empfing,  den  er  bei  einer  Revision  vorzeigen  konnte.  Am  Sonn- 
abend der  Woche,  in  der  gebraut  worden,  mußte  er  diesen  Zettel 
zugleich  mit  der  fälligen  Akzise  auf  dem  Grutamte  abliefern,  für 
welchen  Gang  die  Stadt  pro  Gebräu  1  Pf.  Entschädigung  zahlte. 

Um  Steuerhinterziehungen  zu  verhindern,  fanden  Revisionen 
der  Bierkeller  und  Brauhäuser  statt  Als  Aufsichtsbeamte 
walteten  der  städtische  Küfer  und  der  Akziseschreiber,  zu  deren 
Amt  es  gehörte,  jede  Woche  dreimal  zu  revidieren.  Über  den  Er- 
folg der  Revisionen  hatten  sie  den  Bierherren  ^)  genauen  Bericht  zu 
machen.  Mehrmals  im  Jahre  hielten  die  letzteren  selbst  ganz  unver- 
mutet Generalvisitationen  ab.  Trotz  der  scharfen  Kontrolle  fanden 
häufiger  Defraudationen  statt,  und  es  flössen  nicht  geringe  Straf- 
gelder durch  ihre  Entdeckung  in  die  Stadtkasse. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Beaufisichtigiiiig  und  Beglementiemng  des  Brau- 
gewerbes im  15.  nnd  16.  Jahrhimdert. 

Wie  wir  aus  den  angeführten  Verordnungen  bereits  entnehmen 
können,  stand  das  Braugewerbe  unter  genauer  Beaufsichtigung.  Die 
Bierbrauerei  unterlag  überall  schon  früh,  so  wie  alle  Nahrungsmittel- 


1)  Vgl.  SoHULTB,  Verfassungflgescbichte  S.  131  f. 

2)  Vgl  8t.  A.  VI  No.  10. 

3)  S.  0.  S.  28,  36. 
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gewerbe,  einer  strengen  Eontrolle  dorch  die  Stadtobiigkeit 
Die  in  der  filteren  Zeit  erlassenen  gewerbepolizeiliohen  Yor- 
«chriften,  welche  man  fär  alle  Gewerbe  fiberhanpt  unter  den 
Begriffen  der  „Wroge**  nnd  MProbe*^  znsammenfaBti  waren  mehr 
genereller  Natnr  nnd  erstreckten  sich  im  Interesse  des  Konsomoitea 
haaptsfichlioh  auf  Maß  und  Gflte  des  Erzeugnisses.  0  Dieeen 
Charakter  besaß  auch  eine  alte  münsterische  Yerordnang,  welehe 
befahl,  daß  jeder  Brauer  „huldelick^)  brouwe  und  geye  vnlle  maete.**^ 

Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wuchsen  sich  derartige 
Bestimmungen  zu  einer  vollständigen  Bevormundung  des  Bno- 
gewerbes  aus.  Die  zu  verwendenden  Rohmaterialien  wurden  bis  ine 
Detail  vorgeschrieben,  und  zu  der  Untersuchung  auf  Preiswurdigkeit 
und  Güte  trat  ein  eingehend  geregeltes  Taiwesen  und  eine  scharfe 
Steuerkontrolle.  Die  Gesamtheit  dieser  auf  das  Brau-  und  Schank- 
wesen  bezüglichen  Vorschriften  bezeichnet  man  gewöhnlich  mit  dem 
Ausdruck  „Bierpolizei^*. 

In  Münster  stand  die  Beaufsichtigung  der  Brauerei  bis  zum 
Beginn  des  15.  Jahrhunderts  dem  Rate  allein  zu.  Nach  dieser 
Zeit  geriet  das  Braugewerbe  auch  in  eine  gewisse  Abhängigkeit  von 
der  Gilde  (der  Gesamtgilde ;  s.  Anm.  2  auf  S.  24>,  nachdem  es  dieser 
gelungen  war,  Einfluß  auf  die  Finanzverwaltung  der  Stadt  zu  ge- 
winnen und  das  gesamte  Rechnungswesen  zu  kontrollieren.^)  In 
den  für  das  Brauwesen  erlassenen  Verordnungen  wird  seitdem  immer 
ausdrücklich  erwähnt,  daß  sie  mit  Zustimmung  der  Gilde  erlassen 
seien.  Ihr  Einfluß  war  überhaupt  so  mächtig,  daß  die  Braaer 
an  die  Vorsteher  sogar  Petitionen  einreichten.  Die  Gilde 
hatte  es  auch  durchgesetzt,  daß  den  beiden  dem  Rate  aDge- 
hörenden  Grutherren  zwei  von  ihr  präsentierte  Beamte  zur  Seite 
traten.  Dieses  Recht  wird  sie  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  erlangt  haben,  denn  als  1448  das  Amt  der  Bier  her  ren 
ins  Leben  trat,  wurde  je  einer  dem  Rate  und  der  Gilde  entnommen. 
Später  gab  es  vier  Bierherren,  ^j 


1)  Vgl.  von  Jvama-Stbrnbgq,  Wirtschaftsgeschichte  IIIs  S.  43ff.  KEüteiK, 
a.  a.  0.,  S.  192.  2)  Nach  dem  Amtseid. 

3)  Statuten  der  Stadt  Münster,  gedr.  bei  Nibsbrt,  Urk.  Samml.  Bd.  3 
S.  108. 

4)  Vgl.  Krümbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  38. 

5)  Ebenda,  Urk.  u.  Akt.  S.  137. 
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Bei  der  Eontrolle  des  Bates  über  die  Brauer  waren  die  Bierherren 
die  rechte  Hand  desselben.  Ahnliche  Beamte,  anderwärts  auch  wohl 
„Bierbeschauer'*  oder  ,,Bierprobeherren**  genannt,  finden  wir 
bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  vielen  Städten.  Sie  revi- 
dierten auch  die  Biervorräte  der  Brauer  und  stellten  bei  der  damala 
noch  rückständigen  Technik  durch  Oeschmacksprobe  die  „Pfennig- 
vergiltigkeit''  des  Bieres  fest^) 

Eine  solche  allgemeine  Produktionskontrolle  scheint  es  in 
Münster  nicht  gegeben  zu  haben,  wohl  aber  wurde  das  für  den 
Export  und  die  Stadtkeller  bestimmte  Bier  auf  seine  Qualität  ge- 
probt. Die  Aufsicht  über  das  Braugewerbe  erstreckte  sich  hier  auf 
Herstellung,  Verkauf  und  Besteuerung  des  Bieres  sowie  besonders 
auf  den  Import  und  Export 

Der  Bat  stellte  fest,  welche  Materialien  zum  Brauen  genonunen 
werden  mußten  und  bestimmte  gleichzeitig  die  „Gußfohrung^,  d.  1l 
vfieviel  Tonnen  Bier  je  nach  der  Güte  desselben  aus  der  vorge- 
schriebenen Menge  Malz  gezogen  werden  durften.  Von  1538  bis 
1650  wurden  zu  einem  Gebräu  Koit  durchweg  3  Malter  4  Scheffel 
Gersten-,  6  Scheffel  Weizenmalz  und  eine  festgesetzte  Menge 
Hopfen  genommen.  Vorher  ist  dem  genannten  Mischkom  auch 
Hafermalz  zugesetzt  worden,  denn  eine  Bierordnung 2)  von  1537 
rechnete  auf  ein  Gebräu  Eoit  von  13  Tonnen,  3  Malter  Gersten-, 
6  Scheffel  Weizen-  und  ebensoviel  Scheffel  Hafermalz.  Surrogate 
zu  gebrauchen,  war  streng  verboten  und  unter  hohe  Strafe  gestellt. 
Zweierlei  Bier  durften  die  Brauer  ebenfalls  nicht  führen.  Mit  diesem 
Verbot  glaubte  die  mittelalterliche .  Gewerbepoliük,  die  den  Konsu- 
menten schützen  wollte,  eine  Vermischung  von  besserem  und  ge- 
ringerem Bier  verhindern  zu  können. 

Dem  Bat  war  aber  nicht  allein  daran  gelegen,  daß  gutes  Bier 
gebraut  wurde,  sondern  er  sorgte  auch  dafür,  daß  einheimische  und 
auswärtige  Konsumenten  es  preiswert  erhielten.  Zu  diesem  Zwecke 
setzte  er  alljährlich,  oder  wenn  außerordentliche  Schwankungen 
der  Fruchtpreise  eintraten  auch  mehrmals  im  Jahre,  den  Preis  des 
Bieres  für  den  Klein-  und  Großverkauf  fest  Dieser  Tarif  hieß  die 
„Saete''.    Zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  ließ  der  Bat  dieselbe 

1)  Siehe  Stbutx,  Die  Entwieklang  des  Bayerischen  Braagewerbes  im 
19.  Jahrhundert  S.  17.  OslssB,  Bierstadien  S.  57  a.  78. 

2)  Im  »Memorialbnch",  a.  a.  0. 
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am  Rathaus  öffentlich  anschlagen,  damit  jedermann  nch  über  sie 
genau  unterrichten  konnte.  ^)  Im  16.  Jahrhundert  wurden  die  Brauer 
bei  jeder  neuen  Saete  vor  den  Bat  berufen  und  ihnen  „Bulohe  Ord- 
nung ernstlich  furgestellt  und  uf  ihr  bflrgerliche  Pflicht,  deren  sie 
sich  gemäß  zu  verhalten,  ihnen  uferlagt".  Ihre  Festsetzung  war 
seit  1554  im  Auftrage  des  Rates  meist  Aufgabe  einer  besonderen 
Kommission,  welche  aus  den  Orutherren,  Bierherren,  Eämmoem 
und  Alderleuten  vom  Schohhause  bestand. 

Fflr  die  Preisbestimmung  versuchte  man  zunächst  die  Produktion»- 
Unkosten,  die  sich  hauptsächlich  ans  den  Aufwendungen  f3r  die 
Rohmaterialien  und  der  Akzise  zusammensetzten,  zu  ermitteln.  Die 
übrigen  Unkosten,  welche  sich  aus  dem  Unterhalt  und  Arbeitslohn 
der  Brauknechte  sowie  aus  der  Verzinsung  und  Abnutzung  der 
Braugerätschaft  ergaben,  wurden  gegen  die  Malztreber  bzw.  das 
aus  denselben  gebraute  Dünnbier  aufgerechnet  Hierauf  schritt  man 
zur  Fixierung  des  zulässigen  Gewinnes  der  Brauer  am  „Qehiiial^ 
und  berechnete  danach  die  Preise  für  die  kleineren  Maße. 

Dieses  Biertaiwesen  veranschaulichen  die  beiden  nach- 
folgend wiedergegebenen  Saeten^)  von  1565  und  1594.  Sie  sind  um 
so  interessanter,  weil  sie  gleichzeitig  die  Preissteigerung  des  Brao- 
materials^)  innerhalb  dieser  Zeit  erkennen  lassen. 

1565.*)  Velung  (Preis)  des  koms  und  holtes,   und  sunst  was  darto  an 
unkest  geit. 

1       schepel  weits  ....  —  M.    7^2  Seh. 

1       schepel  gersten   ...  —  „     6^2 

IV2  schepel  hopen      ...  —  „4 

1  Vi  voder  holtes     .     .'    .     .  2  „      — 

die  accise 2  „     9         „ 

Das  dan  to  einem  jederen  bruwede^)  an  molte  (Grerste)  und  weite 
genommen  soll  werden  3  molt  (Malter)  und  4  schepel  moltes  und 
6  schepel  weites,  davon  men  bruwen  soll  als  5,  4  und  3  Pf.  koit 
dieser  malen: 


1)  R.  B.  Art.  100.  2)  St.  A.  VI  Nr.  10. 

3)  Vgl.  Zur  Geschichte  der  Getreidepreise  im  Fürstbistom  Monster  in 

15.  n.  16.  Jahrhundert  die  AbhandluDg  yod  Ebllsb  in  den  Jahrb.  f.  Nat-Ök. 
18.  Jahrgang  S.  185  ff.  und  Bahlhann,  Die  Münsterische  Komtaxe  Yon  1559 
bis  1760,  Westai.  Zeitschr.  Bd.  49.  S.  75ff: 

4)  Gedr.  bei  Ebumbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  486.     Um  die  Mitte  dei 

16.  Jahrhunderts  wurden  für  einige  Jahre  abweichend  Yon  der  sonatigoi  6e 
wohnheit  drei  verschiedene  Qualitäten  Koit  gebraut.  5)  Q^brfta. 
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Von  5  ^  koit     9  tonnen,  jeder  Tonne  op    .     .     .  3^2   M.      —  Seh. 
Von  4  4  koit  11  tonnen,  jeder  tonne  op     .     .     .    —    „     23  V2    „ 
Von  3  4-  koit  15  tonnen,  jeder  tonne  op     .     .     .    —     >,     25        „ 

1594.    Saete  des  browens  anno  1594  24  Okt.  bei  der  Holde  entschlossen. 

Item  3  molt  4  scheppel  gersten,  dat  scheppel  S  ß  ,     .  26  M.  8  Seh. 

Item  6  scheppel  weiten,  jeder  scheppel  zo  1 2  /3    .     .     6  „  —      „ 

Item  fOr  holt  ond  hoppen 3  „  —      „ 

Item  fOr  accisen 2  „  9        „ 

Somma:    38    M.     5      Seh. 

Hiervon  to  browen  9  tonnen,  die  qoarte  sechs  penninks  koit,  die 
tonne  (108  Qoarten)  4  M.  6  Seh.  Item  die  vier  pennink  koit  die 
quarte  (das  browede  14  tonnen)  die  tonne  den  browem  to  betahlen 
2  M.  10  Sch.y  ist  die  browete  39  M.  8  /3.  (Den  Braoem  wird  diese 
Ordnong  zogestellt  ond  sie  werden  dabei  zo  bleiben  ermahnet). 

Die  Aufsicht  des  Rates  erstreckte  sich  auch  auf  die  beim  Bier- 
yerkaaf  verwandten  Maße,  um  eine  Übervorteilung  des  Käufers  zu 
yerhindern.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  der  Bat  einen  besonderen 
Beamten,  den  Bierschröder  0,  angestellt  Dieses  Amt  bekleidete 
meist  der  Oildemeister  des  Faßbinderamtes.  Er  hatte  darauf  zu 
achten,  daß  keine  Biertonnen  von  den  einheimischen  Böttchern  ver- 
fertigt und  verkauft,  sowie  von  den  Brauern  und  Wirten  zum  Bier- 
füllen  gebraucht  wurden,  die  nicht  von  ihm  auf  das  vorgeschriebene 
Maß  geeicht  waren.  Eine  neue  Tonne  mußte  115,  eine  alte 
112  Qoarten  halten.  Den  für  richtig  befundenen  Tonnen  wurde 
das  Stadtwappen  aufgebrannt  Faßten  sie  jedoch  mehr  als  das 
vorgeschriebene  Maß,  so  vermerkte  der  Bierschröder  das  über- 
schießende Quantum  besonders.  Auswärts  angefertigte  Tonnen 
durften  von  den  Stadtpförtnem  nicht  eher  eingelassen  werden,  bis 
der  Bierschröder  benachrichtigt  war,  um  sie  auf  ihren  Inhalt  zu 
prüfen.  Nicht  geeichte  Tonnen  verfielen  bei  einer  Revision  diesem 
Beamten.  ^) 

In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  eine  gute  Ware  sich  von  selbst 
empfehle,  sah  der  Rat  im  Interesse  des  bald  recht  bedeutend  ge- 
wordenen Exportes  darauf,  daß  der  Ruf  des  münsterischen  Bieres 
nicht  in  Mißkredit  gerate.     Er  erließ  deshalb  besondere  Export- 


1)  St&dtiBcher  Küfer. 

2)  Vgl.  Ebumbholtz,  Gewerbe  Mttnsters,  Urk.  o.  Akt  Kr.  37  c. 
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TorBchriften,  um  za  Termeiden,  «dafi  miaer  tbt  Mfinster  koito 
zum  yeracbt  and  bösen  Nimen  nnd  naduedeii  koaunen  und  gentoi 

hinten.**«) 

In  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahdionderts  durfte  nur  die 
beste  Qualität  Bier  ao^effibrt  werden.  Um  die  Vcraffndimg  von 
zu  jungem  Bier  za  yerbindem,  maßten  die  Brauer  dieses  in  ihnn 
Haase  erst  drei  Tage  asgäbren  lassen,  worauf  äe  verpfliditrt  wann, 
das  für  die  Ausfubr  bestinunte  Bier  zunäebst  zum  stidtiadien  RobieF» 
haus  zu  bringen,  woselbst  es  die  Bierberren  erst  naeb  wäterer  acht- 
tigiger  Lagerung  auf  Qualität  und  Preiswfirdigkeit  unteraaehten.  Ent- 
spracb  das  Bier  niebt  den  Vorscbriften,  so  wurde  ea  konfisnert;  auf 
Kosten  der  Brauer  nadi  dem  Stadtkeller  gebracbt^  dort  fltr  1  biw. 
2  Pfg.  die  Quarte  unter  dem  jeweiligen  Preis  der  besten  Sorte  Terapft 
und  der  Erlös  den  Brauern  eingehändigt  Den  Transport  zum  Pro- 
bierfaaus  sowie  von  demselben  zum  Stadtkeller  besorgten  naeb  dner 
Fom  Rate  bestimmten  Taxe  die  vereidigten  städtiscban  Biertriiger, 
weldie  den  Bierberren  unterstellt  waren.  ^  Erst  gegen  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  wurde  der  Biertransport  den  Brauern  fireigegebeiL 

Das  von  den  Bierherren  zum  Export  zugelassene  Bier  war  als 
solehes  besonders  gekennzeichnet.  Auf  dessen  Tonnen  brannte  näm- 
lich der  Bierschröder  mit  einem  Eisen  ein  Zeichen  ein.  Um  nun 
aber  zu  yerhindem,  daß  mit  den  bereits  gezeichneten  und  naefa 
Mfinster  zarfickgekommenen  Tonnen  später  Mißbrauch  getrieben  wurde, 
erhielt  der  Brauer  zu  jeder  Tonne  Exportbier  einen  Zettel,  der  an 
die  Stadtpfortner  abzuliefern  war.  Ohne  diesen  Zettel  durfte  kein 
Bier  aus  der  Stadt  gelassen  werden.  Die  Zettel  gelangten  ?on  den 
Pförtnern  an  die  Bierherren  zurfick,  wodurch  gleichzeitig  eine  genaue 
Eontrolle  über  den  Export  ermöglicht  wurde,  weil  der  Name  des 
Exporteurs  und  die  Menge  des  för  die  Ausfuhr  bestimmten  Bieres 
in  Listen  eingetragen  waren,  welche  die  Bierherren  führten. 

Aus   diesen   komplizierten  Ausfohryorschriften  und    dem  Vo^ 
handensein  eines  besonderen  Probierhauses  für  das  Exportbier  kann 


1)  Vgl.  hierzu  und  zum  folgenden  die  im  Stadt- ArclÜT  befindlichen  Ü^ 
künden  VI  No.  10  u.  XI  No.  25,  beide  gedr.  bei  Eruxbholtz,  Gewerbe  Mttniten, 
Urk.  u.  Akt.  No.  60  a.  2)  Auch  fOr  den  Biertransport  in  der  Stadt  gab  ei 

einen  besonderen  Biertr&gerstand,  dessen  Mitglieder  wegen  ihres  großen  Tiink- 
bedOrfiiisses  in  keinem  guten  Rufe  standen.  Vgl.  hierzu  Ebühbholtz,  a.  a.  0^ 
Urk.  u.  Akt  S.  147. 
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man  schon  entnehmen,  daß  Mfinsters  Bierausfuhr  im  16.  und 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  bedeutend  gewesen  sein  muß.  Be- 
günstigt wurde  sie  durch  die  damals  noch  leidlichen  Yerkehrsver- 
hältnisse  und  durch  die  vielseitigen  Handelsbeziehungen  Mfinsters 
als  alter  Hansastadt  Die  eigentliche  Veranlassung  war  jedoch  der 
gute  Bnf  seines  Bieres,  welcher  Auswärtige  sogar  bewog,  dasselbe 
nachzuahmen  und  zu  verkaufen  „unter  schein  und  namen  Münster 
koitz,  als  wenn  dieselb  in  unser  stat  Mfinster  gebrauwen  were.**^) 

Über  die  Höhe  der  Bierausfuhr  sind  uns  aus  dem  16.  Jahr- 
hundert keine  genauen  Zahlen  erhalten,  jedoch  wissen  wir,  daß  das 
mflnsterische  Bier  weithin  verfrachtet  wurde,  und  daß  selbst  Auswärtige 
nach  Mfinster  kamen,  um  Bier  dort  in  größeren  Mengen  einzu- 
kaufen. Wie  die  Brauer  in  einem  dem  Bäte  fiberreichten  Schrift- 
stfick  anfahren,  kam  mfinstensches  Bier  um  1590  „nach  Emden, 
Osnabrug,  Teklenburg,  Rheda,  Ravensberg  und  sunst  allenthalben 
ostwerts.*^  2) 

Auf  einen  beträchtlichen  Export  läßt  auch  die  Größe  der  ge- 
samten Bierproduktion  schließen,  die  sich  für  das  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts einigermaßen  berechnen  läßt,  da  wir  vermittels  der  Er- 
träge einer  nach  1600  ffir  die  Akzisebefreiten  eingefUirten  Material- 
steuer auch  deren  Produktion  ungefähr  bestimmen  können. 

Die  Oesamtbierproduktion  betrug  etwa 

1590 40  400  Tonnen  3) 

1605 44  510 

1610 42  680        „ 

1615 53  532       „ 

1617 52132        „ 

Selbst  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  in  einer  Zeit,  wo 
das  Braugewerbe  vollkommen  danieder  lag  und  das  Mfinstensche  Bier 
kaum  noch  konkurrenzfähig  war,  belief  sich  der  Export  jährlich  durch- 
schnittlich auf  1000  Tonnen.  4) 

Um  das  einheimische  Bier  auswärts  als  erfolgreichen  Eon- 
kurrenten auftreten  lassen  zu  können,  griff  der  Bat  auch  zur  Steuer- 
lestitution,  indem  er  den  Exporteuren  einen  Teil  der  inneren  Ver- 
brauchssteuer ffir  das  wirklich  ausgeffihrte  Bier  zurfickzahlte.    Wie 

1)  8t  A.  VI  Nr.  10.  2)  Ebenda. 

3)  Dieselbe  faßte  durchweg  etwa  134  Litter. 

4)  Vgl.  die  Grutamts-Rechnungen  von  1655  und  1656. 
Grewe,  Das  Bnmgeweibe  der  Stadt  MUniter.  4 
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hoch  sich  diese  Betxäge  im  16.  Jahrhundert  belaufen  haben,  ist 
nicht  bekannt  Im  Jahre  1652  erhielten  die  Bnmer  fSr  jede  Tamie 
Bier  7  Seh.  gntschrieben,  welches  nngefahr  die  Hälfte  der  damals 
die  Tonne  belastenden  Akzise  ausmachte.  ^ 

Diese  stenerliche  Yergünstigang,  durch  weldie  d^  Bat  dem 
Braugewerbe  eine  gewisse  Förderung  angeddhen  ließ,  steht  unter 
seinen  finanzpolitischen  und  gewerbepolizeilichen  Maßnahmen  ziem- 
lich vereinzelt  da,  denn  zumeist  wurden  diese  nur  zu  adir  tob 
fiskalischen  MoÜTen  beeinfiußt,  was  f&r  das  Gewerbe  nicht  vorteil- 
haft sein  konnte.  Wie  schon  des  näheren  ausdnandergesetit  ist^ 
war  der  Bat  selber  ein  scharfer  Konkurrent  der  Brauer,  wdl  er 
auf  den  Stadtkellem  in  eigener  Regie  Bier  verkaufte,  ffierdueh 
nahm  er  den  Brauern  nicht  nur  einen  großen  Teil  ihres  Verdienstes, 
sondern  er  griff  zur  Förderung  und  zum  Schutze  seines  Biermonopols 
auch  zu  Verordnungen,  die  das  Braugewerbe  in  der  Entwiddung 
zurückhalten  mußten. 


Sechstes  Kapitel. 

Die  städtischen  Bierkeller  Im  16.  Jahrhundert 

Die  Stadt  Münster  besaß  im  16.  Jahrhundert  zwei  Keller,  in 
denen  sie  Bier  zum  Ausschank  brachte.  Seit  der  im  Jahre  144S 
erlassenen  Yerordnang^)  stand  diesen  der  Verkauf  des  firemden 
sowie  des  besten  einheimischen  Bieres  allein  zu.  Erst  im  Jahre  1541 
machte  der  Bat  den  Brauern  eine  kleine  Eonzession,  indem  er  ihnen 
gestattete,  fremdes  Bier  zu  verschenken,  jedoch  mußten  sie  dfts- 
selbe  vom  Stadtkeller  beziehen.  ^)  Einige  Jahre  später  g^b  er  den 
Ausschank  des  fremden  Bieres  auf  den  Stadtkellem  ganz  auf  und 
überließ  ihn  den  Brauern.  Er  selber  behielt  noch  das  Schank- 
monopol  fär  das  beste  einheimische  Bier.  Dieses  wurde  nicht  in 
eigener  Brauerei  von  der  Stadt  hergestellt,  sondern  von  den  Brauen 
bezogen,  welche  der  Reihe  nach  für  die  Lieferung  berücksichtigt 
wurden.  *) 


1)  Verordnang  yom  12.  M&rz  1652,  St  A.  VI  Nr.  10. 

2)  Siehe  S.  34.        3)  Verordnung  von  1641,  St  A.  VI  Nr.  10. 
4)  Verordnung  von  1561,  ebenda. 
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Zu  diesem  Zwecke  waren  sämtUohe  Brauer  der  Stadt  in  ein 
Beg^ter  eingetragen,  welches  die  Gratherren  fOhrten,  die  auch  daraaf 
zu  achten  hatten,  daß  die  Beihenfolge  genau  innegehalten  wurde. 
Wollte  oder  konnte  der  an  der  Reihe  befindliche  Brauer  nicht  liefern, 
80  war  den  Grutherren  durch  die  Kellerwirte  davon  Mitteilung  zu 
machen,  welche  dann  den  nächstfolgenden  bestimmten. 

Wenn  nun  auf  den  Stadtkellem  sich  Bedarf  an  Bier  einstellte 
benachrichtigten  die  Eellerwirte  die  Ghrutherren,  worauf  sie  Ton 
diesen  eine  besondere  Marke  empfingen,  welche  von  ihnen  dem  an 
der  Beihe  befindlichen  Brauer  fibermittelt  wurde.  Dieser  lieferte 
nun  ein  Gebräu  Bier  an  den  Keller  und  gab  hierauf  die  Marke  den 
Grutherren  zurück.  Sobald  es  verzapft  war,  zahlten  die  Eellerwirte 
nach  der  vom  Rate  für  die  Keller  besonders  aufgestellten  Taxe  den 
Brauern  ihr  Geld  aus. 

Das  für  die  Keller  zu  liefernde  Bier  wurde  gerade  so,  wie  das 
für  den  Export  bestimmte,  einer  Probe  durch  die  Bierherren  unter- 
worfen. Nicht  zugelassenes  stellten  diese  den  Brauern  mit  der 
Bestimmung  wieder  zur  VerfQgung,  dasselbe  1  bzw.  2  Pfg.  pro 
Quarte  unter  dem  jeweiligen  Preise  der  besten  Sorte  zu  verkaufen, 
bei  fünf  Mark  Strafe  für  jede  Zuwiderhandlung.  Dieses  Bier  wurde 
den  Brauern  auf  ihre  Kosten  bis  zum  Jahre  1587  ebenfalls  durch 
die  städtischen  Bierträger  ins  Hans  gebracht.  Erst  seit  dem  ge- 
nannten Jahre  erhielten  sie  bei  Nichtabnahme  ihres  Bieres  durch 
den  Keller  Nachricht  und  durften  dasselbe  sodann  selbst  fortschaffen. 

In  diesem  Jahre  wurde  den  Brauern  auch  gestattet,  das  zurück- 
gewiesene Bier  tonnenweise  zu  dem  ordentlichen  Preise  zu  verkaufen. 
Nach  der  Kellerordnung  von  1 600  mußten  sie  1  Vs  Taler  Strafe  ent- 
richten, wenn  ihnen  ihr  Bier  von  den  Bierherren  nicht  abge- 
nommen war. 

Das  den  Kellern  zustehende  Schankmonopol  erlitt  im  Laufe 
der  Zeit  einige  Durchbrechungen.  Für  die  Bürger  durften  die 
Brauer  von  jeher  mit  besonderer  Benachrichtigung  der  Grutherren 
das  bessere  Bier  zu  gewissen  Festlichkeiten,  wie  Gastmählern,  Hoch- 
zeiten und  Kindtaufen  brauen,  hafteten  aber  mit  fünf  Mark  Strafe 
dafBr,  daß  diese  es  nicht  für  Geld  veräußerten.  Eine  harte  Be- 
stimmung, da  die  Brauer  schwerlich  eine  solche  Garantie  über- 
nehmen konnten.  Die  Grutherren  erteilten  die  Erlaubnis  nur  den- 
jenigen Brauern,   welche  gerade  die  Lieferung  für  den  Stadtkeller 
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hatten,  oder  aber  nachweisen  konnten,  daß  ihnen  wenigstens  fflnf 
Tonnen  Bier  von  den  Bürgern  bestellt  waren.  Sie  mußten  dam 
ein  ganzes  Gebräu  brauen  und  das  nicht  bestellte  Bier  an  die  Stadt- 
keller abliefern. 

Neben  den  Stadtkellem  besaßen  nur  die  „Eamerales**  diB 
Recht,  die  bessere  Sorte  zu  yerschenken,  die  sie  gleichfedls  ^ 
ordine*^  yon  den  Brauern  bezogen.  Der  Verkauf  des  billigeren 
Bieres  war  ihnen  bei  Verlust  ihres  Schankrechtes  yerboten.^) 

Dieses  Bier  verkauften  nur  die  Brauer,  welche  daffir  ato 
anscheinend  wenig  Liebhaber  fanden.^  Daß  das  Schankmonopd 
der  Stadt  ein  Hemmschuh  fOr  die  Entwicklung  ihres  Oewerbes  war, 
sahen  sie  nur  zu  gut  ein.  Jahr  ffir  Jahr  bestflrmten  sie  den  Bat 
mit  Bittschriften  um  Abschaflfong  oder  doch  wenigstens  Milderoog 
des  Schankmonopols.  Schon  in  der  erwähnten  Eingabe  des  Jahres  1525 
bestimmte  Artikel  27,  daß  es  den  Brauern  in  Zukunft  freistehen  sollte, 
sämtliche  Sorten  einheimischen  Bieres  zu  verkaufen.  3)  Dieser 
Wunsch  ging  jedoch  so  bald  nicht  in  Erfüllung.  Auch  mit  der 
Bierordnung  von  1550^)  war  den  Brauern  wenig  gedient;  dieselbe 
ordnete  an,  daß  drei  Biersorten,  die  Quarte  zu  5,  4  und  3  Pfennig, 
gebraut  werden  durften,  und  zwar  sollte  nur  die  beste  Qualität  „np 
den  statzkeller  als  under  der  Schäme*',  die  zweite  Sorte  auch  „np 
den  statzkeller  als  in  dem  huese,  up  der  kameren*'^)  und  durch 
die  Brauer  zum  Ausschank  kommen.  Zugleich  war  aber  den 
Brauern  die  gleichzeitige  Führung  der  zweiten  und  dritten  Sorte 
verboten  worden,  so  daß  sie  nur  die  Wahl  zwischen  beiden  hatten 
und  deshalb  den  Wünschen  des  Publikums,  das  je  nach  seinen 
Vermögensverhältnissen  besseres  oder  geringeres  Bier  trank,  oft  nicht 
gerecht  werden  konnten. 

Es  ist  höchst  interessant,  weiter  zu  verfolgen,  mit  welcher 
Zähigkeit  der  Bat  an  seinem  Schankmonopol  festhielt.  Einige  Jahre 
nach  dem  Erlaß  der  letzten  Bierordnung  gestattete  er  den  Brauern, 
das  bessere  Bier  zu  fuhren,  jedoch  mit  der  seltsam  anmutenden 
Verpflichtung,  das  Maß  Bier  2  Pfg.  teurer  als  die  Stadtkeller  vi 
verkaufen.  6)    Ein   völlig  wertloses  Geschenk,  da  natürlich   keinem 

1)  Verordnong  yon  1561,  a.  a.  0.  2)  Vgl.  Beschwerdeschrift  der 

Brauer,  St.  A.  VI  Nr.  10.  3)  Eibssbnbboiok,  WiederUnfer- 

geschichte  S.  137.  4)  St.  A.  VI  Nr.  10.  5)  Schankstnbe  der 

„Kamerales".  6)  St  A.  XI  Nr.  25. 
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ärger   einfiel,  unter  den  gegebenen  Preisverhältnissen   von   den 

ranem  Bier  zu  beziehen.    Der  Bat  muß   schließlich  wohl  selber 

e  Unzweckmäßigkeit  dieser  Bierordnung  eingesehen  haben,  denn 

hob  dieselbe  bald  auf  und  beließ  es  bei  den  Mher  ergangenen. 

Wollte  ein  Bürger  einen  guten  Trunk  zu  sich  nehmen,  so 
ußte  er,  wenn  er  es  nicht  vorzog,  von  den  Kellern  geholtes  Bier 
seinem  Hause  zu  trinken,  zu  den  städtischen  Verkaufsstellen  hin- 
ihen.  Dies  war  für  die  Bürgerschaft  ein  sehr  lästiger  Zwang,  um  so 
ehr,  als  die  Stadtkeller  auf  die  den  besseren  Kreisen  angehörenden 
3sucher  und  namentlich  auf  die  Fremden  keinen  guten  Eindruck 
achten. 

Die  Kritik,  welche  die  Brauer  1 590  an  den  Stadtkellem  übten  i), 
mmt  sich  nicht  gerade  sonderlich  gut  aus,  und  etwas  Wahres 
oß  auch  daran  gewesen  sein,  denn  aus  kleinlichem  Konkurrenz- 
lid  würden  sie  sicherlich  nicht  gewagt  haben,  ein  derartiges  Urteil 
»er  eine  städtische  Einrichtung  zu  fällen. 

In  der  Eingabe  des  genannten  Jahres  an  den  Rat,  weisen  die 
rauer  nämlich  darauf  hin,  „wie  es  ohne  das  auch  uf  den  kellern  der- 
aßen  geschaffen,  daß  viel  guter  leute  nit  allein  stanks  und  onfledicheit 
)gen,  sondern  auch  des  unnutzen  gesingens,  so  sich  taglichs  da- 
Ibst  finden  läßt,  rufens,  fiuchens  und  swerens  halber  daselbst  nit 
in  willen.** 

Eine  gewisse  Bestätigung  erfahren  die  Behauptungen  der  Brauer 
ich  durch  eine  10  Jahre  früher  für  die  Stadtkeller  erlassene  Yer- 
dnung  2)  des  Bates,  welche  Bestimmungen  trifft  über  das  Verhalten 
)8  Wirtes  und  der  Qäste  und  nicht  ohne  Grund  strenge  Strafen 
)gen  mancherlei  Ausschreitungen  androht  Da  sie  gleichzeitig 
nen  Einblick  gewährt  in  das  Wirtshausleben  jener  Zeit  und  so 
nen  Beitrag  zur  Kultur-  und  Sittengeschichte  darstellt,  so  möge 
e  hier  ganz  wiedergegeben  werden:  „Im  namen  der  unvertheilter 
reifaltigkeit,  Gott  zu  lob  und  dieser  stat  Münster  zu  ehren,  vohrt 
m  gemeinen  in  und  auslendischen  man  zu  nütz  und  besten  ist 
irch  die  erbaren  und  wollweisen  bürgermeisteren  dieser  statt  gegen- 
ertige  haustafel  aufgerichtet,  verordnet  und  gegeben,  darnach  ein 
der,  so  sich  hier  zu  gelage  wird  niedersetzen,  wisse  zu  richten  und 

1)  Beschwerdeschrift  der  Brauer  von  1590,  a.  a.  0. 

2)  Veröff.  von  Hutskkns,  Beilage  zum  Jahresb.  d.  st&dt.  Realgymn.  zu 
finster.    Jahrg.  1905  S.  28. 
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ZU  yerhalten,  und  so  jemand  brüchig  oder  fellig  wflrde,  soll  dnem 
erbaren  rhat  oder  ihren  yerordneten  bierherren  nach  gelegenhtit  und 
auf  gutachten  gemeltes  rhats  zu  strafen  verfallen  sein.    Zorn  ersten. 
Wer  auf  diesem  hanse  sich  zu  gelagen  woU  niedersetzen  und  in 
drincken  begerte,   der  soll  solches  dem  wirte,  Wirtinnen  und  haos- 
gesinde  ansagen,  und  da  er  yon  ihnen  hingeweiset  wird,  sich  nieder- 
setzen und  sein  bier  yerwachten  und  nit  yom  hanee  wider  ab- 
scheiden,  er  hab  den  zuvor  sein  gelage  bezhalet     Zum  andern. 
Es  soll  niemand  hier  keine  hoengesprache  und  lästerworti  die  Gott 
und  sein  heilige  Sakrament,  seinen  heiligen  und  der  ehr  betreffen 
und  angehen,  treiben  und  üben,  auch  sonst  keine  unnütze  und  leicht- 
fertige schandwörter  und  Spitzbuben  rede  treiben  und  führen,  damit 
Gott  erzomet,  der  negst  geergert  und  ein  ganze  stadt  darum  von 
gott  gestraft  mögte  werden.    Zum  dritten.    Das  schendtlich  lister 
des  fluchens,  schwerens  und  scheldens  soll  hier  auch  bei  ernstlicher 
straf  und  poen  verboten  sein.    Derhalben  soll  niemand  einen  anderen 
mit  Worten  scheiden   oder  jemandt  zum  scheiden   ursach    geben, 
auch  nicht  aus  leichtfertiger  Ursache  jemand  anzipsen  und  zum 
zancke  anreitzen  noch  auslaken.    Zum  vierten.    Das  soll  auch  nie- 
mand allhier  jenigen  Unwillen  noch  aufruhr  anstiften,  niemand  blnndt 
oder  blaa,   mit  waserlei   gewehr  es  geschehen  kann,  stoßen  oder 
schlagen.    Zum  fünften.    Niemand   soll   hier  auch   einen  anderen 
bluetwunden  mit  schlagen,  hauwen,  stechen,  werfen,  oder  wie  solches 
am  geringsten  geschehen  könnte.    Denn   es   ist  dies  ein  haus  der 
freiheit,  und  soll  der  theter  ernstlich  mit  gebührlicher  strafe  belegt 
werden.    Zum  sechsten.    Es  soll  auch  niemand  allhier  auf  diesem 
hause  mit  karten,  dobbell  oder  würfelsteinen  oder  sonst  womit  ninb 
geld  oder  gelts  gewehrde  spielen  und  tauschen,  auf  das  Unwille  und 
zanck,   so   daraus  ersprießen  und  entstehen  könnte,    mögten  ver- 
meidet bleiben.    Zum  siebenden.    So  jemandt  an  drinckgeschirren 
es  weren  dan  kannen,   kröse  oder  gläser  schaden  thun  würde,  der 
soll  solchen  gethanenen  und  gewirkten  schaden  vergelten  und  wieder- 
umb  bezahlen.    Zum  achten.    Niemand  soll  sich  mit  dem  wirte  auf 
diesem  hause  aus  altem  oder  newen  haß  und  neidt  zanken  und  Un- 
willen,  sondern  ihne  für  einen  wirt,  dahin  ihne  den  eine  obrigkät 
zu  diesen  hause  gesetzt  und  verordnet  hat,  erkennen,  wo  aber  sonst 
jemandt  mit  ihm  zu  schaffen  und  auszustehen  hatte,   soll  ihm  mit 
gebürlichem  rechte  conferieren  oder  besprechen  oder  ihne  vor  seine 
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bierherren,  wo  die  sach  geringschetzig,  verklagen.  Zorn  neunten. 
Hinwiedemmb  soll  der  wirth  auch  aus  keinem  alten  oder  frischen 
hafi  und  neidt  niemandt  alhie  aoslaken  noch  zn  anmnth  und  zanke 
nrsaoh  geben,  sondern  sich  so  bei  die  gelagen,  wie  er  zweifeis  frei 
than  wird,  daß  sie  mit  fügen  anf  ihne  nicht  za  klagen  sollen  haben, 
verhalten.  Zum  zehenden.  Damit  aach  den  gelagen  und  gelages 
Personen  das  nnzimliche  klopfen  und  schlagen  auf  die  kannen  ver- 
boten sein  soll,  hat  man  die  Vorsehung  bei  dem  Wirthe  gethan, 
dafi  er  durch  seine  Dienstboten  fleißige  achtung  und  aufsehung  auf 
die  gelage  haben  solle.  Zum  eilften.  Es  sollen  auch  die  gelage 
und  gelages  persohnen  mit  dem  koite,  so  van  den  bierherren  er- 
kannt ist,  und  ihnen  von  dem  wirte  oder  seinem  gesinde  gezapft 
wird,  ohne  knarren  und  murren  zu  frieden  sein,  und  wo  sie  wollen 
mit  gutem  frieden  fOr  ihr  geld  drincken,  wo  aber  hit,  sollen  sie, 
was  getrunken  ist,  bezahlen,  davon  gehen,  und  sich  also  des  hauses 
enteußeren.  Zum  zwölften.  Auch  soll  ein  jeder  gelages-persohn, 
80  hier  zu  gelage  sitzen,  den  abendt,  wenn  die  verordnete  klocke 
gelfldet  wird,  rechnen  und  sein  gelage  bezalen,  und  sich  nach  haus 
begeben,  und  nicht  lenger  nach  der  verleudeten  klocken  sich  hier 
finden  und  erscheinen  lassen,  alles  bei  ernstlicher  straf.  Zum  drei- 
zehnden.  Es  woll  ein  erbar,  wollweiser  rhat,  wie  auch  obstehet. 
diese  vorgesetzte  artikulen  und  puncten  von  in-  und  ausländischen 
fleißig,  starck  und  fest  bei  ernstlicher  strafe  gehalten  haben,  und 
deswegen  diese  tafeln  hierher  verordnet  und  aufhencken  lassen,  daß 
sie  ein  jeder  lesen  mag,  und  wer  nicht  lesen  kann,  soll  sie  sich 
durch  die,  so  lesen  können,  vorlesen  lassen,  sich  darnach  zu  richten 
und  sich  bei  den  gelagen  darnach  zu  verhalten  wissen." 

Erst  in  den  achtziger  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  ließ  sich 
der  Bat  zu  einer  kleinen  Milderung  des  Schankmonopoles  der  Keller 
herbeL  Da  nämlich  die  Herbergswirte  wegen  des  Fremdenverkehres 
am  meisten  unter  dem  Monopol  zu  leiden  hatten,  so  gestattete  er  diesen 
auf  ihre  wohlbegrfindeten  Klagen  hin,  den  einkehrenden  Fremden 
zu  dem  auf  den  Kellern  fibUchen  Preise  Bier  zu  verkaufen,  je- 
doch mußten  sie  es  von  den  Kellern  beziehen,  so  daß  ihr  Verdienst 
an  ihm  nicht  groß  sein  konnte.  Außerdem  war  die  Haltung  be- 
sonderen Personals  deshalb  notwendig,  weil  die  Wirte  fflr  den 
jedesmaligen  Bedarf  das  erforderliche  Bier  holen  lassen  mußten, 
da  es  sich  für  sie  nicht  verlohnte,  größere  Quantitäten   besseren 
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Bieres  vorratig  zn  halten,  weil  sie  es  nur  an  die  Fremden  nnd 
nicht  an  die  BOrger  verkaufen  durften,  also  eventuell  Schaden  er- 
litten, wenn  das  nicht  verkaufte  Bier  ihnen  verdarb. 

Ein  weiterer  Übelstand  war  es,  daß  die  Stadtkeller  schon  nm 
9  ühr  abends  geschlossen  worden,  so  daß  nach  dieser  Zeit  flr  die 
Fremden,  die  vorher  erst  ihre  Geschäfte  erledigten,  kein  Bier  mehr 
zu  haben  war,  weil  die  Eellerwirte,  „selbst  wan  ein  toter  damit 
lebendich  gemachet  werden  konnte,  nit  wieder  ofstenden  and  einen 
drunk  koitz  langten/*  i) 

Einen  kleinen  Schritt  zur  Besserung  bedeutete  es,  als  im 
Jahre  1587  der  Bat  denjenigen  Brauern,  die  gerade  fOr  die  Keller 
lieferten,  gestattete,  von  dem  nach  dort  gebrachten  und  schon  ge- 
probten Bier  mit  besonderer  Erlaubnis  der  Bierherren  zwei,  in 
begründeten  Fällen  auch  mehrere  Tonnen  ohne  jegliches  Ver- 
dienst des  Kellers  zum  Ausschank  an  die  Fremden  wieder  mit  nach 
Hause  zu  nehmen.  Fünf  Jahre  später  durften  sogar  einige  Brauer, 
„so  von  einem  Ehrbaren  Kate  dar  zu  düchtig  erachtet  und  zu- 
gelassen", ohne  Probe  der  Bierherren  für  ihre  Oäste  überhaupt 
besseres  Bier  brauen;  es  war  ihnen  aber  nicht  gestattet,  dasselbe 
aus  dem  Hause  zu  verkaufen.  2) 

Nur  Schritt  für  Schritt  wich  der  Bat  von  seinem  alten  Rechte 
zurück.  Endlich,  im  Jahre  1 600,  gingen  die  Wünsche  der  Brauer  in 
Erfüllung.  Eine  neue  Bierordnung  vom  17.  November  dieses  Jahres 
brachte  ihnen  zugleich  mit  der  Aufhebung  des  städtischen  Schank- 
monopols  die  langersehnte  Freiheit. 

Fragen  wir  uns  nach  den  tieferen  Ursachen  der  Aufhebmig 
der  alten  Beschränkungen  des  Braugewerbes,  so  wird  der  Rat  einer- 
seits wohl  dem  Drängen  der  Brauer  und  der  Bürgerschaft  nach- 
gegeben haben,  dann  aber  auch  zu  der  Erkenntnis  gekonmien 
sein,  daß  er  bei  seinem  wenig  zeitgemäßen  Privileg  wegen  der 
vielen  Umgehungen,  die  ihm  auch  die  Einkünfte  der  Bierakzise 
verringerten,  doch  den  kürzeren  zog.  Anscheinend  kümmerten  sich 
die  Brauer  in  der  letzten  Zeit  wenig  mehr  um  das  Verbot  des 
Rates,  wie  man  aus  der  hohen  Strafe  von  1100  Mk.  entnehmen 
kann,  welche  die  Bierherren  1590  im  Einverständnis  mit  dem  Bat« 


1)  Bosch werdeschrift  der  Brauer  von  1590,  a.  a.  0. 

2)  Verordnung  von  1692,  St.  A.  VI  Nr.  10.  3)  Ebenda. 
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wegen  Yerletzang  des  stadtischen  Schankmonopols  Ober  die  Braner 
verhängt  hatten,  i) 

Die  städtischen  Bierkeller  hatten  sich  aber  anch  keiner  großen 
Wertschätzung  von  seiten  der  Bürgerschaft  za  erfreuen;  nach 
Erlaß  der  Bierordnung  von  1 592,  welche  den  Brauern  ein  geringes 
Maß  von  Freiheit  einräumte,  war  der  Umsatz  der  Keller  sogleich 
erheblich  zuräckgegangen.  Noch  kurze  Zeit  vorher  ist  der  Bein- 
gewinn von  ihnen  jedoch  nicht  unbedeutend  gewesen.  Er  belief  sich  ^) 

1577  auf  1603  M,  2  Seh. 

1587  „  1693  M.  9  Seh. 

1596  ,,       660  M. 

1599  „       570  M. 

1602  yy       335  M.  8  Seh. 

1644  „       143  Taler 

1645  „  164  Taler  14  Seh.  11  Pf. 
1648  „  368  Taler  25  Seh.  6  Pf. 
1657  „         41  Taler  24  Seh. 

Im  Jahre  1577  setzten  die  beiden  Stadtkeller  am  Markt  und 
in  Überwasser  zusammen  noch  4235  Tonnen  Bier  um,  welche  den 
angegebenen  Qewinn  brachten.  3)  Seitdem  fiel  der  Bierumsatz  auf 
denselben  fortwährend  und  betrug  im  Jahre  1641  nur  noch  1300 
1657  850  und  1662  204  Tonnen.  Wegen  des  lebhaften  Fremden- 
verkehres, welchen  die  Verhandlungen  über  den  westfälischen  Frieden 
veranlaßten,  ist  dann  der  von  der  Stadt  an  dem  einen  noch  vor- 
handenen Bierkeller  erzielte  Gewinn  in  den  40  er  Jahren  wieder  ge- 
stiegen; er  betrug  1648  sogar  über  1000  Mark. 

Das  auf  den  Stadtkellem  seit  der  Aufhebung  des  städtischen 
Schankmonopols  im  Jahre  1600  verkaufte  Bier  bezog  der  Rat  in 
althergebrachter  Weise  von  den  Brauern.  Wegen  des  an  dem  Bier 
erzielten  Gewinnes,  und  weil  derjenige,  welcher  gerade  mit  der 
Lieferung  beauftragt  war,  in  bezug  auf  das  Schankmonopol  be- 
sondere Vorteile  genoß,  hatten  die  Brauer  sich  früher  ernstlich  dar- 
über beschwert,  wenn  sie  einmal  übergangen  wurden.  Dieses  änderte 
sich  aber  seit  der  genannten  Zeit 

Die  Bierlieferung  für  die  Stadtkeller  nahm  nämlich  allmählich 


1)  Bericht  der  Bierherren,  St.  A.  VI  Nr.  10. 

2)  Nach  Aasweis  der  K&mmerei-Rechnangen. 

3)  Chronik  d.  Bierherm  Arndt  yan  Guilick,  Bibliothek  d.  V.  f.  Gesch. 
u.  Altertomsk.  Westfalens  za  MQnster,  Ms.  172. 


dea  Chankter  äner  Terdedten  Steuer  an.  1d91  kalten  fie  Bnoer 
nodi  1  IL  3  Seh.  Yerdieiiat  an  einem  xom  Keüa  gdieferten  6e» 
briuL  Nach  der  Saete  Tcm  1M4  kamen  me  bei  der  Liefienmg  ge- 
rade anf  ihre  KoetoL  Naeh  1600'aber  mnfilen  sie  n  einem  Tnm 
fftr  die  Keller  braoen,  der  anter  den  Produktion  Aorten  atnnd.  Der 
Bai  berechnete  beiepielsweiae  im  Jahre  160A  ein  Gebrw  berten 
Kmte  —  die  Unkosten  nicht  dnmal  alle  in  Anadilag  gAradft  — 
anf  37  IL,  wahrend  die  Bnuier  nnr  36  IL  4  Seh.  8  Pt  eririeitiM.O 
Infolgedessen  weigerten  sie  sich  jetzt  hiofiger,  för  die  Stadt  Bier 
za  braoen,  so  daB  aof  den  Kellern  gelegentlich  Itangel  an  Bier 
eintrat  ond  der  Bat  einmal  sogar  för  den  Export  bestimmtes  mit 
Beschlag  belegen  liefi,  ^damit  man  nottorftig  drinken  hier  häbesa 
mochte.""  Als  Geldstrafen  nichts  fimchteten,  versachte  der  Bat  da- 
darch  einen  Druck  auf  die  Braner  aoszaüben,  daß  er  drobte,  jedem 
Benitenten  die  Braogerechtigkeit  aaf  ein  halbes  Jahr  za  entziehen, 
wodurch  sich  die  Brauer  auch  wiAlich  einschüchtern  lieBen. 

Die  Lieferung  fär  die  Stadt  wurde  den  Braaem  aneh  nicht 
wenig  durch  die  städtischen  Wirte  Terleidet  Fortwährend  beUagtea 
sie  sich,  daB  diese  das  Bier  zu  nachlässig  und  wenig  saehgemäB 
behandelten,  so  daB  sie  es  zurückerhielten  und  großen  Schaden 
erlitten,  weil  solches  Bier  nicht  vollwertig  verkauft  werden  durfte. 
Femer  lieBen  die  Keiierwirte  wohl,  der  Kellerordnung  direkt  zu- 
wider, von  mehreren  Brauern  gleichzeitig  liefern,  suchten  sidi  das 
beste  Gebräu  aus  und  schickten  das  übrige  Bier  zurück.  Auch  über 
die  unregelmäßige  Bezahlung  und  die  AnmaBung  der  Wirte  führten 
die  Brauer  Klage.  Die  Keiierwirte,  weiche  von  jedem  verkauften 
Gebräu  Bier  einen  vom  Bat  bestinmiten  Prozentsatz  des  Beingewinnes 
erhielten,  verlangten  von  den  Brauern  dazu  eine  Kufe  Malztreber* 
Diese  wollten  jedoch  lieber  16  Pf.  zahlen,  wenn  das  Bier  wirklich 
verkauft  wäre,  um  die  Wirte  so  zu  einer  ordentlichen  Behandlung 
desselben  anzuhalten. 

Wiederholt  erließ  der  Rat  Verordnungen,  um  dem  ewigen  Streit 
ein  Ende  zu  bereiten.  Erst  durch  die  Kellerordnung  vom  3.  Joli 
1623  2)  regelte  er  genauer  die  Beziehungen  zwischen  beiden  Parteien 
und  schaffte  einigermaßen  Wandel. 

1)  Sabtb  des  genannten  Jahres,  St.  A.  VI  Nr.  10. 

2)  St.  A.  VI  Nr.  10. 
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Siebentes  Kapitel. 

Die  Bierbestenerang  nach  1600  und  die  wlrtschaftllclien 
Folgen  des  dreirslgjfthrlgen  Krieges  fDr  das  Braugewerbe* 

Als  der  Bat  den  Brauern  in  bezog  auf  den  Bierverkanf  voll- 
kommene Freiheit  gab,  suchte  er  den  durch  die  Aufgabe  seines 
Schankmonopoles  entstehenden  Einnahmeverlust  auf  andere  Weise 
zu  decken.  Zunächst  ordnete  er  au,  daß  jeder  Brauer,  welcher  das 
bessere  Bier  führen  wollte,  von  jedem  Oebräu  eine  Schanksteuer 
Ton  einem  halben  Taler  zu  entrichten  hatte.  0 

Diese  Steuer  warf  bald  ganz  erhebliche  Beträge  ab,  weil  die 
Bierproduktion,  nachdem  die  Fesseln  gefallen  waren,  bedeutend 
stieg  und  sodann  hauptsächlich  nur  noch  das  bessere  Bier  getrunken 
wurde.  Während  die  Brauer  vor  1600  noch  fiberwiegend  das  billigere 
Bier  herstellten,  änderte  sich  dies  Verhältnis  schon  ein  Jahr  nach 
der  Aufhebung  des  Monopols.  Die  Produktion  der  besseren  Qualität 
nahm  bald  so  zu,  daß  1610  doppelt  soviel  besseres  wie  billigeres 
Bier  zur  Versteuerung  gelangte.  2)  Infolgedessen  scheint  zeitweilig 
auch  Mangel  an  dem  letzteren  eingetreten  zu  sein,  so  daß  der  Bat 
im  Interesse  der  unteren  Klassen  einschreiten  zu  müssen  glaubte. 

In  früheren  Jahren,  als  es  noch  vorteilhaft  war,  für  den  Stadt- 
keller zu  brauen,  ordnete  der  Bat  einfach  an,  daß  nur  diejenigen 
Brauer  für  die  Lieferung  dorthin  berücksichtigt  werden  sollten,  die 
auch  das  billigere  Bier  ffihrten.  Jetzt  mußte  er  zu  einem  anderen 
Mittel  greifen.  Nachdem  ihm  die  Bierherren  den  Vorschlag  gemacht 
hatten,  das  Brauen  des  geringeren  Bieres  in  den  Leischaf ten  ^j  ab- 
wechsehi  zu  lassen,  wurde  1617  angeordnet,  daß  in  jeder  Leischaft 
immer  ein  Brauer  sein  sollte,  der  dieses  Bier  eine  bestimmte  Zeit  lang 
führte.^)  „Zur  Vermeidung  Verdachts  und  unrats"  durften  die  be- 
trefTenden  Brauer  aber  nicht  beide  Sorten  gleichzeitig  verkaufen, 


1)  Bierordnung  vom  17.  Nov.  1600,  St.  A.  VI  No.  10. 

2)  Grutamts-Recbnang  des  Jabres. 

3)  Städtische  Verwaltungsbezirke. 

4)  St  A.  VI  No.  10.  In  Köln  machte  man  schon  1435  diesen  Versuch. 
Vgl.  SoHiBUff,  Zunfthaus  S.  108.  Diese  Institution  ist  nicht  identisch  mit  dem 
eigentlichen  „Reihebrauen*,  welches  eine  „demokratische  Maßregel**  zur  Ver- 
hinderung  von  Überproduktion  war. 
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sondern  die  bessere  erst  wieder  braaen,  nachdem  die  billigere  ver- 
kaoft  war. 

Qebraut  wurde  in  jener  Zeit  fast  nur  Eoit  und  in  unbedeutenden 
Mengen  auch  Gestbier.  Mit  der  den  besseren  Edt  belastenden 
Schanksteuer  hatte  sich  der  Bat  eine  Einnahmequelle  eiSffiiety 
die  ihm  einen  guten  Ersatz  f&r  die  alte  st&dtische  Schankgerechtigkeit 
darbot.    Die  Einkflnfte  aus  der  Schanksteuer  beliefen  sidiM: 

1602   auf  2073  H.  6  Seh. 
1605     „     2395    „    2     „ 
1607     „     2464    „    8     „ 
1611     „     4284    „  —    „ 
1615     „     4774    „  —    „ 

Die  Bierakzise  war  im  Jahre  1600  Yon  33  Seh.  auf  36  ScL 
erhöht  worden,  welcher  Steuersatz  bis  1620  bestehen  blieb.  Sie 
wurde  wie  früher  als  Fabrikatsteuer  vom  Gebräu  erhoben  und 
brachte  yon  1604—1620  folgende  Beträge  2): 

1604 9  705  M. 

1607 10  587  ,, 

1610 10  044  „ 

1615 10913  „ 

1618 11166  „ 

1619 11259  „ 

1620 12  686  „ 

Wie  die  hohen  Ertrs^e  der  Akzise  bei  dem  niedrigen  Steuersatze 
erkennen  lassen,  befand  sich  das  Braugewerbe  damals  auf  dem  besten 
Wege,  sich  günstig  zu  entwickeln.  Mit  dem  Ausbruch  des  30  jährigen 
Krieges  änderte  sich  jedoch  bald  die  Lage  des  Braugewerbes.  Wie 
der  unselige  Krieg  dem  gesamten  deutschen  Wirtschaftsleben  einen 
Schlag  versetzte,  so  war  er  auch  für  den  Gewerbefleiß  und  die  Handels- 
beziehungen Münsters,  das  schon  unter  dem  Verfall  der  Hansa  zu  laden 
hatte,  von  vernichtender  Wirkung.  Blüte  und  Wohlstand  der  einst  so 
reichen  Stadt,  deren  Gewerbetreibende,  als  sie  im  Jahre  1589^)  auf 
auf  dem  Markte  zu  Greven  an  der  Ems  durch  einen  Überfall  der 
Holländer  etwa  30000  Taler  Schaden  erlitten  hatten,  den  Verlast 
dem  Rate  gegenüber  als  eine  kaum  beachtenswerte  Kleinigkeit  be- 
zeichnen konnten,   sanken   vollständig   dahin.    Dazu  sah  sich  die 

1)  Nach  den  Gratamts-Rechnangen.  2)  Ebenda. 

3)  Kbümbholtz,  Gewerbe  Mansters  S.  222. 
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Stadt  gezwungeD,  Schulden  aber  Schulden  anzuhäufen,  was  natfirlich 
eine  Steigerung  der  bürgerlichen  Lasten  im  Gefolge  hatte. 

Am  empfindlichsten  litt  unter  den  veränderten  Verhältnissen 
das  Braugewerbe.  Da  es  ganz  besonders  von  der  wirtschaftlichen 
Gesamtkonjunktur  beeinflußt  wird,  so  wurde  es  von  dem  allgemeinen 
Eonsumtionsrückgang  schwer  getroffen,  der  sich  um  so  fählbarer 
machte,  als  zu  der  Erschöpfung  des  Landes  und  dem  Geldmangel 
eine  Eomteuerung  hinzutrat  Der  Rückgang  der  Bierproduktion 
war  unter  diesen  Verhältnissen  ein  unaufhaltbarer. 

Gebraut  wurden  etwa  0 : 

1615 53  532  Tonnen 

1625 35  337 

1630 30  860 

1635 27  907 

1639 22  858 

1647 27  082 

1648 23  885 

1649 25  096 

1651 19  123 

Trotzdem  das  Gewerbe  sich  in  einer  so  schwierigen  Lage  befand, 
blieb  es  von  beträchtlichen  Steuererhöhungen  nicht  verschont, 
denn  die  Steuerschraube  war  wegen  der  ,,historisch  gefestigten  Er- 
giebigkeit der  Biersteuer "  schon  damals  kein  rostendes  und  rastendes 
Instrument  Nach  1624  erreichten  die  Abgaben,  welche  auf  dem 
Biere  ruhten,  eine  geradezu  erdrückende  Höhe.  „Wie  oft  man 
auch  zusammenkommen,  wie  fleißig  man  sich  auch  hiervon  unter- 
redete und  hierüber  bemühete,  andere  Mittel  zu  erreichen,  dadurch 

diese  Last  abzuwälzen,  außer  der  Erhöhung  des  Biergeldes hat 

jedoch  durch  Menschen  Sinn  nicht  erdacht  werden  mögen,  dadurch 
der  fürgesetzte  Zweck  erreichet  werden  konnte,  als  bloß  die  Erhöhung 
und  Steigerung  des  Biergeldes".  ^)  Was  Mylius  mit  diesen  Worten 
über  die  brandenburgischen  Verhältnisse  während  des  30jährigen 
Krieges  sagt,  trifft  vielleicht  noch  schlimmer  für  die  Stadt  Münster  zu. 

1)  Die  Zahlen  sind  auf  Grund  der  Steuerbetrftge  in  den  Gratamts- 
Recbnongen  zuBammengestellt.  Die  Produktion  der  Hausbrauerei,  welche  sich 
auf  Grand  einer  im  Jahre  1624  eingefQhrten  Steuer  (vgl.  S.  64)  einigermaßen 
berechnen  l&ßt,  ist  einbegriffen. 

2)  GuiMANN,  Einführung  der  Akzise  in  Preußen,  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
ges.  StaatBW.,  Bd.  29  a  182. 
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Dort  mußte  ebenfalls  die  Bransteaer  heifaalteii,  mn  dem  Bäte 
das  Qeld  fOr  die  Eontributionen  und  Erpressimgm  m  TenehaiFeii, 
weldie  Fremid  mid  Feind  yollf&hrten.  Mim  erhöhte  jene  nidit  nur 
fortwährend,  sondern  führte  daneben  aach  anfierordentlidie  Ab- 
gaben einJ)  Seit  dem  Jahre  1624  kam  eine  aaBerordenÜiehe 
Akzise  neben  der  bereits  bestehenden  Biersteaer  sor  Erhebongi  die 
das  Gebraa  je  nach  der  Qualität  mit  3  bezw.  2  TUem  belastete. 
Hit  ihrer  Einziehung  wurde  ein  Bezeptor  nebst  drei  Akziseschreibarn 
beaoftragt,  von  denen  der  erstere  70  Taler,  die  letzteren  26  Taler 
Gehalt  erhielten.  Ein  Teil  der  Oehältw  kam  durch  die  Stra^lder 
zusammen. 

Diese  neue  Steuer,  welche  gleichfalls  eine  Fabrikatsteuer  war, 
gelangte  seitdem  mit  zwei  Unterbrechungen  in  den  Jahren  1630 
und  1631  alljährlich  zur  Erhebung.  1639  wurde  auch  sie  erhöht, 
und  zwar  auf  4  Taler  fär  das  bessere  und  auf  3  Taler  für  das 
geringere  Bier. 

Da  die  Bierproduktion  fortwährend  zurückging,  so  gelang  es 
nur  durch  Steuererhöhungen  die  Erträge  der  Akzise  auf  gleicher 
Höhe  zu  halten.  Bei  dem  großen  Oeldbedarfe  der  Stadt  — 
1634  mußte  der  Rat  sogar  2283  Taler  bei  den  Leischaften  auf- 
nehmen —  trat  1640  eine  nochmalige  Erhöhung  der  außerordent- 
lichen Akzise  ein.  Der  Brauer  mußte  damals  drei  yerschiedene 
Steuern  vom  Bier  entrichten,  zwei  Fabrikatsteuem  und  eine  Schank- 
Steuer,  die  von  ^/2  auf  1  Taler  erhöht  worden  war.  Im  Jahre  1640 
wurden  diese  ganz  selbständig  nebeneinander  bestehenden  Steuern  der 
leichteren  und  billigeren  Erhebung  wegen  zu  einer  einheitlichen 
Abgabe  zusammengelegt  Das  Gebräu  des  besseren  Bieres  hatte 
jetzt  9  und  die  geringere  Qualität  5V2  Taler  zu  tragen.  Im  folgenden 
Jahre  wurde  wieder  für  kürzere  Zeit  eine  außerordentliche  Akzise 
aufgelegt,  die  etwa  690  V2  Taler  einbrachte.  Seit  1642  gab  es  keinen 
Unterschied  mehr  in  der  Besteuerung  der  beiden  Biersorten.  Zum 
Ausgleich  durften  jedoch  aus  dem  vorgeschriebenen  Malzqoantom 
einige  Tonnen  geringeren  Bieres  mehr  gezogen  werden  wie  firfiker. 
Die  einzige  Vergünstigung,  welche  den  Brauern  damals  zuteil  wurde, 
bestand  darin,  daß  sie  von  dem  für  den  Stadtkeller  gelieferten 
Bier  V2  Taler  weniger  an  Akzise  entrichteten,  als  die  Taxe  betrug. 


1)  Vgl.  zum  folgenden  die  Grutamts-Rechnangen. 
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• 

Durch  diese  scharfe  Besteuerung  flössen  beträchtliche  Summen 
in  die  Stadtkasse.  Während  die  Bierproduktion  nur  noch  ungeßhr 
den  dritten  Teil  derjenigen  der  Blütezeit  betrug,  entrichteten  die 
Brauer  zeitweilig  jedoch  das  Vierfache  an  Steuern.  In  jener  Zeit 
hatten  sie  an  Gesamtsteuem  aufzubringen  zur  Bierakzise  i) : 

1624 23  382  M. 

1625 15  247  „ 

1626 24  479  „ 

1627 13  211  „ 

1630 28  140  „ 

1633 21399  „ 

1635 23  473  „ 

1636 26  812  „ 

1639 27  654  „ 

1641 25  580  „ 

1645 26  990  „ 

1647 34  132  „ 

1648 30  431  „ 

1653 22  673  „ 

1654 27  295  „ 

Diese  hohe  Besteuerung  machte  sich  um  so  ftlhlbarer,  als  den 
Brauern  auch  noch  durch  eine  1624  wiedereingeffihrte  Steuer,  die 
sogenannte  Multer-  oder  Mfihlensteuer,  das  Braukom  erheblich 
verteuert  worden  war.  Diese  Steuer,  welche  schon  in  der  ältesten  Zeit 
bestanden  hatte  und  nach  langer  Unterbrechung  damals  wieder  erhoben 
wurde,  wird  ihren  Namen  davon  erhalten  haben,  daß  sie  in  der  älteren 
Form  von  dem  zur  Mühle  gebrachten  Korn  entrichtet  werden  mußte. 
Seit  1624  war  sie  jedoch  eine  Torsteuer,  welche  alles  in  die  Stadt 
kommende  Qetreide,  also  auch  das  Braukom  und  Malz,  traf.  Dieses 
geht  aus  einer  Stelle  in  den  BatsprotokoUen  hervor,  die  erwähnt, 
daß  arme  Leute  für  Familienfeste  von  den  Brauern  um  den  Preis  der 
Bierakzise  verbilligtes  Bier  beziehen  konnten,  da  schon  der  „Brau- 
und  Müllerschilling''  von  dem  einkommenden  Korn  entrichtet  wäre. 
Die  Akzise  wurde  in  einem  solchen  Falle  den  Brauern  gutgeschrieben. 
Zur  Multersteuer  mußte  von  jedem  Scheffel  Eom  oder  Malz 
1  Schilling  entrichtet  werden,  was  ungeföhr  4  Mark  auf  das  Gebräu 
ausmachte. 


1)  Nach  Anaweis  der  Grutamts-Bechnnngen. 
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Um  über  ihre  Fininzkalamititen  UmregznkoBiiien,  log  die 
Stadt  seit  1624  aadi  die  Böiger  sowie  einen  Teil  der  Beamten  nnd  der 
Geisttiehkeit,  die  bish^  steuerfrei  für  den  Haosbedarf  gebrant  hatta, 
ZQ  einer  besonderen  Abgabe  tcmu  Bier  heran,  ▼<»  der  die  geweibfidMo 
Braner  befreit  waren.  Diese  neue  Stener,  welcbe  Bransebilliag 
hieß,  weil  Ton  jedem  Seheffel  Malz  ein  Schilling  gezahlt  werden 
mußte,  brauchte  nur  die  erste  Klasse  der  „Befreiten^  nidit  zn  ent- 
richten, femer  meist  Invaliden  nnd  Witwen  nicht  0  B>  scheint, 
dafi  der  Branschilling  anfanglich,  je  nach  dem  Geldbedazfe  der  Stadt^ 
nor  periodisch  zor  Erhebung  gelangt  ist  nnd  erst  spater  zn  einer 
daoemden  Einiichtong  wurde.  In  der  älteren  Zeit  vereinnahmtwi 
ihn  die  Grutherren.  Seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  richtete  man 
jedoch  eine  besondere  Brauschillingskasse  ein,  welche  zwei  Bats- 
mitgliedem,  den  Brauschillingsdeputierten,  unterstand. 

Die  Einkünfte  des  Brauschillings  sind  uns  nur  ans  einigen 
Jahren  Tor  1661  erhalten.  Sie  lassen  einen  Bückschluß  auf  die 
BiererzeuguDg  der  Hausbrauerei  zu.     Der  Brauschilling  brachte^: 

1624 2040  Mark  S  Seh. 

1639 733  Taler  1  Seh. 

1640 1091  Taler  1  Seh. 

Nach  Einführung  dieser  Steuer  war  das  Brauen  für  den  Haas- 
gebrauch keineswegs  mehr  eine  interne  Angelegenheit  der  Böiger. 
Der  Rat  hatte  jetzt  ein  Interesse,  den  Malzrerbrauch  eines  jeden 
zu  erfahren.  Um  die  Hausbrauerei  kontrollieren  zu  können,  dehnte 
er  die  uns  bekannte,  fär  die  Bemfsbraner  geltende  Bestimmung  Ton 
1652  auch  auf  die  Bürger  aus,  die  nur  noch  brauen  durften,  wenn 
ihnen  ein  vereideter  Straßenbraner  das  Malz  eingeschüttet  hatte. 

Diese  Besteuerang  der  Hansbrauerei  durch  den  Brauschilling 
stellte  keine  Maßnahme  dar,  welche  geeignet  war,  erstere  zu  Gunsten 
der  gewerblichen  Braner  einzuschränken.  Denn  abgesehen  davon, 
daß  diese  Abgabe  vor  1661  wahrscheinlich  nur  gelegentlich  erhoben 
worden  ist,  war  sie  zu  niedrig,  um  die  genannten  Wirkungen  zu  haben. 
Es  blieb  für  die  Bürger  immer  noch  höchst  vorteilhaft,  selbst  xa 
brauen,  da  auf  dem  für  den  Hausbedarf  gebrauten  Biere  nur  etwa 


1)  Vgl  ScoTTi,  Gesetzo  a.  Verordnungen  Bd.  1  No.  185. 

2)  Nach  den  Gratamts-Eechnangen  der  angegebenen  Jahre. 
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der  fOnfte  Teil  der  Steoer  lastete,  welche  das  von  den  Berofsbranem 
hergestellte  zn  tragen  hatte. 

Die  ganze  Last  der  Bierbestenening  wahrend  des  30jährigen 
Krieges  mhte  also  anf  den  gewerblichen  Branem.  Daß  viele  von 
ihnen  nnter  den  geschilderten  Verhältnissen  zn  Omnde  gehen  mußten, 
leuchtet  von  selber  ein.  Die  einer  Erdrosselongsstener  gleichenden 
Lasten,  welche  sie  zn  tragen  hatten,  nm  der  Stadt  die  Kassen  zn 
füllen,  führten  neben  der  aUgemein  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage 
ihren  Buin  herbei.  Der  Rückgang  des  Braugewerbes  war  ein  um 
so  unaufhaltbarer^  als  ihm  fast  sämtliche  Absatzgebiete  außerhalb 
Münsters  verloren  gingen,  woran  sowohl  Qualitätsverschlechterung  des 
ehemals  berühmten  Koit,  als  auch  die  allenthalben  herrschende  Un- 
sicherheit der  Verkehrswege  die  Schuld  trug. 

Um  den  Niedergang  noch  zu  beschleunigen,  entstand  dem 
heimischen  Braugewerbe  gleichzeitig  in  Münster  selber  eine  scharfe 
Konkurrenz  durch  das  aus  den  benachbarten  Ortschaften  importierte 
Bier.  Die  Landbrauereien  konnten  sich  in  Westfalen  schon  früh 
entwickeln,  da  dort  nur  vereinzelt  ein  scharf  ausgeprägtes  Bann- 
meilenrecht oder  der  sogenannte  Bierzwang  bestand.  ^)  Das  Meilen- 
recht bestand  darin,  daß  in  einem  Umkreise  von  einer  Meile  um 
die  Stadt  kein  Bier  gebraut  oder  vielfach  sogar  auch  nicht  ver- 
schenkt werden  durfte.  Diese  Bestimmung  wurde  unter  Umständen 
noch  dadurch  verschärft,  daß  den  Städtern  verboten  war,  aufs  Land 
zn  gehen  und  dort  Bier  zu  trinken.  Der  Bierzwang  dagegen  nötigte 
die  innerhalb  der  Bannmeile  wohnende  Landbevölkerung,  aus  der 
Stadt  bezogenes  Bier  zu  trinken. 

Den  Bürgern  Münsters  ist  es  nie  gelungen,  das  Brauen  außer- 
halb der  Stadt  zu  verhindern  oder  sogar  das  Schankrecht  vom 
Lande  ganz  an  sich  zu  bringen.  Versuche  dazu  finden  sich  aller- 
dings in  der  Wiedertäuferzeit,  denn  der  siebente  der  von  der 
Gtosamigilde  dem  Rate  überreichten  Artikel  forderte,  daß  die 
geistliche  und  weltliche  Obrigkeit  ihren  außerhalb  der  Stadt  in  den 
Gauen  wohnenden  Untergebenen  verbieten  sollte,  innerhalb  zweier 
Meilen  von  der  Stadt  die  Bierbrauerei  auszuüben.  ^) 

Wenn  sich  nun  auch  kein  Bannmeilenrecht  entwickelte,  so 
scheint  es  doch  bis  in  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  übUoh  ge- 

1)  Vgl.  hierzu  Aston,  a.  a.  0.,  Bd.  3  S.  13  f.  n.  317  f. 

2)  KSB88BHBBOI0K,  Wiedertäufergeschichte  S.  134. 
Grewe,  Du  Bnragewerbe  der  Stadt  Münster.  5 
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Wesen  in  sein,  daS  die  ländUdhen  Braner  in  der  Umgebung  der 
Stadt  ihr  Malz  nnd  das  bessere  Bier  ans  der  Stadt  beaogen, 
denn  in  einer  Eingabe  der  Braner  ans  dem  Jahre  1590  heifit  es, 
„'dafi  alle  zeit  der  gebrandi  gewesen,  andi  mit  den  benachbarten 
drosten,  richtem,  rentmdstem  nnd  gografen  die  ooriespondentia 
gehalten  wurde,  daß  uf  den  dörfem  der  koit  zum  wenigsten  1  Ff. 
geringer  gebruwen  nnd  der  beste  koit  andi  alle  stets  aus  dieser 
stat  geholt  wurde  und  die  hem  dan  ihren  Akzisen  davon  empCangen. 
Itao  aber  und  älspalt  das  malz  aushführen  verboten  wurde  haben 
die  zapfere  uf  den  anliegenden  Dörfern  darren  zugerichtet,  melten 
und  bruwen  selbst  ohne  unterseheit  uf  was  gewerte  sie  willen.^  ^) 

Bei  den  hohen  Steuern,  welche  die  städtische  Brauerei  entrichten 
mufite,  war  es  ganz  selbstverstindlich,  daß  die  ULndliche  Brauerei 
immer  mehr  erstatte  und  schliefilich  eine  ernste  Konkurrentin  wurde, 
die  sich  in  bezug  auf  Oüte  und  Billigkeit  ihres  Brzeognisses  mit 
der  städtischen  Eoll^[in  wohl  messen  konnte. 

Unter  den  geschilderten  VerhUtnissen  mußte  die  Bentabilitit 
des  Gewerbes  immer  mehr  zurflckgehen  und  die  dadurch  herbei- 
geführte Verkleinerung  der  Betriebe  auch  für  die  Technik  von 
nachteiligen  Folgen  sein.  Nicht  ohne  Einfloß  auf  die  Entwickelung 
des  Gewerbes  blieben  auch  die  Umwälzungen  auf  politischem  und 
wirtschaftlichem  Gebiete,  welche  bald  unter  dem  tatkräftigen  Fönt- 
bischof  Bernhard  von  Galen  eintraten.  So  kam  es  denn,  daß  der 
alte  einst  so  rühmlichst  bekannte  Erwerbszweig  als  selbständiger 
Beruf  nicht  mehr  lebensfähig  war  und  zum  Nebengewerbe  herab- 
sank   Von  dieser  Entwicklung  ist  die  Zeit  nach  1661  beherrscht 

1)  St.  A.  VI  No.  10. 


ZWEITER  TEIL. 

Das  YoUständige  Darniederliegen  des  Braa* 

gewerbes  yon  1661—1802. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Abhängigkeit  des  Braugewerbes 

Ton  der  landesherrlichen  Yerwaltang  und  die  Bemfli« 

^komblnatlon  zwischen  Brauerei  und  BKckerel. 

Der  Kampf  Münsters  mit  seinem  Landesherrny  dem  Fürstbischof 
Christoph  Bernhard  von  Galen,  nm  die  politische  und  wirtschaftliche 
Unabhängigkeit  hat  im  Jahre  1661  zur  Niederlage  der  Stadt  ge- 
führt. Eine  Heihe  der  wichtigsten  Gerechtsame  sowie  ein  großer 
Teil  der  Einkünfte  worden  ihr  nun  genommen.  In  dem  Frieden»- 
yertrage  des  genannten  Jahres  mußte  die  Stadt  auf  die  halbe 
Multersteuer  verzichten  und  eine  Kontribution  von  45000  Talern 
fibemehmen.  0  Auch  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  traten 
große  Veiänderungen  ein.  Neben  der  städtischen  Akzise  wurde 
für  eine  Beihe  von  Jahren  eine  landesherrliche  aufgelegt  ^),  während 
früher  nur  direkte  Abgaben  an  den  Fürsten  entrichtet  waren.  ^) 

Da  durch  den  Wegfall  eines  Teils  der  Einkünfte  und  durch 
die  hohe  Kontribution  die  Schuldenlast  Münsters  bedeutend  erhöht 
wurde,  so  lag  dem  Landesherm  daran,  daß  die  Steuern  möglichst 
hohe  Beträge  einbrachten,  damit  die  Stadt  in  den  Stand  gesetzt 
würde,  ihre  Schulden  allmählich  abzutragen. 


1)  Y(^.  TOoKiHO,  a.  a.  0.,  S.  91. 

2)  Schon  um  1600  hatten  die  F&rfitbischOfe  versucht,  die  größeren  Städte 
des  Stifts  zu  einer  landesherrlichen  Akzise  heranzuziehen,  jedoch  war  diese 
an  deren  Widerstände  gescheitert 

3)  Siehe  Ekglbb,  Verwaltung  der  Stadt  Monster  S.  14. 
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Die  besten  Erfolge  Tenpfaeh  min  ridi  fon  einer  Verpack- 
tnng  der  Steuern  an  den  Meiffbieienden.  Dieae  endnen  der 
Landesregienmg  aneh  deshalb  TorteOhaft,  weil  sie  for  ilirea  AnteQ 
an  dem  Ertrage  der  Akziae  einer  sdiwierigen  Kontnfle  enSiobea 
worde. 

•  Anfinglidi  kam  die  fibTsttiehe  Akatse,  Landtrankstener  ge- 
nannty  getrennt  Ton  der  stadtisdien  smr  Eibebong,  qiiter  aber 
Terpaehtete  man  beide  zusammen.  Am  24.  Januar  1565  ordnete 
ein  ErlaS^)  des  FBrstbischofii  flir  das  ganse  Stift  an,  daB  durch 
Kommissare  die  einschligigen  Yerhiltnisse  genau  beobachtet  und 
die  Landtranksteuem  in  Stidten,  Wibbolten  und  Dörfern  aufs  teuerste 
Terpaditet^  erentuell  durch  qualifizierte  Bezeptoren  berechnet  und 
der  Pfennigkammer  2)  überwiesen  werden  sollten.  In  Mfinster  Ter- 
paehtete^) der  forstliche  Kommissar  fBr  die  Zeit  Tom  1.  Februar 
1666  bis  zum  1.  Februar  1667  die  vom  Bier  eingehenden  Land- 
tranksteuem fBr  4200  Taler  an  die  Gebrfider  Sduqpmann.  ^)  An 
stidtischer  Akzise  hatten  die  Brauer  in  demselben  Jahre  etwa  4304 
Taler  auftubringen.  &)  Zu  ihrer  Erleichterung  erhöhte  man  das 
Gebriu  —  es  wurde  damals  fast  nur  noch  eine  Qualität  gebraut  — 
auf  14  TonDen. 

Die  Pächter  der  Landtrankstener  waren  Ton  allen  bfirgerlicten 
Lasten  und  Pflichten^  namentlich  von  der  Einquartierung  befineit, 
hafteten  aber  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  fBr  die  Pachtsumme. 
Wer  brauen  wollte,  maßte  sich  bei  Vermeidung  hoher  Strafe  osd 
eventneller  Konfiskation  des  Bieres  bei  ihnen  melden. 

Wegen  der  lästigen  EellerreTisionen  und  der  häufigen  Be- 
strafungen f&r  Steuerhinterziehungen  hegten  die  Brauer  gegen  die 
Pächter  große  Erbitterang.  Sie  mfissen  sich  deshalb  wohl  mit 
dem  Oedanken  getragen  haben,  im  nächsten  Jahr  gemeinsam  selbst 
zu  pachten,  denn  schon  im  Laufe  des  ersten  Pachtjahres  richteten 
die  Pächter  an  den  „Geheimen  Rat^,  das  oberste  Regierungs-  und 
Verwaltungskollegium  des  Fürstbistums,  die  dringende  Bitte,  ihnen 
fCLr  das  nächste  Jahr  schon  im  voraus  zu  demselben  Preise  die 
Pacht  wieder  zuzuschlagen,  weil  sie  sonst  ruiniert  wflrden.  *)  Die 
Brauer  stellten  nämlich  zahlreich  das  Brauen  ein,  um  die  Pächter 

1)  St.  A.  XI  137.  2)  Die  Kasse  der  Landstftnde.  3)  St  A.  XI  137. 
4)  Diese  Familie  stellte  seitdem  manchen  Aksiseeinnehmer  oder  -P&diter. 
&)  Vgl.  die  Gratamts-Rechnongen.  6)  R.  Pr.  1667. 
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za  8ohädigen.  Der  „  Oeheime  Sat "  gab  dem  Wunsche  der  letzteren 
nach,  die  seitdem  ununterbrochen  die  Pacht  bis  t677  behielten. 
In  der  ersten  Zeit  kamen  die  Landtranksteuem  vom  Bier,  Wein 
und  Branntwein  in  Münster  immer  einzehi  zur  Verpachtung,  seit 
1670  bot  man  sie  jedoch  zusammen  aus.  Die  Pachtgelder  wurden 
nicht  an  die  Grutherren,  sondern  vierteljährlich  an  die  E&nunerei- 
kasse  abgefEUirt    Sie  betrugen  >} 

1670 6200  Taler 

1671 6300  „ 

1672 5900  „ 

1673 5125  „ 

1675 5125  „ 

1676 5125  „ 

1677 5720  „ 

1678 5700  „ 

1679 5780  „ 

Das  Braugewerbe  befand  sich  damals  in  vollständiger  Ab- 
hängigkeit von  der  Landesverwaltung.  Der  Bat  fibte  zwar 
noch  einen  Teil  der  zur  „Bierpolizei"  gehörenden  Befugnisse  aus, 
jedoch  war  seine  Selbständigkeit  durch  fürstliche  Spezialerlasse  eng 
umgrenzt  Wie  ihm  bezüglich  des  Taxwesens  durch  die  Obrigkeit 
die  Hände  gebunden  waren,  so  konnte  er  auch  die  Biersteuern  nicht 
selbständig  erhöhen,  sondern  bedurfte  dazu  einer  besonderen  Erlaubnis 
der  Landesregierung.  Aufgabe  der  Bürgermeister  war  es  indeß,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  der  Anschlag  zum  Brauschilling  und  zur  Akzise 
im  Bäte  gehörig  vorgenommen  wurde,  während  die  Orutherren  die 
Berechnung  des  Akziseanschlages  zu  machen  und  den  Akziseeinnehmer 
zu  vereidigen  hatten.  Die  Qualität  des  Bieres  unterlag  keiner  Kon- 
trolle, da  das  Amt  der  Bierherren  nach  1661  nicht  mehr  bestand. 

Li  noch  größere  Abhängigkeit  ist  der  Bat  im  18.  Jahrhundert 
geraten.  Fürstliche  Kommissare  kontrollierten  das  gesamte  städtische 
Finanz-  und  Rechnungswesen.^)  Der  Anschlag  zur  Akzise  wurde 
2war  noch  vom  Rate  vorgenommen,  jedoch  mußte  der  Entwurf  vor  der 
definitiven  Ausschreibung  einem  fürstlichen  Konmüssar  vorgelegt 
werden,  der  ihn  mit  Hinzuziehung  des  Stadtrichters  und  des  -Syndikus 


1)  Nach  Aiuweis  der  K&mmerei-RechQiuigen. 

2}  Vgl.  hierzu  Eholbb,  Verwaltung  der  Stadt  MOnster  S.  35  ff. 
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revidierte.  0  Beim  BraoschilÜDg  war  es  ebenso.  Auch  Aber  die 
Brhebnsgsform  der  Biersteuem  wurden  detaillierte  Bestimmniigeii 
erlassen.  Die  Erträge  dienten  in  erster  Linie  zur  Verzinsung  nnd 
Amortisation  der  städtischen  Schnldenlast  ^) 

Wenngleich  diese  genaue  Kontrolle  der  städtischen  stenerliden 
Einkflnfte  sowie  die  Oktroyiemng  von  Stenem  seitens  des  Staates 
in  jener  Zeit  des  Absolutismus  nicht  aufÜEÜlend  ist  und  dem  Onmde 
nach  durchaus  berechtigt  war,  so  hätte  doch  damit  als  Voraussetzung 
ffir  die  Erzielung  größerer  Steuererträge  eine  Hebung  und  EräftiguDg 
des  Braugewerbes,  wie  man  sie  damals  in  Bayern  und  Brandenburg 
unternahm,  Hand  in  Hand  gehen  mflssen.  Eine  solche  wurde  aber 
weder  von  der  Landesregierung  noch  vom  Rate  in  Angriff  genonmien. 
Seitdem  die  erstere  in  der  angedeuteten  Weise  in  die  politischen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Mfinsters  eingriff^  glaubte  ddi 
der  Bat,  dessen  Liitiative  allerdings  in  mancher  Hinsicht  lahm 
gelegt  war,  jeder  Tätigkeit  zur  Förderung  der  Gewerbe  enthoben 
und  hielt  sich  speziell  dem  Braugewerbe  gegenüber  zufrieden  gestellt, 
als  er  seit  Ende  der  70er  Jahre  des  17.  Jahrhunderts  —  wie  dies 
im  folgenden  Kapitel  noch  näher  beleuchtet  werden  wird  —  in  dem 
Bäckeramte  einen  willigen  Pächter  der  Bierakzise  gefunden  hatte, 
der  ihn  von  der  Last  der  Einziehung  dieser  Steuer  befreite. 

Daß  das  Bäckeramt  die  Pachtung  der  Bierakzise  übernahm, 
ist  auf  große  Veränderungen  im  Braugewerbe  zurückzuführen. 

Mit  dem  Schwinden  der  freistädtischen  Herrlichkeit  Münsters 
im  Jahre  1661  war  die  Kraft  des  Bürgertums  gebrochen  und  ein 
Stillstand  auf  allen  gewerblichen  Gebieten  eingetreten,  „aus  dem 
sich  ein  ruhiges  Stilleben  entwickelte.^  unter  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Depression  hatte  sich  der  im  vorigen  Kapitel  ge- 
schilderte Verfall  des  Braugewerbes  nur  noch  beschleunigt.  Dasselbe 
warf  keinen  sonderlichen  Gewinn  mehr  ab,  so  daß  die  Brauer  auch 
auf  anderen  Erwerb  angewiesen  waren. 

Während  die  Brauer  1590  noch  von  sich  behaupten  konnten, 
.  daß  wir  alle  bürgere  und  größtenteils  anders  keine  nahrunge  haben, 
sondern  bruwens  und  meltens  uns  emehren*'^),  kam  es  im  Laufe 

1)  Vgl.  das  Edikt  des  Maximilian  Friedrich  vom  27.  April  1766  im 
Königl.  Staats-Archiv  zu  Münster  No.  9. 

2)  Näheres  bei  Enolbb,  Verwaltung  der  Stadt  Manster  S.  80  ff. 

3)  Eingabe  der  Brauer  an  den  Rat.    St  A.  VI  Nr.  10. 
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des  17.  JahrhnDderts  zo  einer  Berufskombination  zwischen 
Brauerei  und  B&ckerei,  nnd  zwar  vollzog  sich  diese  so  sohnell, 
daß  am  Ende  desselben  beide  Gewerbe  fast  immer  in  einer  Hand 
vereinigt  sind. 

Diese  Entwickelnng  stellt  für  die  damalige  Zeit  einen  technischen 
Bückschritt  dar.  Die  Stadtwirtschaft  hatte  die  Branerei  ans  dem 
Verbände  der  Grandherrschafk  herausgelöst  und  zum  selbständigen 
Gewerbe  entwickelt  In  jener  Zeit  des  braugewerblichen  Niederganges 
findet  wieder  eine  Verbindung  zwischen  den  beiden  technisch  ver^ 
wandten  0  Betrieben  statt  Sie  ist  an  und  für  sich  durchaus  nicht 
unnatürlich,  denn  beide  Gewerbe  verarbeiten  nicht  nur  dasselbe  Haupt- 
material und  die  HefCt  sondern  können  auch,  namentlich  bei 
niedrigem  Stande  der  Technik,  einen  Teil  der  Betriebseinrichtungen 
gemeinsam  benutzen.  Zudem  waren  die  Bäcker  damals,  da  man 
noch  keine  Preßhefe  kannte,  auf  die  Bierhefe  angewiesen. 

Die  Vereinigung  der  beiden  Berufe  war  deshalb  im  Mittelalter 
und  besonders  in  der  Zeit  des  Verfalls  des  Braugewerbes  vielfach 
üblich.  So  gab  es  in  Osnabrück  ^)  um  1 480  9  Brauer,  die  gleichzeitig 
Bäcker  waren,  und  in  Straßburg  ^)  finden  wir  gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts häufig  beide  Gewerbe  in  einer  Hand  vereinigt 

In  Münster  muß  diese  berufliche  Arbeitsvereinigung  haupt- 
sächlich nach  1600  eingesetzt  haben,  da  man  sie  in  der  älteren 
Zeit  anscheinend  nicht  gern  sah  und  auch  zu  verhindern  suchte. 
Eine  Gesellenordnung  4)  der  Bäcker  von  1569  gebietet  noch,  „daß 
kene  knechte  zu  unserm  amte  gestattet  werden,  die  sich  von  unserm 
amte  begaben  und  brauerknechte  werden,  es  sei  denn  sache,  daß  er 
sich  redelik  hielte  und  das  brauen  verliete  und  4  jähre  auf  das  neue 
aUde  für  einen  Beckerknecht  dienete.*" 

Besonders  günstig  für  die  genannte  Berufskombination  waren 
die  Verhältnisse  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts.  Während 
der  Wiedertäuferzeit  mußten  nämlich  die  gewerblichen  Brauer  das 
Brauen  einstellen,  da  für  alle  Lebensbedürfnisse  auf  kommunistischer 
Grundlage  gesorgt  wurde.  ^)    Dieser  Umstand  sowie  besonders  die 


1>  Siehe  v.  Jnama-Stbbhbog,  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  2  S.  295. 

2)  OsDabrficker  MitteilaDgen  Bd.  7  S.  32. 

3)  Vgl.  Amthob,  a.  a.  0.,  S.  141. 

4)  Ebumbholtz,  Qewerbe  Mansters,  Urk.  a.  Akt.  S.  146. 

5)  Siehe  Manster.  Gesch.- Quellen  II  8.  293. 
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nach  der  Wiedertänferzeit  eine  ganze  Beihe  von  Jahren  infolge  der 
Aufhebung  der  Zünfte  herrschende  Oewerbefireihrit  werden  ihr 
jedenfalls  f5rderlich  gewesen  sein.  ^)  Seit  Anfang  der  40er  Jahre 
des  17.  Jahrhunderts  wird  sich  dann  die  Vereinigung  yon  Bäckerei 
und  Brauerei  in  einer  Hand  infolge  der  uns  bekannten  Ursachen 
wohl  schneller  vollzogen  haben.  Augenscheinlidien  YorteQ  hat 
das  Braugewerbe  von  ihr  nicht  gehabt,  weil  es  eben  Neben- 
gewerbe wurde  und  die  Bäckergilde  die  Förderung  ihrer  Mitglieder 
nur  mit  bezug  auf  ihren  Stand  als  Backer  besorgte.  In  der  ersten 
Zeit  nach  1661  ^j  konnte  sie  für  ihre  Mitglieder  überhaupt  nicht  ein- 
treten, da  allen  Gilden  ihre  Privilegien  und  jeglicher  Einfluß  genommen 
waren.  Erst  nachdem  Ende  der  70er  Jahre  neues  Leben  in  ihnen 
erwacht  war,  bemühte  sich  die  Bäckergilde  auch  um  die  braugewerb- 
lichen Interessen  ihrer  Mitglieder. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Yerpachtung  der  Bierakzise  an  das  BBckenunt, 
die  Aufhebung  der  Hultersteuer  und  die  Befornoi  des  Brau- 

schllllngs. 

Steuerverpachtungen  wurden  von  den  deutschen  Städten  schon 
im  frühen  Mittelalter  allgemein  vorgenommen.  Wenn  in  unserer 
Zeit  die  Verpachtung  von  Steuern  als  eine  niedrige  Erhebungsform 
angesehen  und  für  unvereinbar  mit  dem  Wesen  des  Staates  gehalten 
wird,  so  ist  ihre  Anwendung,  namentlich  für  die  indirekten 
Steuern,  in  der  älteren  Zeit  leicht  erklärlich,  weil  sie  damals  den 
Vorzug  der  billigeren  und  sicheren  Erhebung  gewährte  und  im  all- 
gemeinen auch  ziemlich  hohe  Beträge  abwarf. 

Diese  Tatsache  bewog  auch  den  Rat  der  Stadt  Münster,  selbst 
als  ihm  hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Steuern  mehr  Freiheit  ge- 
geben wurde,  an  dem  seinerzeit  auf  landesherrlichen  Befehl  einge- 

1)  Nach  der  Wiederherstellung  der  Gilden  wurde  diesen  wie  früher  ein 
„festes  Arbeitsfeld"  zugewiesen  und  auch  die  erw&hnte  Bestünmung  fOr  die 
B&ckergesellen  getroffen. 

2)  Für  die  Bedeutung  der  mOnsterischen  Gilden  nach  dieser  Zeit  rgl 
TopHOFP,  Die  Gilden  binnen  Münster  S.  102  ff. 


< 
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f&hrtett  Fachtsystem  festzahalten,  om  so  mehr,  als  Steuerhinter- 
'  Ziehungen  nur  zu  h&ofig  stattfanden  und  die  Eontrolle  gegen  früher 
bei  der  Zersplittenmg  des  Braugewerbes  in  lauter  Kleinbetriebe 
bedeutend  schwieriger  war. 

Als  Pächter  der  Bierakzise  trat  seit  1677  an  Stelle  der  Oebrüder 
Schapmann  das  Bäckeramt^),  welches  ii^  diesem  Jahre  die 
gesamte  Akzise  vom  Bier,  Wein  und  Branntwein  för  5700  Taler 
zugesdüagen  erhielt  Für  das  Amt  war  es  entschieden  vorteilhaftery 
selbst  zu  pachten,  als  von  einem  Generalpächter  abhängig  zu  sein, 
denn  nachdem  im  Jahre  1678  die  Bäcker  den  größten  Teil  der 
noch  selbständigen  Bierbrauer  in  ihre  Zunft  aufgenommen  hatten  ^X 
geh9rten  fast  alle  Brauer  der  Stadt  dem  Bäckeramte  an.  Femer 
wafen  ihm  nicht  nur  die  persönlichen  Verhältnisse  seiner  Mit- 
glieder besser  bekannt,  sondern  es  konnte  auch  bei  der  gegen- 
seitigen Überwachung  leichter  den  Umsatz  des  einzelnen  feststellen 
und  so  eine  gerechte  Steuerverteilung  vornehmen.  3) 

Die  Bierakzise  wurde  auf  die  Mitglieder  alljährlich  nach  folgendem 
YerfiAhren  umgelegt  Zunächst  wurde  der  voraussichtliche  Bierumsatz 
deisP  einzelnen  auf  Grund  der  Steuerleistung  der  letzten  Jahre 
berechnet  und  sodann  eine  Pauschalsumme  als  Steuerbetrag  fest- 
gesetzt Einigen  Brauern  gestattete  das  Amt  wohl,  die  Akzise  für 
jecles  Gebräu  einzeln. zu  entrichten.  Die  wenigen  nicht  zum  Amte 
gehörenden  Brauer  hatten  sich  uher  die  Höhe  der  von  ihnen  zu 
zahlenden  Akzise  mit  diesem  auseinanderzusetzen  oder  bei  6  Taler 
Strafe  för  jede  Übertretung  den  Auschank  von  Bier  und  die  Be- 
herbergung von  Fremden  aufzugeben.  Im  Jahre  1688  erhöhte  der 
Bat  diese  Strafe  auf  das  Doppelte. 

Bei  der  Steuerrepartition  stieß  das  Bäckeramt  gelegentlich  bei  seinen 
eigenen  Mitgliedern  auf  große  Schwierigkeiten,  so  daß  die  Entscheidung 
des  Bates  augerufen  werden  mußte.  Seit  1705  mußte  es  jedes  Jahr 
einen  Anschlag  der  verteilten  Pachtsumme  an  den  Rat  einsenden.  Hielt 
nun  ein  Bäcker  den  ihm  vom  Amte  zugewiesenen  Steuerbetrag  fOr  zu 


1)  D&ß  Gilden  die  Pachtung  von  Steuern  übernehmen,  ist  keine  auf- 
faUende  Erscheinung.  In  Aachen  pachteten  schon  1344  Handwerkenrereini- 
gnngen  die  von  ihren  Erzeugnissen  erhobene  Akzise.  Siehe  Hobfflbb, 
a.  a.  0.,  S.  20.  2)  Vgl.  WestfU.  Zeitschr.  Bd.  35  S.  111. 

3)  Wo  fOr  das  Folgende  nicht  spezielle  Hinweise  gegeben  sind,  vergleiche 
man  fOr  die  angegebenen  Jahre  die  Ratsprotokolle  im  Stadt-Archiv. 
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hoch,  80  konnte  er  Bernfong  beim  Rate  einlegen,  der  dann  den  Sadn 
verhalt  näher  nntersnchte  nnd  ihn  gegebenenfalls  niedriger  veraalagte. 

Den  Pachtkontrakt  onterzeichneten  gewöhnlich  als  BeToU- 
mächtigte  des  Bäckeramtes  die  Qildemeister  nnd  Schöffen;  nuHUsh- 
mal  wnrden  auch  noch  einige  angesehene  Mitglieder  hinzogeiogeiL 
Er  lautete  immer  ^{  1  Jahr,  and  zwar  durchweg  auf  die  Zeit  Tom 
1.  Februar  des  einen  bis  zum  1.  Februar  des  anderen  Jahres.  Neben 
der  Angabe  derPachtsumme  enthielt  er  hauptsächlich  die  Bestimmung, 
daß  diese  in  vier  Baten  an  genau  festgesetzten  Terminen  zahlbar 
sein  sollte,  sowie  die  Bürgschaftsklausel:  „Solche  verglichene  und 
akzeptierte  sumb  ahm  hiesig  Gruthaus  quartaliter  zu  entrichten  nicht 
allein  angelobt,  sondern  auch  sub  dausulis  einer  für  all  und  all 
für  einen  renuntiatione  beneficii  divisionis  aut  compensationis  sub 
pacto  parato  executionis  bei  Verpfändung  ihrer  Hab  und  Guter  daf3r 
sich  verbunden  mit  gleichwohl  ausdrücklicher  Bedingung,  fidls  diese 
statt  mit  Krieg,  raub  und  brand  —  wofür  gott  lange  behüten 
wolle  —  überzogen  werden  mögte,  daß  ihnen  als  dann  pro  rata 
etwas  zu  gute  kommen  sollte.*^  0  ^^^^  1^00  wird  auch  wohl  in  den 
Vertrag  aufgenommen  oder  bei  Übernahme  der  Pacht  zur  Pflicht 
gemacht^  daß  zwei  Dritteile  der  Summe  in  Silber,  der  Best  in 
Kupfermünzen  zu  zahlen  sei,  worauf  sich  die  Bäcker  nicht  immer 
einlassen  wollten.  2) 

Erfolgte  auf  die  zur  Verpachtung  ausgesetzte  Akzise  kein 
Gebot,  so  wurde  sie  in  Rezeptur  gegeben,  d.  h.  ein  besonderer 
städtischer  Beamter  bekam  den  Auftrag,  die  Steuerbeträge  vom 
einzelnen  Gebräu  einzuziehen.  Dieses  war  auch  1679  der  Fall') 
In  einem  Voranschlage  hatte  man  die  Pachtsumme  auf  1 000  Taler 
für  Wein  und  Branntwein  und  auf  5000  Taler  für  Bier  und 
Koit  festgesetzt;  eventuell  sollte  die  gesamte  Trankakzise  far 
6000  Taler  verpachtet  werden.  Da  sich  niemand  meldete,  übertrug 
der   Rat    ihre    Einziehung    dem    Grüter^)    Heinrich    Schapnuuin, 

1)  Vgl.  R.  Pr.  von  1690. 

2)  Aus  einem  späteren  Jahr,  nämlich  1764,  sind  uns  ernste  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Rat  und  dem  Amt  bekannt,  die  darüber  entstanden  sind» 
das  letzteres  nur  in  Kupfermünzen  zahlen  wollte.    R.  Pr.  von  1764. 

3)  Vgl.  R.  Pr.  von  1679. 

4)  Der  städtische  Akziseeinnehmer  führte  ohne  Rücksicht  auf  die 
eigentliche  Bedeutung  des  Wortes  den  Namen  „Grüter". 
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dem  zur  Unterstfitzang  sein  Bmder  Adolf  als  Aufseher  beigegeben 
wurde,  „der  tagtäglich  "flie  Keller  reyidieren  solltet  Beide  Beamte 
mußten  den  Eid  leisten,  „der  Stadt  gemeinen  Nutzen  möglichst  zu 
beobachtend 

Die  von  den  städtischen  Beamten  im  Sinne  ihrer  Instruktion  aus- 
geführten Bevisionen  verfehlten  natürlich  ihren  Zweck  nicht.  Die  Bäcker 
pachteten  in  der  Folge  gern,  „damit  ein  jeder  ohne  verdrießliche  Pflicht 
und  kontinuirender  Visitation  der  üpsichteren  (Aufseher)  zu  brauen  und 
nach  belieben  und  Vermögen  freystehe''.  Sie  beantragten  zwar  beim 
Bäte  die  Absetzung  der  etwas  zu  gewissenhaften  Brüder,  aber 
die  von  ihnen  vorgebrachten  Oründe  wurden  als  nicht  triftig 
erklärt  Gegen  den  Aufseher  Adolf  Schapmann  waren  die  Bäcker 
besonders  erbittert,  weil  dieser  bei  Verpachtung  der  Akzise  ge« 
legentlich  als  ihr  Konkurrent  auftrat  und  ihnen  die  Pachtsumme 
hochtrieb.  Im  Jahre  1689  bot  er  sogar  4000  Taler,  jedoch  erhielt 
das  Amt  vom  Bäte  in  Anbetracht,  daß  der  Pächter  „nicht  das 
bonum  publicum,  sondern  sein  eigen  nutzen  beobachte  und  in  einem 
jähr  das  Bäckeramt  ruinieren  werde  und  in  Anbetracht  der  Lasten,  die 
das  Bäckeramt  getragen'',  die  Pacht  um  500  Taler  billiger  zuzuschlagen. 

Von  16S2 — 1699  erstreckte  sich  die  Pacht  auf  die  Akzise  vom 
einheimischen  und  importierten  Bier.  Nach  dieser  Zeit  wurde  die 
Akzise  von  dem  letzteren  meist  besonders  verpachtet 

Bei  der  Anpachtung  der  Bierakzise  fand  das  Bäckeramt  in 
jener  Zeit  gegenüber  der  Steuerpolitik  der  Landesregierung  eine 
rege  Unterstützung  beim  Rate.  Diesem  war  keineswegs  daran 
gelegen,  die  Pachtsumme  möglichst  hoch  zu  schrauben,  sondern 
er  verzichtete  häufig  auf  das  Höchstgebot  und  wurde  auch  im 
Interesse  des  Amtes  beim  Fürsten  vorstellig. 

Als  im  Jahre  1682  auf  dem  im  Februar  zu  Münster  abge- 
haltenen Landtage  von  den  Landständen  die  Verpachtung  der 
Landtranksteuer  an  den  Meistbietenden  beschlossen  worden  war, 
pachtete  der  Rat  auf  Wunsch  des  Bäckeramtes  und  der  Krämer 
für  4450  Taler  den  auf  Münster  entfallenden  Teil,  welcher  dann 
zugleich  mit  der  städtischen  Trankakzise  in  der  Höhe  von  4100 
Taler  26  Schilling  von  den  Bäckern,  Krämern  und  Weinhändlem 
flbemommen  wurde.  Die  Krämer  pachteten  die  Akzise  vom  Brannt- 
wein, die  Weinhändler  vom  Wein  und  die  Bäcker  vom  Bier.  Die 
Gildemeister  und    einige    angesehene  Mitglieder   der   drei  Amter 
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mußten  die  Erklänmg  abgeben,  daß  der  Bat  an  ihrem  Prifatyermögcn 
das  Pfandrecht  haben  sollte  för  den  FUl,  daß  die  einxdnen  An- 
pachter  sich  über  die  ümlegong  des  aof  sie  ratfidlendan  Steoer- 
betrages  nicht  einigen  könnten.  Das  Bickeramt  hatte  insgesamt 
5436  Taler  26  Schilling  zn  entrichten,  mtd  zwar  2468  Tder  9  SdL 
10  Pfl  an  Landtrankstenem  nnd  2968  TUer  16  Seh.  an  stidtisdier 
Akzise.  Znm  Dank  für  die  Bemühong  des  Bates  lad  das  Amt 
ihn  zu  einer  Festlichkeit  ein,  wof&r  die  Omthenen  12  Tder  an 
die  Kasse  des  Amtes  zahlen  maßten,  i) 

Der  Bat  sah  ebenfalls  nicht  gern,  daß  ein  nudit»  die  Bier- 
akzise erhielt  nnd  gab  sie  deshalb  lieber  in  Bezeptar,  wenn  das 
Backeramt  sich  nicht  zur  Übernahme  der  Pacht  zu  der  angeaeliien 
Sunme  verstehen  konnte,  aber  wohl  ein  anderer  bermt  war. 
Auch  im  Jahre  1690  2),  als  auf  Befehl  des  Fürstbischofs  die  stadtische 
Akzise  in  Münster  meistbietend  aasgeboten  werden  sollte,  fand  das 
Amt  in  dem  Bäte  einen  bereitwilligen  Helfer.  Er  empfahl  ihm, 
wenn  es  zu  der  von  einem  Konkarrenten  gebotenen  Somme  die 
Pacht  nicht  übernehmen  könnte,  eine  Bittschrift  an  den  Landes- 
herm  einzureichen,  die  er  selbst  befürwortete,  so  daß  der  Fürstbisdiof 
Friedrich  Christian  die  Yerpachtung  der  Bierakzise  an  das  Amt 
für  nur  3500  Taler  gestattete.  Als  einige  Jahre  später  die  fürstlichen 
Beamten,  welche  bei  der  Erhebung  der  Multersteuer  beteiligt  waren, 
ein  Gesach  aaf  öffentliche  Verpachtung  der  städtischen  Bierakzise 
an  den  Landesherm  gerichtet  hatten,  setzte  der  Bat  ebenfalls 
durch,  daß  die  Bäcker  für  eine  nicht  zu  hohe  Summe  die  P^t 
behielten.  Er  begründete  damals  seinen  Wunsch  auf  Überlassung 
der  Akzise  zn  einem  mäßigen  Preise  an  das  Amt  damit,  daß 

1.  die  Bepressalien  der  Pächter  bei  entdeckter  Steuerhinter- 
ziehung die  Brauer  der  Nahrung  und  der  Stenerfahigkeit 
überhaupt  berauben  würden; 

2.  die  VermögensTerhältnisse  der  meisten  Brauer  nicht  ge- 
statteten, ein  ganzes  Gebräu  auf  einmal  herzustellen,  bei 
einem  Pächter  aber  die  Erlaubnis  zu  einem  halben  Gebrio 
fortfallen  würde; 

3.  die  gerechte  Verteilung  der  einzelnen  Steuerbeträge  ent- 
sprechend  der  Leistungsßhigkeit   eines  jeden  Brauers  in 


1)  R.  Pr.  von  1682.  2)  R.  Pr.  von  1690. 
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Frage  gestellt  wurde,  während  bei  einer  Verpachtung  der 
Akzise  an  das  Amt  er  selber  die  Garantie  dafür  übernehme. 

Traten  im  Laufe  des  Fachtjahres  besondere  Ereignisse  ein, 
durch  welche  die  Bäcker  Verluste  erlitten,  so  ließ  der  Bat  ihnen 
einen  Teil  der  Akzise  nach,  was  häufiger  geschah.  Mit  dem  Wohlstand 
der  Bäcker  muß  es  nämlich  bergab  gegangen  sein,  denn  der  Bat  machte, 
als  ihm  1685  beim  Wegfall  der  fürstlichen  Tranksteuer  in  Münster 
durch  landesherrlichen  Erlaß  gestattet  worden  war,  die  Akzise  zu 
erhöhen,  von  diesem  Bechte  keinen  Oebrauch,  wies  yielmehr  darauf 
hin,  „daß  die  Becker  jahrelang  die  Akzisen  gezahlt,  sowie  durch 
lange  Einquartierung  von  Pferden,  Weib  und  Kinder  von  jähr  zu 
jähr  je  länger  je  mehr  in  retardat  gesetzt  und  nun  schier  zu  gentz- 
lichen  ruin  geraten  *'.  Namentlich  unter  den  in  der  letzten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts  häufig  auftretenden  Eomteuerungen  0  hatten 
die  Bäcker  viel  zu  leiden,  so  daß  manche  unter  ihnen  des  öfteren 
überhaupt  kein  Bier  brauen  konnten.  Trotz  der  Teuerungen  mußten 
sie  auf  landesherrlichen  Befehl  immer  mit  ausreichenden  Eom- 
▼erraten  versehen  sein,  die  sie  nur  zu  hohen  Preisen  erstehen 
konnten.  Fiel  nun  das  Oetreide  im  Preise,  so  fanden  sie  keinen 
ausreichenden  Verdienst,  da  die  von  der  Obrigkeit  festgesetzten 
Bier-  und  Brodtazen  sich  meist  nach  den  gerade  herrschenden 
Eompreisen  richteten. 

Daß  die  Bäcker  ehemals  wohlhabend  waren,  geht  schon  daraus 
hervor,  daß  nur  Hausbesitzer  dieses  Gewerbe  betreiben  darften.^) 
Noch  im  Jahre  1660  konnte  die  Bäckergilde  600  Taler  auswerfen, 
um  vom  Bäte  das  Becht  zu  erlangen,  sich  die  Oildemeister  selbst 
erwählen  zu  dürfen,  s) 

Unter  den  veränderten  Verhältnissen  blieben  die  Bäcker  mit  der 
Zahlung  der  Pachtsumme  vielfach  im  Bückstand.  Aber  auch  dann 
bewies  der  Bat  dem  Amte  gegenüber  große  Nachsichtigkeit  und 
stundete  wohl  einen  Teil  der  Akzise  für  längere  Jahre.  1679^) 
wurden  dem  Amte  auf  sein  Gesuch  hin  die  aus  früheren  Jahren 
herrührenden  Bestanten  von  920  Taler  auf  700  Taler  ermäßigt,  die 
bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu  bezahlen  waren,  widrigenfalls 

1)  1699  kostete  nach  Answeis  des  Ratsprotokolls  in  Mttnster  der  Malter 
Gerste  die  kaum  glaubliche  Summe  von  11  Talern  12  Scb. 

2)  Vgl.  Ebümbholtz,  Gewerbe  Münsters  S.  115. 

3)  Ebenda,  Urk.  u.  Akt.  S.  163.  4)  Vgl.  R.Pr.  dieses  Jahres. 
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die  Einfahr  von  Hammer  Bier  verboten  seL  Die  Gfldemeister  be- 
haupteten aber,  daß  jene  trotzdem  fremdes  Bier  verschenkt  hatten 
and  also  aach  zar  Zahlang  der  Akzise  för  das  letacte  Quartal  ver- 
pflichtet wären. 

Das  erwähnte  Edikt  wollte  eigentlich  die  Einfahr  von  fremdem 
Bier  anterbinden.  Da  aber  damals  fast  nor  Hammer  Koit  im- 
portiert warde,  so  richtete  sich  das  Einfahrverbot  gegen  diesen. 
Die  Wirte,  welche  das  Hammer  Bier  führten,  hatten  das  Verbot 
dadaroh  amgangen,  dafi  sie  „Sassenberger  Bier*  kommen  ließen 
and  verkauften,  ohne  davon  Akzise  an  das  Amt  za  entrichten. 
Da  nun  eine  Erhöhung  der  Akzise  vom  ausländischen  Bier  oder 
Eoit  auf  20  Schillinge  vom  Fürstbischöfe  dem  Bäte  bewilligt 
worden  war,  so  glaubten  die  Bäcker  vom  „  Sassenberger  Bier* 
ebenfalls  diesen  Satz  fordern  zu  können.  Der  Bat  entschied  aber, 
daß  für  dieses  Bier  noch  der  alte  Satz  bestehe,  da  es  nicht  als 
ausländisches  zu  betrachten  sei,  und  daß,  wenn  die  Verleger  des 
Hammer  Bieres  sich  auch  zur  Zahlung  eines  Steuerfixnms  für  das 
ganze  Jahr  verpflichtet  hätten,  sie  doch  unter  diesen  Umständen 
pro  Tonne  die  Steuer  entrichten  könnten. 

Nicht  geringen  Abbrach  tat  den  Bäckern  damals  auch  noch  die 
Hausbrauerei,  die  gegen  Zahlung  des  Brauschillings  allgemein 
von  den  Borgern  betrieben  wurde.  Den  ärmeren  unter  ümen 
wurde  meist  gestattet,  ein  halbes  Gebräu  zu  acht  Tonnen  frei  von 
dieser  Malzsteuer  herzastellen.  ^)  Zam  Einbrauen  mußten  sich  die 
Bürger  nach  wie  vor  der  vereideten  Straßenbrauer  bedienen, 
deren  es  in  jeder  Leischaft  mehrere  gab.  1688  wurden  27  Straßen- 
brauer vereidigt  Ihr  Eid  lautete:  „Ich  gelobe  und  schwere  za 
Oot  dem  allmechtigen  und  uf  sein  heil.  Evangelium,  daB  ich  als 
ein  Straßenbrauer  za  Ihrer  hochfürstlichen  Gnaden  gnädigster  Ver- 
ordnung keinen  bürger  oder  anderen  eingesessenen  ohne  unterscheid, 
so  für  sich  ins  Haus  brawen  und  das  nicht  als  veracciset  verkaof»! 
lassen^  es  sei  den  zuforderst  von  jeden  scheffel  malzes  einen  Schilling 
zu  etwaicher  Einlößung  der  auf  dieser  statt  haftender  liquid» 
kapitalien  und  daß  solches  geschehen,  darüber  eine  gestempelte 
zetui  neder  banden,  das  dazu  deputirte  mir  behendiget  und  ein- 
gelieffert,  so  ich  sonst  auch  in  diesen  allen  alßo  trew  und  aufrichtig 

1)  R.  Pr.  von  1679. 
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handeln  wolle,  damit  aller  nnterschleif  nnd  betrag  yermieden,  anoh 
wie  solches  die  von  Ihrer  hochfl.  Gnaden  deswegen  ausgelassener 
gnädigster  Verordnung  erfordert''  0 

Der  Braaschilling  wurde  vor  1680  meist  znr  Bestreitung 
laufender  stadtischer  Ausgaben  und  zum  Bau  von  st&dtisohen  Hausern 
verwandt  In  dem  genannten  Jahre  erschien  eine  VerfBgung  des 
Landesherm,  die  seinen  Ertrag  zur  Tilgung  der  Schuldenlast  der 
Stadt  bestimmte.  Seitdem  benutzte  man  diese  Einkünfte  zur 
Amortisation  aufgenommener  Kapitalien,  zur  Bezahlung  von  Zinsen, 
Pensionen  und  zur  Entschädigung  für  Einquartierung.  Der  höchste 
Betrag,  welcher  von  einem  Bärger  zum  Brauschilling  entrichtet 
wurde,  belief  sich  auf  etwa  5  Taler,  eine  Steuerleistung,  welche 
einer  Bierproduktion  von  etwa  50  Tonnen  entspricht  2)  Diese  Ab- 
gabe zahlten  auch  die  Batsmitglieder.  Im  Jahre  1695  gaben  neun 
derselben  ihr  Quantum  Malz  auf  je  4  Malter  an,  wofOr  sie  ins- 
gesamt mit  15  Taler  zum  Brauschilling  herangezogen  wurden. 

Natiyrgemäß  war  die  Überwachung  der  Bürger  und  namentlich 
der  auf  den  Immunitäten  wohnenden  Eximierten,  die  zur  Zahlung  des 
Brauschillings  verpflichtet  waren,  eine  äußerst  schwierige,  so .  daß 
Steuerhinterziehungen  bei  der  großen  Zahl  der  Brauberechtigten  nicht 
verhindert  werden  konnten.  Da  die  Erträge  des  Brauschillings  nun 
fortwährend  zurückgingen  und  der  Bat  in  Steuerhinterziehungen  die 
Ursache  sah,  so  beschloß  er,  ihn  ebenfalls  zu  verpachten.  Die 
Gratherren  bekamen  deshalb  den  Auftrag,  einen  genauen  Voranschlag 
über  die  zu  erwartenden  Einnahmen  aufzustellen,  damit  dem  An- 
pächter  nicht  ein  zu  großer  Oewinn  zufalle.  Diese  glaubten,  daß 
man  auf  800  Taler  bestimmt  rechnen  dürfe,  um  jedoch  ganz 
sicher  zu  gehen,  versuchte  der  Bat  durch  besondere  Deputierte 
jeden  Bürger  zu  veranlassen,  über  die  Menge  des  in  seiner  Haus- 
haltung gebrauten  Bieres  Auskunft  zu  geben  und  sich  zur  Annahme 
eines  Steuerfixums  pro  Jahr  bereit  zu  erklären.  Der  erwartete  Erfolg 
scheint  aber  ausgeblieben  zu  sein,  denn  das  Batsprotokoll  des  be- 
treffenden Jahres  vermeldet  uns,  „daß  dies  wohl  meintliche  Vor- 
nehmen über  alle  getane  Vorstellunge  ohngeachtet  ebenfalls  nicht 
verfangen,  noch  von  den  Bürgern  ein  raisonablen  Anschlag  hat 
angenommen  werden  wollen.^   Der  Pächter  sollte  Eonfiskationsrecht 

1)  Opvbnbbbg,  Eid"  ond'Haldigungsbach.    Vgl.  auch  das  Ratsprotokoll 
von  1682.  2)  Siehe  die  BrauBchülings-Register  in  den  Ratsprotokollen. 

Grewe,  Das  Braugewerb«  der  Stadt  Münster.  6 


82 

bei  den  Übertzetom  haben  und  die  2  Tder  betzageode  Skofe 
zwischen  ihm  und  der  Stadt  geteilt  werden.  0 

Als  der  Braosdiilling  aof  dem  im  Gmthaaa  bdmdKdicn  Saal 
jMEenUieh  aoageboten  wu^de,  fimd  sieh  nifmand,  der  fftr  den  an- 
gesetzten Preis  paditen  wollte.  Inzwiaehen  mddete  sidi  Johann 
Sehapmann  beim  Böigermeister  nnd  bot  fllr  den  Branacfailfi^g 
610  Tkler.  Da  der  Bat  Bedenken  tmg,  anf  dieses  Angebot  em- 
nigehen,  so  wnrde  die  Aosbietnng  am  17.  Oktober  16S9  wieder- 
holti  nnd  Sehapmann  erhielt  Ar  610  lUer  den  ZoaeUag.  Der 
Vorsteher  der  Barbier-Bniderschaft  Eduard  Hesters  übernahm  nnter 
Yerpfindong  seines  Vermögens  die  Verwaltung,  f&r  den  FUI, 
daß  der  Piehter  die  sdiuldige  Fadit  nicht  entrichte  und  der  Bat 
deswegen  die  Paditong  aofheben  mid  zur  Bezeptnr  schreiten  mfifite, 
fibr  den  der  Stadt  erwachsenden  Sdiaden  200  Taler  m  beahlen. 
Dem  Pachter  wnrde  das  Becht  zugestanden,  za  jeder  Zeit  bä  den 
Bürgern  Berisionen  der  Keller  Torznnehmen,  fSr  welche  Zwecke  er 
zwei  Aufseher  annahm.  ^ 

Mit  dieser  Verpachtung  scheint  der  Bat  deswegen  keine  guten 
Er&hrungen  gemacht  zu  haben,  weil  der  Päditer  immer  mit  dea 
aof  den  Immunitäten  wohnenden  Bürgern,  bei  denen  er  keine 
Berisionen  abhalten  durfte,  in  Konflikt  geriet  Aus  diesem  Grunde 
gab  er  bereits  1691  das  Pachtsystem  auf  und  lies  den  Brau- 
schilling in  Bezeptur  nehmen.  Mit  seiner  Vereinnahmung  wurden 
die  Deputierten  des  Multeramts^  beauftragt,  die  dafür  als  Zulagen 
monatlich  16  Schillinge  und  Freiheit  von  der  Einquartierung  zu- 
gesprochen erhielten.  Die  Konta)lle  der  Bürgerhäuser  sollten  die 
Leischaf tsdiener  4j  gegen  eine  Entschädigung  von  15  Talern  über- 
nehmen. 

Genannte  Malzsteuer  nahm  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  den 
Charakter  einer  direkten  Steuer  an,  welche  nur  die  Hausbesitzer 
und  nicht  mehr  die  brauenden  Bürger  als  solche  entrichteten,  und 
von  der  die  Ein-  oder  Mitbewohner  sowie  die  gewerblichen  Braoer 
befreit  waren.  ^)  Der  Brauschilling  wird  einerseits  diese  Entwicklung 
genommen  haben  wegen  der  schwierigen  Kontrolle  über  die  brauenden 

1)  R.  Pr.  von  1689.  1)  Ebenda. 

3)  Behörde,  welche  die  Malter-  oder  MQhlensteaer  einzog. 

4)  Stadtdiener  fOr  die  einzelnen  Leischaften. 

5)  Vgl.  den  Bericht  des  Magistrats  vom  2.  Janaar  1803.     St  A.  Yü  5T. 
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Bärger.  Da  im  aUgemeinen  doch  nur  der  wohlhabende  Bürger, 
der  Ober  die  erforderlichen  Baomlichkeiten  und  Oeratschaften  yer- 
fügte,  selbst  braute,  so  gab  man  die  Erhebung  nach  dem  wirklichen 
Malzrerbrauch  auf  und  griff  zur  direkten  Besteuerung.  Ein 
anderer  Orund  mag  vielleicht  in  der  Tatsache  zu  finden  sein,  daß 
die  Hausbrauerei  allmählich  nachließ,  wodurch  dem  Bäte  eine 
wichtige  Einnahmequelle  zu  versiegen  drohte,  weshalb  er  den  Brau- 
schilling als  Beallast  auf  die  Häuser  legte. 

Die  Höhe  der  Abgabe  richtete  sich  nach  der  Schätzung.  0 
Wer  monatlich  1  Seh.  2  Pf.  Schätzung  zahlte,  hatte  jährlich  3  Seh. 
Braugeld,  wer  2  Seh.  4  Pf.  gab,  6  Seh.  Braugeld  zu  entrichten,  und 
so  stieg  der  Brauschilling  in  ganz  proportionalem  Verhältnis.^)  Er 
wurde  halbjährlich  von  den  Leischaftsdienern  nach  einem  vom 
Stadtsekretär  angefertigten  Verzeichnis,  dem  Brauschillingsregister, 
von  Haus  zu  Haus  abgeholt.  Die  von  der  Schätzung  reglements- 
mäßig Befreiten,  aber  zum  Brauschilling  Verpflichteten,  zahlten  nach 
den  Verhältnissen,  wie  sie  zum  älteren  Brauschilling  würden  an- 
geschlagen  worden  sein,  Vermögende  aber  nach  einem  höheren 
Anschlage.  Von  dieser  direkten  Steuer  waren  die  Eximierten  des 
ersten  Grades  3)  und  die  durch  ein  besonderes  Privilegium  des 
Landesherm  Begünstigten  dauernd  befreit.  Zu  beiden  Kategorien 
zählten  namentlich  Militärs,  hohe  richterliche  Beamte,  landtagsfahige 
Kavaliere  und  ein  Teil  der  Zivilbeamten  mit  geringem  Oehalt 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  brachte  der  Brau- 
schilling der  Stadt  jährlich  durchschnittlich  625  Taler  ein.  Im 
Jahre  1802  waren  981  Personen  zur  Zahlung  verpflichtet 

Auf  eigene  Rechnung  ließ  die  Stadt  nach  1661  kein  Bier  mehr 
verkaufen.^)  Sie  besaß  zwar  noch  einen  Stadtkeller,  der  jedoch 
bis  in  die  70.  Jahre  des  17.  Jahrhunderts  keine  Einnahmen  brachte, 
da  er  wahrscheinlich  als  Dienstwohnung  für  städtische  Beamte 
benutzt  wurde.  Später  verpachtete  der  Bat  ihn  an  Wirte,  und 
zwar  bis  1715  immer  auf  4,  sodann  auf  8  Jahre.  Der  Pächter 
war  von   allen  bürgerlichen  Lasten  befreit  und  zahlte  seit  1689 

1)  Näheres  über  diese  bei  Enolsb,  Yerwaltang  der  Stadt  MOnster  S.  14. 

2)  Vgl.  hierzu  den  Bericht  des  Magistrats  Tom  25.  Jani  1896  an  das 
Administrations-Kolleglam,  EOnigl.  Staats- Archi?  za  Münster  No.  219. 

3)  SooTTi,  Gesetze  und  Verordnungen  Bd.  1  No.  185. 

4)  Vgl.  zum  folgenden  die  Batsprotokolle  der  betreffenden  Jahre. 

6* 
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pro  Jahr  42  Taler  Pachtgeld.  Seit  1715  kamen  darchsehnittlieh 
55  Taler  ein.  In  der  Folgezeit  stieg  die  Pacht  wegen  des  giöBeren 
BranntweinnmsatzesO  anf  über  100  Taler.  1801  war  der  Stadt- 
keller fOr  105  Taler  yerpachteb 


Drittes  KapiteL 

Die  Lage  des  Brangewerbes  Im  18.  und  zu  Anfimg 

des  19.  Jahrhunderts. 

Das  Bäckeramt  fibemahm  die  Pachtung  der  Bierakadse  bis 
zum  Jahre  1713.  In  den  letzten  Jahren  herrschten  vielfach  Streitig- 
keiten bei  den  Amtsgenossen.  Man  konnte  sich  Ober  die  Bepartition 
der  Pachtsnmme  sowie  Ober  die  Wahl  derjenigen  nicht  einigen, 
welche  dem  Bäte  Bechnnng  abzulegen  hatten,  so  daß  dieser  vor- 
schiedenüich  einschreiten  mußte.  Einige  Bäcker  beklagten  sieh 
femer  beim  Bäte  darüber,  daß  aus  der  Bechnungslegimg  durch 
die  dabei  fibliche  „  Schwelgerei "  dem  Amt  zuviel  Unkosten  erwüchsen, 
weil  von  den  Deputierten  Wein  getrunken  und  „  daneben  noch  sonst 
große  Kosten  **  gemacht  würden,  und  weil  diese  nicht  wie  früher  die 
Akzise  für  ein  halbes,  sondern  für  ein  ganzes  Gebräu  als  Vergütung 
für  den  Zeitverlust  gutgeschrieben  erhielten. 

Der  Bat  beschloß  deshalb,  „da  bey  verphachtung  des  gewöhn- 
lichen hier  und  Eoith  accisens  beim  beckeramt  unterschidliche 
mißverstandnis  sich  hervorgethan,  wodurch  gedachtes  Amt  in  große 
unruh  und  disordre  wirklich  gesetzet  worden  *",  ^)  die  Bierakzise  nicht 
mehr  zu  verpachten,  sondern  durch  einen  städtischen  Beamten 
einnehmen  zu  lassen.  Die  Steuer  sollte  jedoch  nicht  wie  früher  von 
den  Bäckern  für  das  einzelne  Oebräu  zur  Erhebung  gelangen,  sondern 
nach  Art  der  Schätzung  für  jeden  Bäcker  auf  Orund  des  voraus- 
sichtlichen Gebrauchs  an  Bier  als  Steuer fixum  pro  Jahr  fest- 
gestellt werden. 

Der  Anschlag  wurde  von  einigen  Bäckern  „nach  bestem 
Wissen  und  Willen'*  für  den  Bat  angefertigt.  Die  Veranlagten  trog 
man  in  eine  besondere  Liste  ein,  die  dem  städtischen   Beamten, 

1)  Im  Jahre  1800  zahlte  der  Pächter  12  Taler  Bier-  und  36  Taler  Bnnnt- 
weinakzise.  2)  R.  Pr.  von  1713. 
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der  die  Akzise  einnahm,  fibergeben  wurde.  Anfanglich  beauftragte 
man  drei,  nach  1715  aber  6  Bäcker  mit  der  Aufstellung  des  Vor- 
anschlags. Sie  wurden  vom  Bäte  in  eidliche  Pflicht  genonmien 
nnd  hatten  zu  schwören:  „Denmach  wir  von  Bürgermeister  und 
Bath  des  Amts  berufen  und  ausgesehen  worden,  umb  den  anschlag 
des  hier  und  Eoith  accisens  bey  zu  wohnen,  so  geloben  und  ver- 
sprechen wir,  daß  wir  nicht  allein  all  dasjenig,  was  bey  diesen 
Anschlag  passieren  wird  geheimb  halten  und  keinen,  er  sey  auch 
wer  er  wolle  etwas  darab  reveliren,  sondern  daß  wir  auch  bey  diesen 
anschlag  unseres  gut  dünkens  und  meynong  bemelt  H.  H.  Bürger- 
meister und  Bath  recht  autrichtig  eröffnen  und  dabey  auf  keine 
gunst  oder  gaben,  weder  auf  freund  und  feind,  verwandt  oder 
schwagerschaft  sehen  wollen,  auch  daß  wir  nach  unsem  besten  wissen 
und  gewissen  nach  eines  jeden  nahrung  den  anschls^  thuen  wollen.*'  0 
Zum  Akziseneinnehmer  bestellte  der  Bat  den  Joachim  Eörding,  den 
Bruder  des  Stadtrichters,  der  vierteljährlich  die  eingegangene  Akzise 
dem  Orutamt  abliefern  sollte,  wofür  er  45  Taler  empfing. 

Wenn  der  Bat  geglaubt  hatte,  wegen  dieser  Änderung  in  der 
Erhebung  der  Bierakzise  auch  auf  steigende  Erträge  hoffen  zu  dürfen, 
so  sah  er  sich  getauscht,  da  die  Bierproduktion  fortwährend  zurück- 
ging. Im  Jahre  1730  gaben  sich  beispielsweise  die  in  Anschlag 
genonmienen  Brauer  auf  etwa  300  Gebräu  an,  so  daß  ihre  Jahres- 
produktion in  der  damaligen  Zeit  nicht  die  eines  Monats  in  der 
Blütezeit  des  Qewerbes  eneichte.  Der  höchste  Steuersatz,  den  ein 
Brauer  1742  zahlte,  betrug  48  Taler,  welche  Smnme  etwa  einem 
Jahresumsatz  von  150  Tonnen  Bier  entspricht  Unter  diesen  Ver- 
hältnissen sinken  die  Erträge  der  Bierakzise  mit  jedem  Jahre ;  sie 
sind  ein  getreues  Spiegelbild  von  dem  gewerblichen  Niedergange 
Münsters  überhaupt  im  18.  Jahrhundert. 

Die  Bierakzise  brachte^): 

1700 2700  Taler 

1705 2650  „ 

1710 2500  „ 

1715 2694  „ 

1720 2291  „ 

1730 1744  „ 

1735 1736  „ 

1)  R.  Pr.  Yon  1713.  2)  Nach  den  Grutamts-Rechnungen. 
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1740 16S6  Ttüer 

1745 1754  „ 

1750 1723  „ 

1755 1740  „ 

1760 1735  „ 

1770 1606  „ 

1775 1571  „ 

1780 1506  „ 

1785 1525  „ 

1790 1480  „ 

1795 1480  „ 

1800 1480  „ 

Exportiert  wurde  im  18.  Jahrhundert  nieht  mehr.  In  Teoerongs- 
jahren  scheint  der  Export  von  Bier  zeitweilig  wegen  Konmumgels 
sogar  Terboten  gewesen  zn  sein,  <)  denn  1718  beantragen  die  Oilde- 
meister  des  Bäckeramts  gegen  eine  Witwe  4  Taler  Strafe,  «weü  sie 
sich  unterstanden,  Tier  Fasser  Bier  ans  der  Stadt  anderwärts  za 
yeriomfen^ 

Desto  größere  Mengen  in  den  Nachbarorten  gebrauten  Bieres 
wurden  in  Münster  abgesetzt  Abgesehen  davon,  daB  damals  die 
Landbraoerei  überhaupt  unter  günstigeren  Existenzbedingungen  ab 
die  stadtische  stand,  war  jene  im  Stift  noch  durch  besondere  Ver- 
hältnisse gefördert  worden.  Hierzu  trug  nicht  nur  das  zeitweilige 
Einfuhrverbot  von  ausländischem  Bier  bei,  sondern  vor  allem  auch 
das  Verbot  der  Branntweinbrennerei  auf  dem  Lande  durch  das  Edikt 
vom  3.  Mai  1671.2) 

Auf  die  Klagen  der  Brauer  über  die  drückende  auswärtige 
Konkurrenz  hin  ersuchte  am  2.  März  1739  der  Bat  untertänigst 
den  Landesherm,  durch  eine  besondere  Verordnung  den  Verkauf  von 
fremdem  Bier  in  Münster  zu  regeln.  Die  Brauer  hatten  wieder- 
holt darauf  hingewiesen,  „daß  ihnen  die  Nahrung,  wenn  nicht  völlig, 
jedoch  meisten  Theils  benommen  würde  wegen  alhier  zu  Münster 
einkommenden  und  in  der  statt  nicht  gebrauten  Koitz  alß  häm- 
mischen,  Wolbeckischeu,  Schonefleitschen  und  Nienbergschen  und 
sonst  anderes  firembdes  Bier  als  Sachsenbergsches,  greffisches  und 


1)  In  anderen  Städten  erschienen  in  Teuemng^ahren  Yielfach  Verbote, 
die  das  Bierbraaen  ganz  untersagten. 

2)  ScoTTi,  Gesetze  and  Verordnungen  ßd.  1  No.  200.   Vgl.  hierin  ferner 
Westf^.  Zeitschr.  Bd.  35  S.  149. 
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anderes  bieres.'^O  -^^ch  Weißbier  kam  gelegentlich  in  größeren 
Mengen  nach  Münster,  denn  1753  zeigt  ein  Wirt  Westhues  dem 
Bäte  an,  daß  er  45  Tonnen  ,3^6ihahn^  2)  eingelagert  habe,  und  bittet, 
zu  entscheiden,  wieviel  Akzise  er  dafOr  zahlen  solle.  Dieser  setzte 
9  Seh.  4  Pf.  fOr  die  Tonne  fest. 

Der  Bat  war  der  Ansicht,  daß  es  vielleicht  empfehlenswert  sei, 
die  Akzise  von  allem  fremden  Bier  zu  verpachten.  Weil  nun 
auch  znm  Nachteil  der  einheimischen  Brauer  viel  TJnterschleife 
dadurch  getrieben  wurde,  daß  fremdes  Bier  angeblich  auf  Bestellung 
von  Eximierten  steuerfrei  nach  Münster  kam  und  dort  um  die  Akzise 
verbilligt  konkurrierte,  so  wünschte  er  femer,  daß  die  Eximierten, 
wenn  sie  wirklich  fremdes  Bier  einlegen  wollten,  verpflichtet  würden, 
vorher  an  den  Importeur  einen  Brief  mit  der  Bestellung  abzusenden, 
der  dann  später  von  dem  Frachtführer  des  Biertransportes  dem  Pächter 
der  Akzise  vom  fremden  Bier  zu  übergeben  wäre.  Auf  den  Miß- 
brauch dieses  Bestellzettels  sollte  die  hohe  Strafe  von  25  Ooldgulden 
gesetzt  werden.  3) 

Von  1688 — 1720  genoß  das  einheimische  Bier  eine  Art  Schutz- 
zoll, da  die  Akzise  von  ihm  bedeutend  niedriger  war,  als  die  vom 
fremden  Bier.  1720  wurde  die  letztere  von  20  Seh.  auf  14  Seh. 
pro  Tonne  herabgesetzt  Die  Akzise  von  dem  fremden  Bier  war  meist 
verpachtet  und  brachte  jährlich  ungefähr  250  Taler  ein.  Seit  1720 
kam  sie  wieder  durch  den  städtische  Steuerempfänger  zur  Erhebung. 
Die  Pförtner  hatten  diesem  Beamten  von  jedem  ai±ommenden  Bier- 
transport Nachricht  zu  geben,  wofür  sie  1  Seh.  pro  Tonne  erhielten. 
Ausländisches  Bier,  d.  h.  nicht  im  Stift  gebrautes,  wurde  nach  1775 
in  Münster  nicht  mehr  getrunken,  wohl  aber  aus  den  benachbarten 
Ortschaften,  namentlich  aus  Qreven,  eingeführtes. 

Diese  auswärtige  Konkurrenz  machte  sich  dem  einheimischen 
Braugewerbe  um  so  fühlbarer,  als  es  in  jener  Zeit  vollkonunen  sich 
selber  überlassen  war.  Die  Tätigkeit  des  Staates  erstreckte  sich  ledig- 
lich darauf,  eine  genaue  Kontrolle  der  von  ihm  aufgebrachten  Steuern 
und  ihrer  Verwendung  auszuüben.  Weil  sich  der  „Geheime  Bat'*  von 
einer  Verpachtung  der  Akzise  mehr  versprach,  so  suchte  er  öfters  den 


1)  Es  handelt  sich  mit  Ausnahme  von  Hamm  um  lauter  kleine,  MtLnster 
benachbarte  Orte,  die  alle  in  dem  Rufe  standen,  ein  gutes  Bier  su  brauen. 

2)  Ein  ehemals  bertlhmtes,  hauptsächlich  zu  Hannoyer  gebrautes  Weiß- 
bier, auch  wohl  Broyhan  genannt  3)  St.  A.  XI  141. 
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Bat  zu  veranlassen,  die  Akzise  wieder  öffentlich  ansbieten  za  lassen. 
Nach  den  gemachten  Erfahrungen  aber  konnte  sich  der  Bat  hierzu 
nicht  mehr  entschließen.  Es  genfigte  ihm«  wenn  die  Brauer  die 
festgesetzte  Akzise  bezahlten  und  der  Konsument  keine  Klage  ffihrte. 

Bisher  hatte  der  Bat  hinsichtlich  der  Akzise  den  Braaem 
gegenfiber  immer  große  Nachsicht  walten  lassen.  Dieses  änderte 
sich  aber  seit  den  Zeiten  des  siebenjährigen  Krieges.  Namenr 
loses  Elend  brach  damals  über  die  Stadt  Mfinster  herein,  i)  Kaum 
im  Begriffe  sich  von  den  Folgen  der  firuheren  politischen  Wirrai  zn 
erholen,  wurde  sie  durch  die  Kriegsstürme  wieder  auf  Jahrzehnte 
in  der  Entwicklung  zurückgeworfen.  Daß  diese  wirtschaftlich  all- 
gemein ungünstigen  Verhältnisse  auch  auf  das  nur  noch  wenig 
widerstandsfähige  Braugewerbe  nicht  ohne  Einfluß  blieben,  ist  leicht 
einzusehen.  Unter  den  Lasten  der  Einquartierung,  der  Kontributionen 
und  gewaltsamen  Bequisitionen  nach  Lebensmitteln  hatten  die 
Bäcker  schwer  zu  leiden.  Dazu  kamen  noch  die  Bier-  und  Brot- 
lieferungen an  die  fremden  Truppen,  die  wohl  Arbeit,  aber  bei  der 
herrschenden  Teuerung^)  keinen  Verdienst  brachten,  sowie  dne 
drückende  Brottaxe.  Infolge  des  Bückgangs  der  Bierproduktion 
sank  die  Akzise  in  den  Jahren  1763, 1764  und  1765  imter  1000  Taler. 

Da  die  Schuldenlast  der  Stadt  stetig  wuchs,  so  lag  jetzt  dem 
Bäte  daran,  daß  die  Akzise  nicht  allzusehr  zurückging,  weshalb  er 
zum  Kontingentierungssystem  überging.  Alljährlich  wurde 
nun  eine  bestimmte  Summe  festgesetzt,  die  bei  der  Veranlagung 
der  Brauer  herauskommen  mußte.  Diese  verteilten  dann  die 
Deputierten  nach  Annahme  durch  das  Bäckeramt  auf  die  einzehieD 
Brauer. 

Ln  Jahre  1772  gerieten  die  vom  Rate  für  die  Veranlagung 
ernannten  Deputierten  mit  ihm  in  ernste  Streitigkeiten,  da  ihnen 
die  vom  Bäte  bestimmte  Kontingentsteuer  zu  hoch  erschien. 
Als  sie  sich  nun  im  folgenden  Jahre  aus  demselben  Grunde  wieder 
weigerten,  den  Anschlag  in  der  geforderten  Höhe  auf  die  einzebsa 
Brauer  umzulegen,  kündigte  der  Bat  ihnen  einfach  an,  daB  äe 
selbst  zur  Bepartition  der  Differenz  herangezogen  würden,  faUs  sie 
die  angeforderten  1600  Talern   nicht   unterbrächten,  und  er  setzte 

1)  Vgl.  Westf&l.  Zeitschr.,  Bd.  35  8.  102. 

2)  Der  Preis  der  Querte  Bier  wurde  1763  Tom  „Geheimen  Bate'<  taf 
14  Pf.  festgesetzt,  das  Doppelte  des  sonst  damals  üblichen  FreiaeB. 


Dm  Tolkt&ndige  Duniederliogen  des  Braugewerbes  von  1661—1802»     89 

ihsen  eine  kurze  Frist,  innerhalb  der  sie  die  Angelegenheit  erledigt 
haben  maßten. 

Die  Deputierten  begründeten  ihre  Weigerung  hauptsächlich 
damit,  daß  zuviel  Brauer  das  Brauen  ganz  aufgegeben  hätten. 
In  dem  Moderationsgesuch  von  1772^)  wiesen  die  Brauer  selber 
darauf  hin,  » daß  ihr  Amt  durch  Krieg,  Einquartierung  und  Yieh- 
sterben  dergestalten  gelitten  habe,  daß  fast  die  Hälfte  desselben 
ohne  dem  Mindesten  Verschulden  Bereits  ruiniret  sey.^  Während 
1744  noch  100  Bäcker  zur  Bierakzise  yeranschlagt  waren,  hatte 
sieh  diese  Zahl  nach  dem  siebenjährigen  Kriege  bedeutend  ver- 
mindert; 1786  waren  es  nur  noch  73.  Jedes  Jahr  zeigten 
Bäcker  dem  Bäte  an,  daß  sie  das  Brauen  aufgäben,  und  baten 
um  Befreiung  von  der  fElr  sie  angesetzten  Akzise.  Anfanglich 
mußten  sie  diese  fOr  das  laufende  Jahr  weiter  bezahlen.  Später 
aber  befreite  sie  der  Rat  zwar  von  dem  noch  ausstehenden  Teil 
ihres  Akzisenfixums,  zwang  jedoch  die  übrigen,  den  entstehenden 
Steuerausfall  mitzubezahlen.  Die  Bäcker,  welche  das  Brauen 
au^ben,  durften  den  noch  vorhandenen  Torrat  von  Bier,  Brannt- 
wein und  Wein  nicht  mehr  ausschenken.  Ihre  Braupfemne  wurde 
entweder  fortgeräumt  oder  durch  den  städtischen  Maurermeister 
zugemauert  und  mit  dem  Stadtsiegel  versehen.  Die  Ausführung 
dieser  Vorschriften  hatte  der  Akziseneinnehmer  zu  überwachen. 

Da  in  jener  Zeit  bei  der  herrschenden  Teuerung  die  Brau- 
materiaUen  hoch  im  Preise  standen  und  selbst  für  Oeld  schwer 
zu  haben  waren,  so  suchten  die  Bäcker  durch  eine  eigenmächtige 
Preiserhöhung  des  Bieres  auf  ihre  Kosten  zu  kommen.  ^)  Zu  diesem 
Zwecke  wurde  auf  einer  Versammlung  des  Amtes  bei  3  Taler  Strafe 
für  den  Übertreter  beschlossen,  die  Quarte  Bier  für  8  Pf.  zu  ver- 
kaufen. Kurze  Zeit  darauf  erging  aber  schon  eine  Anweisung  des 
„Geheimen  Bats^  an  den  Stadfarichter,  die  beiden  Oildemeister  des 
Bäckeramtes  auf  Befehl  des  Fürstbischofs  in  je  5  Taler  Strafe  zu 
schlagen,  weil  das  Amt  den  Preis  des  Bieres  ohne  obrigkeitliche 
Genehmigung  erhöht  hätte.  Diese  Strafe  sollte  sofort  beigetrieben 
werden. 


1)  M.  B.  D.  B. 

2)  Vgl.  zum  folgenden  die  Kopien   der  betreffenden  Urkunden  eben- 
daselbst. 
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Die  B&cker  entsohnldigten  in  einem  Gesuche  an  den  Linde»- 
heim  ihr  eigenmächtiges  Vorgehen  zunächst  damit,  daß  dem  Gemein- 
wesen und  dem  Amte  an  einem  einheitlichen  YerkaofiBpreise 
gelegen  seL  Wenn  sie  weiterhin  bei  den  teuren  Zeiten  die  Quarte 
zu  7  Pf .  verkaufen  mfifiten,  dann  bleibe  ihnen  nur  flbrig;  zum 
Nachteil  der  Konsumenten  entweder  schlechtes  Bier  zu  brauen  oder 
zu  Orunde  zu  gehen.  Sodann  glaubte  sich  das  Amt  zu  diesem 
Schritte  berechtigt,  weil  sich  aus  seiuen  Amtsbfichem  ergab,  daB 
bereits  1702  ein  ähnlicher  Beschlufi  von  ihm  ergangen  war,  der  bei 
3  Talern  Strafe  untersagte,  das  MaB  Bier  unter  7  Pf.  zu  yerkaufen. 

In  und  aufierhalb  der  Stadt  drohte  dem  Gewerbe  ein  Yerlnrt 
nach  dem  andern.  Nicht  allein,  daB  die  Brauer  eine  scharfe  Eod- 
kurrenz  von  auswärts  zu  bestehen  hatten,  mußten  sie  auch  mit 
ansehen,  wie  auf  den  „unzehlbaren  lustgärten^'  vor  den  Ttnen  der 
Stadt  Bier  abgeladen  und  von  dort  unversteuert  „korbweise''  heim- 
lich in  die  Stadt  geschafft  wurde.  Femer  war  auch  den  Bauern  in 
den  „Gogerichten*'  i)  verboten  worden,  aus  Mflnster  Bier  zu  bezieheii, 
damit  die  dort  wohnenden  Wirte  nicht  geschädigt  wQrden. 
Sogar  dicht  vor  den  Toren  Münsters  waren  zahlreiche  Wirt- 
schaften mit  eigener  Braueinrichtung  entstanden,  die  den  Bäckern 
großen  Abbrach  taten,  da  sie  ihr  Bier  ohne  Entrichtung  von  Akiise 
„hausierend"  in  der  Stadt  absetzten.  Die  Bäcker  hatten  ein  genaues 
Verzeichnis  dieser  Wirte  angefertigt  und  mit  einem  Gesuche  an  den 
Landesherm  gesandt  Am  8.  Februar  1781  ordnete  der  Fürstbischof 
an,  daß  außerhalb  Münsters  wohnende  Brauer  und  Wirte,  welcbe 
mit  Bier  in  Münster  „handeln'^  wollten,  zwecks  Entlastung  des  Amtes 
Akzise  entrichten  und  sich  deshalb  mit  dem  Bäte  vereinbaren 
sollten.  Dem  Bäckeramt  wurde  aufgetragen,  die  in  Frage  kommenden 
Wirte  von  diesem  Beschluß  zu  benachrichtigen. 

Auch  über  die  in  letzter  Zeit  entstandenen  nicht  konzessioniertes 
(Gasthöfe  führten  die  Bäcker  Klage.  Nach  dem  Edikt  von  1765 
durften  nur  die  sogenannten  Schildwirte,  d.  h.  die  priviligieites 
Herbergsbesitzer,  welches  fast  nur  Bäcker  waren.  Fremde  be- 
herbergen. 2)     Diese  Verordnung  war  nur  wenig  beachtet  worden, 


1)  Landgerichtsbezirke. 

2)  Siehe  Sootti,  Gesetze  und  Verordnungen  Bd.  1  No.  150.     Die  Freodtt- 
polizei  wurde  in  Monster  immer  strenge  gehandhabt 
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und  es  gab  viele  Wirte,  die  keine  Schildwirte  waren  and  doch 
Premde  beherbergten. 

Das  damals  in  zahlreiche  Kleinbetriebe  aufgelöste  münsterische 
Braugewerbe,  welches  ganz  auf  die  Befriedigung  des  einheimischen 
Bierverbrauches  angewiesen  war,  litt  nicht  zum  wenigsten  auch 
unter  dem  in  jener  Zeit  einsetzenden  Bückgang  des  Bierkonsums 
überhaupt  Dem  Biere,  welches  ehemals  mehr  ein  Nahrungs-  als 
ein  Genußmittel  darstellte,  entstanden  nämlich  begünstigt  nament- 
lich durch  seine  üblich  gewordene  Qualitätsverschlechterung  Eon- 
kurrenten in  den  warmen  Oetränken  und  dem  Branntwein. 
Dazu  nahm  auch  der  Konsum  von  Wein  in  unseren  Gegenden 
erheblich  zu.  Während  der  Branntwein  in  Münster  1682  erst 
423  Taler  an  Akzise  einbrachte,  bürgerte  sich  sein  Genuß  bald 
so  ein,  daß  die  Steuer  von  ihm  nicht  nur  die  Höhe  der  Bierakzise 
erreichte,  sondern  diese  seit  1783  sogar  regelmäßig  überholte.^) 
Ahnlich  verhielt  es  sich  mit  dem  Weine. 

In  einem  Gesuche  ^)  an  den  Rat  weisen  die  Bäcker  darauf  hin, 
„daß  die  Eingesessenen  in  alten  Zeiten  die  Wirtshäuser  besuchten 
und  sich  mit  Bier  begnügten,  statt  dessen  besuchen  jetzt  die  wohl- 
habenden Bürger  die  Weinhäuser  und  die  Bürger,  welche  dies 
nicht  täglich  können,  thuen  es  wenigstens  Sonntags  und  an  den 
Feiertagen.  Gewiß  wird  man  jetzt  in  Münster  100  Weinhäuser 
finden,  während  vormals  8  oder  9.^ 

Daß  diese  Angaben  der  Bäcker  einigermaßen  den  Tatsachen 
entsprechen,  geht  aus  einer  Schilderung  von  Justus  Grüner  ^)  hervor, 
der  Münster  in  jener  Zeit  besuchte.  „Zwar  ist  der  Münsterer'^ 
führt  er  aus,  „überhaupt  sehr  gesellig  und  es  wird  schwerlich  hier 
viele  Geistliche,  Beamte,  Gelehrte,  Kauf  leute,  ja  selbst  nur  Hand- 
werker geben,  die  nicht  an  sieben  Wochentagen  fünf  Abende  in 
einem  Wein-  oder  Bierhause  zubringen  oder  in  den  Klubs  (deren 
es  fOr  die  Honoratioren  allein  fünf,  so  wie  überhaupt  einige  achtzig 
Weinhäuser  in  Münster  giebt)  zusammenkommen.'* 

An  den  Klubs  übt  Grüner  dann  eine  abßillige  Kritik  aus. 

Gerade  diese  waren  auch  den  Bäckern  ein  Dom  im  Auge,  weil 
sie  ihnen  angeblich   nicht  geringen  Schaden  taten.     Dergleichen 

1)  Im  Jahre  1801  brachte  die  Branntwemakzise  1636  Taler  21  Seh.  ein. 

2)  Vgl  M.  B.  D.  B. 

S)  Meine  Wallfahrt  zur  Ruhe  und  Hoffnung  Bd.  2  S.  72. 
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geschlossene  Gesellschaften  mit  eigenen  Schanklokalen  kamen 
namentlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  auf,  nherror- 
gerofen  durch  den  feineren  Ton,  der  in  die  gesellige  Sitte  gekonmien 
war.^  0  Die  Bäcker  wfinschten  nun  in  einer  Eingabe  an  den  Bat, 
daß  die  Elubs  zur  Akzise  herangezogen  würden,  da  sie  diese  als 
gewöhnliche  Schanklokale  ansahen.  Der  Bat  leistete  ihrem  Wunsche 
jedoch  keine  Folge,  weil  die  Elubs  nicht  als  öffentliche  Wirtshäuser 
zu  betrachten  seien,  die  ihr  Bier  jedermann  verkauften.  Außerdem 
sei  das  in  diesen  verkaufte  Bier  bereits  versteuert,  da  es  meist  von 
den  Bäckeramtsgenossen  bezogen  würde. 

Die  Lage  des  deutschen  Braugewerbes  in  jener  Zeit  hat  Stru ve  ^ 
treffend  gekennzeichnet,  wenn  er  sagt:  „Das  ganze  18.  Jahrhundert 
ist  mit  Klagen  erfüllt  über  den  unaufhaltsamen  Verfall  der  Brao- 
nahrung.^^  Wie  wir  gesehen  haben,  treffen  diese  Worte  in  concreto 
besonders  auch  für  Münster  zu.  Selbständige  Brauereien  in  unserem 
Sinne  gab  es  dort  zu  Ende  des  1 8.  Jahrhunderts  nicht  mehr,  s<mdem 
nur  zahlreiche  kleine  Wirtschaftsbrauereien,  die  fast  nur  für  ihren 
eigenen  Bedarf  brauten.  Im  Jahre  1801  zählte  man  deren  76.  Den 
Brauer  von  damals  lernen  wir  gleichzeitig  als  Wirt  und  Bäcker 
kennen.  Das  damals  gebraute  Bier  war  ein  aus  Gerstenmalz  and 
Hopfen  hergestelltes  obergähriges  Braunbier,  ^)  welches  je  nach  der 
Lagerung,  wie  noch  heute,  als  Frisch-  oder  Altbier  verkauft 
wurde.  Daneben  braute  man  auch  noch  in  unbedeutender  Menge 
bis  in  die  80  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  das  alte  Stadtbier, 
den  Eoit. 

Alles  in  allem  bietet  das  münsterische  Braugewerbe  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  ein  überaus  trostloses  Bild.  Mangel  an  wirt- 
schaftlicher Initiative  und  kleinlicher  Konkurrenzneid,  getragen  von 
überlebten  zünftlerischen  Bestrebungen,  gaben  hier  dem  Brauer- 
Stande,  wie  so  vielerorts,  ein  typisches  Qepräge  und  paßten  die 
Brauerei  so  dem  ganzen  Milieu  an,  das  Münster  in  jener  Zeit  aof 
gewerblichem  Gebiete  allgemein  bot. 

1)  Rehlen,  Geschichte  der  Handwerke  und  Gewerbe  S.  90. 

2)  a.  a.  0.,  S.  9. 

3)  Das  verbesserte  alte  Gestbier;  Gbunbk  (a.  a.  0.  II  S.  72)  lobt  es 
wegen  seiner  Wohlbekömmlichkeit. 
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Schluß. 

Werfen  wir  noch  einen  Bäckbliok  auf  die  Oeschichte  der 
münsterischen  Brauerei  in  dem  behandelten  Zeitranme,  und  ver- 
snoben wir,  in  ganz  kurzen  Zfigen  den  Zusammenhang  mit  dem 
heutigen  Zustande  herzustellen. 

Wie  aus  dem  Dargestellten  hervorgeht,  fällt  die  Blfitezeit  der 
mänsterisohen  Brauerei  in  die  Zeit  der  politisohen  und  wirtschaft- 
lichen Oröfie  Mflnsters  überhaupt  War  bis  zu  Beginn  des  1 6.  Jahr- 
hunderts in  der  Hauptsache  nur  fOr  die  Befriedigung  des  lokalen 
Bedarfes  gebraut  worden,  so  entwickelte  sich  die  münsterische 
Brauerei  seitdem  auch  zu  einem  rühmlichst  bekannten  Ezportgewerbe. 

Dieser  Fortschritt  in  der  Leistungsfähigkeit  ist  um  so  mehr 
anzuerkennen,  als  das  Braugewerbe  von  selten  des  Bates  und  der 
das  Stadtregiment  beeinflussenden  Oilden  kaum  eine  wirtschaftliche 
Förderung  erfuhr.  An  einer  kraftvollen  Entfaltung  ihres  ganzen 
Könnens  wurden  die  Brauer  vielmehr  überall  durch  einengende 
Bestimmungen  gehindert,  da  der  Bat  der  Stadt  aus  Mangel  an 
wirtschaftlichem  Scharfblick  zu  lange  an  den  eisernen  Kegeln  und 
längst  überlebten  Einrichtungen  mittelalterlicher  Gewerbe-  und 
Finanzpolitik  festhielt  Hierbei  war  es  dem  Oewerbe  besonders 
nachteilig  daß  es  nicht  organisiert  war.  Dank  dieses  XJmstandes 
war  den  Gilden  willkommene  Gelegenheit  geboten,  ihm  einen  großen 
Teü  der  stadtischen  Lasten  aufzuwalzen. 

Wenn  wir  die  ökonomische  Struktur  des  Gewerbes  in  seiner 
Glanzzeit  betrachten,  so  ist  es  zur  Ausbildung  einer  wirklichen  Groß- 
brauerei nicht  gekommen.  Während  andere  bedeutende  Braustädte 
der  älteren  Zeit  vielfach  große  Braubetriebe  aufzuweisen  haben, 
deren  Besitzer  zu  fürstlichem  Vermögen  gelangten,  finden  wir  in 
Münster  nur  Mittelbetriebe,  die  selbst  in  den  besten  Zeiten  nur 
ihren  Mann  nähren  konnten.  Den  Charakter  der  „goldenen  Nah- 
rung %  wie  man  andererseits  die  ältere  städtische  Brauerei  wohl 
genannt  hat,  besaß  das  Braugewerbe  fOr  den  münsterischen 
Brauer  keineswegs;  ihm  war  der  Verdienst  auf  Heller  und  Pfennig 
ausgerechnet  und  zugemessen. 

Seine  besten  Tage  sah  das  Braugewerbe  kurz  nach  1600.  Aber 
schon  bald  darauf  folgt  mit  Beginn  des  30jährigen  Krieges  für 
Münster,  ebenso  wie  überall  in  den  Städten  Norddeutschlands,  die 
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txftbe  Zeit  des  braugewerblichen  Niederganges.  In  einen  YoUstaii- 
digen  Zersetznngsprozeß  geriet  das  mflnsterische  Braugewerbe  dann 
zu  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts,  als  Mfinsters  einst  so  bedeutender 
Handel  zum  größten  Teil  vernichtet  war  und  seines  Landeshemi 
eiserne  Faust  ihm  jedwede  politische  Initiative  genonunen  hatte« 
Nun  war  die  Unternehmungslust  seiner  Bürger  vollständig  gelähmt, 
der  Oewerbefleiß  kam  ins  Stocken.  Vom  „wohlgepflegten**  sank  das 
alte,  Mher  so  leistungsfiLhige  Braugewerbe  im  Laufe  der  Zeit  zum 
„verelendeten*^  Handwerk  hinab.  Es  war  zu  Beginn  des  19.  Jah> 
hunderts  nicht  einmal  mehr  imstande,  den  Anforderungen  des  lokalen 
Bedarfes  gerecht  zu  werden. 

Nachdem  Mfinster  1815  definitiv  in  den  Besitz  der  Krone 
Preußens  gelangt  war,  wurden  wohl  Änderungen  in  steuerpolitischer 
und  gewerbepolizeilicher  Hinsicht  getroffen,  aber  im  allgemeiaen 
blieb  die  alte  Brauverfassung  lange  unverändert  Der  Eleinbetrieb 
mit  einer  sich  ziemlich  gleichbleibenden  Technik  der  Biererzeugung 
und  beinahe  konstanter  Oröße  des  Umsatzes  herrschte  bis  in  die 
neueste  Zeit  vor,  als  anderwärts  der  Aufsaugungsprozeß  der  kleinen 
Brauereien  durch  die  modernen  Oroßbetriebe  schon  vollendet  war. 
Die  ganze  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hindurch  tranken  Münsters 
Bürger  das  einheimische  obergährige  Bier,  namentlich  das  Altbier, 
und  erst  nach  dieser  Zeit  kamen  langsam  von  auswärts  bezogene 
Lagerbiere  in  Aufnahme. 

Als  in  Süddeutschland  die  Umgestaltung  und  der  neuzeitliciie 
Aufschwung  der  Brauerei  eingetreten  war,  i)  geht  Westfalen  sein 
alter  Ruf  als  „Bierland"  verloren.  Vor  allem  blieb  Münster  lange 
gänzlich  abseits  von  der  Straße  des  Fortschritts  stehen.  An  seiner 
Stelle  übernahm  dann  Dortmund  die  Bolle,  welche  Münster  als 
Braustadt  in  der  älteren  Zeit  in  Westfalen  gespielt  hatte. 

Dortmund  wußte  sich  in  wenigen  Jahrzehnten  in  Nordwest- 
deutschland eine  ähnliche  Stellung  auf  braugewerblichem  Gebiete 
zu  erringen  wie  München  in  Süddeutschland.  Es  hat  diesen  Aufschwung 
vor  allem  der  Ausbildung  modemer  Großbetriebe  zu  verdanken. 
Nachdem  dort  im  Jahre  1842  die  erste  Großbrauerei  gegründet 
war,  entwickelte  sich  bald  infolge  der  Tatkraft  und  Unternehmungs- 
lust einiger  hervorragender  Männer,  aber  auch  unter  dem  Einflüsse 


1)  Näheres  bei  Stbutb,  a.  a.  0. 
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günstiger  äußerer  Verhältnisse,  wie  der  stürmisch  einsetzenden  Bifite 
des  rheinisch-westfälischen  Indostriebezirks,  der  raschen  Eapital- 
ansammlnng  und  der  Eröffiinng  bedeutender  Bahnlinien,  eine  groß- 
artige Branindostrie  von  Weltruf.  Neben  einer  'so  fiberlegenen 
Konkurrentin  konnte  der  mflnsterischen  Brauerei  nur  eine  bescheidene 
Entwicklung  vergönnt  bleiben.  Immerhin  haben  die  Erfolge  Dort- 
munds auf  die  Brauereien  des  fibrigen  Westfalen  befruchtend  ein- 
gewirkt und  dessen  alten  Buf  als  Heimat  guter  Biere  wiederhergestellt 


Vfdig  «n  C.  L.  HlrHhrtli 
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Ir.  k.  teluT.  iliifnil  nail  l'rutusotir  Act  SujitiiwiaeMiscIiafriyi 
Pnh  K  9.4ft,  fit  dogwitimi  HaliilnuittiiMd  IL  1»  - 


Abhandlungen 
aus  dem  staatswissenschaftlichen  Seminar 

zu  Monster  i.  W. 

L'i.ioi  Uitnlrltuui;  vi^ 

Prot.  Dr.  Leo  von  Savigny  un>i  Prof.  Dr.  Jos«!  Schmöle 
Prof.  Dr.  Alax  von  Hechel. 

)      Hrff: 

Der  Staat  und  die  Hypothekenbanken 


Vnh  U.  3.40. 


Der  Rückgang  der  Hand-Leinwandindustrie 
des  Alünsleriandes. 

Vno  I)r  C>rl  Biliar,  MlUwtiiri.W. 
Prtl»  M.  t-HiJ, 


Dr.  (Bpovii  EnUa-. 

6cti    Bas  QtttncinrigrRtniB  an  flobrji. 
HfrcnVc  i'o"  Jr-  i'ön  Gidiuiiiiiii.     %u 
illlMc  ("((liidjr  2tMioIi«mita  nnt    Xifviu  \ 
Wblei.  iJici*j  iu;.  -.i.u,  , 

Dt  Vhu  »afiiiflM.  airtt  tiiin'  ?>'' -' ^  - 

buo1ifiittf>c  ^(AMtfllii'nttid  im  lii! 
öon  ittturji  fthlrr 

a.  ßefi : AM Öolkfllinil).  iiwi  ^6(ini'- i-'t  iiuhu  ti',ii?_  li&EitcWB» 
aijtcb  1'üi«'.  Wii  tili«  Ät'iniubUiafl:  ,^atiKnti(ii«  itnb  bn  iffigiiS 
täDiiali-Jimtö  tri*  I!»,  ilulirfiuiibcils"  vm  (i'CDT(|  !?tl>!(T. 

'yids  9»-  2—,  m'b.  m  ii'i 

•t- J&e^:  Bit  mirkuiigrii  in  Slttilirntiaii  nur  Mr  saa^ta.  ^Sei 
SffArtt«  .fiAlt.  UiifTi«(li  Doli  iÜ- C'IOciit>eri],  9{ü  ciiiei  Aliliaillt 
llmg:^,iR^b^^1tIll^l|Mu^biP^l^Cltmo^llhI^E^glallbiI^r  i*k.  3vitl*^KKlin 
uwlHiiiiirUö.5utl"L'Di|t^fotii?IMi:i'.  %(««  äR.  t  .SO,  flch.  338.  2.»! 

9-  -g^H:  Die  nmimialitliDnDmic  (n^niitl^^inoiiifiinii».  ^on  ■^tstn 
änfoiinil-  ÜlrnJcCt  i<l<ii  [>r.  Vllbc:;  ^lilUirct.  Uiit  ciiin  'Sb 
6il«hliin{i:  „crtinli^MiiMi  l^l^  öti  riuiiiciiiitiöisnuifi"  Pou  Weüti 
«Mfi  i'tci-  <W,  Wn.  !5C(..  3W   IM 

ß.  •^tfh:  Giriere  Snltcn  bti'  3o)iiilMi  tlrrirm.   'Hirn  SUKoc  VSou 

fifcttiLiil-    IHcEfcü!  apil  Hr.  .£«ti(lL>  .«110^.    SJU  i'ini:i  -^1iIi.i".-'[(hili3 
.^(Wiiifr  iinb  b«  ■Süii«c!:t8inii*"  i'wi  (iiturg  ?i-  ' 
•UHiö  3«.  ayn 

7  '&tfl'  ^M  ht^t  ur  QrnuHgniliiiii. 
W>aU\{t  nun  W.  ;^  rm  iib.   Viu  nutr  Üli'.i 


